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DIE  ERGANZÜNG  des  DEUTSCHEN 

BÜRGERLIGHEN  GESETZBUCHES  DÜRCH  NEÜERE 

REIGHSGESETZE, 

VOH 

Dr.   RUDOLF   LEONHARD, 

Profettor  in  BresUa. 

(Fortsêtstung  ')•) 


Neben  den  bisher  besprochenen  Gesetzen,  die  sich  un- 
mittelbar  an  das  neue  Geseizbach  aniehnen ,  sind  die  Aen- 
derungen  und  Erg§nzungen  zu  crwahnen,  die  bei  Gelegenheit 
seiner  Abfassang  auf  dem  Gebiete  des  Processrechtes ,  d.  h. 
des  Gerichtsvorfassungsgeselzes ,  der  Civilprocessordnung 
und  der  Eonkursordnung ,  bewirki  worden  sind.  Ein  Gesetz 
vom  17-  Mai  1898  (R.  G.  81.  S.  342)  ermachligle  den  Reichs- 
kanzler,  die  in  solcher  Weise  umgestalteten  Processgesetze 
in  ihrer  neuen  Form  zu  veröffenllichen.  Dies  isi  dann  auch 
geschehen.  Die  Umgestaliung  vollzog  sich  inmiiien  einer 
Menge  von  Wünschen ,  die  zu  Processreformen  hindrangten. 
Die  Gesetzgebung  hal  aber  diesen  grundsatzlich  widerstan- 
den,  urn  sie  ,ruhigeren  Verhaltnissen"  vorzubehalten.  Mil 
Recht  scheute  man  vor  einer  Umwertung  aller  juristischen 
Werte  zurück.  Nur  solche  Abanderungen  wurden  vorgenom- 
men,  von  denen  , sich  durch  Milderung  des Formenzwanges , 
durch  Abkürzung  von  Fristen  und  in  gewissem  Umfang 
auch  durch  Beschrankung  der  Rechtsmittel  eine  Verein- 
fachung  und  Beschleunigung  des  Verfahrens  sovvie  eine  Ver- 
minderung  und  Verbilligung  der  Processe  erwarten"  Hess. 
(So  die  Materialien  zu  den  Reidisjmtiznovellen  ^  I.  Berlin, 
lleymann,  1898.  S.   108.)  Der  Satz:  quieta  non  movere 

')  Zie  BêckUgeh  Mag,,  1899,  bl.  515  vlg. 

BechtBgeL  Mag.  1900.  1 
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ist  hiernach  inmiiten  einer  ungeheueren  Umwalzung  we- 
nigstens  für  elnen  Teil  unserer  Privatrechtsordnung  be- 
achtet  worden. 

Die  getroffenen  Aenderungen  sind  übrigens  nicht  so  un- 
bedeutend,  als  es  nach  jener  Bemerkung  scheint.  Hier  kon- 
nen  sie  nur  insoweit  in  Betracht  kommen,  als  siemitdem 
bürgerlichen  Gesetzbuche  zusammenhSngen ,  d.  h.  entweder 
ihren  Inhalt  aus  diesem  Gesetzbuche  entlehnt  haben  oder 
durch  ihren  Inhalt  das  bürgerliche  Recht  erganzen.  Bürger- 
liches  Recht  und  Processrecht  sind  überhaupt  keine  logischen 
Gegensatze,  da  ein  und  derselbe  Rechtssatz  zugleich  Pro- 
cessformen  und  Normen  des  ausserprocessualen  Rechtslebens 
betreffen  kann  (z.  B.  die  Anordnung  der  Folgen  des  Pro- 
cessbeginnes  und  des  ürteils).  Man  spricht  hier  von  Grenz- 
gebieten  des  bürgerlichen  und  des  processualen  Rechts; 
in  Wahrheit  liegt  ein  Miteigentumsgebiet  vor.  Es  ist  ein 
zweckloser  Streit,  ob  man  dies  Gebiet  in  ein  bürgerliches 
Gesetzbuch  oder  eine  Processordnung  stellen  solle.  Es  ge- 
hort in  das  eine  Werk  ebensogut  wie  in  das  andere  und 
wenn  man  nicht  noch  ein  drittes  Gesetzbuch  schreiben  und 
zwecklose  Wiederholungen  vermeiden  will ,  wie  sie  in  unse- 
ren  Universitatsvorlcsungen  üblich  waren,  so  muss  man 
dieses  Miteigentumsgebiet  dem  einen  der  beiden  Herren 
zuweisen.  So  hatte  man  z.  B.  die  wichtigsten  dieser  Vor- 
schriflen  in  der  ersten  Lesung  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche 
einverleibt ,  spüter  aber  der  neuen  Civilprocessordnung  zuge- 
schoben.  Beides  war  gleich  gut  möglich  und  zulassig. 

In  der  Behandlung  dieses  gemeinschafllichen  Gebietes  liegt 
hiernach  die  wichtigste  Erganzung ,  die  das  bürgerliche  Ge- 
setzbuch innerhalb  der  umgestalteten  Civilprocessordnung 
erhalten  hat.  Wir  finden  hier  namentlich  wertvolle  Ausge- 
staltungen  des  Anspruchsbegriffes ,  der  zwar  auf  processualem 
Geblete  einen  anderen  Umfang  hat,  als  im  bürgerlichen 
Gesetzbuche  (vgl.  hierzu  namentlich  Fischer,  in  Fischer 
und  Henle,  Handamgabe  des  B.  G.  £.,  zu  §  194,  1.), 
aber  doch  auf  jedem  dieser  Geblete  nur  verstanden  werden 
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kann ,  wenn  man  das  andere  mitheranzieht.  Neu  ist  nament- 
lich  die  Elage  mit  unbesiiinmtein  Inhalte  zura  Zwecke  einer 
Rechnungslegung  (254)  und  auf  Bestimraung  einer  Erfullungs- 
frist  in  Fallen,  in  denen  der  Fristablaufdem  Klager  Schadens- 
ersatz-oder  Vertragsauflösungsrechte  giebt  (255).  Neu  sind  die 
Vorschriflen  (§§  257—259)  über  Klagen  auf  ktinftige  Leis- 
tungen.  Ueberall  wo  eine  begründete  Besorgnis  vorliegt ,  dass 
der  Schuldner  nicht  rechtzeilig  leisten  werde,  darf  er  in 
Zukunft  durch  solche  verfrühle  Klagen  behelligt  werden 
(259).  In  das  Gebiet  des  bürgerlich-processualen  Rechtes  fallt 
auch  die  Zulassung  der  mit  der  Eigentumsklage  verbundenen 
Besitzklage  (232,  2),  eine  Aenderung  der  alten  Civilprocess- 
ordnung.  Aus  der  Lehre  von  der  Beweislast  ist  nnr  eine 
kurze  Vorschrifl  Ober  Vermutungen  (292)  aufgenommen, 
dagegen  ist  die  Regelung  der  Rèchtskrafl  der  ürteile  gegen- 
über  dem  bisher  geitenden  Rechte  in  erheblichem  Maasse 
vervollstandigt  worden  (§§  325 ,  326 ,  328 ,  629).  För  das 
Ausland  ist  namentlich  wichtig,  dass  die  Rechtskraft  der 
auslandischen  Urteile  denselben  Schranken  unterstellt  worden 
ist,  denen  schon  bisher  ihre  Vollstreckbarkeit  unterlag  (328). 

Neben  diesem  gemeinsamen  Gebiete  des  Processes  und 
des  burgerlichen  Rechtes  wird  die  Processordnung  von» 
burgerlichen  Gesetzbuche  insofern  berührt ,  als  einige  Rechts- 
zweige,  die  in  ihr  behandelt  waren,  nunmehr  in  das  Ge- 
setzbuch  übernommen  sind,  sodass  sic  nunmehr  in  ihrge- 
stfichen  werden  konnten.  Dahin  geboren  die  Vorschriften 
über  den  Wohnsitz  (14),  dieHandlungsrahigkeit  der  Ehefrau 
(52),  die  Berechnung  des  Anfangs  von  Fristen  (199  der 
alten  G.  P.  O.),  die  Vorlegungspflicht  bei  ürkunden  (4:22), 
die  Nachlasscuratel  bei  Zwangsvollstreckungen  (694  der 
alten  C.  P.  O.)  und  anderes  mehr. 

Noch  bedeutsamer  sind  die  vielen  Anpassungen,  in  denen 
neue  Processvorschriften  eine  Fühlung  mit  dem  B.  G.  fi. 
suchon.  Die  neuen  Privatrechtssatze  verlangten  derartige 
Bestimmungen.  So  ist  von  der  neuen  Klage  des  Vermieters 
gegen  den  üntermieter  seines  Mieters  mehrfach  in  den  Pro- 
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cessgesetzen  die  Rede  (G.  V.G.  202;  G.P.0.  709,  1).  Die 
dinglichen  Vorkaufsrechte  sind  erwahnt  (24),  die  Erbrechls- 
anspruche  gemass  dem  neuen  Gesetzbuche  aufgezahit  (27). 
Die  Lehre  von  der  Parteifahigkeit  (50)  ist  in  die  Process- 
ordnung  eingeschoben  worden,  nacbdem  sie  durch  die 
Regelung  der  Rechtsfahigkeit  im  B.  G.  B.  eine  feste  Grund- 
lage  erhalten  batte.  Auf  Abwesenheitspfleger  beziebl  sich 
vornehmlich  die  Entmündigung  einer  durch  einen  Pfleger 
vertretenen  Partei  fur  das  scbwebende  Verfabren  (53).  Da 
das  bürgerlicbe  Gesetzbucb  nacb  der  Preisgabe  von  Grund- 
stücken,  so  lange  sie  nocb  nicbt  occupiert  sind,  einen  dau- 
ernden  Herrenlosigkeitszustand  anerkennt,  so  bat  die  Pro- 
cessordnung  einen  eigenartigen  Grundstückspfleger  gescbaflfen 
(58,  787),  der  den  künftigen  Grundstucksberrn  in  dieser 
Zwiscbenzeit  vertreten  soll. 

Die  Bebandlung  der  Sicberbeitsleislungspflicbten  durch 
Eingreifen  des  Richters  bedurfte  einer  besonderen  Norm 
(109).  Auch  mit  dem  veranderten  Rechte  der  Aufrechnun- 
gen  musste  die  Processordnung  Fühlung  erlangen  (322). 
Mehrfach  ist  Bezug  genommen  auf  dieNacherbfolge,  Nach- 
lasspflegschaft  und  Testamentsvollstreckung  (242,  243,  728, 
863),  auf  die  beschrankte  Haftung  der  Erben  (780,  781, 
783—786),  auch  auf  den  Zustand  der  noch  nicht  angenom- 
menen  Erbschaft  (239,5,  778,  782).  Die  Feststellung 
heimlicher  Mangel  durch  Sicherung  des  Beweises  (48^ 
erganzt  gleichfalls  das  B.  G.  B.  ebenso  wie  die  Vorschriflen 
Ober  Vollstreckung  der  Urteile  auf  Leistung  Zug  um  Zug 
(726,  756,  765)  und  über  die  Vollstreckungen  in  ein  Ge- 
sellschaftsvermögen  (736),  in  den  Niessbrauch  an  ganzen 
Vermögensmassen  und  in  ahnüche  familienrechtliche  Ver- 
mögenslagen  (737  flf. ,  859  ff.).  Namentlich  zog  das  neuge- 
staltete  Eherecht  eine  durchgreifende  Aenderung  der  Rede- 
weise  des  Gesetzos  und  auch  wichtige  sachliche  Aenderungen 
nach  sich  (606  ff.)  und  die  neueingeführten  Entmflndigungen 
wegen  Trunksucht  oder  Geistesschwüche  mussten  auch  den 
Regeln  des  Entmündigungsverfahrens  ibre  Spuren  aufdrücken 
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(645  flf.).  Die  Einfugung  eines  besonderen  Abschnittes  über 
Familienrechtsproeesse,  die  ausserhalb  des  Eherechls  stehen, 
nanilich  solche,  die  das  Verhiltnis  zwischen  Eltern  und 
Kindern  betreffen  (640  ff.),  hangt  ohne  Zweifel  damit  zusam- 
men ,  dass  dieser  Reehtszweig  ira  B.  G.  B.  eine  reichsrecht- 
liche  Regelung  gefunden  hat.  Schliesslich  erwahnt  das  B.  6.  B. 
eine  Reihe  von  Aufgebotsfallen ,  denen  sich  besondere  Vor- 
schriften  über  das  erforderliche  Verfahren  anschliessen  muss- 
ton  (960  ff.).  Namentlich  gehort  hierher  das  Todeserklarungs- 
verfahren ,  das  bisher  noch  keine  Angelegenheit  des  Reichs- 
rechtes  war. 

Zu  den  Neuschöpfungen ,  in  denen  der  Inhalt  des  B.  6.  B. 
weniger  ergSnzt  als  in  entsprechender  Weise  nachgebildel 
ist,  geboren  die  vielfachen  Rücksichten ,  die  der  Sonderstel- 
lung  der  landesherrlichen  Hauser  und  der  ihnen  gleichbe- 
rechtigten  Familien  auch  im  Processrechte  geschenkt  sind 
(Eirif.  Ges.  z.  C.  P.  .0.  5;  C.  P.O.  219,  375,  479,  482; 
Einf.  z.  KonkursO.  7).  Die  Versteigerung  der  ausgepfan- 
deten  Sachen  soll  der  öffentlichen  Verftusserung  der  ver- 
tragsmassig  verpfandeten  grundsatzlich  gleich  behandelt 
werden  (816,4,  vgl.  auch  806  mit  461  B.G.B.).  Auch  ftir 
Hypothekenpfandungen  ist  das  Recht  der  Hypothekenver- 
pfandungen  vorbildlich  geworden  (848).  Wie  endlich  die 
Verpfandbarkeit  der  Rechte  im  B.  G.  B.  von  ihrer  Ueber- 
tragbarkeit  abhangt,  so  gilt  das  Gleiche  auch  von  ihrer 
Pfandbarkeit  im  Wege  der  Zwangsvollslreckung(851;857, 3.). 

In  noch  höherem  Maasse  als  auf  deni  Gebiete  der  Civil- 
processordnung  hat  die  Gesetzgebung  bei  der  Konkursord- 
nung  durchgreifenden  Neuerungsbestrebungen  widerstanden. 
Namentlich  ist  sie  auf  den  lebhaft  geausserten  Wunsch ,  die 
Lage  des  Cridars  zu  verschlechtern ,  in  keiner  Weise  einge- 
gangen;  ja  sie  hat  sie  sogar  im  Wesentlichen  noch  verbessert, 
namentlich  dadurch,  dass  sie  in  der  neuen  Givilprocessordnung 
(811)  den  Kreis  der  Gegenstande,  die  nicht  gepfandet 
werden  durfen  und  deshalb  auch  dem  Konkurse  fernbleiben, 
erweitert  bat  und  in  Zukunft  auch  den  ebem&nnlichen  und 
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vaterlichen  Niessbraiich  des  Gridars  nicht  mehr  in  die  Masse 
hineinfallen  lasst  (1).  Nach  den  Motiven  ist  dies  eineFolge 
davon,  dass  der  neuere  Konkurs  dem  Schuldner  die  Mög- 
lichkeit  des  spateren  eigenen  Erwerbes  nach  der  Eröfif- 
nung  wahrend  des  Verfuhrens  grundsatzlichbel&sst,  ihn  also 
nicht  mehr  aus  dem  Kreise  der  wirtschafllich  Thatigen 
ausschli^sst.  Bbendeshalb  soll  er  auch  nach  der  neuen 
Fassung  der  K.  O.  seine  geseizlichen  Unterhallsansprüche, 
soweit  sie  nicht  ererbte  sind ,  aus  seinem  spateren  Erwerbe 
berichtigen,  nicht  aber  aus  der  Masse  zahlen  lassen  (3 ,  2.). 
Wahrend  in  der  alteren  Zeit  der  Gesetzgeber  die  Kapita- 
listen durch  strenge  Maassregeln ,  die  er  gegen  den  Schuld- 
ner traf,  vor  unzuverlassigen  Greditnehmern  sicherte,  scheint 
er  neuerdings  mehr  das  Bedürfnis  zu  fühlen,  sie  gegen  die 
Zinslosigkeit  ihres  Vermogens  zu  schützen.  Darum  ermu- 
thigt  er  zum  Greditnehmen,  indem  er  die  Folgen  eines  wirl- 
schaftlichen  Zusammenbruches  ihrer  schlimmsten  Schrecken 
beraubt.  Die  ungeheuere  Vermehrung  der  Vermögensmassen 
von  mittlerer  Grosse  dtirfte  diesen  Umschwung  erklaren. 

lm  üebrigen  musste  die  Konkursordnung  namentlich  in 
ihrem  ersten  Buche  (Konkursrechl)  von  der  Neugestaltung 
des  bürgerllchen  Rechtes  urn  so  mehr  betroffen  werden, 
als  dieser  Teil  durchaus  mit  zum  bürgerlichen  Rechte  gehort. 

Die  (iber wiegende  Stellung,  die  das  B.  G.  B.  bei  den 
Gütergemeinschaftsverhaltnissen  dem  Ehemanne  gegenüber 
dem  Gesamtgute  giebt,  hat  zur  verstandlichen  Folge,  dass 
sein  Konkurs  auch  dieses  Gut  ergreifl  (2).  —  Eine  neue 
Vorschrift,  deren  Inhalt  bisher  streitig  war  (9),  wahrtdem 
Gemeinschuldner  das  Recht,  angefallene  Erbschaften  auch 
noch  nach  der  Konkurseröffnung  abzulehnen.  Ohne  das 
wOrden  sie  nach  der  Regel  des  B.  G.  B.  in  die  Masse  fal- 
len.  (Der  Tote  erbt  den  Lebendigen.)  Diese  Vorschrift  hat 
Tadel  gefunden  (Oetker,  deutsche  Juristenzeitung ,  1899, 
S.  266).  Dafür  lasst  sich  jedoch  bemerken ,  dass  das  Recht , 
eine  Erbschaft  abzulehnen,  die  vidleicht  auf  unsaubere 
Weise    erworben    ist,  jedem   unbenommen  bleiben    muss, 
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und  dass  die  Glaubiger  auf  noch  nicht  fest  erworbene  Erb- 
schaflen  des  Schuldners  keinen  Credit  gewahren  sollen, 
sich  also  auch  nicht  darüber  beschweren  können,  dass  sie 
ihnen  entgehen. 

Wenn  die  Rechtshandlungen  des  Gemeinschuldners  nach 
der  Konkurseröflfnung  (7)  in  Zukunft  nicht  mehr  .nicht ig", 
sondern  „unwirksam"  sein  sollen,  so  ist  diese  neue  Ter- 
minologie dem  B.  6.  B.  angepasst  (§  135  B.  G.  B.).  Auch 
dem  Institute  der  Vormerkung  ist  Rechnung  getragen  (14), 
ebenso  dem  guten  Glauben  des  Grundbuches;  daher  die 
Konkursglaubiger  den  Inhalt  des  Grundbuches  gegen  sich 
golten  lassen  mussen.  Somit  wird  in  ihrem  Interesse  die 
schleunige  Eintragung  des  Eonkursvermerkes  auf  die 
Grundstücke  des  Gemeinschuldners  unbedingt  gebolen  sein 
(vgl.  Oetker,  a.  a.  O.).  Bei  dem  Einflusse  des  Eonkurses 
auf  unerledigte  Rechtsgeschaftc  musste  das  Gesetzbuch  die 
Pacht-  und  Mietsverhaltnisse  eingehender  regein  als  bisher, 
auch  das  Recht  der  Auftragsübernahme ,  des  Dienst-  und 
Werkverlragés  und  der  Gesellschaflen  hat  zu  neuen  Bestim- 
mangen  Anlass  gegeben. 

Die  Anfechtung  der  den  Glaubigern  gegenüber  unwirksa- 
men  Rechtshandlungen,  die  fiïr  den  Konkursfall  in  der  Kon- 
kursordnung,  für  die  anderen  Falie  in  einem  besonderen 
Anfechtungsgesetze  vom  21.  Juli  1879  geregelt  ist,  ist  mit 
kleinen  Abanderungen  der  beiden  Gesetze  im  Wesentlichen 
beibehalten  worden.  Der  alte  Satz:  .donatio  pro  dolo  est" 
ist  in  beiden  Gesetzen  insofern  weiter  ausgedehnt  worden, 
als  Singularnachfolger  des  Anfechtungsgegners  aus  unentgelt- 
lichem  Erwerbe  ebenso  haften  sollen,  wie  ihr  Vorganger 
(E.  O.  40 ,  3 ;  A.  Gesetz  11,  3).  Auch  hier  soll  der  unschul- 
dig  geschadigte  Glaubiger  dem  Herzen  des  Gesetzgcbers 
nSher  stehen  als  ein  grundlos  Bereicherter.  Im  Uebrigen 
hat  es  bei  diesen  modernen  Formen  der  actio  Pauliana  dem 
Gesetzgeber  besondere  Schwierigkeit  gemacht,  die  Texte 
der  genannten  Gesetze  an  die  Ausdrucksweise  des  B.  G.  B. 
insoweit   anzupassen,  als  sie  sich  auf  den  Anfechtungsbe- 
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griflf  bezieht.  Das  B.  6.  B.  versteht  unter  dem  Anfechtungs- 
rechte  eine  Möglichkeit,  durch  Willenserklarung  ein  bisher 
giltiges  Geschafl  niit  ruckwirkender  Krafl  in  ein  vollkonmien 
ungiltiges  zu  verwandeln.  Dieses  Recht  ist  daher  solange, 
als  es  noch  nicht  ausgeübt  ist,  noch  kein  Anspruch  in  der 
Redeweise  des  B.  G.B.  (194),  weil  es  in  seinem  rechtlichen 
Dasein  noch  nicht  sicher,  also  eine  actio  nondum  nata ,  die 
nach  der  Redeweise  des  Gesetzbuches  der  Verjahrung  nicht 
unterliegt,  weil  diese  sich  nuraufAnsprüche  bezieht.  Darum 
reden  die  Konkursordnung  und  das  erganzende  Anfechtungs- 
gesetz  nicht  von  Anfechtungsansprüchen,  sondern  nur  von 
Anfechtungen.  BIoss  in  §  13  des  Anfechtungsgesetzes  ist 
von  Anfechtungsansprüchen  die  Rede,  hier  ist  aber  eine 
Klagerhebung  vorausgesetzt ,  durch  die  sich  in  der  Rede- 
weise des  B.  G.  B.  die  Anfechtungsmöglichkeit  in  einen 
Anfechtungsanspruch  verwandelt  bat.  Statt  der  Verjahrung 
der  Anfechtungsmöglichkeit  ist  nunmehr  eine  gesetzliche 
Befristung  festgesetzt  (K.  O.  41);  diese  soll  aber  im  Wcsent- 
lichen  dem  Verjahrungsrechte  unterstehen. 

Sehr  bedeutend  ist  der  Einfluss  des  neuen  Gesetzbuches 
auf  die  Absonderungsrechte  {separationes  ex  jure  crediti).  Die 
alte  Konkursordnung  und  die  neue  sind  darin  einig,  dass 
die  Grundstücke  in  abgesondertem  Verfahren  zu  versteigern 
sind  (47).  Hinsichtlich  der  beweglichen  Pfander  befand  sich 
jedoch  die  bisherige  Konkursordnung  hier  mit  dem  gemeinen 
Privatrechte  in  einem  gewissen  Widerspruche.  Sie  wollte 
zwar  im  Gegensatze  zum  alteren  Konkursrechte  den  Pfand- 
glaubigern  ein  Recht  auf  abgesonderte  Befriedigung  geben , 
missbilligte  aber  oflfenbar  den  weiten  Umfang,  in  dem  das 
römische  Recht  Pfander  zulasst.  Sie  stand  im  Zwange  der 
Gedanken  des  preussischen  Mobiliarpfandrechtes ,  das  man 
allgemein  auf  eine  altere  deutsche  Anschauung  zurückführt : 
,Ohne  Faust  kein  Pfand",  d.  h.  sie  missbilligte  die  Ver- 
tragspfander  und  die  Menge  der  gesetzlichen  PRLnder,  die 
das  römische  Recht  gewahrt.  Trotzdem  wollte  sie ,  um  das 
Konkursgebiet   nicht  zu  überschreiten ,  diese  Rechtsgebilde 
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nicht  ganzlich  beseitigen.  So  entstand  denn  ein  Dualismus 
zwischen  dem  gemeinen  börgerlichen  Rechte  und  dom  Rechte 
des  Konkurses.  Die  Pfandrechte  des  ersteren  griffen  weiier 
als  das  letztere  Recht.  Es  gab  Pfandrechte,  die  konkurs- 
rechtlich  vollwirksam  waren  (d.  h.  ein  Absonderungsrecht 
gewahrten),  und  solche,  die  es  nicht  waren.  Ausserdem 
gab  es  und  giebt  esblosse  Zuruckbehaltungsrechte,  die  bloss 
im  Konkurse  hinsichtlich  der  Absonderungsrechte  als  Pfand- 
rechte gelten ,  sonst  nicht :  unvollkommene  Zwittergebilde.  Zu 
den  konkursrechtlich  nicht  vollwirksamen  Pfandern  rechnete 
die  alte  Eonkursordnung  alle  Pfander  aus  Rechtsgeschatlen , 
die  nicht  Fauslpf3.nder  sind ,  und  sah  sich  daher  genot igt ,  den 
gekünsteiten  Begriflf  eines  Faustpfandes  an  Forderungen  aus- 
zuspinnen.  Diese  Verkürzung  der  pignora  voluntaria  ist  nun 
nicht  mehr  nötig,  da  das  neue  bürgerliche  Gesetzbuch  die 
der  alten  K.  O.  verhassten  Vertragspfander  an  beweglichen 
Sachen  grundsatzlich  streicht ,  also  die  Gesetzgebungsgedan- 
ken  des  Konkursrechtes  in  das  bürgerliche  Recht  aufnimmt. 
Darum  sind  in  der  neuen  Fassung  der  K.  O.  alle  durch 
Rechtsgeschaft  begründeten  Pfandrechte  auch  konkursrecht- 
lich vollwirksam ,  ebenso  wie  es  die  durch  Zwangsvollstrec- 
kung  hervorgerufenen  Pfandrechte  nach  altem  Rechte  sind 
und  nach  neuem  bleiben. 

Auch  die  Uebersicht  über  die  konkursrechtlich  vollwirk- 
samen gesetzlichen  Pfander  hat  sich  dadurch  schr  verein- 
facht,  dass  das  B.  G.  B.  sich  die  Gedanken  der  alten  K. 
Ordnung  über  den  Kreis  der  billigenswerten  gesetzlichen 
Pfander  angeeignet  hat.  Gesetzliche  Pfander,  diedieKonk. 
O.  nicht  anerkannt  hatte,  sind  nunmehr  auch  im  B.  G.  B.  fal- 
len  gelassen ,  und  fast  alle  Zuruckbehaltungsrechte,  die  bisher 
den  gesetzlichen  Pfandern  im  Konkurse  gleichslanden ,  sind 
im  B.  G.  B.  zu  gesetzlichen  Pfandern  geworden  (49).  So 
konnte  denn  die  Regel  aufgenommen  werden ,  dass  grundsatz- 
lich auch  die  gesetzlichen  Pfander  im  Konkurse  vollgiltigsind. 

Die  separatio  bonorum  der  Nachlassglftubiger  durfte  nun- 
mehr   in   der  Konkursordnung   weggestrichen  werden,  da 
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das  B.  6.  B.  ihr  in  den  Vorschriften  uber  Nachlassver- 
waltung  und  Nachlasskonkurs  genügend  Rechnung  tragt. 

üntor  den  privilegierten  Konkursglaubigern  erschoinen 
neben  den  dauernden  Dienstleuten  auch  die  vorübergehend 
angenommenen  niit  ihren  Lohnforderungen  und  verwandten 
Ansprüchen;  den  Aerzten  sind  die  Tierarztegleichgeslellt(61). 

Die  geringen  Aenderungen ,  die  das  eigentiiche  Konkurs- 
verfahren  erlilten  hat,  stehen  mit  dem  B.G.B,  kaum  im 
Zusammenhange.  Nur  der  Einflass  des  Konkurses  auf  den 
Grundbuchinhalt  (ll3flf.)  musste  neu  geregelt  werden,  weil 
das  bisherige  Gesetz  auf  das  burgerliche  Landesrechl  ver^ 
wies  und  das  an  dessen  Stelle  tretende  B.  G.  B,  diesen  Punkt 
nicht  geordnet  hat.  Dass  die  Einrede  aus  dem  Zwangsver- 
gleiche  des  Hauptschuldners  den  Burgen  und  dritten  Pfand- 
schuldnern  nicht  zusteht  (193),  ist  eben rails  eine  Erg^nzung 
des  B.  G.  B.  Sehr  eingehend  sind  endlich  die  meist  neuen 
Vorschriften  fiber  den  Nachlasskonkurs  (214  fif.),  dieunver- 
nieidlich  wurden,  nachdem  das  B.  G.  B.  das  Recht  der 
Nachlassschulden  in  ebenso  eigenartiger  wie  verwickelter 
Weise  geregelt  hat  te.  Eine  Neuschöpfung  des  Geselzes,  die 
dem  Nachlasskonkurse  gleichgestellt  wird,  ist  der  Konkurs 
über  das  Gesaratgut  bei  fortgesetzter  Gütergemeinschaft  (236). 

Wie  neben  dem  Gesetze  über  die  frei willige  Gerichtsbar- 
keit  eine  besondere  Grundbuchordnung  steht,  ein  Erzeugnis 
der  besonderen  Bedürfnisse  des  Realkredits,  so  rührt  aus 
derselben  geschichtlichen  ürsache  und  aus  der  Macht  der 
Gewohnheit  die  Sonderstellung  her,  die  ein  besonderes  Ge- 
setz über  die  Vollstreckung  in  Grundstücke  neben  der 
Givilprocessordnung  erhalten  hat:  Das  Reichsgesetz  über 
die  Zwangsversteigerung  und  die  Zwangsverwaltung  (hinzu- 
zudenken  ist:  ,von  Grundstücken")  vom  24.  Marz  1897.  Aller- 
dings  ist  die  Absonderung  in  diesem  Falie  eine  minder  starke. 
Wahrend  die  Grundbuchordnung  auch  aus  den  allgemeinen 
Vorschriften  des  Gesetzes  über  freiwillige  Gerichtsbarkeit 
herausgelöst  ist,  fügt  sich  das Grundstücksvollstreckungsge- 
setz  (so  moge  es  der    Eürze  halber  genannt  sein)  in  die 
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Civilprocessordnung  ein.  Ihre  allgemeinen  Vorschriften  sind 
auch  die  seinigen  {Afotive,  S.  72).  Es  ist  gewissermanssen 
nur  ein  besonders  abgedrucicler  ünterabschnitl  der  C.  P.  O., 
der  von  dera  Ganzen,  zu  dem  er  gehort,  in  ungeschickter 
Weise  so  losgeschnilten  ist,  dass  noch  ein  Stück  hftngen 
geblieben  ist,  die  §§86iflf.  der  Reichscivilprocessordnung, 
welche  namentlich  angeben,  was  als  unbewegliches  Ver- 
mogen bei  der  Vollstrecicung  gelten  soll,  namlich  Grund- 
stücke.  Rechte  mit  besonderem  Grundbuchblatte,  Grund* 
eigenlumsanteile  und  die  .schwiminenden  Hfiuser"  d.  i.  die 
Schiffe.  Die  Schiffspartcn  gehören  nicht  dazu;  dieZvvangs- 
voilstreckung  in  diese  Gemeinschaflsanteiie  behandelt  die 
Civilprocessordnung. 

Neben  dieser  Regeiung  der  Gegenstande  des  Immobiliar- 
voilstreckungsverfahrens  hat  aber  die  C.  P.  O.  ebenfalls  mehr 
zufalligerweise  als  aus  Absicht  eine  Forni  dieser  Execution, 
die  Eintragung  einer  Sicherungshypothek ,  fur  sich  in  Be- 
schlag  genommen  (866  ff.)  und  dadurch  den  ganzen  Rechts* 
zweig  in  Stücke  geschlagen,  die  von  der  Wissenschaft,  der 
Rechtspflege  und  dem  Verkehrsleben  zu  einem  Ganzen 
zusammengefOgt  werden  mussen.  Diese  Sicherungshypothek 
ist  offenbar  nur  ein  Vorspiel  des  spaleren  Zwangsverkaufes, 
der  Wunsch ,  sie  eintragen  zu  lassen ,  ist  also  die  Gewahrung 
einer  letzten  Frist  für  den  Schuldner,  dem  ein  Strick  um- 
geworfen  wird,  der  zunachst  noch  nicht  zugezogen  werden 
soll.  Diese'  Rolle  spielt  sie  im  Kopfe  des  Gesetzgebers  und 
der  Partei,  die  sie  verwendet,  und  keine  Sonderung  der 
Gesetzestexte  vermag  sie  von  ihrem  Zwecke  loszureissen. 
Aus  Mitleid  mit  dem  Schuldner  (Motive,  S.  257)  hat  man 
hierbei  nur  die  Sicherungshypothek  als  Vollstreckungsform 
ausersehen.  Sie  passt  zu  dem  bloss  vorubergehenden  Zwecke 
der  Vollstreckungshypothek  ain  besten  und  ist  nur  eine 
Vorstufe  zur  Subhastation.  Eine  Verkehrshypolhek  würde 
leicht  dem  Glaubiger  zweckloser  Weise  mehr  geben,  als 
ihm  zukommt. 

Auch  die  Zwangsverwaltung  ist  ein  Vorspiel  der  Zwangs- 
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versteigerung  (bei  Revenuenhypotheken  ein  Surrogat.  Art. 
60  E.  6.).  Das  Gesetz  erwahnt  sie  an  zweiter  Stelle ,  weil 
sie  bei  den  Grundslücksvei-steigerungen  nicht  die  Regel 
bildet  (Abschnitt  L  Tit.  3).  Den  eigentlichen  Kern  des  Ge- 
setzes  bilden  die  Zwangsversteigerungen  von  Grundslücken 
wegen  Geldschulden.  Die  Versteigerung  von  Schiflfen  ist 
besonders  geregelt,  ebenso  die  „besonderen  Fille",  in  denen 
nicht  wegen  einer  Geldforderung  versteigert  werden  soll, 
namlich  die  Versteigerung  auf  Antrag  des  Konkursvcrwal- 
ters  als  Episode  des  Konkursverfahrens ,  die  Versteigerung 
wegen  Nachlassschulden  oder  zur  AufhebungeinerGemein- 
schaft,  der  moderne  Ersatz  für  das  fehlende  römischrecht- 
liche  Teilungsurteil.  In  diesen  leiztgenannten  Fallen  sind 
(wenigstens  da ,  wo  die  Beteiligten  darüber  einig  sind,  dass 
eine  Versteigerung  statt  iinden  soll)  die  Grenzen  der  strei- 
tigen  Gerichtsbarkeit  von  dem  Gesetze  Qbcrschritten. 

Das  Vorbild  des  Grundstucksversteigerungsrechtes  liegt 
vornehmlich  in  dem  preussischen  Gesetze  betreffend  die 
Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermogen  vom 
13.  Juli  1883,  das  nur  in  einigen  untergeordneten  Punkten 
verbessert  ist,  seinerseits  aber  einen  grossen  Fortschritt 
gegen  das  altere  Recht  bedeutete,  das  freilich  noch  jetzt, 
wenn  auch  nicht  Verteidigung ,  so  doch  Entschuldigung 
findet  (vgl.  die  überaus  lichtvollen  Auseinandersetzungen 
von  Dernburg,  das  bürgerüche  Recht,  III,  1 898,  S.  669  ff.). 
Das  altere  preussische  Recht,  das  der  Schreiber  dieser  Zeilen 
als  Subhastationsrichter  in  Berlin  genau  kennen  zu  lernen 
Gelegenheit  gehabt  hat,  war  von  dem  Geiste  einer  rück- 
sichtslosen  Strenge  geleitet.  Die  Subhastation  soUte  zur 
Vernichtung  aller  Vermogensrechte  führen,  diesichaufdem 
Gebiete  des  Rèalcredits  dem  Karapfe  um  das  Dasein  nicht 
gewachsen  gezeigt  batten.  Jede  Subhastation  war  eine  völ- 
lige  Reinwaschung  des  Grundbuchblattes  (sog.  Löschungs- 
system).  Der  Ersteher  erhielt  dies  Blatt  als  ein  völlig  unbe- 
schriebenes;  das  Grundstück  begann  von  der  Erstehung  ab 
ein    neues   Dasein  ohne  jede  Schuldbelastung  aus  früherer 
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Zeit.  Wie  ein  reinigendes  Gewitter  fegte  daher  das  gericht- 
liche  Verfahren  alle  Spuren  einer  früheren  Misswirtschaft 
hinweg.  Diese  Strenge  ist  nunmehr  der  Milde  gewichen. 
An  die  Stelle  des  Löschungssystems  trat  ein  Schonungs- 
system  nach  zwei  Richtungen,  die  nicht  immer  genug  aus- 
einandergehalten  werden.  Das  neue  Recht  sichert  alle  Be- 
teiligten,  namentlich  auch  den  Schuldner  selbst,  gegen 
zwecklose  Subhastationen ,  die  den  Eigentümer  ebenso  scha- 
digen,  wie  die  ausfallenden  Glaubiger.  Zwecklos  ist  aber  die 
Subhastation  dann ,  wenn  sie  dem  Antragsteller  nichts  ein- 
bringt,  weil  so  wenig  geboten  ist,  dass  er  selbst  nichts 
erhalt ,  sondern  andere  ihm  den  Erlös  vorwegnehmen.  Ein 
solcher  Antragsteller  verletzt  andere,  ohne  sich  selbst  zu 
nutzen,  wenn  er  auf  der  Subhastation  besteht.  Darura 
konnte  früher  ein  Nachhypothekar  die  Androhung  der 
ZwangsversteigerungzuErpressungszwecken  verwerten.  Diese 
schroffe  Begünstigung  nachstehender  Glaubiger  mag  aus  einer 
gewissen  Gunst  fur  die  wirtschaftlich  Schwachen  entschul- 
digt  werden ,  vielleicht  auch  ein  Rückschlag  gegen  die  un- 
zulangliche  Rolle  gewesen  sein ,  die  das  römische  Recht  den 
nachstehenden  Pfandglaubigern  zumutele.  Keinesfalls  ddrren 
wir  ihr  eine  ThrSne  nachweinen. 

Aber  noch  nach  einer  anderen  Seite  hin  wurde  eine 
Schonung  eingeführt,  namlich  gegenüber  den  vorstehenden 
Glaubigern.  Wer  sein  Geld  in  einer  Hypothek  angelegt  batte, 
musste,  falls  irgend  ein  nachstehender  Hypothekenglaubiger 
ihn  durch  Subhastationsantrag  dazu  nötigte,  das  Grundstück 
auf  seine  Hypothek  übernehmen,  Talls  er  nicht  ausfallen 
wollte.  Stand  er  an  zweiter  Stelle,  so  mussle  er  den  ersten 
Glaubiger  sogar  noch  ausbezahlen,  falls  er  sich  nicht  mit 
ihm  einigte.  Die  Scheu  vor  derartigen  Möglichkeiten  lahmte 
oflfensichtlich  den  Realcredit,  dem  das  alte  Recht  durch 
die  Begünstigung  unsolider  Nachhypotheken  ein  nur  sehr 
zweifelhaftes  Gegengeschenk  machte.  Anders  das  neuere 
preussische  Recht,  dem  das  Reichsrechl  nunmehr folgt  Die 
vorstehenden  Pfander  werden  in  der  Regel  nicht  niehr  bei 
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der  Subhastation  aus  dem  Erlöse  bezahlt ,  sondern  uber- 
nommen  (Uebernahmeprincip ,  Motive,  S.  169).  Nur  soweit 
dieser  Grundsatz  nicht  gilt,  hernBcht  das  Surrogationsprin- 
cip,  d.  h.  der  Erlös  trilt  an  die  Stelle  der  Sache  zur  Be- 
friedigung  der  Berechtiglen  {Motive^  S.  263),  soweit  sie 
nicht  nach  den  Versteigerungsbedingungen  erlöschen. 

Dieses  Uebernahraeprincip  bewirkt  zugleich ,  dass  der  Kreis 
der  Personen,  welche  ein  belasteles  Grundslück  zu  kaufen 
im  Stande  sind,  sich  erheblich  erweitert ,  weil  eine  viel 
geringere  Sumnie  baar  bezahlt  zu  werden  braucht ,  als  dies 
fröher  bei  der  Auszahlung  aller  Hypotheken  der  Fall  war. 
Ganz  ohne  baares  Geld  wird  man  freilich  auch  in  Zukunft 
nicht  den  Pfad  des  Subhastationserwerbes  einschlagen  kön- 
nen.  Verwaltungskosten ,  Leutelohn,  öffentliche  Lasten,  fer- 
ner  die  Kosten  und  Nebenleistungen  der  berechtigten  An- 
sprüche  mussen  auch  in  Zukunft  baar  bezahlt  werden, 
ebenso  der  Preis,  soweit  er  das  geringste  Gebot  übersteigt, 
sonst  würde  der  Antragsteller  kein  baares  Geld  erhalten. 
Auch  muss  sich  der  Bieter  darauf  gefasst  inachen ,  dass  die 
eingetragenen  Rechte  nicht  bestehen,  sodass  er  sie  nicht 
übernehmen  kann.  Dann  kann  er  ihren  Wertbetrag  nicht 
einfach  gewinnen,  sondern  er  muss  ihn  baar  bezahlen, 
sodass  das  Gezahlte  deni  Pfandeigentümer  zu  gute  kommt. 

Besondere  Schwierigkeilen  bieten  die  Gesamthypotheken 
(oder  Gesamtgrundschulden)  dar,  eine  Ërscheinung,  die 
namentlich  da,  wo  der  Grundbesitz  zersplittert  ist,  vor- 
kommt.  Wollte  man  hier  bei  der  Versteigerung  eines  jeden 
der  mehreren  Grundstücke ,  die  für  dieselbe  Schuld  haften, 
diese  Schuld  ganz  und  voll  in  Anrechnungbringen,obwohl 
sie  doch  nur  einmal  bezahlt  werden  muss,  so  würde  die 
Summe  der  geringsten  Gebote  zu  hoch  sein  und  zwar  um 
den  Betrag,  der  darauf  beruht ,  dass  die  mehrfach  gesicherte 
Schuld  mehr  als  einmal  in  Betracht  gezogen  ist.  Darum 
gestattet  das  Gesetz  hier  ein  gemeinsames  Verkaufsverfahrcn 
für  mehrere  Grundstücke  (§  18)  und  in  dieseni  sowohl 
ein   Gesamtausgebot   der  Grundstücke  als  auch  ein  Einzei- 
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ausgebot  neben  einander  (§  63).  Ferner  soll  bei  solchcn 
Verstel gerungen  eine  Verteilung  der  den  Grundstücken  ge- 
meinsamen  Belastungen  stattfinden,  die  an  das  römische 
beneficium  divkUmis  der  MitbQrgen  erinnert  (§  64). 

Neben  diesen  allgemeinen  Gesichtspunkten  iinden  sich 
noch  andere  Rücksichlen  auf  die  neben  dem  Antragsteller 
slchenden  Beteiligten ,  deren  Zahl  bei  Grundslücken  erheb- 
lich  grösser  ist  als  bei  beweglichen  Sachen ,  da  bei  diesen 
die  Nachhypothek  eine  seltene  Ausnahmeerscheinung  ist, 
wahrend  sie  bei  Grundslücken  beinahe  die  Regel  bildet. 
Nachdem  einmal  der  Verkauf  der  gepfandeten  oder  ver- 
pfandelen  Sachen  bei  Grundstücken  ausnahmslos  verstaat- 
licht  ist ,  musste  der  Staat  die  Sorgen  des  Privatverkaufers 
übernehmen  und  zwar,  wie  ihm  gebührl,  in  möglichst 
voUkommener  Weise.  Er  muss  die  Kaufer  anlocken  und  die 
vom  Verkaufe  Betroffenen  benachricbtigen.  Jenes  thut  er 
durch  öffentiiche  Ankündigungen ,  die  eine  Aufforderung 
zur  Kaufsofferte  enthalten.  Zugleich  muss  er  aber  die  Be- 
teiligten von  dem  bevorstehenden  Verkaufe  in  Kenntnis  set- 
zen. Dieses  thut  er  mit  Anmeldungsfristen,  die  er  den 
Beteiligten  setzt.  Alle  seine  Zustcllungen  mOssen  von  Amis- 
wegen  geschehen  (§  3),  da  sie  nicht  dem  Interesse  des 
Antragstellers  dienen ,  sondern  einer  Anzeigepflicht ,  die  der 
Staat  statt  seiner  übernimmt.  Der  unvermeidliche  Nachteil 
des  öflfentlichen  Verkaufes,  dass  er  die  Erwerbslustigen 
zwingt,  zu  bestimmter  Zeit  an  der  Verausserungsstelle  zu 
erscheinen  und  dadurch  oft  genugabschreckt,  wird  dadurch 
gemildert ,  dass  für  die  Zeit  zvvischen  der  Aufforderung  und 
dem  Termine  ein  Mindestmass  und  ein  Höchstmass  bestim mt 
ist,  auch  eine  allzu  schnelle  Erledigung  dadurch  verhindert 
ist,  dass  der  Versteigerungstermin  mindestens  eine  Stunde 
dauern  soll.  —  Eingehende  Vorschriften  über  Beschwerde- 
recht  geben  für  die  Befolgung  dieser  Vorschriften  eine  Gevvahr. 

Wie  das  Gesetz  den  Verkauf  regelt ,  so  thut  es  dies  auch 
hinsichtlich  der  Verteilung  der  Kaufgelder.  Die  Schicksale 
der  hyperocha  liegen  ebenso  in  der  Hand  des  Staates,wie 
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ihr  Ervverb.  In  einem  Verteilungstermine  (§  105)  soll  über 
die  Eaufgelder  verfügt  werden,  damit  nach  der  AusfElhrung 
eines  Teilungsplanes  das  Grundbuch  berichtigt  werden  kann. 
Für  unbekannte  Berechtigte  bestebt  ein  Aufgebotsverfahren 
(§  138).  Der  Unbequemlichkeit ,  die  jedes  gerichtliche  Tei- 
lungsverfahren  dadurch  mit  sich  führt,  dass  es  die  Betei- 
ligten  zwingt ,  einen  Termin  innezuhalten ,  ist  in  dem  neuen 
Gesetze  dadurch  Rechnung  getragen,  dass  ihnen  gestattet 
wird ,  aussergerichtliche  Verteilungen  vorzunehmen  (§  143). 

Alle  diese  Vorschriflen  hemmen  den  Gang  der  Verstei- 
gerung  mehr,  als  sie  sie  begunstigen,  weil  sie  rücksichts- 
losen  Verausserungen  vorbeugen  wollen.  Neben  ihnen  stehen 
aber  andere  Vorschriflen ,  die  man  als  Steigerung  des  Real- 
credits  durch  die  Vermehrung  der  Kauflust  bezeichnen  kann. 

Die  öfifentlichen  Verkaufe  sind  vor  den  privaten  in  mehr- 
facher  Hinsicbt  bevorzugt,  um  die  Kauflustigen  zu  ihnen 
hinzulenken.  Allerdings  versagt  das  B.  6.  B.  den  Kaufern 
aus  öffentlichen  Versteigerungen  von  Pf&ndern  grundsatzlich 
alle  Ansprüche  wegen  heimlicher  Mangel  (§  461),  da  die 
Verantwortlichkeit  dafür ,  dass  sie  fehlen ,  weder  dem  Glau- 
biger  noch  dem  Schuldner  zugemutet  werden  kann.  Auch 
das  neue  Gesetz  versagt  in  §  56  alle  Grewahrleistungsan- 
sprüche.  So  wird  der  Ersteher  gegenöber  den  Evictionsge- 
lüsten  Dritter  unbedingt  gesichert.  Er  wird  Eigentümer. 
Ein  besonderer  Vorteil  für  ihn  ist  es  ferner,  dass  er  die 
Einraumung  des  Grundstückes  nicht  abzuwarten  braucht, 
um  dies  Eigentum  zu  erlangen ,  auch  nicht  die  Eintragung. 
Der  Erwerb  aus  einem  solchen  Kaufe  ist  daher  viel  schnel- 
ler,  als  der  Erwerb  aus  einem  gewöhnllchen  Geschafte 
gleicher  Art,  Die  Schattenseite  dieses  Rechts  bosteht  freilich 
darin,  dass  hiernach  ein  KUufer  schon  dann  Eigentümer 
werden  kann,  wenn  er  den  Kaufpreis  noch  nicht  gezahlt 
hat.  Schon  das  fruhere  Recht  gewahrte  in  einem  solchen 
Falie  eine  sog.  Resubhastation ,  einen  neuen  Verkauf,  der 
den  alten  aufhebt,  falls  der  Kaufer  mit  der  Preiszahlung 
im  Rückstande  blieb.  Aehnlich  §  133  des  neuen  Gesetzes. 
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das  hier  zwar  keine  Fortsetzung  des  alten  Verfahrens  anord- 
n^t,  wohl  aber  eine  neue  Zwangsversteigerung  ohne  beson- 
deren Vollstreekungstitel  und  ohne  Eintragung  des  Ersiehers 
zultsst.  Als  Ersatz  fur  die  fehlenden  Anspruche  aus  dem 
Vertrage  gegen  den  veraussernden  Beamten  dient  dem 
K&ufer  die  allgemeine  Haftpflicht,  die  das  B.  6.  B.  dem 
Staatsdiener  bei  allen  seinen  Berufsangelegenheiten  auferlegl. 

Weitere  Annehmlichkeiten ,  die  das  neue  Gesetz  den 
Eauflustigen  in  Aussicht  stellt ,  ist  die  Gewahrung  von 
Zahlungsfristen  gegen  Sicherheitsleistungen  und  die  Möglich- 
keit,  die  Rechte  des  Erstehers  aus  dem  Zuschlage  auf 
einen  anderen  zu  ubertragen,  sodass  dieser  in  das  Grund- 
buch  als  Erwerber  einget ragen  werden  kann.  Bei  der  Frist- 
gewahrung  rauss  aber  ein  Dritter  sich  mitverpfliehten  und 
Sicherheit  leisten. 

Neben  den  besprochenen  Gruppen  von  Vorschriflen  steht 
noch  eine  dritte ,  die  einen  allgemeinen  Gedanken  ausfuhrt : 
die  Selbstandigkeit  der  Immobiliarmasse  innerhalb  der  ge- 
sammten  Vermögensraasse  des  Schuldners,  ein  Erfordernis 
des  Realcredits ,  der  die  Grundstücksglaubiger  vor  den  an- 
deren bevorzugen  und  dadurch  sichern  will.  Wie  man 
bildlich  von  Schulden  der  Grundstücke  redet,  so  kann 
man  die  Zwangsversteigerung  einen  Eonkurs  nennen,  bei 
dem  das  Grundstück  Cridar  ist.  Die  Glaubiger  des  Eigen- 
tümers  sind  daher  nicht  durchweg  Grundstücksglaubiger 
oder  Beteiligte  des  Zwangsversteigerungsverfahrens.  Das 
Konkursverfahren  scheidet  die  Zwangsversteigerung  aus  sich 
als  c^en  besonderen  Process  aus,  auch  da,  wo  sie  inner- 
halb des  Eonkurses  nötig  wird.  Er  umfasst  auch  die  Mo- 
bilien,  die  als  Nebensachen  in  die  Zwangsversteigerung 
hineingezogen  werden. 

Darum  hat  dieser  Grundstückskonkurs  auch  seine  besondere 
Glaubigerordnung  mit  unbedingt  privilegierten  Glaubigern 
(Verwallungskoslen ,  Leulelohn,  Abgaben),  Pfandglaubigern 
und  persönlichen  Glaubigern,  die  durch  Beschlagnahrae 
gleichsam    zu    nachstehenden  Pfandglaubigern  werden  und 
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zwar  bintcr  einander  in  derReihenfolgederBeschlagnahme. 
Einige  minder  wichtige  Ansprücbe  stehen  am  Ende  der 
Reihenfolge  der  GlSubiger. 

Auch  noch  in  anderen  Punkten  unterscheidet  sich  dieser 
Grundstückskonkurs  von  deni  allgemeinen  Eonkursverfahren. 
Eines  besonderen  Verwalters  der  Masse  bedarf  es  bei  ihm 
nicht.  Eine  Eonkurstabelle ,  die  alle  Ansprücbe  aufzahli, 
erübrigt  sich  dadurch,  dass  eine  Grundbuchsabschrift  (bei 
versleigerten  Schiffen  eine  Abschrift  des  Schiffsregisters)  bei 
den  Versteigerungsakten  eine  Uebersicht  über  die  Beteiliglcn 
giebt,  die  durch  weitere  Anmeldungen  zu  diesen  Akten 
erganzt  wird.  Ein  Prüfungstermin  ist  nicht  ndtig.  Insoweit 
die  angemeldeten  Forderungen  einer  Prüfung  bedürfen ,  ge- 
schieht  sie  in  dein  Versteigerungstermine.  Der  Verkaufder 
Masse  erfolgt  hier  nicht  in  einzelnen  Stücken,  sondern  die 
ganze  Immobiliarmasse  wird  auf  einmal  versleigert.  Dieser 
Verkauf  ist  dadurch  ausgezeichnet ,  dass  der  Grundsatz  des 
B.  G.  B.:  ,Kauf  bricht  nicht  Miete"  für  ihn  abgesch wacht 
ist  (§  57).  Der  Ersteher  erh§,It  n&mlich  gegenuber  dem 
Mieter  oder  Pachter  ein  Kündigungsrecht.  Auch  die  gewöhn- 
lichenRegeln  der  Versleigerung  sind  bei  dieser  Form  geandert. 
lm  Allgemeinen  erlischt  jedes  Versteigerungsgebol ,  sobald 
ein  höheres  abgegeben  wird  (§  156  B.  G.  B.),  bei  der  öf- 
fentlichen  Grundstücksversteigerung  aber  nur ,  wenn  es  zuge- 
lassen  ist  (72),  was  sehr  viel  angeraessener  ist.  Wahrend 
ferner  bei  der  gewöhnlichen  Versteigerung  der  Zuschlag 
als  Abschluss  des  Vertrages,  also  als  Annahme  des  Ver- 
tragsanerbietens ,  gilt  (§  156),  ist  er  bei  den  Zwangsverkaufen 
der  Grundstucke  ein  Gerichtsbeschluss  (§  82). 

Der  Hauptunterschied  des  besonderen  Grundstückskon- 
kurses  von  dem  gewöhnlichen  Konkursverfahren  liegt  aber 
darin,  dass  bei  diesem  eine  gleichm§ssige  Massenverteilung 
gilt  (concursu  partes  fiunt),  wahrend  die  beteiliglen 
Glaubiger  bei  Zwangsversteigerungen  grundsatzlich  hintcr 
einander  stehen  und  zur  Befriedigung  kommen.  Die  bisher 
geschilderte  Aussonderung  des  unbeweglichen  VerniogcLs  aus 
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der  Gesaramtmasse  des  Vermogens  mit  der  Absicht ,  es  einem 
besonderen  Verfahren  zu  unterwerfen,  macht  übrigens  des- 
halb  Schwierigkeiten ,  weil  manche  Sachen ,  namentlich  die 
Frdchte  der  Grundstucke ,  ebenso  gut  zu  dem  beweglichen 
wie  dem  unbeweglichen  Vermogen  ihres  Eigentümers  ge- 
rechnet  werden  können.  Hier  sind  Grenzbestimmungen 
getroffen  (§  21).  Diese  Nebenbestandteile  des  Grundstücks- 
vermögens  geboren  zu  ihm  in  der  Regel  erst  von  der  Be- 
schlagnahme  ab  und  zwar  nicht  vollst&ndig,  um  nicht  dem 
Besitzer  es  unmoglich  zu  machen,  wahrend  des  Verfahrens 
weiter  zu  wirtschaflen.  Er  darf  also  auch  in  dieser  Zeit 
*  Fruchtc  weiter  veraussern ,  nur  die  untrennbaren  Bestand- 
teilc  und  das  Zubehör  muss  er  an  Ort  lind  Stelle  lassen. 
Darum  entscheidet  auch  die  Prioritat  der  Beschlagnahme 
den  Widerstreit ,  der  daraus  entsteht ,  dass  ein  Grundstücks- 
glaubiger  das  ganze  Grundstücksvermögen  und  ein  anderer 
die  Zubehörstücke  als  bewegliche  Sachen  pf&nden  l&sst. 

Es  bleibt  nun  noch  das  neue  Handelsgesetzbuch  zu 
erortern,  dessen  Stellung  zum  Bürgerlichen  Rechte  von 
vornherein,  als  man  an  die  Abfassung  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches  herantrat,  zweifelhaft  war.  Der  Versuchung, 
nach  dem  Vorl)ilde  bekannter  Systematiker  diesen  Rechts- 
zweig  in  Stücke  zu  reissen  und  diese  an  geeigneten  Stellen 
innerhalb  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  verteilen,  bat 
die  Gesetzgebung  widerstanden.  Die  Ordnung  des  Rechts- 
stoffes  dient  nicht  bloss  der  Beziehung  der  Thatsachen  auf 
die  zugehörigen  Rechtssatze,  sie  dient  auch  der  Auslegung 
der  Texte  nach  den  Gedanken  ihrer  Verfasser.  Dies  erfordert 
über  dem  System  der  Rechte  ein  System  der  Gesetzge- 
bungszwecke  und  da  der  Handel  als  Ganzes  besondere 
Schutzbedürfnisse  an  den  Tag  gelegt  bat,  so  gebührt  auch 
dem  Rechte,  das  daraus  entstanden  ist ,  eine  Sonderstellung, 
um  so  mehr,  als  seine  Quellen  mehr  in  dem  Geistesleben 
der  Neuzeit  liegen  als  die  Ursprungsstellen ,  dem  die  Grund- 
zuge  des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechtes  entstammen. 
Darum    sind   die  tiefgreifenden   Neuerungen,  die  das  neue 


Digitized  by  VjOOQIC 


Handelsgesetzbuch  enth^It,  nur  zum  Teile  im  Zusammen- 
hange  niit  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche ,  genau  so,  wie 
wir  das  oben  hinsichtlich  der  neuen  Givilprocessordnung 
gesehen  haben.  Nur  gehen  dieNeuemngenaufdero  Handels- 
rechtsgebiete  noch  weiter ,  weil  fur  diesen  Zweig  von  vorn- 
herein  bei  der  Ausarbeitung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
eine  durchgreifende  Revision  beabsichtigt  worden  war. 

Indem  wir  uns  nunmehr  darauf  beschranken,  die  Be- 
ziehungen  des  neuen  Handelsgesetzbuches  zu  dem  bürger- 
lichen Geseizbuche  festzustellen,  werden  wir  auch  hier  drei 
Grappen  von  Vorschriften  des  Handelsrechtes  unlerscheiden 
können:  die  voni  bürgerlichen  Gesetzbuche  als  allgemeine  ' 
Salze  angenommenen  und  dadurch  aus  dem  besonderen  Han- 
delsrechte  ausgeschiedenen  Salze,  neue  Sondervorschriften 
des  Handelsrechtes,  die  sich  dem  B.  G.  B.  anpassen,  und 
endlich  Neuschöpfungen ,  die  gewissen  Anordnungen  des 
bürgerlichen  Rechtes  ihrem  Inhalle  nach  entsprechen. 

In  der  Absorption  handelsrechtlicher  Gedanken  vom  B.  G. 
B.  hatte  man  vielleicht  noch  weiter  gehen  können ,  z.  B.  hin- 
sichtlich  der  Deutung  der  achttagigen  Frist  (§  359,  2.),  des 
Gontokurrentvertrages  (355),  des  kaufm'annischen  Zurück- 
behaliungsrechtes  (369  fif.),  einer  glücklichen  Verallgemei- 
nerung  des  Grundgedankens  der  retentio  Gordiana. 

Dass  das  Privatrecht  in  vielen  Punkten  cominercialisiert 
ist,  erkiart  sich  übrigens  weniger  aus  einem  polilischen 
Uebergewicht  des  Handelsstandes ,  das  in  Wirklichkeit  zur 
Zeil  nicht  vorhanden  ist,  als  es  vielmehr  mit  den  Motiven 
des  neuen  Handelsgesetzbuches,  die  in  einer  Denkschrift 
dem  deutschen  Reichstage  vorgelegt  worden  sind,  daraus 
herzuleiten  ist,  dass  bei  der  Abfassung  des  alten  Handels- 
gesetzbuches im  Interesse  des  Verkehrs  viele  allgemeine 
Regeln  des  Rechtes  wenigstens  zunachst  nur  für  den  Han- 
del abgeandert  oder  geschaffen  worden  waren ,  obwohl  man 
ihre  Umgestaltung  oder  Aufstcllung  eigentlich  fur  das  ge- 
sammte  Rechtsgebiet  wünschte. 

Damit  bringen  die  Motive  namentlich  die  wichtigste  Neue- 


Digitized  by  VjOOQIC 


21 

rung  des  neuen  Gesetzbuches  in  Zusammenhang :  die  völlig 
veranderte  Absteckung  des  Handelsrechtsgebietes.  Ein  ein- 
zelnes  Geschaft,  das  nach  seinem  Inhalte  dem  Handelsbe- 
rufe  eigentümlich  ist ,  soll  in  Zukunft  nicht  mehr  den  Son- 
derregeln  des  Handelsrechtes  unterstehen,  weil  die  veran- 
derten  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes  für  einen 
solchen  Akt  nunmehr  genügen  mussen.  Nur  der  berufsmassige 
Handelsbetrieb  wird  als*  das  Gebiet  besonderer  Schutzbedürf- 
nisse  anerkannt,  denen  das  besondere  Handelsgesetzbuch 
dienen  soll,  nicht  das  gelegentliche  commercielle  Gesch&ft. 

Auch  die  Streichung  des  Artikels  1  des  alten  Handels- 
gesetzbuches  h&ngt  damit  zusammen.  Bisher  sollte  die  Han- 
delsusance dem  Landesrechte  vorgehen ,  das  man  in  commer- 
cialen  Dingen  für  minderwertig  hielt.  Dem  neuen  Reichsrechte 
wollte  man  aber  durch  partikulare  Handelsgewohnheiten 
nicht  denselben  Abbruch  thun,  wie  dies  bisher  gegenüber 
den  Rechten  der  einzelnen  Gebiete  geschah.  Leider  ist  die 
Frage ,  welchen  Wert  das  Gewohnheitsrecht  haben  soll,  im 
Uebrigen  fur  das  Handelsrecht  ebenso  unentschieden  ge- 
blieben,  wie  für  das  bflrgerliche  Gesetzbuch. 

Noch  klarer  zeigt  sich  der  Einfluss  des  B.  G.  B.  bei  dem 
Institute  der  Handelsfrau ,  die  nunmehr  keine  Sonderstellung 
mehr  zu  haben  braucht,  da  die  weitgehende  Verbesserung 
der  Rechtslage  der  Frauen  im  B.  G.  B.  diese  Sonderstellung 
überflüssig  macht.  In  gleichem  Sinne  ist  die  sog.  Gelegen- 
heitsgesellschafl  (Vereinigung  zu  einzelnen  Handelsgesch&ften 
für  gemeinschaflliche  Rechnung)  im  Handelsgesetzbuche  ge- 
strichen  worden;  denn  das  neue  Gesellschaftsrecht  des  B. 
G.  B.  ist  so  sehr  von  dem  Vorbilde  des  Handelsgesetzbuches 
beeinflusst  worden,  dass  es  sich  nicht  lohnte,  es  von  der 
soeben  genannten  Gescbaflsform  auszuschliessen.  Dadurch 
hat  man  sich  ein  Buch  des  H.  G.  B.  gespart,  dasjenige, 
das  bisher  aus  der  stillen  Gesellschafl  und  der  Gelegenheits- 
gesellscbaft  gebildet  war,  weil  die  Vorschriften  über erstere 
nunmehr  für  sich  allein  «nicht  wohl  den  Inhalt  eines  selb- 
standigen  Buches  bilden"  können  {Denkschrift^  S.  79). 
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Aber  auch  fOr  die  ofiFene  Gesellschaft  ist  nunmehr  das 
Verhaltnis  zum  bürgerlichen  Rechte  ein  ganz  anderes  geworden 
{Denkschrift^  S.  80).  Wahrend  bisher  die  gewöhnliche  Ge- 
sellschaft grunds&tzlich  der  handelsrechtlichen  gegenüber- 
stand,  erscheinen  jetzt  die  Sondervorschriften  über  diese 
letztere  nur  als  Ausnahmebesiimmungen ,  die  sich  an  das 
nunmehr  auch  fur  Handelsgesellschaflen  geeignete  bürger- 
liche  Recht  anlehnen.  Die  Denkschrift  hofift ,  dass  die  falsche 
Lehre ,  die  in  der  Handelsgesellschaft  eine  juristische  Person 
sieht,  nunmehr  dadurch  allen  Boden  verlieren  werde,  da 
ja  nun  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  auch  bei  der 
gewöhnlichen  Gesellschaft  eine  Sonderung  des  Gesellschafts- 
verraögens  von  dem  Vermogen  der  Einzelnen  anerkannt 
worden  sei  (weshalb  die  entsprechenden  Satze  des  alten  Han- 
delsgesetzbuches  wegfallen  konnten ;  Denkschrift^  S.  91).  Als 
selbstverstandlich  ist  deshalb  nunmehr  auch  noch  eine  Reihe 
anderer  Satze  weggelassen ,  die  früher  notwendig  erschienen, 
z.  B.  die  Haftung  der  socii  für  diligenüa  quant  suis  rebus, 
die  Unzulassigkeit  der  Aufnahme  eines  neuen  Gesellschafters 
ohne  Zustimmung  aller  bisherigen,  u.  a.  mehr. 

Schliesslich  sind  auch  die  bisherigen  Bestimmungen  über 
die  Verjahrung  der  Ansprüche  der  Gesellschaftsglaubiger 
erheblich  vermindert  worden,  weil  sie  teils  dem  B.  G.  B. 
entsprachen,  teils  nicht  zu  seinen  Grundsatzen  passten. 

Auch  die  stille  Gesellschaft  soll  in  Zukunft  im  Zweifel  unter 
die  Vorschriften  des  B.  G.  B.  fallen  {Denkschrift,  S.  182), 
soweit  die  Satze  des  H.  G.  B.  nichts  Besonderes  bestimmen. 
Diese  sind  meist  dispositiver  Art  und  nur  dazu  bestinimt, 
den  Beteiligten  besondere  Abreden  zu  ersparen. 

Am  meisten  verkürzt  ist  der  Titel ,  der  von  den  Handels- 
geschë.ften  im  Allgenieinen  redet.  Dass  die  sog.  absoluteci 
oder  objecliven  Handelsgeschafte  weggefallen  sind,  ergiebt 
sich  schon  aus  dem  oben  über  die  Grenzen  des  Handelsrechtes 
Gesagten  (vgl.  Denkschrift ^  S.  189),  aus  seiner  Umwandlung 
in  ein  , Recht  der  Kaufleute"  {Denkschrift^  S.  190).  Auch 
in  der  BegrifTsbestimmung  des  Gommissionars  (§  383)  ist  der 
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Ausdruck  .Handelsgeschafl"  gestrichen  worden  (wobei  übri- 
gens  der  Begriflf  .Commissionar''  auf  den  Einkauf  und  Ver- 
kauf  von  Waaren  oder  Werlpapieren  (ur  fremde  Rechnung 
und  in  eigeneni  Namen  eingeschrankt  worden  ist).  Was 
bisher  im  einzelnen  Falie  Flandelsgeschaft  war ,  kommt  nur 
noch  dann  als  solches  in  Betracht ,  wenn  seine  haufige  Wie- 
derholung  es  zum  Bestandteile  eines  kaufmannischen  Be- 
triebes  macht.  Der  Abschnitt,  der  bisher  die  Abschliessung 
der  Handelsgeschafte  betraf,  ist  völlig  in  das  bürgerliche- 
Gesetzbuch  hinübergewandert ,  wo  er  den  Hauptbestandieil 
der  Vorschriflen  über  Vertragschluss  bildet  (§§  1 45  ff.).  Dass 
Rechtsgeschafte  nicht  nach  dem  Buchstaben  auszulegen 
sind ,  dass  mehrere  Uebernehmer  einer  Verpflichtung  solida- 
risch  haften ,  dass  Solidarschuldner  keine  Einrede  der  Teilung 
oder  der  Vorausklagc  haben,  der  Schadensersatz  auchden 
entgangenen  Gewinn  umfasst  (vgL  auch  §  37),  wie  es  mit 
der  Draufgabe  zu  halten  ist,  dass  Quittungen  und  Schuld- 
scheine  sofort  beweiskraftig  sind,  der  üeberbringer  einer 
Quittung  Enipfangsvollmacht  bat,  der  Üeberbringer  einer 
uriquittierteu  Rechnung  aber  nicht,  dass  der  Auftrag  mit 
dem  Tode  des  Auflraggebers  nicht  erlischt,  dass  der  Ver- 
trag  über  entgeltliche  Herstellung  vertretbarer  Sachen  ein 
Eauf  ist,  dass  bei  dem  Eaufe  der  vereinbarte  Marktpreis 
im  Zweifel  nach  der  Erfullungszeit  und  dem  Erfullungsorte 
bestimmt  wird ,  alles  dies ,  sowie  die  Folgen  der  Stellver- 
tretung,  ergiebt  sich  in  Zukunft  aus  dem  B.  6.  B.  Darum 
ist  alles,  was  sich  auf  diese  Dinge  bezog,  im  Handelsgesctz- 
buche  gestrichen  worden.  Dahin  geboren  auch  die  Vorschrif- 
len, welche  den  französischen  Grundsatz  .en  fait  de  meubles 
lu  possession  vaut  titre"  dem  Handelsrechte  anpassten  (Art. 
306  und  307  des  alten  H.  G.  B.);  denn  sie  sind  im  bür- 
gerlichcn  Rechte  verallgemeinert  (§§  932  £F.).  Allerdings 
macht  das  neue  H.  G.  B.  hierzu  eigentümliche  Zusatze.  §  366 
nimmt  hier  eineu  weiteren  Begriff  des  guten  Glaubens  an, 
der  zum  Erwerbe  nötig  ist,  als  das  B.  G.  B.  Das  B.G.B, 
verlangt  ein  Vertrauen  darauf,  dass  der  Ver&usserer  Eigen- 
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tümer  sei,  das  Handelsgesetzbuch  begnügt  sich  auch  mit 
dem  Vertrauen  darauf,  dass  er  befugl  sei  statt  des  Eigen- 
turners  über  die  Sache  zu  verfügen,  z.  B.  eine  Vollmaeht 
habe.  Auch  soli  bei  abhanden  gekommenen  Urkunden ,  deren 
Verlust  im  Reichsanzeiger  verkündet  ist,  ein  Jahr  lang 
das  Fehlen  des  guten  Glaubens  auf  Seiten  eines  Erwerbers 
(vorbehaltlich  des  Gegenbeweises)  vermutet  werden,  wo- 
durch  die  grosse  Gefahr,  die  der  Diebstahl  von  Inhaber- 
papieren  den  Eigentümern  bringt,  wenigstens  zum  Teile 
abgeschw&cht  wird.  Auch  die  RegelungdesEaufesaufProbe 
ist  im  H.  G.  B,  weggelassen,  die  Vorschriften  über  Erfül- 
lungszeit  sind  abgekurzt  (358,  359),  und  der  Grundsatz 
der  Formfreiheit  ist  nicht  mehr  erwahnt  worden,  weil  in 
allen  diesen  Beziehungen  das  B.  G.  B.  genügl.  Darum  gilt 
aber  der  geringe  Formzwang,  den  dieses  Gesetzbuch  ent- 
halt ,  auch  für  das  Handelsrecht  und  ist  nur  für  Bürgschaf- 
ten,  Schuldversprechen  und  Schuldanerkenntnisse  durch- 
brochen  (§  350) ,  nicht  aber  für  GrundstöcksverSLusserungen , 
die  einer  strengen  Form  nach  bürgerlichem  Rechte  unter- 
liegen  (§  313).  Es  ist  dies  eine  Al)schwachung  der  neüen 
Regel,  dass  Geschafte  über  Grundstücke  nicht  mehr,  wie 
bisher,  aus  dem  Kreise  der  Handelsgeschafte  ausgeschlossen 
sein  sollen*  —  Ebenso  wie  die  Gesch&fte  über  Grundstücke 
nicht  mehr  aus  dem  Kreise  der  Handelsgeschfifle  verbannt 
sind,  ist  dies  übrigens  auch  für  die  Verausserungen  der 
Handwerker  in  Znkunft  der  Fall. 

Von  den  Neubildungen ,  die  sich  dem  B.  G.  B.  anpassen 
oder  als  Ausnahmen  neben  dessen  Vorschriften  treten  (teils 
nach  dem  Vorbilde  des  bisherigenRechtes,  teils  ohne  dieses 
Vorbild),  war  der  redliche  Erwerb  vom  unberechtigten  Ver- 
ausserer  schon  erwahnt.  Hierher  gehort  auch  noch  der  nicht 
unbedenkliche  Satz,  dass  der  vom  Principal  bis  zu  sechs 
Wochen  zu  verpflegende  Handlungsgehülfe  den  Betrag ,  den 
er  aus  einer  Kranken-  oder  Unfallversicherung  bezieht, 
nicht  herauszugeben  braucht ,  ja  nicht  einmal  seine  Heraus- 
gabe  versprechen  kann  (§  63,  anders  §  617a.  E. B.G.B.). 
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Auch  die  Bezeichnung  der  Solidarhaftungen  als  Gesammt- 
schuld  (§§  128,  204)  entspricht  der  Redeweise  des  B.G.B. 
Neu  ist  ein  eigenartiges  Recht  des  Erben  eines  Gesellschaf- 
ters ,  auf  den  der  Vertrag  fUr  den  Todesfall  des  Erblassers 
ausgedehnt  ist,  zu  verlangen,  dass  ihm  unler  Belassung 
des  bisherigen  Gewinnanteiles  die  Stellung  eines  Gommandi- 
listen  gegeben  werde.  Ohne  dies  müsste  der  Erbe  für  die  Gesell- 
schaftsschulden  unbeschr&nkt  haften,  was  zu  den  mildenGrund- 
satzen  des  B.  G.  B.  über  Erbenhaftung  nicht  passen  würde. 

Hierher  geboren  überhaupt  auch  noch  alle  Abweichungen 
des  Rechtes  der  Handelsgesellschaften  von  dem  allgeroeinen 
Gesellschaftsrechte,  namentlich  der  Grundsatz ,  dass  die  Ge- 
schaftsfuhrung  nicht  eine  gemeinschaftliche ,  sondern  einem 
jeden  fur  sich  zustêhende  sein  soll  {Denksckrifty  S.  85),  und  die 
wichtige  Neuerung ,  dass  der  einzelne  Handelsgesellschaiter 
die  ihm  schon  bisher  zustehenden  4'/,  Zinsen  nur  dann  auf 
seine  Kapitalseinlage  verlangen  kann ,  wenn  eine  Jahresein- 
nahme  vorliegt  (§  121),  sodass  die  anderen  Geseilschafler 
fur  die  Befriedigung  dieses  Anspruches  niemals  Zuschüsse 
werden  machen  mQssen.  Auch  einige  andere  Satze  von 
minderer  Bedeutung  geboren  hierher,  namentlich  der  Grund- 
satz ,  dass  fur  Eaufleute  statt  der  im  Verkehre  erforderlichen 
Sorgfalt  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Eaufmannes  verlangt 
wird  (347),  dass  der  Richter  die  von  einem  Kaufmanne 
zugesicherte  Vertragsstrafe  nicht  wegen  Ueberroaasses  her- 
absetzen  darf  (348) ,  und  die  gesetzlichen  Zinsen  aus  beider- 
seitigen  Handelsgeschaften  5°/^  statt,  wie  bisher,  6^/^  be- 
tragen  sollen  (352). 

Wahrend  nach  B.  G.  B.  nur  solche  Personen ,  die  sich 
Öffentlich  zu  AusfiUirungen  von  Geschaften  erboten  haben , 
verpflichtet  sind,  die  dementsprechenden  Gesch&ftsantr&ge 
ausdrücklich  abzulehnen ,  gilt  fur  Eaufleute  nach  wie  vor  das 
Gleiche  schon  als  Folge  einer  Gesch^ftsverbindung  mit  dem 
Antragsteller  (362),  und  zwar  soll  im  Geblete  des  Handels- 
rechtes  nach  wie  vor  das  Schweigen  als  Annahme  des  Ge- 
schaflsantrages  angesehen  werden* 
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Das  Recht  der  kaufmannischen  Anweisungen ,  unter  denen 
das  neue  H.  G.  B.  (363)  nicht  mehr  die  von  einem  Kauf- 
manne,  sondcrn  die  an  einen  Kaufmann  ausgestellten  An- 
weisungen verstehl,  ist  im  Wesentlichen  im  B.  G.  B.  ver- 
allgemeinert  worden.  Die  Uebertragbarkeit  durchlndossament 
verbleibt  jedoch  dem  Handelsrechte  als  Besonderheit  (363 — 
365).  Auch  das  Recht  auf  aussergerichtliche  Befriedigung 
ohne  vorherige  Klage,  das  bisher  die  schriftliche  handels- 
rechtliche  Verpföndung  gab,  ist  im  B.  G.  B.  allen  Pfand- 
glaubigern  gewahrt  worden ;  doch  ist  die  Frist^  die  bei  der 
Androhung  des  Pfandverkaufes  (nach  §  1234  B.  G.  B.)  innegc- 
halten  werden  muss,  im  Handelsrechte  von  einem  Monate 
auf  eine  Woche  herabgesetzt  (368). 

Der  liandelsrechtliche  Kauf  (373  ff.)  hèisst  jetzt  Handels- 
kauf  unJ  ist  noch  immer  mehrfach  in  besonderer  Weise 
geregell ,  obwohl  auch  für  ihn  die  Grnndsatze  des  Handels- 
gesetzbuches  in  das  allgemeine  Recht  des  Kaufes  nach 
bürgerlichem  Gesetzbuche  übergegangen  sind.  Ein  Sonder- 
recht  gilt  namentlich  noch  bei  dem  Annahmeverzuge  (B.  G.  B. 
§§  326,  440).  Hier  ist  für  den  Handelsverkauf  noch  der  sog. 
Selbsthilfeverkauf  und  das  Recht  zur  Niederlegung  der  Waare 
besonders  zugelassen  (Neues  H.  G.  B,  §  373).  Bei  dem  ersteren 
können  Kaufer  und  VerkSufer  mitbieten ,  darait  Verschleude- 
rungen  vermieden  werden ,  ein  Seitenstück  zu  den  Vorschrif- 
ten  des  B.  G.  B.  über  Pfandverkaüf. 

Die  dem  handelsrechtlichen  Eaufe  eigentümliche  Ptlicht 
des  K^ufers,  Waaren  sofort  zu  untersuchen  und  Mangel 
unver/üglich  anzuzeigen,  ist  im  neuen  Gesetzbuche  beibe- 
halten ,  ja  sogar  von  den  Distance-geschaften  auf  alle  Ge- 
schafte, auch  die  sog.  Platzgesch&fte ,  ausgedehnt  worden 
(377).  Dass  fur  diese  die  Landesgesetzgebung  zu  sorgen  habe , 
wie  man  früher  annahm ,  triflft  nach  der  Denkschrift  (S.  223) 
nicht  mehr  zu  und  passt  allerdings  nicht  zu  der  weitgrei- 
fenden  Rechtseinigung  der  neuesten  Zeit. 

Alle  diese  handelsrechtlichen  Sondervorschriften  über  den 
Eauf  sollen  sich  übrigens  nur  auf  Waaren  und  Wertpapiere 


Digitized  by  VjOOQIC 


27 

beziehen  (381).  Ausdrücklich  bestimml  ist  ferner,  dass  die 
Vorschriften  des  börgerlichen  Gesetzbuches  über  die  Ge- 
w&brleistung  bei  Viehm&ngeln  dadurch  nicht  berührt  werden 
sollen  (382), 

Auch  darin ,  dass  die  Haftung  des  Fraehtführcrs  sich  nicht 
niehr  auf  ZufSille  mit  Ausnahme  der  höheren  Gewalt  richten 
soll ,  liegt  eine  Annftherung  an  die  Grundsatze  des  B.  G.  B. 

Es  sind  nunmehr  noch  solche  Vorschriften  des  neuen 
Handelsgesetzbuches  zu  erwahnen,  die  durch  den  Inhalt 
des  B.  6.  B.  angeregt  sind  und  sich  an  ihn  anichnen.  Dahin 
gehort  (59  ff.)  die  neue  Regelung  des  Verhaltnisses  der 
Handlungsgehülfen  und  der  Handlungslehrlinge.  (Der  Aus- 
druck  aHandelsdiener"  ist  als  ungebrauchlich  gestrichen.) 
Das  neue  H.  G.  B.  lehnt  sich  hier  durchwog  an  den  Dienst- 
vertrag  des  bfirgerlichen  Gesetzbuches  an.  So  entspricht  z.  B« 
der  Anspruch  auf  ein  Zeugnis  am  Ende  der  Dienstzeit ,  den 
die  Handlungsgehülfen  und  die  Handlungslehrlinge  haben 
sollen  (§§  73  und  80),  einer  allgemeinen  für  alle  daucrn- 
den  Dienslverhaltnisse  bestimmten  Vorschrift  des  B.  G.  B. 
(§630). 

Die  sog.  GoncurrenzUausel ,  in  der  der  Principal  sich  von 
seinem  Gehülfen  versprechen  lasst,  dass  dieser  ihro  spaier 
nicht  in  seiner  Gewerbetbatigkeit  Abbruch  thun  werde ,  ein 
Vertrag,  der  nur  för  höchstens  drei  Jahre  giliig  sein  soll, 
wird  auch  innerhalb  dieser  Frist  in  seiner  Geltung  von  dein 
richterlichen  Er  messen  abhftngig  gemacht  (74). 

Die  besonderen  Bestimmungen  über  Handlungsagenten 
sind  wiederum  dadurch  gerechtfertigt  worden  (Denkschrifty 
S.  67) ,  dass  die  Vorschriften  des  B.  G.  B.  über  Dienst-  und 
VSTerkvertrag  für  sie  nicht  ausreichen,  und  sollen  anderer- 
seits  durch  die  Sfttze ,  die  dies  Gesetzbuch  deni  Maklerverlrage 
gewidmet  hat  (652-656),  eine  Erginzung  finden. 

Die  Neuregelung  des  Lagergeschafles(§§  416  ff.)  ist  durch 
den  „Verwahrungsverlrag*'  veranlasst  worden,  dessen  Bc- 
handlung  im  B.  G  B.  der  Denkschrifl  zufolge  für  den  Han- 
delsverkehr  nicht  genügt. 
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Die  eingeliend  geregelte  Schuldübernahme  bei  der  üeber- 
nahme  eines  ganzen  Handelsgesch&ftes ,  namentlich  aus  einem 
Nachlasse  (§§  :25  ff.),  entspricht  den  fiiinlichen  Grundsatzen 
des  B.  6,  B.  bei  der  Uebernahme  ganzer  Vermögensmassen 
(§  419).  Ebenso  ist  die  Uebernahme  des  Vermogens 
einer  Aktiengesellschaft  (§  303  ff.)  ein  Seitenstück  der  Ver- 
mögensübertragung  des  B.  G.  B. 

Zum  Schlusse  sei  noch  bemerkt,  dass  vor  kurzem  der 
Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  das  Urheberrecht  an 
Werken  der  Litteratur  und  der  Tonkunst  veröffentlicht 
worden  ist,  der  insbesondere  die  Befugnisse  derTonkünst- 
ler  erweitern  soU.  Er  ist  aber  noch  nicht  durchberaten.  Die 
in  Aussicht  gestellten  Entwürfe  über  Verlags-  und  über 
Versicherungsrecht  sind  noch  nicht  an  die  Öffentlichkeit 
herausgetreten. 

Ein  Ruckblick  auf  die  besprochenen  Gegenstande  beweist, 
wie  mühselig  die  Umgestaltung  eines  Rechtszweiges  ist ,  der 
nach  allen  Seiten  hin  mit  verwandten  Gebieten  verwachsen 
und  nunmehr  an  diese  auch  in  seiner  neuen  Gestalt  ange- 
fügt  werden  muss.  Ohne  diese  verwickelte  und  peinliche 
Arbeit  würde  man  aber  bei  der  Herstellung  des  neuen  bür- 
gerlichen  Gesetzbuches  die  Grenze  überschritten  haben ,  die 
zwischen  der  Reform  und  der  Revolution  liegt. 

Breslau,  August  1899. 
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FAILLISSEMENT  DER  HUWELIJKSGEMEENSCHAP 

DOOR 

Mr.  A.  MUS, 

Advocaat  te  Sommelsdijk. 


Onder  de  vele  verbeteringen,  die  de  nieuwe  Faillisse- 
mentswet  ons  bracht,  mag  voorzeker  ook  worden  meege- 
rekend haar  uitdrukkelp  voorschrift,  dat  het  faillissement 
van  den  in  gemeenschap  gehuwden  echtgenoot  als  faillisse- 
ment dier  gemeenschap  moet  worden  'behandeld. 

Het  stelsel,  door  de  pract^'k  wel  dikwgls  gevolgd,  maar 
in  het  Wetboek  van  Koophandel  nergens  met  zoovele  woor- 
den erkend,  kreeg  daardoor  wettelijke  sanctie. 

In  verband  met  het  hoofdbeginsel  der  wet,  dat  faillisse- 
ment niets  anders  is  dan  een  algemeen  beslag,  alleen  des 
schuldenaars  goederen  en  niet  zgn  persoon  betreffend ,  maakt 
deze  bepaling  voor  goed  een  einde  aan  een  reeks  van  quaes- 
tiën ,  die  onder  het  Wetboek  van  Koophandel  telkens  weer 
opdoken  omtrent  de  gevolgen,  die  het  faillissement  van 
één  der  echtgenooten  voor  den  anderen  echtgenoot  en 
diens  schuldeischers  had  ^). 

Denkt  men  nu  daarbij  tevens  aan  de  woorden  der  Memo- 
rie van  Toelichting:  ,, weinige  artikelen  van  den  titel  van 
faillissement  hebben  in  de  practijk  zich^  deugdelijker  bewe- 
zen dan  de  artikelen  880—883  Wetb.  van  Kooph.",  dan 
zou  men  haast  geneigd  zijn  te  gelooven ,  dat  de  artikelen 
61  tot  en  met  63  der  Faillissementswet  tot  geen  enkele 
moeieiykheid  meer  aanleiding  zullen  geven.  In  werkelijkheid 

*)  Men  denke  slechts  aan  de  vry  recente  yonnissen  der  Arrondisse- 
ments- Rechtbank  te  Dordrecht  van  14  Xovember  1894  (W.  6601)  en 
van  die  te  Zutpheu  van  18  April  1895  (P.  v.  J,  1895  n^  53). 
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zal  het  echter  blgken,  dat  men  het  omtrent  de  toepassing 
dier  artikelen  nog  lang  niet  altyd  eens  is ,  al  moet  worden 
erkend,  dat  de  eigenlijke  oorzaak  daarvan  meer  in  de  be- 
palingen van  het  Burgerlek  Wetboek ,  dan  in  die  der  FaiUis- 
sementswet  zelve  moet  worden  gezocht. 

Voor  zoover  de  artikelen  61  en  62  betreft  kan  literatuur 
en  jurisprudentie  over  de  artikelen  880—883  W,  v.  K.  ons 
den  weg  wgzen,  maar  by  de  toepassing  van  art.  63  be- 
vinden we  ons  op  geheel  nieuw  terrein. 

Ik  vind  daarin  aanleiding  tot  het  maken  van  een  paar 
opmerkingen  omtrent  laatstgenoemd  artikel  en  meer  speciaal 
omtrent  het  eerste  lid  daarvan. 

Het  faillissement  van  den  in  eenige  gemeenschap  van  goeden- 
ren  gehuwden  echtgenoot  wordt  als  faillissement  van  die  ge- 
meenschap  behandeld. 

Oorspronkelijk  luidde  deze -alinea:  .Het  faillissement  van 
een  in  gemeenschap  van  goederen  gehuwden  echtgenoot  wordt 
als  faillissement  der  gemeenschap  behandeld."  De  tegenwoor- 
dige redactie  werd  door  den  Minister  voorgesteld ,  .  om  dui- 
delijk te  doen  uitkomen,  dat  hier  niet  uitsluitend  sprake 
is    van   algeheele   gemeenschap"  *). 

De  vraag  zou  kunnen  worden  gedaan,  of  de  Regeering 
dit  doel  niet  beter  zou  hebben  bereikt,  door  de  dubbelzinnige 
uitdrukking  «gemeenschap  van  goederen"  te  doen  vervallen. 

Men  behoeft  zich  toch  slechts  de  literatuur  over  art.  208, 
2®  lid,  van  het  Burgerlök  Wetboek  te  herinneren,  om  in 
te  zien,  dat  er  omtrent  den  zin  dier  uitdrukking  volstrekt 
geen  communis  opinio  bestaat. 

Wanneer  men  intusschen  de  uitdrukking  geheel  op  zich 
zelve  beschouwt,  dan  valt  onder  , gemeenschap  van  goe- 
deren" iedere  gemeenschap  die  goederen  omvat,  en  dus 
ook  o.  a.  die  van  winst  en  verlies  en  die  van  vruchtenen 
inkomsten. 


^)  V.  d.  F  e  1 1  z ,  Geschiedenis  van  de  Wet  op  het  faillissement  en  de 
surséance  van  betaling^  deel  I,  bi.  490. 
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En  waar  nu,  zooals  hier,  de  meest  gewone  beteekenis 
der  woorden  juist  overeenstemt  met  de  door  niemand  weer- 
sproken bedoeling,  waarmede  de  Regeering  ze  opnam,  daar 
kan  van  eene  interpretatie  in  anderen  zin  geen  sprake  zgn. 

Het  omvat,  behoiédens  de  uitzonderingen  van  artikel  21  ^ 
alle  goederen^  die  in  de  gemeenschap  vallen^  en  strekt  ten  be^ 
hoeve  van  alle  schuldeischers ,  die  op  de  goederen  der  gemeen- 
schap  verhaal  hebben. 

Bestaat  er  tusschen  de  echtgenooten  wettelijke  algeheele 
gemeenschap  van  goederen,  dan  zal  in  de  meeste  gevallen 
deze  bepaling  geen  moeiel^'kheid  opleveren. 

De  artikelen  175  en  176  van  het  Burgerlgk  Wetboek 
zijn  op  zich  zelf  reeds  duidelyk  genoeg  en  de  strijdvragen, 
die  zich  vroeger  voordeden,  zijn  door  de  bepaling  van  de 
eerste  alinea  ondervangen;  ook  die,  waarover  de  Hooge 
Raad  nog  in  zgn  arrest  van  4  December  1891  ')  had  te 
beslissen,  kan  geacht  worden  voorgoed  tot  het  verledene 
te  behooren. 

De  failliete  boedel,  die  ook  de  gemeenschap  omvat,  wordt 
krachtens  art.  68  door  den  curator  beheerd  en  vereffend, 
en  daardoor  houdt  dus  het  beheer  van  den  man  op,  al 
wordt  in  het  Burgerlijk  Wetboek  faillissement  der  vrouw 
niet  genoemd  als  een  reden,  die  het  beheer  van  den  man 
doet  eindigen'). 

Slechts  op  één  punt  zal  zich  verschil  van  gevoelen  open- 
baren, ten  aanzien  namel^k  van  schulden,  verbonden  aan 
eene  making  of  schenking,  die  volgens  de  uitdrukkeiyke 
bepaling  van  den  erflater  of  schenker  buiten  de  gemeenschap 
moet  blijven.  Z\j,  die  oordeelen,  dat  deze  schulden  niet  in 
de  gemeenschap  vallen,  zullen  meerendeels  op  dien  grond 
beweren,  dat  hij,  die  dergelyke  schulden  wil  doen  gelden, 
niet  behoort'  tot  de  schuldeischers  die  op  de  goederen  der 
gemeenschap  verhaal  hebben.  Bijna  algemeen  toch  wordt  de 


O  Magazijn  van  HandeUrecht ,  1891,  IV  bl.  1% 

')  Mniengraaff,  D^  faillissemenUwet  verklaard,  bi.  222. 
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vraag,  of  deze  schulden  al  dan  niet  in  de  gemeenschap 
vallen ,  als  identiek  beschouwd  met  die  andere ,  of  ze  al 
dan  niet  op  de  gemeenschapsgoederen  kunnen  worden 
verhaald. 

Reeds  bg  het  tot  stand  komen  van  ons  Burgerlgk  Wetboek 
leidde  deze  opvatting  er  toe,  dat  men  niet  inging  op  het 
voorstel  van  één  der  afdeelingen  om  aan  het  slot  van  art. 
175  bg  te  voegen  de  woorden:  ,, in  welk  geval  ook  de  schul- 
den y  die  op  het  geërfde  of  geschonkene  goed  gevestigd ,  óf 
onder  de  nalatenschap  ofschenking begrepen zgn,  buiten  de 
gemeenschap  blijven".  Het  voorstel  werd  verworpen ,  omdat , 
naar  het  oordeel  der  Regeering  en ,  b\j  monde  van  den  heer 
Fr  ets,  van  de  meerderheid  der  Kamer,  „het  niet  aanging 
voor  die  schulden  alléén  de  gemaakte  of  geschonken  goede- 
ren aansprakelijk  te  stellen". 

In  alle  bescheidenheid  komt  het  mij  voor,  dat  de  heer 
Luzac  volkomen  gelijk  had,  toen  hg  beweerde,  dat  dit 
antwoord  niet  op  de  gemaakte  aanmerking  sloeg.  Eene  ma- 
king of  schenking  is  ééngeheel:  bona  non  intelligun- 
tur  nisi  deducto  aere  alieno,  en  hij  die  alleen  de 
voordeelen  van  zoodanige  beschikking  geniet,  dient  ook  al- 
leen de  lasten  er  van  te  dragen.  Maar  volgt  hieruit,  dat  nu 
ook  die  schulden  niet  op  de  goederen  der  gemeenschap 
kunnen  worden  verhaald?  Ik  kan  het  niet  inzien,  al  wil 
ik  daarmede  geenszins  beweren,  dat  de  wettelijke algeheele 
gemeenschap  alléén  naar  binnen  werkt.  Ze  werkt  zeer  zeker 
ook  naar  buiten,  tegenover  derden,  met  dien  verstande, 
dat  die  derden ,  waar  zy  de  geldigheid  der  door  de  vrouw 
aangegane  verbintenissen  ofde  beschikkingsbevoegdheid  van 
een  der  echtgenooten  over  eene  bepaalde  zaak  willen  be- 
oordeelen ,  te  leer  moeten  gaan  bij  den  zevenden  titel  van 
het  eerste  Boek  van  het  Burgerlijk  Wetboek.  Staat  echter 
eenmaal  de  rechtsgeldigheid  eener  handeling  vast,  dan  is 
daarmede  ook  de  aansprakelykheid  voor  de  uit  die  hande- 
ling voortspruitende  verbintenissen  uitgemaakt,  en  volgens 
de  uitdrukkeiyke  bepaling  van  art.  1177  B.  W.  brengt  die 
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aansprakeiykheid  met  zich  de  aansprakelgkheid  van  alle  de 
roerende  en  onroerende  goederen  des  schuldenaars ,  zoowel 
tegenwoordige  als  toekomstige,  ook  dus  van  zgn  aandeel 
in  de  goederen  eener  huweiyksgemeenschap  '). 

Dat  zekere  schuld  niet  door  beide  echtgenooten  tezamen 
moet  worden  gedragen,  of,  anders  uitgedrukt,  niet  tot  de 
gemeenschap  behoort ,  zal  tusschen  man  en  vrouw  tot  eene 
verrekening  aanleiding  kunnen  geven,  wanneer  het  blijken 
mocht ,  dat  de  gemeenschapsgoederen  ten  gevolge  van  zoo- 
danige schuld  zijn  verminderd.  Maar  in  het  algemeen  voor- 
schrift van  art.  1177  B.  W.  brengt  dat  geen  wijziging.  Ook 
hier  geldt  wat  D  i  e  p  h  u  i  s  ')  in  een  ander  verband  opmerkt, 
dat  de  gehoudenheid  tot  betaling  der  schulden  met  betrek- 
king tot  derden  en  ten  opzichte  der  echtgenooten  onder- 
ling niet  noodwendig  dezelfde  behoeft  te  z\jn. 

Het  onverdeeld  aandeel  in  eene  huwelgksgemeenschap  is, 
evenals  het  aandeel  in  eene  vennootschap  of  nalatenschap, 
een  vermogensbestanddeel  en  als  zoodanig  onderworpen 
aan  de  bg  art.  1177  B.  W.  bepaalde  aansprakelgkheid. 

Hiertegen  doet  m.  i.  niet  af  het  feit ,  dat  de  echtgenoo- 
ten ieder  slechts  een  ideëel  gedeelte  in  de  gemeenschap 
bezitten,  hetwelk,  zoolang  het  huwelgk  bestaat,  niet  kan 
worden  afgescheiden  en  waarover  zg  dan  ook  geen  van 
beiden  afzonderlijk  kunnen  beschikken.  De  bevoegdheid  toch 
om  verbintenissen  aan  te  gaan,  waardoor  men  indirect  eene 
zaak  aansprakelijk  maakt,  behoeft  niet  noodwendig  samen 
te  gaan  met  de  macht  om  over  die  zaak  te  beschikken. 

Het  lijdt  bijv.  wel  geen  twgfel ,  dat  ook  de  bg  het  laat- 
ste lid  van  art.  195  B.  W.  bedoelde  goederen  voor 
's  mans  verbintenissen  aansprakelgk  zgn  en  kunnen  worden 
uitgewonnen.  En  bovendien  komt  het  hier  aan  op  de  vraag , 
of  de  schuldeischers  op  het  onverdeeld  aandeel  in  de  ge- 


0  In  hoeverre,  krachtens  de  bepalingen  van  dienzelfden  zevenden 
titel,  die  aansprakelijkheid  na  ontbinding  des  huwelyks  weder  kan 
ophoaden  of  wordt  gewyzigd,  blgve  hier  thans  buiten  bespreking. 

*)  Het  Nederl,  Burgerlijk  Begt,  dl.  I  §843. 

BeohtsgeL  Mag.  1900.  3 
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meenschap  verhaal  hebben ,  niet  of  zq  dat  verhaal  ook  bui- 
ten faillissement  inderdaad  kunnen  doen  gelden.  Maakt 
werkelijk  de  geheel  byzondere  rechtsfiguur  der  huwelijks- 
gemeenschap het  verhaal  op  een  ideëel  gedeelte  daarvan 
onmogelqk,  dan  is  daarmede  nog  geenszins  gezegd,  dat 
zoodanig  verhaal  op  de  goederen  der  gemeenschap  ten 
eenenmale  is  uitgesloten. 

Heeft  men  slechts  te  kiezen  tusschen:  ^in  het  geheel 
geen  verhaal"  of  «verhaal  op  het  geheel",  dan  kan  m.  i. 
die  keuze  niet  twgfelachtig  z\jn.  Door  verhaal  op  de  geheele 
gemeenschap  toe  te  kennen  houdt  men  rekening  met  het 
karakter  der  gemeenschap  als  ondeelbare  vermogenseenheid 
en  wordt  althans  geen  inbreuk  gemaakt  op  een  zoo  funda- 
menteel beginsel  van  ons  vermogensrecht  als  in  art.  1177 
B.  W.  is  neergelegd.  Een  derde  stelsel  is  echter  mogelgk, 
een  stelsel,  dat,  al  is  het  in  theorie  niet  heel  mooi,  ons 
in  de  practijk,  naar  ik  vermoed,  het  verst  zal  brengen. 
Men  kan  n.1  in  dezen  tusschen  de  schuldeischers  der  vrouw 
en  die  van  den  man  onderscheiden  en  aldus  redeneeren: 

Voorzoover  de  vrouw  betreft,  maakt  de  bepaling  van  art.  1 79 
B.  W.  en  de  eigenaardige  natuur  der  huwelijksgemeenschap, 
die  staande  huwelgk  één  ondeelbaar  geheel  vormt,  waar- 
over slechts  de  man  te  beschikken  heeft;,  beslag  op  gemeen- 
schapsgoederen onuitvoerbaar. 

Het  ideëel  gedeelte  der  vrouw  bestaat,  en  is  aansprake- 
lijk —  in  theorie  — ,  maar  practisch  is  het  niet  te  vatten. 
Maar  juist  daarom  kan  dan  ook,  voor  de  hier  bedoelde 
schulden,  voorzooverre  die  den  man  betreflfen,  de  geheele 
gemeenschap  worden  aangesproken.  Al  is  h\j  rechtens  geen 
eigenaar,  toch  is  juist,  wat  Lebrun*)  zegt:  «SiToncon- 
sidère  celui  (Ie  droit)  du  mari ,  rien  n'approche  plus  celui 
du  vrai  propriétaire". 

Doch  wat  er  van  dit  alles  zy,  in  geval  van  faillissement 
vallen  alle  practische  bezwaren,  die  den  schuldeischers  de 


O  Traite  de  la  communautéy  bl.  181. 
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uitoefening  van  hunne  rechten  mochten  verhinderen,  weg, 
en  is  in  elk  geval  ook  de  positie  van  man  en  vrouw  gelqk. 
Dan  toch  verliest,  gel\jk  wtj  zagen,  de  man  zgn  beheer  en 
beschikking  over  de  goederen  der  gemeenschap,  die  onder 
het  algemeen  beslag  vallen  en  aldus  in  massa  tot  waarborg 
strekken  voor  alle  schuldeischers ,  die  op  de  goederen  dier 
gemeenschap  verhaal  hebben. 

Van  veel  meer  belang  is  de  hier  behandelde  quaestie  met 
betrekking  tot  de  gemeenschap  van  winst  en  verlies  en  die 
van  vruchten  en  inkomsten,  waar  zij  zich  telkenmale  zal 
voordoen.  Ook  daar  hangt  het  antwoord  op  de  vraag,  of 
de  goederen  der  gemeenschap  voor  zekere  schuld  aanspra- 
kelijk ztjn ,  niet  af  van  het  feil  of  die  schuld  al  of  niet  tot 
de  gemeenschap  behoort '). 

Hoezeer  ook  te  dezen  m.  i.  krachtens  art.  179  in  verband 
met  art. 208,  l»*»  lid,  B.  W.  de  schuldeischers  der  vrouw 
bg  die  van  den  man  gewoonlqk  achterstaan,  heft  ook  hier 
het  faillissement  van  één  der  echtgenooten  die  ongel\jkheid  op. 

Bg  faillissement  der  vrouw  verliest  de  man  zoowel  het 
bestuur  over  hare  eigen  goederen  als  het  beheer  en  de  be- 
schikking over  die  der  gemeenschap.  Hij  moge  de  beschikking 
over  zgne  eigen  goederen  behouden,  al  wat  aan  vruchten 
en  inkomsten  van  den  grond  afgescheiden  of  opeischbaar 
wordt ,  in  't  algemeen  niet  meer  inhaerent  is  aan  die  goe- 
deren, gaat  deel  uitmaken  van  de  gemeenschap,  en  komt 
onder  het  bestuur  van  den  curator.  Dat  dit  zoo  is,  volgt 
uit  de  bepaling  van  art.  20  Faillissementswet ,  die  in  hét 
faillissement  doet  vallen ,  niet  alleen  wat  de  schuldenaar 
ten  tgde  der  faillietverklaring  heeft,  maar  ook  wat  hij  tgdens 
het  faillissement  verwerft.  Daar  de  man  echter  het  bestuur 
over  zgne  goederen  niet  verliest ,  is  hg  slechts  verplicht  de 
onderwerpelgke  vruchten  en  inkomsten,  na  die  zelf  te  heb- 
ben geind,  aan  den  curator  af  te  dragen. 


')  Id  tegeoo  vergestel  den  zin:  Mr.  M.  P.  H.  Wiercx,  in   Weekblad 
voat'  Privaatrecht^  Notarisamht  en  Registratie.,  n".  1499  en  1505. 
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Is  de  man  failliet  verklaard ,  dan  geldt  hetzelfde ,  met  dit 
onderscheid ,  dat  hg  hier  de  beschikking  over  eigen  goederen 
verliest,  maar  het  bestuur  over  die  der  vrouw  behoudt. 

Ingevolge  art.  61  F.  neemt  de  vrouw  terug,  wat  haar 
toebehoort,  dat  is:  wat  op  den  voet  der  artt.  205  en  221 
B.  W.  bewezen  wordt,  haar  persoonlqk  eigendom  te  zgn; 
alle  overige  goederen  vallen,  voorzooverre  ze  niet  het  eigen- 
dom zgn  van  den  man ,  in  de  gemeenschap.  Maar  het  be- 
stuur over  die  door  haar  teruggenomen  goederen  blgtl,  zoo 
zö  niet  het  bij  art.  195,  2®  lid,  B.  W.  bedoelde  beding 
heeft  gemaakt,  aan  den  man,  wien  het  faillissement  niet 
de  zoogenaamde  familierechten  ontneemt  ^). 

De  curator  is  dus  niet  gerechtigd,  de  vruchten  te  innen 
of  verschenen  huurpenningen  als  anderszins  in  rechte  op 
te  vorderen.  Al  kan  moeielijk  worden  ontkend,  dat  zoo- 
danige rechtsvordering  rechten  of  verplichtingen  tot  den 
faillieten  boedel  behoorende,  zou  ten  onderwerp  hebben, 
de  curator  zou  toch ,  om  ontvankelijk  te  zgn ,  moeten  optre- 
den in  eene  qualiteit,  die  hg  nu  eenmaal  niet  heefL 

Maar  zgn  de  vruchten  enz.  eenmaal  geïnd,  dan  is  de 
man  verplicht  ze  aan  den  curator  af  te  dragen ,  even  goed 
als  hg  verplicht  is ,  de  opbrengst  van  het  bg  art  366  B.  W. 
bedoelde  vruchtgenot  aan  hem  uit  te  keeren,  voorzoover 
dat  niet  ingevolge  art.  21 ,  4^  lid ,  F.  buiten  het  faillissement 
blgft.  Door  aan  de  daartoe  strekkende  vordering  des  curators 
niet  te  voldoen,  zou  de  man  met  art.  346  Swb.  in  aan- 
raking komen. 

Ten  slotte  nog  dit.  Men  zal  met  recht  aanvoeren ,  dat  de 
eenigszins  wonderlgke  consequentie  van  het  hier  voorgedra- 
gen stelsel  medebrengt,  dat  in  geval  van  faillissement  van 
één  der  echtgenooten  per  se  elke  schuldeischer  van  den 
anderen  echtgenoot  als  crediteur  in  het  faillissement  zal 
moeten  worden  toegelaten ,  als  hebbende  verhaal  op  de  goe- 
deren der  gemeenschap,  en  dat  dit  stelsel  vooral  met  het 


')  Zie  Molengraaf  f,  t.a.p.,  bl.  48. 
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oog  op  het  2<»  lid  van  art.  63  F.  tot  ongewenschte  en 
door  den  wetgever  allerminst  bedoelde  gevolgen  zal  kun- 
nen leiden. 

Ik  geef  het  gaarne  toe ,  maar  wil  daarbij  toch  opmerken , 
dat  consequentiên  die  ons  niet  bevallen ,  en  de  overweging , 
dat  ook  de  wetgever  deze  niet  gewild  heeft ,  ons  niet  mogen 
afhouden  van  eene  interpretatie ,  die  ons  als  juist  voorkomt. 
Bovendien  zal  het  bezwaar  in  de  practijk  niet  zoo  groot 
bigken  te  zijn ,  als  het  oppervlakkig  schgnt ,  omdat  de  schuld- 
eischers  van  den  niet-gefailleerden ,  en  dus  waarschgnlgk  sol- 
venten  echtgenoot ,  in  hun  eigen  belang  liever  dezen  dadelijk 
zullen  aanspreken ,  dan  eerst  nog  opkomen  in  een  faillisse- 
ment, waaruit  ze  slechts  eenige  percenten  kunnen  trekken, 
terw\jl  voor  hen  dan  eveneens  elk  belang  ontbreekt  om  de 
nietigheid  van  door  hun  schuldenaar  verrichte  handelingen 
in  te  roepen. 

Indien  de  echtgenoot  j  die  failliet  verklaard  is^  goederen 
bezit  y  die  niet  in  de  gemeenschap  vallen  y  fjorden  ook  deze 
onder'  hel  faillissement  begrepen ,  maar  zijn  alleen  aanspraken 
lijk  voor  de  schulden ,  waardoor  de  gefailleerde  persoonlijk 
verbonden  is. 

Dat  deze  bepaling  niet  voor  ieder  even  duidelgk  is ,  bleek 
reeds  bg  de  behandeling  der  wet.  , Welke  schulden  toch 
heeft  de  gefailleerde",  lezen  w\j  in  het  verslag  der  Com- 
missie van  Voorbereiding,  ^anders  dan  die,  waardoor  h^ 
persoonlgk  verbonden  is?  Op  de  laatste  vraag  werd  ge- 
antwoord, dat  aan  den  echtgenoot  goederen  kunnen  zijn 
vermaakt,  waarbg  .de  erflater  uitdrukkelijk  heeft  bepaald, 
dat  zg  niet  in  de  gemeenschap  zouden  vallen.  Daaraan  kun- 
nen tevens  lasten  verbonden  zgn ,  waardoor  de  gefailleerde 
persoonlgk  voor  schulden  aansprakelgk  is." 

Was  dit  antwoord  juist,  dan  zou  de  bepaling  al  zeer  onbillgk 
en  ondoelmatig  zgn.  Immers  de  eigen  goederen  van  den  gefail- 
leerde worden  dan  buiten  verhaal  gesteld  voor  bgna  alle  zgne 
schulden ;  de  schulden  toch ,  aan  de  bedoelde  making  verbon- 
den, zullen  slechts  een  zeer  klein  onderdeel  van  zgne  schulden 
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uitmaken,  en  bqna  zeker  niet  behooren  tot  die,  op  ^ond 
waarvan  het  faillissement  is  aangevraagd. 

Het  regeeringsantwoord  gaf  dan  ook  van  ruimere  opvat- 
ting blflk  en  luidde:  ,Naar  de  bedoeling  van  het  Wetsont- 
^werp  zgn  de  schulden ,  waardoor  de  gefailleerde  persoonlijk 
9  verbonden  is ,  behalve  de  in  het  Verslag  genoemde,  de  schui- 
lden, die  de  gefailleerde  vóór  het  hu wel\jk  heeft  aangegaan , 
.in  één  woord  alle  schulden,  waarvoor  hij  aansprakelgk 
yzou  zqn,  ook  indien  hy  niet  in  gemeenschap  van  goede- 
.ren  ware  gehuwd,  in  tegenstelling  dus  van  de  schulden, 
,  waarvoor  hy  kan  worden  aangesproken  alléén  omdat  de 
, gemeenschap  daarvoor  aansprakelijk  \s'\  Prof.  Molen- 
graaf f')  verduidelijkt  dit  regeeringsantwoord  in  zooverre, 
dat  hg  naast  de  schulden ,  dié"  de  gefailleerde  vóór  het  hu- 
welgk  heeft  aangegaan,  ook  uitdrukkelijk  vermeldt  die, 
welke  hg  staande  huwelijk  geldig  heeft  aangegaan. 

Maar  ook  deze  opvatting ,  volgens  welke  geen  enkele  schuld 
door  den  anderen  echtgenoot  aangegaan,  ooit  op  de  eigen 
goederen  van  den  failliet  zou  kunnen  worden  verhaald ,  kan 
ons  niet  bevredigen. 

Waar  nu  de  woorden  der  wet ,  blgkens  de  hier  vermelde 
verschillende  opvattingen,  niet  duidelgk  zgn  en  ook  de 
gedachtenwisseling  tusschen  regeering  en  volksvertegen- 
woordiging ons  niet  veel  licht  verschaft ,  daar  zullen  we  dat 
licht  elders,  en  wel  in  het  Burgerlgk  Wetboek,  hebben  te 
zoeken.  Want  uit  niets  blgkt ,  dat  de  wetgever  met  de  onder- 
werpelgke  bepaling  bedoelde,  inbreuk  te  maken  op  de  beginse- 
len, die  het  huwelgksgoederenrecht  ten  onzent  beheerschen. 

Bepalen  wg  ons  te  dezen  aanzien  voorloopig  tot  eene  be- 
schouwing der  algeheele  wettelgke  gemeenschap ,  dan  leeren 
ons  die  beginselen,  naar  ik  meen,  het  volgende: 

Staande  huwelgk  kan  de  man  worden  aangesproken  voor 
alle  schulden,  door  hem  of  door  zijne  vrouw  aangegaan; 
voor  alle  die  schulden  zgn  de  gemeenschapsgoederen  ver- 


0  T.  a.  p.,  bl.  225. 
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bonden ,  en  als  beheerder  der  gemeenschap  treedt  hg  tegen 
derden  op  *). 

Heeft  de  man  goederen  buiten  de  gemeenschap ,  dan  kan 
bij  ook  in  deze'  goederen  worden  aangesproken  voor  alle 
schulden,  door  hem  zelven  of  zQne  rechtsvoorgangers  aan- 
gegaan, maar  bovendien  ook  voor  schulden ,  door  z{jne  vrouw 
slaande  huwelgk  gemaakt,  hetzQ  ten  behoeve  der  huishou- 
ding, hetzij  als  openbare  koopvrouw.  Wat  de  eerstgenoemde 
schulden  betreft,  deze  zgn,  zooals  door  Mr.  van  Hall  in 
zijne  Handleiding  tot  de  beoefening  van  het  Burgerlijk  Recht^ 
bl.  226 ,  terecht  wordt  opgemerkt ,  niet  op  ééne  lijn  te  stellen 
met  andere  verbintenissen ,  voor  welke  de  vrouw  de  mach- 
tiging van  haren  man  behoeft.  Van  oudsher ,  ook  onder  het 
Fransche  en  het  Oud-Hollandschè  Recht,  was  de  bestiering 
van  het  huishouden  een  terrein ,  als  't  ware  voor  de  vrouw 
gereserveerd  en  waarop  zg  zich  vrvj  mocht  bewegen.  En  of 
men  nu  hier  al  of  niet  met  van  Hall  in  plaats  van  mach- 
tiging eene  stilzwggende  lastgeving  aanneemt,  dan  wel  lie- 
ver nog  aan  eene  door  de  wet  uitdrukkelijk  gesanctionneerde 
negoiiorum  gestio  denkt ,  het  doet  betrekkelgk  weinig  ter  zake. 

Dit  staat  in  elk  geval  vast,  dat  de  vrouw  hier  niet  han- 
delt voor  haar  zelve ,  of  voor  de  gemeenschap  alléén  ,  maar 
mede  voor  den  man,  die  —  afgescheiden  van  elke  gemeen- 
schap —  als  hoofd  der  echtvereeniging  verplicht  is,  ^haar 
al  hetgeen  noodig  is,  volgens  zgnen  staat  en  zgn  vermo- 
gen te  verschaflfen"  en  tevens  wè^haar  verplicht,  zgne 
kinderen  te  onderhouden  en  op  te  voeden. 

En  ook  de  handelsschulden  der  vrouw  zullen  op  's  mans 
eigen  goederen  kunnen  worden  verhaald.  Voor  deze  schul- 
den is,  zegt  art.  168,  2©  lid,  B.  W.,  indien  de  vrouw  met 
baren  man  in  gemeenschap  is  gehuwd ,  ook  hij  verbonden. 


O  Zie  echter  ten  opzichte  der  schulden ,  verbonden  aan  een  making 
of  schenking,  alléén  ten  voordeele  van  één  der  echtgenooten gedaan , 
het  hierboven  op  bl.  31  vig.  gezegde.  Buiten  het  geval  van  faillissement 
zullen  deze  schulden,  voor  zoover  zQ  de  vrouw  betreffen,  dus  niet  op 
de  gemeenschapsgoederen  kunnen  worden  verhaald. 
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Het  ware  voorzeker  rationeeler  geweest ,  indien  de  wetgever 
hier,  in  plaats  van  ^hij*\  hsid  geschrcYen  ^de gemeenschap"  ^ 
of,  beter  nog,  de  gebeele  bepaling  had  weggelaten.  Nu  hij 
dat  intusschen  niet  heeft  gedaan,  zie  ik  geen  reden,  met 
de  meeste  schrijvers  des  ondanks  deze  bepaling  in  dien  zin 
op  te  vatten,  dat  zij  niets  anders  zegt,  dan  wat  reeds  uit 
art.  176  B.  W.  volgen  zou. 

De  woorden  der  wet  —  men  moge  er  zich  kwalijk  mee  kun- 
nen vereenigen  —  zgn  hier  niet  dubbelzinnig,  en  daarom  alleen 
reeds  is  het  gewaagd ,  daarvan  door  uitlegging  af  te  wijken. 

Te  minder  voel  ik  daartoe  vrgheid,  waar  ook  de  ge- 
schiedenis die  afwgkende  uitlegging  wraakt.  Onze  bepaling 
toch  is  overgenomen  uit  art.  220  van  den  Code,  en  nu 
was  onder  het  Fransche  Recht  de  aansprakelijkheid  van  den 
man  in  dezen  volstrekt  niet  tot  de  gemeenschapsgoederen 
beperkt  (art,  1419  G.  c). 

Zoo  zegt  o.  a.  Marcadé*):  .La  femme  marchande ,  dit 
,notre  article,  oblige  aussi  son  mari,  quand  il  y  a  com- 
^munauté  entre  eux.  En  effet,  quand  la  femme  commer- 
,fante  est  commune  en  biens,  tous  les  bénéfices,  qu'elle 
,peut  réaliser,  appartiennent  k  la  communauté;  c'est  pour 
yla  communauté,  qu'elle  travaille;  donc  et  réciproquement 
.cette  communauté  est  tenue  dcsesengagements,  et  comme 
.Ie  mari,  chef  suprème  de  cette  communauté  ei  par  Ie 
.consentement  duquel  la  femme  faisait  commerce,  esttenu 
ypersonnellement  et  'sur  ses  propres  biens  des  dettes  de  la 
.communauté,  il  s'ensuit  que  toutes  les  obligations,  que 
9  la  femme  contracte  dans  ces  circonstances  réfléchissent 
.sur  ce  mari.  Dans  ce  cas  donc  les  créanciers  de  la  femme 
.peuvent  agir,  et  contre  les  biens  propres  de  la  femme  et 
.contre  les  biens  conimuns  et  contre  les  biens  propres  du 
„mari.  Et  il  n'est  pas  nécessaire  pour  cela,  que  les  époux 
.soient  mariés  sous  la  communauté  legale ,  une  simple  com- 
.munauté  réduite  aux  acquèts  suffit  pour  amener  ce  resul- 


*)  Explication  du  Code  Napoleon,  dl.  1,  n^  7é0. 
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,tat,  puisque  tous  les  bénéfices,  que  peut  produire  1'indus- 
,trie  de  la  femme,  tombent  dans  cette  société  d'acquêts." 

In  denzelfden  geest  redeneeren  ook  Toullier'),  Po- 
thier'),  Troplong'),  D  e  m  o  1  o  m  b  e  *)  en  meer  anderen. 

Onder  het  Fransche  Recht  was  men  het  dus  over  den 
zin  der  woorden:  „elle  oblige  aussi  son  mari"  vrijwel  eens. 

Had  onze  wetgever  in  art.  168,  2^  lid,  in  afwijking  van 
het  Fransche  Recht,  ,de  gemeenschap"  alleen  aansprakelijk 
willen  stellen ,  dan  had  hg  dit  toch  zeker  anders  kunnen  doen , 
dan  door  juist  deze  woorden ,  zonder  meer,  over  te  nemen. 
En  de  overweging,  dat  de  wetgever  wellicht  alléén  heeft 
gedacht  aan  de  onvoorwaadrdelflke  gemeenschap ,  waarbg  de 
man  geen  goederen  daarbuiten  bezit,  mag  niet  leiden  tot 
eene  interpretatie,  èn  met  de  woorden  èn  met  de  histori- 
sche beteekenis  dier  wetsbepaling  in  strgd. 

Voor  de  overige  schulden,  door  de  vrouw,  heizij  vóór 
haar  huwelgk,  hetzij  staande  huwelgk,  met  de  vereischte 
machtiging  of  bgstand  aangegaan,  en  dus  tot  de  gemeenschap 
behoorende,  is  wel  de  man  als  beheerder  der  gemeenschap 
aansprakelijk,  maar  er  is  geen  enkele  wetsbepaling,  krach- 
tens welke  de  goederen,  die  hg  buiten  de  gemeenschap 
mocht  bezitten,  staande  huwelijk  althans,  daarvoor  zouden 
kunnen  worden  aangesproken  •). 

De  vrouw  daarentegen  kan,  slaande  huwelgk,  slechts 
worden  aangesproken  voor  schulden,  door  haar  zelve  (of 
door  haar  rechtsvoorganger)  rechtsgeldig  aangegaan. 

•)  Le  draU  eitnl,  VII,  n«   245,  247  en  260. 

^  Traite  de  la  puissance  du  mari,  n^.  22. 

*)  Du  contrat  de  mariage  et  des  droits  respectifs  des  époux^  II  n*.  958. 

*)  Traite  du  mariage  et  de  la  séparation  de  ^or|w, II n". 310 en 313. 

^)  Anders  J.  Meinesz,  Afstand  en  Oetneenschap ,  Acad.  Proefschr*, 
Groningen  1865,  bl.  38.  Volgens  dezen  schrijver  volgt  nit  art.  185  B. 
W.,  dat  de  man  staande  huwelyk  ook  in  eigen  goederen  voor  alle 
genieenschapsschulden  geconveniëerd  kan  worden.  In  boeverre  artikel 
185  te  dezen  iets  bewast,  is  mij  niet  duideiyk.  Het  regelt  juist  bet 
gevsQ,  dat  de  gemeenschap  niet  meer  bestaat  en  dus  het  cardinaal 
verschil  tasschen  de  goederen,  welke  él  of  niet  tot  de  gemeenschap 
beboord^n,  is  weggevallen. 
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Men  heeft  dit  laatste  ontkend  en  beweerd,  dat,  zonder 
dat  de  persoon  der  vrouw  geheel  wordt  losgemaakt  van 
den  rechtsband  harer  verbintenissen  tegenover  hare  credi- 
teuren ,  toch  die  betrekking ,  staande  de  gemeenschap ,  tegen- 
over derden  alle  werking  mist  *).  Men  motiveert  dit  dan  door 
te  stellen,  dat  wijl  ook  de  vóórhuwelijksche  en  handels- 
schulden der  vrouw  in  de  gemeenschap  vallen,  staande 
huwelyk  slechts  de  man  daarvoor  aansprakelijk  is,  die  over 
die  gemeenschap  ingevolge  art-  179  B.  W.  de  volleenon- 
voorwaardelijke  beschikking  heeft. 

Vooreerst  zou  ik  hiertegen  willen  aanvoeren,  dat  art.  179 
B.  W.  alleen  spreekt  van  de  goederen  der  gemeenschap  en 
dat  het  eenigszins  ver  gezocht  is,  daaronder  ook  de  schul- 
den dier  gemeenschap  te  begröpen,  vooral  waar  het  2®, 
3e  en  4^  lid  van  art.  179  genoegzaam  aanduiden,  dat  men 
bij  de  redactie  er  van  aan  de  schulden  althans  niet  heeft 
gedacht.  Maar  voorts  behoeft  men  het  nog  niet  eens  Mr. 
J.  J.  Cremers')  na  te  zeggen,  dat  uit  het  woord  ,Wi;/ï" 
in  art.  187,  3e  lid,  B.  W.  vanzelf  volgt,  dat  de  ver- 
plichting tot  voldoening  van  hare  vóórhuwelflksche  en  han- 
delsschulden reeds  staande  huwelyk  voor  de  vrouw  bestond, 
om   toch  tot  dezelfde  slotsom  als  deze  schrijver  te  komen. 

Wat  de  vóórhuwelijksche  schulden  betreft,  ligt  hetmgns 
inziens  in  den  aard  der  zaak ,  dat  ieder ,  die  sui  juris  zgnde 
eene  verbintenis  heeft  aangegaan  en  daarvoor,  naar  het 
beginsel  van  art.  1177  B.  W.,  zijne  goederen  aansprakelijk 
heeft  gemaakt,  aansprakelijk  blijft^  ook  al  verandert  zijn 
burgeriyke  staat  en  daarmede  z\jne  handelingsbevoegdheid. 
De  wijze ,  waarop  tegen  hem  geageerd  moet  worden ,  moge 
daardoor  verandering  ondergaan,  de  aansprakelijkheid  zelve 
van  zgne  goederen  blyft  bestaan.  En  indien  al  het  geval 
der  vrouw,  die  trouwt,  zonder  vooraf  huwelijksvoorwaar- 


*)  Zie  o.  a.  M.  R  ij  k  e ,  Afstand  van  Gemeenschap ,  Acad.  Proefschr. , 
Leiden  1884,  bl.  31. 

*)  Rechtsgevolg  van  de  overeenkomst^  aangegaan  door  eene  in  wette- 
lijke gemeenschap  gehuwde  vrouw  ^  bl.  146  tig. 
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den  te  hebben  gemaakt,  te  vergeleken  ware  met  dat  van 
den  onder  curateele  gestelde  of  failliet  verklaarde,  dan  faalt 
in  elk  geval  die  vergelQking  voorzoover  aan  de  vrouw  eenig 
goed  builen  de  wettelijke  gemeenschap  toebehoort. 

Zelfs  al  vond  men  steun  in  de  wet ')  om  de  gemeenschap 
als  een  soort  rechtspersoon  te  beschouwen,  waarin  alle 
baten  en  schulden  worden  ingebracht ,  dan  is  er  toch  geen 
enkel  rechtsbeginsel,  dat  den  schuldeischer  zou  kunnen 
nopen,  zgn  oorspronkelgken  debiteur  los  te  laten,  zoo  dit 
met  zgne  belangen  strgdt. 

En  wat  de  handelsschulden  der  vrouw  aangaat ,  volgt  uit 
de  bepaling  van  art.  168,  1®  lid,  dat  de  vrouw  zich  kan 
verbinden,  van  zelf,  dat  ze  aansprakelijk  wordt,  ergo  ook 
in  haar  eigen  goed  kan  worden  aangesproken. 

En  evenals  het  2®  lid  van  art.  168,  als  in  strijd  met 
de  algemeene  beginselen  van  ons  huwelijksrecht,  limitatief 
moet  worden  opgevat,  zoo  moet  het  eerste  lid ,  als  uitvloeisel 
van  deze  beginselen ,  enuntiatief  worden  geïnterpreteerd  en 
geldt  dus  hetzelfde  voor  borgtochten  als  anderszins,  door 
de  vrouw,  staande  huwel\jk,  met  machtiging  of  bijstand 
van  den  man  aangegaan. 

Zoo  overwoog  ook  de  Rechtbank  te  Dordrecht ,  bij  haar 
yroeger  gemeld  vonnis  van  14  November  1894,  op  den 
eisch,  ingesteld  tegen  de  vrouw  tot  betaling  eener  schuld 
door  haar  persoonlijk  aangegaan ,  met  machtiging  van  haren 
man,  terwgl  de  man  in  staat  van  faillissement  verkeerde, 
,dat  de  vrouw,  al  is  zg  in  algeheele  gemeenschap  van  goe- 
deren gehuwd,  goederen  kan  bezitten  die  niet  in  de  gemeen- 
schap vallen,  en  op  deze  goederen  de  vordering  der  eischeres 
kan  worden  geëxecuteerd''. 

Is  het  hier  gezegde  omtrent  de  wettelgke  algeheele  ge- 
meenschap van  goederen  juist,  dan  zal  dus  dienovereen- 
komstig de  derde  volzin  van  art.  63,  eerste  Ud,  der  Faillisse- 


0  Zie   teo   betooge   vao   het  tegendeel:   Diephais,   Systeem^  IV 
bl.  236. 
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mentswet  moeten  worden  uitgelegd  en  kom  ik  dus ,  resumee- 
rende,  tot  het  besluit,  dat,  opzichtens  die  onvoorwaarde- 
lijke gemeenschap,  als  ^schulden  waardoor  de  gefailleerde 
persoonlijk  verbonden  is"  moeten  worden  beschouwd  de 
schulden ,  door  den  failliet  zelven  of  zijne  rechtsvoorgangers 
rechtsgeldig  aangegaan,  en  voor  zooveel  den  man  betreft, 
bovendien  ook  de  door  de  vrouw  gemaakte  huishoudelijke 
en  handelsschulden. 

£n  hetzelfde  aannemende  bq  de  beperkte  gemeenschap 
zijn-  wij,  naar  ik  meen,  behoudens  eene  enkele  uitzonde- 
ring, niet  ver  van  de  waarheid. 

Wat  de  huishoudelijke  schulden  aangaat,  zou  men  wel- 
licht een  uitzondering  willen  maken  voor  het  geval ,  dat  het 
in  art.  200  B.  W.  bedoelde  beding  is  gemaakt.  De  man 
neemt  dan  voor  een  vaste  som  de  kosten  van  huishouding 
en  opvoeding  voor  zgne  rekening,  en  de  vrouw  handelt 
dan  in  dezen  niet  zoozeer  voor  haarzelve  en  haren  man, 
als  wel  voor  haren  man  alléén.  Echter  moet  dit  beding 
zonder  meer  worden  opgevat  als  bestemd  om  alleen  tus- 
schen  de  echtgenooten  te  werken,  niet  hunne  aansprake- 
lykheid  naar  buiten  te  regelen;  het  wordt  dan  ook  niet 
altgd  ter  Griffie  overgeschreven.  Maar  terwijl  de  vrouw  zich 
in  geen  geval  op  dat  beding  zou  kunnen  beroepen ,  om  een 
actie  tot  alimentatie  van  de  zijde  van  haar  kind  af  te  weren, 
kan  zfl  m.  i.  tegenover  derden  b\j  voorbaat  alle  aansprake- 
lijkheid te  dezen  aanzien  van  zich  afschudden,  door  eene 
uitdrukkelijke  en  behoorlek  ter  Griffie  over  te  schreven  ver- 
klaring deswege  in  de  huwelijksvoorwaarden  op  te  nemen. 
Ten  aanzien  der  handelsschulden  komt  het  mq ,  in  verband 
met  wat  ik  te  voren  opmerkte,  voor,  dat  èn  de  plaats  van 
art.  168  B.  W.  èn  de  historie,  de  opvatting  wraken,  als 
zou  het  2ö  lid  daarvan  alleen  op  de  algeheele  goederenge- 
meenschap betrekking  hebben  *).  Elke  gemeenschap,  waarbg 


^)  Zie  o.  a.  het  slot  der  aanhaling  van  M arcade  hierboven  bl.  40, 
en  Nienbuis,  Academische  Voorlezingen^  I  bl.  39, 
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de  man  deel  heeft  aan  de  voordeelen  van  den  handel  zgner 
vrouw,  schijnt  mg  onder  deze  bepaling  te  vallen.  Niet  alléén 
de  gemeenschap  van  winst  en  verlies ,  maar  ook  die  van 
vrachten  en  inkomsten  sluit  dit  dus  in.  Alleen  by  eene  zóó 
beperkte  gemeenschap,  dat  alle  door  de  vrouw  met  haren 
handel  te  behalen  voordeelen  uitsluitend  te  haren  bate 
blgven  —  die  van  inboedel  bgvoorbeeld  —  wordt  de  aan- 
sprakelijkheid des  mans  door  de  ratio  legis  uitgesloten. 

Het  behoeft  overigens  geen  betoog,  dat  partgen  vr\j 
blijven,  by  huwelijksvoorwaarden  de  aansprakelijkheid  des 
mans  uit  te  sluiten.  De  artikelen  194—198  B.  W.  ver- 
bieden dit  niet,  en  eene  bepaling,  dat  de  vrouw,  hande- 
lende, alléén  zich  zelve  zal  verbinden,  kan  ook  bezwaarlijk 
geacht  worden  aan  de  wetten,  die  op  de  publieke  orde  of 
goede  zeden  betrekking  hebben,  hare  kracht  te  ontnemen. 
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SCHRIFTELIJK  BEWIJS  TEGEN  DERDEN, 

DOOB 

Mr.  F.  M.  C.  E.  KOKSMA, 

Griffier  van  het  kantongerecht  te  Halst. 


De  artt.  1907,  1908  en  1912  B.  W.  bevatten  zeer  be- 
paalde voorschriften  omtrent  de  bewijskracht  van  akten 
tusschen  partijen  (of  onderteekenaren)  en  dezer  erfgenamen 
en  rechtverkrijgenden. 

Het  schrifteigk  contract  bijv.  bewgst  in  rechte  zoowel 
tegen  de  eene  als  de  andere  part\j  of  onderteekenaar,  dat 
de  overeenkomst  gesloten  is. 

Maar  wat  bewgst  eene  dergelgke  akte  tegen  een  ander, 
die  noch  als  erfgenaam  noch  als  rechtverkrijgende  van  een 
der  partyen  of  onderteekenaren  roet  die  overeenkomst  iets 
te  maken  heeft ,  maar  voor  wiens  rechten  of  verplichtingen 
het  al  dan  niet  gesloten  zgn  der  overeenkomst  toch  niet 
zonder  belang  is? 

De  ruime  uitlegging,  algemeen  aan  het  begrip  .recht- 
verkrygende''  gegeven,  moge  oorzaak  zgn,  dat  deze  en 
andere  vragen  rakende  de  bewijskracht  van  geschriften  tegen 
derden  in  de  praktyk  zich  niet  zoo  buitengewoon  veel  voor- 
doen, dit  onderdeel  der  civielrechtelqke  bewijsleer  is  mü 
daarom  nog  niet  te  onbelangrgk  voorgekomen  om  eene  afzon- 
derlijke behandeling  te  rechtvaardigen '). 


^)  Ik  heb  mij ,  om  daarbg  niet  nog  uitvoeriger  te  worden,  onthouden 
van  eene  uiteenzetting  van  het  begrip  ,rechUerkrtJgende'\  welke  uit- 
eenzetting hier  wel  niet  misplaatst  zou  zijn,  maar  ook  niet noodig is. 
In  ieder  voorkomend  geval  heeft  de  rechter  zich  af  te  vragen,  of 
degeen,  tegen  wien  schriftelijk  bewys  wordt  aangevoerd,  derde  is  of 
niet,  en,  zoo  ja,  wat  het  geschrift  dan  tegen  dezen  bewijst.  Dit  laatste 
is   eene  vraag  op  zich  zelf- 
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Het  bqna  volledig  gemis  van  wetsbepalingen,  die  regelen 
bevatten  omtrent  de  bewyskracht  van  geschriften  tegen  der- 
den,  leidde  mij  er  toe,  bg  het  onderzoek  van  dit  vraag- 
stuk mij  in  de  eerste  plaats  af  te  vragen  ,  welke  de  logische, 
natuurlijke  bewyskracht  is  van  geschriften  en  wat  dus  ook 
naar  ons  recht  de  bewijskracht  daarvan  zou  zgn,  wanneer 
de  wet  (wel  den  algemeenen  regel  van  art.  1902  B.  W* 
maar)  geene  bijzondere  bepalingen  ,Van  schriftelök  bewgs" 
bevatte,  en  daarna  na  te  gaan,  in  hoeverre  de  bestaande 
speciale  bepalingen  op  dit  punt  daarin,  voor  zooveel  de 
bewijskracht  ten  aanzien  van  derden  betreft,  wijziging 
brengen. 

I.    . 

Schriftelijke  bescheiden  z|jn  bewijsmiddelen. 

Men  ziet,  dat  op  het  papier  of  op  eenig  ander  voorwerp 
(steen,  lei,  kerfstok)  iets  geschreven  (of  gedrukt,  gegra- 
veerd, gebeiteld)  staat. 

Dat  geschrevene  kan  eene  zinledige  aaneenschakeling  van 
letters  of  figuren  zijn ,  maar  het  kan  ook  behelzen  een  ver- 
zoek ,  aanbod ,  mededeeling ,  belofte,  verbod,  gissing,  oordeel- 
velling, in  het  algemeen  eene  verklaring. 

De  bezichtiger  wordt  dan  door  het  zien  van  het  geschrift 
overtuigd ,  dat  iemand  die  verklaring  heeft  neergeschreven, 
en ,  zoo  de  verklaring  is  onderteekend ,  tevens  dat  iemand 
daaronder  een  handteeken  heeft  geschreven. 

Kent  hij  het  schrift  of  het  handteeken ,  dan  is  hij  er  tegelijk 
door  overtuigd ,  wie  die  verklaring  heeft  geschreven  of  onder- 
teekend. 

Is  hem  schriffc  of  handteeken  niet  bekend,  dan  zal  de 
wetenschap  van  andere  omstandigheden  hem  daaromtrent 
menigmaal  voldoende  zekerheid  kunnen  verschaffen. 

Wanneer  b|jv.  aan  iemand,  die  getuige  is  geweest  van 
herhaalde  onderhandelingen  tusschen  twee  personen  over 
den  verkoop  van  een  of  ander  voorwerp ,  kort  daarna  een 
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koopcontract  wordt  getoond,  waaronder  in  den  vorm  van 
handteekeningen  de  namen  dier  beide  personen  voorkomen, 
dan  zal  hy,  ook  al  is  hun  gewone  handteeken  en  hun 
schrift  hem  geheel  onbekend,  vermoedelyk  wel  niet  betwij- 
felen y  dat  die  onderteekeningen  ook  van  die  beide  personen 
afkomstig  zijn. 

De  bezichtiging  van  een  notitieboekje  met  niet-ondertee- 
kende  potloodaanteekeningen  zal,  wanneer  het  schrift  den 
bezichtiger  niet  bekend  is,  dezen  geheel  in  het  onzekere 
laten,  wie  de  aanteekeningen  heeft  geschreven.  Maar  weet 
h|j,  dat  het  is  gevonden  onder  de  papieren  of  in  de  jas 
van  iemand ,  die  een  soort  handel  dr|jft  als  dien,  waarop 
de  aanteekeningen  betrekking  hebben,  dan  zal  h^  iicht 
geneigd  zyn  te  gelooven,  dat  die  aanteekeningen  ook  zgn 
van  dien  persoon. 

Een  grafsteen,  waarop  vermeld  staat ,  dat  iemand  is  over- 
leden en  begraven ,  leert  omtrent  dengene,  die  deze  woorden 
daarin  heeft  doen  beitelen ,  niets ;  maar  weet  de  bezichtiger, 
dat  die  steen  is  gehaald  uit  een  kerk  of  van  eene  begraaf- 
plaats, of  ziet  h|j  hem  daar  zelf  liggen ,  dan  zal  h^',  omdat 
op  dergelijke  plaatsen  zulke  steenen  niet  door  wien  ook 
mogen  worden  gelegd,  overtuigd  z|jn,  dat  die  steen  daar 
is  gelegd  en  het  opschrift  daarvanis  vervaardigd  door  of  op 
last  van  een  bloedverwant  of  een  vriend  van  den  overledene. 

Heeft  de  bezichtiger  eenmaal  door  de  bezichtiging  van 
het  geschrift  in  verband  met  z|jne  bekendheid  met  schrift 
of  handteeken  of  door  deze  bezichtiging  in  verband  met 
andere  overwegingen  de  overtuiging  bekomen,  dat  iemand 
—  een  hem  geheel  onbekende ,  een  hem  slechts ,  als  ik  het 
aldus  mag  uitdrukken ,  in  genere  bekende  (ik  denk  hier  aan 
het  voorbeeld  van  den  grafsteen)  of  een  hem  bg  name  be- 
kende —  eene  verklaring  heeft  geschreven  of  althans  onder- 
teekend (in  welk  laatste  geval  h\j  logischerwijze  mag  aan- 
nemen, dat  de  onderteekenaar  de  boven  zijn  handteeken 
gestelde  verklaring  als  de  zgne  heeft  willen  beschouwd  zien  *), 

*)  Eene  beperking  dezer  bevoegdheid  ligt  opgesloten  in  art  1915  B.  W. 
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omdat  in  het  maatschappelijk  leven  het  handteeken  in  nor- 
male omstandigheden  juist  daarvoor  wordt  gebruikt),  dan 
weet  hij  daardoor  nu  misschien ,  dat  iemand  kan  schrijven 
of  z\jnen  naam  teekenen,  van  wien  hij  dat  vroeger  niet 
wist  of  andere  dergelijke  bijzonderheden ,  maar  omtrent  het 
al  of  niet  bestaan  van  rechten  of  verplichtingen  zal  h|j 
déirdoor  alleen  in  den  regel  nog  geene  overtuiging  hebben 
bekomen. 

Gesteld,  het  geschrift,  dat  hij  gezien  heeft,  was  eene 
onderhandsche  akte  van  schuldbekentenis  met  belofte  van 
terugbetaling  en  zgne  bekendheid  met  het  schrift  of  hand- 
teeken of  eenige  andere  reden  heeft  hem  overtuigd,  dat 
een  bepaald  persoon  die  verklaring  heeft  geschreven  of 
door  zgne  onderteekening  tot  de  zjjne  gemaakt.  Die  persoon 
kan  dat  stuk  opgemaakt  hebben  voor  de  grap ,  hg  kan  het 
opgemaakt  hebben  met  het  oog  op  eene  voorgenomen  en 
met  den  schuldeischer  reeds  besproken  geldleening,  die 
echter  op  het  laatste  oogenblik  niet  is  tot  stand  gekomen. 
Zoo  zal  wellicht  een  voorzichtig  beoordeelaar  redeneeren, 
wien  de  onderhandsche  akte  bg  ongeteekend  schrgven  is 
toegezonden. 

Maar  wanneer  de  onderteekenaar  b|j  hem  komt  met  den 
als  schuldeischer  in  de  schuldbekentenis  genoemde  en  de 
laatste  legt  hem  het  stuk  over,  dan  zal  zQn  oordeel  ge- 
woonlijk anders  luiden.  Het  is  mogelp  ja ,  zal  hg  denken , 
dat  de  onderteekenaar  het  stuk  voor  de  grap  heeft  opge- 
maakt en  met  den  zoogenaamden  schuldeischer  heeft  afge- 
sproken mti  om  den  tuin  te  leiden ,  maar  men  maakt  zulke 
stukken  gewoonlp  niet  op  voor  de  grap  en  geeft  ze  niet 
lichtvaardig  uit  handen,  vooral  niet  aan  iemand,  die  er 
als  schuldeischer  in  wordt  aangewezen.  Het  is  mogelgk,  dat 
het  stuk  door  den  onderteekenaar  is  gereedgemaakt,  omdat 
hg  meende  aanstonds  geld  ter  leen  te  zullen  krggen,  en 
dat  hij,  toen  dit  niet  geschiedde,  heeft  verzuimd  het  stuk 
te  vernietigen,  dat  daarna  op  oneerlgke  wgze  in  handen 
van  défn  als  schuldeischer  daarin  genoemde  is  gekomen; 
ReohtBgel.  Mag.  1900.  4 
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maar  alweer,  men  gaat  met  zulke  stukken  in  den  regel 
niet  om  op  eene  wijze,  die  bet  voor  anderen  gemakkelgk 
maakt,  ze  zonder  den  wil  van  den  onderteekenaar  in  hun 
bezit  te  krggen.  Daarentegen  is  het,  zoo  zal  vermoedelijk 
zijn  besluit  z\jn,  wel  zoo  aannemelgk,  dat  bet  stuk,  welks 
inhoud  het  in  hoogc  mate  aannemeiyk  maakt ,  dat  het  ten 
behoeve  van  den  genoemden  schuldeischer  was  vervaardigd 
of  onderteekend ,  nu  het  in  diens  bezit  blgkt  te  zfln  gekomen, 
ook  aan  hem  door  den  onderteekenaar  is  afgegeven.  Ver- 
plicht is  hg  daartoe  niet.  Het  kan  den  onderteekenaar  ge- 
lukken ,  hem  door  zijne  tegenspraak  of  door  andere  bewgs- 
middelen  tot  twyfel  te  brengen  of  hem  zelfs  te  overtuigen, 
dat  werkelijk  eene  der  genoemde  onwaarschyniykheden  heeft 
plaats  gehad ;  maar  in  gewone  omstandigheden  zal  het  be- 
staan der  akte  met  hare  vertooning  door  den  als  schuldeischer 
daarin  genoemde  den  bezichtiger,  aan  wien  zg  is  overgelegd, 
leiden  tot  de  gevolgtrekking,  dat  zij  door  den  onderteeke- 
naar aan  dien  schuldeischer  is  afgegeven  en  daarmede  dat 
de  onderteekenaar,  door  overgave  van  de  die  bekentenis  van 
schuld  en  belofte  van  terugbetaling  inhoudende  akte,  deze 
beide  door  hem  geschreven  of  door  zijne  onderteekening 
tot  de  zgne  gemaakte  verklaringen  aan  den  als  schuldeischer 
genoemde  heeft  afgelegd. 

Ook  uit  andere  omstandigheden,  dan  het  bezit  bg  hem, 
voor  wien  de  verklaring  oogenschgnlijk  bestemd  is,  kan 
blgken,  dat  een  geschrift,  dat  uit  zich  zelve  niet  kan  be- 
wezen, dat  het  meer  is  dan  een  concept,  dictee  of  schrijf- 
proef, en  waarin  de  meest  pertinente  vermelding,  dat  het 
is  afgegeven  of  dat  de  daarin  vervatte  verklaring  is  afgelegd, 
alléén  nooit  die  eerst  na  dat  schrgven  mogelijke  afgifte  of 
aflegging  kan  bewgzen,  in  werkelgkheid  heeft  gediend  tot 
het  afleggen  van  eene  verklaring. 

Vooral  de  plaats  waar  het  gevonden  wordt,  komt  hier 
in  aanmerking. 

Wanneer  een  testateur  een  codicil  schrgft  en  dit  in  zgn 
brandkast  legt,   waarvan  zgne   erfgenamen  natuurlgk  den 
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inhoud  zallen  onderzoeken ,  en  waarvan  hg  met  zekerheid 
dus  weet ,  dat  zg  het  zullen  vinden ,  doet  hfl  door  hel  schre- 
ven en  wegbergen  van  dat  stuk  stellig  eene  verklaring. 

Een  in  de  werkplaats  van  een  steenhouwer  liggende  ge- 
denksteen, waarop  gebeiteld  staat,  dat  een  of  ander  feit 
heeft  plaats  gehad ,  zal  niemand  op  het  denkbeeld  brengen« 
dat  daarmede  eene  verklaring  is  afgelegd ;  maar  wie  een 
dergelQken  steen  ziet  in  een  gevel  of  een  monument ,  begrüpt , 
dat  iemand  dien  steen  daar  heeft  geplaatst  of  doen  plaatsen 
om  het  opschrift  daarvan  algemeen  bekend  te  maken. 

Deze  en  dergelijke  omstandigheden  zullen  in  rechte  in 
den  regel  wel  te  bewijzen  zijn ;  eene  er  van ,  het  bezit  van 
het  geschrift  in  handen  van  een  ander  dan  den  ondertee- 
kenaar of  schrgver,  zal  zich  uit  den  aard  der  zaak  voor- 
doen in  bijna  ieder  proces ,  waarin  schriftelgk  bewQs  wordt 
geleverd. 

Al  moge  dus  een  geschrift  op  zich  zelf  niet  veel  bewijzen, 
eigenlijk  niet  meer  dan  dat  iemand^  zelfs  niet  eens  vne^ 
eene  verklaring  of  een  naamteeken  heeft  geschreven  —  wan- 
neer de  herkomst  er  van  bekend  is,  en  later  zal  blijken, 
dat  de  wet  de  regeling  van  het  bewgs  daarvan  geheel  aan 
zich  getrokken  heeft ,  dan  zal  de  overlegging  in  rechte  van 
een  geschrift  in  vele  gevallen  den ,  naar  ik  hier  onderstel , 
aan  wetteljjke  bewgsregelen  omtrent  dit  punt  niet  gebonden 
rechter  kunnen  overtuigen,  dat  de  schrgver  of  onderteeke- 
naar daarvan  eene  verklaring  heeft  afgelegd  ')  *). 

Die  aflegging  eerst  van  eene  verklaring  geeft  in  den  regel 
aan  deze  pas  voor  het  recht  beteekenis.  In  den  regd^  zeg 
ik ,  gelgk  ik  hiervóór  opmerkte ,  dat  de  rechter  uit  het  hem 

O  Het  zal  dan  —  en  hierin  vooral  ligt  zjjne  beteekenis  als  bewijs- 
middel —  met  volkomen  juistheid  deu  woordelyken  inhoud  dier  ver- 
klaring bewijzen  en  in  dit  opzicht  meer  zekerheid  verschaffen  dan 
andere  bewijsmiddelen,  bgv.  getuigen,  omtrent  eene  te  voren  mon- 
deling afgelegde  verklaring  kunnen  geven. 

*)  Men  verg.  verder  over  het  tot  hier  behandelde  vooral  S  c  h  u  1 1  z  e, 
zur  Léhre  vom  ürkundenbeweiêe ,  in  Zeiischr.  f.  d,  Pi'iv,  und  ó/f. 
Becki  der  Geg.^  dl.  22,  bl.  70  vlg. 
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gebleken  feit,  dat  iemand  eene  verklaring  heefl  op  schrift 
gebracht  of  onderteekend,  in  den  regel  nog  geene  over- 
tuiging kan  hebben  bekomen  omtrent  het  al  of  niet  bestaan 
van  rechten  of  verplichtingen.  Er  bestaan  n.1.  omtrent  de 
vraag,  wat  het  verbintenis  scheppende  feit  bfl  order-  en 
toonderpapier  is ,  theorieën  die  leeren ,  dat  het  voor  het  ont- 
staan der  verbintenis  van  den  schrijver  of  onderleekenaar 
van  eene  in  order-  of  toonderpapier  vervatte  verklaring  niet 
noodig  is,  dat  deze  zgne  verklaring  aflegt  door  uitgifte  van 
dat  papier,  maar  dat  die  verbintenis  reeds  ontstaat  door 
de  creatie  van  de  schrifteiyke  verklaring  zelf  of  doordien 
een  derde  daarvan  houder  wordt  of  eigenaar.  Ik  rangschik 
deze  gevallen  echter,  vóór  zoover  deze  theorieën  juist  zgn , 
onder  de  uitzonderingen.  Want  al  moet  erkend  worden, 
dat  het  op  schrift  brengen  der  verklaring  en  het  daarmede 
mogeiyk  maken,  dat  anderen  haar  in  handen  krijgen,  uit- 
zonderingen kan  rechtvaardigen  ten  behoeve  van  verkrögers 
te  goeder  trouw ,  als  regel  moet  toch  worden  vooropgesteld, 
dat  even  als  het  kiezen  der  bewoordingen  en  het  in 
gedachte  formuleeren  der  verklaring ,  die  men  mondeling 
wil  afleggen,,  zoo  ook  het  daarmede  gelflkstaande  op  schrift 
brengen  eener  verklaring,  die  men  voornemens  is  schriftelijk 
af  te  leggen,  voor  het  recht  nog  geen  beteekenis  heeft, 
maar  die  eerst  verkrijgt  door  het  afleggen,  dier  verklaring, 
geschiedende  door  de  uitgifte  van  het  de  verklaring  inhou- 
dende stuk ,  gel\jk  door  het  mededeelen  aan  een  ander  van 
de   mondeling  af  te  leggen  verklaring  in  het  eerste  geval. 

De  beteekenis  nu  van  het  feit,  dat  eene  verklaring  is 
afgelegd ,  kan  voor  den  rechter ,  die  over  het  al  of  niet 
bestaan  van  rechten  of  verplichtingen  heefl  te  oordeelen, 
zeer  verschillend  z|jn. 

Er  zgn  in  de  eerste  plaats  gevallen ,  waarin  de  wet  aan 
de  aflegging  eener  verklaring  (al  dan  niet  in  een  bepaald 
voorgeschreven  vorm)  op  zich  zelf  reeds  rechtsgevolg,  het 
ontstaan  of  te  niet  gaan  van  rechtsbetrekkingen  of  verbin- 
tenissen,   verbindt,    zg   het  dan   ook  niet  absoluut,  maar 
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onder  meer  of  minder  voorbehoud ,  voortvloeiende  uit  alge- 
meene  of  bgzondere  andere  bepalingen  en  dus,  tenzjj  een 
der  in  die  bepalingen  bedoelde  gevallen  aanwezig  mocht  z\jn. 

Ik  denk  hier  bqv.  aan  de  verklaring  van  hem  of  haar, 
die  een  natuurlek  kind  erkent,  aan  die  van  den  verwer- 
penden  of  onder  het  voorrecht  van  boedelbeschrijving  aan- 
vaardenden  erfgenaam,  aan  die  van  den  abandon  of  aban- 
donnement  doenden  eigenaar  van  een  schip,  aan  de  verklaring 
van  den  testateur  van  hetgeen  hy  wil,  dat  na  zgn  dood 
geschieden  zal ,  welke  verklaring  eveneens ,  wel  niet  onmid- 
dellgk  maar  toch  later ,  op  het  oogenblik  van  het  overladen 
van  den  testateur,  van  zelf  rechten  en  verplichtingen  doet 
ontstaan. 

In  deze  gevallen  zal  de  rechter,  die  overtuigd  is,  dat  die 
verklaringen  zijn  afgelegd ,  ook  moeten  aannemen  en  bewe- 
zen verklaren,  dat  het  door  de  wet  daaraan  verbonden 
rechtsgevolg  is  ingetreden. 

Daaraan  staat  niet  in  den  weg  de  mogelijkheid,  dat  krach- 
tens algemeene  of  bijzondere  uitzonderingsgevallen  de  afleg- 
ging dier  verklaringen  dat  rechtsgevolg  in  de  aan  zjjn  oordeel 
onderworpen  gevallen  niet  heeft  teweeggebracht,  de  moge- 
lijkheid bgv. ,  dat  de  verklaring  van  een  vader ,  dat  hy  z\jn 
kind  erkent ,  niet  de  in  art.  335  B.  W.  bedoelde  rechtsbe- 
trekking tusschen  hem  en  dat  kind  heeft  doen  ontstaan, 
omdat  h|j  op  het  oogenblik  der  erkenning  den  leeftyd  van 
negentien  jaren  nog  niet  had  bereikt.  Een  vrij  oordeelend 
particulier  mag ,  wanneer  h|j  twijfelt  aan  dezen  leeftijd,  zich 
niet  overtuigd  verklaren,  of  tusschen  een  bepaalden  vader 
en  diens  erkend  kind  wel  de  uit  die  erkenning  in  het  alge- 
meen voortvloeiende  rechtsbetrekking  is  ontstaan,  de  rechter 
—  van  wien  ik,  gelp  gezegd,  alleen  onderstel,  dat  hy 
vry  is  van  de  byzondere  bewysregelen  omtrent  schriftelijk 
bewys,  maar  niet  van  den  algemeenen,  den  bewyslast  ver- 
deelenden  regel  van  art.  1902  B.  W.  —  moet  aannemen, 
dat  door  die  verklaring  die  rechtsbetrekking  tusschen  dien 
vader   en  dat  kind  is  ontstaan,  omdat  art.  335  voor  het 
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ontstaan  daarvan  niets  anders  vordert  dan  de  aflegging 
door  den  vader  van  de  verklaring,  dat  hij  erkent,  eilmag 
eerst  aannemen,  dat  die  rechtsbetrekking  niet  is  ontstaan, 
wanneer  hem  door  dengene,  die  op  deze  omstandigheid 
zich  beroept  tot  tegenspraak  van  het  recht  van  hem,  die 
door  het  bew|js  van  de  aflegging  der  verklaring  in  den  ver- 
eischten  vorm  heeft  bev^ezen  al  wat  art.  335  B.  W.  voor 
het  ontstaan  der  uit  een  erkenning  voortvloeiende  rechts- 
betrekking vordert,  het  positief  bewgs  is  geleverd,  dat  de 
vader  op  het  oogenblik  der  erkenning  den  vereischten  leef- 
t\jd  niet  had  bereikt.  Zoo  ook  zal  de  rechter  een  testament 
niet  mogen  ter  zqde  stellen ,  omdat  hij  zich  niet  zeker  acht, 
of  de  erflater  wel  vrg willig  dat  testament  heeft  gemaakt, 
maar  moet  hij  overeenkomstig  de  daarin  vervatte  verkla- 
ringen vonnis  wgzen  tot  hem  is  bewezen,  dat  het  is  ge- 
maakt tengevolge  van  dwang,  bedrog  of  arglist  *).  En  zoo 
ook  zal,  wanneer  men  meent,  dat  de  hier  bedoelde  ver- 
klaringen het  door  de  wet  daaraan  verbonden  gevolg  niet 
hebben,  wanneer  het  verklaarde  niet  werkelijk  gewild  is, 
als  zö  gesimuleerd  zijn  byv.,  de  rechter  het  bewgs  dier 
simulatie  moeten  afwachten. 

Ditzelfde  geldt  ook  voor  de  verklaringen  vervat  in  order- 
en  toonderpapier,  voor  wie  meent,  dat  de  verbintenis  voor 
den  onderteekenaar  van  dergelijke  verklaring  niet  ontstaat 
uit  overeenkomst ,  maar  —  om  de  minder  juiste ,  maar 
niettemin  door  ieder  begrepen  tegenstelling  van  art.  1269 
B.  W.  te  gebruiken  —  uit  de  wet ,  tengevolge  van  de  door 
de  uitgifte  van  het  stuk,  dat  haar  inhoudt,  geschiedende 
aflegging  der  verklaring,  en  evenzeer  voor  wie  naar  de 
zooeven  gememoreerde  theorieën  nog  minder  dan  de  afleg- 
ging der  verklaring  noodig  acht,  maar  het  voldoende  oor- 
deelt, dat  de  verklaring  in  schrift  is  gebracht  of  dat  de 
schriftelijke  verklaring  zonder  afgifte  in  handen  van  een 
ander  is  gekomen. 

Ook   dan  zal  den  rechter,  wien  het  bewijs  is  geleverd, 


)  Zie  art.  940  B.  W. 
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dat  de  in  den  voorgeschreven  (schriflelöken)  vorm  vervaar- 
digde verklaring  is  afgelegd,  of  zooveel  minder  als  de  be- 
doelde creatie-  of  andere  theorieën  noodig  achten ,  daarmede 
het  bewös  zijn  geleverd  van  al  wat  voor  het  ontstaan  der 
order-  of  toonder  verbintenis  vereischt  wordt. 

En  ook  dan  zal ,  zoo  h|j  meenen  mocht ,  dat  ontstentenis 
van  den  wil  van  den  onderteekenaar  om  te  verklaren  wat 
het  geschrift  inhoudt  (simulatie  der  verklaring  bijv.)  of  ge- 
brekkigheid van  dien  wil  als  gevolg  van  dwaling ,  dwang  of 
bedrog,  of  welke  omstandigheid  ook  het  ontstaan  der  ver- 
bintenis verhindert,  de  rechter  weer  het  bewfls  van  zoodanige 
simulatie ,  dwaling ,  dwang,  bedrog  of  andere  omstandigheid 
moeten  afwachten  en ,  zoo  dit  niet  geleverd  wordt ,  de  ver- 
bintenis als  werkelijk  ontstaan  moeten  aannemen ,  hoe  zéér 
hij  persoonlijk  moge  twgfelen. 

Al  deze  verklaringen,  afgelegd  in  den  voorgeschreven 
vorm  en  ter  bestemder  plaatse ,  scheppen  of  vernietigen  dus 
rechtsbetrekkingen  of  verbintenissen.  Het  bewijs  van  het 
feit,  dat  zulk  eene  verklaring  is  afgelegd  (of  b\j  order-  en 
toonderpapier  zooveel  minder  als  is  gezegd)  is  voldoende 
om  de  erkenning  van  het  ontstaan  der  rechtsbetrekking  of 
verbintenis  te  vragen  van  den  rechter ,  die  daartoe  uit  dat 
feit  geenerlei  gevolgtrekking  meer  behoeft  te  maken,  maar 
slechts  de  wet  daarop  heeft  toe  te  passen.  Dat  feit,  be- 
wezen met  behulp  van  en  door  middel  van  het  geschrift, 
waarin  de  verklaring  is  vervat ,  bewjjst  op  zgne  beurt  niets 
meer  en  de  vraag  naar  z^ne  beteekenis  voor  het  bewgs 
van  rechtsbetrekkingen  of  verbintenissen  behoort  dus  niet 
meer  tot  de  bewijsleer ,  maar  tot  het  materieele  recht ,  dat 
de  aan  de  aflegging  dier  verklaringen  verbonden  rechtsge- 
volgen regelt. 

Tegenover  deze  verklarmgen  staan  al  die  andere ,  welker 
aflegging  niet  is  een  feit,  dat  rechtsbetrekkingen  of  ver- 
bintenissen doet  ontstaan  of  te  niet  gaan ,  maar  slechts  de 
mogelgkheid  biedt,  dat  de  rechter  daaruit  bg  gevolgtrek- 
king afleidt,   dat  zulk  een   feit   heeft  plaats  gehad,   dat 
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m.  a.  w.  slechts  een  bewgsgrond  oplevert  voor  den  rechter 
om  aan  te  nemen,  dat  een  ander  feit  heeft  plaats  gehad, 
dat  wel  eene  rechtsbetrekking  of  verbintenis  heeft  doen 
ontstaan  of  te  niet  gaan  of  op  zgne  beurt  weer  slechts  een 
bewgsgrond  voor  zqodanige  gevolgtrekking  oplevert. 

Het  feit  bijv.,  dat  iemand  de  verklaring  heeft  afgelegd, 
dat  hg  eene  onrechtmatige  daad  heeft  gepleegd ,  doet  voor 
hem  geene  verbintenis  tot  schadevergoeding  ontstaan ,  maar 
uit  dat  feit,  zoo  het  bewezen  is,  kan  de  rechter  de  ge- 
volgtrekking maken,  dat  die  persoon  die  onrechtmatige 
daad  ook  wel  zal  hebben  gepleegd  en  dan  eerst  volgt  op 
dit  b|j  gevolgtrekking  uit  het  eerstgenoemde  bewezen  feit 
de  toepassing  van  art.  1401  B.  W. 

Het  feit,  dat  iemand  de  verklaring  heeft  afgelegd,  dat 
h\j  een  ander  vroeger  had  gemachtigd  zeker  voorwerp 
voor  hem  te  koopen,  zal  den  rechter  aanleiding  kunnen 
geven  tot  de  gevolgtrekking,  dat  die  lastgeving  inderdaad 
is  verstrekt,  en  dit  feit  op  zgne  beurt  weer  —  niet  op  zich- 
zelf natuurlijk ,  maar  in  verband  met  andere  hem  bewezen 
feiten  —  tot'  de  gevolgtrekking ,  dat  de  lastgever  dat ,  later 
bijv.  in  zgn  bezit  gebleken,  voorwerp  toen  ook  heeft  ge- 
kocht. 

Al  de  verklaringen  dezer  tweede  soort,  door  welker  af- 
legging niet  rechtstreeks  rechtsbetrekkingen  of  verbintenis- 
sen ontstaan  of  te  niet  gaan ,  hebben  dit  gemeen ,  dat  hunne 
aflegging  den  rechter  nooit  volledige  zekerheid  verschaft. 
Alle  gevolgtrekking  uit  bekende  feiten  tot  onbekende  is 
feilbaar. 

•  Zij  hebben  mede  dit  gemeen,  dat  de  bewgskracht  van 
het  feit ,  dat  zg  afgelegd  zijn,  uit  logisch  oogpunt  niet  onder 
vaste  regelen  is  te  brengen.  Want  niet  alleen  is  het  maken 
van  dergelgke  gevolgtrekkingen  een,  indien  ik  het  aldus 
mag  uitdrukken ,  zuiver  subjectief  iets ,  maar  ook  allerlei 
omstandigheden,  waaronder  eene  verklaring  kan  zgn  afge- 
legd, kunnen  voor  de  objectieve  waarde  daarvan  van 
overwegenden  invloed  zgn. 
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Dit  neemt  echter  niet  weg,  dat  over  de  beteekenis  van 
sommige  soorten  dier  verklaringen  v^el  een  enkel  woord  te 
zeggen  valt ,  een  woord  ter  waarschuwing  tegen  overschat- 
ting aan  de  eene,  tegen  te  groote  geringschatting  aan  de 
andere  zflde. 

De  Duilsche  schrijvers  onderscheiden  in  hunne  verhan- 
delingen over  schrifteiyk  bewgs  de  verklaringen  in  wils- 
verklaringen, bekentenissen  en  getuigenis- 
sen, of  alleen  wilsverklaringen  en  getuigenissen ,  van  welke 
laatste  de  bekentenissen  als  getuigenissen  in  het  nadeel 
van  hem,  die  ze  aflegt,  dan  slechts  een  bijzonder  onderdeel 
vormen  '). 

Onder  de  eerstgenoemde  rubriek,  die  der  wilsverkla- 
ringen, rangschikken  zij  ook  die,  welke  ik  hiervoren  af- 
zonderlek heb  besproken,  en  de  meesten  passen  dan  wat 
ik  daar  van  die  verklaringen  heb  gezegd ,  toe  op  alle  wils- 
verklaringen. 

Toch  mag  dit,  meen  ik,  alleen  worden  aangenomen  in 
gevallen,  waarin  de  wet  rechtsgevolg  verbindt  aan  de 
aflegging  eener  verklaring  op  zich  zelf;  daar,  waar  z\jden 
menschelQken  wil  een  noodzakelgken  factor  verklaart  voor 
het  rechtsbetrekking  of  verbintenis  scheppende  of  vernieti- 
gende feit ,  zal  uit  het  feit ,  dat  de  wilsverklaring  is  afgelegd, 
de  gevolgtrekking  kunnen  worden  gemaakt,  dat  de  wil 
heeft  bestaan ,  maar  het  bewijs  van  het  feit,  dat  de  verkla- 
ring afgelegd  is,  op  zich  ^elf  bewijst  eo  ipso  het  ontstaan 
of  te  niet  gaan  dier  rechtsbetrekking  of  verbintenis  in  die 
gevallen  nog  niet. 


')  De  onderscheiding  is  wel  is  waar  niet  Tolledig,  omdat  er  ook 
verklaringen  zgn,  die  niet  onder  eene  dezer  rubrieken  vallen;  bijv. 
eeoe  voorspelling,  dat  iets  gebeuren  zal,  de  verklaring,  dat  men  hoopt 
dat  iets  gebeuren  zal,  of  dat  men  van  twee  voorwerpen  het  eene 
mooier  vindt  dan  het  andere.  Al  deze  overige  verklaringen  hebben 
echter  voor  het  bewijs  van  plaats  gehad  hebbende  feiten,  waartoe 
immers  het  bewgs  in  rechte  zich  bepaalt,  zeer  weinig  belang,  wat 
dan  ook  wel  de  reden  zal  zyn,  waarom  de  Duitsche  schrijvers  ze 
geheel  verwaarloozen. 
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Het  is  van  belang  dit  in  het  oog  te  houden,  vooral  met 
het  oog  op  het  bew\js  van  overeenkomsten. 

Voor  het  tot  stand  komen  eener  overeenkomst  immers 
verklaart  art.  1356,  1**  B.  W.  niet  alleen  noodig  de  afleg- 
ging van  tv^ree  elkander  dekkende  wilsverklaringen,  maar 
ook  overeenstemming  van  wil  hy  de  contractanten.  Hij,  die 
van  den  rechter  de  erkenning  vraagt  van  het  feit,  dat  eene 
overeenkomst  is  gesloten,  zal  hem  moeten  overtuigen  van 
het  een  zoowel  als  van  het  ander  en  de  gedaagde,  die  het 
tot  stand  komen  der  overeenkomst  betwist ,  omdat  bfl  een 
der  contractanten  of  bq  beide  de  wil  ontbrak  om  overeen 
te  komen,  wat  de  verklaringen  doen  denken,  beroept  zich 
niet  op  eenig  feit  tot  tegenspraak  van  des  eischers  beweerde 
recht  (art.  1902  B.  W.),  maar  ontkent  alleen  een  der  essen- 
tialia,  een  gedeelte  van  het  —  samengestelde  —  feit,  waarop 
de  eischer  zich  tot  staving  van  zijn  recht  beroept  en  waar- 
van deze  dus  ook  het  bewgs  moet  bijbrengen.  Daartoe 
behoeft  deze,  gelijk  gezegd,  niet  noodwendig  iets  meer  of 
iets  anders  te  bewözen  dan  de  aflegging  der  wilsverklarin- 
gen; wanneer  deze  niet  onwaarschijnlijk  en  niet  dubbel- 
zinnig zijn  en  wanneer  hem  niet  blijkt  van  omstandigheden, 
die  reden  geven  om  te  denken  aan  de  mogelgkheid  van 
gemis  aan  overeenstemming  tusschen  wil  en  wilsverklaring, 
aan  simulatie  b\jv.,  kan  de  rechter  uit  de  aflegging  der 
wilsverklaringen  de  gevolgtrekking  maken,  dat,  wat  als  ge- 
wild verklaard,  ook  inderdaad  gewild  is,  en  het  is  duide- 
lijk, dat  de  artt.  1907  en  1912  B.W.  hem  daartoe  zelfs 
verplichten,  wanneer  de  strfld  loopt  tusschen  de  contrac- 
tanten zelf,  hunne  erfgenamen  en  recht verkrflgenden,  ten- 
gevolge van  welke  regeling  de  gedaagde  dan,  die  het  ontbreken 
van  den  wil  beweert,  tegenbewijs  moet  leveren;  maar 
zoo  die  artikelen  niet  bestonden,  zou  —  en  in  gevallen, 
waarin  z|j  niet  gelden,  zal  —  de  rechter  tot  het  maken 
dier  gevolgtrekking  uit  het  feit  van  de  aflegging  der  schijn- 
baar eene  overeenkomst  vormende  wilsverklaringen  niet 
verplicht  zgn  en  naar  zgne  persoonlgke  overtuiging,  gevormd 
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uit  de  in  het  proces  bekend  geworden  omstandigheden,  het 
bestaan  hebben  van  dien  correspondeerenden  wil,  en  daar- 
mede ,  zoo  bewezen  is  wat  de  wel  verder  als  constitutieve 
vereischten  voor  het  tot  stand  komen  van  overeenkomsten 
heeft  gesteld,  de  beweerde  overeenkomst  zelf,  bewezen  of 
niet  bewezen  kunnen  —  maar  in  het  eerste  geval  om  den 
algemeenen  regel  van  art.  1902  B.  W.  ook  moeten  —  ver- 
klaren '). 

Als  tweede  der  genoemde  soorten  van  verklaringen  z\jn 
genoemd   bekentenissen^). 

Het  feit,  dat  iemand  een  voor  hemzelf  nadeelig  getui- 
genis heeft  afgelegd ,  zal  allicht  meer  of  minder  overtuigende 
kracht  bezitten.  Al  laten  zich  ook  gevallen  genoeg  denken , 
waarin  het  anders  z|jn  zal ,  het  is  toch  op  zichzelf  niet  te 
vooronderstellen,  dat  iemand,  vooral  schriftelijk,  zal  be- 
kennen eene  koopsom  schuldig  te  zgn,  eene  onrechtmatige 
en  hem  tot  schadevergoeding  verplichtende  daad  te  hebben 
gepleegd,  wanneer  die  verklaring  niet  overeenstemt  met 
de  waarheid.  Wanneer  daarom  de  bekentenis  duidelyk 
en  niet-onwaarsch\jnl|jk  is,  wanneer  hem  niet  bljjkt  van 
omstandigheden,  die  reden  geven  om  te  denken  aan  de 
mogelijkheid,  dat  z^j  niet  ernstig  gemeend  is  (gesimu- 
leerd bflv.  of  afgelegd  in  scherts)  en  er  voor  hem  evenmin 
aanleiding  bestaat  te  denken  aan  de  mogelgkheid,  dat  de 
bekenner  zich  omtrent  het  gebeurde  heeft  vergist,  ten 
aanzien  der  feiten  of  van  het  recht,  dan  zal  de  rechter 
zonder  lichtvaardig  te  zgn  uit  het  bewezen  feit,  dat  eene 
bekentenis  is  afgelegd,  de  gevolgtrekking  mogen  maken, 
dat  het  daarby  erkende  feit,  dat  dan  óf  eene  verbintenis 
of  rechtsbetrekking   kan   hebben  doen  ontstaan  of  te  niet 

O  Verg.  in  verband  met  het  hier  gezegde:  Endemann,  Die 
BewetsUhrê  des  Ch'vüprocesses ,  bl.  389  en  390;  Sc  hult  ze,  t.  a.  p. 
bl.  143—145. 

*)  De  gerechtelijke  bekentenis,  die  met  de  bewijsleer  voor  zooveel 
betreft  hare  beteekenis  voor  hei  geding,  waarin  zü  is  afgelegd,  niets 
te  maken  heeft,  blyft  hier  in  zoover  buiten  beschouwing. 
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gaan  èf  zelf  slechts  weer  een  bewösgrond  oplevert ,  in  wer- 
kelqkheid  heeft  plaats  gehad '). 

Veel  minder  overtuigende  kracht  dan  wilsverklaringen  en 
bekentenissen  hebben    getuigenissen. 

De  meest  waarheidlievende  persoon  zegt  wel  eens  iets, 
waaromtrent  h\]  inderdaad  niet  volkomen  zekerheid  bezit; 
ieder  ondervindt  op  zijn  tijd,  hoe  gevaarlijk  het  is  al  te 
lichtvaardig  te  gelooven,  wat  anderen  hem  mededeelen, 
hoc    licht   bijv.   vooringenomenheid  of  overdrijving  iemand 


')  De  vorm ,  waarin  verklaringen  soms  worden  afgelegd ,  maakt  het 
niet  altijd  even  gemakkelijk  te  onderscheiden,  of  men  te  doen  heeft 
met  eene  bekentenis  of  met  eene  wilsverklaring. 

Wanneer  een  verkooper  zich  by  zvjn  nog  niet  betaald  hebbenden 
kooper  er  over  beklaagt,  dat  deze  aan  een  derde,  volgens  diens  be- 
weren ,  zon  hebben  gezegd ,  dat  hy  den  koop  nooit  heeft  aangegaan , 
en  de  kooper  schrift  hem  dan  tot  zijne  geruststelling  een  brief,  waarin 
hij  hem  mededeelt,  dat  hy  volstrekt  niet  ontkent  maar  toegeeft,  dat 
de  koop  is  gesloten,  dan  houdt  die  brief  stellig  niets  anders  in  dan 
eene  bekentenis,  een  getuigenis  omtrent  eene  vroeger  plaats  gegrepen 
gebeurtenis. 

Maar  schreven  kooper  en  verkooper  in  eene  onderhandsche  akte, 
gelijk  in  de  praktgk  zoo  herhaaldelijk  voorkomt:  ^Ondergeteekenden 
verklaren  te  zgn  overeengekomen  enz."  of  ,Ond  erge  teekenden  verkla- 
ren de  eerste ,  dat  hg  heeft  verkocht ,  de  tweede,  dat  hg  heeft  gekocht", 
dan  heeft  men ,  al  zijn  deze  verklaringen  naar  den  vorm  bekentenissen 
en  getuigenissen,  in  den  regel  te  doen  met  wilsverklaringen,  welker 
schriftelijke  aflegging  volgens  de  bedoeling  en  voorstelling  van  par- 
tyen de  overeenkomst  na  de  voorafgegane  mondelinge  onderhandelin- 
gen eerst  definitief  doet  tot  stand  komen. 

Zelfs  dan  wanneer  dergelijke  akte  alleen  wordt  opgemaakt  om  een 
bewgsstok  in  handen  te  hebben  van  eene  te  voren  naar  de  voorstelling 
van  partijen  reeds  geldig  mondeling  gesloten  overeenkomst,  spreekt 
men  van  een  wilsverklaringen  inhoudend  geschrift,  ,ikraft des auch  in 
der  Form  des  Zeugnisses  sich  erneuernden  Vertragwillens"(zieBllhr, 
Der  ürkundenheweis  y  in  Jahrb,  f,d.  Dogm.  des  heut,  rötn.  und  deutsch, 
Priv.  Rechts,  N.  F.,  Band  II,  bl.  40;  Schuit  ze,  t.  a,  p. ,  bl.  136  noot 
127);  eene  voorstelling,  die  ook  ten  grondslag  ligt  aan  de  leer,  die 
in  de  afgifte  en  aanneming  eener  schuldbekentenis,  betrekking  hebbende 
op  eene  reeds  bestaande  verbintenis  tot  betaling,  ziet  eene  overeen- 
komst tot  hernieuwing  of  bevestiging  dier  verbintenis. 
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▼olkomen  te  goeder  trouw  kan  brengen  tot  het  doen  van 
onware  mededeelingen. 

Hier  zal  niet,  als  bg  bekentenissen,  duidelgkheid  en 
niet-onwaarschynlgkheid  der  verklaring  en  afwezigheid  van 
omstandigheden  9  die  reden  geven  om  te  denken  aan  de 
mogel^kheid,  dat  het  getuigenis  niet  ernstig  gemeend  is, 
noch  ook ,  daar  de  getuiger  bg  zgn  getuigenis  in  den  regel 
minder  persoonlgk  belang  zal  hebben  dan  de  bekenner 
en  daarmede  minder  reden  om  zich  van  de  juistheid  zgner 
verklaring  vooraf  ten  volle  te  vergewissen ,  afwezigheid  van 
bepaalde  reden  om  te  denken  aan  de  mogelijkheid  van 
vergissing  omtrent  het  gebeurde  aan  zgne  zgde,  voldoende 
zgn  om  aan  te  nemen ,  dat  het  getuigenis  waarheid  bevat. 

Hier  zal  integendeel  meer  of  minder  aanleiding  moeten 
bestaan  om  te  veronderstellen,  dat  het  getuigenis  ernstig 
gemeend  is  en  dat  daarbg  geene  vergissing  in  het  spel  is 
geweest;  aanleiding,  die  echter  kan  gevonden  worden  in 
verschillende  omstandigheden. 

Zoo  bgv.  in  de  geloofwaardigheid  van  den  persoon,  die 
het  getuigenis  heeft  afgelegd.  Het  positieve  recht  van  ieder 
land ,  zelfs  daar ,  waar  de  rechter  b\jna  niet  aan  wettelyke 
bew\jsregelen  is  gebonden  en  zoo  vrij  is,  als  ik  hem  hier 
onderstel,  kent  de  authentieke  akte  en  verplicht  den  rech- 
ter geloof  te  hechten  aan  het  getuigenis,  door  sommige 
ambtenaren  als  zoodanig  binnen  den  kring  hunner  bevoegd- 
heid in  den  voorgeschreven  vorm  schriftelyk  afgelegd.  Dit 
voorschrift  berust  niet  op  eene  fictie ,  die  bewöskracht  toe- 
kent aan  wat  uit  zichzelf  van  nul  en  geener  waarde  is, 
maar  steunt  op  de  logische  onderstelling,  dat  op  de  ver- 
klaringen van  deze  ambtenaren ,  over  wie  de  Staat  toezicht 
uitoefent  en  die  bij  gebleken  valschheid  hunner  verklaringen 
zwaar  gestraft  kunnen  worden,  als  regel  meer  vertrouwd 
mag  worden  dan  op  die  van  bijzondere  personen ,  die  min- 
der reden  hebben  hun  getuigenis  nauwkeurig  te  wikken  en 
te  Mtf'gen  vóór  zij  het  op  schrift  brengen  en  uit  handen 
geven.  Ook  particulieren,  die  met  dit bewgsvoorschrift niets 


Digitized  by  VjOOQIC 


62 

te  maken  hebben,    zullen  om  deze  reden  in  den  regel  ge- 
loof hechten  aan  zulke  ambtelyke  verklaringen. 

Voorts  kan  de  plaats,  waar  de  verklaring  is  geschreven 
of  afgelegd ,  voor  hare  betrouwbaarheid  van  beteekenis  zijn. 
Daarop  steunt  de  bewijskracht ,  in  ons  recht  toegekend  aan 
verklaringen,  door  kooplieden  in  hunne  boeken  opgeteekend ; 
men  herlnnere  zich  ook  den  in  een  kerk  of  op  een  be- 
graafplaats liggenden  grafsteen ,  aan  de  waarheid  van  welks 
inscriptie  wel  zelden  zal  getw^feld  worden. 

Zoo  ook  zal  het  tgdstip,  waarop  eene  verklaring  is  af- 
gelegd, lang  bqv.  vóór  het  proces,  waarin  z\j  later  wordt 
aangehaald,  de  vrees  voor  simulatie  overdreven  kunnen 
maken. 

De  Duitsche  rechtswetenschap  kent  aan  het  schriftelyk 
getuigenis  —  behalve  aan  dat  van  ambtenaren  —  als  regel 
geen  bewijskracht  toe.  ,Als  Zeugniss,  d.  h.  als  Bekundung 
von  Thatsachen,  welche  auch  unter  Dritten  wirkt,  erkennt 
die  herrschende  Lehre  prinzipiell  die  Privaturkunde  nicht 
an.  Das  schriflliche ,  unbeeidigte  Privatzeugniss  gilt  ja  noch 
immer  für  werthlos"  ').  Ten  onzent  is  het  nietanders,  ,Dat 
onderhandsche  geschriften ,  die  naar  de  bedoeling  van  den 
auteur  niets  anders  bevatten  als  de  mededeeling  van  een  feit , 
dat  plaats  gehad  heeft  of  plaats  heeft ,  als  zijnde  op  zijn  best 
niets  meer  dan  informeele ,  buiten  rechten  afgelegde  getuigen- 
verklaringen ,  geen  kracht  hebben  hoegenaamd ,  zal  door  geen 
deskundige  worden  weersproken",  zegt  Mr.  Hamaker  *)• 
Men  stelt ,  gelijk  men  ziet ,  volkomen  terecht  ook ,  het  niet- 
ambtelijk  getuigenis  op  ééne  lijn  met  het  mondeling  getui- 
genis en  leidt  daaruit  dan  af,  dat  evenals  dit  laatste  om 
geloof  in  rechte  te  verdienen  beëedigd  moet  zijn  en  onbe- 
ëedigd  waardeloos  is ,  zoo  ook  aan  het  schriftelyk  onbeëedigd 
getuigenis  geen  bewijskracht  kan  worden  toegekend.  Ten 
onrechte  evenwel ;  want  de  waardeloosheid  van  onbeëedigde 


O  Endemann,  t.a.p.,  bl.  308. 

*)  Wêekbl  V.  Not.  én  Reg.  vaa  5  Juli  1896  (bl.  318). 
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getuigenverklaringen  vindt  haren  grond  niet  in  de  volstrekte 
onbetrouwbaarheid  van  deze,  maar  is  alleen  een  gevolg 
daarvan,  dat  men  in  de  beêediging  een  waarborg  meent 
te  hebben  om  hunne  betrouwbaarheid  te  verhoogen  en 
het  verplicht  stellen  in  rechte  van  die  beêediging  van  zelf 
eischt  het  verbod  om  daar  op  andere  dan  beêedigde  ver- 
klaringen acht  te  slaan. 

De  regel  geldt  dan  ook  voor  de  Duitsche  schrgvers  niet 
zonder  uitzonderingen. 

Aan  de  opteekeningen  van  ouders  betreffende  hunne  kin- 
deren heeft  men  van  ouds  geloof  gehecht,  .wenn  es  sich 
urn  die  quaestio  status  familiae  und  das  Alter  handelte"  '). 
In  Beieren,  zegt  Strippelmann '),  geldt  als  recht,  dat 
in  geval  van  geschil  over  de  vraag,  hoeveel  een  kind  in  de 
nalatenschap  zqner  ouders  moet  inbrengen,  de  aantee- 
keningen  der  ouders  omtrent  het  aan  hunne  kinderen 
geschonkene  volledig  bewgzen  tot  het  bewijs  van  het  tegen- 
deel, en  ook  de  praktijk  buiten  Beieren  kent  aan  zulke 
aanteekeningen  bewijskracht  toe.  Hg  verhaalt  daarvan  een 
voorbeeld  door  mededeeling  van  eene  beslissing  van  het 
OberappcUationsgericht  te  Lübeck.  De  eischeres  had  daar  te 
bewgzen,  wat  hare  moeder  ten  huwelyk  had  aangebracht, 


^)  Strippelmann,  Der  BewHs  durch  Schrifturkundên ,  dl.  1 ,  bl . 
87.  Zie  ook  Schaltze,  t. a.p.,  bl.  147:  ,Wenn  der  fromme  Pfarrer 
in  seine  Haasbibel  eingetragen  bat:  ,,Heute,  am  5.  Febraar  1835  bat 
Gott  meiner  lieben  Fran  ein  Knftblein  gescbenkf***  tnit  einem  etwa 
angefüglen  Dankgebet  and  spftter  daronter:  ,,Heute  am  12.  Mftrz 
dess.  J.  bat  nnser  Söbncben  in  der  heiligen  Taafe  die  Namen  Gottlieb 
Friedricb  erbalten'**",  so  bat  er  sicb  damit  einer  Erkl&rnng  entflussern 
wollen,  deren  Ernstlicbkeit ,  d.  b  Warbafligkeit  mit Rflcksicbt  auf  den 
Ort  ibrer  Enl&usserung  and  die  sonstigen  Umst&nde  keinem  Zweifel 
nnterliegen,  and  welcber  daber  eine  sebr  erbeblicbe  Beweiskraft  bei- 
zamessen  sein  wird.  Den  meislen  Praktikern  werden  Processe  erinner- 
licb  sein,  in  welcben  allein  auf  Grand  derartiger  Zeagnisse  die  Kette 
einer  Ërbeslegiti raation  namentlicb  für  die  Zeit  vor  ËinfQbrang  der 
Givilstandsregister  für  gescblossen  eracbtet  warde'\ 

«)  T.  a,p.,  bl.  88  Tig.;  von  Wendt,  VoUst.  Handb.  des bayer.  Chil- 
proceseea,  dl.  1,  bl.  314. 
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toen  zij  trouwde  met  haren  vader;  zij  beriep  zich  daartoe 
op  aanteekeningen  van  den  vader  harer  moeder,  volgens 
welke  hare  moeder  bg  verdeeling  der  nalatenschap  van 
dien  vader  zeker  haar  geschonken  bedrag  zou  hebben  in  te 
brengen.  De  rechter  achtte  het  niet  aannemeiyk,  dat  die 
vader  dergelgke  aanteekening  zou  gemaakt  hebben,  als  zg 
geen  waarheid  inhield  en  legde,  daar  door  die  aanteekening 
wel  niet  was  bewezen,  dat  het  geschonkene  was  gegeven 
als  huwelgksgift,  maar  dit  daardoor  toch  wel  eenigszins 
waarschüniyk  was  gemaakt,  der  eischeres  den suppletoiren 
eed  op. 

Verder  nog  ging  eene  beslissing  van  het  O.  A.  6.  te 
Darmstadt ').  Hier  was  iemand  geïntervenieerd  in  een  ge- 
ding tusschen  twee  andere  personen,  zich  beroepende  op 
eene  door  hem  met  den  gedaagde  in  dit  geding  gesloten 
overeenkomst ,  tot  staving  waarvan  hij  eene  onderhandsche 
akte  overlegde;  het  bewys  der  echtheid  van  de  onder  die 
akte  voorkomende  handteekeningen  van  gedaagde  en  inter- 
venient  werd  door  het  O.  A.  G.  geleverd  geacht  door  eene 
tijdens  het  proces  door  deze  beiden  bQ  authentieke  akte 
afgelegde  verklaring,  dat  die  handteekeningen  van  hen  af- 
komstig waren. 

De  onderscheiding  tusschen  öffenüiche  Urkunden  en  Prt- 
vaturkunden  biedt  de  gelegenheid ,  meer  uitzonderingen  te 
maken  in  gevallen,  waarin  de  logische  overtuigingskracht 
van  het  schrifbelp  getuigenis  niet  miskend  kan  worden. 
,Die  Praxis",  zegt  Endemann*),  ,lasst  nicht  selten 
Bescheinigungen  und  Zeugnisse  als  öflFentliche  voll  bewei- 
sen,  bei  denen  es  sehr  zweifelhaft  ist,  oh  sie  beweisen, 
weil  sie  öffentliche  sind,  oder  ob  sie  öffentliche  heissen, 
weil  sie  beweisen  mussen".  En  de  wetenschap  maakt 
hot  der  prakt  gk  in  dit  opzicht  niet  lastig.  Men  zie  slechts 
de  lange  lijst    Öffentliche  Urkunden  bg    Strippelmann, 


*)  Zie  Archiv  für  praktische  Reehtswissensehaft,  dl.  8,  bl.  396- 399. 
«)  T.a.p.,  bl.  308. 
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waar  men  onder  deze  rubriek  aantreft  ^Wochenblatter  und 
Zeitungen,  die  unler  öfféntliche  Auctoritat  erscheinen'*  en 
.Hof-  und  Staats-Handbuciier,  öfifentlich  und  zwar  durch 
dazu  bestellte  öfifentliche  Beamte  herausgegeben"  '),  stukken 
dus  als  onze  Staatscourant  en  onze  Staatsalmanak.  Hq 
haalt  verscheidene  voorbeelden  aan ,  waarin  door  bet  O.  A.  6. 
te  Cassel  wegens  de  vermelding  of  niet-vermelding  als  zoo- 
danig in  dergelijk  .Staatshandbuch"  bewezen  wordt  geacht, 
dat  iemand  staatsdienaar,  stedelgk  magistraat,  enz.  was 
of  niet  was. 

Het  is  niet  te  verwonderen,  dat  men  er  zoodoende  meer 
en  meer  toe  komt,  den  geheelen  regel  ter  zijde  te  stellen. 

Bahr,  hoewel  hem  nog  vooropstellende,  erkent  niette- 
min, dat  .Privaturkunden",  die  een  getuigenis  inhouden, 
yunter  Umstanden  et  was  sehr  Ueberzeugendes  haben(kön- 
nen).  So  z.  B.  der  Brief  eines  Verstorbenen ,  welchereiner 
Thatsache  erwUmt  zu  einer  Zeit ,  wo  dieselbe  noch  überall 
nicht  streitig  war.  Auch  hier",  zegt  hij,  j,muss  daherdem 
richterlichen  Ermessen  einiger  freier  Spielraum  bleiben, 
und  am  wenigsten  wird  eine  Gesetzgebung ,  welche  sich 
prinzipiell  auf  den  Standpunkt  freier  Beweiswürdigung  stellt" 
—  en  zoo  stel  ik  mö  ons  recht  op  dit  oogenblik  voor  — 
,von  vornherein  Urkunden  dieser  Art  jede  Beweiskraft 
absprechen  wollen''').  Endemann  verwerpt  den  regel 
geheel:  ,Wie  die  Zeugnissfahigkeit  der  letzteren  (d.  i.  der 
öffentlichen  Urkunde)  nur  auf  ihrer  konkreten  subjekliven 
und  objektiven  Beschaffenheit  beruht,  so  muss  andererseits 
die  erstere  (die  Privaturkunde)  beweisf&hig  sein,  wenn  sie 
aus  gleichen  Gründen  in  concreto  glaubwürdig  erscheint"  '). 
Evenzoo  doet  Schultze:  .Zeugnisse  von  Privatpersonen 
(ni.  schrifleiyke)  unterstehen  durchaus  dem  Grundsatz  freier 
Beweiswürdigung"  *)• 

*)  T.a.p.,  §§58  en  59  (bl.  369—374). 

«)  ï.a.p.,  bl.  57. 

')  T.a.p.,  bl.  391. 

*)  T.a.p.,  bl.  82. 

EechtBgeL  Mag.  1900.  5 
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Elet  komt  rag  voor,  dat  dit  —  afgezien  natuurlgk  van 
positieve  wetsbepalingen,  die  anders  decreteeren  —  de 
juiste  meening  is,  en  dat  er  geen  reden  bestaat  om  ver- 
klaringen ,  die  in  het  dagelyksch  leven  den  particulier  over- 
tuigen kunnen ,  voor  het  gerechtelijk  bewijs  volstrekt  waar- 
deloos te  verklaren.  Het  gevoel  van  verantwoordelökheid 
voor  de  gevolgen  zijner  overtuiging ,  dat  men  b\j  den  rech- 
ter mag  onderstellen  moet  voldoende  waardemeter  voor 
hem  zijn,  om  het  betrouwbare  te  schiften  van  het  niet 
betrouwbaar  genoeg  te  achten  getuigenis. 

IL 

Het  doel  van  vorenstaande  opmerkingen  was  het  leveren 
van  eenige  beschouwingen  over  de  logische  en  natuuriyke 
overtuigingskracht  van  geschriften  voor  den  aan  wettelQke 
regelen  omtrent  schriftelijk  bewijs  niet  gebonden  rechter. 

In  hoeverre  wordt  daarin  door  de  bepalingen  onzer  wet 
op  dit  punt,  althans  voor  zooveel  de  bewijskracht  ten  aan- 
zien van  derden  betreft,  wü'ziging  gebracht? 

Ons  recht  bevat,  voor  zoover  ik  heb  kunnen  nagaan, 
geene  uitdrukkelijke  voorschriften  omtrent  de  vraag,  wan- 
neer eene  verklaring,  in  een  aan  den  rechter  als  bewgs- 
stuk  overgelegd  geschrift  vervat,  geacht  moet  worden  te 
zijn  afgelegd  *).  Wel  is  waar  schgnt  in  bepalingen  als  bijv. 
die  van  art.  1912  B.  W. ,  dat  dwingende  bewgskracht  ten 
aanzien  der  onderteekenaren,  erfgenamen  en  rechtverkrg- 
genden  toekent  aan  schriftelijke  verklaringen,  opgesloten  te 
liggen,  dat  de  wet  de  aflegging  dier  verklaringen  ais  iets 
van  zelf  sprekends  beschouwt  of  althans  tot  op  het  bewgs 
van  het  tegendeel  vooronderstelt ,  maar  daar  de  wet  geene 
soortgeiyke  bepalingen  bevat,  die  dwingende  bewijskracht  ,ten 
aanzien  van  derden"  toekennen ,  is  althans  ten  aanzien  van 
dezen  de  rechter  in  dit  opzicht  aan  geen  wettelpen  regel 
gebonden. 

^)  Behoudens  het  nader  in  eene  noot  by  de  bespreking  der  anthen- 
tieke  akte  hierna  te  vermeldene. 
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Wil  hg  dódr  uit  het  ten  processe  vaststaande  feit,  dat 
het  geschrift  zich  bevindt  in  handen  van  een  ander  dan 
den  onderteekenaar  of  schrgver ,  de  gevolgtrekking  maken , 
dat  deze  het  heeft  afgegeven  en  daarmede  de  verkla- 
ring, die  het  inhoudt,  heeft  afgelegd,  het  staat  hem  vr\j, 
evenals  iedere  andere  logische  gevolgtrekking  uit  bewezen 
daadzaken ').  Maar  hg  is  er  dddr  niet ,  gelp  waar  art. 
1912  toepasselgk  is,  toe  verplicht.  Wanneer  detegenpartg 
beweert,  dat  het  stuk  op  oneerlgke  wgze  uit  handen  van 
den  onderteekenaar  of  schrgver  is  geraakt  en  dat  deze  dus 
niet  de  verklaring  heeft  afgelegd,  dan  is  hg,  zoo  die  ver- 
wering  hem  tot  twgfelen  brengt,  niet  verplicht,  op  grond 
van  het  gebleken  bezit  van  het  stuk  in  handen  van  een 
ander,  de  afgifte  daarvan  en  de  aflegging  der  verklaring 
bewezen  te  verklaren;  dan  moet  hg  hem,  die  zich  op  het 
geschrift  beroept  en  uitdrukkelgk  of  iroplicite  daarmede 
stelt,  dat  het  door  den  onderteekenaar  of  schrgver  is  af- 
gegeven ,  het  bewijs  opleggen  dier  nog  niet  gebleken  maar 
voor  bet  bewgs  van  de  aflegging  der  verklaring  toch  nood- 
zakelgk  te  bewgzen  afgifte  j  liiet  der  tegenpartg  het  bewgs 
der  oneerlijke  bezUsverkrijffing. 

Wèl  daarentegen  bevat  de  wet  voorschriften  betrefifende 
de  vraag,  op  welke  wgze  de  rechter  zich  eene  overtuiging 
heeft  te  vormen  omtrent' den  persoon,  die  de  in  een  ge- 
schrift vervatte  verklaring  heeft  geschreven  of  onderteekend 
—  de  zoogenaamde  formeele  bewgskracht  van  een 
geschrift  —  en  betrefifende  de  vraag,  welke  gevolgtrekking 
de  rechter  mag  of  moet  maken  uit  het  feit,  dat  de  ver- 
klaring is  afgelegd ,  welke ,  gelijk  men  het  wel  noemt ,  is  de 
materieele    bewgskracht  van  het  geschrift. 

De  formeele  bewgskracht  regelt  de  wet  geheel  en  al 
zelf  —  althans  voor  zooveel  betreft  onderteekende  of,  zoo  zg 
niet  ondertcekend  zgn ,  dan  in  den  eigenigken  zin  des  woords 
geschreven  stukken. 

>)  Zie  echter  bl.  93  nt  1  hierna. 
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Of  de  rechter  het  schrift  of  de  onderteekening  van  een 
hem  overgelegd  stuk  keat ,  zoodat  voor  hem  niet  de  minste 
twijfel  meer  bestaat,  van  wien  de  verklaring  afkomstig  is, 
of  hem  (uit  het  geding  zelf  natuurlijk)  omstandigheden  be- 
kend zijn,  die  hem,  al  kent  hij  schrift  of  handteeken  op 
zich  zelf  niet,  persoonlek  hieromtrent  voldoende  overtuigen, 
dit  alles  doet  niet  ter  zake.  De  wet  schrqft  hem  precies 
voor,  wanneer  hy  zich  eene  overtuiging  mag  en  moet  zoe- 
ken en  langs  welken  weg  hy  die  dan  moet  zien  te  vinden. 

Erkent  de  tegenpartij  van  hem,  die  het  geschrift  in  het" 
geding  brengt ,  dat  het  is  geschreven  of  onderteekend  door 
hem,  van  wien  deze  beweert,  dat  het  schrift  of  het  hand- 
teeken afkomstig  is,  of  ontkent  zy  dit  althans  niet,  dan 
heeft  ook  de  rechter  zonder  nader  onderzoek  aan  te  nemen, 
dat  dit  waar  is. 

Ontkent  daarentegen  de  tegenpartij  de  echtheid  van  het 
stuk,  waartoe  zij,  zoo  het  stuk  wordt  overgelegd  als  afkom- 
stig van  haar,  moet  verklaren,  dat  zij  haar  schrift  of  hare 
onderteekening  ontkent,  en  zoo  het  wordt  overgelegd  als 
afkomstig  van  een  ander,  dat  zy  het  stuk  niet  erkent  als 
door  dezen  te  z\jn  geschreven  of  onderteekend  —  onder- 
teekend, wanneer  het  eene  geteekende  akte  is,  geschreven, 
wanneer  het  een  niet  onderteekend  stuk  is,  of  wanneer, 
gelijk  door  art.  1915  B.  W. ,  behalve  onderteekening  ook 
nog  eigen  schrift  wordt  gevorderd  —  (artt,  1913  en  1914 
B.  W. ,  art.  176,  al.  1  en  2,  Rv.),  dan  zal  de  partij,  die 
de  echtheid  van  het  geschrift  wil  staande  houden,  kunnen 
vorderen,  dat  hö  worde  toegelaten  deze  te  bewezen  door 
bescheiden,  deskundigen  of  getuigen  (art.  177  Rv.)  en  moet 
de  rechter ,  zonder  dat  h\j  zelfs  door  uit  het  proces  gebleken 
omstandigheden  zich  mag  laten  influenceeren ,  uit  deze  be- 
wijsmiddelen ,  en  uit  deze  ook  alleen ,  zich  eene  overtuiging 
vormen   omtrent   de  echtheid  van  geschrift  of  handteeken. 

Iets  anders  geldt  wederom  voor  die  geschriften,  die  er 
uitzien  als  verklaringen  opgemaakt  door  ambtenaren,  daartoe 
bevoegd  en  bekwaam,  en  vervat  in  de  wettelijk  daarvoor 
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voorgeschreven  vormen,  m.  a.  w.  voor  geschriften,  die  het 
voorkomen  hebben  van  authentieke  akten.  Wanneer  een 
dergelijk  stuk  als  bewgsroiddel  wordt  aangeboden,  is  de 
rechter  verplicht  de  onderleekening  daarvan  en  in  de  enkele 
gevallen ,  waarin  behalve  onderteekening  van  den  ambtenaar 
ook  eigenhandig  schrift  van  dezen  wordt  vereischt  (artt. 
987,  988  B.  W.),  ook  het  schrift  te  beschouwen  als  dat 
van  den  ambtenaar,  van  wien  het  stuk  oogenschgnlrjk  af- 
komstig is,  zoolang  niet  de  tegenpartij  van  hem,  die  het 
geschrift  als  bewijsmiddel  heeft  overgelegd,  bewerende  dat 
dit  valsch  is  of  vervalscht,  hem  op  een  der  drie  zooeven 
genoemde  wQzen  hiervan  overtuigt  (artt.  176,  al.  3,  en 
178  Rv.). 

Het  bewüs,  wie  de  auteur  is  van  andere  dan  onder- 
teekende  of  inderdaad  geschreven  verklaringen,  van  boeken, 
courantenartikelen  of  inscripties  op  gedenksteenen  b^v. , 
regelt  de  wet  niet.  Dat  de  daarin  vervatte  verklaringen 
afkomstig  zgn  van  hem,  dien  hg  den  auteur  daarvan  stelt 
te  z\jn,  zal  degeen,  die  van  een  dergelqk  stuk  zich  wil 
bedienen ,  moeten  bewgzen  op  de  wqze ,  waarop  ieder  ander 
feit  in  rechte  te  bewqzen  is. 

Belangrgker  is  de  vraag,  welke  bepalingen  ons  recht 
inhoudt  betreffende  de  zoogenaamde  materieel  e  bewijs- 
kracht van  een  geschrift. 

Het  is  het  onderzoek  om  te  geraken  tot  de  beantwoording 
van  deze  vraag,  dat  leidt  op  het  gebied,  waar  inzonder- 
heid het  onderscheid  heerscht  tusschen  partijen  en  dezer 
erfgenamen  of  rechtverkrijgenden  aan  de  eene  en  derden 
aan  de  andere  zgde. 

Die  onderscheiding  vindt  haren  oorsprong  in  de  leer  der 
Glossatoren  en  hunne  opvolgers  en  in  het  canonieke  recht. 

Het  denkbeeld  van  een  vry  oordeelenden  rechter  was 
dien  ouden  juristen  geheel  vreemd.  Er  waren  gevallen  natuur- 
lijk, waarin  zg  den  rechter  meerdere  of  mindere  vr\jheid 
moesten  laten;  een  oordeel  b\jv.  over  de  geloofwaardigheid 
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van  elkander  tegensprekende  getuigen  konden  zg  hem  niet 
ontzeggen ,  maar  waar  het  eenigszins  mogelijk  was,  schreven 
zg  hem  voor,  wat  hg  in  ieder  voorkomend  geval  bewezen 
moest  verklaren.  De  rechter  toch,  dat  was  eene  hunner 
grondstellingen,  moest  niet  «in  judicando  sequi  propriam 
conscientiam" ,  maar  was  verplicht  «secundum  allegafa  et 
probata  ad  juste  judicandum."  Op  de  logische  overtuigings- 
kracht van  het  bewijs  kwam  het  daarbg  niet  meer  aan, 
de  vraag  was  slechts,  of  het  geleverd  werd  in  den  ver- 
eischlen  vorm.  ,Ad  hoc  enim  ut  recta  sit  probatio,  satis 
est ,  ut  in  forma  non  peccet  licet  in  materia  deficiat".  Het 
ontging  hun  niet,  dat  zoodoende  in  rechte  wel  eens  iets 
bewezen  verklaard  zou  moeten  worden,  wal  in  werkelijk- 
heid niet  gebeurd  was ,  maar  blijkbaar  berustten  zy  in  deze 
consequentie  hunner  leer.  «Quamvisenim  falsum  probaretur, 
non  ideo  probatio  esse  desineret"  '). 

Dat  men  in  eene  dergel\jke  bcwgsleer  kwam  tot  eene 
onderscheiding  van  eene  bewijskracht  van  geschriften  tus- 
schen  partgen  en  ten  aanzien  van  derden  is  niet  zoo  moeilijk 
te  begrijpen. 

Men  stelde  namelgk ,  de  vrijheid  van  den  rechter  zooveel 
mogelgk  willende  beperken ,  de  waarde  vast  niet  alleen  van 
het  bewijsmiddel,  maar,  waar  mogelyk,  ook  van  den  daar- 
door verschaften  bewijsgrond  ') ;  men  regelde  niet  alleen ,  of 

O  Zie  voor  deze  citaten  Mascardas,  de  Probationibu»  (van  welk 
in  1593  Toor  het  eerst  uitgegeven  werk  door  my  is  geraadpleegd  eene 
uitgave  van  1661),  Qa.  II  n^  14.  Verg.  ook  Qu.  I  n^  6:  «Qninimo 
tanta  est  probationum  firmitas,  vis  atque  potestas,  ut  judicem  per 
probata  astringi  atque  ligari  et  secundum  ea  debere  judicare  dixerit 
glossa*\ 

^  Dit  altbans  is  de  indruk,  dien  ik  van  bet  grondbeginsel  der  legale 
bewijstbeorie  beb  gekregen»  en  de  reden,  waarom  ik  niy  niet  kan  ver- 
eenigen met  de  tegenwoordig,  naar  bet  schijnt,  gangbare  meening, 
dat  onze  burgerlijke  wetgever  in  zgne  bewijsteer,  die  in  de  hoofd- 
trekken  nog  geheel  dezelfde  is  als  die  der  canonisten,  verwart  betcy- 
zen  en  verbinden^  al  moet  erkend  worden,  dat  het  veelvuldig  gebruik 
der  woorden  obligare  en  prctejudicare  naast  probars  by  de  oude  schrij- 
vers een  tegengestelden  indruk  kan  teweegbrengen. 
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on  wanneer  een  geschrift  bewust,  dat  en  door  wien  eene 
verklaring  is  afgelegd,  maar  tevens,  welke  gevolgtrekking 
de  rechter  weer  maken  moet  m*t  het  feit,  dat  door  iemand 
eene  verklaring  is  afgelegd ,  welke  weer  is ,  zooals  ik  het  min- 
der juist  misschien  maar  gemakshalve  zal  noemen,  de  bewgs- 
kracht  der  verklaring,  die  met  behulp  van  het  geschrift  als 
bewijsmiddel  is  bewezen  te  zyn  afgelegd. 

Men  begreep  daarbij ,  dat  eene  verklaring  kan  z\jn  afge- 
legd met  zoo  verschillend  doel  en  onder  zoo  verschillende 
omstandigheden,  dat  van  eene  vaste  logische  overtuigende 
kracht  van  het  feit  der  aflegging  eener  verklaring  op  zich 
zelf  geen  sprake  kan  zijn.  Daarom  was  ook  eene  uniforme 
regeling  op  dit  punt  niet  mogelijk.  Want  al  liet  men  zich 
bg  het  stellen  ztjner  bewgsregelen  niet  afschrikken  door  de 
mogelgkheid ,  dat  tengevolge  daarvan  te  eeniger  tgd  eens 
een  falsum  als  waarheid  in  rechte  zou  moeten  worden  aan- 
genomen, het  was  natuurlek  niet  de  bedoeling,  dat  zoo  iets 
gebeuren  zou;  de  oude  juristen  wilden,  al  was  dit  onmo^ 
gelqk  te  bereiken,  met  hun  ingewikkeld  bewgssysteem  niet 
anders  dan,  waar  mogolgk,  in  vaste  regelen,  als  voorbe- 
hoedmiddel tegen  rechterlgke  willekeur  of  dwdling,  be- 
lichamen wat  de  logische  bewgskracht  is  van  bewgsmiddel 
en  bewgsgrond.  En  dan  is  het  begrgpen,dat  men,speciali- 
seerend,  allereerst  lette  op  de  omstandigheid  of  het  geschrirt 
als  bewgsmiddel  werd  aangevoerd  tegen  hem,  die  de  daarin 
vervatte  verklaring  heeft  afgelegd,  of  tegen  een  ander. 

Als  regel  mag  men  aannemen,  dat  niemand  schriftelgk 
eene  verklaring,  die  in  eenig  opzicht  later  in  zgn  nadeel 
zou  kunnen  aangevoerd  worden,  wilsverklaring  of  getui- 
genis ,  aal  afleggen ,  als  het  verklaarde  niet  is  gewild  of  die 
verklaring  niet  overeenkomstig  de  waarheid  is,  of  als  hij, 
zoo  hg  weet,  dat  het  anders  is,  niet  de  zekerheid  bezit, 
dat  die  verklaring  niet  in  een  proces  tegen  hem  gebruikt 
zal  worden.  Daarom  meenden  zij  gerust  den  rechter  te 
mogen  gelasten,  in  een  geding  {egen  dev  schrijver  of  onder- 
teekenaar    van  een  geschrift  aan  te  nemen,  dat  de  in  dat 
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geschrift  vervatte  verklaring  is  overeenkomstig  de  waarheid. 
Mocht  deze  daardoor  al  een  enkele  maal  ten  onrechte  kun- 
nen veroordeeld  worden ,  ingeval  hg  het  geschrift  had  ver- 
vaardigd voor  de  grap  of  niet  voorkomen  had,  dat  het 
tegen  zgne  bedoeling  in  handen  van  een  ander  was  geko- 
men ,  ht)  had  dit  aan  z\jn  eigen  daad  te  wgten  en  de  kans , 
dat  dit  geschiedde,  woog  niet  op  tegen  het  gevaar,  dat 
een  vrijlaten  van  den  rechter  opleverde. 

De  mogelgkheid ,  dat  het  verklaarde  niet  is  gewild  of  dat  de 
verklaring  niet  overeenkomstig  de  waarheid  is ,  bestaat  niette- 
min ;  zg  bestaat  vooral  daar ,  waar  geschriften  worden  aange- 
voerd als  bewgs  tegen  een  ander  dan  den  onderteekenaar,  in 
het  nadeel  dus  van  dezen  en  vervaardigd  wellicht  om  dezen 
te  benadeelen.  Het  is  verklaarbaar,  dat  men  in  dit  geval 
schroomde,  den  rechter  onvoorwaardelgk  te  gelasten  het 
verklaarde  als  gewild  en  als  waarheid  aan  te  nemen.  Maar 
daar  men  gevoelde,  dat  ook  in  dergelijk  geval  de  verkla- 
ring waarheid  kan  inhouden  en  het  verklaarde  gewild  kan 
zgn,  en  deze  mogelgkheid  a  priori  niet  onwaarschijnlgker 
of  waarschijnlijker  is  te  achten  dan  die  van  het  tegendeel , 
sloot  men  in  dit  geval  ook  niet  alle  bewgskracht  uit ,  maar 
bepaalde,  dat  geschriften,  terwgl  zij  ten  aanzien  der  onder- 
teekenaren „plene  probant",  ten  aanzien  van  derden  slechts 
„aliqua  probatio",  .qualisqualis  probatio"  of  eene  ,prae- 
sumptio"  zouden  opleveren. 

Eenstemmigheid  op  dit  punt  bestond  echter  lang  niet 
Zoo  vindt  men  in  het  ree.ds  aangehaalde  werk  van  Mas- 
cardus  omtrent  de  acta  judicii  —  dat  zgn  akten  door 
een  notaris  geschreven  in  tegenwoordigheid  van  den  rech- 
ter en  in  judicio,  waar  vroeger  niet  alleen  geprocedeerd 
werd,  maar  ook  handelingen  werden  voltrokken,  die  nu 
tot  het  gebied  der  vrgwillige  rechtspraak  behooren,  als 
bgv.  overdrachten  van  onroerend  goed  —  gezegd ,  dat  velen 
meenden,  dat  «non  solum  hujusmodi  acta  fidem  faciant 
inter  easdem  personas,  sed  etiam  inter  quoscunque  homi- 
nes,    qui   supersint",   omdat    «cum  acta  habeant  publicam 
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formam  proculdubio  ubicunque  et  inter  quoscunque  pro- 
bant  se  ipsa,  id  est  factum";  anderen  daarentegen  waren 
van  oordeel,  dat  die  akten  niet  konden  .pracjndicare  in 
alia  (causa),  aliam  personam  respiciente",  zulks  «juxta  tit. 
CL  res  inter  alios  acta",  en  weer  anderen  vonden,  dat  deze 
acta  judicii  tegenover  derden  geen  plena  probatio ,  maar 
slechts  een  praesumpiio  opleverden  ').  Vooral  de  aanhaling 
van  dien  regel  res  inter  alios  acta  (aliis  non  nocere  potest) 
doet  duidelijk  zien ,  dat  men  bg  de  behandeling  dezer  vraag 
niet  dacht  aan  de  al  of  niet  geloofwaardigheid  van  het  fei- 
teiyk  relaas  van  den  notaris,  maar  aan  de  bewijskracht 
van  de  door  partgen  afgelegde ,  in  die  acta  judicii  gedo- 
cumenteerde, verklaringen').  De  moderne  voorstelling  trou- 
wens, die  in  de  authentieke  akte  in  de  eerste  plaats  het 
ambtelgk  getuigenis  ziet,  bestond  nog  niet  bg  de  oude 
juristen,  die  de  werkzaamheid  van  den  ambtenaar  bg  het 
tot  stand  komen  daarvan  meer  beschouwden  als  de  echt- 
verklaring  van  wat  men  nu  noemt  een  onderhandsch  ge- 
schrift. 

Van  de  qristola  wordt  gezegd ,  dat  zg  bewgst ,  niet  alleen 
.contra  scribenlem  pro  eo  ad  quem  dirigitur  sed  etiam  pro 

tertio  contra  tertium si  concurrant  alia  adminicula  ejus 

rei ,  de  qua  scribitur"  •) ;  ook  hier  echter  waren  er  die 
meenden ,  dat  deze  geschriften  niets  bewezen  tegen  derden  *). 
Minder  verschil  van  meening  scheen  te  bestaan  ten  aanzien 
der  «epistolae  argentariorum ,  quos  vulgo  Bancherios  nomi- 
namus,  qui  ex  more  literas  transmittunt  de  receptis".  Want 

>)  Conclnsio  33,  nos.  34—37. 

^  Eenige  regels  verder  in  deze  over  de  acta  judicii  handelende  con- 
clusie spreekt  Hascardns  over  de  vraag,  of  eene  bekentenis,  afgelegd 
iu  het  eene  geding  en  gedocumenteerd  in  eene  dergelijke  akte,  ook 
bewijst  in  een  ander  geding  tusschen  dezelfde  partijen,  eene  vraag 
die  natnnrlijk  ook  niet  betreft  de  bewijskracht  van  de  verklaring  van 
den  ambtenaar,  dat  de  bekentenis  is  afgelegd,  maar  die  van  de  ver- 
klaring der  bekend  hebbende  partij. 

")  Goncl.  627.  nos.  11  en  U. 

*)  Concl.  687 ,  n^  U. 
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ook  zij,  die  aan  de  epistola  geene  bewijskracht  toekenden, 
meenden  dat  «quemadmodum  eorum  codices  contra  ter- 
tium  aliqnem  probationem  faciunt,  ita  et  horum  epistolae"  '). 

Vooral  oude  akten  stonden  in  dit  opzicht  in  hoog  aan- 
zien. Als  regel  geeft  Mascardus,  hoewel  ook  hier  tegen- 
spraak was,  dat  .instrumcnta  antiqua  inter  alios  celebrata 
tertio  nocent"  *).  In  verschillende  conclusiones  vindt  men 
voorbeelden  daarvan.  .Instrumentum  principaliter  factum 
super  confinibus  in  antiquis  sufHcit  et  in  praejudicium  tertii"  '). 
^Plura  instrumenta  antiqua  super  investituris  recte  probant 
dominium  nedum  contra  conductores  sed  etiam  contra  tertios 
possessores"  *).  Ja  zelfs  twistte  men  over  de  vraag,  of  niet 
ook  verba  enuntiativa  et  narrativa  in  oude  akten ,  schrifle- 
lijke  getuigenissen  dus,  tegen  derden  bewezen  en  scheen 
men  vooral  geneigd  dit  aan  te  nemen,  wanneer  in  ver- 
schillende geschriften  hetzelfde  werd  vermeld  *). 

Al  bl\jkt  dus  niet  van  algemeen  gedeelde  denkbeelden 
omtrent  de  bewijskracht  van  schriftelijke  verklaringen  tegen- 
over derden  en  al  vervalt  door  dit  gemis  eener  communis 
opinio,  die  onder  het  latere  recht  kan  hebben  nagewerkt 
en  welker  kennis  voor  de  uitlegging  daarvan  dus  in  meer- 
dere of  mindere  mate  een  vereischte  is ,  ook  grootendeels 
het  belang  van  een  nader  onderzoek  naar  de  verschillende 
afzonderlijke  meeningen  der  oude  juristen ,  in  eene  verhan- 
deling over  Nederlandsch  recht  behoeft  toch  eene  afzonder- 
lijke vermelding  het  oordeel  van  D u  m  ou  1  i  n ,  een  schrijver 
uit  slechts  weinig  lateren  tijd  dan  Mascardus,  omdat  op 
hem  zich  beroept  P  o  t  h  i  e  r ,  wiens  leer  den  samenstellers 
van  den  Code  en  van  ons  Burgerlijk  Wetboek  tot  voor- 
beeld heeft  gestrekt. 

Duraoulin')  zegt  omtrent  de  bewijskracht  „quoad  veri- 

>)  Concl.  627,  n^.  16. 

2)  Concl.  1274,  n'.  8. 

»)  Concl.  394,  n^  10. 

')  Concl.  542,  n*.  14. 

•)  Concl.  1096,  noB.  7-10. 

Ó  Caroli  Molinaei  Opera,  dl.  1  §8  n^  8. 
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tatem  seu  probationem  rei  gestae  sive  aclus  et  facti  in 
eo  content!"  van  de  authentieke  akte  —  ook  door  hem 
weer  niet  beschouwd  als  ambtelgk  getuigenis,  maar  als 
.instrumentum,  continens  subscriptionem  duorum  notario- 
rum  vel  inscriptionem  duorum  testium  cum  subscriptione 
unius    notarii",  als  behoorlqk  gelegaliseerde  onderhandsche 

akte   —   dat  zy   «plenam    fidem   facit   quoad    omnes 

etiam  contra  quoscunque  extraneos,  quoniam  acta  vel 
quaecunque  scripta  publica  probant  se  ipsa,  id  est  rei  ta- 
liter  gestae  fidem  faciunt  inter  quoscunque  ut  decidit  Bar- 

tol "  wQuod  ego  intelligo",  vervolgt  hö ,  ,et  limito  esse 

verum  ad  limites  et  substantiam  facti  tempore  instrument! 
gesti  et  in  ejus  tenore  contenti  et  afflrmati.  Secus  quoad 
facta  vel  circumstantias ,  quae  tune  non  fiunt  nee  disponun- 
tur  sed  tantum  recitantur :  ut  si  instrumentum  contineat  talem 
procuratorem  patroni  investivisse  clientem  de  tali  feudo  anti- 
quo.  Si  tale  instrumentum  sit  publicum ,  probat  quoad  omnes 
ipsum  factum  investiturae  et  quod  investitor  dicebat  se  pro- 
curatorem et  quod  uterque  dicebat  feudum  esse  antiquum.  Sed 
non  probat  qualitatem  procuratoris  et  antiquitatem  feudi". 

Hier  dus  geen  weifeling  tusschen  aliqua  of  qualisqualis 
probatio  of  praesumptio,  voor  zoover  het  de  bewyskracht 
tegen  derden  geldt,  maar  eene  duidelpe  onderscheiding 
tusschen  wilsverklaring  en  getuigenis.  De  akte  bewijst ,  ook 
tegen  derden,  wel  dat  het  getuigenis  is  afgelegd,  wel  dat 
de  investitor  zeide  procurator  te  zgn,  maar  niet,  dat  het 
getuigde  waar  is,  niet  dat  hij  procurator  era« ;  de  overeen- 
komst daarentegen,  die  in  gewone  en  normale  omstandig- 
heden wordt  gevormd  door  de  aflegging  der  wilsverklaringen 
van  part\jen,  die  de  akte  inhoudt,  het  feit ,  dat  de  investifura 
inderdaad  heeft  plaats  gehad  en  niet  alleen  het  feit ,  dat  de 
wilsverklaringen  z^jn  afgelegd ,  is  bewezen  tegenover  iedereen. 

Hetzelfde  leert  Pot  hier,  waar  hö  handelt  over  schrif- 
telflk  bewgs '). 


^)  Traiti  des  OUigatiwM,  dl.  2,  ntis.  701  vlg. 
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De  authentieke  akte  levert  volledig  bewjjs  op  tusschen 
partyen  «de  tout  Ie  dispositif  de  Tacte  et  de  ce  qui  serait 
exprimé  en  termes  énoncialifs ,  lorsque  les  énonciations  ont 
un  trait  è  Ia  disposition",  ,A  Tégard  des  énonciations,  qui 
se  trouvent  dans  1'acte,  lesquelles  sont  absolument  étran- 
gères  au  dispositif  de  Tacte,  elles  peuvent  bien  faire  quelque 
demi  preuve,  mais  elles  ne  font  point  une  preuveentière, 
même  contre  les  personnes  qui  ont  été  parties  de  Pacte." 

Ik  haal  deze  met  de  bewöskracht  tegenover  derden  anders 
niet  te  maken  hebbende  zinsneden  aan,  om  aanstonds  te 
doen  zien ,  hoe  ook  hier  door  P  o  t  h  i  e  r  weer  bij  bewijzen 
niet  in  de  eerste  plaats  wordt  gedacht  aan  de  bewgskracht 
van  het  getuigenis  van  den  openbaren  ambtenaar  —  want  dit 
bew\jst  de  aflegging  van  cUle  énonciations  even  vol  of  even 
weinig  —  maar  aan  de  bewijskracht  der  voor  den  ambte- 
naar afgelegde  verklaringen  der  partgen. 

Tegen  derden  «lacte  prouve  rem  ipsam,  c'esl-a-dire , 
que  la  convention  qu'il  renferme  est  intervenue"  (men  be- 
denke hierby,  dat  Pot  hier,  evenals  de  Code  na  hem, 
het  schriftelijk  bew^s  behandelt  alleen  als  onderdeel  van 
de  leer  der  overeenkomsten),  „mais  il  ne  prouve  contre 
les  tiers  rien  de  tout  ce  qui  y  est  énoncé.  Par  exemple 
1'acte,  qui  renferme  Ie  contrat  de  vente  d'un  hérilage,  prouve 
même  contre  un  tiers,  qu'il  y  a  eu  ^/f^c^if^^mm^  une  vente 
de  eet  héritage  contractée  dans  Ie  temps  porté  par  Tacte". 

De  onderhandsche 9  mits  ais  echt  erkende,  akte  bewgst, 
evenals  de  authentieke,  tegen  derden  rem  ipsam,  „que  la 
chose  contenue  dans  1'acte  s'est  effectivemmt  passée'' ;  maar 
alleen  niet  de  juistheid  harer  dagteekening ,  die  b|j  de  authen- 
tieke vaststaat  door  het  getuigenis  van  den  ambtenaar. 

Ook  hier  dus  weer,  voor  zooveel  het  de  bewijskracht 
tegenover  derden  betreft,  eene  duidelfike  onderscheiding 
van  wilsverklaringen  en  getuigenissen.  Het  bewgs,  dat  de 
eerste  afgelegd  zQn ,  bew|jst  ook  tegen  derden ,  wat  in  den 
regel  het  rechtsgevolg  is  van  die  aflegging,  het  tot  stand 
komen  der  overeenkomst ;  het  getuigenis ,  met  uitzondering 
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van   dat  van  den  openbaren  ambtenaar,  daarentegen,  en 
hieronder    valt   ook  de  verklaring  van  de  onderteekenaren 
der  onderhandsche  akte ,  dat  de  verklaringen  z\jn  op  schrift 
gebracht    of  afgelegd  op  zekeren  genoemden  dag,  bewgst' 
tegen  derden  niets. 

Pothier  echter  gevoelde  wel,  evenals  Dumoulin  en 
de  oudere  schrijvers ,  dat  zulke  getuigenissen  niet  altijd  alle 
logische  overtuigingskracht  en  daarom  bewijskracht  ook 
tegen  derden  missen,  vooral  niet  dan,  wanneer  hetgetui* 
genis  is  geschreven  en  afgelegd  op  een  oogenblik,  waarop 
nog  niet  te  voorzien  was,  dat  het  ooit  in  het  later  tegen 
den  derde  gevoerd  geding  gebruikt  zou  worden  en  dus, 
al  is  de  mogelijkheid,  dat  toen  om  andere  reden  eene on- 
waarheid getuigd  was ,  daarom  niet  buitengesloten,  de  be- 
teekenis  van  het  getuigenis  voor  dit  geding  voor  zoodanige 
vrees  toch  geen  grond  geeft.  Op  deze  overweging  blikbaar 
steunt  de  door  vele  oudere  schrijvers,  gel^k  reeds  is  gezegd, 
en  ook  door  Dumoulin  verdedigde  leer,  dat  ^in  antiquis 
verba  enunciativa  plene  probant  etiam  contra  alios  et  in 
praejudicium  tertii  etiam  si  essent  incidenter  et  propter 
aliud  prolata" ').  En  dit  is  ook  wel  de  reden,  waarom 
Pothier'),  na  te  hebben  betoogd ,  dat  de  vermelding  in 
een  koopcontract ,  dat  het  verkocht  wordende  huis  het  recht 
van  uitzicht  heeft  op  een  naburig  erf,  als  énonciation  tegen 
den  eigenaar  van  dit  erf  niet  bewijst ,  laat  volgen,  dat  het 
anders  is,  wanneer  die  vermelding  heeft  plaats  gehad  in 
oude  akten  en  het  recht  van  uitzicht  sinds  geruimen  tgd 
feitelqk  is  uitgeoefend,  .car  in  antiquis  enunciativa  probant 
même  contre  les  tiers ,  lorsque  ces  énoncialions  sont  soute- 
nues de  la  longue  possession".  Het  is  duidelgk,  dat  Pothier 
de  bewijskracht  van  enunciativa  in  antiquis  niet  bedoelde 
te  beperken  tot  het  bewgs  van  voor  bezit  vatbare  zakelqke 
rechten ,  maar  dat  men  in  deze  sch\jnbare  voorwaarde,  dat 


^)  Zie  Dumoalin's  vorenaangehaalde  werk,  t.  a.p.,  §8n^  77. 
*)  T.  a.  p. ,  nos.  70*  en  705. 
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de  vermelding  in  de  oude  akte  moet  worden  gesteund  door 
een  later  bezit,  niet  anders  moet  zoeken,  dan  het  bewijs, 
dat  Pothier  niet  meer,  geiyk  Dumoulin  en  de  oudere 
schrgvers,  aan  de  enunciativa  in  an^i^uis  volle  bewgskracht 
tegen  derden  wilde  toekennen ,  maar  daarvoor  nog  iets  meer 
—  in  het  door  hem  gedachte  geval  bgv.  nog  eene  longue 
possession  —  noodig  achtte. 

Men  ziet,  dat  het  oordeel  van  Dumoulin  en  Pothier 
over  de  materieele  bewgskracht  van  schriftelgke  verklaringen 
tegenover  derden  wel  eenige  gelgkenis  toont  met  wat  hier- 
voren  over  de  logische  overtuigingskracht  daarvan  is  gezegd, 
mits  men  slechts  in  het  oog  houde,  welke  afwijkingen  in 
hunne  leer  wegens  de  toen  heerschende  begrippen  van 
onvrgheid  des  rechters  noodzakelgk  moesten  voorkomen. 

In  Pothier's  ook  tegenover  derden  bewezen  ,res ipsa" 
in  tegenstelling  van  hetgeen  in  de  akte  is  „énoncé"  vindt 
men  terug  het  verschil  in  overtuigende  en  bewgzende  kracht, 
dat  als  regel  mag  worden  aangenomen  uit  te  gaan  van  het 
feit  der  aflegjg:ing  van  wilsverklaringen  en  van  getuigenissen ; 
in  zijne  handhaving  van  den  regel,  dat  ,in  antiquis enun- 
ciativa probant",  het  bewgs,  dat  hg  getuigenissen  echter 
niet  absoluut  waardeloos  achtte. 

In  overeenstemming  echter  met  de  toen  heerschende  legale 
bewgstheorie ,  van  welker  beginsel  toen  niemand  nog  de 
juistheid  in  twijfel  trok,  bedoelde  hij  met  het  bewgs  der 
.res  ipsa'S  der  overeenkomst,  als  normaal  product  der 
wilsverklaringen,  een  voor  den  rechter  dwingend  bewgs. 
De  grondgedachte  dierzelfde  theorie  deed  hem  ook  voor  de 
bewgskracht  van  getuigenissen  zoeken  naar  vaste  regelen. 
En  al  zgn  nu  ook  wel  omstandigheden  denkbaar,  dieniet- 
oude  getuigenissen  betrouwbaar  genoeg  maken ,  die  omstan- 
digheden kunnen  zoo  verschillend  zgn,  dat  zij  zich  niet 
onder  vaste  regelen  laten  brengen ;  alleen  de  omstandigheid, 
dat  een  getuigenis  was  afgelegd  op  een  tgdstip,  waarop 
het  proces  tegen  den  derde  vermoedelgk  nog  niet  te  voor- 
zien was  en  waarop  dus  geene  achterna  bekende  aanleiding 
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bestond  om  het  valschelgk  op  Ie  maken  om  dien  derde  te 
dupeeren ,  alleen  die  omstandigheid ,  dat  het  getuigenis  oud 
is,  zal  hem  een  doorgaans  voldoend  ernstige  zgn  voorge- 
komen om  daarop  een  regel  ie  bouwen. 

Do  mat,  die  aan  het  onderwerp  niet  veel  woorden 
wgdt,  schgnt  eene  geheel  andere  meening  te  zgn  toege- 
daan geweest  dan  Pothier  en  zich  weer  te  hebben  laten 
misleiden  door  dien  regel  ree  inter  alios  acia  alüs  non  no^ 
cere  polest,  die  op  allerlei  w|jze  steeds  gepoogd  heefl  zich 
in  dit  onderwerp  in  te  dringen,  maar  met  het bewgsrecht 
niets  te  maken  heeft  en  in  het  materieel  recht  thuis  be- 
hoort. .L'autborité",  zegt  hg,  ^des  preuves,  qui  se  tirent 
des  actes  écrits,  a  son  eflet  contre  les  personnes ,  dont  ils 
contiennent  Ie  consentement  et  contre  leurs  successeurs  et 
ceux,  qui  ont  leurs  droits  ou  qui  les  représentent,  et  ces 
actes  servent  de  régies  et  de  preuves  contre  ces  personnes. 
Mais  ils  ne  peuvent  faire  de  préjudiceaux  personnes  tierces, 
de  qui  Tintérét  y  serait  blessé.  Et  s'il  était  dit  par  exemple 
dans  un  testament,  qu'un  héritage  légué  par  Ie  testateur 
lui  appartenait ,  cette  énonciation  ne  ferait  aucun  préjudice 
k  celui ,  qui  se  prétendrait  maitre  de  ce  fond"  ').  Dit  laatste 
zou  ook  Pothier  wel  niet  ontkend  hebben,  maar  de  be- 
woordingen, waarin  Do  mat  z|jn  regel  vooropstelt,  maken 
het  duidelijk ,  dat  hg  aan  geenerlei  schriftelgke  verklaringen 
bewgskracht  tegen  derden  toekent,  omdat  het  schrgven  of 
afgeven  daarvan  iets  is,  dat  buiten  hen  om  is  gegaan. 

Het  verschil  tusschen  Pothier  enDomat  vindt  men 
terug  in  de  voorontwerpen  van  den  Code  civil. 

Het  zoogenaamde  derde  ontwerp-C ambacérès  bepaalde 
in  art.  815: 

Un  ode  authentique  fait  foi  de  ce  qu'il  contient  entre 

les  parties^  qui  Vont  signé^  rekUivement  &  la  chose^  qui 

en  est  Vobjet. 

Il  ne  pmt  nuire  &  un  Hers  *). 

1)  Domat,  Lea  loix  eiviles,  dl.  1  bl.  246, 

^  Fenet,  Travaux  préparatoires  du  C,c.^  dl.  1  bL  289. 
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Het  projet  de  Van  VIII  ^  het  eigenigke  ontwerp  van  den 
C.  c. ,  samengesteld  door  eene  door  Napoleon  als  eersten 
consul  benoemde  commissie ,  hield  na  de  bepalingen  van  L.  III 
lit.  II  art.  210  (bevattende  ongeveer  hetzelfde  als  artt.  1319 
en  1320  van  den  Code)  in  art.  311  den  volgenden  regel  in : 
Uacte  autheniique  ne  fait  preuve  contre  les  tiers  que 

du  fait  de  la  convention  qu'il  renferme '). 

Na  de  behandeling  van  dit  ontwerp  in  de  met  het 
redigeeren  van  wetsvoorstellen  belaste  afdeeling  van  den 
Oonseil  d^Etat,  welker  beraadslagingen  niet  gepubliceerd 
zgn,  was  deze  regel  verdwenen. 

Wat  den  Code  zelf  betreft,  eene  vergelgking  van  de 
belrekkelgke  bepalingen  van  dezen  met  de  bovenaangehaalde 
plaatsen  uit  het  werk  van  Pothier,  doet  zien,  dat  de 
samenstellers  van  dat  wetboek  ter  bepaling  der  bewgskracht 
van  akten  geheel  hebben  gevolgd  de  leer  van  dezen  schrgver, 
met  dit  verschil  alleen ,  dat  de  Code  niets  zegt  omtrent  de 
bewöskracht  van  akten  tegenover  derden ,  maar  alleen  regelt 
die  tusschen  partgen.  Waarom  zy  het  eene  wel ,  het  andere 
niet  hebben  overgenomen ,  blijkt  uit  de  beraadslagingen  niet. 

Over  de  bewgskracht  tegen  derden  is  alleen  gesproken 
door  den  tribun  Jaubert  in  de  vergadering  van  het  Tri- 
bunaat, maar  op  eene  wgze,  die  weinig  licht  ontsteekt. 

Bg  de  authentieke  akte  moet  men,  meent  hg,  onder- 
scheiden ,1e  matériel  et  Ie  moral  de  l'acte.  Quant  au  ma- 
tériel,  c'est-a-dire  la  date  et  les  faits  physiques  attestés 
par  Tofficier  public,  les  tiers  nepeuventcontester  la  preuve, 
qui  résulte  de  Tauthenticité  de  Tacte" '). 

En  de  moraal^  wat  is  dat  en  hoe  is  het  daarmede? 

Ligt  het  antwoord  in  hetgeen  hg  zegt  ^)  over  de  onder- 
handsche  akte,  waar  ^deux  choses  sont  a  considérer,  la 
convention  en  elle-même  et  la  date  deTacte''?  .Nousavons 
déjk   vu",   zegt   hg,    .que    les   conventions    n'ont   d'effet 

i)  Fenet,  t.a.p.,  dl.  ^  bi.  191. 
s)  Fe  net,  t.a.p.,  dl.  13  bi.  381. 
s)  Fenet,  t.a.p.,  dl.  13  bi.  386. 
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qu'entre  les  parties  contractantes  et  qu'elles  ne  peuvent  ni 
naire  ni  profiter  auz  tiers.  Gette  règle  est  commune  a  toutcs 
les  conventions ,  quelque  soit  Tacte ,  qui  les  contienne.  Sous 
ce  rapport  il  n'y  a  aucune  différence  entre  les  actes  authen- 
iiques  et  les  actes  sous  signature  privée". 

Bedoelt  hg  dus  met  die  onderscheiding  tusschen  ma^^t^Z 
en  moral  te  zeggen,  dat  de  authentieke  akte  wel  de  door 
den  ambtenaar  geconstateerde  feiten,  maar  niet  het  be- 
staan der  overeenkomst,  die  zg  schynbaar  documenteert, 
tegen  derden  bewgst?  En  dat  de  onderhandsche  akte  dit 
laatste  daarom  ook  niet  doet? 

Maar  dan  volgt  een  voorbeeld  ter  verduidelgking  van  wat 
de  tribun  heeft  mede  te  deelen  aangaande  ,Ia  date  de  1'acte 
sous  signature  privée/' 

Jean  is  schuldeischer  van  Pierre  en  legt  beslag  onder 
handen  van  een  schuldenaar  van  dezen;  Jacques,  die  ook 
schuldeischer  is  van  Pierre  en  een  titre  de  créancc  daarvan 
bezit,    doet  oppositie  om  mee  te  deelen  in  de  opbrengst. 

Is  die  titel  van  Jacques  een  authentieke ,  dan  kan  de  dag- 
teekening  niet  betwist  worden;  .dans  ce  cas  Jacques  con- 
courra  avec  Jean".  Bewijst  die  akte  dan  weer  wei,  behalve 
bet  materiele  ook  de  overeenkomst  en  het  vorderingsrecht 
van  Jacques? 

Was  die  titel  echter  een  onderhandsche ,  , Jean  ne  pour- 
rait-il  pas  lui  dire,  qu'il  n'est  pas  prouvé,  que  eet  acte  ait 
cxisté  avant  la  saisie-arrêt  et  que  conséquemment ,  quant 
k  lui,  Jean,  il  n'y  a  pas  preuve  de  Tobligation?"  Zeker,  maar 
als  nu  die  titel  van  Jacques,  evenmin  als  een  authentieke, 
het  bestaan  van  de  overeenkomst  of  verbintenis  tegen  der- 
den bew\jst,  waarom  zich  dan  daarop  niet  beroepen,  als 
hij  het  recht  van  Jacques  betwisten  wilde?  Of  bewyst  die 
onderhandsche  titel  ook  tegenover  hem  weer  wel  het  be- 
staan der  overeenkomst  of  verbintenis ,  maar  alleen  niet  de 
juislhe'd  harcr  dagteekening? 

Het  is  mij  niet  mogen  gelukken,  de  bedoeling  van  den 
tribun  te  begqjpen. 

ReobtBg^  Mag.  1900.  6 
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Ook  bg  de  beraadslagingen  over  ons  B.  W. ,  dat  evenals 
de  Code  geene  opzettelijke  regeling  der  bewijskracht  van 
schrifleiyke  bescheiden  tegen  derden  bevat,  is  van  eene 
bepaalde  meening  van  onzen  wetgever  omtrent  dit  onder- 
werp niets  gebleken.  De  beer  Nicolaï,  de  eenige  spreker, 
die  het  met  enkele  woorden  aanroerde,  schijnt  vrijwel  de 
leer  van  Pothier  te  zijn  toegedaan  geweest.  Tegen  der- 
den, zegt  h\j '),  ^l'acte  ne  prouve  rien  d'autre  sinon  que  la 
convention  est  intervenue  entre  les  parties,  il  prouve  rem 
ipsam  et  rien  de  plus". 

Welke  conclusie  te  trekken  uit  al  deze  historische  gegevens  ? 

Men  is  onwillekeurig  geneigd  bfl  het  zoeken  van  een  ant- 
woord op  vragen ,  waarop  de  artikelen  van  den  Code  over 
de  contractenleer  geen  duidely k  antwoord  geven,  P  o  t  h  i  e  r '  s 
Traite  des  Obligations  ter  hand  te  nemen  en  te  veronder- 
stellen ,  dat  de  mecning  van  dezen  omtrent  die  vragen  ook 
wel  die  zal  geweest  zqn  van  de  samenstellers  van  den  Code, 
omdat  het  algemeen  bekend  is,  dat  dezen  het  werk  van 
Pothier  by  de  vaststelling  van  het  verbintenissenrecht 
tot  leidraad  en  voorbeeld  heeft  gediend. 

Toch  bestaat  er,  meen  ik,  in  dit  geval  geen  voldoende 
grond ,  om  aan  te  nemen ,  dat  de  Fransche  wetgever  de  rege- 
ling der  bewyskracht  van  akten  tegen  derden  van  Pothier 
heeft  willen  overnemen  en  dat  dus  de  Code  aan  de  authen- 
tieke en  onderhandsche  akte  tegenover  derden  dwingende 
bewyskracht  toekent  voor  zooveel  de  daarin  beschreven 
overeenkomst,  rem  ipsam,  betreft,  maar  verder  aan  schrif- 
telijke verklaringen,  behalve  dan  aan  het  getuigenis  van 
den  ambtenaar  in  de  authentieke  akte,  alle  bewysbeteeke- 
nis  ontzegt. 

De  woorden  van  den  Code  zeggen  het  niet  en  er  is  ook 
geen  reden  om  aan  te  nemen,  dat  dit  niettemin  de  be- 
doeling is  geweest  van  zijne  samenstellers.  Het  verschil  tus- 
schen   Domat  en   Pothier,   dat  tusschen  de  beide  ge- 


')  Voorduin,  dl.  B  bl.  475. 
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noemde  ontwerpen  van  een  C.  c.  mag  hun  bekend  geacht 
worden;  zg  wisten  dus,  dat  er  verschil  van  meening  be- 
stond over  die  bewijskracht  tegen  derden.  Waarom  zouden 
zij,  indien  z\j  Pothier's  leer  gewild  hadden,  hem  excer- 
peerende,  nu  juist  z\jne  regelen  omtrent  die  bewöskracht 
hebben  weggelaten,  waarom  toen  juist  eene  alinea  uit  het 
oorspronkelijk  ontwerp,  dat  die  bewijskracht  regelde  in 
overeenstemming  met  Pothier's  leer,  geschrapt  hebben? 

Eer  zou  men  er  toe  komen  hieruit  af  te  leiden,  dat  zg 
van  de  leer  van  F  o  t  h  i  e  r  hebben  willen  afwöken  en  aan 
geschriften  tegenover  derden  geenerlei  bewijskracht  hebben 
willen  toekennen. 

Maar  ook  deze  uitlegging,  evenmin  als  de  voorgaande 
geboden  door  de  woorden  der  wet,  kan  ik  zonder  nader 
bewijs  niet  beschouwen  als  weergevende  de  vermoedelijke 
bedoeling  van  de  samenstellers  van  den  Code,  die,  wanneer 
ztj  aan  geschriften  alle  bewijskracht  tegenover  derden  had- 
den willen  ontzeggen ,  er  wel  op  gelet  zouden  hebben,  dat 
als  zg  zwegen  de  stand  der  wetenschap  hun  geen  waar- 
borg opleverde ,  dat  de  uitlegger  der  wet  ook  zoo  zou  oor- 
deelen  als  zij ,  en  daarin  vermoedelgk  wel  aanleiding  zouden 
gevonden  hebben  om  in  den  Code  zelf,  op  de  wgze  van 
art.  815  in  het  derde  ontwerp-Cambacérès,  of  btj  de 
beraadslaging  duidelgk  en  uitdnikkelgk  van  hunnen  wil  op 
dit  punt  verklaring  af  te  leggen. 

Het  wil  mij  voorkomen,  dat  de  meest  rationeele  uitleg- 
ging deze  is,  dat  de  Code  —  voor  zoover  h\j  niet  in  bgzon- 
dere  bepalingen  speciale  regelen  bevat  omtrent  de  bewijs- 
kracht van  sommige  schriftelijke  verklaringen  —  den  rechter 
vry  laat  in  de  beoordeeling  der  bewijskracht  daarvan  tegenover 
derden. 

Zij  schijnt  mg  de  meest  logische  bg  mijne  in  het  eerste 
deel  van  dit  opstel  geuite  denkbeelden  over  de  natuurlgke 
overtuigingskracht  van  schriftelijke  verklaringen  —  aan  som- 
mige van  welke  men  in  de  praktijk  trots  alle  theorie  toch 
nooit  alle  bewijskracht  z^l  kunnen  ontzeggen  —  in  verband 
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met  hel  gemis  van  positieve  voorschriften  omtrent  die  be- 
wflskracht  in  het  algemeen. 

En  mag  zij  geacht  worden  te  zijn  in  overeenstemming 
met  de  bedoeling  van  de  samenstellers  van  den  Code? 

Ik  weet  het  niet.  De  geschiedenis  ontsteekt  geen  helder 
licht ,  ook  niet  in  deze  richting ;  maar  wat  zy  ons  laat  zien, 
geeft  ook  niet,  gelijk  b\j  de  twee  voorgaande  uitleggingen, 
reden  om  het  tegendeel  te  gelooven.  De  volslagen  afwezig- 
heid eener  communis  opinio  onder  de  rechtsgeleerden  uit 
den  tijd  van  Mascardus  en  de  onbestemde  denkbeelden 
dier  oude  juristen,  het  verschil  tusschen  Dom  at  en 
P  o  t  h  i  e  r ,  de  beide  geleerden ,  wier  meeningen  op  de  wor- 
ding van  den  C.  c.  zoo  grooten  invloed  hebben  geoefend,  het 
gemis  van  overeenstemming  zelfs  tusschen  P  o  l  h  i  e  r  en 
Dumoulin  over  de  mate  van  be waskracht  van  oude  ge- 
tuigenissen ,.  de  verschillende  regeling  op  het  laatste  oogen- 
blik  nog  in  het  derde  ontwerp-Gambacérèsen  het  Projet 
de  Tan  VIII  —  ik  zal  niet  beweren,  dat  daarin  bepaalde 
steun  is  te  vinden  voor  de  door  mij  aanbevolen  uitlegging, 
maar  wat  in  dit  alles  maakt  de  onderstelling  onwaarschgn- 
lijk,  dat  de  Fransche  wetgever,  in  zijne  codificatie  vast- 
leggende datgene ,  waaromtrent  in  zQn  tfld  overeenstemming 
heerschte ,  de  leer  der  bewijskracht  tusschen  partijen,  hunne 
erfgenamen  en  rechtverkrögenden ,  het  vraagstuk  der  be- 
wijskracht van  geschriften  tegenover  derden  voor  wettelgke 
regeling  nog  niet  rgp  heeft  geoordeeld  en  de  uitwerking  daar- 
van vooralsnog  heeft  willen  overlaten  aan  de  wetenschap ')? 

^)  Dat,  gelijk  de  geschiedenis  vrij  overtaigend  leert,  ten  tijde  van 
de  samenstelling  van  den  Code  niemand  bewijskracht  toekende  aan 
niet^oude  getuigenissen  en  dat  dus  ook  de  samenstellers  van  den  Code 
wel  niet  zullen  hebben  gewild ,  dat  daaraan  in  het  vervolg  door  den 
rechter  bewijskracht  zou  worden  toegekend,  beperkt  dezen  in  zyne 
vrijheid  natuurlek  niet ,  wanneer  het  gemis  eener  systematische  regeling 
der  bewijskracht  van  schriftelijke  verklaringen  in  het  algemeen  mag 
worden  uitgelegd  in  dien  zin,  dat  de  samenstellers  van  den  Code 
—  ztj  het  dan  ook  alleen  uit  hoofde  van  het  in  hun  tyd  bestaand  ver- 
schil van  meening  over  de  beteekenis  van  andere  verklaringen  —  den 
rechter   hebben  willen  vryiaten  in  de  beoordeeling  dier  bewyskracht. 
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Redenen  waarom  men  bg  de  interpretatie  van  ons  B.  W. 
tot  eene  andere  slotsom  zou  moeten  komen,  schgnen  my 
niet  te  bestaan,  zoodat  ik  meen,  dat  ook  ten  onzent  de 
rechter  vrij  is  in  de  beoordeeling  der  bewüskracht  van  schrif- 
telijke verklaringen  tegenover  derden  —  voor  zoover  ook 
hier  weer  de  wet  niet  in  speciale  bepalingen  de  bewijskracht 
van  sommige  dier  verklaringen  zelf  regelt  door  aan  de 
aflegging  daarvan  dwingende  bewijskracht  toe  te  kennen  of 
bewijskracht  te  ontzeggen. 

Zoodanige  bepalingen  bestaan  er  verschillende  en  eischen 
hier  kortelijk  eenige  vermelding. 

Voorop  en  afzonderlek  moet  dan  gewezen  worden  op  een 
specialen  regel,  die,  hoewel  in  theorie  sFecbts  betreffende 
een  onderdeel  van  eene  der  genoemde  categorieën  van  ver- 
klaringen, voor  de  praktijk  van  zoo  groot  belang  is,  dat 
ztj  eigenlijk  aan  het  hoofd  van  iedere  verhandeling  over 
schriftelijk  bewys  moet  staan  en  in  de  voorafgaande  blad- 
zijden dan  ook  reeds  meermalen  gememoreerd  en  als  be- 
kend is  ondersteld  moeten  worden.  Het  is  de  regel,  dat 
schrifleiyke  getuigenissen ,  door  openbare  ambtenaren  binnen 
den  kring  hunner  bevoegdheid  in  den  voorgeschreven  vorm 
afgelegd,  door  den  rechter  als  waar  moeten  aangeno- 
men worden,  totdat  de  belanghebbende  partij  in  het 
proces  de  onwaarheid  daarvan,  de  valschheid  of  verval- 
sching  van  het  stuk  waarin  zy  zijn  vervat,  uitdrukkelgk 
beweert  en  hem  daarvan  positief  overtuigt  door  de  bij  de 
wet  voorgeschreven  bewgsmiddelen  (art.  176,  al.  3,  en  vigg. 
Rv.).  Het  is  de  regel ,  die  tot  op  het  bewys  der  valschheid 
of  vervalsching  dwingende  bewüskracht  toekent  aan  de 
authentieke  dkte^  voor  zooveel  betreft  het  relaas  der  door 
den  ambtenaar  waargenomen  feiten.  Zy  vindt  haren  grond 
in  de  behoefte  aan  zekerheid  in  het  privaatrechtelijk  ver- 
keer ,  hare  rechtvaardiging  in  het  publiek  karakter  van  den 
getuigenden  ambtenaar  en  de  waarborgen,  die  het  staatsgezag 
bevat  tegen  plichtverzuim  van  dezen.  Zg  wordt  overal  aange- 
nomen ,  ook  daar,  waar  de  rechter  overigens  volkomen  wordt 
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vrijgelaten  in  de  beoordeeling  der  bewijskracht  van  geschrif* 
ten  en  geldt,  al  staat  zij  zonderling  genoeg  nergens  uit- 
drukkelijk neergeschreven,  zeker  ook  volgens  ons  recht. 
Mr.  van  Boneval  Faure  noemt  vele  argumenten  op 
ter  ondersteuning  dezer  meening  ');  wie  na  het  lezen  daar- 
van nog  niet  overtuigd  mocht  zijn,  moet  in  dit  geval  maar 
eens  gelooven  op  gezag  of  zich  troosten  met  het  Fransche 
spreekwoord:  si  tout  Ie  monde  a  tort,  tout  Ie 
monde   a   raison. 

Wanneer  dus  een  notaris ,  de  ambtenaar ,  aan  wien  men 
in  dit  verband  het  eerste  denkt,  bij  authentieke  akte  ver- 
klaart ,  dat  twee.  samen  voor  hem  verschenen  personen  in 
elkanders  tegenwoordigheid  hebben  verklaard,  de  een  dat 
hü  ten  geschenke  geeft  en  de  ander,  dat  hg  die  schenking 
aanneemt,  dan  moet  de  rechter  dat  getuigenis  van  den 
notaris  gelooven  en,  onverschillig  wie  partijen  zgn  in  het 
geding,  bewezen  verklaren ,  dat  beide  die  verklaringen  inder- 
daad zgn  afgelegd. 

Dergelijke  authentieke  akte  houdt  geen  ander  schriftelijk  ge- 
tuigenis in  dan  dat  van  den  notaris ,  zg  documenteert  geene 
schriftelvjke  wilsverklaringen,  maar  slechts  de  verklaring  van 
den  notaris,  dat  die  wilsverklaringen  tezgnen  overstaan  mon- 
deling door  partyen  jegens  elkander  zgn  afgelegd.  Niets 
anders  dus  dan  het  onderzoek  naar  de  bewqswaarde  van 
dat  getuigenis  van  den  notaris  behoort  tot  de  leer  van  het 
schrifteiyk  bewgs;  de  vraag,  welke  gevolgtrekkingen  weer 
uit  die  mondelinge  verklaringen  gemaakt  mogen  of  moeten 
worden,  ligt  daar  geheel  buiten.  De  artt.  1907  en  1908 
B.  W.,  en  duidelyker  nog  art.  1319  van  den  Code,  dat  de 
overeenkomst,  die  de  authentieke  akte  inhoudt,  bewezen 
verklai'ende ,  niet  alleen  natuurlgk  de  be waskracht  bepaalt 
van  bet  ambtelgk  getuigenis,  maar  ook  die  van  de  voor 
den  ambtenaar  afgelegde  verklaringen  der  partgen ,  en  ver- 
der alle   wetsbepalingen,  die  regelen  bevatten  omtrent  de 


^)  Het  Ned.  Burg,  Procesrecht,  dl.  IV,  1  bi.  113  vlg. 
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bewQskracht  van  authentieke  akten,  toonen  echter  duide- 
lijk, dat  de  wet  die  verklaringen  van  partyen ,  evenzeer  als 
die  in  onderhandsche  akten  vervat ,  beschouwt  als  schriftelijke 
verklaringen  '),  en  de  uitlegger  der  wet  dient  dus  dit  voor- 
beeld te  volgen*). 

Behalve  den  regel  betreffende  de  bewgskracht  van  het  amb- 
tenaarsgetuigenis  bevat  de  wet  nog  meer  bgzondere  bepalin- 
gen omtrent  de  bewijskracht  van  sommige  schriftelyke  verkla- 
ringen, hetzg  dan  echt  schriftelgke  of  mondeling  voor  den 
openbaren  ambtenaar  afgelegde ,  die  ik  in  de  nog  volgende 
bladzgden  eveneens  als  schriftelgke  verklaringen  beschouw. 

Aangaande  die  omtrent  wilsverklaringen  ken  ik  alleen 
deze,  dat  de  verklaringen  van  huwenden  in  de  huwelijks- 
akte, dat  zg  elkander  tot  echtgenoot  nemen,  waarheid  be- 
vatten tegenover  iedereen ,  gelyk  alle  verklaringen ,  die  voor 
den  ambtenaar  van  den  burgerleken  stand  afgelegd  door 
dezen  op  de  wettelgk  voorgeschreven  wgze  in  de  registers 
van  den  borgerlgken  stand  z|jn  geconstateerd. 

De  wet  bepaalt,  dat  sommige  overeenkomsten  of  gedeel- 
ten daarvan  vóór  hunne  publicatie  niet  tegen  derden  wer- 
ken (zie  bflv.  art.  207  B.  W.,  artt.  29,  31  K.);  maar  dat 
zgn  natuurlgk  geene  voorschriften  van  bewgsrecht,  maar 
van  materieel  recht.  Zg  vinden  haren  grond  niet  in  de 
waarschgnlgkheid ,   dat  de  wilsverklaringen ,  waardoor  die 

O  Deze  beschouwiofr  vindt  vermoedelijk  haren  grond  in  de  reeds 
gememoreerde  geschiedkundige  ontwikkeling  der  authentieke  akte,  die 
in  haren  oorsprong  niets  anders  is  geweest  dan  eene  onderhandsche, 
ter  bevestiging  harer  echtheid  door  anderen ,  geestelijke  of  burgerlijke 
overheden,  aanvankelijk  gezegelde  daarna  onderteekende  akte  en  eerst 
later  den  tegenwoordigen  vorm  van  een  ambteiyk  getuigenis  heeft  aan- 
genomen. 

*)  Deze  navolging  leidt  tot  eene  opmerking,  die  eerst  hier  gemaakt 
kan  worden.  Op  eene  vroegere  bladzijde  heb  ik  gezegd,  dat  de  wet 
geene  bepalingen  bevat,  die  den  rechter  verplichten  aan  te  nemen, 
dat  eene  schriftelijke  verklaring  is  afgelegd*  Wanneer  men  echter  de 
partöverklaringen  der  notarieele  akte  als  schriftelijke  verklaringen  be- 
schouwt, is  de  rechter  natuurlijk  gehouden  ze  als  afgelegd  aan  te  nemen, 
wanneer  het  getuigenis  van  den  notaris  inhoudt ,  dat  zü  afgelegd  ziju. 
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overeenkomsten  gevormd  worden,  gesimuleerd  zgn  of  om 
andere  reden  niet  overeenstemmen  met  een  werkelgken  wil, 
of  in  de  mogelgkheid  daarvan ,  die  hier  niet  grooter  is  dan 
bg  andere,  schgnbaar  eene  overeenkomst  vormende  wils- 
verklaringen, die  indirect  de  belangen  van  derden  raken , 
maar  daarin,  dat  in  deze  gevallen  grooter  dan  in  andere 
is  de  kans,  dat  onbekendheid  met  de  niet-gepubliceerde 
wilsverklaringen  derden  de  dupe  doet  worden  van  werkelyk 
gesloten,  volstrekt  niet  gesimuleerde  en  volmaakt  geldige 
overeenkomsten.  Dit  is  natuurlijk  ook  de  reden,  waarom 
volgens  het  by  ongeluk  in  den  titel  over  schriftelgk  bewys 
verdwaalde  art.  1910  B.  W.  «nadere  (inderdaad  gesloten) 
overeenkomsten  aangegaan  bg  eene  afzonderlyke  akte  in 
stryd  met  de  oorspronkelgke"  (overeenkomst)  —  al  zal  in 
den  regel  juist  geen  geschrift  overtuigender  zgn  dan  de 
contre-leüre  —  aan  derden  niet  kunnen  worden  tegenge- 
worpen. 

Grooter  is  het  aantal  byzondere  regelen ,  betrekking  heb- 
bende op  de  bewijskracht  van  schriflelyke  getuigenissen  ten 
aanzien  van  derden. 

De  voornaamste  dezer  is  de  reeds  vermelde,  die  volle- 
dige bewijskracht  toekent  aan  het  getuigenis  van  den  amb- 
tenaar in  de  authentieke  akte. 

Krachtens  dezen  regel  bewyst  de  akte  van  den  burger- 
lyken  stand,  dat  voor  den  ambtenaar  door  de  voor  hem 
verschenen  getuigen  is  verklaard ,  wat  hij  in  zyne  registers 
heeft  gerelateerd. 

Maar  ook  de  verklaringen  dier  getuigen,  het  getuigenis 
van  deze  particulieren  ^  geldt  als  waar. 

Dwingende  bewyskracht  ten  aanzien  van  een  ieder,  en 
dus  ook  ten  aanzien  van  derden,  is  verder  toegekend  aan 
de  (verklaringen  die  den  inhoud  vormen  der)  aanteekenin- 
gen,  genoemd  in  art.  1920  B.  W. ,  aan  de  verklaringen  van 
den  van  woonplaats  veranderende ,  bedoeld  in  art.  76  B.  W. , 
aan  sommige  verklaringen  door  kooplieden  en  makelaars 
afgelegd  in  hunne  boeken ,  door  schippers  in  hun  journaal 
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en  door  dezen  en  anderen  in  scheepsverklaringen ,  tenge- 
volge van  de  wet  van  18  Juni  1893  {Stbl  n^  146)  einde- 
l^'k  aan  de  verklaringen  van  hen ,  die  olographisciie ,  geheime 
of  besloten  testamenten  in  bewaring  geven,  dat  die  stuk- 
ken door  hen,  al  naar  gelang  het  behoort,  zgn geschreven 
of  onderteekend. 

In  al  deze  gevallen  staat,  gelgk  tegen  ieder  bewgs, 
tegenbewgs  vrQ,  maar  zoolang  de  bewqsmiddelen  daartoe 
door  partyen  niet  zgn  voorgebracht,  mag  de  rechter  met 
zijne  persoonlijke  overtuiging  omtrent  de  waarde  dezer  ge- 
tuigenissen niet  te  rade  gaan ,  doch  moet  hq  het  verklaarde 
en  getuigde  beschouwen  als  overeenkomstig  de  waarheid. 

Omgekeerd  behelst  de  wet  in  art.  1917  B.  W.  ook  een 
voorschrift,  waarbg  aan  een  getuigenis  tegenover  derden 
alle  bewgskracht  wordt  ontzegd. 

De  dagteekening  toch  eener  onderhandsche  akte  is  niets 
anders  dan  een  getuigenis ,  dat  de  akte  op  den  genoemden 
dag  is  vervaardigd ,  d.  w.  z.  dat  de  verklaring ,  die  zQ  in- 
houdt ,  op  dien  dag  is  in  geschrift  gebracht ,  een  getuigenis , 
waaruit  de  rechter  dan  in  verband  met  andere  bewezen 
omstandigheden ,  het  bezit  bgv.  der  akte  in  handen  van  een 
ander  dan  den  onderteekenaar ,  in  het  algemeen  en  dus 
ook  ten  aanzien  van  derden  de  gevolgtrekking  zou  kunnen 
maken,  dat  de  verklaring  ook  op  dien  dag  is  afgelegd. 

Dit  voorkomt  art.  1917  door  aan  dat  getuigenis  allebe- 
wgskracht  te  ontzeggen. 

Maar  het  treft  ook  alleen  dit  getuigenis;  het  schrapt  ten 
aanzien  van  derden  niet  alle  datums  die  in  eene  onder- 
handsche akte  voorkomen,  maar  alleen  de  dagteekening 
van  de  akte,  ^hare  dagteekening". 

Ik  acht  het  van  belang  hierop  nadrokkelyk  te  wijzen. 
Mar  ca  dé  meent,  dat  art.  1328  Cc.  (overeenkomende 
met  ons  art.  1917)  niet  toepasselijk  is  op  onderhandsche 
quitanties.  ,11  nous  parait  impossible",  zegt  h\j*),  .que  Ie 


O  Explieation  du  Code  civil^  dl.  5  bl.  58. 
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législateur  ait  eu  la  pensee  de  soumettre  a  la  nêcessilé  de 
renregistremenl  de  simples  quittances ,  des  regus  de  sommes 
d'argent,  pour  lesquels  il  est  et  a  toujours  été  d'un  usage 
universel  de  se  conlenter  de  la  signature  du  créancier ;  vou- 
loir  que  des  quittances  de  loyer,  des  re^us  d'arrérages  ou 
d'intérêts  n'acquissent  force  probante  que  par  Tenregistre- 
ment ,  c'eüt  été  jeter  la  perturbation  dans  les  habitudes  bien 
connues  de  tous  les  citoyens". 

Argumenten,  dunkt  m\j,  voor  wetswijziging,  niet  voor 
wetsuitlegging. 

De  reden  dezer  zoogenaamde  uitzondering  schijnt  mij 
eene  andere.  De  regel  van  art.  1328  ,ne  s'applique  pas" 
op  quitanties,  omdat  eene  quitantie,  behalve  het  getuige- 
nis, dat  zy  is  vervaardigd  op  zekeren  dag,  welk  getuigenis 
ten  aanzien  van  derden  stellig  door  art.  1328  wordt  ge- 
troffen, tevens  inhoudt,  uitdrukkeiyk  of  stilzwggend,  de 
bekentenis ,  het  getuigenis ,  dat  de  betaling  door  den  onder- 
teekenaar is  ontvangen  op  den  dag  der  dagteekeningofop 
een  vroegeren,  en  dit  getuigenis  laat  art.  1328  ongemoeid, 
de  bewijswaarde  daarvan  staat  dus  ter  vrge  beoordeeling 
van  den  rechter. 

Art.  1917  B.W.  maakt  processueel  waardeloos  alleen  die 
niet-geregistreerde  (enz.)  onderhandsche  akten ,  die  behalve 
de  dagteekening  geen  datum  bevatten  en  treft  daarom  vooral 
het  zuiver  dispositief  geschrift,  dat  behalve  die  dagteeke- 
ning niets  inhoudt  dan  eene  of  meer  wilsverklaringen ,  byv. 
eene  gedagteekende  akte  van  lastgeving  of  een  brief, 
waarin  iemand  een  ander  schrijft,  dat  hij  een  hem  voor- 
gestelden koop  aanneemt.  Met  behulp  van  dergelgke  stuk- 
ken kan  dan  ook  tegenover  derden  de  koop  en  de  lastge- 
ving bewezen  worden,  maar  niet  de  datum,  waaróp  deze 
hebben  plaats  gehad,  niet  dat  die  koop  en  die  lastgeving 
zgn  aangegaan  vóór  den  aanvang  van  het  proces,  waarop 
het  natuurlp  juist  aankomt  in  een  geding. 

Zoodra  echter  de  akte  buiten  ,hare  dagteekening^  nog 
een  ander  getuigenis  bevat,  waarin  een  datum  voorkomt, 
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is  het  den  rechter  niet  verboden  daaraan  geloof  te  hechten. 

Maar  het  behoeft  geen  betoog,  dat  de  reden,  die  den 
wetgever  heeft  geleid  tot  ontzegging  van  alle  bewijskracht 
aan  de  dagteekening  der  onderhandsche  akte  tegen  derden , 
het  gevaar  van  antidateering  om  den  derde  te  bcnadeelen , 
den  rechter  ook  moet  leiden  tot  groote  omzichtigheid  in 
de  waardeering  van  ieder  ander  getuigenis ,  dat  een  datum 
bevat.  ,Delvincourt,  Troplong  et  Bonnier  pen- 
sent"  ,  laat  Marcadé  op  z^jne  bovenaangehaalde  woorden 
volgen,  ,que  la  quittance  ne  peut  être  déclarée  valable 
malgré  Ie  défaut  de  date  certaine  qu'autant  que  Ie  debiteur 
Toppose  immédiatement  et  non  quand  il  tarde  a  la  taire 
valoir."  Terecht  voert  Marcadé  daartegen  aan,  dat  als 
men  art«  1328  niet  toepasselyk  acht  op  quitanties,  men 
den  rechter  ook  geheel  vr\j  moet  laten  in  zijn  oordeel  over 
de  geloofwaardigheid  van  den  in  de  quitantie  vermelden 
datum.  Maar  in  de  door  de  genoemde  schrgvers  als  rechts- 
regel gewilde  onderscheiding  zal  de  rechter ,  dunkt  mij,  soms 
een  goeden  leidraad  kunnen  vinden  om  bg  ontstentenis  van 
andere  gegevens  van  beteekenis  daarnaar  te  beslissen. 

Dit  zijn  de  eenige  speciale  bepalingen,  die  ik  mfl  her- 
inner; het  zullen,  zoo  er  nog  andere  zön,  zeker  wel  de 
voornaamste  wezen. 

Aan  deze  zal  de  rechter  zich  dus  hebben  te  houden ;  voor  het 
overige  bestaan  geene  ongeschreven  bew\jsregelen ,  die  hem 
verplichten  aan  de  aflegging  van  verklaringen ,  welker  afleg- 
ging op  zichzelf  niet  rechtsbetrekkingen  of  verbintenissen 
schept  of  vernietigt ,  maar  hem  eerst  b\j  gevolgtrekking  kan 
doen  besluiten  dat  eene  rechtsbetrekking  of  eene  verbintenis  is 
ontstaan  of  te  niet  gegaan ,  eene  meerdere  of  mindere  waarde 
toe  te  kennen,  dan  hunne  logische  overtuigingskracht  in  ieder 
speciaal  geval  naar  zgne   persoonlijke  overtuiging  verdient. 

Eene  korte  recapitulatie  van  wat  ik  in  het  tweede  ge- 
deelte van  dit  opstel  heb  trachten  aan  te  toonen  zal,  naar 
ik  vertrouw,  hier  niet  misplaatst  worden  geacht. 
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Men  stelle  zich  daartoe  voor  een  geding,  waarin  de  eischer, 
zich  beroepende  op  eene  tusschen  hem  en  den  gedaagde 
of  een  ander  bestaande  rechtsbetrekking  of  verbintenis,  ten 
bewijze  daarvan  in  het  geding  brengt  een  geschrift,  inhou- 
dende de  een  of  andere  verklaring  en  afkomstig  van  iemand, 
van  wien  de  gedaagde  noch  is  erfgenaam  noch  rechlver- 
krQgende. 

De  eerste  vraag,  die  de  rechter  zich  zal  hebben  te  stel- 
len —  ik  onderstel  natuurlgk  tegenspraak  op  alle  punten 
—  is  deze,  of  die  verklaring  werkelgk  afkomstig  is  van 
(in  den  regel  geschreven  of  althans  onderteekend  door)  hem 
van  wien  de  eischer  beweert,  dat  zij  afkomstig  is. 

Het  bewijs  hiervan  regelt  de  wet  bijna  geheel  zelf  in 
artt.  176  vlg.  van  het  Wetboek  van  Burgerlgke  Rechts- 
vordering. 

Staat  de  verklaring  in  eene  authentieke  akte,  waarin , 
gelyk  vroeger  is  gezegd,  moet  worden  onderscheiden  de 
verklaring  van  den  ambtenaar  en  de  daarin  gerelateerde 
verklaringen  van  partQen,  hjj  zal  tot  op  het  bewjjs  der 
valschheid  van  deze  akte  moeten  aannemen :  zoo  de  eischer 
zich  beroept  op  de  ambtenaarsverklaring ,  dat  de  ambtenaar 
die  heeft  opgemaakt,  zoo  hg  zich  beroept  op  de  part\jver- 
klaring,  dat  die  verklaringen  afkomstig  z\jn  van  hen,  die 
de  ambtenaar  als  verklaarders  relateert. 

Is  het  overgelegde,  de  verklaring  inhoudende,  stukeene 
onderhandsche  akte,  de  artikelen  176  al.  2,  177,  179  vlg. 
Rv.  schrijven  hem  voor ,  hoe  h|j  de  herkomst  daarvan  heeft 
te  onderzoeken. 

B\j  niet-geschreven  en  niet-onderteekende  stukken  bestaan 
geene  büzondere  voorschriften  en  moet  het  hier  bedoelde 
bewijs  op  de  gewone  wgze  geleverd  worden. 

Staat  vast,  dat  de  verklaring  tot  auteur  heeft  hem,  dien 
de  eischer  als  zoodanig  aanwijst ,  dan  heeft  de  rechter  zich 
in  de  tweede  plaats  af  te  vragen,  of  is  gebleken,  dat  die 
verklaring  door  dezen  is  afgelegd  —  (behalve  natuurlgkin 
die  gevallen,   waarin  volgens  sommige  theorieën  omtrent 
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order-  en  toonderpapier  het  op  schrift  stellen  eener  ver- 
klaring of  het  uit  het  bezit  van  den  schrflver  geraken  daar- 
van reeds  eene  verbintenis  doet  ontstaan). 

Is  de  verklaring  eene  partgverklaring,  geconstateerd  b\j 
authentieke  akte,  bewezen  zal  zgn,  dat  z\j  is  afgelegd  ter 
plaatse,  in  bgzgn  van  en  ten  overstaan  van  dengene,  als 
de  authentieke  akte  relateert. 

Is  zö  eene  ambtenaarsverklaring  —  men  denke  zich  bgv. 
het  geval ,  dat  de  eischer  z\jne  hoedanigheid  van  erfgenaam 
wil  trachten  te  bewqzen  door  eene  zoogenaamde  verklaring 
van  erfrecht,  eene  authentieke  akte,  waarin  de  notaris  uit 
eigen  wetenschap  verklaart ,  wie  erfgenaam  is  van  een  overle- 
dene —  of  is  zg  vervat  in  eene  niet-authentieke  akte ,  het  feit 
van  de  aflegging  der  verklaring  (in  den  regel  de  uitgifte  van 
het  geschrift)  zal  den  rechter  aliunde  moeten  bewezen  worden. 

Wil  hü  het  geschied  zgn  dier  uitgifte  en  aflegging  bg 
gevolgtrekking  afleiden  uit  het  ten  processe  vaststaande 
feit ,  dat  het  geschrift  zich  heeft  bevonden  in  het  bezit  van 
den  eischer,  omdat  deze  het  heeft  overgelegd,  het  staat 
hem   vrij*);   maar   vindt  hg  dit  «vermoeden"  (gelgk  onze 


O  Ook  wanneer  de  producent  van  het  geschrift,  dat  de  verklaring 
inhoudt,  heeft  aan  te  toonen  ,bet  aanwezen  van  eentge  akte  of  over- 
eenkomst, welke  hetzy  eene  verbintenis  hetzy  eene  ontheffing  van  schuld 
beval,  wanneer  het  onderwerp  de  som  of  de  waarde  van  f  200  te 
boven  gaat"? 

De  gevolgtrekking  in  den  tekst  bedoeld  is  een  «vermoeden"  (art. 
1952  B.  W.).  ^Vermoedens  kunnen  alleen  in  aanmerking  komen  in  de 
gevallen ,  waarin  de  wet  het  bewijs  door  getuigen  toelaat**  (art.  1959) 
en  In  het  aangehaalde  geval  is  dat  bewijs  niet  toegelaten  (art.  1933). 

De  beslissing  hangt  af  van  de  beteekenis  der  eerste  alinea  van  art. 
1940,  bepalende  dat  de  regel  van  art.  1933  uitzondering  lydt, , in  alle 
gevallen,  waarin  het  niet  mogelijk  is  geweesl  zicb  een  schriftelijk 
bewijs  te  verschaffen"',  waarbij  ^^^^  volgens  de  schrijvers  niet  heeft 
te  denken  alleen  aan  physieke  onmogelijkheid,  maar  ook  aan  «zedelijke 
onmogelijkheid,  die  bij  de  omstandigheden  waaronder  en  de  wijze 
waarop  de  handeling  tot  stand  kwam ,  de  zorg  voor  een  geschrift 
ondenkbaar  of  onbestaanbaar  maakt"  (Diephuis,  Syst. ,  UI  bl.  58). 

Inderdaad  zal  dergelijke  onmogelijkheid  in  vele  gevallen  zich  voordoen. 

Wie  iets  aan  een  ander  mede  te  deelen  heeft,  kan  niet  altijd  vor* 
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wet  dergelijke  gevolgtrekking  noemt)  niet  zwaarwichtig  ge- 
noeg, hü  kan  deugdelgker  bewijs  eischen. 

Staat  eindelgk  na  dit  tweede  onderzoek  vast ,  dat  en  door 
wien  eene  verklaring  is  afgelegd  en  daarmede  van  zelf  ook 
op  welke  wgze  dat  is  geschied ,  dan  zal  het  onderzoek  van 
den  rechter  soms  afgeloopen  zgn. 

Is  de  te  bewijzen  rechtsbetrekking  of  verbintenis  eene  die 
door  de  aflegging  van  eene  verklaring ,  als  nu  bewezen  is,  van 
zelf  ontstaat,  dan  heeft  de  rechter  niets  meer  Ie  onderzoeken, 
maar  op  het  bewezene  slechts  de  wet  toe  te  passen  en  het  be- 
staan der  rechtsbetrekking  of  verbintenis  bewezen  te  verklaren 
—  tenzg  de  gedaagde  zich  hebbe  beroepen  op  een  bgzonder 
feit  of  eene  bgzonderc  omstandigheid ,  die  het  ontstaan  der 
rechtsbetrekking  of  verbintenis,  in  het  algemeen  krachtens 
de   wet  uit  de  aflegging  der  verklaring  voortvloeiende,  in 


deren ,  dat  die  persoon  met  hem  naar  een  notaris  ga  om  daar  hem 
zyne  verklaring  te  hooren  afleggen  en  den  notaris  by  schriftelijke  akte 
het  feit  dier  aflegging  te  doen  constateeren. 

Maar  wanneer  de  verklaring  zeer  gewichtig  is,  wanneer  ik  bijv.  vnn 
iemand  ƒ10.000  leen  en  daarvoor  slechts  eene  onderhandsche  schuld- 
bekentenis afgeef,  dan  zou  het,  als  myn  schuldeischer  later  tegen 
een  derde,  tegen  een  anderen  schuldeischer  byv.,  die  beslag  op mgne 
goederen  heeft  gelegd,  dat  stuk  mochl  aanvoeren  om  daarmede  te 
bewijzen,  dat  ook  hy  nog  ƒ  10,000  van  my  te  vorderen  heeft,  toch 
niet  zoo  onlogisch  zyn,  wanneer  die  derde  hem  tegenwierp,  dat  die 
schuldbekentenis  wel  bewijst,  dat  ik  de  daarin  vervatte  verklaring  heb 
neergeschreven  of  onderteekend ,  maar  niet  dat  ik  ze  ook  heb  afgelegd, 
en  dat  die  aflegging  niet  hg  gevolgtrekking  of  vermoeden  mag  afge* 
leid  worden  uit  zijn  bezit  der  schuldbekentenis,  omdat  hij  by  zoo 
belangrijke  geldleening  gevoegelijk  door  het  eischen  eener  authentieke 
schuldbekentenis  zich  het  schriftelyk  bewijs  had  kunnen  verschaffen, 
dat  ik  die  in  de  akte  gefixeerde  bekentenis  ook  heb  afgelegd. 

Het  blyft  daarom  eene  eenigszins  netelige  kwestie,  die  uit  de  wet 
moet  worden  opgelost,  maar  waaraan  de  wetgever  natuurlijk  niet 
heeft  gedacht,  netelig,  zelfs  ook  in  gevallen  waarin  art.  1933  het 
bewys  door  getuigen  en  vermoedens  niet  verbiedt,  omdat  het  altyd 
twijfelachtig  is,  of  het  bedoelde  alleenstaand  vermoedeD  in  i echte  wel 
ooit  als  voldoend  bewijs  mag  worden  aangemerkt  (verg.  H.R.  SOJuni 
1862,   TT.  2389;  anders  Diephuis,  SysUy  lil  bl.  217). 
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hei  onderwerpelgk  geval  heeft  tegengehouden ,  in  welk  ge- 
val hij  omtrent  dat  feit  of  die  omstandigheid  eerst  nog  het 
bew\js  moet  afwachten  of,  waar  de  wet  hem  dit  toelaat , 
ambtshalve  opsporen. 

Maar  in  den  regel  zal  het  anders  z\jn.  In  den  regel  zal 
het  feit ,  dat  de  te  bewgzen  rechtsbetrekking  of  verbintenis 
heeft  doen  ontstaan,  niet  zgn  de  bewezen  aflegging  der 
verklaring,  maar  zal  hieruit  eerst  bg  gevolgtrekking  kunnen 
worden  afgeleid,  dat  dat  feit,  overeenkomst  of  wat  ook, 
heeft  plaats  gehad. 

In    het   maken  dier  gevolgtrekking,  in  het  beoordeelen, 
zooals  ik  het  hiervoren  genoemd  heb,  van  de bewgskracht 
der  afgelegde  verklaring  is  de  rechter,  behalve  in  geval  van 
toepasseiykheid  der  zooeven    genoemde  speciale  bewysre- 
gelen,  niet  aan  dwingende  voorschriften  gebonden  en  vol- 
komen vrg  om  naar  zgne  persoonlijke  overtuiging  te  beslissen 
—    mits  hö  ook  hier  weer  niet,  van  die  vrgheid  misbruik 
makende,   den   algemeenen  regel  van  art.  1902  B.  W.  uit 
het  oog  verlieze  en  bedenke,  dat  zgne  overtuiging  van  de 
aanwezigheid  van  al  wat  de  wet  als  constitutieve  vereisch- 
ten  heeft  gesteld  voor  het  tot  stand  komen  van  het  te  be- 
wigzen  rechtsbetrekking  of  verbintenis  scheppende  feit,  maar 
meer   ook    niet,  hem   ook  verplicht  het  ontstaan  zgn  der 
daaruit  volgens  de  wet  ontstaande  rechtsbetrekking  of  ver- 
bintenis bewezen  te  verklaren  en  dat ,  wanneer  de  wet  in 
speciale  artikelen  bgzondere  feiten  of  omstandigheden  noemt, 
die  ondanks  de  aanwezigheid  dier  constitutieve  vereischten 
het    tot   stand   komen   van  de  verbintenis  of  de  rechtsbe- 
trekking vergdelen ,  het  tot  stand  komen  daarvan  door  hem 
na  het  bewgs  dier  constitutieve  vereischen  eerst  onbewezen 
mag  worden  verklaard ,  wanneer  hem  is  bewezen,  dal  zoo- 
danig  bgzonder  feit  of  bgzondere  omstandigheid  zich  heeft 
voorgedaan. 

Al  hetgeen  natuurlgk  mutatis  mutandis  ook  geldt,  wan- 
neer niet  de  eischer  het  bestaan  van  eene  rechtsbetrekking 
of   verbintenis ,    maar  de  gedaagde  het  niet  bestaan  of  te 
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niet   gaan   daarvan   door   een   geschrift  tegen  derden  wil 
bewijzen. 

Deze  recapitulatie  moge  ingewikkeld  schgnen ,  bet  meeste , 
dat  er  in  staat,  wordt  niettemin  algemeen  erkend. 

Niet  algemeen  erkend  echter  —  omdat  niemand  er  over 
spreekt  —  is  de  stelling,  dat  steeds,  behalve  dan  volgens 
sommige  theorieën  bij  order-  en  toonderpapier ,  bij  overleg- 
ging van  een  geschrift  nog  moet  bewezen  worden ,  dat  de 
daarin  vervatte  verklaring  is  afgelegd,  en  hetgeen  verder 
is  gezegd  over  de  vragen,  hoe  dat  bewtjs  kan  worden  ge- 
leverd en  op  wien  de  bewijslast  daarvan  rust. 

Niet  algemeen  erkend  ook ,  door  niemand  eigenlgk,  althans 
ten  onzent ,  erkend  ^)  is  de  stelling ,  dat  de  rechter  ten  aan- 
zien van  derden  vrg  is  in  het  maken  van  gevolgtrekkingen 
uit  het  eventueel  bewezen  feit  der  aflegging  van  schrifle- 
Ipe  verklaringen ,  welker  aflegging  niet  van  zelf  krachtens 
een  of  andere  wetsbepaling  eenige  rechtsbetrekking  of  ver- 
bintenis doet  ontstaan,  maar  slechts  een  bew\jsgrond  oplevert. 

Ter  verdediging  daarvan  vooral  zgn  de  voorgaande  blad- 
zijden geschreven. 


*)  Het  oordeel  van  Scbrgvers  en  Rechtspraak  is  gemakkelijk  te 
vinden. 

Vermeiden  wil  ik  hier  alleen,  dat,  naar  het  mg  voorkomt,  de  be- 
slissingen van  den  H.  R.  van  8  October  1886,  fF.  5341 ,  en  22  Februari 
1889,  W,  5684,  niet  met  elkander  in  stryd  zijn ,  gelgk  men  wei  schijnt 
te  meenen  (zie  de  aanteekeningen  in  Leon,  B.  TT.,  4e  suppl.  opart. 
1907,  en  in  Tijdschr.  der  Not,  deel  VI  (1889),  bl.  266).  In  bet  eerst 
aangehaalde  arrest  wordt  tegenover  derden  bewijskracht  ontzegd  aan 
de  verklaring,  dat  eene  vroegere  gebeurtenis,  het  feit  der  levering  van 
zekere  roerende  goederen  door  overgave  van  de  sleutels  van  het  ge- 
bouw, waarin  die  goederen  zich  bevonden,  heeft  plaats  gehad,  aan 
een  getuigenis  dus;  in  het  tweede  wordt  tegenover  derden  het  bestaan 
der  overeenkomst  bewezen  verklaard  op  grond  van  de  door  de  schrif- 
telijke  akte  bewezen  (aflegging  der)  daarin  vervatte  wHsverklaringm. 

Men  vergelijke  met  deze  laatste  beslissing:  H.H.  3  November  1899, 
W.  7355. 
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HET  ONDERWIJS  IN  HET  OUD-VADERLANDSCHE 

RECHT    EN   ZIJNE    GESCHIEDENIS    ONDER    DE   WET 

TOT  REGELING  VAN  HET  HOOGER  ONDERWIJS, 

VAN  28  APRIL    1876  (Stbl.   N«.  102), 


DOOR 


Mr.  SEERP  GRATANA, 

Rechter  in  de  arrondisaements-rechtbank  te  Rotterdam. 


GelQk  bekend  is,  werd  op  de  laatst  gehouden  vergade- 
ring der  Juristen-Vereeniging  in  een  tweedaagsch  debat 
behandeld  het  van  wege  bet  Bestuur  aan  de  orde  gestelde 
onderwerp:  Moeten  voor  de  toelating  tot  de  rechtspractgk 
en  de  magistratuur  andere  dan  de  bestaande  eischen  en 
waarborgen  worden  gesteld?  Zoo  ja,  welke? 

In  de  praeadviezen  was  minder  op  den  voorgrond  ge- 
treden de  vraag ,  of  ook  de  opleiding  aan  de  universiteiten 
verbetering  behoefde ,  dan  wel  of  in  dit  opzicht  alles  was , 
zooals  het  behoorde,  en  of  in  verband  met  het  eigenlijke 
onderwerp  en  met  het  oog  daarop  het  hooger  onderwijs 
aan  alle  redelijkerwijze  te  stellen  eischen  beantwoordde? 
Deze  vraag  nu  werd  in  de  Nota  van  Jhr.  Mr.  A.  F.  de 
Savornin  Lohman  ter  sprake  gebracht.  Hare  beant- 
woording in  eerst  genoemden  zin  werd  als  van  zelf  spre- 
kende verondersteld,  een  reeks  van  nieuwe,  ingrijpende  en 
vérstrekkende  denkbeelden  aan  de  hand  gedaan  en  kor- 
telyk  uiteengezet,  de  groote  lijnen  van  den  weg  om  tot 
wijziging  van  en  verbetering  in  den  bestaanden  toestand  te 
geraken,  met  vaste  hand  getrokken. 

Niet  te  verwonderen  was  het ,  dat  deze  denkbeelden  van 
verschillende  zvjden  tegenspraak  uitlokten,  nu  zvj  een  funda- 
menteelen  omkeer  in  de  thans  gewone  academische  oplei- 

BeehtsgeL  Mag.  1900.  7 
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ding  beoogden.  Dat  deze  tegenspraak  niet  zeer  diep  ging, 
zich  hoofdzakelvjk  concentreerde  in  een  handhaving  van 
de  positie ,  welke  het  Romeinsche  Recht  nog  steeds  in  den 
gang  van  het  rechtsgeleerd  hooger  onderwgs  inneemt,  ïs 
evenmin  bevreemdend ,  als  men  bedenkt ,  dat  juist  dit  ge- 
deelte van  het  onderwerp  min  of  meer  buiten  het  aan  de 
orde  gestelde  vraagpunt  stond,  en  dan  ook  overigens  bg 
de  schriftelöke  behandeling  weinig  of  niet  was  ter  sprake 
gekomen,  terwijl  het  zeker  van  geen  minder  belang  en  geen 
geringeren  omvang  kan  worden  beschouwd. 

Meer  opvallend  was  het,  dat,  terwgl  ook  de  aanwezige 
hoogleeraren,  voorzoover  zij  uiting  aan  hunne  meening 
gaven,  de  stilzwijgend  toestemmende  beantwoording  van 
Mr.  Lohman  onaangetast  lieten,  een  spreker  ,  wiens  naam 
als  practisch  jurist  in  den  lande  overal  een  goeden  klank 
heeft ,  uiterst  optimistisch  gestemd  bleek  te  zgn  en  ook  ten 
aanzien  der  academische  opleiding  den  tegen  woord  igen  toe- 
stand lang  niet  slecht  vond.  Integendeel,  niets  deed  henj  in 
dezen  aan  ,een  zieke"  denken.  Mankeerde  er  echter  iets 
aan  —  en  dit  zou  wel  zoo  z^n,  nu  de  hoogleeraren  er  zelf 
ook  aldus  over  oordeelden,  dan  moest  verbetering  eer  in 
personen  dan  in  verandering  van  het  academisch  statuut 
worden  gezocht.  Met  oproeping  der  figuur  van  den  betreur- 
den Goudsmit,  riep  hy  hun  toe:  herziet  u  zelve,  wordt 
hem  gelijk  '). 

Daargelaten  de  gegrondheid  der  in  dit  advies  opgesloten 
ingebrekestelling  en  de  feitelpe  uitvoerbaarheid  van  dezen 
raad ,  gegeven  door  iemand  van  zoo  uitnemend  practischen 
blik  als  Mr.  Knottenbelt,  geloof  ik  toch  met  alle  beschei- 
denheid ook  aan  het  thans  geldende  academisch  statuut  de 
minder  wenschelijke  resultaten  der  opleiding  aan  de  universi- 
teiten te  mogen  toeschreven,  —  resultaten ,  die  Mr.  Lohman 
kortelgk  zoo  juist  weergaf  met  de  woorden:  ,Aan  de  eene 


')  Verg.    den   tekst  der  rede,  in  Handelingen  der  Nederl,  Juristen- 
Vereeniging,  1899,  II,  bl.  88  vlg. 
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zyde ,  niettegenstaande  vermeerdering  der  leerstof,  nog  steeds 
gebrek  aan  de  noodige  kennis  van  de  praktgk ;  aan  de  andere 
zijde,  juist  tengevolge  van  de  uitbreiding  der  leerstof,  gebrek 
aan  behoorlgke  voorbereiding  voor  de  beoefening  der  welen- 
schap  als  zoodanig"  ').  Op  het  laatste  komt  het  voor  het  door 
mg  in  het  oog  gevatte  doel  bepaaldelgk  aan.  De  opleiding  aan 
de  universiteiten  concentreert  zich  thans  in  hoofdzaak  om 
de  examenvakken;  te  voldoen  aan  de  eischen  der  examina 
is  bg  verreweg  de  meesten  iiet  hoofd- ,  ja  het  eenige  doel 
der  universitaire  opleiding.  Vrge  en  algemeene  studie  der 
rechtswetenschap  behoort  tot  de  uitzonderingen.  Takken 
der  rechtswetenschap,  die  buiten  het  examenprogramma 
vallen ,  worden  niet  of  zeer  weinig  beoefend.  Colleges  daarin, 
zoo  zg  worden  gegeven,  trekken  geen  of  zeer  weinig  be- 
zoekers. De  hoogleeraren,  tenzg  zg  overgaan  tot  het  houden 
van  meer  of  minder  wetenschappelgke  conférences ,  moeten 
zich  meestal  vergenoegen  met  ten  hoogste  enkele  weinige 
getrouwen,  waarmede  natuurlgk  niet  is  gezegd,  dat  zg 
daarin  geen  voldoening  voor  hunne  moeite  en  inspanning 
zouden  kunnen  vinden.  Echter  volgt  hieruit  wel  een  minder 
algemeene,  soms  uiterst  geringe  appreciatie  van  hunnen 
arbeid,  niet  alleen  direct  bg  destudenten,maar  ook  elders, 
zelfs  in  regeeringskringen.  Een  appreciatie  of  beter  een  ge- 
brek aan  appreciatie,  die  zich  dan  tevens  uit  in  de  wgze 
van  beschouwing  van  hel  betrekkelgke  onderwgsvak. 

In  zgne  zoo  terecht  .magistraal"  genoemde  verhandeling 
De  vorming  van  den  rechtsgeleerde^)  heeft  Mr.  Levy  ge- 
tracht, in  een  uitgewerkt  betoog,  de  noodzakelgkheid  aan 
te  toonen,  de  philosophie  des  rechts  tol  examenvak  en  mits- 
dien de  studie  daarvan  verplicht  te  maken.  Of  hg  geheel 
daarin  is  geslaagd,  willen  wg  hier  niet  beslissen.  Zon- 
der twgfel  is  het  hem  gelukt,  het  groote  gewicht  dier 
studie  voor  een  wetenschappelgke  beoefening  der  rechts- 
wetenschap  te  doen  uitkomen,  en  het  eenheid  brengende 

O  Handelingen,  1899,  l,  bl.  187. 
O  Themi9,  1899,  bl.  488  vig. 
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der  wgsbegeerte  in  de  zoo  zeer  uiteenloopende  takken  der 
rechtswetenschap  nog  eens  weder  duideltjk  in  het  licht  te 
stellen. 

Niet  minder  dan  de  wysbegeerte  des  rechts  is  de  rechts- 
geschiedenis  van  het  hoogste  belang ,  waar  men  spreekt  van 
een  wetenschappeiyke  beoefening  der  rechtsstudie.  ZelEs 
zou  ik,  zonder  hiermede  nu  te  willen  beslissen  over  de 
vraag  of  de  positivistische  dan  wel  de  idealistische  richting 
de  voorkeur  verdient,  durven  beweren,  dat  de  historie  aan  de 
philosophie  de  feiten  moet  doen  kennen ,  waarvan  deze  bg 
hare  beschouwingen  zal  hebben  uit  te  gaan,  wil  zvj  zich 
niet  verliezen  in  speculaties  ^ganz  in's  Blaue  hinein". 

Ik  zal  mg  onthouden  van  het  aanvoeren  van  een  wolk 
van  autoriteiten  en  getuigen,  gelgk  Mr.  Levy  doet,  tot 
het  aannemelgk  maken  der  bovenbedoelde  stelling,  in  de 
eerste  plaats  wel  omdat  ik  zgne  overstelpende  belezen- 
heid mis,  maar  in  de  tweede  plaats  omdat  ik  tegen  de 
stelling  der  onmisbaarheid  van  de  beoefening  der  rechts- 
geschiedenis ,  waar  men  spreekt  van  rechtswetenschappelQke 
studie ,  van  niemand  tegenspraak  verwacht.  Allerminst  wel 
van  Mr.  Levy  zelven,  waar  hy,  de  historische  school  en 
hare  resultaten  besprekende,  er  op  wijst,  dat  de  hoofden 
dier  school  niet  wilden  «handhaven  een  recht,  Aat  lang  ver- 
vlogen tyden  en  toestanden  beheerschte,  doch  dat  recht 
bloot  leggen ,  opdat  men  het  kennen  en  beoordeelen  kunne. 
Daarin  hadden  zy  duizendmaal  gelijk,  omdat  wetenschap 
steeds  historisch  zijn  moet*'  ^).  Maar  zelfs  ook  niet  van  hen, 
die ,  het  onderwgs  in  het  Romeinsche  recht  als  eerste  ver- 
eischte  voor  en  noodzakeiyke  voorwaarde  van  een  goede 
opleiding  voor  den  jurist  op  den  voorgrond  stellende,  daarbg 
als  argument  gebruikten,  «dat  ons  jus  constitutum  voor  het 
grootste  gedeelte  gebouwd  is  op  het  Romeinsche  recht", 
of  wel  er  op  wezen,  dat  ,in  het  recht  te  zien  (is)  een  ont- 
wikkelingsproces" en  «historische  toelichting"  noodzakelijk*). 

*)  Themis,  t.a.p.,  bl.  632. 

*)  Handelingen  j  ü,  bl.  55  en  hl.  71. 


Digitized  by  VjOOQIC 


101 

Geen  nader  betoog  behoeft  het  voorzeker,  hoe  uit  het 
▼oorafgaande  volgt,  dat  speciaal  voor  de  Nederlandsche 
rechtswetenschap  de  bestudeering  van  het  oud-vaderland- 
sche  recht  en  z\jne  geschiedenis  onmisbaar  vereischte  is, 
dat  zonder  deze  van  wetenschappelqke  beoefening  van  het 
Nederlandsche  recht  geen  sprake  k^n  zgn.  Natuurlgk  kan 
en  moet  die  studie  niet  bigven  stilstaan  bg  de  oude  volks- 
reebten,  noch  zich  uitsluitend  bezighouden  met  een  dor 
en  toch  niet  te  bereiken  volledig  overzicht  van  Middeleeuw- 
sche  rechtsbronnen,  die  hier  te  lande  hebben  gegolden. 
Evenmin  mag  zg  van  het  denkbeeld  uitgaan ,  dat  met  wat 
raen  gemeenlijk  onder  den  naam  van  .Roomsch-Hollandsch 
recht"  begrijpt,  de  geschiedenis  van  het  oud-vaderlandsche 
recht  een  einde  neemt.  Het  behoeft  nauwelgks  gezegd,  dat 
de  studie  van  dezen  tak  der  rechtswetenschap  eenvoudig 
moet  leeren,  hoe  het  tegenwoordig  recht  is  ontstaan  uit 
vroegere  toestanden  en  rechtsregelen ,  en  welke  deze  waren. 
Niets  minder;  en  wgl  men  spreekt  van  oud-vaderlandsch 
recht  moet  zij  ons  voeren  tot  het  tgdstip ,  waarop  de  thans 
geldende  wetboeken  in  werking  traden.  In  het  algemeen 
derhalve  tot  1838;  voor  het  strafrecht  zou  men  zelfs  kun- 
nen denken  aan  1886. 

In  tegenstelling  met  de  wijsbegeerte  des  rechts  heeft  de 
studie  der  rechtsgeschiedenis  ook  een  direct  belang  voor  de 
praktgk ,  dat  niet  valt  te  ontkennen ,  en  dat ,  waar  de  aan- 
leiding tot  dit  schrgven  was. de  bovenbedoelde  opmerking 
van  een  daarin  bg  uitnemendheid  ervaren  man ,  niet  op  den 
achtergrond  mag  worden  gesteld.  Te  meer  niet ,  omdat  het 
in  onzen  tgd  zgn  nut  kan  hebben,  er  met  nadruk  op  te 
wgzen,  dat  het  hier  niet  een  zuiver  theoretische  quaestie 
geldt,  maar  dat  hierbij  groote  geldelgke  belangen  belrokken 
zijn.  Of  meent  men,  dat  dit  niet  het  geval  is,  waar  de 
uitslag  van  een  proces  afhangt  van  de  rechtshistorische 
opvatting,  die  men  aanhangt,  van  de  beschouwing  omtrent 
het  ontstaan  en  de  ontwikkeling  van  een  rechtsinstituut, 
welke  men  huldigt? 
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Ik  wil  nu  niet  in  herinnering  brengen  de  onderscheidene 
uitspraken  in  zaken  van  beklemrecht ,  die ,  zich  van  de  his- 
turische  ontwikkeling  van  dat  recht  geheel  losmakende,  tot 
de  meest  afwekende  beslissingen  en  de  zonderlingste  conse- 
quenties hebben  geleid ;  ja  waarbg  men  het  zoover  had  ge- 
bracht, dat  de  , beginselen"  van  het  beklemrecht  eenvoudig 
voor  den  niet  juist  plaatselijk  bekenden  jurist  een  gesloten 
boek  heetten.  Ik  wil  dit  niet,  omdat  het  beklemrecht  voor 
een  enkele  provincie,  en  niet  in  het  centrum  des  lands, 
als  een  soort  ,partlcularistische"  instelling  immer  eenigszins 
als  een  uitsluitend  terrein  voor  Groningsche  rechtsgeleerden 
is  beschouwd. 

Ik  wil  echter  wgzen  op  onderscheidene  uitspraken  in  zake 
het  tiendrecht,  in  welke  de  eischende  tiend heflfer,  eenvoudig 
op  grond  van  een  niet  in  de  geschiedenis  steun  vindend 
rechtsvermoeden,  van  den  bewyslast  werd  ontheven  en  dien- 
tengevolge zjjn  proces  won.  Een  rechtsvermoeden,  zooals 
gezegd,  niet  in  de  historie  gegrond,  maar  dat  door  de 
latere  jurisprudentie  een  uitbreiding  heefl  gekregen,  waar- 
aan de  Schrijver,  aan  wien  het  was  ontleend,  nooit  heefl 
gedacht').  En  nu  zegge  men  niet:  nu  ja,  dat  zyn  van  die 
enkele  rechtsbetrekkingen ,  bg  welke  de  wet  naar  vroegere 
toestanden  en  gewoonten  verwflst,  die  overigens  van  weinig 
gewicht  zgn.  Ik  merk  reeds  op,  dat  zekerlijk  daarmede  niet 
ontkend  wordt,  dat  hier  groote  geldelgke  belangen  voor  de 
partijen,  en  ook  voor  den  Staat  der  Nederlanden  zelven,  waar 
hg  procedeert,  op  het  spel  kunnen  staan ,  maar  ik  w\|s  er 
vooral  op,  dat  ook  in  andere  gevallen  de  rechtshistorische 
beschouwing  het  pleit  moet  beslissen. 

Of  meent  men ,  om  nu  niet  te  spreken  van  den  eigendom 
aan  roerend  goed,  de  handhaving  daarvan  en  de  alge- 
meen bekende  daarmede  samenhangende  quaesties  *),  dat 

O  Ik  hoop  dit  elders  nog  uitvoerig  aan  te  toonen.  Men  vergelpe 
intusscben  Kosters,  Hei  oude  tiendrecht ,  bl.  157  vlg. 

')  Verg.  nu  nog  onlangs  een  vonnis  der  Rechtbank  te  Breda  van 
18  April  1899,  W,  7347. 
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aard  en  wezen  der  schenkingen ,  bedoeld  in  art.  228  B.  W., 
te  begrgpen  zgn ,  zonder  dat  men  althans  iets  weet  van  de 
zoogenaamde  .mulueele  testamenten"  van  vroegeren  tQd ,  of 
dal  de  positie  van  den  executeur-testamentair  verklaar- 
baar is ,  zonder  dat  zgn  historisch  verband  met  den  .salman" 
der  rechtsbronnen  van  Germaanschen  oorsprong  in  het  licht 
is  gesteld?  Zal  niet  bg  vragen,  die  dan  toch  altgd  weder 
onmiddellijk  practische  toepassing  moeten  vinden,  over  boe- 
delscheiding en  de  verhouding  der  deelhebbenden  onderling , 
de  Germaansche  dan  wel  de  Romeinsche  opvatting  tot  ge- 
heel verschillende  beslissing  moeten  leiden  ?  Zal  niet  de  vraag, 
of  die  scheiding  is  translatif^  dan  wel  déclarati f  de  proprieten 
hierbfl  dikwQls  de  procedure  beheerschen  *)? 

Is  niet  gebleken,  hoe  overwegend  —  daargelaten,  of  nu 
de  juiste  consequenties  zgn  getrokken  —  ook  het  onderscheid 
dier  opvattingen  bg  de  vennootschap  tot  zeer  verschillende 
pecunieele  gevolgtrekkingen,  bepaaldelgk  b\j  de  ontbin- 
ding, moet  leiden?  En  geeft  niet,  bgv.  over  de  vraag  om- 
trent zin  en  bedoeling  der  wetsbepalingen  over  de  liquidatie 
der  vennootschappen  onder  firma ,  het  vroegere  recht  onzer 
handelssteden  licht ;  een  licht ,  dat  by  faillissement  der  vcn- 
nooten  voor  de  crediteuren  een  meer  of  minder  groot  vacuüm 
in  hun  geldbuidel  zal  laten  zien ')? 

Ik  deed  slechts  hier  en  daar  een  greep,  er  ware  veel 
meer  nog  op  dit  gebied  aan  te  voeren,  maar  voor  den 
voor  overtuiging  vatbare  zal  het  bovenstaande  zoo  niet  vol- 
doende zgn ,  dan  toch  hem  een  zekere  hoeveelheid  van  stof 
tot  overdenking  hebben  verschaft. 

Nog  op  een  ander  punt  wensch  ik  de  aandacht  te  vesti- 

')  Verg.  bijv.  een  zeer  recent  vonnis  der  Rechtbank  te  Groningen, 
in  W.  7343,  waarin,  niettegenstaande  de  aantialing  eener  uitgebreide 
literatuur,  toch  aprioristisch  de  geldigheid  der  Roineinsch-rechtelyke 
opvatting  in  bet  laatst  der  vorige  eeuw  in  de  provincie  van  dien  naam 
wordt  beweerd. 

•)  Verg.  hierover  o.  a.  het  proefschrift  van  W.  H.  M.  Werker,  De 
liquitUttie  der  vennootschap  onder  firma  ^  en  ni\jne  bespreking  dier  dis- 
sertatie in  BechiêgeL  Mag.,  1899,  bl.  113  vlg. 
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gen.  Sedert  de  laatste  twintig  jaren  is  langzamerhand  hier 
te  lande  de  belangstelling  in  de  oude  archieven  ontwaakt. 
De  positie  der  daarbij  betrokken  ambtenaren  is  verbeterd ; 
allerwege  zijn  nieuwe,  en  in  vele  opzichten  voortreffelijke 
bewaarplaatsen  verrezen.  Men  is  langzamerhand  het  belang , 
ook  voor  de  praktyk ,  dier  oude  stukken  gaan  beseffen ,  men 
is  gaan  inzien ,  dat  waar  deze  licht  gaven  omtrent  vroegere 
toestanden  en  instellingen,  zg  niettemin  hunne  waarde  be- 
hielden ook  voor  de  tegenwoordige,  daar  deze  toch  op 
den  bodem  van  dat  voorbijgegane  rechtsleven  zijrj  ontstaan 
en  daaruit  zvjn  opgegroeid.  Buiten  en  behalve  voor  de  histori- 
sche kennis  daaruit  te  putten  is  men  oog  gaan  krggen  voor 
de  waarde,  welke  die  oude  stukken  hebben,  waar  het 
geldt  de  handhaving  van  oude  rechten ,  het  vaststellen  van 
verplichtingen,  die  geen  anderen  grond  dan  gewoonte  en 
traditie  schenen  te  hebben.  Daarmede  is  natuurlek  ook  het 
gewicht  voor  de  praktijk  van  de  werkzaamheden  der  archi- 
varissen en  verdere  ambtenaren  bij  de  archieven  gegeven , 
het  geldelgk  belang,  dat  aan  de  resultaten  hunner  onder- 
zoekingen kan  zgn  verbonden  ,  in  het  licht  gesteld.  En  denkt 
men  nu ,  dat  zg  tot  vruchtbare  werkzaamheid ,  tot  arbeid , 
die  tot  vertrouwbare  resultaten  leidt,  geen  voorbereiding 
noodig  hebben  ?  Gelooft  men  soms  dat  zij ,  geroepen  tot  het 
uitbrengen  van  een  advies  omtrent  een  jacht- of  vischrecht 
uit  vroegere  eeuwen  dagteekenend ,  of  omtrent  de  verplich- 
ting tot  betaling  eener  recognitie,  wier  vestiging  in  ver 
vervlogen  tgden  terug  reikt ,  zich  geen  begrip  moeten  kun- 
nen vormen  omtrent  de  rechtsopvattingen  en  de  wettelijke 
bepalingen,  destijds  algemeen  verspreid  of  plaatselijk  geldig  ? 
En  nu  meene  men  niet,  dat  dergelijke  adviezen,  die 
zeker  nog  voor  het  geringste  deel  aanleiding  geven  tot 
processen ,  weinig  van  de  bedoelde  ambtenaren  worden  ge- 
vraagd *).  De  meeste  archivarissen ,  zoowel  die  des  Rgks  als 
die  der  gemeenten ,  zullen  het  tegendeel  kunnen  verzekeren , 

^)  Wie   hierover   nog   iets  meer  zou  willen  weten,  verwys  ik  naar 
het  Nederlandsen  Archievênblad ,  Jaarg.  1894/95,  hl.  54  vlg. 
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enkelen  zullen  er  kunnen  bg^oegen ,  dat  zq  meer  dan  eens 
bij  dit  gedeelte  van  het  onderzoek,  voor  de  voorbereiding 
eener  procedure  vereischt;,  de  taak  van  den  advocaat  heb- 
ben overgenomen.  En  wie  mocht  meenen,  dat  hier  geene 
gewichtige  belangen  op  het  spel  staan  herinner  ik ,  om  maar 
iets  te  noemen,  aan  de  procedures  over  de  tractementen 
der  predikanten  te  Kampen,  over  het  recht  tot  opzegging 
door  de  gemeente  Rotterdam  gepretendeerd  ten  aanzien  van 
eenige  onder  een  zeker  gebruiksrecht  bezeten  erven  te  Delfs- 
haven ,  over  het  bestaan  van  het  jachtrecht  in  de  heerlgk- 
heid  Jaarsveld;  alle  procedures,  waaromtrent  beslissingen 
voorkomen  in  den  loopenden  jaargang  van  het  Weekblad 
van  het  Recht '). 

Opmerking  verdient  het  zeker  in  dit  verband,  dat  in 
Duitschland,  bepaaldeiyk  aan  de  groote  universiteiten  te 
Berlijn,  Leipzig  en  Straatsburg,  ook  nu,  nu  de  invoering  van 
het  Burgerlek  Wetboek  aldaar  aanstaande  is ,  en  de  lessen 
aaji  de  hoogescholen  over  dat  wetboek  meer  en  meer  zich 
uitbreiden ,  de  collegeuren  in  de  .Deutsche  flechtsgeschichte" 
niet  zijn  verminderd,  eer  voor  hare  onderdeden,  Privat-i 
Straf-,  Staats-  en  Kirchenrecht,  uitgebreid.  Het  is  dan  ook 
niet  zonder  vooraf  de  aandacht  van  alle  belangstellenden 
hier  te  lande  met  aandrang  daarop  te  hebben  gevestigd, 
dat  ik  mvj  beroep  op  de  woorden  van  iemand  als  Emil 
Strohal,  professor  te  Göttingen,  die  zekerlijk  ook  hun 
belang  hebben  voor  ons  land ,  waar  w\j  nu  reeds  sinds  1 838 
aan  exegese  der  wetboeken  doen  en  dientengevolge  de  dog- 
matische behandeling  des  rechts  maar  al  te  zeer  de  histo- 
rische op  den  achtergrond  heeft  gedrongen.  Woorden  die 
.ik,  al  moge  de  daarin  uitgedrukte  verwachting  misschien 
worden  beschaamd,  niet  kan  nalaten  hier  in  hun  geheel 
over  te  schreven ,  omdat  zg  de  richtige  verhouding  tusschen 
beide   zoo  juist  weergeven:  «Wie  sich  das  privatrechtliche 


*)  Zie  de  nummers  7323  (en  in  verband  daarmede  nn.  6947  en  6948), 
7296  (en  in  verband  daarmede  de  n».  7295,  6962  en  6963)  en  7260. 
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Studium  nach  Einführung  des  bOrgerlichen  Gesetzbuches  ge- 
stalten wird,  ISsst  sich  jetzt  noch  nicht  vollstandig  über- 
sehen.  Als  völlig  gewiss  kann  jedoch  betrachtet  werden , 
dass  rötnisches  und  deutsches  Recht,  als  die  Grundlagen 
der  deutschen  Rechtsentwicklung  nach  wie  vor  nicht  niir 
Gegenstand  fortgesetzten  wissenschaftlichen  Betriebes ,  son- 
dern  auch  Gegenstand  umfassender  Vorlesungen  bilden  wer- 
den, allerdings  mehr  nach  der  historischen  als  nach  der 
dogmatischen  Seite  hin;  dies  aber  sicherlich  nicht  zum 
Nachtheil  beider  Wissenschaften :  denn  historische  Forschung 
ist  um  so  qnbefangener  und  zugleich  werthvoller,  je  weniger 
sie  bemüssigt  ist ,  sich  in  den  Dienst  der  praktischen  Bedürf- 
nisse  der  Gegenwart  zu  stellen"  *). 

En  eindelijk,  in  de  laatste  niet  in  de  minste  plaats,  een 
zeker  niet  te  ontkennen  practisch  belang  van  thans  nog  niet 
te  overzienen  omvang,  treedt  aan  het  licht  in  het  onlangs 
ingediende  wetsvoorstel  tot  wüziging  der  wet  op  het  Hooger 
Onderwas,  tevens  inhoudende  de  instelling  van  een  docto- 
raat in  het  hedendaagsche  Romeinsch-Hollandsch  recht,  mei 
de  uitgesproken  toelichting ,  dat  dit  bepaaldelgk  ten  behoeve 
van  studenten  uit  Zuid-Afrika  geschiedt. 

Men  heeft  deze  benaming  voor  het  doctoraat  —  een 
zeer  zeker  allerzonderlingste  combinatie  als  men  haar  goed 
beziet*)  —  gekozen  in  afwyking  van  de  meer  bekende,  zg 
het  dan  niet  meer  in  den  oorspronkelyken  zin  opgevatte, 
van  Roomsch-Hollandsch  recht.  Oorspronkelgk  toch  lag  in 
dien  naam  allerminst  de  bedoeling  een  bepaald  recht  aan 
te  duiden.  Eer  sloot  hy ,  bg  den  peetvader ,  een  protest  in. 
Wg  vinden  hem  toch  het  eerst  als  den  titel  van  het  bekende 

O  Te  vinden  in  de  afdeeling  BechUcforêchung  und  Rêchtaunterricht 
auf  dên  Deutschen  üniversü&Un  (afzonderiyk  bl.  56)  uit:  Dié  Deut- 
schen Universitdten ,  von  W.  Lexis,  Berlin  1893. 

')  Waarom  niet,  zooals  eigenlyk  is  bedoeld:  Hedendaagsch  Zuid- 
Afrikaansch  recht?  Het  antwoord  zal  in  dezen  wel  verre  buiten  de 
zaaic  zelf  te  zoeken  zijn.  Laten  wQ  in  ieder  geval  bopen,  dat  binnen 
een  kort  tijdsverloop  er  alle  aanleiding  zy  dezen  naam  te  kiezen,  en 
geen  reden  meer  besta  om  het  niet  te  doen. 
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werk  van  Simon    van   Leeuwen:  Het  Rooms-Hollands 
regty    .waarin  de  Roomse  wetten,  met  het  huydendaagse 
Neerlands  regt  in  alles  dat  tot  de  dagelgkse  onderhouding 
kan    dienen   met  een  bysondere  kortheit,  so  wel  in  vaste 
regtsstoffen  als  in  de  manier  van  regtsvordering  overeen  ge- 
bragt  werden".  In  de  opdracht  van  den  vierden  druk  wgst 
hy  er  op,  dat  h|],  in  navolging  van   de   Groot   in  zgne 
Inleidinge,  de  .Duytse  spraak"  heeft  gebruikt  bfl  het  samen- 
stellen zyner  «Verhandelinge  van  het  dagelgkse  regt,   soo 
dat  bg  ons  werd  onderhouden".  Naar  zyne  meening  is  die 
taal  niet  minder  geschikt  daartoe  dan  het  Latgn,  en  vindt 
hg    het  wel  zoo  goed  ,wel  en  wgslgk  te  spreken,  kennis 
ende  wetenschap  te  hebben",  dan  ,  velerhande  taal  te  kun- 
nen spreken",  waarom  hg  dan  ook  den  tgd  aan  het  leeren 
van  Latgn  besteed  betreurt  en  deze  studie  voor  ieder,  die 
eenigszins   meer  uitgebreid  onder wgs  genoot,  noch  noodig 
noch   wenschelgk  acht.    «Dit",  gaat  hg  dan  voort,  «heeft 
rag   ook  bewogen  om  de  Roomse  regtsgeleertheit  dewelke 
de  Nederduytse  regtsoefFéners  lange  is  onthouden  ende  seer 
spaarsaam  medegedeelt  tot  ons  dagelgks  gebruik  te  brengen 
ende  aan  te  wijsen ,  waarin  dat  algemeene  regt ,  dat  in  de 
gantse   Christenwereld,  daar  eygen  wetten  of  andere  cos- 
iuymen    ende  vaste  gebruyken  gebreken,    voor  goed  ende 
aannemelgk  gekeurt  werd ,  van  het  onse  verschild ,  of  met 
het  onse  overeenkomt ,  ende  hoe  verre  'tselve  bij  ons  werd 
onderhouden   ofte    niet.   Hetwelk  ik  daarom  de  naam  van 
Rooms-Hollants  regt. gegeven  heb,  ik  weet  wel,  hoe  kwa- 
Igk  dat  bij    andre  is  opgenomen,  dat  ik  den  arbeyd  van 
diegene ,  dewelke  met  soo  groote  moey ten  ende  kosten  lot 
die  kennisse  gekomen  sgn,  soo  gering  ende  soo  kleyn  ge- 
agt  heb ,  dat  uyt   deze   ende  andere  mijner  schriften ,  de 
Duytse  aankwekelingen  so  verre  in  de  regtsoeffening  geko- 
men  sgn,    dat  sy  de  sommige   van  de  soodanige  derven 
beschamen". 

En  naast  het  bedoelde  protest,  gelgk  het  uit  de  vooraf- 
gaande aanhalingen  blgkt ,  lag  in  de  uitdrukking  Roomsch- 
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HoIIandsch  recht  een  afwgken  van  wat  Simon  van 
Groenewegen  bedoelde  met  den  titel  van  z\|n  Tracfa- 
tiis  de  legïbus  dbrogatis  et  inusitafis  in  Hollandia  vicinisque 
regionibus,  waarin  het  Romeinsche  recht  als  de  eigenlijke 
en  algemeene  grondslag  van  het  in  zijn  tyd  hier  te  lande 
geldende  recht  wordt  aangenomen ,  terwijl  door  het  inheem- 
sche,  nationale  enkele  wijzigingen  z\jn  aangebracht  en  van 
de  Romeinsche  rechtsregels  dientengevolge  enkele  z\jn  afge- 
schaft en  in  onbruik  geraakt,  Blen  opvatting,  die  door  de 
meeste  juristen  van  naam  dier  dagen  werd  gedeeld*). 

In  ieder  geval ,  hoe  de  naam  van  het  doctoraal  ook  moge 
zijn ,  het  oud-vaderlandsche  recht  en  zgne  geschiedenis  zal 
bij  de  voorbereidende  studie  daartoe  een  belangrijk  deel 
moeten  uitmaken,  hoogst  waarschgnlijk  een  examenvak 
moeten  worden.  Voor  hem,  die  het  aankweeken  der  be- 
trekkingen met  de  Zuid-Afrikaansche  Republieken  ook  voor 
Nederland  een  zaak  van  practisch,  mogelijk  wel  van  een 
op  geld  waardeerbaar ,  belang  acht ,  is  het  onderwgs  in  het 
genoemde  vak  dat  ook. 

En  misschien  gaat  zoo  iemand,  na  van  al  het  bovenstaande 
te  hebben  kennis  genomen,  dan  wel  zoover  als  Mr.  van 
G  e  u  n  s  in  zijn  officieus  praeadvies  voor  de  laatste  vergadering 
der  Nederlandsche  Juristen- vereeniging  deed,  waar  hq  schreef: 
, Kennis  en  ontwikkeling  der  zuiver  Nederlandsche  rechts- 
instellingen aan  te  kweeken  —  ook  door  het  scheppen 
b.  V.  van  een  doctoraat  in  het  oud-vaderlandsche  recht , 
wat  èn  aan  ons  land  èn  aan  de  koloniën  en  de  Zuid- 
Afrikaansche  Republiek  ten  goede  zal  komen  —  is  m.  i. 
ten  hoogste  gewenscht"  •). 

Hiermede  meen  ik  zoo  niet  hare  onmisbaarheid  te  heb- 
ben aangetoond,  dan  toch  voor  de  wenschelijkheid  van  de 
beoefening  der  rechtsgeschiedenis,  bepaaldelijk  van  het  oud- 


')  In  de  Memorie  van  Toelichting  lot  het  bovengenoemde  Ontwerp 
van  wijziging  der  Wet  op  het  H.  O.  wordt  dit  niet  onbelangrijk  ver- 
schil met  stilzwygen  voorbijgegaan. 

3)  Themia,  1899,  bl.  478. 
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vaderlandsch  recht,  zoowel  met  het  oog  op  wetenschap 
als  praktgk,  voldoende  te  hebben  aangevoerd.  Z\j  staat  in 
dit  opzicht  geiyk  met ,  zoo  niet  boven  de  rechtsphilosophie. 
De  wetgever  van  1876  heeft  dit  dan  ook  erkend  door  in 
art.  42,  onder  2®,  6  en  d,  der  Wet  op  het  Hooger  Onder- 
wgs  beide  vakken  op  te  nemen  onder  die«  in  welke  het 
onderwijs  aan  alle  univeraüeiien  wordt  gegeven '). 

Dit  is  het  wettelgk  voorschrift ,  dat  zeker  geen  de  minste 
uitlegging  behoeft  om  duidelgk  te  zijn.  Zien  wg  nu ,  wat  in 
de  werkelgkheid  van  dit  wettelijk  voorschrift  is  geworden. 
Daarin  zal  dan  mogelgk  een  aanwgzing  te  vinden  zgn, 
of  de  kleine  meerderheid  gelgk  had ,  die,  in  navolging  van 
het  advies  van  Mr.  Knottenbelt  of  daardoor  geinfluen- 
ceerd,  de  vraag  of  de  academische  opleiding  der  aanstaande 
juristen  diende  te  worden  gewgzigd,  ontkennend  beant- 
woordde. 

Beginnen  wQ  met  de  wijsbegeerte  des  rechts '). 

Te  Leiden  werd  sedert  de  invoering  der  Wet  op  het  H.  O. 
door  Prof.  B  u  y  s  drie  uren  college  gegeven  in  de  Philosophia 
juris.  Het  is  natuurlgk ,  dat  het  bedoelde  vak  hoofdzakelgk 
uit  een  staatsrechtelijk  oogpunt  werd  behandeld.  Over  het 
college  zeir,  het  aantal  bezoekers  en  hunne  beoordeeling  er 
van  vinden  wg  in  den  Studenten-Almanak  van  1879,  en  dus 
over  den  eersten  cursus  na  het  gemelde  tgdstip,  opgenomen, 


O  Aanvankelijk  was  voor  het  ontwerp  van  hei  zoogenaamd  Acade- 
misch Statuat  door  de  gedelegeerden  der  juridische  faculteiten  aan  de 
drie  universiteiten  voorgesteld ,  dat  het  doctoraal  examen  ook  zoude 
moeten  loopen  over  ^de  geschiedenis  en  grondbeginselen  van  hei  oud- 
vaderlandsch  recht'*,  welk  voorstel  echter  niet  is  aangenomen.  Zie 
Mr.  Hubrechi.  Onderwijawetten ,  Afd.  H.  O.,  I  bl.  349;  II  bl.  7. 

*)  De  volgende  opgaven  en  beschouwingen  z\jn  in  hoofdzaak  ge- 
trokken uit  de  Studenten- Almanakken ,  die  mjj ,  zeker  althans  voor  de 
feiten,  waarom  het  hier  te  doen  is,  naast  de  officieele  gegevens, een 
belangrijke  en  vertrouwbare  bron  van  inlichtingen  schijnen.  De  be- 
doelde gegevens,  getrokken  uit  de  Verslagen  van  den  staat  der  hooge-, 
middelbare  en  lagere  scholen,  door  de  regeering  aan  de  Staten-Generaal 
jaarlijks  medegedeeld,  z^jn,  voorzoover  tot  heden  verschenen,  als 
Bijlagen  by  dit  opstel  opgenomen. 
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dat  het  getal  toehoorders  gering  is,  en  dat  de  reden  niet 
ver  te  zoeken  is.  ,  Al  verdient  dat  vak  onze  aandacht  in  hooge 
mate",  ,nu",  zoo  lezen  wg  er  woordelp,  ,nu  de  prikkel, 
die  onder  de  oude  wet  ons  aandreef,  is  weggenomen,  en 
het  een  louter  liefhebberijcollege  is  geworden ,  kan  het  geen 
verwondering  baren ,  dat  bQ  het  groot  aantal  vakken ,  wier 
kennis  vooreen  examen  wordt  vereischt,  vaak  andere  colleges, 
hoe  belangnjk  ook,  worden  achtergesteld." 

In  1880  trad  Mr.  W.  van  der  Vlugt  als  hoogleeraar 
op  en  kwam  het  onderwas  in  de  rechtsphilosophie  voor  zgne 
rekening.  Deze  werd  sinds  van  meer  algemeen  standpunt 
besproken ,  zoodat  het  byzonder  verband  met  het  staatsrecht 
niet  meer  zoozeer  op  den  voorgrond  trad  en  ook  het  straf- 
recht bg  de  behandeling  meer  z^n  rechtmatig  aandeel 
verkreeg.  De  colleges  van. Prof.  van  der  Vlugt  blgken 
aanvankelQk,  bg  twee  of  drie  uren  in  de  week ,  een  groote 
vlucht  te  hebben  genomen.  Er  deed  zich  een  groot  aantal 
toehoorders  op,  zoodat  z|j  niet  meer  op  de  studeerkamer 
werden  gegeven.  Daarna  worden  de  colleges  weder  aan  huis 
gehouden,  en  zien  wg  ze  vervolgens  een  tjjd  lang  vervangen 
door  avondvoordrachten  ook  voor  niet-juristen.  In  latere 
jaren  (na  1889)  zijn  de  colleges  weer  aan  huis  gegeven  en 
blyken  de  lessen  meer  in  verband  gebracht ,  zooals  het  in  de 
verslagen  luidt,  «met  actueele  onderwerpen".  De  algemeene 
indruk  blijft,  dat  op  de  colleges  het  bezoek  in  verhouding 
tot  het  aantal  juristen  slechts  gering  is.  De  verklaring 
voor  het  slechte  bezoek  (1884)  wordt  gezocht  in  de  by  de 
studenten  in  het  algemeen  hecrschende  onverschilligheid 
voor  de  behandeling  van  philosophische  problemen,  in  de 
omstandigheid  dat  de  wijsbegeerte  des  rechts  geen  examenvak 
is ,  en  eindelQk  hierin ,  dat  de  lessen  dikwgis  te  diep  of  te 
hoog  voor  de  meeste  der  toehoorders  gaan. 

Te  Utrecht  werd  het  bedoelde  vak,  aanvankelgk  onder 
den  naam  van  natuurrecht,  later  onder  dien  van  wösbe- 
geerte  des  rechts ,  in  drie  uren  per  week  door  Prof.  V  r  e  e  d  e 
behandeld.    Hem    volgde    in    1880  Mr.  de  Louter  in  dit 
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vak  op.  Hq  gaf  het  sinds  dien  tgd  regelmatig  (met  uitzon- 
dering van  den  cursus  1884/5)  in  lessen  van  twee  uren  per 
weeky  en  behandelde  de  rechtsphilosophie ,  gelgk  dan  ook 
niet  te  verwonderen  is,  uitsluitend  uit  een  staatsrechtelijk 
oogpunt.  En  hoewel  wy  nu  en  dan  over  het  belangwek- 
kende dier  colleges  gesproken  vinden,  keert  regelmatig 
terug  de  mededeeling,  dat  het  getal  toehoorders  gering  is, 
dat  een  half  dozgn  het  gehoor  uitmaken ,  dat  er  zeer  wei- 
nigen zich  vertoonen. 

Te  Groningen  behandelde  Prof.  Gratama,  eveneens 
aanvankelijk  onder  den  naam  van  natuurrecht,  later  van 
wgsbcgeerte  des  rechts,  dit  vak  op  colleges  van  drie  uren 
per  week.  Bq  hem  trad  vooral  de  historische  ontwikkeling 
van  het  recht  op  den  voorgrond,  en  werd  deze  bg  enkele 
rechtsinstituten  nader  in  bijzonderheden  aangetoond.  Ook 
hier  was  het  bezoek  niet  groot,  de  lessen  konden  echter 
geregeld  worden  gegeven;  gemiddeld  waren  een  5  &  6  tal 
toehoorders  tegenwoordig.  In  1884  werd  h|j  door  Mr.  J. 
Domela  Nieuwenhuis  opgevolgd.  Ter  gemelder  plaatse 
vernemen  wg  niets  wat  betreft  het  bezoek  door  de  studenten , 
noch  wat  aangaat  hunne  beoordeeling  dier  lessen. 

Eindelijk  te  Amsterdam.  Na  de  invoering  der  betrekkelijke 
wet  heeft  de  hoogleeraar  E.  B  r  u  s  a  in  het  laatste  gedeelte 
van  den  cursus  van  1877/8  het  onderwijs  inde  wgsbegeerte 
des  rechts  weder  voor  het  eerst  gegeven.  Zgne  lessen,  in 
het  Fransch  gehouden  en  vol,  naar  het  heet  in  het  betrek- 
kelgk  verslag,  «van  wgsgeerige  beschouwingen",  waren 
voor  de  hoorders  niet  zeer  duidelgk.  Bg  gebreke  aan  toe- 
hoorders zgn  zg  in  den  cursus  1878/9  niet  gegeven.  In 
den  daaropvolgenden  deden  zich  enkele  belangstellenden  op , 
maar  ten  gevolge  van  het  vertrek  van  den  genoemden 
hoogleeraar,  in  Febr.  1880,  werd  het  onderwgs  gestaakt. 

Als  zgn  opvolger  trad  in  October  d.  a.  v.  op  Mr.  G.  A.  van 
Hamel.  Eerst  in  den  Studenten- Almanak  van  1 884  vinden 
wg  iets  gezegd  over  diens  college  inde  wgsbegeerte  des  rechts, 
gedurende  één  uur  in  de  week  gegeven.  Maar  ook  nu  en  in 
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latere  verslagen ,  is,  hoewel  het  college  , Interessant  en  aan- 
trekkelgk"  wordt  genoemd,  schering  en  inslag  de  mede- 
deeling,  dat  het  door  zeer  weinigen  wordt  bezocht,  de 
belangstelling  gering  is.  Sinds  den  cursus  1888/9  blgkt  Mr. 
van  Hamel  zyne  rechtsphilosophische  colleges  in  nauw 
verband  met  die  over  het  strafrecht  te  hebben  gebracht; 
afzonderlpe  verslagen  omtrent  de  eerstbedoelde  komen 
dan  ook  niet  voor,  evenmin  als  opmerkingen  over  het 
geringe  aantal  hoorders.  In  den  Almanak  van  1896  lezen 
wg  een  opmerking,  dat  de  rechtsphilosophie  op  het  college 
weinig  of  niet  wijsgeerig  meer  wordt  behandeld,  waarna 
in  den  volgenden  cursus  het  onderwijs  weder  meer  in  alge- 
meenen  zin  blgkt  te  zrjn  gegeven. 

Dit  nu  is  de  feitelgke  toestand ,  die  Mr.  Levy,  nadat  h\j 
omtrent  de  wysbegeerte  des  rechts  heeft  verklaard ,  dat  zij 
„thans  ergens  in  een  hoek  der  wet  op  het  H.  O,  een  ver- 
laten en  kwQnend  leven  leidt"  *) ,  doet  zeggen '),  dat  de 
praktijk  haar  tot  ,een  verstooteling"  heeft  gemaakt,  tot  een 
vak,  waarmede  men  zich  .b\jna  niet  anders  dan  formeel" 
bezighoudt. 

En  nu  het  onderwgs  in  het  oud-vaderlandsch  recht  en  zgne 
geschiedenis ,  in  de  eerste  plaats  te  Leiden.  Hier  werd  Mr. 
Fockema  Andreae  tot  hoogleeraar  in  dat  vak  benoemd, 
na  de  invoering  der  Wet  op  het  H.  O.,  welke  voor  het 
eerst  het  een  afzonderlyke  behandeling  aan  de  Rüksuni- 
versiteiten  waardig  keurde.  In  het  laatst  van  1877  trad 
de  benoemde  op  en  begon  hij  zgne  lessen.  In  den  Studen- 
ten-Almanak  van  1880  vinden  w\j  in  het  eerste  eenigszins 
uitvoerige  en  beoordeelende  verslag  omtrent  die  colleges 
gesproken  van  het  ,nut  en  de  noodzakelgkheid"  om 
naast  het  Romeinsche  recht  ook  het  Germaansche  te  bcstu- 
deeren,  maar  tevens  opgemerkt,  dat  de  bezoekers  gering  in 
aantal  waren.  In  1882  vinden  wö  een  kleine  vermeerdering 
der  belangstelling  geconstateerd.  In  1883  wordt  medegedeeld, 

')  Themis,  1899,  bl.  554. 
^  Handelingen,  II,  t>l.  199. 
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dat   niemand  zich  had  aangemeld  voor  het  college  in  het 
oud-HoUandsch   recht   zelve,    maar  dat    zich    een    tiental 
toehoorders    hadden    opgedaan    voor   een   privatissimum , 
waarin  enkele  onderwerpen  uit  het  burgerlek  recht  in  ver- 
band met  het  oud-vaderlandsche  recht  behandeld  werden 
De  vermoedelgke  oorzaak  wordt  gezocht  niet  «in  het  wei- 
nige belang  van  het   onderwerp",  evenmin  «in  de  wgze, 
waarop  de  hoogleeraar  college  geeft",  maar  in  de  nieuwe 
bepaling    omtrent   de   collegegelden   en   in    de  omstandig- 
heid,   dat  het  in  dezen  geen  examenvak  geldt.  Gedurende 
eenige  jaren  bevatten  de  dan  volgende  verslagen  niets  bij- 
zonders. Het  aantal  bezoekers  biykt  in  verhouding  tot  het 
getal  der  te  Leiden  in  de  rechten  studeerenden  niet  groot. 
In   1893  vinden  wy  nog  eens  opgemerkt,   dat  het  belang- 
rgke  college  «wellicht  drukker"  zoude  worden  bezocht, als 
het  oud-HoUandsche  recht  meer  in  verband  met  het  heden- 
daagsche  werd  gebracht,  een  opmerking,  die  enkele  jaren 
later    nog   eens   herhaald  wordt.  Terwgl  Prof.  Fockema 
Andrea  e   omstreeks  dien   tgd  ook  onderwerpen  uit  het 
hedendaagsche   burgerlijk-  en  handelsrecht  behandelde,  en 
voor  zoover  de  verslagen  daaromtrent  uitwgzen ,  deze  lessen 
zich  in  een  niet  minder  bezoek  dan  die  van  andere  hoog- 
leeraren, met  het  onderwgs  in  examenvakken  belast,  moch- 
ten  verheugen,  lezen  wg  in  den  Almanak  van  1895,  dat 
in  den  afgeloopen  cursus  één  toehoorder  zich  voor  het  oud- 
Hollandsch  (publiek  ?)recht  opdeed.  Het  college  over  het  oude 
strafrecht  werd  toen  door  vflf  bezoekers  gevolgd. 

In  het  getal  toehoorders,  die  in  1898  met  den  term 
,een  getrouw  auditorium"  worden  bestempeld,  komt  geen 
verandering.  In  den  Almanak  van  1897  vinden  wQ  daar- 
omtrent een  opmerking,  die  inderdaad  zeer  merkwaardig 
is  en  aan  de  vergetelheid  verdient  te  worden  ontrukt, 
en  die  ik,  om  hiertoe  iets  b^j  te  brengen,  letterlijk  over- 
neem. Na  de  mededeeüng,  dat  aanvankelijk  het  college, 
met  twee  lesuren  per  week ,  goed  werd  bezocht ,  volgt  er : 
«Langzamerhand  is  het  bezoek  minder  geworden.  Het  komt 
fieehtogeL  Mag.  1900.  8 
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ons  voor ,  dat  de  reden  hiervan  is ,  dat  dit  college  niet , 
zooals  men 'allicht  verwachten  zou,  één  uur ,  maar  twee  uur 
's  weeks  gegeven  wordt.  Wanneer  men  in  aanmerking  neemt 
dat  de  doctoraal-colleges  17  uren  's  weeks  vorderen,  en  dat 
daarenboven  gelegenheid  bestaat  tot  het  bijwonen  van  de 
niet- verplichte  colleges  van  de  professoren  van  der  Vlugt, 
en  van  Heukelom,  en  van  Mr.  Tichelaar,  en  dat  op 
Vrijdag  en  Zaterdag  (terecht !)  geen  college  wordt  gegeven, 
zoodat  de  overige  dagen  druk  bezet  zgn,  dan  is  het  niet 
te  verwonderen ,  dat  slechts  weinigen  lust  gevoelen  meer  dan 
één  uur  per  week  aan  het  oud-Hollandsch  recht  te  wijden." 
Verdere  commentaar  is  zeker  overbodig;  doch  zij  hier  niet 
verzwegen,  dat  in  het  verslag  over  den  cursus  1898/99 
wordt  medegedeeld:  ,Prof.  F.  A.'s  colleges  over  de  vader- 
landsche  rechtshistorie  beginnen  meer  de  aandacht  te  trek- 
ken, waarop  zg  aanspraak  mogen  maken". 

Te  utrecht  —  men  herinnere  zich  het  boven  aangehaalde 
art.  42  der  Wet  op  het  H.  O.  —  trad  Mr.  G.  Pijnacker 
Hord\jk  als  eerste  hoogleeraar  in  het  oud-vaderlandsch 
recht  op.  Hg  hield  zyne  inaugureele  rede  op  9  October 
1881 ,  en  werd  den  lOö^i  Febr.  daaraanvolgend  tot  andere 
functies  geroepen.  Het  is  zeker  niet  vreemd,  dat  wg  slechts 
vermeld  vinden,  dat  zijne  voorlezingen  liepen  over  het 
Rechtsboek  van  Jan  Matthyssen,  en  over  gedeelten  van 
het  Nederlandsche  recht,  niet  aan  het  Romeinsche  ontleend. 
Hoewel  nog  enkele  jaren  op  de  Staatsbegrooting  een  post 
voor  een  professor  in  het  genoemde  vak  bleef  uitgetrokken, 
welke  post  later  in  een  memorie-post  overging,  is  thans 
in  bedoeld  staatsdocument  elk  spoor  van  een  zoodanigen 
hooggeleerde  verdwenen.  Zulks  zou  zeker  ook  in  de  wer- 
kelgkheid  nog  spoediger  het  geval  zgn  geweest,  ware  het 
niet,  dat  hg  Kon.  besluit  van  6  Mei  1885  Prof.  Pols  met 
het  onderwgs  in  dit  vak  tgdelijk  belast  werd.  De  Almanak 
voor  1886  meldt  echter,  dat  bij  gebrek  aan  toehoorders 
het  college  niet  werd  gegeven.  In  den  cursus  1885/86  gaf 
de  genoemde  Hoogleeraar  het  gedurende  twee  uren  in  de 
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week;  deze  lessen  werden  , weinig"  door  studenten  bezocht, 
wel  door  , autoriteiten  en  geleerden",  terwijl  gedurende 
den  cursus  1886/87  de  colleges  over  het  oud-vaderlandscb 
recht,  naar  wjj  medegedeeld  vinden,  yzich  verheugden  in 
de  belangstelling  van  vele  gepromoveerden,  waaronder 
eenige  professoren,  doch  studenten  meldden  zich  daarvoor 
niet  aan"  *)• 

Daarna  heerscht  doodsche  stilte.  Geen  teeken  te  Utrecht 
meer  omtrent  het  onderwijs  in  de  rechtsgeschiedenis. 

Te  Groningen  trad  de  schröver  van  dit  opstelin  1885  als 
privaat-docent  in  het  betrekkelijke  vak  op.  Gedurende  de 
twee  daaropvolgende  academische  jaren  van  1885/1887  had 
hij,  zoowel  op  een  meer  algemeen  college  van  twee  uren, 
als  op  een  bijzonder  van  één  uur  in  de  week ,  over  het  be- 
klemrecht ,  enkele  toehoorders.  In  laatstgemeld  jaar  tot  rijks- 
archivaris in  Drenthe,  met  woonplaats  te  Assen  benoemd, 
werd  op  zqn  verzoek  de  toelating  als  privaat-docent  inge- 
trokken. Later  in  1889,  daartoe  aangezocht  en  op  mondelingen 
aandrang  van  eenige  hoogleeraren,  onder  welke  twee  der 
toenmalige  leden  van  de  Rechtsgeleerde  Faculteit,  stelde  hij, 
hoewel  de  bezwaren ,  o.  a.  aan  een  andere  woonplaats  ver- 
bonden, niet  licht  tellende,  zich  wederom  als  zoodanig  be- 
schikbaar, en  wel  tot  in  1895,  toen  hij  meende,  en  nu  voor 
goed  y  de  intrekking  der  toelating  te  moeten  aanvragen.  In 
deze  laatste  periode  werd  het  college  gegeven  gedurende 
drie  cursussen,  en  wel  in  den  eersten  aan  vier  toehoorders. 


*)  Volgens  vertrouwbare  mededeelingeD  werden  deze  voorlezingen  in 
den  volgenden  cursus  niet  meer  gehouden,  omdat  de  Regeering  daar- 
voor inschrijving  als  student,  en  de  bewyzen  van  betaling  der  gelden 
volgens  artt.  63,  64  en  67  (na  de  wijziging  door  de  wet  van  28  Juni  1881 
Stbl.  n*.  107)  verlangde.  Prof.  Pols  werd  bij  K.  B.  van  3  Aug.  1887 
van  het  geven  van  onderwas  in  het  oud-vaderlandsch  recht  wederom 
ontheven;  de  aanleiding  van  zijn  optreden  in  dezen  was  toen  ook  verval- 
len. Men  zie  daarover  en  voor  de  beoordeeling  van  het  college  zelf,  nader 
de  Levensberichten  van  M.  S.  Pols  door  Mr.  A.  A.  de  Pinto,  inde 
Jaarb,  van  de  Kon.  Acad,  v.  W.,  1898,  hl.  97/98,  en  door  Mr.  S.  Mul- 
ler Fzn.  in  die  van  de  Maatsch,  derNederl,Letterk.,lS9Sl9,h\.S^v\f. 
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en  in  de  twee  andere  aan  één.  In  de  Slddenten-Almanak- 
ken  voor  de  jaren  1887  (bl.  216)  en  1892  (bl  239)  is  dien- 
aangaande een  kort  verslag  met  beoordeeling  te  vinden ; 
het  belang  van  het  college  wordt  daarin  erkend. 

Te  Amsterdam  eindelijk  werd  Mr.  C.  Pgnacker  Hor- 
dgk,  naast  de  behandeling  van  het  burgerlgk  recht,  met 
het  onderwijs  in  het  oud-vaderland?ch  recht  en  zijne  ge- 
schiedenis belast.  Ook  hier  wederom,  waar  de  verslagen 
spreken,  de  mededeeling  dat  het  college  niet  druk  is  be- 
zocht, en  dat  er  veel  minder  toehoorders  zijn  dan  by  de 
lessen  over  het  burgerlek  recht;  doch  tevens  met  de  bij- 
voeging, dat  het  zeer  .boeiend"  is  en  de  studie  in  het 
gemelde  vak  is  een  .schoone  studie  die  allerminst  gemist 
kan  worden".  Nadat  Mr.  Pgnacker  Hordijk  naar  Utrecht 
was  vertrokken  werd  met  ingang  van  1  Febr.  1882  tot 
lector  in  het  onderwerpeljjke  vak  aangesteld  Mr.  N.  de 
Roever,  destQds  archivaris  der  gemeente.  Tot  aan  z\jn 
overiyden  op  12  Maart  1893  bleef  hy  deze  functies  waarnemen, 
en  kon  behoudens  een  enkel  jaar  z\jn  college  geregeld  geven, 
en  wel  regelmatig  gedurende  twee  uren  per  week.  HQ  be- 
handelde het  oud-vaderlandsche  recht ,  hoofdzakelyk  in  ver- 
band met  het  werk  van  de  Groot,  de  Inleiding  tot  de 
Hollandsche  Rechtsgeleerdheid;  nu  en  dan  met  verwözing 
naar  het  hedendaagsche.  In  de  enkele  verslagen,  die  iets 
omtrent  deze  lessen  bevatten ,  wordt  dit  laatste  gewaardeerd, 
maar  keert  de  mededeeling  van  het  klein  getal  toehoorders 
stereotiep  terug.  In  den  Almanak  van  1892  wordt  van  de 
.boeiende  wQze",  waarop  het  «interessante  college"  werd 
gegeven,  melding  gemaakt,  en  de  verklaring  van  het  feit 
dat  de  belangstelling  zeer  flauw  is,  gezocht  èn  in  de  omstan- 
digheid dat  het  ,oud-vaderlandsch  recht  tengevolge  der 
gebeurtenissen  van  1795  op  den  achtergrond  is  geraakt", 
èn  daarin,  dat  de  studenten  met  de  lessen  in  andere  vakken 
^  reeds  zooveel  uren  bezet"  zijn.  Na  het  overladen  van  Mr.  d  e 
Roever  is  zgne  plaats  als  lector  niet  weder  aangevuld. 
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En  dit  alles,  waar  art.  126,  4e lid,  der  Wet  op  het  H.  O,, 
zooals  het  is  gewigzigd  bg.de  wet  van  15  Juni  1883  (Stbl. 
n9,  75),  luidt:  ,Voor  het  vervullen  der  b\j  haar  gevorderde 
leerstoelen  aan  de  Rgks-universiteiten  wordt  eene  tödsruimte 
van  tien  jaren  na  haar  in  werkinp  treden  toegeslaan'*  *). 
Dat  tydstip  nu  was,  gelijk  bekend,  1  October  1877.  Klinkt  het 
hiernaast  niet  eenigszins  als  een  bespotting  in  de  meermalen 
aangehaalde  Memorie  van  Toelichting ,  dat  het  nieuwe  voor- 
gestelde vak,  het  Zuid-Afrikaansche  recht,  wordt  gebracht 
onder  art.  43  en  niet  in  art.  42 ,  omdat  het  niet  in  de  be- 
doeling ligt  .het  onder wQs  ten  behoeve  van  het  nieuwe 
doctoraat  aanstonds  aan  alle  rps-universiteiten  volledig  te 
doen  geven"? 

Welke  uitdrukking  Mr.  Levy  nu  voor  deze  feiten  zoude 
gebruiken  tot  schildering  van  den  toestand,  waarin  het 
onderwgs  in  de  rechtsgeschiedenis  verkeert ,  zou  ik  niet  bg 
benadering  kunnen  bepalen.  Wel  zou  ik  durven  beweren, 
dat  de  juistheid  van  het  gevoelen  der  meerderheid,  dat  b\j 
de  opleiding  der  tegenwoordige  juristen  tout  est  pour  Ie 
mieux  dans  Ie  meilleur  des  m  on  des  bg  het  licht 
dier  feiten  minstens  genomen  twijfelachtig  wordt,  en  dat 
zekerlijk  de  zoo  optimistische  beschouwingen  van  Mr.  Knot- 
tenbelt, volgens  welke  aan  het  academisch  statuut  totaal 
niets  hapert,  daartegenover  geen  stand  houden. 

Met  het  oog  op  beide  z\j  het  veroorloofd,  kortelgk  de 
onzes  inziens  uit  die  feiten  voortvloeiende  onvermgdelijke 
gevolgtrekkingen  te  maken. 

Wij  laten  geheel  daar  het  punt,  door  Mr.  Knottenbelt 

O  Toen  op  31  Dec.  1877  door  den  Minister  van  Binnenlandsche  Zaken 
aan  de  curatoren  der  Rijksaniversiteiten  was  gevraagd  een  .berede- 
neerd en  volledig  voorstel"  ook  omtrent  de  vraag:  ,  hoe  vele  en  welke 
leerstoelen  behooren  in  elke  faculteit  regelmatig  te  worden  bezet?",  werd 
door  die  der  universiteiten  te  Utrecht  en  Groningen,  in  verband  met 
de  dienaangaande  uitgebrachte  adviezen  der  faculteiten  geantwoord, 
dat  zij  de  oprichting  van  een  leerstoel  in  het  oud-vaderlandsche  recht 
en  zjjne  geschiedenis  «volstrekt  noodzakelijk"  achtten.  Zie  Hubrecht, 
t.  a.  p.,  Il  hl.  284  en  Hl  hl.  87  vlg.,  93,  98  en  116. 
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ter  sprake  gebracht,  maar  wgzen  er  toch  op,  dat  van  af 
de  lessen  van  Prof.  Buys  in  de  rechtsphilosophie  tot  die 
van  den  privaat-docent  in  de  rechtsgeschiedenis  te  Groningen 
toe  alle  colleges  in  niet-examenvakken  onder  hetzelfde  fatum 
gebukt  gaan ,  en  wel  dat  van  een  zeer  gering  bezoek.  Zelfs 
de  naam  van  Buys  bleek  daartegen  geen  palliatief.  En  van 
zeer  kort  na  de  invoering  der  nieuwe  wet  tot  bynaopden 
huldigen  dag  toe  is  en  biyft'  de  algemeene  klacht  niet :  het 
vak  is  van  geen  belang,  of:  de  lessen  z\jn  van  dien  aard, 
dat  z\]  niet  te  volgen  z^jn ,  maar :  er  z\jn  te  veel  examen- 
vakken ,  aan  wetenschappeiyke  beoefening  der  rechtsweten- 
schap ,  zonder  dat  er  onmiddellgk  verband  met  het  examen- 
vak bestaat  *) ,  is  voor  den  student  niet  te  denken.  Boven- 
dien, de  regeling  van  1881  omtrent  de  collegegelden,  die 
het  volgen  van  enkele  colleges,  zooals  te  voren  voor  ƒ  30  of 
ƒ15  per  jaar,  zonder  speciaal  verlof  van  curatoren,  waar 
nog  geen  totaal  bedrag  van  ƒ  800. —  is  gestort,  onmogelgk 
maakt,  schynt  meer  bijzonder  juristen  van  het  bezoeken 
van  colleges,  niet  bepaald  met  het  oog  op  examenstudie 
noodigy  te  hebben  afgehouden.  Ook  nu  weer  moet  het  op- 
vallen ,  dat  dit  geval  zich  meer  bepaald  ten  aanzien  der  stu- 
denten in  de  rechtsgeleerdheid  schynt  te  hebben  voorgedaan, 
en  dat  bezwaren  als  w\j  te  Leiden  in  het  jaar  1897  vermeld 
vinden  in  andere  faculteiten  zich  niet  hebben  doen  gevoe- 
len ,  althans  niet  op  die  w\jze  z\jn  geuit ,  al  willen  wy  aan 
die  feiten  ook  niet  te  veel  gewicht  hechten. 

Hierby  komt  nu  nog  de  omstandigheid,  dat,  waar  deze 
oorzaken  ten  aanzien  van  het  onderwas  in  de  wijsbegeerte 
des  rechts  slechts  ten  gevolge  hadden  een  gering  bezoek 
en  daarmede  in  wisselwerking  staande  geringe  belangstel- 
ling, zij  er  wat  betreft  het  oud-vaderlandsch  recht  en  z\jne 
geschiedenis  toe  leidden ,  dat  nu  slechts  aan  ééne  universi- 
teit in  dit  vak  onderwys  wordt  gegeven.  Ik  zeg:  die  oor- 
zaken leidden  er  toe,  en  ik  meen  die  uitdrukking  te  mogen 


O  Leerzaam  hieromtrenl  is  Bylage  I. 
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bezigen.  Immers  voor  de  uitvoering  van  de  voorschriften  der 
betrekkeiyke  wet,  hadden  reeds  ten  minste  een  twaalftal 
jaren  geleden  hoogleeraren  —  desnoods  lectoren  —  moeten 
zijn  aangesteld.  Dit  zou  eene  zekere  uitgave  met  zich  heb- 
ben gebracht,  tegen  het  voorstellen  waarvan  men  heeft 
opgezien ,  en  wier  aanneming  misschien  ook  niet  waarschgn- 
Igk  was,  maar  die  zeer  zeker  in  het  belang  der  weten- 
schappelijke rechtsstudie  gewettigd  ware  geweest.  Natuur- 
lijk heeft  tot  rechtvaardiging  van  die  niet-uitvoering  der 
wettelgke  voorschriften  moeten  dienen  de  omstandigheid, 
dat  bg  de  studenten  toch  geen  belangstelling  in  het  vak 
bestond,  blgkens  het  gering  bezoek.  Daargelaten  wederom 
of  dit  als  juiste  maatstaf  in  het  algemeen  zoude  kunnen 
gelden,  zekerlgk  kan  dit  niet  in  het  onderhavige  geval,  nu, 
zooals  wg  zagen,  dat  geringe  bezoek  door  de  betrokken 
personen  zelve  aan  geheel  andere  omstandigheden  wordt 
geweten.  Omstandigheden,  die  wederom,  hierover  zal  wel 
geen  verschil  van  gevoelen  bestaan,  uitvloeisels  zgn  der 
regeling  van  het  universitair  onderwgs  hier  te  lande,  be- 
paaldelgk  van  wat  men  onder  het  academisch  statuut  ge- 
meenlgk  verstaat.  En  nu  zegge  men  niet,  dat,  gedurende 
de  bijna  vgf  en  twintig  jaren  van  het  bestaan  der  nieuwe 
wet  op  het  H.  O. ,  zich  slechts  vier  —  Mr.  Pols  medege- 
rekend  —  bevoegde  personen  op  dit  gebied  hebben  opge- 
daan ,  en  niemand  tot  het  geven  van  onderwgs  in  bedoeld 
vak,  helzg  als  lector  hetzg  als  professor,  in  ieder  geval 
van  Staatswege  bezoldigd,  in  aanmerking  kwam.  Immers, 
over  het  onderwijs,  gedurende  dien  tgd  aan  de  Rgksuni- 
versiteit  te  Leiden  gegeven,  zoude  daarmede  zeker  onver- 
diend de  staf  zgn  gebroken.  Onverdiend;  zijn  dan  daar,  en 
mogel^t  ook  elders,  geen  academische  proefschriften  ver- 
schenen, die,  gelgk  in  andere  vakken,  de  aanstelling  van 
de  Schrijvers,  zg  het  dan  als,  wat  men  eenigszins  weg- 
werpend heeft  gequalificeerd ,  proef-professor  of  lector  recht- 
vaardigden? Iets  wat  juist  in  dit  vak  te  meer  te  verdedigen 
zoude  zgn  geweest ,  gelgk  men  dan  ook  in  den  beginne  na 
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de  invoering  der  nieuwe  wet  niet  geaarzeld  heefl  te  doen, 
nu  men  daarin  moeilijk  anders  dan  bij  juist  dergelijke  be- 
trekking, in  welke  men  niet  door  andere  dagelps  terug- 
keerende  bezigheden,  die  men  om  den  broode  wel  dient 
te  vervullen,  wordt  gestoord,  z\jne  sporen  zoude  kunnen 
verdienen  ?  En  eindelp  waren  er  dan  misschien  geene  veel- 
belovende Duitsche  geleerden  geweest,  die,  na  de  Deutsche 
Rechtsgeschichte  onder  leiding  hunner  beroemde  voorgangers 
te  hebben  bestudeerd ,  met  meer  gemak  zich  onze  vader- 
landsche  voldoende  zouden  hebben  kunnen  eigen  maken 
om  die  aan  Nederlanders  te  doceeren  ')? 

Mag  men  dus  aannemen,  dat  werkelijk  ook  op  het  zoo- 
genaamde academisch  statuut  nog  wel  wat  aan  te  merken 
valt ,  en  dat  ook  in  de  academische  opleiding  nog  wel  ver- 
betering is  aan  te  brengen ,  dan  doet  zich  onmiddellyk  de 
vraag  voor:  langs  welken  weg? 

Het  ligt  niet  in  de  bedoeling  van  dit  schriiven  hierop 
een  zelfs  eenigermate  volledig  antwoord  te  geven  —  de 
titel  wijst  hierop  dan  ook  volstrekt  niet  — ;  toch  kan  het 
voor  niemand,  die  het  voorafgaande  heeft  willen  volgen, 
twijfelachtig  zijn,  dat  deze,  ook, naar  het  oordeel  van  den 
schrijver  dezer  bladzijden,  moet  worden  gevonden  bij  elke 
regeling,  die  de  gelegenheid  voor  meer  wetenschappelijke 
studie  opent  voor  ieder  die  daartoe  lust  en  bekwaamheid 
bezit,  en  deze  door  het  bevorderen  van  overstelpende  en 
gejachte  examensludie  niet  reeds  van  te  voren  den  kop 
indrukt. 

Mö  wil  het  toeschijnen ,  dat  de  wijze  van  behandeling  en 
indeeling  van  het  onderwerp,  zooals  deze  door  Mr.  L  o  h  m  a  n 
in   grove  trekken   werd   ontworpen,   daaraan  alleszins  bc- 


0  Zie  nog  hieromlreDt  het  advies  der  Rechtsgeleerde  Faculteit  te 
Utrecht ,  in  1878  uitgebracht.  Bü  hare  bestrijding  van  dit  denkbeeld 
zal  de  Faculteit  zich  niet  hebben  voorgesteld ,  hetgeen  gedurende  de 
twintig  volgende  jaren  heeft  plaatsgehad.  Anders  had  zü  zich  allicht,  ge- 
dachtig aan  het  spreekwoord:  beter  een  half  ei,  dan  een  leege  dop, 
roet  een  vreemdeling  tevredengesteld.  Hubrecht,  t. a.  p.,  III hl. 87/8. 
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vorderiyk  zoude  zgn.  Ik  geloof  echter  niet,  dat  naar  dat 
systeem  de  examenslof  en  haar  omvang  veel  geringer  zoude 
worden.  Het  mag  dan  ook  m.  i.  zeer  twyfelachtig  worden 
geacht,  of  juist  in  vermindering  daarvan  —  daargelaten 
nu ,  of  juist  eene  opeenhooping  van  examenvakkenkennis  op 
één  bepaald  tijdstip  wenschelijk  is  —  verbetering  moet  wor- 
den gezocht.  Zeker  is  het,  dat  er  ter  meer  bedoelde  ver- 
gadering der  Juristen- Vereeniging  stemmen  opgingen,  die 
in  verzwaring  der  examina  heil  zochten.  Ook  op  dit  punt 
wensch  ik  niet  nader  in  te  gaan. 

Wel  echter  komt  het  mg  voor,  dat  reeds  een  groote 
verbetering  zonder  verdere  overigens  zeer  gewenschte  ver- 
anderingen ware  te  verkregen ,  als  kon  worden  bereikt ,  dat 
de  jurist  niet  gepromoveerd  den  t\jd  moest  doorbrengen, 
vóór  h\j  in  het  maatschappelp  leven  werkelijk  actief  optreedt, 
dien  de  studenten  in  de  andere  faculteiten  meestal  nog 
aan  de  studie  aan  de  universiteit  besteden.  Toegegeven 
moet  worden,  dat  hier  geheele  geiykstelling ,  b\jv.  met  den 
medicus ,  voor  wien  reeds  aan  de  academie  de  gelegenheid 
open  staat  zich  in  de  practische  toepassing  z\jner  weten- 
schap te  oefenen,  niet  opgaat;  maar  met  klem  en  nadruk 
mag  worden  beweerd ,  dat  de  eerste ,  thans  reeds  gewoon- 
lijk vyf ,  jaren  na  de  promotie  voor  den  jurist  in  verreweg 
de  meeste  gevallen  practisch  van  betrekkelijk  weinig  nut, 
wetenschappelgk  dikwerf  doodend  zyn.  En  om  zoo  spoedig 
niogelyk  in  die  periode  te  geraken  is  dan  de  academische 
studie  byna  uitsluitend  examenafrichting  geworden.  Legden 
bcpaaldelgk  bg  benoemingen  in  de  rechterlgke  macht  de 
jaren ,  die  men  hunkerende  naar  wat  praktgk  en  werkende  op 
grifSe  of  parket  doorbrengt  —  waar  men  in  even  zoovele 
maanden  dezelfde  hoeveelheid  kennis  en  ervaring,  die  later  ge- 
wenschtzal  blgken,  kan  opdoen  *)  —  niet  zulk  een  overwegend 
gewicht   in   de  schaal,  werd  op  anciënniteit  minder  gelet. 


^)  Zie    hierover   Mr.    Eyssell  in  zgn  praeadvies,  Handelingen,  I, 
bl.  47  vig.  en  Bfr.  Tjaden  Busmann,  in  Handelingen ,  II ,  bl.  79. 
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de  hoofdoorzaak  voor  zulk  een  overhaaste  examonstudio 
zou,  meen  ik,  grootendeels  zijn  weggenomen.  Zij  toch,  die 
in  de  praktijk  willen  blyven,  zullen  zeker  eerder  kans  heb- 
ben van  te  slagen,  waar  zg  wetenschappelijk  beter  onder- 
legd voor  de  vragen ,  die  het  werkelijke  leven  hun  stelt , 
zullen  komen  te  staan.  Enkele  jaren  eerder  of  later  begin- 
nen zal  in  het  algemeen  tot  den  gang  hunner  werkzaamheid 
niet  zooveel  afdoen.  De  aurea  praxis,  door  zoo  velen  ge- 
wenscht  maar  door  zoo  weinigen  verkregen,  zal  zeker  uit 
een  wetenschappelgken  ondergrond,  in  verband  natuurlijk 
met  andere  hoedanigheden,  eerder  en  rijker  kunnen  op- 
bloeien dan,  zij  het  dan  met  een  voorsprong  van  misschien 
enkele  jaren,  op  een  uitsluitende  examenstudie  worden 
opgebouwd. 

Kon  er  op  gerekend  worden ,  dat  men  met  wetenschappe- 
Ip  te  werken ,  met  ook  buiten  de  examenvakken  te  studeeren , 
niet  in  verhouding  tot  anderen  achteraan  zou  komen ,  voor 
hen ,  die  zich  daartoe  aangetrokken  gevoelen ,  zou  de  thans 
bestaande  groote  hinderpaal  zgn  vervallen.  Door  hen  zou 
dan  tijd  en  gelegenheid  kunnen  worden  gevonden ,  zich  ook 
aan  enkele  niet  voor  het  examen  vereischte  vakken  naar 
hunne  keuze,  en  in  meer  of  minder  uitgebreide  mate,  te 
wgden.  Het  zou  hun  mogelijk  worden,  ook  eens  aan  een 
andere  universiteit  dan  waar  zij  hunnen  eigenlyken  studietyd 
hebben  doorgebracht  en  hunne  examens  hebben  afgelegd  of 
willen  afleggen,  colleges  te  volgen,  zooals  in  Duitschland, 
misschien  weer  aan  den  anderen  kant  overdreven ,  gewoon- 
lijk geschiedt.  Het  zou  hun  mogelyk  z\jn,  een  buitenland- 
sche  universiteit  gedurende  eenigen  t\jd  te  bezoeken,  iets, 
hetwelk,  naar  schrQver  dezes  by  eigen  ondervinding  weet , 
ten  zeerste  gewenscht  is  tot  het  verkr\jgen  van  ruimer  blik 
en  beter  inzicht  in  tal  van  zaken ,  maar  door  juridische 
studenten  hier  te  lande  al  te  weinig  geschiedt. 

Het  valt  niet  te  ontkennen,  dat  ook  langs  dezen  weg, 
wanneer  de  studie  in  de  rechtsgeleerdheid  niet  meer  in  zoo 
gansch  korten  t\jd  als  tegenwoordig  zal  kunnen  worden  ten 
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einde  gebracht  —  de  opvatting  toch ,  die  tot  meer  weten- 
schappelqkheid  der  studie  zal  leiden  zal  ook  haar  terugslag 
op  de  examens  oefenen  —  het  aantal  juristen  minder  zal 
worden.  Hierin  kan  echter  geen  bezwaar  worden  gezien; 
moge  de  quantiteit  minder  worden,  zoo  de  qualiteit  maar 
stijge.  Op  de  vergadering  der  Juristen- Vereeniging  is  het 
door  Mr.  Hartogh  zoo  juist  gezegd:  .Nog  eens,  de  deur 
van  Themis  wordt  te  gemakkelgk  geopend;  in  het  heilig- 
dom worden  toegelaten  onderscheidene  personen,  die 
werkelijk  niet  moesten  heeten:  juristen"  *). 

En  al  zou  ik  nu  niet  direct  met  dien  spreker  mede  willen 
gaan,  waar  hg  in  de  richting  van  verzwaring  der  examens 
en  vermeerdering  der  examenvakken  scheen  te  willen  sturen, 
toch  geloof  ik,  dat  van  de  hoogleeraren  zelf  een  zekere 
drang  zoude  kunnen  uitgaan,  die  aan  het  te  uitsluitend 
africhten  tot  examens  paal  en  perk  stelde  en  in  meer  weten- 
schappelijke richting  de  studie  zoude  kunnen  leiden.  Des- 
noods zoude  deze  zich  op  de  examina  zelf  kunnen  doen 
gelden ').  Zoude  daardoor  de  studietgd  in  het  algemeen 
verlengd  moeten  worden ,  onder  de  bovenbedoelde  mits  kan 
daarin  naar  mgne  bescheiden  meening  niet  anders  dan  een 
voordeel  worden  gezien. 

Rotterdam,  November  1899. 


O  Handelingen,  II,  bl.  54. 

*)  Verg.  nog  wat  Prof.  Fockema  Andreae  hieromtrent  in  het 
midden  bracht.  Handelingen,  II,  bl.  44/5. 
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keling  van  het  oad-vader- 
Landsch  publiek  en  privaat- 
recht lot  op  de  invoering 
der  Fransche  wetgeving. 

Het  ond-vaderlandsche 
recht  ten  tijde  der  repabliek 
in  verband  met  de  Izuaiding 
van  de  Groot. 
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^)  Niet  nader  op- 
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')  Niet  gegeven  bij 
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*)  Niet  opgenomen 
in  het  omaeel  ver- 
slag. 
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Oud-Nederlandsche  rechts- 
bronnen. 

De  bronnen  van  het  Ne- 
der 1.  recht  van  den  oudsten 
tijd  tot  het  einde  der  18e 
eeuw. 
Oud  Nederl.  privaatrecht. 

Familierecht ,  recht  op 
onroerend  goed. 

Historisch  juridische  oefe- 
ningen. 

Oud  Nederl.  rechtsbron 
nen. 

Een  overzicht  van  de 
rechtsvorming  en  de  rechts- 
bronnen in  de  Nederlanden 
van  de  lez  Salica  tot  het 
einde  der  18e  eeuw. 

Q-eschiedenis  van  het 
burgerlijk  recht  in  Nederl. 

Een  overzicht  van  de 
geschiedenis  der  voornaam- 
ste instellingen  van  B.  R. 
van  den  tijd  der  oudste 
ons  bekende  rechtsbronnen 
tot  het  einde  der  1 8e  eeuw 
(wegens  gemis  aan  tijd  niet 
het  recht  op  roerende  goe- 
deren, de  bijzondere  con- 
tracten, pand  en  hypotheek). 

Oud  Nederl.  rechtsbron- 
nen. 

Overzicht  van  de  ont- 
wikkeling der  publiek- 
rechtelijke machten  in 
Nederland  en  van  de  rechts- 
bronnen 

Geschiedenis  van  het 
oud-Nederlandsche  burger- 
lijk recht;  voornamelijk 
personen-  en  zakenrecht. 

Capita  selecta. 

Eenige  onderwerpen  uit 
de  Nederlandsche  rechts- 
geschiedenis  in  verband 
met  ons  hedendaagsch  recht, 
o.a.  het  vreemdelingenrecht, 
het  huwelijksgoederenrecht, 
het  bezit. 

Overzicht  deroud-neder 
landsche  rechtsbronnen. 

Korte  uiteenzetting  van 
de  ontwikkeling  der  wet- 
gevende en  der  rechterlijke 
macht  in  Nederland,  en 
overzicht  der  rechtsbronnen 
van  den  oudsten  tiid  tot  het 
einde  der  republiek. 

Geschiedenis  van  het  bur- 
gerlijke recht  in  Nederland. 

Personen-,  familie-  en  ten 
deele  zakenrecht. 

Idem  vervolg. 

Zakenrecht  (vervolg)  en 
verbintenissenrecht. 
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Oud  vaderlandsch  recht 
3n  zijn  geschiedenis. 

Privaatrecht.  RechUbron- 
oen.  Algemeen  deel ,  rechts- 
lubjecten  en  rechtsobjeeten. 
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NOG  EEN  WOORD  OVER  HET   WETSONTWERP, 

BETREFFENDE   DEN  RECHTSTOESTAND 

DER  BUITENECHTELIJKE  KINDEREN, 

DOOR 

Mr.  P.  A.  TICHELAAR, 

Hoogleeraar  te  Leiden. 


In  een  opstel,  opgenomen  in  den  vorigen  jaargang  van 
dit  tijdschrift  *),  wgdde  ik  eenige  beschouwingen  aan  boven- 
staand wetsontwerp.  Sedert  verscheen  in  verband  met  de 
behandeling  in  de  afdeelingen  der  Tweede  Kamer  een  ge- 
wqzigd  ontwerp.  Ik  mocht  daarin  verschillende  bepalingen 
aantreffen,  afwgkende  van  de  oorspronkelgke  en  overeen- 
komende met  de  door  mg  in  gemelde  verhandeling  als 
wenschelgk  voorgestelde  wflzigingen.  Een  der  hoofdbeginse- 
len, t.  w.  de  onderscheiding  tusschen  het  vonnis,  waarbjj 
iemand  als  vader  van  het  buitenechteiyk  kind  wordt  aan- 
gewezen, en  de  formeele  erkenning,  door  den  vader  ge- 
daan, met  alle  aan  die  onderscheiding  verbonden  gevolgen , 
is  echter  gehandhaafd  en  het  is  naar  aanleiding  daarvan, 
dat  ik  nogmaals  de  pen  opneem  om  m\jne  bezwaren  tegen 
de  voorgestelde  regeling  te  doen  kennen.  Ik  word  hiertoe 
vooral  gedrongen  door  verschillende  opmerkingen,  voorko- 
mende in  het  verslag  der  Commissie  van  Rapporteurs,  in 
het  antwoord  van  den  Minister  van  Justitie,  in  het  mon- 
deling overleg  tusschen  Z.  E.  en  de  Commissie ,  alsmede 
in  de  vooral  tegen  Mr.  Molengraaff  gerichte  verdedi- 
ging van  gemelde  onderscheiding  van  Mr.  Moltzer'),  die 

O  Beektsgél.  Mag,,  1899,  bl.  377  vig. 

O  Mr.  J.  P.  Molteer,  Welke  aanspraken  behoort  het  onechte  kind 
op  grond  zijner  afstamming  van  rechtswege  te  kunnen  doen  gelden? 
'sGravenhage,  1899. 

BechtigeL  Mag.  1900.  9 
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mg  meer  dan  tevoren  hebben  overtuigd,  dat  voor  die  on- 
derscheiding, bedoeld  als  boven  gezegd,  geen  redelgke 
grond  bestaat  en  opneming  daarvan  in  onze  wetgeving 
ongewenscht  is  '). 

Wanneer  ik  zeg  opneming^  dan 'bevind  ik  mg  daardoor 
terstond  reeds  in  het  strgdperk  met  Mr.  Moltzer,  die 
meent,  dat  bedoelde  onderscheiding  ook  in  ons  tegenwoordig 
recht  reeds  bestaat.  De  heer  Moltzer  wil  n.1.  niets  weten 
van  de  gelijkstelling  voor  ons  recht  van  de  zoogenaamde 
vrgwillige  en  gedwongen  erkenning ,  zooals  wg  in  zgne  bro- 
chure lezen:  .Doch  hoe  algemeen  en  vóór  de  handliggend 
deze  laatste  opvatting  ook  zgn  moge,  met  het  stelsel  van 
ons  Burgerlgk  Wetboek  is  zg  onmogelijk  in  overeenstem- 
ming te  achten,  wanneer  men  bedenkt  «dat  de  uitdrukking 
erkenning'^  —  gelgk  door  Mrs.  Asser  en  van  Heusde, 
in  hunne  bekende  Handleiding  (eerste  druk  bl.  327)  zoo 
te  recht  wordt  opgemerkt  —  ,in  de  wet  alleen  doelt  op 
de  vrijwillige^  en  die  van  gedwongen  erkenning  alleen  bg  de 
schrgvers  voorkomt,  maar  in  de  wet  geenszins  wordt 
aangetrofifen" " ')•  Daar  nu  juiste  kennis  van  het  bestaande 
recht  van  groot  gewicht  is  voor  de  beoordeelhig  van  het 
geheele  ontwerp,  zal  ik  in  de  eerste  plaats  trachten  aan 
te  toonen ,  dat  integendeel  van  meergemelde  onderscheiding 
in  ons  tegenwoordig  recht  geen  sprake  kan  zgn. 
'  Ik  begin  met  er  op  te  wgzen,  dat  gelgkstelling  van  het 
vonnis  en  de  formeele  erkenning  reeds  een  uitvloeisel  hier- 
van moet  zgn ,  dat  de  erkenning  in  hoofdzaak  niets  anders 
is  dan  een  bewgsmiddel.  ik  heb  in  mgne  vroegere  verhan- 
deling getracht  het  bewijs  van  dit  laatste  te  leveren,  ge- 
bruikte daarbg  als  bewgsgrond  echter  juist  de  omstandigheid , 
dat  bg  de  totstandkoming  der  betreffende  artikelen  het 
vonnis  en  de  erkenning  steeds  op  ééne  Ign  werden  gesteld  '). 

^)  Met  het  vonnis  is  daarby  op  ééne  lyn  te  stellen  het  blyken  van 
het  vaderschap  ook  zonder  rechterlijke  uitspraak  anders  dan  door  foi- 
meele  erkenning. 

«)  BL  20.     . 

*}  Bl.  389. 
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Ik  achtte  het  overbodig  daarover  uit  te  weiden,  daar  ik 
niet  vermoedde,  dat  gegronde  twöfel  daaromtrent  werd 
gekoesterd.  Nu  echter  een  jurist  als  Mr.  Moltzer  die  ge- 
lijkstelling volkomen  verwerpt  en  met  het  oog  daarop  spreekt 
van  het  .aan  onze  wet  trouwens  ook  geheel  vreemde,  in 
zich  zelf  tegenstrijdige,  enkel  verwarring  en  misverstand 
wekkende  zuiver  schoolsche  begrip  der  ^gedwongen*^  er- 
kenning, welke  vervat  heet  te  zqn  in  de  rechterl\jke  uit- 
spraak" '),  nu  zie  ik  mg  wel  genoodzaakt  langs  anderen 
weg  aan  te  toonen,  dat  men  aan  die  gelükstelling  niet  mag 
twijfelen  en  door  dat  wel  te  doen  zich  de  deur  sluit  voor 
het  juist  verstand  van  onze  wet.  Gelukt  mg  dit.  dan  kan 
gemelde  bewQsgrond  des  te  meer  steun  verleenen  aan  het 
betoog ,  waaraan  een  groot  gedeelte  mgner  vorige  beschou- 
wingen was  gewijd. 

Ik   kan   voor  het   te  leveren  bewgs  in  de  eerste   plaats 
voor  hel  Fransche   recht  geen  beter  getuige  oproepen  dan 
Locré,    den    Secrétaire    général  du   Conseii  d'état  bg  dé 
totstandkoming  van  den  Code,  die  zelf  zegt  alles  mede  te 
deelen    „comme  un  témoin,  qui  a  tout  vu,  tout  entendu, 
teut  observé  et  qui  Ie  raconte  avec  simplicité".  Deze  drukt 
zich,  waar  hg  in  zgn  Esprit  du  Code  Napoléon  gaat  han- 
delen   over  de   afstamming  der  buitenechtelijke  kinderen, 
aldus  uit:    «Il  y  a  donc  deux  sortes  de  reconnaissance :  la 
reconnaissance  volontaire,  la  reconnaissance  forcée  oujuri- 
dique"  *),  en  bg  art.  338,  dat  over  de  rechten  dier  kinderen 
spreekt,  lezen  wg:  .Get  article  s'appliquant  k  tout  enfant 
naturel    reconnu,   soit    qu'il    Tait   été   voloniairement ,  soit 
qu'il  Tait  été  forcément,  j'ai  pensé  que  sa  place  naturelle 
était  après  la  disposition  sur  les  deux  sortes  de  reconnais- 
sance" •).    Dit    wat    de    persoonlijke    meening   van  Loc  ré 
betreft. 
Wy   vinden  verder  de  uitdrukking  reconnaissance  forcée^ 

')  Ül.  28. 

•)  Dl.  5,  bl.  242. 

')T.  a.  p.,  bl.  307. 
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die.  door  Mr.  Molt  ze  r  zoo  scherp  wordt  gehekeld ,  omdat 
ZQ  van  zelf  op  de  door  hem  bestreden  gelijkstelling  wgst, 
terstond  gebruikt  o.  a.  door  De  ferm  on")  en  door  Na- 
poleon'), toen  in  de  zitting  van  den  Conseil  d'état  van 
26  Brumaire  an  X  gehandeld  werd  over  de  twee  uitzon- 
deringen, die  men  wenschte  toe  te  laten  op  het  verbod 
van  het  onderzoek  naar  het  vaderschap.  Napoleon  zeide 
daarvan:  «Gette  reconnaissance  forcée  est  contre  les  prin- 
cipes". De  uitzonderingen  werden  verworpen  en  eerst  in 
de  zitting  van  13  Brumaire  an  XI  vinden  wq  het  artikel 
aangenomen  met  de  uitzondering,  zooals  het  in  den  C!ode 
voorkomt. 

En  wat  nu  de  beteekenis  van  deze  wyze  van  uitdruk* 
king  voor  bqzondere  gevallen  betreft,  ik  kies  om  die  te 
doen  uitkomen  tot  voorbeeld  de  wettiging,  juist  omdat  bg 
deze  onder  onze  schrqvers  verschil  van  meening  bestaat 
over  de  gelijkstelling  van  het  vonnis  met  de  vrüwillige 
erkenning. 

Art.  2  chap.  III  sect.  I  van  het  ontwerp,  14  Brumaire 
an  X  b|j  den  Conseil  d'état  ingediend,  luidde  aldus:  lis 
seront  légiümés  par  Ie  mariage  stAséqaent  de  leurs  père  et 
mère,  lorsque  ceuahd  les  auront  légalement  reconnus  avant 
leur  mariage  f  ou  quHls  les  reconnattr(mt  dans  Vacte  mime 
de  célébration  ').  In  de  zitting  van  den  24en  Brumaire  d.  a.  v. 
liepen  de  debatten  enkel  over  de  vraag,  of  men  ook  erken- 
ning na  voltrekking  van  het  huwelgk  zou  toestaan;  het 
verzet  daartegen  was  gegrond  op  de  overweging ,  dat ,  zoo 
men  die  toeliet,  door  onderling  overleg  der  ouders  kinde- 
ren in  de  familie  konden  worden  gebracht,  zooals  Napo- 
leon het  uitdrukte  .donner  ia  facultë  de  créér  desenfans 
par   consentement   mutuel"  *) ;  met  het  oog  daarop  waren 


O  Loc  ré,   La  légisUuion  civiUt  commêrc,  et  critnin»  de  Ui  Franee^ 
dl.  6,  bl.  1!21. 
s)  Locré,  t.  a.  p.,  bl.  122. 
')  Locré,  t  a.  p.,  bl.  29. 
*)  Locré,  t.  a.  p.,  bl.  96. 
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de    bewoordingen    van  het  artikel  dan  ook  gekozen.  Maar 
men  was  er  verre  van  af,  voor  de  wettiging  de  vrflwillige 
erkenning    te  eischen;  deze*  stond  trouwens  in  de  section, 
handelende  de  la  reconnaissance  des  enfans  nés  hors  mariage 
eerst  op  de  tweede  plaats.  Boulay  o.  a.  drukte  zich  aldus 
uit:  ,Le  mariage  opère  par  sa  seule  force ,  et  indépendani- 
ment  de  toute  autrecirconstance,  la  légiti ma tion  desenfans, 
qui    ont    la   preuve  legale,  qu'ils  appartlennent  aux  deux 
époux"*);  Tronchet  als  volgt:  ,que  Tenfant  ne  dolt  pas 
obtenir    Ia   légitimation ,   si   son   état  n'a  été  fixé  avant  Ie 
mariage"*).   Een    vonnis,   waarbq  eene  vrouw  als  moeder 
van   het  kind  werd  aangewezen,  stelde  dien  staat  natuur- 
lijk   even    goed   vast  als  hare  erkenning,  leverde  minstens 
even  goed  als  deze  een  bewijs  op  van  de  afstamming.  De 
woorden  van  het  artikel:  lorsque  ceux-d  les  auront  legale^ 
ment  reconnus,  sloegen   dus  zoowel  op  de  gedwongen  als 
op   de    vrijwillige  erkenning,  uitdrukkingen,  wier  gebruik, 
de  heer  Moltzer  zal  dit  zeker  ook  niet  ontkennen,  hier 
b\jna  noodzakelijk  wordt  om  de  bedoeling  van  den  wetge- 
ver uit   de   woorden  te  verklaren  *).  Aan  een  vonnis  over 
het  vaderschap   dacht   men   toen  nog  niet,  daar  dit  eerst 
mogelijk  kon  worden  door  de  in  bovengemelde  zitting  van 
26   Brumaire    voorgestelde  uitzonderingen   op   het   verbod 
van  het  onderzoek  naar  het  vaderschap.  R  e  g  n  a  u  d  merkte 
dienaangaande  nog  op:  «S'il  étalt  suivi"  (n.1.  het  vroegere 
systeem    van    toelating   van   gemeld   onderzoek),    «Tenfant 
pourrait  intenter  une  action  judiciaire  et  forcer  son  père  k 
Ie  reconnaltre"  *).  Later  liet  men  in  het  geval  van  enlève- 

O  Loc  ré,  t.  a.  p.,  bl.  94. 

*)  Locré,  t.  a.  p.,  bl.  88. 

*)  Locré,  Esprit^  dl.  5,  bl.  277,  merkt  omtrent  hel  gebruik  dezer 
uildrakkingen  op:  ,Le  mot  reeonnaisaanee  poorra  parallre  impropre, 
parce  qa'  ordinairement  il  indiqne  un  acte  libre,  délerminé  par  la 
conTictioD  et  par  une  volonté  spontanée;  aussi  ne  m'en  suis-je  servi 
906  parce  que  notre  langue  ne  m'en  a  pas  foumi  d*autre  qui  rendit 
eiactement  mon  idéé." 

*)  Locré,  La  légialatian ,  dl  6,  bL  93. 
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ment  het  onderzoek  toe;  alleen  dan  achtte  men  het  vader- 
schap voldoende  bewijsbaar;  maar  daardoor  viel  ook  deze 
gedwongen  erkenning  onder  de  woorden  van  bovengemeld 
artikel. 

Tot  zoover  over  het  Fransche  recht,  voor  hetwelk  ook 
door  de  latere  Fransche  schrgvers  algemeen  wordt  aange- 
nomen, hetgeen  Toullier  met  het  oog  op  het  vonnis 
over  het  vaderschap  reeds  aldus  uitdrukte:  .Cette déclara- 
tion,  prononcée  par  la  justice,  a  la  même  force  et  les 
mênies  eflfets  qu'une  reconnaissance  volontaire"  '). 

Is  dat  nu  volgens  ons  recht  anders?  Heeft  onze  wetge- 
ver verschil  willen  maken  tusschen  het  vonnis  en  de  erken- 
ning? Wfl  vinden  daarvan  in  de  geschiedenis  geen  enkel 
spoor.  Integendeel;  Nicolaï,  die  voortdurend  over  ons 
onderwerp  het  woord  heeft  gevoerd,  vermeldt  uitdrukkelgk 
de  reconnaissance  volontaire  en  forcée;  ,1a  reconnai^ance 
est  forcée",  zegt  h\j,  .lorsqu'elle  est  ia  suite d*un  jugement 
prononcé  en  justice"  ')  en  hfl  denkt  er  klaarblflkelijk  geen 
oogenblik  aan,  in  de  gevolgen  tusschen  beide  onderscheid 
te  maken.  Nergens ,  noch  by  de  wettiging ,  noch  by  het 
erfrecht,  waarbij  uitvoerige  debatten  werden  gevoerd,  vin- 
den wy  er  ook  maar  met  een  enkel  woord  op  gewezen, 
dat  men  onder  erkenning  iets  anders  verstond  dan  de  Fransche 
reconnaissance.  De  voor  ons  in  aanmerking  komende  artikelen 
stemmen  dan  ook  met  die  van  den  Code  volkonten  overeen , 
zoo  o.  a.  art.  327  B.  W.  met  art.  331  Cc.  Zij,  die  onder- 
scheid willen  maken  tusschen  de  erkenning  en  het  vonnis, 
dienen  dan  ook  de  vraag  te  beantwoorden:  Welk  is  dat 
onderscheid?  Welke  gevolgen,  die  aan  de  erkenning  zijn 
verbonden ,  heeft  onze  wetgever  aan  het  vonnis  willen  ont- 
houden? Of  heeft  hij  misschien  aan  het  vonnis,  waarbij  de 
afstamming  wordt  vastgesteld,  in  het  geheel  geene  gevolgen 
willen   vastknoopen?  Hoe  ongeloofelyk   het  moge  klinken, 


')  To allier,  L0  droU  civil  francais  (1824),  dl.  %  bl.  143. 
*)  Voorduin,  dl.  2,  bl.  556. 


Digitized  by  VjOOQIC 


131 

aJles  wat  wil  b\j  Mr.  Moltzer  lezen,   mjiakl  den  indruk, 
alsof  by  op  laatstgemelde  vraag  een  toestemmend  antwoord 
zou  willen  geven.  Dan  heeft  dus  het  vonnis  voor  het  kind 
geenerlei  waarde  en  hebben  artt.  342—344  B.  W.  niets  te 
beteekenen!  En  het  bewys  daarvoor?  Wfl  moeten  het  zoe- 
ken in   de   boven   aangehaalde   woorden.    Ik  zou  nog  wel 
deze  vraag  willen  doen:  welken  naam  verdient  eene  wet, 
waarin    de    artt.  342—344  zyn  opgenomen  onder  het  op- 
schrift: Van  de  erkenning  van  natuurlijke  kinderen  ^  terwyl  de 
bedoeling  is ,  dat  de  daarin  behandelde  rechterlijke  uitspraak 
met  erkenning   niets  gemeen   heeft?   En    wal    betreft    het 
voorkomen   van  de  uitdrukking  gedwongen  erkenning  alleen 
bij  de   schrijvers    en    niet   in  de  wet,  ik  meen  voldoende' 
te  hebben  aangetoond,    dat,    al  komt  de  uitdrukking  niet 
in  de  wet    voor,  ze  door  den  wetgever,  zoowel  door  den 
Franschen    als   door   den   Nederlandschen  /  voortdurend  is' 
gebezigd  en  dat  zfl  dus ,  wel  verre  van  geen  beteekenis  voor 
ons   te  hebben   en  te  zyn  een  verwarring  en  misverstand 
wekkend    schoolsch   begrip,   ons   de  grootste  diensten  kan 
bewijzen    tot  juist   verstand   onzer   wel.  Men  is  het  er  bg 
ons  dan  ook  trouwens  vrgwel  over  eens,  zooals  Mr.  Molt- 
zer  zelf  opmerkt,   dat  het  vonnis  dezelfde  gevolgen  heeft 
als   de    vrijwillige  erkenning  *).  Alleen  met  het   oog  op  de 
wettiging  denken  sommige  schrövers  er  anders  over.  Zoo-' 
wel  Diephuis')  als  Asser  en  van  Heusde')  beroepen 
zich    n.l.  op  de  woorden 'der  wet,  die  er  volgens  hen  tóe 
leiden,    voor    de   wettiging    eene    vrgwillige    erkenning    te 
eischen.  Ik  kan  hiertegen  niets  anders  aanvoeren  dan  dat, 
zoolang  men  voor  de  uitlegging  der  wet  nog  met  iets  anders 
mag  te  rade  gaan  dan  met  die  woorden ,  de  opvatting  van 
gemelde  schrgvers  door  de  geschiedenis  wordt  gewraakt. 
Zoo  stel  ik  dus  nogmaals ,  ook  in  verband  met  den  inhoud 

O  Ook  de  Hooge  Raad  nam  dat  aan  in  zyn  arrest  van  80  Januari 
1885,  W.  5143. 
*)  Ned.  Burg.  Recht,  dl.  5,  bl.  162. 
^  Handleiding^  U  4nik,  dl.  1,  bl.  3S8. 
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van  m\jn  vorig  opstel ,  als  resultaat  vast :  de  moeilgkheden , 
die  het  bewijs  o^^levert,  hebben  den  wetgever  bewogen, 
het  onderzoek  naar  het  vaderschap  uit  te  sluiten;  waar 
die  moeilykheden  naar  z^jne  meening  niet  bestonden ,  heefl 
hü  het  toegelaten,  en  waar  dit  onderzoek  nu  leidt  tot  een 
vonnis ,  waarbfl  iemand  als  vader  wordt  aangewezen ,  daar 
staat  dat  vonnis  op  volkomen  geUjke  Ign  met  de  vrywillige 
erkenning,  door  den  vader  gedaan'). 

Op  hoe  geheel  ander  standpunt  het  Ontwerp  staat,  is 
bekend;  het  ziet  in  de  moeilgkheid  van  het  bewgs  geen 
voldoende  reden  meer  om  het  onderzoek  naar  het  vader- 
schap uit  te  sluiten,  maar  maakt  streng  onderscheid 
tusschen  het  daarop  volgend  vonnis  en  de  erkenning  door 
den  vader.  Naar  mgne  meening  zijn  echter  in  de  aan  het 
begin  van  dit  opstel  vermelde  stukken  voor  dit  onderscheid 
argumenten  gebezigd,  die  den  toets  der  critiek  niet  kun- 
nen doorstaan. 

Ik  denk  hier  in  de  eerste  plaats  aan  de  bewering,  reeds 
zoo  dikvvgls  gedaan  en  die  wy  herhaaldelijk  hier  weer  aan- 
treffen ,  dat  het  vaderschap  in  den  regel  toch  niet  volkomen 
bewvjsbaar  is.  Op  dit  standpunt  stelden  zich  verschillende 
leden  dei:  Tweede  Kamer')  en  daaraan  zeker  ook  niet  ge- 
heel vreemd  is  Mr.  Moltzer,  wanneer  hg  tegenover  de 
moeder  stelt  hem ,  die  de  waarschgnlijke  oorzaak  is  van 
het  kind ,  en  verder  spreekt  van  haar ,  omtrent  wier  moe- 
derschap in  elk  geval  wel  geen  mindere  zekerheid  buiten 
dan  in  h^t  huwelgk  zal  zgn  te  verkregen  ').  Geheel  anders 
de  Regeering,  die  aan  deze  vraag  eene  uitvoerige  bespre- 
king wijdde  en  er  uitdrukkelp  op  wees,  dat  er  geen 
reden  is,  wat  de  bewgsbaarheid  betreft,  verschil  te  maken 

')  Zoo  luidt  ook  art.  309  Ontw. Staatscomm.:  «DeaitspraaktWaarbg 
de  eisch,  bedoeld  bij  de  artikelen  .305  en  306,  is  toegewezen,  heeft 
dezelfde  gevolften  als  de  erkenning''. 

*)  Verslag  der  Tweede  Kanur  enz.,  verschenen  by  Gebr.  Belin- 
fantb,  bl.  \%  47,  57,  75. 

»)  BI.  '9,  21,  25. 
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tusschen  de  afstamming  en  andere  rechtsfeiten.  «De  grief , 
dat  het  vaderschap  niet  bewijsbaar  zou  zqn,  is  derhalve 
ongegrond'*  *).  Vereenigt  men  zich  hierin  niet  met  de  Regee- 
ring ^  dan  ontneemt  men  zich  ellien  maatstaf  ter  beoordee- 
ling van  de  vraag,  welke  rechten  men  aan  het  kind  zal 
toekennen  en  maakt  een  ernstig  debat  daarover  onmoge- 
lijk. Men  neemt  dan  het  standpunt  in  van  den  rechter, 
die,  ofschoon  niet  volkomen  overtuigd  van  de  schuld  van 
den  beklaagde,  dezen  toch  wil  veroordeelen  en  nu  met 
zich  zelf  te  rade  gaat .  welke  straf  het  meest  gewenscht  is. 
Meent  men  werkelijk,  dat  van  het  vaderschap  de  noodige 
zekerheid  niet  is  te  verkrijgen,  dan  moet  men  met  de 
Staatscommissie  het  Fransche  standpunt  handhaven ;  terecht 
toch  beroept  deze  er  zich  op,  dat  ,de  hoedanigheid  van 
vader  onsplitsbaar  is,  en  men  moeilyk  hg  vonnis  daartoe 
verklaard  kan  zgn,  zonder  al  de  daaraan  van  nature  ver- 
bonden gevolgen  te  dragen'^  Er  is  echter  volstrekt  geen 
reden  om  aan  te  nemen,  dat  het  vonnis  tot  vaststelling 
der  afstamming  minder  vertrouwen  verdient  dan  eenig 
ander  vonnis;  rechterlgke  dwaling  is  b\j  elk  vonnis  moge- 
lijk; maar  dit  heeft  niet  verhinderd,  dat  men  van  oudsher 
den  regel  heeft  aangenomen :  res  judicata  pro  veritate  ha- 
betur;  door  eene  byzondere  regeling  van  het  bew\js  heeft 
men  hem ,  die  als  vader  wordt  aangesproken ,  nog  beschermd 
tegen  de  mogelijkheid  van  dwaling  des  rechters,  zoodat, 
komt  deze  voor,  veeleer  het  kind  daarvan  het  slachtoffer 
zal  zgn  dan  de  als  vader  aangesproken  persoon;  des  te 
minder  reden  is  er  dan  ook  om  ons  geval  ook  maar  eeniger- 
mate  aan  de  werking  van  gemelden  regel  te  onttrekken. 
Ook  het  gewicht  van  de  zaak  geeft  geen  aanleiding,  aan 
bet  enkele  geval  van  rechterlijke  dwaling,  dat  zich  kan 
voordoen,  hier  bqzondere  beteekenis  te  hechten.  Want, 
van  hoeveel  belang  een  rechlsstrijd  over  de  afstamming 
moge  z\jn,  er  z\jn  allerlei  zaken,  die  in  gewicht  daarvoor 
niet  onderdoen. 


O  Wetwntwrp^  oitg.  Gebr.  Belinfante,  bl.  36. 
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Maakt  nu  de  Regeering  gemeld  argument  voor  de  on- 
derscheiding van  vonnis  en  erkenning  niet  tot  het  hare ,  zij 
voert  een  anderen  grond  aan,  die  er  veel  overeenkomst 
mede  heeft ,  maar  er  niet  geheel  mede  mag  worden  gelyk- 
gesteld.  De  Regeering  wijst  er  n.1.  op ,  dat  niettegenstaande 
het  vonnis  bg  den  als  vader  daarin  aangewezene  de  over- 
tuiging kan  bestaan,  dat  hij  de  vader  niet  is.  Men  ziet, 
wQ  hebben  hier  met  een  ander  argument  te  doen ;  't  is 
niet  meer  de  twgfel  aan  de  objectieve  juistheid  van  het 
vonnis,  maar  de  subjectieve  twQfel  van  de  veroordeelde 
partfl.  Het  staat  echter  in  nauw  verband  met  het  eerste; 
de  leden  der  Tweede  Kamer  vereenigen  beide  voortdurend , 
terwijl  de  Regeering,  die  het  eerste  in  beginsel  verwerpt, 
dit  toch  bfl  het  tweede  soms  te  pas  brengt.  De  Minister 
immers  verklaart:  «De  beschouwingen  van  andere  leden, 
die  meenen  dat  de  rechterlöke  uitspraak  omtrent  de  vader- 
lijke afstamming  niet  met  formeele  erkenning  van  het  kind 
door  den  vader  kan  worden  gelijkgesteld ,  omdat  het  vader- 
schap in  den  regel  niet  volkomen  kan  bewezen  worden, 
kunnen  in  hoofdzaak  door  den  ondergeteekende  worden 
gedeeld.  Het  feit  der  vaderlgke  afstamming  kan  bewezen 
worden ,  en ,  als  in  rechte  vaststaande ,  grondslag  zqn  van 
bijzondere  rechten  en  verplichtingen.  Doch  een  bewqs  in 
rechte ,  uit  den  aard  der  zaak  opgebouwd  uit  vermoedens , 
behoeft  niet  te  leiden  tot  zekerheid  voor  hem  die  als  vader 
wordt  aangewezen"  *).  En  de  leden  der  Tweede  Kamer, 
op  wie  de  Minister  het  oog  heeft,  leidden  het  niet  altöd 
aanwezig  zijn  dier  overtuiging  uit  de  mogelijkheid  van 
rechterlijke  dwaling  af).  Bij  eene  andere  gelegenheid  vin- 
den wq  de  meening  der  Regeering  aldus  weergegeven :  De 
Minister  antwoordde ,  dat  vaststelling  der  vaderlijke  afstam- 
ming bq  rechterlijke  uitspraak  nog  niet  tot  wettiging  be- 
hoeft te  leiden,  aangezien  degene,   die  vermoed  wordt  de 


*)  Vereng  der  Tweede  Kamer  enz.,  bl.  23. 
•)  T.  a.  Pm  bl.  ia. 
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vader  te  z\jn ,  desniettemin  overtuigd  kan  z\jn ,  dat  het  kind 
het  zgne  niet  is  ^).  Nu  staat  het  vast,  dat  bg  geen  anderen 
rechtsstryd  de  overtuiging  van  partgen  omtrent  de  juistheid 
van  het  vonnis  in  rechte  eenige  beteekenis  heeft ;  het  komt 
aan  op  de  overtuiging  des  rechters,  die  van  partyen  blgft 
buiten  spel.  Welke  reden  is  er  nu  hier  die  overtuiging  in 
aanmerking  te  brengen  ?  Maar  gesteld  eens ,  er  ware  daarvoor 
reden,  dan  zal  men  toch  alleen  invloed  mogen  toekennen 
aan  eene  redelijke  overtuiging,  aan  eene  overtuiging,  ge- 
vestigd op  goede  gronden.  En  in  hoe  weinig  gevallen  is  die 
overtuiging  nu  denkbaar!  Wg  zagen  het  reeds,  wat  de 
objectieve  juistheid  van  het  vonnis  betreft,  zal  er  meer 
gevaar  zgn,  dat  een  kind  van  zgne  rechten  tegenover  zijn 
vader  bljjft  verstoken,  dan  dat  iemand  ten  onrechte  met  de 
verplichtingen  van  den  vader  wordt  belast;  en  op  dien 
grond  is  redelgke  twöfel  aan  de  juistheid  van  eene  uitspraak , 
waarbg  iemands  vaderschap  wordt  vastgesteld ,  ook  bg  den 
veroordeelde  zelf  bgna  niet  aan  te  nemen.  En  levert  nu 
het  enkele  geval,  waarin  die  twgfel  zich  kan  voordoen, 
voldoenden  grond  voor  eene  geheel  bgzondere  regeling  van 
ons  onderwerp? 

Wanneer  ik  nu  verder  de  beide  behandelde  argumenten 
buiten  bespreking  laat,  en  ik  meen  na  het  voorafgaande 
daartoe  hel  recht  te  hebben,  dan  blgft  voor  het  bedoelde 
onderscheid  alleen  dit  argument  over ,  dat  hg ,  wiens  vader- 
schap vaststaat ,  de  vrge  keus  moet  hebben ,  of  hg  het  kind 
al  of  niet  in  zijn  familieverband  wil  opnemen,  en  dat  eerst 
uit  dat  verband  de  gevolgen  voortvloeien,  die  in  het  ont- 
werp aan  de  erkenning  zgn  verbonden. 

Wat  is  nu  het  familieverband,  waarop  men  hier  het  oog 
heefl?  Welke  is  de  band,  die  vader  en  kind  vereenigt  na 
de  erkenning,  die  niet  aanwezig  is  na  het  vonnis? 

De  Romeinen  hebben  de  agnatenfamilie  gekend  en  de 
cognatenfamilie ;   bg   de  eerste  was  het  de  patria  potestcts  ^ 


O  T.  a.  p.,  bl.  93, 
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die  den  band  vormde  tusschen  de  leden,  bij  de  tweedede 
gemeenschappelijke  afstamming.  De patria potestas, oorspron* 
keiyk  waarschynlp  enkel  op  buweiyk  en  afstamming  gegrond, 
kon  later  ook  kunstmatig  worden  gevestigd ;  Justinianus 
ontnam  echter ,  door  de  instelling  der  adoptio  minusplena  en 
door  erfrecht  en  voogdg  aan  de  cognatio  vast  te  knoopen ,  aan 
dien  kunstmatig  gevormden  band  weer  veel  van  zyne  betee- 
kenis.  Terw^l  het  denkbeeld  om  kunstmatig  familiebanden  te 
scheppen  in  den  Code  nog  voortleefde  in  de  adoption  en  de 
tutelle  offidetise^  heeft  onze  wetgever  door  deze  niet  op  te 
nemen,  als  strydig  met  onzen  landaard,  alleen  den  natuurlijken 
band  ook  in  rechte  als  grond  van  familieverband  erkend. 
Onze  wetgever  stelde  zich  op  het  standpunt,  dat  wy  door 
Asser')  aldus  vinden  weergegeven :  «Men  kan  als  vader  jegens 
eenen  vreemde  handelen ;  die  vreemde  kan  voorzgnen  weldoe- 
ner eene  kinderlgke  liefde  gevoelen ;  doch  geene  menschelgke 
inrigting  kan  betrekkingen  scheppen,  die  niet  op  de  natuur 
gegrond  zqn/'  Men  maakte ,  wat  de  gevolgen  van  het  familie- 
verband betrof,  onderscheid  tusschen  wettige  en  onwettige 
geboorte,  naarmate  er  al  of  niet  een  huwelgk  tusschen  de 
ouders  bestond ,  maar  welke  die  gevolgen  zouden  z\jn ,  zou 
alleen  worden  beslist  door  huwelijk  en  geboorte,  niet  door 
den  enkelen  wil  der  ouders. 

Keeren  wij  nu  na  deze  korte  uitweiding  tot  bovenvermelde 
vragen  terug,  dan  valt  in  het  oog,  dat  door  de  erkenning 
in  de  natuurlijke  verhouding  tusschen  vader  en  kind ,  hetzij 
die  door  een  vonnis  of  op  andere  wijze  vaststaat,  niet  de 
minste  verandering  wordt  gebracht;  knoopt  men  aan  die 
erkenning  toch  bijzondere  familierechtelijke  gevolgen  vast, 
spreekt  men  daar  toch  van  een  brengen  in  een  familiever- 
band ,  dan  moet  men  dien  band  zoeken  buiten  de  natuur- 
lijke verhouding,  die  er  door  de  geboorte  tusschen  vader 
en  kind  bestaat.  Welke  feiten  zijn  er  nu  in  het  stelsel  van 
het    Ontwerp    bij  erkenning  aanwezig  om  daarbij  aan  een 


')  Eet  Ned.  Burg.   Wetb.  vergeL  met  het  Wetb.  Napoleon,  bl.  168. 
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familieverband  te  denken?  Dat  zouden  uitwendige  feiten 
kunnen  zijn,  zooals  bij  de  Romeinen  de  aan  de  patria 
potesdas  verbonden  deelneming  aan  de  sacra  enz.;  hier  zou 
men  kunnen  denken  aan  samnnwoning,  het  dragen  van 
denzelfden  naam.  Asser")  wijst  er  op ,  dat  men  een  vreemd 
kind  uit  genegenheid  huisvesting  kan  verschaffen ,  het  zelfs 
zijn  naam  kan  geven,  maardatdaardoor  toch  geene  familie- 
betrekking moet  kunnen  ontstaan.  Nu  kan  men  bij  buiten- 
echtelijke kinderen,  met  wie  van  nature  ook  reeds  een 
band  bestaat .  daaromtrent  anders  denken ;  wat  de  moeder 
betreft  zijn  die  omstandigheden  klaarblijkelijk  voor  de  Re- 
geering de  grond  voor  de  fictie  der  erkenning,  ofschoon 
Mr.  Hamaker')  er  terecht  op  wijst,  dat  die  fictie  geldt, 
ook  al  heeft  er  geen  samenleving  plaats.  Maar  het  Ontwerp , 
dat  aan  de  erkenning  wel  het  verkrijgen  van  den  naam 
des  vaders  verbindt ,  knoopt  daaraan  volstrekt  niet  vast  de 
samenleving  van  vader  en  kind.  Het  kind ,  ofschoon  erkend 
door  den  vader,  wordt  opgevoed  door  de  moeder  en  is 
dus  in  de  eerste  plaats  aan  hare  zorg  toevertrouwd.  Eerst 
bij  ontstentenis  van  de  moeder  kan  er  sprake  zijn  van  op- 
voeding door  den  vader ,  ofschoon  wij  deze  in  het  Ontwerp 
nergens  vinden  vermeld '). 


')  T.  a.  p.,  bl.  168. 

*)  De  afstamming  van  natuurl^ke  kinderen  {Verslagen  en  Mededee- 
lingen  der  Kon,  Akademie  van  Wetenschappen^  Afd.  Lelt.,  4e  Reeks, 
dl.  3,  bl.  336). 

*)  Wel  verklaart  art.  361  volgens  de  lezing  van  het  Ontwerp  over 
de  ouderlijke  macht  en  voogdii  op  nalourlyke  wettiglijk  erkende  kin- 
deren toepasselijk  art.  353,  dat  aan  de  ouders  de  verplichting  oplegt , 
hnnne  kinderen  te  onderhouden  en  op  te  voeden.  Maar  het  zal  wel 
de  bedoeling  zgn,  dat  dit  plaats  maakt  voor  art.  861  volgens  de 
lezing  van  het  Ontwerp  over  de  afstamming,  en  dit  bevat  die  verwij- 
zing niet,  welke  trouwens  ook  strijd  zou  veroorzaken  tusschen  art. 
361  en  art.  331.  Wel  wordt  dus  dan  bepaald,  dat  by  ontstentenis  der 
moeder  aan  den  vader,  die  erkend  heeft,  de  voogdy  toekomt  en  hy 
zal  uit  dien  hoofde  voor  de  opvoeding  moeten  zorg  dragen,  maar  dat 
hy  zelf  moet  opvoeden,  volgt  daaruit  niet. 

Ik  maak  ook  nog  op  bet  volgende  opmerkzaam.  By  erkenning  door 


Digitized  by  VjOOQIC 


138 

Zijn  er  dus  geen  uitwendi«^e  omstandigheden  aanwezig, 
die  het  vastknoopen  van  een  familieverband  aan  de  erken- 
ning in  tegenstelling  van  andere  feiten,  waaruit  de  afstam- 
ming blgkt,  ook  maar  eenigszins  rechtvaardigen  —  een  oogen- 
blik  aangenomen,  dat  er  buiten  de  afstamming  dergelijke 
feiten  kunnen  beslaan  — ,  dan  biyft  er  niets  anders  over 
dan  eene  inwendige  omstandigheid  en  wel  de  enkele  wil 
van  den  vader,  voortspruitende  uit  genegenheid  of  andere 
motieven.  Die  wil  van  den  vader  moet  aan  hel  kind  de 
familierechteiyke  plaats  verschaffen,  die  het  totdusvernog 
niet  had.  Dit  is  dan  vooral  ook  het  standpunt  van  de  Re- 
geering en  van  Mr.  Moltzer;  wel  brengen  zQ  dien  wil 
in  verband  met  de  overtuiging  van  hem,  die  erkent,  dat 
hg  werkelijk  de  vader  is,  maar,  zooals  ik  vroeger  uiteen- 
zette, ook  al  wil  men  aan  die  overtuiging  eenige  beteeke- 
nis  hechten,  er  is  ook  bg  het  bestaan  van  een  vonnis 
omtrent  het  vaderschap  geen  grond  om  aan  te  nemen ,  dai 
die  overtuiging  zal  ontbreken.  De  afstamming,  de  natuur- 
lijke band,  zal  dus  niet  voldoende  zijn  om  een  familiever- 
band tusschen  vader  en  kind  in  het  leven  te  roepen ,  maar 
de  vrije  wil  van  den  vader  zal  daartoe  leiden ,  een  wil ,  die 
uitwendig  tot  noodzakelijk  gevolg  alleen  heeft  het  dragen 
van  deuzeifden  naam  en  tot  gevolg  kan  hebben  samenle- 
ving. De  natuurlijke  band  krijgt  eerst  zijne  volle  beteekenis 
krachtens    den  wil  van  den  vader;   deze  doet  het  familie- 


den vader  zal  volgens  de  bedoeling  van  hel  Ontwerp,  art.  333,  de 
opvoeding  van  het  kind  moeten  plaats  vinden  overeenkomstig  den 
stand  van  den  vader.  Nu  dient  dit  toch  ten  eerste  wel  meer  uitdruk- 
kelijk te  worden  gezegd  dan  in  sremeld  artikel  is  geschied ,  maar  tegen 
eene  ruimere  bijdrage  van  den  vader,  buiten  erkenning,  evenals  tegen 
het  dras^en  van  den  naam  van  den  vader,  bestaan  allerlei  bezwaren 
bij  de  Regeering,  ontleend  aan  den  stand  en  de  omgeving  der  moe- 
der; vervallen  die  bezwaren  nu  door  de  erkenning?  Of  onderstelt 
men,  dat  de  erkenning  steeds  zal  gepaard  gaan  met  vrijwilligen  afstand 
van  het  kind  door  de  moeder  of  eerst  zal  plaats  vinden  na  haar  dood? 
Uit  hetgeen  de  Regeering  (Verslag  der  Tweede  Kamer  enz.,  bi.  Si) 
zeide,  zou  men  dit  opmaken. 
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verband  ontstaan,  dat  tevoren  niet  bestond.  Hij  kan  dien 
wil  openbaren  ten  behoeve  van  het  eene  kind,   terwijl  bij 
het  andere  aan  zijn  lot  overlaat.  Ja  zelfs,  wanneer  hij  trouwt 
met  de  moeder  van  het  kind,  dan  zal  nog  het  van  elders 
blijkend  vaderschap  door  eene  formeele  verklaring  van  hem , 
die    als   vader  is  aangewezen,   moeten  worden  bevestigd, 
zal  het  huwelijk  wettiging  ten  gevolge  hebben.  Aan  de  ge- 
negenheid,   aan   het  zedelijk  gevoel  van  den  vader  wordt 
het   overgelaten,   of  hij  den  band,  die  hem  met  het  kind 
vereenigt,    inniger  en   ondubbelzinniger  wil  maken,  of  hij 
het  kind  geheel  als  het  zijne  wil  aanvaarden.  Ligt  in  deze 
laatste  woorden,  alle  van  de  Memorie  van  Toelichting  zelve 
en  waarmede  Mr.  Moltzer')   klaarblijkelijk  instemt,  niet 
de  bekentenis,  dat  het  een  zedelijke  plicht  van  den  vader 
is    tot   de  erkenning  over  te  gaan   en  daardoor  tusschen 
zichzelven  en  het  kind  de  rechtsgevolgen  te  doen  ontstaan , 
die   aan   de  erkenning  zijn  verbonden?  Maar  wanneer  het 
een    zedeligke   plicht   van  den   vader  is,  waarom  hem  tot 
nakoming  daarvan  niet  gedwongen ,  waarom  den  zedelijken 
plicht    niet   tot   een  rechtsplicht   verheven?  Het  antwoord 
hierop    is'):  omdat  dwang  hier  niet  tot  bereiking  van  het 
doel  kan  leiden,  omdat  alleen  de  vrije  wil  van  den  vader 
practische    beteekenis    kan    geven    aan   de  rechtsgevolgen, 
verbonden  aan  de  erkenning.  Nu  verdient  het  in  de  eerste 
plaats  opmerking,  dat  met  den  wil  van  de   moeder  in  dit 
opzicht  absoluut  geen  rekening  is  gehouden ;  mocht  zg  zich 
ten    gevolge    van  eigen  tegenzin  of  van  dien  harer  familie 
aan    het   kind   weinig  of  niet  willen  laten  gelegen  liggen, 
wat   den   vader   vrq  is  gelaten,  men  dwingt  haar  er  toe. 
Maar  bovendien  is  er  volstrekt  geen  reden  om  te  denken, 
dat    de    noodzakelijkheid    en    de   moeilpheid    van    dwang 
tot  nakoming  aan   de   wetsvoorschriften  hunne  kracht  zou 
ontnemen.  Waar  die  voorschriften,  zooals  de  Regeeringen 


O  T.  a.  p.,  bl.  28. 

3)  Mollzer,  t.  a.  p.,  bl.  30. 
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de  heer  Moltzer  zelf  erkennen,  op  zedelgke  beginselen 
berusten,  daar  kan  men  ook  in  den  regel  vrgwillige nako- 
ming verw^achten ;  in  hoofdzaak  zgn  bovendien  de  gevolgen  , 
die  men  aan  de  erkenning  wenscht  te  verbinden ,  van  gel- 
deljjken  aard  en  door  eene  eenigszins  gewijzigde  regeling 
kan  men  aan  de  bezwaren  in  gemeld  opzicht  te  gemoet 
komen. 

Ik  kom  tot  het  besluit,  dat  evenmin  als  het  vonnis, 
waarbg  iemand  als  vader  van  een  kind  wordt  aangewezen , 
voor  zgne  meerdere  betrouwbaarheid  behoefte  heeft  aan 
eene  verklaring  van  dezen ,  men  het  van  zjjn  wil  mag  laten 
afhangen  of  dat  vonnis  de  gevolgen  zal  hebben,  die  ons 
zedeiyk  bewustzqn  eischt.  En  wat  van  het  vonnis  geldt ,  geldt 
natuurlijk  evenzeer,  wanneer  het  vaderschap  zonder  rech- 
terlijke uitspraak  uitdrukkelijk  of  stilzwijgend  wordt  erkend. 

Dat  men  aan  de  erkenning  als  enkele  bron  der  bedoelde 
gevolgen  vasthoudt  spruit,  naar  het  mQ  voorkomt,  vooral 
hieruit  voort,  dat  men  zich  niet  geheel  kan  losmaken  van 
de  opvatting,  dat,  moge  de  rechter  al  bg  vonnis  hebben 
uitgemaakt,  dat  iemand  de  vader  van  het  kind  is,  er  toch 
nog  alle  reden  kan  zgn  tot  twijfel ,  vooral  b\j  hem ,  die  als 
vader  is  aangewezen,  en  dat  de  wetgever  b{j  de  regeling 
van  de  gevolgen  van  het  vonnis  hiermede  rekening  dient 
te  houden.  Het  duidelijkst  komt  dit  wel  uit  in  de  bl.  134 
aangehaalde  woorden ,  die  de  erkenning  als  vereischte  voor 
de  wettiging  moeten  rechtvaardigen.  Het  vonnis  schept  nog 
maar  een  vermoeden  en  de  overtuiging  van  een  der  partgen 
moet  er  de  kracht  van  waarheid  aan  geven.  Ik  bestreed 
deze  opvatting  te  voren  en  wees  er  op,  dat,  wanneer 
men  zich  op  dat  standpunt  stelde,  het  de  voorkeur  zou 
verdienen,  de  tegenwoordige  regeling  te  handhaven.  De 
twüfel  aan  de  juistheid  van  het  vonnis  bg  een  der  partgen , 
in  het  minst  niet  gerechtvaardigd  door  de  objectieve  onze- 
kerheid der  uitspraak,  krügt  nu  de  kracht,  aan  het  vonnis 
de  gevolgen  te  onthouden,  die  men  er  anders  aan  zou 
willen  toekennen. 
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Een  geheel  ander  standpunt  wordt  ingenomen  door  Mr. 
Hamaker  in  zyne  boven  aangehaalde  voordracht.  Hg  komt 
tot  dit  voor  de  buitenechtelgke  kinderen  troostelooze  resul- 
taat: ,» onwettig  geborenen  hebben  nu  eenmaal  geen  vader 
in  den  rechtskundigen  zin  des  woords  en  kunnen  er  geen 
hebben,  omdat  het  huwelgk,  dat  hem  zou  moeten  aanwij- 
zen, ontbreekt.  Zoolang  het  huwelijk  een  der  grondslagen 
der  maatschappg  bliïfl ,  kan  dit  m.  i.  niet  anders  worden" ; 
en  hij  wil  op  dien  grond  art.  342  B.  W.  alleen  in  zooverre 
doen  vervallen,  dat  het  onderzoek  naar  het  vaderschap 
worde  toegelaten  om  den  verwekker  van  het  kind  te  doen 
veroordeelen  tot  de  verschaffing  van  onderhoud,  niet  om 
bet  kind  ook  in  verband  met  dien  verwekker  een  tamilie- 
rechtelijken  staat  te  verschaffen  *).  Elders  drukt  hg  het 
aldus  uit:  «Het  eigenaardige  van  de  geboorte  van  een 
natnurlqk  kind  is  gelegen  daarin,  dat  zgne  moeder  onge- 
trouwd is  en  dat  dus  datgene,  dat  tot  nog  toe  altgd  en 
overal  geacht  was  alleen  in  staat  te  z\jn  aan  een  kind  een 
vader  te  geven,  ontbreekt"').  Mr.  Hamaker  meent  dus, 
dat  de  wetgever  den  verwekker  alleen  dan  juridisch  als 
vader  van  het  kind  mag  erkennen,  wanneer  or  een  huwe- 
lijk met  de  moeder  bestaat  en  wel  op  grond,  dat  anders 
het  prestige  voor  het  huweiyk  verzwakt  wordt,  een  der 
grondslagen  van  de  maatschappö  wordt  bedreigd.  Hij  wijst 
er  op  eene  andere  plaats  van  zgne  verhandeling  nog  op, 
dat  men  in  ons  oud-vaderlandsch  recht  wel  eene  rechtsbe- 
trekking aannam  tusschen  den  verwekker  en  het  kind, 
maar  niet  die  van  vader-  en  kindschap  met  hare  velerlei 
en  vérstrekkende  familierechtelijke  gevolgen ;  de  vader  werd 
slechts  schuldenaar  van  het  kind ;  meer  dan  eene  verbinte- 
nis was  er  tusschen  hen  niet;  noch  de  verwekker,  noch 
natnurltjk  zqne  familie,  hadden  verder  met  het  kind  iets 
uitstaande ;  het  kind  werd  evenmin  zqn  kind ,  als  de  moe- 


0  T.  a.  p.,  bl.  342  en  343. 

«)  T.  a.  p.,  bl.  3«8. 

BechtBgel.  Mag.  1900.  10 
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der  door  haar  recht  op  vergoeding  der  kraamkosten  en 
andere  schade  zgne  vrouw  werd  ')• 

Nu  erken  ik  gaarne,  dat  volgens  ons  oude  recht  het 
buitenechtelijke  kind  niet  behoorde  tot  de  familie  des  vaders ; 
van  een  erfrecht  toch,  dat  in  de  eerste  plaats  wel  een  ge- 
volg van  het  familieverband  is,  is  geen  sprake;  maar  toch 
meen  ik,  dat  allerlei  er  op  wQst,  dat  de  band  tusschen 
verwekker  en  kind  ook  in  rechte  een  nauwere  was  dan 
men  uit  het  bovenstaande  zou  moeten  opmaken.  De  ver- 
plichting tot  opvoeding,  wel  te  onderscheiden  van  die  tot 
onderhoud,  rustte  nl.  volstrekt  niet  altijd  alleen  op  de 
moeder.  Zoo  vinden  wy  in  de  Costume  van  's  Hertogenbosch 
bepaald:  „Item  die  vader  moet  betaelen  voor  den  Craem 
4  peter  ende  nae  den  Craem  is  die  vader  schuldig  't  kindt 
naer  hem  te  nemene"  *).  Zoo  vermeldt  v.  d.  Sande  een 
vonnis,  volgens  hetwelk  het  geheel  aan  het  oordeel  van 
den  rechter  moet  worden  overgelaten ,  bij  wie  de  kinderen 
zullen  worden  opgevoed ,  en  is  het  't  wenschelijkst  dat  de 
«mannekens  bij  den  vader,  de  megskens  bg  de  moeder 
opgevoed  worden" '). 

Wat  het  door  Mr.  Hamaker  gevreesde  gevaar  voor 
het  huwelijk  betreft ,  het  komt  mg  voor ,  dat  voor  die  vrees 
niet  voldoende  grond  bestaat.  Evenals  de  enkele  toelating 
van  het  onderzoek  zullen  de  ruimere  verplichtingen,  die 
men  den  buitenechtelgken  vader  oplegt ,  er  toe  leiden ,  dat 
des  te  meer  het  huwelQk  wordt  verkozen  boven  eene  andere 
samenleving,  en  er  blyft  toch  nog  voldoende  verschil  tus- 


»)  T.  a.  p.,  bl.  324. 

^  Heerma  vanVoss,  Defloratie  en  onderzoek  ntiar  het  vaderschap 
in  het  oud-vaderiandsche  recht  ^  bl.   122. 

*)  Aangehaald  door  Heerma  van  Voss,  bl.  131.  Men  kan  in 
diens  proefschrift  meer  dergelijke  bepalingen  vinden,  terwyl  ook  mijn 
ambtgenoot  Mr.  Fockema  Andreae  mij  op  verschillende  andere 
costumes  opmerkzaam  maakte,  waarin  wel  aan  de  moeder  in  de  eerste 
plaats  de  opvoeding  wordt  opgedragen,  maar  volgens  welke  de  vader 
en  zelfs  zijne  bloedverwanten  het  recht  hebben  haar  die  te  ontnemen , 
wanneer  zg  hare  taak  niet  naar  behooren  vervult. 
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schen  wettige  en  buitencchtelQke  kinderen,  dan  dat  voor 
eene  gelqkstelling  van  beiden  in  het  maatschappelgk  leven 
te  vreezen  is.  Bedoeld  gevaar  zou  grooter  zgn ,  indien  men , 
zooals  Mr.  van  Houten  wilde,  beide  soorten  van  kinde- 
ren volkomen  gelgk  ging  stellen '). 

Meen  ik  dus,  dat  zonder  gevaar  voor  het  huwelgk  en 
in  overeenstemming  met  ons  rechtsgevoel  aan  de  buiten- 
echtelgke  kinderen  tegen  hun  verwekker  uitgebreidere  rechten 
kunnen  worden  toegekend  dan  in  het  Ontwerp  is  geschied , 
ik  acht  dat  ook  in  het  belang  van  de  kinderen  zelve  en 
van  de  maatschappg.  Dat  het  in  het  belang  van  de  kinde- 
ren is ,  zoude  ik  niet  uitvoerig  behoeven  te  betoogen ,  indien 
niet  juist  door  Mr.  Moltzer,  in  overeenstemming  met  de 
Menaorie  van  toelichting ,  de  regeling  van  het  Ontwerp  met 
een  beroep  op  dat  belang  werd  verdedigd.  Hij  wgst  er  op , 
dat  de  aard  van  de  zaak  medebrengt,  dat  het  kind  zijne 
jeugd  doorbrengt  in  den  kring,  in  de  omgeving  der  moe- 
der, dat  daarvan  een  uitvloeisel  is,  dat  het  den  stand  der 
moeder  deelt  en  het  voor  het  kind  ook  het  meest  gewenscht 
is  dienovereenkomstig  te  worden  opgevoed.  Ik  betwgfel 
zeer,  of  de  belanghebbenden  het  in  dezen  met  den  heer 
Moltzer  eens  z|jn;  hij  wgst  er  zelf  op,  hoe  in  bedoelden 
kring  de  buiten  echt  geborene  dikwgls  met  spvjt  en  tegenzin 
zal  worden  opgenomen ;  eischt  het  belang  van  het  kind  nu 
niet,  dat  de  moeder  finantieel  zoo  zelfstandig  mogelykzq? 
Over  het  geheele  levenslot  van  het  kind  wordt  in  den  regel 
door  de  opvoeding  beslist;  hoe  ruimer  de  toelage  van  den 
vader  is,  hoe  beter  hierin  kan  worden  voorzien.  Mr.  Molt- 
zer w^st  er  met  de  M.  v.  T.  op,  dat  de  positie  van  het 
kind  niet  kan  worden  losgemaakt  van  de  omgeving ,  waarin 
het  wordt  grootgebracht.  Welke  omgeving  dit  echter  zal 
zgn,  hangt  voor  een  groot  deel  af  van  de  bijdrage  des 
vaders.    De  onwettige  geboorte  kleeft  als  een  smet  op  het 


O  Van  Houten,  Bijdragen  tot  den  strijd  over  Ood^  Eigendom  en 
Familie^  2e  druk,  bl.  259. 
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kind;  de  stryd  om  het  bestaan,  daardoor  verzwaard,  zal 
hem  gemakkelijker  worden  gemaakt  door  de  meerdere  zoi^ 
aan  zjjne  opvoeding  besteed;  bovendien,  hóe  uitgebreider 
de  verplichtingen  van  den  vader  zgn ,  hoe  nauwer  de  band 
wordt  tusschen  vader  en  kind  en  dit  oefent  op  de  maat- 
schappeiyke  opvatting  een  gunstigen  invloed  ten  behoeve 
van  het  kind. 

Ook  in  het  belang  van  de  maatschappij  acht  ik  die  rui- 
mere verplichtingen,  omdat  daarbü  des  te  minder  gevaar 
bestaat,  dat  de  buiten  huwelijk  geborenen  de  slechte  ele- 
menten der  maatschappij  zullen  vermeerderen ;  ik  beschouw 
het  daarom  ook  als  den  plicht  van  den  vader  jegens  de 
maatschappg  om,  wanneer  hij  daartoe  door  een  geldelgk 
offer  in  staat  is,  haar  tegen  dat  gevaar  te  behoeden. 

Een  enkel  woord  nog  over  de  regeling,  zooals  ik  die 
wenschelgk  zou  achten. 

In  de  eerste  plaats  dan  rekening  houdende  met  de  om- 
standigheid, dat  de  ouders  niet  samenleven  en  het  kind 
dus  aan  een  van  beiden  moet  worden  toegewezen,  komt 
naar  mgne  meening  ook  de  moeder  vóór  den  vader  daar- 
voor in  aanmerking;  de  natuurlyke  band,  vooral  in  de 
eerste  jeugd ,  is  tusschen  moeder  en  kind  sterker ,  het  kind 
heeft  behoefte  aan  de  moederlyke  zorg;  maar  er  is  m.  i 
geen  overwegend  bezwaar  de  ouders  vr\j  te  laten  dit  bii 
overeenkomst  anders  te  regelen ,  gelijk  ook  b\]  scheiding  van 
tafel  en  bed  in  der  minne  over  verblijf  en  opvoeding  der 
kinderen  door  de  ouders  met  onderling  goedvinden  wordt 
beslist.  De  kinderen,  die  de  vader  aldus  tot  zich  neemt, 
komen  daardoor  feitelijk  van  zelf  eenigermate  in  de  positie, 
die  het  Ontwerp  na  de  erkenning  als  bestaande  onderstelt. 
Daardoor  kan  waarsch\jnlök  ook  worden  voldaan  aan  den 
wensch  van  Mr.  Moltzer  omtrent  de  Indische  buitenech- 
teiyke  kinderen,  op  wier  gelukkige  positie  hij  vooral  wijst 
tot  verdediging  der  erkenning.  Ik  meen  echter  te  moeten 
ontkennen,  dat  hetgeen  voor  deze  kinderen  wenschelvjk is , 
van  veel  invloed  mag  zijn  op  de  regeling  hier  te  lande;  de 
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byzondere    Indische   toestanden  kunnen  eer  een  reden  zön 
voor  eene  afzonderlöke  regeling. 

Men  moet  m.  i.  aan  het  kind  den  naam  geven  van  haar 
of  hem ,  bg  wien  het  wordt  opgevoed ;  de  naam  is  dikw\jls 
van  veel  beteekenis  in  het  leven,  maar  hij  krygt  voor  het 
kind  dat  groote  belang  eerst ,  wanneer  het  ook  in  het  gezin 
is  opgenomen  van  hem ,  wiens  naam  het  draagt ;  blijft  het 
kind  dus  bQ  de  moeder,  dan  acht  ik  voor  de  meeste  gevallen 
de  zaak  niet  van  groot  belang,  maar  beschouw  ik  het  toch 
als  meer  gewenscht  voor  het  kind ,  dat  het  den  naam  der 
moeder  krijgt. 

Eene  ruimere  bedrage  van  den  vader  dan  art.  33  i2  eischt 
is  m.  i.  zeker  gewenscht.  Volgens  het  bovengezegde  vormen 
de  stand  der  moeder  en  het  belang  van  het  kind  in  vele 
gevallen  met  elkaar  eene  tegenspraak.  Het  artikel  voldoet 
zeker  niet  aan  den  eisch  van  Menger,  op  wien  Mr.  M  o  1 1- 
zer  zich  beroept,  „dass  der  Vater,  wenn  es  seinEinkom- 
men  zulasst,  das  uneheliche  Kind  in  die  hoheren  Slande 
des  Volkes  einordnet";  ook  §  1708  van  het  Duitsche  Wet- 
boek is  ruimer,  doordat  het  uitdrukkelijk  spreekt  van  ,die 
Kosten  der  Erziehung  zu  einem  Berufe";  Mr.  Moltzer 
moge  voor  zich  eene  ruime  opvatting  van  art.  332  huldi- 
gen, de  woorden  dwingen  daartoe  niet  en,  maakt  men  ze 
wat  ruimer,  van  den  Nederlandschen  rechter  is  in  dezen 
niet  licht  misbruik  te  vreezen.  De  mogelijkheid,  dat  de 
moeder  van  bedoelde  bijdrage  eenig  profijt  zal  trekken, 
levert  geen  ernstig  bezwaar  tegen  eene  ruimere  opvatting 
op.  Men  vergete  toch  niet,  dat  haar  door  de  natuurlijke 
orde  van  zaken  in  verband  met  de  maatschappelgke  opvat- 
ting de  gevolgen  der  buitenechtelöke  gemeenschap  veel 
zwaarder  treffen  dan  den  vader ;  dit  bracht  onze  voorouders 
er  toe  te  bepalen  „ende  is  de  keuze  om  de  gedefloreerde 
te  trouwen  of  te  doteeren  aan  den  manspersoon";  door 
een  behoorlijk  toezicht  kan  bovendien  tegen  misbruik  wor- 
den gewaakt. 
Daar,    volgens   hel   Ontwerp    betrefifende   de   ouderlgke 
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macht  en  de  voogdij,  ouderlijke  macht  alleen  zal  bestaan, 
wanneer  de  ouders  getrouwd  z^jn ,  zal  bij  aanneming  daarvan 
een  buitenechteiyk  kind  steeds  onder  voogdg  moeten  staan. 
Die  voogdg  behoort  m.  i.  toe  te  komen  aan  haar  of  hem, 
die  het  kind  opvoedt;  bij  ontstentenis  van  de  eene  partg 
aan  de  andere ,  tenzö  volgens  het  oordeel  van  den  rechter 
daartegen  overwegende  bezwaren  bestaan ;  stand  en  andere 
omstandigheden  kunnen  overgang  van  voogdö  op  de  andere 
partij  ongewenscht  maken;  wanneer  de  voogdfl  wel  over- 
gaat, kan  ze  zich  zoo  noodig  beperken  tot  zorg  voor  de 
opvoeding,  daar  de  opvoeding  zelve  en  opneming  in  den 
familiekring ,  wanneer  deze  niet  vrgwillig  geschieden ,  eigen- 
aardige bezwaren  kunnen  opleveren. 

Een  beperkt  erfrecht  sluit  zich  bg  al  het  voorafgaande 
van  zelf  aan.  Terwijl  de  maatschappelgke  positie  van  het 
kind  daardoor  sterker  wordt,  wordt  tegelökertfld  de  band 
met  den  vader  daardoor  nauwer;  het  ofifer,  dat  het  kind 
brengt  aan  de  instelling  van  het  huwelgk,  wordt  daardoor 
geringer,  zonder  dat  deze  zelve  daardoor  wordt  geschaad. 

Door  eene  regeling  als  de  bovenstaande  ontstaat  er  eene 
familierechtelqke  verhouding  tusschen  den  vader  en  het 
kind;  dat  deze  vroeger  niet  bestond,  kan  toch  daartegen 
geen  bezwaar  opleveren;  wfl  hebben  hier  te  doen  met 
eene  maatschappelgke  vraag,  op  wier  beantwoording  de 
nieuwere  denkbeelden  niet  kunnen  nalaten  invloed  te 
oefenen  '). 


O  Het  ligt  voor  de  hand,  dat  het  in  dit  stelsel  nog  minder  dan  in 
dat  van  het  Ontwerp  pust,  met  art.  341  voor  de  actie  van  het  kind 
te  eischen,  dat  het  daarbij  tot  staving  van  eenig  ander  recht  belang 
hebbe.  Het  vaststellen  eener  fatuilierechtelijke  verhouding  is  op  zich- 
zelf voor  beide  partijen  van  genoegzaam  belang  om  eene  actie  te 
rechtvaardigen  en  het  belang  van  een  van  beiden  mag  geen  reden 
zyn  aan  den  ander  dat  recht  te  onthouden.  De  actie  tot  vaststelling 
der  afstamming  behoort  ook  toe  te  komen  aan  de  moeder,  die  er  een 
groot  moreel  belang  bij  kan  hebben,  desnoods  door  den  rechter  te 
doen  uitmaken,  dat  een  bepaald  persoon  de  vader  van  haar  kind  is. 
De  Hegeering  is  hier  onder  den  indruk  van  de  ook  door  den  Franschen 
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Letten  wg  op  de  rechtsgeschiedenis  in  de  Geniiaansche 
landen,  dan  zien  wy,  dat  de  rechtstoestand  der  buiten- 
echtelyke  kinderen  voortdurend  is  verbetert!;  terwgl  zg 
oorspronkelQk  buiten  elk  familieverband  stonden,  zyn  zy 
later  gebracht  in  dat  der  moeder;  men  heeft  hun  vervol- 
gens rechten  toegekend  tegen  den  vader  zonder  hen  in 
zgn  familieverband  te  brengen ,  en  nu  beroept  men  er  zich 
op,  dat  de  natuur  der  zaak  dit  laatste  ook  verhindert. 
Waarom  dit  laatste  stadium  der  regeling  nu  juist  past  in 
de  zoogenaamde  natuur  der  zaken,  zal  men  wel  niet  zoo 
gemakkelijk  kunnen  duidelijk  maken.  Even  moeilijk  zal  het 
wel  vallen  te  bewyzen,  dat  ons  rechtsbewustzgn  juist  die 
regeling  verlangt;  de  verschillende  uitingen  in  dat  opzicht 
toonen  aan,  dat  daaromtrent  nu  juist  geen  overeenstem- 
mend gevoelen  bestaat.  En  men  neme  daarb\j  wel  in  aan- 
merking, dat  de  stem  van  hen,  die  by  eene  billijke  rege- 
ling bet  meest  belang  hebben,  niet  wordt  gehoord. 

Bfl  de  behandeling  van  het  Ontwerp  door  onze  Verte- 
genwoordiging zal  de  zaak  zeker  van  verschillend  standpunt 
worden  besproken  en  ik  vereenig  mij  met  den  wensch, 
geuit  door  Mr.  Moltzer,  dat  het  waarachtig  belang  van 
het  kind  daarby  steeds  op  den  voorgrond  moge  staan. 


wetgever  gekoesterde  vrees  voor  afpersing  en  zjj  wil  den  vader  be- 
schermen tegen  het  openbaar  worden  der  buitenechteiyke  verhouding; 
zij  let  er  echter  te  weinig  op ,  dat  voor  moeder  en  kind ,  ten  opzichte 
van  wie  de  openbaarheid  uit  den  aard  der  zaak  bestaat,  het  onaf- 
hankelijk van  elke  vordering  dikwijls  van  veel  gewicht  is ,  ook  de  be- 
trekking tot  den  vader  boven  allen  twyfel  te  doen  stellen.  Alleen  in 
het  stelsel  van  Mr.  Hamaker  zou  eene  bepaling  als  art. 341  passen, 
ofschoon  eene  algemeene  bepaling  in  ons  recht  als  §  256  der  Duitsche 
Givilprozessordnung  ook  voor  ons  onderwerp  de  voorkeur  zou  verdienen. 
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Die  Reehtskraft  des  Internationalen  Reebtes  and  das  Ver- 
haltniss  der  Staats^esetzgebnngen  and  der  Staatsor^ane  za 
deniselben,  door  Dr.  Wilhelm  K  au  f  m  a  n  n,  privaat- 
docent  aan  de  Universiteit  te  Berlijn.  —  Stuttgart, 
F.  Enke,  1899. 

Hel  werk  van  Dr.  Kaufmann  verdient  m.  i.  ten  volle  de 
aandacht,  in  H  b\jzonder  in  ons  land.  De  door  hem  behandelde 
vrajren  betreffen  de  verhouding  tnsschen  het  internationale  recht 
en  de  bijzondere  wetgevingen  en  instellingen  in  de  Staten.  De 
uitdrukking  «het  internationale  recht»  wordt  door  hem  in  ruimen 
zin  genomen,  z\j  omvat  de  rechtsverhoudingen  tusschen  Staten, 
die  tusschen  Staten  en  individuen,  en  zelfs  die  tusschen  mdivi- 
duen  onderling  in  het  internationale  verkeer,  alles  met  inbegrip 
van  de  civiele  en  administratieve  rechtspraak.  De  Schrijver  plaatst 
zich  daarbij  op  het  standpunt  eener  bestaande  rechtsgemeenschap 
der  volken  of  Staten ,  zonder  evenwel  te  klimmen  tot  het  hoo- 
gere begrip  der  rechtsgemeenschap  van  het  menschelyk  geslacht. 
Van  wijsgeerige  redeneeringen  is  hij  trouwens  bijzonder  afkee 
rig,  ik  beschouw  hem  als  een  positivist,  geneigd  de  geldende 
voorschriften  van  het  internationale  recht  alleen  uit  tractaten  of 
internationale  gewoonten  te  pulten.  Maar  een  der  verdiensten 
van  zijn  werk  is  in  mijn  oog,  dat  z\jne  doorwrochte  studie  be- 
wijst, dat  men  er  langs  dien  weg  niet  komt,  zonder  te  vallen 
in  beweringen ,  die  veeleer  getuigenis  afleggen  van  de  overtuiging 
des  Schryvers  dan  dat  z^j  overtuigend  werken  op  den  lezer. 

Het  practische  belang  van  het  onderwerp  voor  ons  land  is 
bijzonder  groot.  In  de  eerste  plaats  is  Nederland  toegetreden  tot 
zeer  belangrijjke  internationale  regelingen,  o.  a.  betreffende  het 
postrecht,  het  internationale  goederenvervoer  langs  spoorwegen 
en  den  industrieelen  eigendom,  om  niet  te  spreken  van  de  meer 
bijzondere  regelingen ,  zooals  het  Rijnvaarttractaat  en  de  Noordzee- 
tractaten.  Verder  komen  vele  bepalingen  over  het  internationale 
recht  iii  onze  wetboeken  voor;  art.  8  van  het  Wetb.  van  Straf- 
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recht  kent  zelfs  in  ruime  algemeene  bewoordingen  aan  voor- 
schriften cin  het  volkenrecht  erkend»  een  zekere  rechtskracht 
toe.  Eindel^k  is,  op  het  lofwaardig  initiatief  van  onze  Regeering, 
onlangs  een  tractaat  tot  stand  gekomen  over  eenige  punten  van 
internationaal  procesrecht 

Die  regelingen  kunnen  aanleiding  geven  tot  de  vraag,  welke 
verhouding  bestaat  tusschen  het  al  of  niet  gecodificeerde  inter- 
nationale recht  eenerzijds,  en  onze  wetgeving  —  de  Grondwet 
daaronder  begrepen  —  alsook  onze  rechterlijke  macht  andererz^'ds. 
Ik  wijs  slechls  op  den  strijd  van  meeningen,  die  ontstaan  is  ten 
aanzien  van  het  tractaat  over  het  internationale  procesrecht. 
Nadat  het  tractaat  geteekend,  als  diplomatiek  stuk  voltooid  en 
overeenkomstig  de  Grondwet  goedgekeurd  was  bq  de  wet  van 
31  December  1897,  SthL  n°.  275,  ontstond  de  vraag,  of  het  van 
kracht  was  voor  de  bijzondere  personen,  en  door  de  rechterijjjke 
macht  moest  worden  toegepast,  ook  daar  waar  het  nog  stond 
te«renover  afwijkende  algemeene  voorschriften  in  het  Wetboek 
van  Burg.  Rechtsvordering.  In  de  Staten -Generaal  hebben  twee 
ministers,  gezaghebbende  juristen,  afwijkende  meeningen  ont- 
wikkeld; de  eene  verklaarde,  dat  het  tractaat  kracht  van  wet 
had,  de  andere  meende,  dat  hel  tractaat  slechts  verplichtingen 
der  Staten  onderling  regelde,  en  dat  He  vraag,  of  een  Nederlandsch 
burger  van  de  bij  het  tractaat  toegekende  bevoegdheid  kon  ge- 
bruik maken,  niet  at  hing  van  het  tractaat,  maar  van  de  Neder- 
landsche  wet*).  Eenige  rechterlijke  beslissingen,  welke  op  de 
eerstgemelde  opvatting  steunen,  zijjn  reeds  openbaar  gemaakt'). 
De  zaak  is  nog  ingewikkelder  geworden ,  toen  het  ontwerp  eener 
wet  werd  ingediend,  welke  het  Welb.  v.  B.  Rv.  in  overeenstem- 
ming moest  brengen  met  het  tractaat.  In  dat  ontwerp  is  eene 
bepaling  opgenomen,  die,  naar  mijne  bescheiden  meening,  in 
str^d  is  met  de  duidelijke  woorden  van  hel  tractaat»).  Voorloopig 
is  het  ontwerp  aangehouden*),  maar  de  vraag  in  hoever  het 
tractaat  reeds  bindt  blijft  bestaan.  Wordt  de  bedoelde  wet  aan- 
genomen, z\j  het  ook  na  eene  interpretatieve  verklaring,  langs 
diplomatieken    weg   zonder   nieuw  tractaat  verkregen,  dan  kan 


O  Eerste  Kamer  30  Deo.  1897,   W.  v.  h.  R.  D^  7062. 

-)  Kantongerecht  den  Haag  21  Juli  1899,  W,  7330,  en  Kantonge- 
recht N*.  3  te  Amsterdam  31  Juli  1899.   W.  7315. 

*)  W.  r.  h,  /?.,  n".  7255  (bijvoegsel)  en  7128. 

*)  Memorie  van  Beantwoording  van  het  V.  V.  over  de  Begrooling; 
▼an  1900,  IV«  Hoofdst.,  in  W.  7355. 
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men  wellicht  nojr  vragen,  indien  men  oordeelt  dat  zij  strijdt  mei 
het  tractaat ,  of  zij  wel  bindt ,  en  zoo  ja ,  of  onze  Staat  niet,  door 
het  in  werking  brengen  van  die  wet,  eeue  internationaal-onrecht- 
matige daad  pleegde,  die  nadeelige  gevolgen  voor  hem  of  voor 
Nederlandsche  onderdanen  naedesleepen  kan. 

Op  die  vragen  werpt  de  Schryver  het  licht  eener  wetenschap- 
pelijke navorsching,  h\j  ontwikkelt  z\jne  denkbeelden  met  groote 
scherpzinnigheid  en  voegt  aan  zijne  beslissingen  vele  voorbeelden 
toe,  veelal  geput  uit  de  Engelfsche  en  Amerikaansche  practijk. 
Zijn  geheele  betoogtrant  is  eenigszins  Anulo-amerikaansch,  uit 
treffende  gevallen  leidt  hij  de  beginf>elen  van  een  naar  zqne  mee- 
ning erkend  internationaal  recht  af.  Zonder  inleiding  gaat  h\j 
regelrecht  op  zijn  doel  af,  om  achtereenvolgens  te  behandelen: 
het  onderwerp  van  internationale  ordeningen  ^  hare  totHtand- 
koming  en  in-werking- treding ,  hare  rechtskracht  ^  hare  toepas- 
sing en  eindelijk  de  tenuitvoerlegging  van  beslissingen. 

Wat  het  onderwerp  van  internationale  ordeningen  betreft,  zoo 
stelt  de  Schrijver  op  den  voorgrond,  dat  eene  nieuwe  opvatting 
van  dat  onderwerp  de  oude  heeft  verdrongen  (bl.  2).  Vroeger 
gold  de  meening,  dat  alleen  de  Staten,  als  rechtssubjecten, door 
die  ordeningen  werden  verbonden,  thans  moet  men  aannemen 
dat  ook  onderlinge  verhoudingen  der  personen  onmiddellijk  kun- 
nen worden  getroffen  en  aan  bepaalde  rechtsvoorschriften  on- 
derworpen, welke  voorschriften  dan  door  de  instellingen,  die  in 
de  State%  met  de  toepassing  van  het  recht  zqn  belast,  onmid- 
dellijk en  zelfstandig  als  bindend  moeten  worden  beschouwd,  op 
grond  van  eene  juridische  verplichting,  door  de  internationale 
ordening  zelf  in  het  leven  geroepen. 

Indien  dat  zoo  is  —  en  van  dat  zoo-z^jn  gaat  de  Schr^ver  uit 
—  dan  is  het  van  ingrijpend  belang,  nauwkeurig  de  totstand- 
koming en  in-werking-treding  van  internationale  ordeningen  te 
bepalen,  ten  einde  te  kunnen  zeggen,  wanneer  de  ordening  voor 
de  individuen  en  voor  de  civiele  en  administratieve  overheden 
bindend  is. 

Hier  onderscheidt  de  Schrqver  in  de  eerste  plaats  een  inter- 
nationaal gewoonterecht,  waartoe  h\j  o.  m.  de  krachtens  uitdruk - 
kel^'ke  of  stilzwijgende  overeenstemming  tot  stand  gekomen  ge- 
Igkluidende  wetgeving  rekent,  en  een  door  tractaten  geregeld 
internationaal  recht.  Het  eerste  recht,  het  gewoonterecht,  be- 
spreekt hij  nauwel\jks,  om  uitvoerig  stil  te  staan  bij  de  tractaten, 
welke  de  schepping  van  bindende  voorschriften  voor  de  inter- 
nationale samenleving  beoogen.  In  de  eerste  plaats  wordt  behsindeld 
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hoc  die  vooi*schriften  lot  stand  komen.  Al  kan  men  aannemen, 
dal  de  Staten  zelf  verbonden  worden  door  de  met  inachtneming 
der  diplomatieke  vormen  p:ewisselde  wilsverklaringen  ,  die  vormen 
alleen   zijn  stellig  niet  voldoende  voor  de  samenleving  en  de  in 
die  samenleving  rechtsprekende  overheden;  daarbq  dient  nog  te 
komen   minstens  genomen  de  openbare  bekendmaking  en  soms 
nog  de  toestemming  der  volksvertegenwoordiging.  In  den  eisch 
van  die  toestemming  ziet  de  Schryvereene  uitdrukkelijke  of  stil- 
zwijgende,  door  elk   der  Staten  gemaakte,   voorwaarde,  welke 
de   werking  der  wilsverklaring   opschort.   Daarna  bespreekt  hij 
wanneer  de  door  het  traclaat  in  het  leven  geroepen  ordening 
in  werking  treedt.  De  opvatting  die  de  Staten ,  onder  een  of  meer 
opschortende  voorwaarden,  verbonden  acht  door  het  feit  dat  de 
overeenkomst   in   diplomatieken   vorm   is   voltooid,  zou  kunnen 
leiden  tot  de  gevolgtrekking  dat,  na  de  vervulling  van  die  voor- 
waarden,   de  rechtskracht   van   het  traclaat  terugwerkt  tot  op 
het  t^dstip  derdiplomatieke  voltooiing.  Die  terugwerkende  kracht 
acht  de  Schrijver  niet  aannemelqk  ten  opzichte  der  internationale 
samenleving.  Elke  Staat,  zegt  hy,  moet  geacht  worden  te  willen , 
dat  de  geheele  ordening  in  de  geheele  volkengemeenschap,  voor 
welke    zij   bestemd   is,   gelijktijdig  in  werking  zal  komen;  van- 
daar dat  eerst  na  de  inachtneming  van  alle  noodige  vormen  in 
alle  Staten,   de   werking  van  de  internationale  ordening  begint 
(hl.  39).  Alle  die  vormen  maken  een  samenhangend  geheel  uit, 
namelijk  de  hooge  gemeenschappelijke  daad  van  het  in  werking 
stellen.   Die  opvatting  is  in  het  stelsel  van  den  Schrijver  volko- 
men logisch,  al  zal  het  feit  dat  de  bedoelde  wil  niet  uitgesproken 
is,  aanleiding  geven  tot  twijfel.  Buitendien  lost  de  Schrijver  de 
zwarigheid  niet  op,  welke  ontstaat  uit  de  moeil^kheid  voor  het 
publiek   in    het  eene  land  om  kennis  te  krijgen  van  hel  juiste 
t^dstip  van  leiten  die  plaats  hebben  in  een  ander  land.  Een  al- 
gemeen  officieel  blad  is  er  niet,  en  is  er  nog  in  elk  land  eene 
officieele  kennisgeving  noodig  betreffende  de  vervulling  van  for- 
maliteiten   in  andere   landen,   dan   wordt  die   kennisgeving  op 
hare  beurt  eene  formaliteit,  en  kan  men  beweren  dat  eene  ken- 
nisgeving van   die   kennisgeving  noodig  is,  enz.  Dit  alles  —  ik 
hoop  het  later  nog  even  aan  te  duiden  —  is  hel  gevolg  van  het 
gemis   eener   behoorl^ke  organisatie  der  algemeen-menschelijke 
samenleving   Maar,  wat  hiervan  zij,  practisch  nut  heeft  het  zeer 
zeker,  in  het  traclaat  zelf  te  bepalen,  wanneer  de  werking  der 
in   het  ti-actaat  gelegen  ordening  voor  de  internationale  samen- 
leving  begint,  en   het  beginpunt  zóó  te« nemen,  dat  de  geheele 
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regeling  voor  het  geheele  betroffen  gebied  in  werking  komt  op 
één  bepaald  t^dstip,  dat  gemakkelijk  voor  het  publiek  waar  te 
nemen  i».  De  Schrijver  geefi  voorbeelden  van  die  handelwijze, 
althans  bi|  tractaten  tusschen  een  gering  aantal  Staten  gesloten 
(bl.  39  en  40). 

Thans  komt  de  Schrqver  tot  de  kern  van  zqn  werk,  de  rec/Us- 
kr(icht  van  de  in  tractaten  belichaamde  ordeningen.  Het  tractaat, 
zegt  hij,  kan  zich  er  toe  bepalen  den  Staten  eene  verplichting 
op  te  leggen  tot  het  invoeren  van  bepaalde  rechtsvoorschriften; 
alsdan  wordt  uit  het  tractaat  alleen  die  verplichting  geboren, 
(ie  bedoelde  rechtsvoorschriflen  ontstaan  niet  regelrecht  uit  het 
tractaat,  maar  uit  de  later  ingevoerde  plaatselijke  ordening. 
Maar  het  tractaat  kan  ook  regelrecht  voorschriften  invoeren ;  die 
werking  is  zelfs  de  natuurlijkste,  daar  waar  voor  de  individuen 
of  voor  corporatiën  in  de  internationale  samenleving  rechten  of 
verplichtingen  in  't  leven  worden  'geroepen.  In  dat  geval  wijkt 
ippo  facto  (bl.  44)  de  plaatselijke  regeling  voor  de  internationale, 
als  voor  een  voorschrift  van  hoogere  orde,  en  de  rechter  past 
voortaan,  wat  het  geregelde  onderwerp  betreft,  niet  meer  de  wet 
van  zijn  land,  maar  de  internationale  ordening  toe.  Wat  grond- 
wettige voorschriften  betreft,  is  de  Schryver  minder  stellig. 
Strijdt  het  tractaat  met  de  Grondwet  van  een  lund,  dan  neemt 
h\j  aan,  dat  de  overheid,  die  het  tractaat  sloot,  hare  volmacht 
te  buiten  ging,  en  houdt  dientengevolge  het  tractaat  voor  ongel- 
dig. De  Schrqver  ontwikkelt  zijne  denkbeelden  nader  op  dat  punt, 
in  verband  vooral  met  de  Duitsche  Rijksgrond  wet,  die  de  bevoegd- 
heid van  het  Rqk,  op  wetgevend  gebied,  beperkt,  in  verband 
met  de  wetgevende  macht  in  de  b^zondere  Staten;  ik  zou  op 
zigpaden  treden,  indien  ik  hem  daarb^  op  den  voet  volgde,  al 
erken  ik  het  gewicht  van  zijne  opmerkingen. 

Uit  de  grondstelling,  dat  de  internationale  ordening  ten  opzichte 
van  de  nationale  wetgevingen  een  voorschrift  van  hoogere  orde 
is,  trekt  de  Schrijver  nu,  met  qzeren  logica,  gewichtige  gevolg- 
trekkingen. Zoo  zegt  hij: 

a.  Het  afkondigen  van  eene  wet,  die  met  eene  vroegere  inter- 
nationale ordening  strijdt,  is  van  den  kant  van  den  Staat,  die 
zulks  doet,  eene  onrechtmatige  daad,  die  hem  blootstelt  aan 
bepaalde  nadeelige  gevolgen ,  o.  a.  represaliên  tegen  zyne  burgers. 
De  Schrqver  keurt  die  represaliên  niet  bepaald  goed,  maar  hq 
acht  ze  naar  de  tegenwoordige  beginselen  van  het  internationale 
recht  geoorloofd.  De  rechter  evenwel  bezit  de  bevoegdheid  niet, 
die  maatregelen  zelfétandig  toe  te  passen. 
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6.  De  nationale  wetten ,  na  de  internationale  ordenin$ir  in  i^er- 
king  gebracht,  moeten,  zoo  iiet  eenigszins  mogelijk  is,  (bl.  65) 
zóó  worden  uitgelegd,  dat  z^  niet  met  de  ordening  strijden. 

c.  In  een  Bondstaat  zijn  wetten,  door  de  bijzondere  Staten 
afgekondigd  in  strijd  met  eene  vroeger  door  den  Bondstaat  in 
het  leven  geroepen  internationale  ordening,  zonder  kracht. 

d.  Nationale  wetten ,  afgekondigd  nadat  eene  internationale 
ordening  in  den  Staat  rechtskracht  heeft  verkregen ,  en  in  strijjd 
met  die  ordening,  behooren  door  den  rechter  in  dien  Staat  te 
worden  beschouwd  als  rechtens  zonder  werking.  Die  gevolgtrek- 
king is  volgens  den  Schrqver  het  toppunt  (bl.  71)  der  werking 
van  internationale  ordeningen.  Hij  erkent,  dat  de  practijk,  in 
het  bqzonder  in  de  Vereen igde  Staten  van  Noord- Amerika  (bl. 
73),  anders  oordeelt,  maar  hq  houdt  de  juistheid  van  zijne  stel- 
ling vol,  minder  door  bewijsvoering  dan  door  de  herhaalde  be- 
wering dat  het  internationale  recht,  zoowel  met  het  oog  op  de  rui- 
mere gemeenschap  die  het  omvat,  als  met  het  oog  op  zijne  bron, 
het  hoogere  recht  is  en  het  nationale  recht  het  lagere.  Het  schijnt 
zelfs  dat  h^'  die  hoogere  macht  ook  toekent  aan  het  internationale 
recht,  dat  niet  in  tractaten  belichaamd  is,  maar  alleen  uit  alge- 
meen erkende  beginselen  voortvloeit,  althans  h\j  citeert  Pi  liet 
(bl.  81),  die  zulks  beweert. 

e,  Tractaten,  door  een  Staat  met  een  derden  Staat  gesloten, 
in  strqd  met  eene  vroegere  internationale  ordening,  z^n  even- 
eens nietig. 

f.  Het  spreekt  van  zelf,  dat  èn  de  overheid  in  een  derden  Staat, 
èn  internationale  scheidsrechters ,  de  hierboven  als  nietig  bestem- 
pelde wetten  en  tractaten  ter  zijde  moeten  schuiven. 

Na  aldus  het  toppunt  te  hebben  bereikt,  daalt  de  Schrijver 
weer  naar  beneden  om  de  toepassing  van  het  internationale 
recht  te  behandelen.  Het  komt  m\j  voor,  dat  het  gehalte  van 
zijn  werk  ook  eenigszins  begint  te  dalen,  de  onderscheidingen 
zgn  minder  scherp,  de  rangschikking  der  denkbeelden  is  niet 
onberispelijk.  Het  internationale  recht,  zegt  ons  de  Schr^ver, 
kan  zelf  de  toepassing  van  zijne  voorschriften  opdragen  aan  be- 
paalde internationale  colleges,  of  aan  bepaalde  instellingen,  in 
de  Staten  gevestigd.  Het  kan  ook  die  opdracht  achterwege  laten; 
in  dat  geval  is  elke  Staat,  als  geheel,  verplicht  tot  toepassing 
van  hel  internationale  recht,  en  moet  dus  ook  elke  Staat,  op 
zijn  gebied,  de  overheid  aanwezen  die  rechtspreken  zal. 

De  Schrijver  behandelt  eerst  het  laatste  geval.  Tegenover  de 
vroegere  opvatting  dat  tractaten ,  als  daden  van  het  souvereine  ge- 
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zag,  onttrokken  z\jn  aan  de  beoordeeling  der  civiele  en  administra- 
tieve rechtbanken,  stelt  hij  de  nieuwe  betere  opvatting,  dat  de  toe- 
passing en  de  uitlegging  van  tractaten  opgedragen  z\jn  aan  de  ge- 
wone rechterlijke  autoriteiten ,  en  dat  het  part\jen  vr\j  staat  zich 
op  die  tractaten  alsmede  op  algemeen  erkende  beginselen  van  bet 
internationale  recht  te  beroepen.  De  vraag  welke  overheidsin- 
stellingen, de  civiele  of  de  administratieve,  bevoegd  z^n,  hangt 
af  van  het  onderwerp  van  het  rechtsgeding. 

Daarna  komt  aan  de  orde  het  geval,  dat  het  internationale 
recht,  uitdrukkelijk  of  volgens  algemeene  beginselen,  de  beslis- 
sing van  geschillen ,  uit  de  internationale  ordeningen  ontstaande, 
opdraagt  aan  bestaande  nationale  rechtsprekende  lichamen.  Door 
het  opnemen  hier  van  eene  stilzwijgende  opdracht  krcjichtens 
algemeene  beginselen,  verliest  de  gemaakte  onderscheiding  hare 
scherpte  en  is  het  eerste  geval:  agemis  van  opdracht  tengevolge 
van  stilzwijgen»  niet  behoorlgk  afgesneden  van  het  tweede  geval : 
cstilzwijgende  opdracht».  De  Schrijver  stelt  nu,  dat  uit  die  stil- 
zw^gende  opdracht  voortvloeit  een  plicht  der  Staten  om  het  recht 
te  handhaven  zoowel  ten  opzichte  van  vreemdelingen  als  van 
staatsburgers  (bl.  95).  Verder,  na  eene  uitweiding  over  leemten  in 
de  regeling  der  rechterlijke  bevoegdheid  in  internationale  geschil- 
len, en  over  het  gemis  van  eene  boven  de  Staten  verheven  instel- 
ling, die  op  onaf  hankeljgke  v^ze  de  tractaten  zou  kunnen  uitleggen, 
komt  hjj  tot  de  vraag,  of  de  Staat  tegenover  andere  Staten  aanspra- 
kel^k  is  voor  onrechtmatige  handelingen  of  beslissingen  van  de 
hurgerl^ke  en  administratieve  instellingen ,  op  zijn  gebied  geves- 
tigd, ter  zake  van  aan  het  internationale  recht  onderworpen  rechts- 
betrekkingen. De  Schr^ver  ontkent  die  aansprak el\jkheid  daar 
waar  eenvoudig  eene  verkeerde  beslissing  is  gegeven;  wel  acht 
h\i  den  Stuat  verantwoordelijk,  wanneer  het  toepasselijke  inter- 
nationale recht  niet  toegepast  is,  wanneer  eene  rechtbank  de 
allereerste  waarborgen  eener  goede  rechtspraak  heeft  veronacht- 
zaamd of  wanneer  de  Staat,  door  het  in  werking  brengen  van 
eene  met  het  internationale  recht  strijdige  wet ,  de  onrechtmatige 
beslissing  heeft  uitgelokt.  De  verantwoordelijkheid,  welke  de 
Schrijver  oplegt  <  is  niet  eene  zuiver  zedelijke.  Er  is  lyddiet  in 
'z\jn  betoog.  H\j  meent,  dat  vreedzame  en  geweldige  middelenen 
procedures  van  het  Volkenrecht  aangewend  kunnen  worden  (bl. 
108).  Het  blijjkt  niet  welke  plaats,  in  het  stelsel  van  den  Schrg ver, 
het  Volkenrecht  in  of  naast  het  internationale  recht  inneemt. 

Eindelijk  is  aan  dt*  orde  de  rechtspraak  door  internationale 
colleges.  De  oogst  is  hier  niet  groot.  De  Schrijver  behandelt  kor- 
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telifk  het  onaf  hankel^ke  karakter  van  die  colleges  en  van  hunne 
leden,  in  het  algemeen,  en  daarna  iii  het  b\jzonder  de  interna- 
tionale scheidsmannen,  de  internationale  coromissién  voor  de 
vaart  op  sommige  rivieren,  bepaaldelqk  den  R\jn  en  den  Donau, 
en  de  internationale  coinmissiën  belast  met  de  waarneming  van 
de  belangen  der  schuldeischers  van  Staten,  bepaaldelijk  in  Egypte 
en  in  Griekenland. 

Nog  beknopter  is  het  betoog  wat  betreft  de  internationale  ten- 
uitvoer-legging.  De  Schrijver  acht  die  in  beginsel  wenschelgk, 
maar  erkent  dat  z\i  niet  verzekerd  is,  behalve  b^j  zeer  bijzondere 
onderwerpen. 

Het  betoog  van  Dr.  Kaufmann,  iu  de  hoofdpunten  door 
mij  weergegeven,  dwingt  tot  nadenken  Een  deel  der  vragen, 
door  hem  behandeld,  heb  ik  vroeger  zelf,  in  verband  met  de 
codiGcatie  van  het  internationaal  privaatrecht,  besproken,  ik 
weusch  thans  niet  te  treden  in  breede  beschouwingen.  A.lle 
theoretische  verschilpunten  over  den  grondslag  en  den  omvang 
van  het  internationale  recht  ter  zgde  latende  '),  zoo  zie  ik  toch 
twee  hoofdvragen,  die  m\i  aanleiding  geven  eene  van  de  opvatting 
des  Schrijvers  afwijkende  meening  uit  te  spreken;  de  eerste  be- 
treft de  rechtskracht  van  internationale  regelingen  tegenover 
nationale  wetten,  de  tweede  de  zoogenaamde  procesmiddelen 
tusschen  Staten. 

Ik  heb  steeds  op  den  voorgrond  gesteld,  dat  tegenover  den 
rechtseisch  van  de  algemeen-menschelgke  samenleving,  zeer 
rudimentaire,  onvolledig  georganiseerde  middelen  van  codificatie 
staan.  Een  wetgevend  orgaan  van  die  samenleving,  een  wereld- 
wetgever  ontbreekt  Wereldwetten ,  die  alleen  uit  haren  aard  de 
nationale  wetgevingen  zouden  moeten  beheerschen,  kunnen  niet 
worden  gemaakt.  De  algemeen-menschelijke  samenleving  moet  zich 
behelpen  met  surrogaten.  Een  dier  surrogaten  is,  naast  de  ge- 
Iqkluidende  wetgeving,  de  diplomatieke  afspraak,  het  tractaat, 
dat  veelal,  b\j  gebreke  van  beteren  vorm,  dient  om  internatio- 
nale ordeningen  te  maken.  Nu  is  het  verschil  tusschen  Dr.  Kauf- 
mann  en  my  daarin  gelegen,  dat  hij  het  surrogaat  ten  volle 
de  kracht  toekent  die  alleen  aan  de  werkelijke  wereldwet  zoude 
toekomen ,  terw^l  m.  i.  het  tractaat  surrogaat  blijft  en  slechts  op 
gebrekkige  w^ze  de  wereldwet  vervangen  kan.  Daarom  acht  ik 


')  Daarom  vermeld  ik  ook  in  dit  opstel  niet  de  Nederlandsche  lite- 
ralQur,  bijv.  Mr.  Levy's  Wet  of  Tractaa^F,  de  dissertatie  van  Mr.  van 
Vollenhoven,  of  de  geschriften  over  de  Gosta-RicaPacket-zaak. 
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de  stelling  van  den  Schrqver,  dal  de  bij  tractaat  gemaakte  re^ire- 
ling  van  hoogere  orde  is  dan  de  wet,  eene  bloole  bewering.   Ik 
houd  het  tractaat  voor  hoogstens  van  gelqke  orde,  en  al  wil  ik 
dientengevolge  aan  de  internationale  ordening  den  voorrang  toe- 
kennen  boven   vroegere   wetten,  ik  kan  niet  aannemen  dat  die 
ordening   latere   wetten,   houdende  afwqking  van  het  tractaat, 
nietig   maakt   in    dien  zin,   dat  de  rechter  van  het  eigen  land 
die   wetten   als    niet- verbindend   zou    moeten  beschouwen.   Dit 
laatste  past  slechts  bij  de  ware   wereld  wet,  uitvloeisel  van  eene 
organisatie   van    het   publieke   leven  der  algemeen-menschelijke 
samenleving,  welke  organisatie  nauwelijks  in  kiem  aanwezig  is. 
Wel  zie  ik  in  algemeene  tractaten,  goed  voorbereiden  toegelicht, 
en  op  deugdelijke  wqze  onder  vrije  critiek  behandeld ,  hel  middel 
waardoor  die  kiem  zich  ontwikkelen  kan.  Want  is  eenmaal  een 
dergelijk  tractaat  tot  stand  gekomen,  en  regelt  het  op  ondubbel- 
zinnige wijze ,  in  overeenstemming  met  de  levenseischen  van  de 
rechtsgemeenschap  van  het  menschelijk  geslacht,  bepaalde  rechts- 
verhoudingen  die  voor  eene  ordening  bij  tractaat  geschikt  zyn, 
dan  is  het  in  werking  brengen  van  latere  nationale  wetten ,  welke 
met  de  internationale  ordening  streden,  nauwelijks  denkbaar. 

Een  ander  verschil  van  meening  tusschen  den  Schr\j ver  en  mij 
is  dat  ik,  ook  indien  werkelijk  eens  een  Staat  door  eene  latere 
wet  van  een  tractaat  afwijkt,  ook  indien  z\jne  rechtspraak  niet 
is  zooals  z\j  behoort  te  z\jn,  noch  represalién  tegen  bijzondere 
personen  noch  oorlogsmaatregelen  of  andere  middelen  van  geweld 
geoorloofd  acht.  Dit  verschil  loopt  zoowat  evenwijdig  met  het 
andere.  De  Schrijver  is  geneigd  in  retorsie  en  in  oorlogsdaden 
rechtsmiddelen  te  zien,  procedures  tusschen  Staten.  Wat  mg 
betreft  ik  zie  daarin  niet  eens  surrogaten  van  procedures,  slechts 
daden  van  eigenrichting ,  niet  eens  de  kiemen  van  eene  interna- 
tionale rechterlijke  organisatie ,  maar  de  ontkenning  van  die  orga- 
nisatie. Of  ik  daarmede  de  batterijen  van  den  tegenstander  lot 
zw\jgen  heb  gebracht,  weet  ik  niet,  wel  zwijg  ik  verder  op 
deze  plaats  over  dit  punt. 

Nogmaals  wil  ik  intusschen  zeggen,  dat  ik  den  arbeid  van 
Dr.  Kaufmann  waardeer.  Dat  ik  zoolang  bij  zqn  werk  heb 
stilgestaan  is  gedeeltelijk  een  uitvloeisel  van  die  waardeering, 
maar  ook  vun  de  overweging,  dat  het  behandelde  onderwerp  van 
belang  is  voor  ons  land ,  omdat  het  licht  werpt  over  vele  moeilijk- 
heden, die  aan  de  ordening  van  internationale  verhoudingen  door 
middel  van  tractaten  eigen  zijn.  Jitta. 
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Mr.  A.  A.  DE  PINTO,  Het  Proces  Dreyfas  getoetst  aan  wet  en 
reeht.  II.  —  'sGravenhage,  Gebrs.  Belinfante,  1899.  — 
55  bl.  —  ƒ0.70. 

Wq  hadden  het  genoegen,  de  eerste  reeks  van  Mr.  d e  Pinto*s 
i)rei//t4^artikelen  aan  te  kondigen  in  den  jaargang  1896  van  dit 
tqdschrift,  bl.  325  vig.;  ynj  gaven  daarbij  uitdrukking  aan  onze 
waardeering  van  den  Schrgver  en  aan  onze  groote  ingenomen- 
heid met  z^n  arbeid.  De  onlangs  verschenen  tweede  reeks  ken- 
merkt zich  door  dezelfde  goede  hoedanigheden,  die  in  de  vorige 
artikelen  waren  te  prezen.  Wederom  wordt  de  lezer  bekoord 
door  het  waardige,  klemmende,  zakel^ke  betoog,  de  keurige 
uiteenzetting  der  feiten,  het  warme  rechtsgevoel,  waarvan  de 
Schrgver  telkens  doet  blgken. 

Voor  wie  de  tweede  reeks  nog  niet  mocht  kennen  —  velen 
zullen  het  niet  zgn  —  zg  nog  aangestipt ,  dat  daarin  de  geschie- 
denis van  ede  zaaki»  wordt  gevolgd  van  den  eersten  stap  op  den 
weg  naar  de  revisie  tot  aan  haar  voorloopig  besluit:  de  nk  het 
vonnis  van  den  krijgsraad  te  Rennes  verleende  gratie.  Als  bglage 
is  afgedrukt  het  arrest  van  het  Hof  van  Cassatie  in  Vereenigde 
Kamers  van  3  Juni  1899,  waarbg  het  vonnis  van  den  eersten 
krqgsraad  van  22  Dec.  1894  werd  vernietigd. 


Mr.   R.  VORSTMAN,  Begrijpen  en  Vergeven.  Strafrechtelqke 
Beschouwing.  —  Leiden,  A.  H.  Adriani,  1899. 

Humaan,  ais  de  titel  van  dit  werkje,  is  het  daarin  geleverde 
betoog:  in  hoofdzaak  een  pleidooi  voor  het  goed  recht  van  een 
tweetal  instellingen :  de  vooruxiardelijke  invrijheidstelling  en  de 
voorwaardelijke  veroordeeling ;  voor  de  verbetering  en  aanvulling 
van  de  eerste  en  voor  het  ontsluiten  van  den  toegang  in  ons  straf- 
stelsel voor  de  tweede.  Ten  aanzien  van  beide  instellingen  geeft 
Scbr.  een  overzicht  van  de  bepalingen  der  buitenlandsche  Euro- 
peesche  wetten  en  statistische  gegevens  omtrent  hare  toepassing. 
Daaraan  sluit  zich  voor  de  voorwaardelyke  invrijheidstelling  een 
overzicht  onzer  wetgeving  en  der  betrekkelijke  statistiek,  alsmede 
eene  cnadere  beschouwing  en  een  voorstel  tot  wetsveranderingj>. 
Schr.  is  van  oordeel,  dat  geen  termqnen  moeten  worden  gesteld, 
maar  ede  zaak  aan  de  prudentie  van  de  autoriteiten  met  den 
minister  aan  het  hoofd  worden  overgelaten»,  terwyl  hjj  tevens 
uitbreiding  der  voorwaardel^ke  in vrq heidstelling  tot  de  overtre- 
dingen wenscheligk  acht.  In  overeenstemming  daarmede  zou  hij 

HechtageL  Mag.  1900.  11 
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art  15  Swb.  als  volj?t  willen  lezen:  «De  tot  gevangenisstraf  of 
tot  hechtenis  veroordeelde  kan  na  de  tenuitvoerl^ging  z\jner 
straf  voorwaardelqk  in  vr^heid  worden  gesteld».  Evenwel,  voor 
het  oogenblik  moeten  we  niet  te  veel  eischen;  h^  geeft  daarom 
als  het  voorshands  bereikbare  nog  eene  andere  redactie  van  ge- 
noemd artikel,  waarb^]  term^nen  zign  gekozen,  «meer  in  over- 
eenstemming met  de  wetgeving  onzer  buren». 

Ook  aan  de  voorwaardelqke  veroordeeling  wqdt  de  Heer  V.  eene 
nadere  beschouwing,  welke  h\j  resumeert  in  «een  wetvoorstel  voor 
Holland».  Vr^heid  voor  den  rechter  staat  h\j  ook  hier  voor. 
«Bindt  men  den  rechter  zoo  goed  als  niet,  dan  heeft  men  bet 
voordeel  dat  h^  het  aan  z\jn  oordeel  onderworpen  geval  beter 
beheerschen  kan ,  en  dan  qu^  beginsel  zou  kunnen  bepaald  wor- 
den: Als  naar  het  oordeel  van  den  rechter  de  persoon  van  den 
beklaagde,  of  ook  de  daad  zelve,  daartoe  aanleiding  geeft,  kan 
de  rechter  bij  gemotiveerd  vonnis  bevelen  dat  de  uitvoering 
daarvan  zal  worden  opgeschort  gedurende  een  tijd  niet  langer 
dan  5  jaren».  Maar  inziende ,  dat  dit  velen ,  zoo  niet  den  meesten , 
te  ver  zou  gaan,  geeft  h\j  naast  deze  beginselformuleering  een 
meer  uitgewerkt  wetsvoorstel,  eene  in  verschillende  richtingen 
beperkte  toepassing  van  het  beginsel  bevattende. 

Aan  de  besproken  verhandeling  gaat  vooraf  een  stuk  getiteld : 
«Oud  en  nieuw  op  strafrechtelijk  gebied.  Een  wetsvoorstel».  De 
inhoud  van  dit  deel  van  het  geschrift  is  moeilijk  weer  te  geven, 
wegens  de  veelheid  van  onderwerpen,  daarin  beschouwd  of  aange- 
stipt, waai'tusschen  het  verband  den  lezer  niet  altijd  even  duidelgk 
is.  Schr.  zelf  omschrqft  aan  het  slot  van  zqn  werkje,  in  een  kort 
«Besluit»,  de  in  het  eerste  gedeelte  van  zijn  betoog  behandelde 
vraag  aldus:  «verkeeren  we  sedert  1854  op  strafrechtelijk  gebied 
niet  in  een  tweede  t\japerk  van  overgang'?»  De  beantwoording 
daarvan  geeft  hem  aanleiding,  op  de  wenschel^kheid  van  ver- 
schillende hervormingen  te  w\jzen  en  een  wetsvoorstel  aan  te 
bevelen ,  ten  doel  hebbende  de  tegenwoordigheid  van  een  psychi- 
ater bijj  de  verhooren  door  den  rechter-commissaris  mogel^k  te 
maken  en  b^'  de  behandeling  van  misdrijven  ter  terechtzitting 
voor  te  schrqven. 

Bij  de  voorgenomen  wijziging  van  ons  Wetboek  van  Strafrecht 
zal  ongetwijfeld  op  de  adviezen  van  den  Schr.  worden  gelet  Z\j 
onderscheiden  zich  door.groote  humaniteit  en  eene  sympathieke 
naastenliefde. 


Digitized  by  VjOOQIC 


159 

Vergleiehende  Daratellamg  des  Code  eivil  and  des  Bfirgerlichen 
tiesetzbuches  fiLr  das  Deutsehe  Beich,  von  R.  Förtsch, 
Reichsgerichtsrath.  Zweite,  unveranderte  Auflage.  — 
Berlin,  O.  Liebraann,  1899.  —  a70  bl.  (Pr^s  geb.  Mk.  7.—). 

Dit  werk  maakt  deel  uit  van  eene  zeer  doelmatige  verzameling, 
die  onder  den  titel :  Vergleiehende  Darstellung  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  und  der  Landesrechte  wordt  uitgegeven.  In  deze 
collectie  z\jn  verschenen:  1^  de  vergel^king  van  het  Burgerlek 
Wetboek  met  het  cgemeene  recht]»,  door  Dr.  G.  von  Buchka 
(Ie  druk,  1897;  3e  druk,  1899);  2'.  de  vergelpingmethet  Alg. 
Pruis.  Landrecht,  door  Dr.  F.  Leske  (in  afleveringen);  8o. het 
werk ,  waarvan  w\j  hierboven  den  titel  vermeldden  (Ie  druk,  1897). 
Het  laatstgenoemde  is  vooral  geschreven  ten  behoeve  van  hen 
die  het  Fransche  recht  kennen  en  zich  spoedig  op  de  hoogte 
willen  stellen  van  den  inhoud  der  nieuwe  Duitsche  wetgeving 
in  het  algemeen  of  van  de  bepalingen  daarvan  op  een  of  ander 
bijzonder  punt.  Het  kan  verder  strekken  als  handleiding  voor 
degenen  die  het  Fransche  en  het  Duitsche  recht  gel\jkt\jdig  wil- 
len bestudeeren.  De  stof  is  gerangschikt  naar  de  volgorde  der 
titeb  van  den  Code  civil;  de  onderwerpen  en  de  nummers  der 
Fransche  artikelen  z^n  telkens  aan  den  rand  vermeld.  Door  een 
register  van  de  behandelde  paragraphen  van  het  Duitsche  Bur- 
gerlek Wetboek  en  eene  uitvoerige  alphabetische  inhoudsopgave 
wordt  de  raadpleging  nog  verder  vergemakkelijkt. 

Onder  de  ckenners  van  jiei  Fransche  recht'*,  voor  wie  het 
boek  bestemd  is,  kunnen  tot  zekere  hoogte  ook  de  Nederlandsche 
juristen  worden  gerekend.  Dat  ook  voor  hen  het  werk  van  Förtsch 
een  b^zonder  geschikt  middel  is  om  bij  voorkomende  gelegenheid 
snel  den  weg  te  vinden  in  het  Duitsche  Burgerlqk  Wetboek, 
kannen  w\j  uit  eigen  ervaring  getuigen. 


Das  neae  Deutsche  Bürgerliehe  Recht  in  Sprficheii.  I.  Allge- 
meiner  Teil,  von  Dr.  Georg  Cohn,  Professor  an  der 
Universitat  Zürich.  —  Zweite,  vermehrte  Auflage.  — 
Berlin,  Otto  Liebmann,  1899.  —  86  bl.  (Pqjs  Mk.2.— ). 

Toen  dit  eigenaardige  en  tevens  zeer  aantrekkel^ke  boekje 
voor  het  eerst  tot  ons  kwam,  hebben  w^  het  met  een  woord 
van  waardeering  bij  onze  lezers  ingeleid  (RechtsgeL  Afagf.,1897, 
bl.  255).  Nog  eer  het  werk  was  voltooid ,  werd  reeds  een  nieuwe 
uitgaaf  van  het  eerste  stukje  noodig.  Verwijzend  naar  het  vroegor 
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door  ons  frezegdo,  kunneD  wy  ons  thans  er  toe  bepalen,  korte- 
telqk  te  vermelden,  waarin  de  tweede  druk  van  den  oorsprou- 
keljjken  verschilt.  Ongeveer  honderd  spreuken  z\jn  nieuw  opge- 
nomen. Voor  een  deel  hebben  ze  betrekking  op  artikelen  der 
Invoeringswet  Andere  hebben  ten  doel,  in  aansluiting  aan 
gebruikeiyke  commentaren  en  leerboeken,  op  sommige  wetsbe- 
palingen duidel^'ker  licht  te  doen  vallen.  Verscheidene  toevoe- 
gingen en  veranderingen  z\jn  te  danken  aan  opmerkingen  van 
vriendel^ke  medewerkers.  Dat  ondanks  deze  uitbreiding  van  den 
tekst  en  aanvulling  der  verwijzingen  in  de  noten  het  aantal 
bladzijden  is  verminderd,  vindt  zgne  verklaring  in  een  minder 
ruimen  druk.   Overigens  bleef  ook  de  sierlijke  vorm  behouden. 


Dr.  G.  YON  BUCHRA,  Dr.  Fr.  OETKER,  Dr.  R.  LEHMANN: 
€iv!lproze88ordiiniig ,  Konknrsordnnn^ ,  HandelsgesetEbmeh 
in  alter  and  neaer  Oestalt.  YerglMcheDd  dar^tellt.  — 
Berlin,  1899.  Olto  Liebmann.  —  351  bl.  (Mk.  7.—). 

Het  doel  van  dit  werkje  is  den  overgang  van  het  oude  tot  het 
nieuwe  recht,  welke  1  Januari  jl.  heeft  plaats  gehad,  gemakke- 
lijk te  maken  door  eene  inleiding  te  geven  in  het  nieuwe  recht 
onder  voortdurende  vergelijking  met  het  oude.  Ieder  der  drie 
bewerkers  heeft  een  der  in  den  titel  genoemde  wetboeken  voor 
z^'ne  rekening  genomen  en  geheel  zelfstandig  behandeld.  Von 
Buchka  beschrijft  de  nieuwe  bepalingen  van  de  herziene 
Civilprozessordiiung ,  daarbij  telken^  aanw^zende  wat  in  de  oude 
wetgeving  als  recht  gold.  O  et  k  er  vergelekt  de  in  de  Koukurs- 
ordnung  gebrachte  wijzigingen  met  de  vroegere  bepalingen,  ter- 
wijl Lehman n  nagaat,  welke  veranderingen  de  voorschriften 
van  het  Allgemeine  Deutsche  Handelsgesetzbuch  hebben  onder- 
gaan bij  de  omwerking  van  dit  wetboek  tot  het  thans  geldende 
Handelsgesetzbuch. 

De  door  de  drie  Schr\jver8  gevolgde  methode  is  dezelfde,  al 
is  er  eenig  verschil  in  de  toepassing  op  te  merken.  Zoo  wordt 
door  Oetker  voortdurend  critiek  geoefend  op  de  nieuwe  wets- 
bepalingen ,  terwijl  V.  Buchka  en  Leb  mann  hunne  overzichten 
meer  objectief  hebben  gehouden. 

B\j  alle  drie  valt  de  duidelijke  en  beknopte  uiteenzetting  van 
de  gronden,  waarop  de  verschillende  w^zigingen  berusten,  te 
waardeeren. 

«Zur  Zeit]»,  zeggen  de  Schr^vers  in  het  Voorwoord,  cverlangt 
das  Bedürfniss  der  Rechtsanwendung  nur  eine  allgemeine  Orien- 
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tiruQg^  über  die  wesentlichen  Aenderungen  und  ihre  unmittel- 
baren  juristischen  Konsequenzen ,  und  diesem  Zwecke  zu  dienen, 
sind  die  nachfolgenden  Blatter  hestimmt».  Het  komt  ons  voor, 
dat  z^  in  de  aangewezen  behoefte  op  uitnemende  wijze  hebben 
voorzien. 


Das  Recht  der  proTisorischen  Gesetzgeban^,  insonderheit  nach 
lirenssischeni  Staatsrecht ,  von  Felix  Glatzer.  —  Breslau, 
M.  &  H.  Marcus,  1899.  —  112  bl.  -  Pr^js  Mk.  3.50. 

In  den  jaargang  1898  van  dit  tijdschrift  gaf  ik  eene  aankon- 
diging van  het  eerste  deel  eener  verzameling  van  verhandelingen , 
die,  met  den  titel  van  Abhandlungen  avs  d^m  StaaU-  und  Ver- 
uxiltungsrecht ,  onder  het  patronaat  van  Prof.  Brie  te  Breslau 
verschenen.  Thans  heeft,  met  de  uitgave  van  bovengenoemd  ge- 
schrift, het  tweede  deel  het  licht  gezien.  Van  dit  deel  moet  ik 
getuigen «  hetgeen  ik  b^  het  eerste  deel  aarzelde  te  doen,  dat  het 
maakwerk  is,  niet  voortgesproten  uit  wetenschappel^'ken  aan- 
drang. Het  geeft  in  hoofdzaak  eene  toelichting  op  art.  63  der 
Pruisische  Constitutie,  luidende:  cNur  in  dem  Falie,  wenn  die 
Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Sicherheit  öder  die  Besei- 
tigung  eines  ungewöhnlichen  Notstands  es  dringend  erfordert, 
können,  insofern  die  Kammern  nicht  versammelt  sind,  unter 
Yerantwortlichkeit  des  gesamten  Staatsministeriums  Verord- 
nungen,  die  der  Verfassung  nicht  zuwiderlaufen ,  mit  Geset- 
zeskrafi  erlassen  werden.  Dieselben  sind  aber  den  Kammern 
bei  ihrem  nachsten  Zusammentritt  zur  Genehmigung  sofort 
vorzulegen». 

De  toelichting  van  dit  artikel  is  uit  niet  minder  dan  75  werken 
geput,  hetgeen  van  des  Schrijvers  vl^t  en  belezenheid  een  dunk 
geeft.  Van  een  algemeen  staatsrechtel^k  standpunt  beschouwd, 
opent  het  boekje  geen  nieuw  gezichtspunt,  ten  minste  niet  wat 
aanspraak  kan  maken  op  eenige  vruchtbaarheid.  In  zooverre  kan 
bet  veilig  ongelezen  worden  gelaten.  En  wat  den  commentaar 
betreft,  ook  deze  sch^nt  niet  hoog  te  staan,  daar  La  band  in 
zqne  aankondiging  van  het  geschrift  (Archiv  f.  öffentl.  Recht, 
dl.  14  bl.  421  vlg.)  niet  verheelt,  «dass  es  kein  Verlust  für  die 
Wissenschaft  gewesen  ware,  wenn  sie  ungedruckt  geblieben 
wire». 

Voor  ons  land  in  't  b^'zonder  heeft  het  boekje  geen  belang, 
omdat  onze  Grondwet  geen  provisoire  wetgeving  kent.  Wel  vinden 
w\j  in  sommige  wetten  de   bepaling,  dat  haar  werkingsgebied 
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kan  worden  uitgebreid  bijj  algemeenen  maatregel  van  bestuur, 
welke  voor  een  bepaalden  t\jd  geldt,  als  binnen  dien  t^d  geen 
bekrachtiging  door  de  wet  is  gevolgd.  Aldus  art  1  Ziekten  wet; 
art.  2  Quarantainewei;  art.  3  Hinderwet.  Doch  meer  nc^  heeft 
het  karakter  van  provisoire  wet  de  algemeene  bestu ursmaatregel, 
welke  kan  worden  uitgevaardigd  krachtens  de  wet  van  2  April 
1898,  SthL  n\  79,  betreflende  in  het  by zonder  de  wering  der  schild- 
luis.  Deze  maatregel  blijft  gelden  totdat  de  daarin  vervatte  voor- 
schriften in  eene  wet  zijn  opgenomen  of  wel  het  wetsontwerp, 
dat  te  dien  einde  is  ingediend,  ingetrokken  of  niet  aangenomen 
is.  Eene  soortgelijke  regeling  is  voor  de  afkondiging  van  den  staat 
van  oorlog  of  beleg  gegeven  door  de  wet  van  23  Mei  1899,  Stbl. 
n*.  128.  Daar  de  toepassing  dezer  gevallen  geen  juridische  moei- 
lijkheid oplevert,  is  het  belang  niet  groot  om  in  eene  verg el^king 
te  treden  met  hetgeen  elders  als  provisoire  wetgeving  bekend 
staat. 

Groningen.  H.  Krabbe. 

Sehadevergoeding  buiten  overeenkonst  en  onrechtmatige  éaad. 

Acad.  Proefschrift,  door  P.  Schol  ten.  — Amsterdam, 
1899.  —  153  bl. 

Op  het  gebied  van  het  privaatrecht  is  er  nauwelqks  één  vraag- 
stuk, dat  tegenwoordig  meer  de  aandacht  trekt  en  verdient,  dan 
dat  hetwelk  Schr.  met  een  gelukkigen  greep  koos  tot  onderwerp 
van  z\jne  goed  geschreven  dissertatie.  Bestaat,  buiten  contractu- 
eele  verhouding,  verplichting  tot  schadevergoeding  alleen  waar 
schuld  aanwezig  is*?  —  ziedaar  de  theoretisch  evenzeer  als  prac- 
tisch  belangrijke  vraag,  waarmede  de  wetenschap  onzer  dagen 
zich  alom  in  ruime  mate  bezighoudt.  Eene  vraag,  die  te  meer 
tot  ondei^zoek  uitlokt,  omdat  —  «we  zullen  het  A.  Merkel 
wel  toe  hebben  te  geven  —  het  recht  in  deze  materie  in  onge- 
wone mate  den  indruk  geeft  van  onrijpheid  (cdes  Unfertigen"). 
Er  z\jn  een  reeks  tendenzen,  om  op  verschillende  gronden  een 
aansprakel^kheid  voor  schade  buiten  schuld  of  overeen  komst  vast 
te  stellen,  maar  vast  omlignde  begrippen,  die  in  scherp  gefor- 
muleerde wetsbepalingen  kunnen  worden  neergelegd,  zgn  nog 
niet  aan  te  wqzen:»  (bl.  151). 

In  het  eerste  Hoofdstuk  wordt  het  probleem  gesteld,  z\jne 
beteekenis  nader  ontwikkeld.  «De  b^'  ons  heerschende  beschou- 
wingen kunnen  w\j  samenvatten  in  deze  twee  stellingen :  I.  A^e- 
zien  van  contractueele  verhoudingen  heeft  hij,  die  door  toedoen 
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• 

vaD  een  ander  schade  heeft  geleden,  recht  tot  verhaal  op  dien 
ander,  als  de  schade  aan  diens  onbehoorlijk  handelen  of  niet  han- 
delen is  te  wigten;  II.  Heeft  de  ander  zich  zoo  gedi*agen,  als 
h^  behoort  te  doen,  dan  bestaat  er  nooit  verhaal»  (bl.  6,  7). 
De  juistheid  der  eerste  stelling  voorloopig  aannemend,  vangt 
Schr.  aan  met  de  bespreking  der  tweede.  «Volgt  uit  het  feit, 
dat  schuld  een  grond  is  tot  schadevergoeding  nu  ook,  dat  zij 
de  eenige  is?  dat  geen  schadevergoeding  denkbaar  is  buiten 
schuld  ?i>  Ten  einde  de  ontkennende  beantwoording  dezer  vragen 
aannemelijk  te  maken,  wgst  Schr.  opgevallen,  c  waar  erkenning 
van  een  verplichting  tot  schadevergoeding  noodzakelijk  is  b^ 
personen,  wien  geen  onrechtmatig  handelen,  geen  schuld  is  te 
wijten».  Een  sterk  sprekend  voorbeeld  vormt  allereerst  de  han- 
deling, in  nood  verricht;  hoewel  niet  onrechtmatig,  behoort z^' 
tot  schadevergoeding  te  verplichten.  Bij  de  rechtstoepassing  treden 
andere,  in  het  werkelijke  leven  meer  frequente  gevallen  op  den 
voorgrond.  De  ontwikkeling  der  nijverheid  en  de  vooruitgang  der 
verkeersmiddelen  geven  aanleiding  tot  menigerlei  gevaar  en  be- 
nadeeling, waartegen  de  aansprakelijjkheid  voor  onrechtmatige 
daad  alleen  geen  voldoende  hulp  biedt.  De  uiteenzettingen,  aan 
het  laatste  punt  gewijd,  verschaffen  Schr.  gelegenheid  tot  een 
interessant  uitstapje  naar  het  aanhangige  ontwerp  eener  Onge- 
vallenwet. 

Na  in  het  algemeen  bij  den  lezer  de  overtuiging  te  hebben 
gevestigd,  dat  de  verplichting  tot  schadevergoeding  niet  uitslui- 
tend tot  het  geval  van  onrechtmatige  daad  beperkt  mag  worden, 
gaat  de  Schr.  in  Hoofdst.  II  over  tot  bespreking  der  Nederland- 
sche  wetgeving.  Een  reeks  gevallen  worden  opgesomd,  waarin 
ons  geldend  recht  ciemand  die  schade  heeft  geleden  ook  buiten 
.  contract  recht  geeft  tot  verhaal  op  een  ander,  al  is  dezen  geen 
onrechtmatig  handelen ,  geen  schuld  te  wijten».  Vooreerst  vinden 
w^  hier  uit  ons  Burgerlijk  Wetboek  vermeld  de  bepalingen  van 
artt.  1404,  1406,  1403,  derde  lid  —  waarbq  Schr.  kon  voort- 
bouwen op  de  belangr^ke  dissertatie  van  Mr.  H.  van  Lennep 
(zie  Rechtsgel.  Mag.,  1896,  bl.  348)  --  en  1403,  eerste  lid ;  ver- 
volgens komen  ter  sprake  art.  625  B.  W.,  artt.  689,  699,  715 
B.  W. ,  de  toepassing  van  het  rechtsmiddel  van  beslag  (artt.  732, 
739  Rv.),  de  instellingen  der  onteigening  en  der  preventieve 
hechtenis,  de  voorschriften  van  artt.  374  en  423  W.  v.  K,,  de 
wettelijke  regels  omtrent  vergoeding  bij  aanvaring,  enz.,  enz. 

Natuurli^jk  worden  deze  onderwerpen  meerendeels  slechts  vluch- 
tig aangeroerd.  Menig  punt  zou  zich  bijzonder  geleend  hebben 
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tot  nadere  uitwerking;  men  denke  bqv.  aan  de  schade,  die  het 
bedrijf,  in  een  huis  uitgeoefend,  aan  de  buren  veroorzaakt  Doch 
de  veelheid  der  stof  dwong  den  Siïhr.,  zich  er  toe  te  bepalen, 
omtrent  ieder  geval  zooveel  mede  te  deelen  als  voor  het  voeren 
van  het  betoog  noodig  was.  Ën  dit  betoog  komt  m^  voor  te  zijn 
geslaagd.  Moge  men  al  ten  aanzien  van  een  enkel  geval  twijfelen, 
of  het  in  de  reeks  behoort,  de  meeste  kunnen  inderdaad  strek- 
ken ten  bew^ze  van  de  door  den  Schr.  verdedigde  stelling. 
Terecht  merkt  Schr.  op,  dat  men  de  ruimere  opvatting  bijzonder 
duidelijk  aantreft  in  deelen  onzer  wetgeving,  die  «ontleend  zijn 
aan  rechtsbronnen,  door  het  Romeinsche  recht  niet  getroubleerd. 
Dit  w|jst  er  op,  dat  waar  niet  het  dogma  van  de aansprakelgk- 
beid  uit  schuld  en  schuld  alleen  op  den  voorgrond  werd  gesteld, 
een  schadevergoeding  zonder  schuld  volstrekt  niet  ongewoon 
wasi»  (bl.  66).  Opmerkelijk  is  ook  de  waarneming,  dat  onze 
rechtspraak,  ten  einde  tot  het  toew^'zen  eener  billvjk  geachte 
schadevergoeding  te  geraken,  meermalen  eene  «onrechtmatige 
daad»  construeert,  waar  nauwelijks  van  schuld  en  van  onrecht- 
matigheid kan  worden  gesproken  (bl.  57  vlg.,  60  vlg.). 

Schuld  is  dus  niet  de  eenige  grond  der  verplichting  tot  scha- 
devergoeding. «Maar  is  schuld  één  der  gronden?  of....  bestaat 
de  mogelijkheid  alle  gevallen  van  schadevergoeding  terug  te 
voeren  tot  één  grond,  die  noodzakeligkerw^'ze  dan  niet  in  de 
schuld  gelegen  kan  z^n  ?  Het  wordt  door  gezaghebbende  jurist  en 
beweerd.  Grond  der  verplichting  tot  vergoeding  is  volgens  hen 
eenvoudig  het  feit,  dat  men  de  schade  op  welke  w\jze  dan  ook 
heeft  veroorzouihU  In  plaats  der  schuld  wordt  de  causaliteit  ge- 
steld*'.  Gritische  bespreking  van  dit,  door  verscheidene  Duitsche 
en  Fransche  schrijvers  ingenomen  standpunt,  is  het  doel  van 
het  derde  Hoofdstuk.  De  slotsom  is,  cdat  schuld  als  grond  tot 
aansprakelijkheid  voor  schade  behoort  te  bligven  bestaan,  maar 
dat  daarnaast  een  reeks  gevallen  moet  erkend  worden,  waar  of 
al  door  de  wet  een  recht  tot  verhaal  wordt  gegeven  buiten 
schuld,  of  een  dergelijk  recht  door  ons  rechtsbewustzqn  wordt 
geêischt»  (bl.  102). 

Het  vierde  Hoofdstuk  is  gew^d  aan  eene  poging,  de  verschil- 
lende gevallen  te  groepeeren.  Schr.  onderscheidt  (bl.  103): 

«a.  de  gevallen,  waar  de  aansprakel^ke  of  een  ander  bewust 
nadeel  toebrengt ,  maar  de  handeling  door  de  een  of  andere  oor- 
zaak rechtmatig  is  (schadevergoeding  b^'  rechtmatige,  bewuste 
benadeeling); 

«6.    de   gevallen,    waar  de   risico   voor  bepaalde  personen  of 
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zaken  op  den  aansprakel  jke  wordt  gelegd  (aansprakeligkheid  voor 
schade  door  daden  van  anderen,  zaken,  ondernemingen  enz. 
veroorzaakt)». 

De  eerste  reeks  wordt  beheerscht  door  de  gedachte,  «dat  wel 
door  het  recht  een  bewust  nadeel  toebrengen  aan  een  ander  op 
een  anders  ongeoorloofde  w^ze  b^'  exceptie  wordt  toegelaten, 
maar  dat  er  geen  grond  is  dien  ander  met  dat  nadeel  blgvend 
te  belasten,  dat  dit  veeleer  door  hem  gedragen  moet  worden, 
in  wiens  belang  de  handeling  geschiedt i»  (bl.  126).  Daartoe  be- 
hooren  de  handelingen,  in  nood  verricht  —  ten  onzent  slechts 
in  bgzondere  toepassingen  wettelijk  geregeld  (zie  echter  §  904 
van  het  Duitsche  B.  W.)  — ,  de  onteigening,  enz. 

De  samenvatting  der  tweede  groep  berust  op  een  negatieven 
grondslag;  z^  begrqpt  calle  gevallen  van  aansprakelijkheid  voor 
schade  buiten  schuld,  die  niet  tot  de  vorige  (groep)  behoorden» : 
aansprakelgkheid  voor  dieren,  voor  ondergeschikten,  voor  za- 
ken, enz. 

Met  deze  groepeering  is  zeer  zeker  het  laatste  woord  niet  ge- 
sproken. Schr.  zelf  erkent  het  volmondig.  Het  is  hoogst  waar- 
sch^nlqk,  dat  de  gevallen,  waarover  Schr.  handelde,  in  de  toe- 
komst met  talr^ke  zullen  worden  vermeerderd.  Wellicht  zal  het 
later  gelukken,  ze  onder  een  meer  algemeen  gezichtspunt  te 
brengen.  Voor  eene  gezonde  ontwikkeling  in  deze  richting  is  ech- 
ter in  de  eerste  plaats  noodig,  dat  men  zich  losmake  van  het  cdogma 
van  hel  Romeinsche  recht:  geen  schadevergoeding  builen  over- 
eenkomst of  onrechtmatige  daad»  (bl.  152).  Tot  aantasting  van 
dit  dogma  heeft  onze  Schr^ver  eene  belangrijke  bedrage  geleverd. 
Hem  komt  een  woord  van  lof  toe,  zoowel  wegens  de  keuze  van 
het  onderwerp  als  wegens  de  degelijjke  en  aangename  w^ze, 
waarop  h^  het  behandelde.  D, 


Bq  den  uitgever  J.  F.  van  Druten,  te  Sneek,  is  eene  tekst- 
uitgave verschenen  van  het  Wetboek  vam  Koophamdel,  bqgewerkt 
tot  1  September  1899,  met  bijvoeging  van  eenige  daarmee  ver- 
band houdende  wetten  en  besluiten  en  met  verwijzing  naar  over- 
eenkomstige en  toepasselijke  bepalingen.  De  uitgave,  die  een  deel 
uitmaakt  van  eene  serie  getiteld:  Meijer,  Nederlandsche  Wet- 
boeken y  staat  onder  toezicht  van  Dr.  H.  J.  Romein,  die  ook 
de  laatste  uitgave  der  verzameling  M  e  \j  e  r ,  Nederlandsche  Stcutts- 
voetteny  bezorgde.  Nevens  het  Wetboek  z\jn  afgedrukt  de  wet  van 
1855  tot  afschaffing  van  het  tonnegeld  der  zeeschepen  en  omtrent 
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het  meten  daarvan ,  de  wet  van  1875  tot  afechaffing  van  hel 
vuur-,  ton-  en  baken^j^eld  en  nadere  regeling  der  meting  van 
zeeschepen,  de  Tuchtwet  van  1856,  de  wet  van  1857  op  de 
interesten  en  de  wetten  van  1869  op  de  zeebrieven  en  op  de  mateo, 
gewichten  en  weegwerktuigen.  De  opgenomen  besluiten  strekken 
ter  uitvoering  deels  van  het  Wetboek  deels  van  de  genoemde 
wetten.  Opgemerkt  mag  worden,  dat  ook  het  K.  Besluit  van  18 
Sept  1899,  Sthl  n*  206,  tot  wigziging  van  het  Besluit  van  21 
Aug.  1875,  Stbl,  n^  146,  tot  regeling  der  meting  van  zeeschepen, 
is  afgedrukt,  zoodat  nog  meer  wordt  gegeven  dan  de  titel  toezegt. 


Voor  een  paar  jaren  (Rechtsgel.  Mag, ,  1898,  bl.  333)  schreven 
wij  een  woord  tot  aankondiging  van  de  LilipEt-AES^abe  van  het 
Duitsche  Burgerlijk  Wetboek,  bq  den  uitgever  O.  Liebmann 
te  Berlijn  verschenen.  Deze  zak-editie  blijkt  algemeen  ingang  te 
hebben  gevonden.  Eene  eerste  oplage  van  10000  exemplaren  werd 
in  één  jaar  uitverkocht,  eene  tweede  editie  van  gelqke  sterkte 
was  weder  slechts  voor  een  jaar  voldoende.  Zoo  ziet  thans  een 
derde  druk  (21e  tot  32e  duizend)  het  licht.  De  inhoud  bleef 
geheel  onveranderd;  naar  het  Voorbericht  mededeelt  heeft  het 
gebruik  aangetoond,  dat  de  tekst  volkomen  nauwkeurig  met  den 
ofQcieelen  overeenstemt,  fouten  zijn  niet  bekend  geworden. 
Gaarne  herhalen  w^'  bijj  deze  gelegenheid  onze  vroegere  aanbe- 
veling. Voortdurende  hanteering  van  het  boekje  heeft  ons  beves- 
tigd in  de  meening,  dat  de  uilgever  met  deze  nette  en  goed- 
koope  editie  een  gelukkigen  greep  heeft  gedaan. 
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OPMERKINGEN  EN  MEDEDEELINGEN 


A.  Wetgeving. 

Frankrijk.  —  Onder  dagteekening  van  5  Augustus  1899  is  tot 
stand  gekomen  eene  wet  9ur  Ie  casier  judiciaire  et  sur  la  ré- 
habilitation  de  droit  (Dalloz,  Ree.  pér.,  1899,  IV,  bl.  113  vig.). 
Aan  de  regeling  van  dit  onderwerp  ontbrak  tot  dusver  een  wet- 
tel^ke  grondslag;  ze  steunde  op  ministerieele  circulaires,  voor- 
namelgk  die  van  6  November  1850;  daaraan  was  het  bezwaar 
verbonden,  dat  uittreksels  uit  de  strafregisters,  indien  de  juist- 
heid door  den  beklaagde  werd  betwist,  geen  bewijs  in  rechte 
opleverden. 

Ziehier  de  voornaamste  bepalingen  der  nieuwe  wet. 

De  inhoud  der  eerste  vijf  artikelen  —  inrichting  der  caMers, 
afgifte  van  uittreksels  (cbuUetin  nr.  2»)  aan  de  justitie  en  aan 
andere  autoriteiten  —  stemt  overeen  met  de  vroegere  voorschrif- 
ten (zie  daaromtrent  de  mededeelingen  van  Prof.  van  der  Hoe- 
ven, in  Tijdschrift  voor  Strafrecht,  dl.  5,  bl.  128  vlg.). 

Volgens  art.  6  kan  ook  aan  den  persoon,  dien  het  betreft,  in 
geen  geval  echter  aan  een  derde,  een  extract  worden  uitgereikt. 
In  dit  extmct,  cbulletin  n^.  3»  genoemd,  dat  vooral  b^  sollici- 
tatiên  te  pas  zal  komen,  wordt  intusschen  niet  alles  opgenomen, 
wat  in  het  register  voorkomt;  art.  7  noemt  zeven  categorieën  van 
feiten,  die  uit  dit  bulletin  worden  weggelaten:  veroordeelingen 
wegens  lichte  vergrijpen,  faillietverklaring  onder  verschoonende 
omstandigheden ,  enz.  Ook  zwaardere  veroordeelingen  worden  na 
een  zeker  tijdsverloop  niet  meer  in  deze  uittreksels  vermeld ;  naar 
mate  van  de  zwaarte  der  opgelegde  straf  is  die  termijjn  op  1, 5, 
10  of  15  jaren  gesteld  (art.  8j.  Deze  cprescription  du  casier  ju- 
diciaire»  wordt  echter  gedeeltel^k  weder  opgeheven,  indien  de 
persoon  opnieuw  wegens  misdaad  of  wanbedrijf  anders  dan  tot 
geldboete  wordt  veroordeeld  (art.  9). 

Art.  10  vestigt  de  réhabilitation  de  droit  Wanneer  10,  15  of 
20  jaren,  naar  gelang  van  de  mate  der  opgelegde  straf,  zijn  voorbij- 
gegaan zonder  dat  de  veroordeelde  eene  nieuwe  veroordeeling  tot 
eene  andere  straf  dan  geldboete  heeft  beloopen,  wordt  de  ver- 
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oordeeling  van  rechtswege  geheel  uitgewischt.  Het  is  den  Senator 
Bérenger  gelukt,  deze  bepaling,  die  eerst  veel  tegenstand  ont- 
moette, in  de  wet  te  doen  opnemen. 

België.  —  Eene  wet  van  2  Juli  1899  betreft  la  sécurité  el  la 
santé  des  ouvriers  employés  dans  les  entreprises  industrielles  et 
commerciales.  Zij  bestaat  uit  slechts  drie  artikelen. 

Dezelfde  beboetten  en  denkbeelden ,  die  ten  onzent  de  Veilig- 
heidswet (wet  van  20  Juli  1895,  Stbl.  nr.  137)  deden  tot  stand 
komen ,  leiddon  ook  in  België  tot  dezen  maatregel  van  wetgeving. 
Intusschen  is  b^  onze  Zuidel^ke  naburen  veel  meer  dan  bij  ons 
aan  de  uitvoerende  macht  overgelaten.  Art  1  der  wet  luidt  na- 
mel^k  als  volgt: 

cLe  gouvernement  est  autorisé  k  prescrire  les  mesures 
propres  k  assurer  la  salubrité  des  ateliers  ou  du  travail  et 
la  sécurité  des  ouvriers  dans  les  entreprises  industrielies  et 
commerciales  dont  l'exploitation  présente  des  dangers,  méme 
lorsqu'elles  ne  sont  pas  classées  comme  dangereuses,in8alu* 
bres  OU  incommodes.  Ces  mesures  peuvent  étre  imposées 
tant  aux  ouvriers,  s'il  y  a  lieu,  qu'aux  pairons  ou  chefs 
d'entreprise. 

cLe  gouvernement  est  également  autorisé  k  prescrire  la 
déclaration  des  accidents  du  travail  qui  surviennent  dans 
ces  entreprises. 

cSont  exceptées  les   entreprises  oü  Ie  patron  ne  travaille 
qu'avec  des   membres   de   sa  familie  habifant  chez  lui,  ou 
avec  des  domestiques  ou  gens  de  la  maison.» 
Volgens  art  2  mag  de  aan  de  Regeering  toegekende  bevoegd* 
beid  —  behoudens  voor  zoover  betreft  de  ondernemingen,  die, 
onafhankelijk  van  deze  wet,  aan  eene  voorafgaande  vergunning 
of  kennisgeving  z\jn  onderworpen  —  slechts  worden  uitgeoefend 
bij  algemeene  maatregelen  en  na  ingewonnen  advies  van  1**.  de 
Kamers  van  Arbeid,  2°.  de  Gedeputeerde  Staten,  en  y.  de  Ko- 
ninklijke Akademie  vvlü  Geneeskunde  ^  de  Conseil  supérieur  d* hy- 
giëne publiqure  of  de  Conseil  supérieur  du  travail. 

Art  3  verklaart  de  ambtenaren ,  die  met  de  uitvoering  der  wet 
z\jn  belast,  bevoegd,  de  lokalen  der  ondernemingen  binnen  te 
treden,  en  regelt  de  w\jze  van  vervolging  der  overtredingen. 

Eene  wet  van  5  Juli  1899  brengt  wijziging  in  de  wet  van  19 
Januari  1883  op  de  riviervisscherij.  Tot  uitvoering  der  wet  strekt 
een  Koninklyk  Besluit  van  7  Juli  1899. 
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Eene  wet  van  21  Juli  1809  strekt  tot  augmentcUion  des  frai- 
tements  de  la  magistrature.  Sedert  vete  jaren  reeds  was  men  in 
België  algemeen  overtuigd ,  dat  er  verbetering  moest  komen  in 
de  bezoldiging  van  de  leden  der  recbterl^ke  macbt.  Niet  alleen 
werd  deze  door  den  aard  en  de  betéekenis  der  rechterlqke  func- 
tien  gevorderd ,  maar  het  bleek  ook  meer  en  meer,  dat  de  tegen- 
woordige tractementen  onvoldoende  waren  om  te  beletten,  dat 
bekwame  en  werkzame  mannen ,  boven  de  rechterlqke  loopbaan, 
de  voorkeur  gaven  aan  de  advocatuur  of  aan  betrekkingen  in 
handel  en  nqverheid.  Bestond  er  eenstemmigheid  omtrent  de 
Doodzakelqkheid  van  verhooging  der  jaarwedden ,  verschil  van 
meening  rees  over  de  vraag,  of  niet  tegelqk  daarmede  andere 
hervormingen  in  de  rechterlqke  organisatie  behoorden  plaats  te 
hebben ,  met  name  de  inkrimping  van  het  aantal  rechtsprekende 
ambtenaren  en  verandering  in  de  wqze  van  benoeming.  De  min- 
derheid van  de  Commissie  van  Rapporteurs  uit  de  Kamer  van 
Afgevaardigden  achtte  het  wenschelqk,  dat  deze  verschillende 
regelingen  met  elkander  zouden  worden  verbonden.  De  urgentie 
van  verbetering  in  de  geldelqke  positie  der  rechters  heeft  er  toe 
geleid,  dat  deze  weg  niet  is  gevolgd,  maar  de  genoemde  verbe- 
tering op  zich  zeJvc  is  tot  stand  gekomen. 

Behoudens  eene  afzonderlqke  verhooging  van  de  bezoldiging  van 
president  en  officier  van  justitie  bq  de  rechtbanken  te  Antwerpen, 
Gent  en  Luik,  komt  de  inhoud  der  wet  neer  op  eene  periodieke 
tractements verhooging,  en  wel  met  300  francs  voor  elke  5  jaren 
diensttqd. 

Eene  wel  van  1  Augustus  1899  beoogt  reviaian  de  la  UgüUi' 
tion  et  des  règlemenis  sur  la  police  du  roulage.  Met  opheffiug 
van  de  in  vele  wetten  en  verordeningen  verspreide  en  algemeen 
als  verward  gekenschetste  regeling  van  het  onderwerp,  machtigt 
deze  wet  de  Regeering,  bq  Koninklqk  Besluit  algemeene  regle- 
menten uit  te  vaardigen ,  ten  doel  hebbende  «la  police  du  roulage 
et  de  la  circulation  de  tous  les  moyens  de  transport  par  terre, 
des  unimaux  de  trait,  de  charge  ou  de  montureet  desbestiaux». 
Reeds  onder  dagteekening  van  4  Augustus  1899  verscheen  een 
Koninklqk  Besluit  tot  uitvoering  der  wet. 

Eene  wet  van  3  Augustus  1899  strekt  tot  wqziging  van  een 
paar  artikelen  der  wet  van  31  Mei  1888  sur  la  condamnation 
et  la  libération  conditionnelles  {RechUgel.  Mag,,  1888,  bl.  625). 

De  hoofd i>epalingen  der  wet  zqn  uiel  veranderd.  Daartoe  vond 
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men  geen  aanleiding.  Integendeel,  in  de  Verslagen  van  Kamer 
en  Senaat  wordt  met  ingenomenheid  gesproken  over  de  werking 
van  de  beide  instellingen,  in  de  wet  van  1888 geregeld. Tusschen 
1888  en  31  December  1896  heeft  in  bjjna  300,000  correctionneele 
zaken  —  ongeveer  een  vijjfde  van  het  geheele  aantal  —  voor- 
waardelijke verdordeeling  plaats  gehad  en  slechts  in  11000  ge- 
vallen,  dus  minder  dan  4%,  is  crechute:»  voorgekomen.  Voor- 
waardel^'ke  invr^'heidstelling  is  aan  1421  veroordeelden  verleend 
en  slechts  40  maal  behoefde  ze  te  worden  herroepen. 

De  nieuwe  wet  bepaalt  zich  tot  tweeërlei  w^ziging.  Vooreerst 
wordt,  door  eene  nieuwe  lezing  van  art.  4,  voor  den  proeft^d 
in  geval  van  voorwaardelijke  invrijheidstelling  een  minimum-duur 
gesteld,  die  in  de  oorspronkel^ke  wet  niet  voorkwam.  Bq  het 
voorschrift  van  1888,  luidende:  cLa libération  déOnitive est  acquise 
au  condamné  si  la  révocation  n'est  pas  intervenue  avant  Texpi- 
rntion  d'un  délai  égal  au  doublé  du  terme  d'incarcération  que 
celui-ci  avait  encore  k  subir  k  la  date  k  laquelle  la  mise  en  liberté  a 
été  ordonnée  en  sa  faveur»,  wordt  nam  el^'k  de  bepaling  gevoegd , 
dat  die  termijn  in  geen  geval  minder  dan  twee  jaren  zal  bedra- 
gen ;  het  minimum  wordt  op  v^f  jaren  gebracht  voor  het  geval, 
dat  cle  libéré  avait  encouru  dans  Ie  courant  des  cinq  années 
antérieures  k  la  date  de  sa  dernière  condamnation,  soit  une  peine 
principale  de  trois  mois  d'emprisonnement  au  moins,  soit  deux 
OU  plusieurs  peines  principales  d'un  mois  au  moins». 

Het  tweede  artikel  der  wet  betreft  art.  10  der  wet  van  1888. 
Volgens  dat  artikel  moest  de  Regeering  jaarl^ks  aan  de  Kamer 
een  verslag  uitbrengen  over  de  werking  der  wet.  Dergelijk  jaar- 
lijjksch  rapport  achtte  men  thans,  naast  de  algemeene  verslagen 
omtrent  den  gang  der  justitie,  niet  meer  noodig.  Voortaan  zal 
slechts  telkens  om  de  drie  jaren  een  [verslag  worden  overgelegd. 

Daitsehland.  —  In  jg.  1899,  hl.  504  vlg.,  werd  door  ons  het 
arrest  van  het  Reichsgericht  van  1  Mei  1899  vermeld,  waarin, 
in  overeenstemming  met  een  vroeger  arrest  van  20  Oct.  1896, 
werd  beslist,  dat  de  wederrechtel\jke  onttrekking  van  een  elec- 
trischen  stroom  geen  diefstal  is  in  den  zin  van  §  242  Rqksstraf- 
wetb.  cDoor  deze  beslissing»,  schreven  w\j,  cmag als  uitgemaakt 
worden  beschouwd ,  dat  wederrechtelqke  onttrekking  van  een 
electrischen  stroom  in  Duitschland  niet  strafbaar  is,  dat  hier 
mitsdien  eene  leemte  in  de  wet  valt  aan  te  vullen.»  Daartoe  is 
thans  door  de  Rqksregeering  met  lofwaardigen  spoed  reeds  de 
eerste  stap  gedaan.  Den  14  Dec.  1899  werd  bq  den  Bondsraad 
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een  ontwerp  van  wet  in(2^ezonden  op  de  bestrafifing  der  weder- 
rechtel^ke  onttrekking  van  aan  een  ander  toebehoorenden  elec- 
trischen  arbeid.  Het  ontwerp  luidt:  §1.  Wieaaneeneiectrischen 
aanleg  of  inrichting  aan  een  ander  toebehoorenden  electrischen 
arbeid  onttrekt,  door  hem  in  een  toestel  te  leiden,  dat  niet  be- 
stemd is  tot  regelmatige  onttrekking  van  electrischen  arbeid  uit 
den  aanleg  of  de  inrichting,  wordt  gestraft  met  gevangenisstraf 
en  met  geldboete  tot  1500  Mark,  te  zamen  of  afzonderlijk,  als 
hg  het  feit  pleegt  met  de  bedoeling,  den  electrischen  arbeid  zich 
onrechtmatig  toe  te  eigenen.  —  Nevens  de  gevangenisstraf  kan 
verlies  der  burgerij ke  eererechten  worden  uitgesproken.  —  De 
poging  is  strafbaar.  —  §  2.  Wordl  het  in  §  1  omschreven  feit 
gepleegd  met  de  bedoeling,  een  ander  onrechtmatig  schade  toe 
te  brengen,  dan  moet  boete  tot  1000  M.  of  gevangenisstraf  tot 
twee  jaren  worden  uitgesproken.  —  De  poging  is  strafbaar.  — 
De  vervolging  heeft  alleen  op  klachte  plaats. 

Electrische  carbeid»  is  het  ^wv)ord,  dat  in  dit  ontwerp  ter  aan- 
duiding van  de  electrische  cenergie»  of  carbeidsvermogen»  is 
gekozen. 

Prof.  D.  Kahl  te  Berl^n  bespreekt  het  ontwerp  in  de  Deut- 
9che  Juristen-Zeitung ,  1900,  bl.  29vlg. 


B.  DiVERSA. 

Eén  procarear  voor  beide  partijem? 

Kan  in  een  civiel  proces  dezelfde  procureur  optreden  voor  beide 
partijen?  De  vraag  is  minder  dwaas  dan  ze  sch\jnt.  Wel  zouden 
in  verreweg  de  meeste  gevallen  partyen  niet  gebaat  z\jn  bij  het 
optreden  van  één  procureur,  omdat  hunne  geheel  tegenstrijdige 
belangen  beter  zijn  toevertrouwd  aan  twee  vertegenwoordigers, 
maar  dit  is  eene  quaestie  van  utiliteit,  niet  van  recht. 

Voorzoover  ik  heb  kunnen  nagaan ,  komt  er  in  onze  wetboeken 
(reen  enkele  bepaling  voor,  die  zich  verzet  tegen  het  gebruik 
van  denzelfden  procureur.  Hls  waar,  de  wetgever  heeft  b\j  't 
opstellen  der  artt.  135  en  volgende  Rv.  klaarblijkelijk  gedacht 
aan  het  meest  voorkomende  geval,  n.  1.  van  twee  procureurs; 
maar  mag  dit  b\j  gebrek  aan  eenig  positief  verbod  een  reden 
z^n  om  partyen  te  verhinderen  denzelfde  te  nemen,  als  zij  dat 
verlangen  ? 

Men  zal  misschien  zeggen:  de  procureur  is  de  dominus  litis; 
uit  den  aard  der  zaak  kan  h\j  niet  voor  beide  partyen  opkomen. 
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—  Vergis  ik  m^  niet,  dan  is  deze  benanaing  alleen  dan  juist, 
wanneer  de  procureur  tevens  het  werk  van  den  advocaat  doet. 
Het  eigenligke  procureurswerk ,  het  verschenen  ter  rol  en  het 
in  acht  nemen  van  allerlei  formaliteiten  verschilt  toch,  al  is 
het  ingewikkelder,  in  den  grond  der  zaak  niet  veel  van  dat  van 
den  deurwaarder.  En  wie  zou  partqen  verbieden  één  deurwaarder 
te  gebruiken?  Men  vergelgke  wat  Mr.  van  Boneval  Faure 
over  den  procureur  zegt  in  zqn  Procesrecht,  Ibl.  164.  «Ofschoon 
ede  procureur  als  de  bestuurder  van  het  proces  optreedt,  wordt 
«hij  ten  onrechte  dominus  litis  genoemd. ...  In  plaats  van  dominus 
«noemde  men  hem  beter  minister  litis.» 

In  de  praktqk  zal  het  geval  zich  nog  wel  eens  kunnen  voor- 
doen, dat  het  belang  van  partyen  zich  volstrekt  niet  verzet  tegen 
het  optreden  van  één  procureur;  het  heeft  zich  o.  a.  voorgedaan 
als  volgt:  Een  schuldeischer  in  een  faillissement,  wiens  vordering 
door  den  curator  aanvankelijk  was  betwist,  verzuimde  om  rede- 
nen buiten  z^jn  schuld  ter  verificatievergadering  te  komen  en 
werd  dientengevolge  door  den  Rechter-Commissaris  naar  de 
openbare  zitting  verwezen.  Hij]  vervoegde  zich  terstond  b^'  den 
curator,  dien  big  van  't  goed  recht  zqner  vordering  alsnog  wist 
te  overtuigen.  De  curator  nam  op  zich,  de  zaak  verder  in  orde 
te  brengen,  en  trok  op  de  zitting,  als  procureur  voor  zich  zelf 
verschonende,  de  betwisting  in;  maar  omdat  de  Faillissementswet 
in  art.  122  het  verstekvonnis  bg  't  renvooiproces  uitsluit  en  bij 
niet- verschoning  van  den  schuldeischer  de  zaak  eenvoudig  wordt 
geroyeerd,  wilde  h\j  zich  tevens  procureur  voor  den  crediteur 
stellen  om  namens  dezen  de  erkenning  der  vordering  te  verzoeken. 
Dat  ging  niet  volgens  den  President. 

En  zoo  kan  men  zich  meer  gevallen  denken,  waarin  de  wet 
eene  verschoning  van  partyenimperatief  voorschrijft,  terw^l  toch 
hun  belang  hetzelfde  is.  Men  denke  b.  v.  aan  het  vragen  van 
echtscheiding  na  vijfjarige  scheiding  van  tafel  en  bed,  waarvan 
het  B.  W.  in  art.  256  zegt:  De  eisch  zal  dadelijk  worden  ontzegd 
indien  de  verwerende  partij ....  niet  verschijnt  enz.  Verstekpro- 
cedure is  dus  hier  uitgesloten. 

Is  er  iets  tegen,  dat  de  derde  gearresteerde  verschijnt  bg  den- 
zelfden procureur  als  de  arrestant?  Dat  h\j  die  voeging  vet*zoekt 
of  in  vrö waring  wordt  geroepen  den  procureur  van  een  der 
partyen  neemt?  Vergis  ik  m\j  niet,  dan  komt  dit  laatste  in  de 
praktik  zelfs  voor.  —  Nog  een  ander  voorbeeld:  Procureur  A. 
en  Procureur  B.,  beiden  te  Rotterdam  gevestigd,  z^jn  tegen  elkan- 
der opgetreden  in  een  civiel  proces.  Een  der  partyen  wenscht  in 
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appel  Ie  komen.  Nu  z\jn  ze  beiden  gewoon  appëlzaken  op  te 
dragen  aan  C,  procureur  bg 't  Gerechtshof  te 's  Gravenhage.  Wat 
is  er  in  dit  geval  eigenlek  tegen,  dat  G.  zoowel  voor  A.  als  voor 
B.  de  conclusies  indient?  Opgesteld  zullen  ze  toch  wel  worden 
door  de  oorspronkelijke  procureurs. 

Om  alle  deze  redenen  komt  het  m\j  voor,  dat  niemand  partijen 
kan  verbieden  denzelfden  procureur  te  stellen,  als  z\j  zelf  van 
oordeel  zijjn ,  dat  dit  niet  tegen  of  zelfs  overeenkomstig  hun  be« 
langen  is.  —  Of  heb  ik  eene  positieve  wetsbepaling  over  't  hoofd 
gezien?  Mr.  J.  tan  Droogi. 

In  den  jongsten  bundel  Levensberichten  der  af  gestorven  mede- 
leden van  de  McMtschappy  der  Nederlandsche  Letterkunde  ^ 
uitgegeven  als  Bijlage  tot  de  Handelingen  van  1898—1899,  trekt 
de  aandacht  van  den  jurist  allereerst  de  levensbeschrijving  van 
Meinardus  Siderius  Pols,  van  de  hand  van  Mr.  S.  Mul- 
ler Fzn.  te  Utrecht.  De  door  hem  bewerkte  keurige  schets  is 
bestemd ,  het  levensbericht  aan  te  vullen ,  dat  Mr.  A.  A.  d  e  P  i  n  t  o 
voordroeg  in  de  Koninklijke  Academie  van  Wetenschappen.  Trad 
daar  de  strafrechtsleeraar  Pols  op  den  voorgrond.  Mr.  Muller 
stelt  zich  ten  doel,  de  beteekeiiis  en  verdiensten  van  Pols  als 
historicus,  en  vooral  als  rechtshistoricus,  in  een  heider  licht  te 
plaatsen.  In  het  bijzonder  wordt  uiteengezet,  welk  een  overwe- 
gend aandeel  den  overledene  toekwam  in  den  arbeid  van  de  mede 
door  hem  opgerichte  Vereeniging  tot  uitgave  der  bronnen  van 
het  oude  vaderlandsche  recht. 

Ëenige  bladzijden  zqn  verder  gew^d  aan  een  der  verdienste^ 
lijksten  onder  de  jongere  beoefenaars  onzer  vaderlandsche  rechts- 
geschiedenis ,  Mr.  W.  B  e  z  e  m  e  r ,  die  in  Maarl  1898  op  S'i-jarigen 
leeftijd  overleed.  Eene  lange  l\jst  van  geschriften,  beginnende 
met  zqne  in  1889  verschenen  dissertatie  (zie  Rechtsgel,  Mag., 
1890,  bl..  424),  geeft  bl^k  van  zqne  krachtige  werkzaamheid. 

Eindelijjk  behoort  hier  te  worden  vermeld  een  uitvoerig  en 
van  grooto  waardeering  getuigend  opstel  van  Mr.  L  W.  G.  v  a  n 
den  Berg,  hoogleeraar  te  Delft,  over  T.  H.  der  Kinderen, 
wiens  leven  «een  stuk  is  van  de  rechtsgeschiedenis  van  Neder- 
landsch-Indië]». 

In  het  Rechtsgel,  Magazijn  1898,  bl.  632,  gaven  w^  een  beknopt 
levensbericht  van  Aiphonse  Rivier.  Sedert  is  van  de  hand  van 
Ernest  Nys  een  met  warme  liefde  en  waardeering  en  met  groote 
piëteit  geschreven  opstel   ter  herdenking  van  den  overledene, 

EechtsgeL  Mag.  1900.  12 
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onder  den  titel:  Alphonse  Rivier,  sa  vie  et  ses  oeuvreê,  in 
de  Bevue  de  droit  international  et  de  Ugislatum  comparée^  1899 
en  ook  afzonderlijk,  verschenen. 

Niemand  was  zeker  meer  bevoegd  een  schets  van  het  leven 
en  de  werken  van  Rivier  Ie  geven  dan  Nys,  zqn  vertrouwde 
vriend  gedurende  twintig  jaren,  z|jn  medewerker  aan  hetsecre* 
tariaat  van  het  lustituut  van  internationaal  recht  en  in  de  redactie 
van  bovengenoemde  Revue ^  zijn  collega  aan  de  Bnisselsche  uni- 
versiteit, en  z\jn  metgezel  op  reis.  W\j  kunnen  allen,  die  belang- 
stellen in  den  persoonende  werkzaamheid  van  Rivier, delezing 
van  dit  fraaie  opstel  aanbevelen. 

Het  in  October  1899  verschenen  vijjfde  Bulletin  van  de  Belgische 
Vereeniging  voor  de  unificatie  van  het  zeerecht^  over  wier 
werkzaamheden  wij  reeds  meermalen  bericht  gaven  \  bevat  het 
verslag  van  de  handelingen  der  Vereeniging  betreffonde  het  b\j 
de  Belgische  Kamers  aanhangige  wetsontwerp  op  de  binnen- 
vaart. Het  dagel^ksch  bestuur  der  Vereeniging  had  twee  com- 
missies benoemd  tot  onderzoek ,  resp.  van  de  titels  1 — 3  (van  de 
schepen  voor  de  binnenvaart  en  den  eigendom  daarvan ,  van  de 
voorrechten  en  hypotheken ,  van  de  eigenaars  van  binnenschepen 
en  hunne  aansprakelgkheid)  en  4  (van  de  rivier- verzekering)  van 
het  wetsontwerp.  In  bovengenoemd  Bulletin  z^'n  opgenomen  de 
handelingen  dezer  commissies  (opmerkingen  en  amendementen), 
een  schrijven  van  de  heeren  Sme  k  e  ns  en  Spé e  naar  aanleiding 
van  het  verslag  der  eerste  commissie  en  het  antwoord  dier  com- 
missie, een  adres  der  Vereeniging  aan  de  leden  der  Kamer  van 
Afgevaardigden  en  van  den  Senaat,  en  de  tekst  van  het  wets- 
ontwerp met  aanwijzing  van  de  amendementen  daarop  voorgesteld 
door  het  kamerlid  Van  den  Broeck,  benevens  de  door  de  Ver^ 
eeniging  aanbevolen  w^zigingen. 

Het  Bulletin  bevat  belangrijke  gegevens  voor  eene  e^ventueele 
herziening  der  betrekkelijke  bepalingen  van  ons  Wetboek  van 
Koophandel. 

Naar  aanleiding  van  de  beraadslagingen,  in  de  jongste  verga- 
dering onzer  Juristen  vereeniging  over  de  opleiding  der  rechts 
geleerden  gevoerd,  vestigen  wij  de  aandacht  op  eene  instelling, 
die  onlangs  te  Bordeaux  is  in  het  leven  geroepen.  Op  het  voet- 
spoor van  de   aldaar  sedert  1831  bestaande  Notariaatsschool  is 

O  Rechtsgel  Mag.,  1897,  bl.  285,  en  1898,  bl.  517  vlg. 
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eene  Etole  pratiqtie  de  droit  gevestigd^  die.op 8  November  1899 
werd  geopend.  Haar  doel  is,  een  brug  te  vormen  tusschen  de 
theoretische  vorming  van  den  jurist  aan  de  Hoogeschool  en  de 
practische  werkzaamheid  in  rechtzaal  of  advocatenkantoor,  «un 
trait  d'union  entre  Ie  monde  des  savants  et  Ie  monde  des  affairesi. 
De  hoofdonderwerpen  van  behandeling  z\jn  procesrecht  en  fiscaal 
recht.  Wat  het  eerste  betreft,  zullen  een  aantal  van  ongeveer 
60  dossiers  worden  besproken.  Daarbq  zal  natuurliik  telkens 
aanleiding  bestaan ,  de  regels  van  het  burgerlijk  recht  te  pas  te 
brengen.  De  leerlingen  zullen  zelf  aan  den  practischen  arbeid 
deelnemen  door  stukken  te  stellen  en  het  woord  te  voeren.  De 
lessen  worden  gedurende  drie  uren  per  weck  gegeven.  Aan  het 
hoofd  der  inrichting  staat  een  Raad  van  toezicht,  samengesteld 
uit  de  voorzitters  der  rechtscolleges,  eenige  hoogleeraren,  den 
deken  der  orde  yan  advocaten,  enz.;  het  onderw^'zend  personeel 
wordt  gevormd  door  advocaten,  procureurs  en  een  enkel  hoog- 
Ifnir  Als  Directeur  fungeert  de  Heer  Ca  m  pa  na,  tevens  Di- 
recteur der  Eeêle  de  notariat. 

Aan  de  Deutsche  Juristen- Zeitung  van  1  Oct.  1899  ontleenen 
wg  het  volgende,  door  cLandgerichtsdirektor»  Dr.  Felisch  te 
Berlijn  gestelde  verslag  van  de  vergadering  der  Internationale 
criminalistische  Vereeniging  '). 

De  algemeene  vergadering  der  Internationale  criminalistische 
Vereeniging  heeft  dit  jaar  van  11  —  i4  September  te  Budapest 
onder  eere-voorzitterschap  van  den  Hongaarschen  minister  van 
justitie  Dr.  von  PIösz  plaats  gevonden.  Met  uitdrukkelijke  en 
dankbare  waardeering  van  de  hartel^kheid  der  ontvangst  en  de 
uitstekende  gastvrijheid  der  Hongaren  zullen  we  alles,  wat  op 
bqzondere  personen ,  op  de  aangelegenheden  der  vereeniging  en 
op  de  vele  feestelijkheden  betrekking  heeft,  voorbijgaan  en  in 
het  volgende  alleen  over  de  wetenschappelijke  resultaten  van  het 
coDgres  verslag  doen. 

Het  contradictoire  vooronderzoek  was  heteerste punt 
van  behandeling.  De  vier  praeadviseurs  en  ook  de  rapporteurs 
stelden  niet  het  Engelsche  stelsel,  dat  toch  ais  het  radicaalste 
in  de  eerste  plaats  had  moeten  ontwikkeld  worden,  maar  wel 
de  Fransche  wet  van  8  December  1897,  bq  het  debat  op  den 


')  Dit  verslag  werd  voor  het  RechtsgeL  Magazijn  vertaald  door 
E.  H.  van  Leeuwen,  jur.  cand.  te  Utrecht,  die  kort  daarna  op 
jeugdigen  leeflgd  is  overleden. 
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voon^rond.  Deze  wet  breidt  de  gevallen  van  verplichte  verdedi- 
ging uit,  geeft  den  beschuldigde  het  recht  vragen  te  stellen  en 
tegenwoordig  te  z\jn  b\j  de  getuigen verhooren  gedurende  het 
vooronderzoek,  heft  de  beperkingen  in  z\jn  verkeer  tnet  zgn  verde- 
diger op,  en  staat  hem  eene  voortdurende  controle  van  het  onder- 
zoek zelf  toe.  Over  de  vraag,  welke  resultaten  deze  nieuwigheden 
in  de  practijk  gehad  hebben ,  bleken  verschillende  meeningen  te 
bestaan ;  de  zeer  tairgke  Franschen  zelf  verdeelden  zich  in  twee 
partijen  en  tot  de  tegenstanders  van  de  wet  behoorde  zelfs  de 
officieele  vertegenwoordiger  van  het  Fransche  ministerie  van 
justitie.  Met  name  werd  de  bescherming  van  den  verdachte  door 
zijn  verdediger  als  voor  de  practyk  zonder  waarde  gekenschetst, 
omdat  de  advocaten  er  niet  aan  denken  b\j  de  vele  zittingen  te 
verschijnen,  maar  zich  ten  hoogste  door  hun  secretaris  of  door 
anderen  laten  vertegenwoordigen.  Verder  verlengen  deze  waarbor- 
gen maar  den  duur  van  het  onderzoek  en  der  hechtenis,  ver- 
hoogen  de  kosten,  en  belemmeren  den  rechter  van  instructie  in 
de  voor  hem  onontbeerlijke  vrijjheid  van  beweging. 

Het  Fransche  systeem  begunstigt  bovendien  den  welgestelde 
boven  den  arme,  bevrijdt  den  rechter  van  instructie  niet  van 
de  aan  z^ne  taak  klevende  politie-bemoeiingen ,  laat  den  verdedi- 
ger evenals  vroeger  in  eene  minder  gunstige  positie  tegenover 
den  van  alle  wettelqke  machtsmiddelen  voorzienen  ambtenaar 
van  het  Openbaar  Ministerie,  en  heft  de  tweeslachtigheid  in  de 
positie  van  den  rechter,  die  de  rol  van  beschuldiger,  verdediger 
en  onpartijdige  in  één  persoon  moet  vereenigen ,  niet  op,  waarom 
als  universeel  geneesmiddel  werd  aanbevolen  de  gedwongen  toe- 
voeging van  een  ambtelijken  verdediger,  die  tegenover  alle  auto- 
riteiten dezelfde  rechten  als  de  ambtenaren  van  het  Openbaar 
Ministerie  zou  hebben.  Van  anderen  kant  werd  bovendien  open- 
baarheid der  instructie  verlangd ,  hoewel  deze  toch  slechts  studen- 
ten in  de  misdaad  naar  de  gerechtzaal  zou  lokken,  en  dèèr  hunne 
verstandhouding  met  den  beklaagde  door  boeventeekens  zou 
mogelijk  maken,  zoodat  b\j  de  hoofd  behandeling  het  ge  wenschte 
alibi-bew^s  prompt  zou  geleverd  worden.  De  voor  de  hand  lig- 
gende tegenwerpingen  tegen  deze  voorstellen  leidden  ertoe,  dat 
door  anderen  het  denkbeeld  werd  opgeworpen,  het  contradic- 
toire element  tot  zekere  hoofdmomenten  —  inhechtenisneming, 
vaststelling  van  de  objectieve  toedracht  van  het  feit .  inbeslag- 
neming en  dergel.  —  en  tot  de  voorziening  tegen  beschikkingen 
te  beperken ,  alsook  tot  het  voorstel  het  niet  eerder  toe  te  laten 
dan  na  afloop  van  het  voorbereidend  onderzoek ,  zoodat  de  opening 
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van  het  eindonderzoek  contradictoir  zou  worden  behandeld.  Een 
andere  groep  verwierp  eiken  contradictoiren  vorm  van  het  voor- 
bereidend onderzoek  zelf,  on)dat  daardoor  het  doel  van  het  onder- 
zoek wordt  vernietigd  en  de  verdachte  uitgelokt ,  de  sporen  der 
daad  te  vernietigen.  Door  haar  werd  het  meeste  gewicht  gehecht 
aan  verbetering  van  de  sociale  en 'technische  vorming  der  rech- 
ters van  instructie  en  der  politiebeambten.  Daar  er  voorts  her- 
haaldelijk gewezen  werd  opde  vraag,  of  het  voorbereidend  onder- 
zoek in  *t  geheel  wel  door  't  gerecht,  en  niet  veeleer  door  't  Open- 
baar Ministerie  en  de  politie  behoorde  te  worden  ingesteld, 
eindigden  de  debatten  met  de  aanneming  van  het  besluit,  op  de 
volgende  agenda  de  vraag  te  plaatsen:  Welke  zgn  de  grondbe- 
ginselen voor  het  voorbereidend  onderzoek  en  voor  de  verwijjzing 
naar  de  terechtzitting  (opening  van  de  hoofd  behandeling)  7 

De  tweede  vraag  luidde:  de  poli tie-o vertredingen  (be- 
grip, strafvervolging).  Hare  behandeling  bewees,  dat  zulke 
quaesties  meer  op  nationale  dan  op  internationale  vergaderingen 
thuis  hooren.  Men  sprak  elkaar  dikwijls  voorb\j ,  bracht  het  punt 
onnoodig  in  verband  met  de  vraag  der  twee-  of  drieledige  in- 
deeling der  strafbare  handelingen,  en  liet  het  ook  niet  aan 
phrases  ontbreken.  Afgezien  van  sociologische,  practisch  weinig 
bruikbare  theorieën,  deden  zich  eene  subjectieve  en  eene  objectieve 
meening  gelden.  De  eerste  ging  hiervan  uit,  dat  het  gelukken 
moet,  in  plaats  van  de  quantitatieve  indeeling  der  straf  bare  han- 
delingen een  qualitatief  criterium  fe  vinden.  Als  zoodanig  werd 
de  psychische  toestand  der  misdadigers  genoemd,  zoodat  als  over- 
tredingen die  strafbare  handelingen  beschouwd  zouden  moeten 
worden ,  welke  niet  w^'zen  op  de  aanwezigheid  van  een  abnormaal 
gevaarlijken  aanleg.  Deze  klasse  zou  dan  veel  omvangrijker  worden 
dan  thans,  en  als  straf  zouden  slechts  afschrikkingsstraffen  bedreigd 
worden.  Een  nauwkeurig  onderzoek  van  de  persoonlijkheid  van 
den  beschuldigde  zou  het  naaste  doel  van  ieder  strafproces  wor- 
den, en  bq  overtredingen  zou  de  maatschappig  zich  tevreden 
stellen  met  verdediging  tegen  de  daad  zelf,  terw^l  z\j  b|j  andere 
strafbare  handelingen  zich  moet  wenden  tegen  den  persoon  des 
daders,  strevend  naar  het  onschadelijk  maken  van  den  misda- 
diger. De  vertegenwoordigers  van  het  objectieve  standpunt  splitsten 
zich  in  verschillende  groepen.  Een  der  voorstellen  had  de  strek- 
king, de  indeeling  der  strafbare  daden  te  laten  volgen  op  de 
uitspraak  van  den  rechter,  zoodat  dezelfde  daad  al  naar  de  uit- 
gesproken straf  nu  eens  als  overtreding,  dan  weer  als  zwaardere 
daad  te  classificeeren  zou  z\jn. 
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Sommigen  lej^den  den  nadruk  op  het  karakter  der  politie* 
overtredingen  als  ongehoorzaamheids-  of  vfél  als  (cGefSihrdungs'*- 
deliclen,  en  stelden  in  het  licht,  dat  eenige  daarvan  ook  cVerlet- 
zungs»-delicten  zqn.  Daartegenover  werd  door  velen  verdedigd,  dat 
eene  wetenschappel^ke  definitie  der  overtredingen  nooit  kan  slagen. 
Men  moest  zich  ermee  tevreden  stellen,  ze  als  minder  zware 
vergrepen  te  beschouwen.  Niet  voor  politie-overtredingen  als 
zoodanig,  maar  voor  alle  geringere  misdrijven  konden  zekere 
algemeene  regels  worden  opgesteld.  Met  nadruk  werd  daar  tegen- 
over de  formuleering  van  eene  definitie  als  noodzakelijk  en  fun- 
damenteel verlangd ,  al  kan  een  congres  die  taak  niet  volbrengen. 
Ook  werd  het  noodig  genoemd ,  de  politie-overtredingen  uit  het 
algemeen  strafwetboek  te  verwijderen,  en  ze  met  een  eigen 
algemeen  deel  afzonderlijk  te  codificeeren. 

Als  straffen  werd  een  reeks  zachtere  straffen  met  door  arbeid 
zonder  hechtenis  af  te  verdienen  geldboete  als  scherpste  straf 
en  als  berechting  eene  summiere  procedure  aanbevolen.  Met  een 
zeer  kleine  meerderheid  werd  besloten  over  dit  onderwerp  niet 
te  stemmen. 

Daarna  ging  men  over  tot  d  e  internationale  bestrqding 
van  den  meisjeshandel.  Men  was  het  er  over  eens,  dat  op 
dit  gebied  administratieve  maatregelen  van  meer  beteekenis  z\ju, 
dan  de  materieel-rechtelijke  regeling.  Tegenover  het  denkbeeld, 
eene  in  alle  beschaafde  staten  gelijkluidende,  door  een  interna- 
tionaal congres  van  regeerings-vertegenwoordigers  vast  te  stellen 
wet  af  te  wachten,  drong  de  meening  door,  dat  men  reeds  nu 
moet  aandringen  op  krachtdadige  toepassing  der  bestaande  voor- 
schriften. Als  krachtige  maatregelen,  waarover  echter  niet  afzon- 
derlijk gestemd  werd,  werden  preventieve  van  allerlei  aard, 
callgemein  kulturelle»,  en  strafmiddelen  aanbevolen.  In  H  bijzonder 
mogen  hier  genoemd  worden:  eensluidende  vaststelling  van  het 
begrip  der  koppelar\j  in  alle  beschaafde  staten;  opneming  van 
de  handelaars  in  meisjes  in  de  l^st  van  de  overal  uit  te  leveren 
personen;  anthropometrische  metingen  van  dezen,  en  van  de 
koppelaars  en  koppelaarsters;  internationale  mededeeling  van  de 
uitkomsten  dezer  metingen  en  kennisgeving  van  de  aanstaande 
of  werkelijke  aankomst  van  zulke  personen  of  van  hunne  slacht- 
offers in  andere  staten;  scherpe  controle  van  de  handelaars  en 
de  openbare  huizen,  van  de  stations  en  havens;  uitzetting  van 
de  vreemdelingen  die  zulk  een  bedrijf  uitoefenen;  weigering  van 
het  verstrekken  van  een  buitenlandschen  pas  by  H  voorhanden 
zijn   van   verdachte  omsLmdighedcn ;  toekenning  van  aanbreng- 
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premiën;  ODdersteuning  van  philanfhropische  vereenigingen;  op- 
neming van  vrouwen  in  den  politiedienst ;  hervorming  der  zeden- 
politie; verbod  van  anonieme  aanbiedingen  van  betrekkingen  in 
couranten;  gestreng  optreden  tegen  onzedelijke  geschriften,  en 
dergelijke.  Onder  goedkeuring  van  de  besluiten  van  het  Lon- 
densche  Congres  van  21—23  Juni  1899  werd  eenstemmig  besloten» 
de  regeeringen  te  verzoeken  een  internationaal  verdrag  te  sluiten 
tot  het  onderdrukken  van  den  meisjeshandel,  op  grond  waarvan 
overeenkomstige  wetgevende  en  administratieve  maatregelen  door 
de  enkele  landen  zouden  moeten  worden  genomen. 

Ten  slotte  werd  de  invloed  van  den  grijsaardsleeft\jd 
op  de  kriminaliteit  besproken .  Eerst  deed  zich  eene  strooming 
gelden,  volgens  welke  eene  b^zondere  strarrechtel\jke  behande- 
ling van  den  grijsaardsleeft^jd  niet  nood ig  is.  De  eigenlijk  gezegde 
kindschheid  zou  rechtens  met  iedere  anderegeestesziektegelijkst aan, 
en  overigens  verdienden  misdadige  grijsaards  wegens  hunne  rijpere 
levenservaring  eerder  eene  gestrengere  bestraffing,  in  ieder  geval 
althans  geen  vermindering  van  de  strafmaat.  Voor  zoo  verre  eene 
verminderde  toerekeningsvatbaarheid  bij  hen  aanwezig  is,  be- 
hoorde deze  op  dezelfde  wijze  behandeld  te  worden  als  het  uit 
andere  oorzaken  dan  ouderdomszwakte  voortspruitende  gel^ksoor- 
tige  verschijnsel  b^  andere  personen.  De  voorstanders  van  deze 
opvatting  lieten  haar  echter  langzamerhand  varen  en  sloten  zich 
bij  de  volgende  tegenovergestelde  beschouwingen  aan.  Grijsaards, 
die  niet  kindsch  z\jn,  maar  ook  niet  in  het  volle  bezit  van  hunne 
krachten ,  vertoonen  vaak  sporen  van  geestelijke  ouderdomszwakte, 
welke  samenhangt  met  het  door  de  stofwisseling  in  de  hersens 
veroorzaakte  lichamelijke  verval.  Het  geestes-  en  het  zieleleven 
verandert  evenals  het  karakter. 

Gewelddaden  en  geslachtel\jke  buitensporigheden  z\jn  van  deze 
verandering  de  veel  voorkomende,  maar  lang  niet  de  eenige 
openbaringen  op  sf  rafrechteligk  gebied.  In  vele  opzichten  vertoont 
zich  gelijjkenis  met  den  kinderleeft^d  Meermalen  bestaat  er  eene 
moeil\jk  te  onderkennen  en  slechts  langzaam  zich  ontwikkelende 
krankzinnigheid,  die  na  de  plaatsing  in  een  gevangenis  sneller 
aan  den  dag  komt.  Dientengevolge  vindt  men  onder  de  veroor- 
deelde grijsaards  een  het  gemiddelde  overschrijdend  getal  tot 
dusver  niet  gestraften.  Men  moet  derhalve  aan  de  versch^'nselen 
van  den  ouderdom  bijzondere  aandacht  schenken,  hoewel  men 
thans  nog  niet  kan  zeggen,  dat  aan  den  ouderdom  als  zoodanig 
eene  bijzondere  plaats  in  de  kriminaliteit  behoort  te  worden  aan- 
gewezen ,  of  dat  voor  grijsaards  eene  byzondere  w^ze  van  straf- 
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\olf rekking,  asyls  voor  oude  misdadigens  en  derg.  gevorderd 
moeten  worden.  De  invloed  van  den  ouderdom  valt  ook  waar 
te  nemen  bij  gewoonte-misdadigers,  die  niet  alleen  wegens  de 
afneming  der  lichaamskrachten,  maar  ook  tengevolge  van  de 
verandering  hunner  geestelijke  eigenschappen  hoe  langer  hoe 
meer  hunne  misdadige  energie  verliezen.  Na  uiteenzetting  van  zeer 
belangrijke  bijzonderheden  door  de  aanwezige  artsen  werd  een 
besluit  genomen ,  waarbij  werd  verklaard ,  dat ,  de  krankzinnigheid 
daargelaten,  die  toestanden  van  geestelijke  verandering,  welke 
vaak  door  den  grQsaardsleefl\jd  veroorzaakt  worden,  de  bijzondere 
aandacht  uit  een  strafrechtelijk  oogpunt  verdienen,  alsmede  een 
tweede,  dat  uitvoerige  statistische  opgaven  verlangt  over  de  ver- 
oordeelingen en  over  de  resultaten  in  de  strafinrichtingen  ver- 
kregen, en  de  verwerking  daarvan  in  verband  met  nauwkeurig 
aangegeven  groepen  van  hoogbejaarden. 

In  het  volgende  jaar  vergaderen  de  landelijke  vereenigingen , 
in  1901  wordt  de  negende  internationale  algemeene  vergadering 
gehouden. 

Men  zendt  ons,  met  Verzoek  om  overneming,  het  volgende 
adres,  in  zake  Nederland's  toetreding  tot  de  Berner-Conventie  *) 
door  den  heer  A.  W.  Sqthoff ,  uitgever  te  Lieiden,  aan  H.  M. 
de  Koningin  gericht: 

Majesteit  I  Ondergeteekende,  Albertus  Willem  S^thoff,  boek- 
drukker en  uitgever,  eerelïdvaiu  de  9.Vereeniging  ter  bevordering 
van  de  helange7i  des  Boekhandels^  ^  neemt  b^  dezen  eerbiedig 
de  vrijheid,  Uwe  Majesteit  mee  te  deelen, 

dat  hij  kennis  genomen  heeft  van  het  verzoek  in  Augustus 
j.1.  door  de  Vereeniging  €De  Bemer-Convemtie-Bond'»  tot  Uwe 
Majesteit  gericht,  om  het  daarheen  te  leiden,  dat  Nederland 
toetrede  tot  de  « Union  internationale  pour  la  protection  des 
oeuvres  littéraires  el  artistiques^»  y  opgericht  te  Bern  den  9  Sep- 
tember 1886  en  bekend  onder  den  naam  van  €De  Be^mer-Conventie^h; 

dat  ondergeteekende  die  toetreding  ten  zeerste  zou  betreuren , 
omdat  naar  z\jn  innige  overtuiging  die  toetreding  niet  alleen  ge- 
heel indruischt  tegen  het  algemeen  belang  van  het  Nederlandsche 
volk ,  maar  meer  bepaald  tegen  de  belangen  van  den  boekhandel 
en  aanverwante  vakken; 

dat  dan  toch  door  de  beperking  en  de  bemoeil^king  van  de 


^)  Zie  Rechtsgel.  Mag,  1898,  bl.  518  en  638. 
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uitgave  van  vertaalde  boeken,  vooral  het  werk  op  de  drukkergen 
in  de  eerste  plaats  zeer  zal  verminderen,  waarvan  het  gevolg 
zou  z^n  meerdere  werkeloosheid  dan  nu  reeds  onder  de  typo- 
grafen  heerscht; 

dat  toch  volgens  opgave  van  het  Bestuur  der  €Kamer  van 
arbeid  voor  de  drukkersbedrtjven  te  Amsterdatn^  reeds  onder 
den  tegenwoordigen  toestand  vaak  reeds  gebrek  aan  werk  is  op 
de  drukkerijjen ,  enz.,  getuige  het  feit,  dat  in  Amsterdam  alleen 
reeds  gedurende  de  laatste  3  &  4  maanden  gemiddeld  van  70 
tot  90  drukkersgezeilen  zonder  werk  rondliepen,  welk  getal, 
vermeerderd  met  dat  der  werkeloozen  in  de  andere  steden ,  zeer 
belangr^k  is; 

dat  h\j  meent,  dat  b\j  toetreding  tot. «De  Bemer-CanventieT^ 
dit  getal  nóg  aanzienlek  zal  vermeerderen,  zeer  ten  nadeele  van 
de  welvaart  des  volks; 

dat  ondergeteekende  ook  geheel  instemt  met  de  gewichtige 
bedenkingen  tegen  die  toetreding  in  October  ).1.  aan  Uwe  Ma- 
jesteit kenbaar  gemaakt  in  het  adres  van  de  heeren  P.  Noordhoff, 
A.  de  Jager  en  L.  van  GifiTen  te  Groningen  en  nog  26  Bestuurs- 
en  andere  leden  van  de  tVereeniging  ter  bevordering  van  de 
belangen  des  Boekhandels'''  uit  alle  oorden  des  lands; 

en  dat  ondergeteekende  mitsdien  ook  op  de  gronden  in  dat 
adres  ontwikkeld  Uwe  Majesteit  eerbiedig  verzoekt: 

aan  het  bedoelde  verzoek  van  de  Vereeniging  %De  Bemer* 
Canventie-Bond^'  geen  gehoor  te  verleenen. 

Leiden  y  12  November  1899. 

Het  Bestuur  der  Nederlandsche  Juristen-Vereeniging  heeft 
voor  de  Algemeene  Vergadering,  te  Middelburg  in  Augustus  1900 
te  houden,  aan  de  orde  gesteld  de  navolgende  onderwerpen : 

1*.  Hoe  moet  geregeld  worden  de  tenuitvoerlegging  van  von- 
nissen in  burgerlijke  zaken,  inhoudende  eene  veroordeeling  tot 
eene  andere  praestatie  dan  die  van  eene  geldsom?  —  Praeadvi- 
seurs:  Prof.  Mr.  W.  L,  P.  A.  Molengraaff  te  Utrecht,  en 
Jhr.  Mr.  W.  Th.  C.  van  Doorn  in  den  Haag. 

2*^.  Moet,  voor  tqd  van  vrede,  eene  afzonderlijke  strafrechtspraak 
voor  militairen  worden  behouden;  zooja,  binnen  welke  grenzen? 
—  Praeadviseurs:  Mr.  P.  Verloren  van  Themaat  te  Utrecht; 
Mr.  Vu  M.  Rollin  Gouquerque  in  den  Haag;  Kapitein-luite- 
nant ter  zee  J.  P.  van  Rossum;  majoorG. J.  W.Koolemans 
Be\jnen. 
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Bvj  gelegenheid  vaD  de  tentoonstelling  te  Parijs  zullen  verschil- 
lende meer  of  minder  wetenschappelijke  congressen  worden 
gehouden.  Wq  ontvingen  de  programma's  van: 

!•.  het  internationaal  congres  van  e  f  fe  c  t  e  n  ( valeurs  mobilières). 
Dit  congres  zal  bijeenkomen  van  5 — 8  Juni  1900.  Vooi*zitfer  van 
de  regeling^-commissie  is  E.  Cochery,  vice-president  van  de 
Kamer  van  Afgevaardigden.  De  contributie  der  deelnemers  be- 
draagt 25  frs. 

Uit  het  programma  bl^kt,  dat  het  congres  ten  doel  heeft  de 
beoefening  en  verzameling  van  gegevens  over  de  belangi*^kste 
vragen  betreffende  de  staatsfondsen  en  effecten,  uit  een  oogpunt 
van  statistiek,  staathuishoudkunde,  wetgeving  en  belastingheffing. 
Er  zullen  drie  afdeelingen  zqn:  een  voor  statistiek,  een  voor 
staathuishoudkunde  en  een  voor  de  burgerlijke  en  fiscale  wetgeving. 

^.  Het  internationaal  congres  voor  handel  en  nijverheid. 
Het  zal  worden  gehouden  van  23 — 29  Juli  1900.  Van  de  regelings- 
commissie is  G.  Masson,  voorzitter  van  de  Kamer  van  Koop- 
handel te  Parijjs,  voorzitter.  De  deelnemers  betalen  eene  contri- 
butie van  30  frs. 

Het  congres  is  verdeeld  in  drie  afdeelingen :  een  voor  de  onder- 
werpen van  staathuishoudkundigen ,  financieelen  en  fiscalen  aard , 
een  voor  de  handels-  en  n^ verheidswetgeving,  en  een  voor  het 
handels-  en  vak-onderwqs  (werklieden  en  bedienden  en  onder- 
werpen van  verschillenden  aard). 

De  clntemationale  Vereinigung  fur  vergleichende  Rechtswis- 
senschafl  und  Volkswirtschaftslehre»  te  Berlign  heeft  den  prqs 
van  1000  Mark,  te  harer  beschikking  gesteld  door  haar  lid, den 
heer  Dr.  Carl  Hilse,  Syndicus,  docent  der  Technische  Hooge- 
school,  te  6erl\jn,  bestemd  om  te  worden  uitgeschreven  als  H  i  Ise- 
pr^s  voor  het  beste  iantwoord  op  de  navolgende  prijsvraag: 

f  Die  Haftgesetze  für  Eisenbahnen  in  den  wichtigsten  Staaten 
Europas  (unter  eventueller  Berücksichtigung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika)  geschichtlich  und  nach  ihrer  wirtschafl- 
lichen  Tragweite  dargestellt». 

De  prijjsvraag  wordt  uitgeschreven  onder  de  navolgende  be- 
palingen : 

1.  De  antwoorden  moeten  uiterlijk  op  1  April  1901  ingezonden 
worden  b\j  den  eersten  secretaris  der  vereeniging,  Dr.  Kron- 
ecker,  Kammergerichtsrat,  Kurfurstendamm  241,  te  Berlijn  W. 

2.  De  antwoorden  moeten  in  de  Duitsche,  Fransche  of  Engel- 
sche   taal  gesteld   z\jn;  ook  moeten  de  Duitsche  handschriflen 
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met   latQQsche  letters  geschreven  z^n.  Het  is  zeer  gewenscht 
de  antwoordea  met  eene  schqjfmachine  te  doen  scbrqven. 

3.  De  antwoorden  mogen  den  naam  van  den  schr^ver  niet 
Yermelden,  zij  moeten  worden  aangeduid  door  een  moUo,  en 
dat  motto  moet  worden  herhaald  op  een  b\j  het  antwoord  te 
voegen  verzegelden  omslag,  inhoudende  eene  opgave  van  den 
naana  en  de  woonplaats  des  schryvers. 

4.  De  commissie  van  beoordeeling  bestaat  uit  de  navolgende 
leden  der  vereeniging:  Mr.  T.M.C.  Asser,  staatsraad,  te 's  Gra- 
venhage;  Dr.  G.  Eger,  Regierungsrat ,  te  Berlqn;  Dr.  W^ 
Hewins,  Directeur  der  London  School  of  Economics  and  poli- 
tical  science,  te  Londen;  Dr.  Fr.  Meili,  gewoon  hoogleeraar 
in  de  rechtswetenschap  en  advocaat,  te  Zurich. 

By  ontstentenis  van  een  der  leden  der  commissie  vóór  de 
beoordeeling,  zyn  de  overige  leden  gemachtigd  een  plaatsver- 
vanger te  benoemen,  indien  z\j  het  noodig  oordeelen.  De  com- 
missie van  beoordeeling  regelt  zelf  de  w\jze  waarop  zy  zal 
werken.  De  openbaarmaking  van  haar  oordeel  zal,  zoo  mogelgk, 
vóór  1  April  1902  plaats  vinden. 

De  pqjs  kan  verdeeld  worden  tusschen  meerdere  antwoorden, 
die  even  verdienstelijk  bl\jken  te  zqn.  Het  bekroonde  antwoord 
kan  door  de  vereeniging  uitgegeven  worden. 

Ingeval  een  antwoord  of  een  gedeelte  van  een  antwoord, 
uitgegeven  wordt  vóórdat  het  oordeel  der  commissie  is  bekend 
gemaakt,  komt  dat  antwoord  niet  verder  voor  de  beoordeeling 
of  bekroning  in  aanmerking. 

De  commissie  van  beoordeeling  mag  alleen  den  omslag  openen , 
die  bij  het  bekroonde  antwoord  behoort.  De  niet  bekroonde 
handschriften  moeten  binnen  een  jaar  na  de  bekendmaking  van 
het  oordeel  door  de  schrqvers  teruggehaald  worden;  na  afloop 
van  dien  termign  worden  z^  eigendom  der  bovenvermelde  Intern. 
Vereinigung  f.  v.  R.  u.  V.,  welke  de  keus  heeft  de  verhandelingen 
zonder  vermelding  van  den  naam  des  schnjjvers  uit  te  geven  of 
ze  te  vernietigen.  Bijj  twqfel  over  den  eigendom  van  eene  terug- 
gevorderde verhandeling,  mag  de  b\j  de  betwiste  verhandeling 
behoorende  omslag  geopend  voorden.  Ieder  inzender  heeil  de 
bevo^dheid.  reeds  b\j  de  inzending  opgave  Ie  doen  van  een 
bepaalde  plaats  voor  de  terugzending.  Het  auteursrecht  van  de 
bekroonde  verhandeling,  in  het  bigzonder  het  recht  van  publicatie 
en  het  recht  van  vertaling,  gaat  door  de  betaling  van  den  prijs 
over  op  de  bovenvermelde  Intern.  Vereinigung  f.  v.  R.  u.  V.  te 
Berl\jn. 
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Eene  Berl^'nsche  uitgeversfirma  hecfl  eene  prijsvraag. uitj^e- 
schreven  voor  de  beste  cgemeinversISndliche  kurzgefasste  Dar- 
stellung»  van  het  Düitsche  Burgerlijk  Wetboek.  Als  beoordeelaars 
treden  verscheidene  practische  rechtsgeleerden  op.  De  prqs  van 
3000  Mark  kan  ook  b\j  gedeelten  van  600  Mark  worden  toege- 
kend voor  de  bewerking  van  een  der  vijf  boeken  van  het  Burg. 
Wetb.  De  nadere  voorwaarden  zqn  te  bevragen  b\j  den  uitgever 
W.  Herlet,  Berlin  S.  W.  68. 

Zou  op  die  wijze  eindelijk  het  voortreffelijke  populaire  rechta- 
boek  te  voorsch^n  komen,  waarnaar  in  alle  landen  sedert  ge- 
ruimen  t\jd  met  verlangen  wordt  uitgezien? 
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INHOUD  VAN  BINNEN-  EN  BÜITENLANDSCHE 
RECHTSGELEERDE  TUDSCHRIFTEN. 


Themii,  dl.  61,  n^  1.  —  H^mans,  de  opleiding  van  den  jurist. 
~  Heqse,  art.  182  der  Faiiiissementswet  en  de  fiscus-schuld- 
eischer.  —  v.  d.  Bi  e  se  n^  beschouwingen  omtrent  het  ontwerp 
tot  herziening  van  het  Burireriqk  Wetboek.  —  Vos,  de  Kroon 
en  de  Afdeeling  voor  geschillen  van  bestuur  van  den  Raad  van 
State.  —  de  Ranitz,  een  merkwaardige  hypotheekbank. 

HetBachtinNederlanclioh-Indié,dl.73.  -  ^7— 11.  Hirsch, 
is  Staatsblad  1896,  n^  195,  in  strqd  met  art.  78  van  hetRe- 
geerings-  Reglement 

Bevue  de  droit  intenatioiial,  t.  31.  —  N^  3.  Pasquale 
Fiore,  1'organisation  juridique  de  la  société  internationale, 
U.  —  Speyer,  la  réforme  de  Tinformation  préparatoire  dans 
la  législation  beige.  —  Nys,  Ie  concert  europeen  et  la  notion 
du  droit  international.  —  N*.  4.  de  Louter,  TAngleterre  et 
la  république  Sud-Africaine.  —  Brocher  de  la  Fléchère, 
la  contrebande  de  guerre  k  Tlnstitut  de  droit  international.  — 
Lisboa,  exterritorialité  etimmunitésdesagentsdiplomatiques. 

ZeitMbr.  t  internationaleB  Priyat-  u.  Straflreoht ,  Bd.  9,  H.  6.  — 
Barazelti,  die  örtlichen  Grenzen  der  neuen  österr.  Civil- 
prozessgesetze.  —  Inhülsen,  unser  englischer  Bnef  (XII). 
—  Neumeyer,  das  Haager  Abkommen  über  internationales 
Privatrecht. 

The  lAW  Magaiine  and  Baview.  -~  N*.  311,  Febr.  1809.  Hop- 
kinson,  legal  education.  —  V^illiams,  thelawoftheBook 
of  Mormon.  —  Roscoe,  mediaeval  piracy  and  the  Lords  High 
Admiral  of  England.  —  Strong,  the  law  as  to  Sundayamu- 
sements.  —  Faloon,  the  lunicy  laws.  —  Holland,  Lord 
GiiFord,  Master  of  the  Rolls  and  Chief  Justice  oftheCommon 
Pleas.  —  Atkinson,  some  observations  on  the  procedure  in 
police  courts.  —  Payn,  state  interference  in  a.  contraband 
trade,  h,  blockade-running.  —  Gover,  current  notes on  inter» 
national  law.  —  Baker,  notes  on  recent  cases  (English).  — 
N'.  312,  May  1899.  Yate-Lee,  a  practical  scheme  for  the 
extension  of  the  jurisdiction  of  the  counly  courts.  —  Tyssen, 
company  law  reiorm.  —  Keogh,  the  doctrine  of  contributory 
negtigence.  —  Griminal  statistics,  1897.        Brown,  the  me«* 
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dical  jurispnideoce  of  insanity.  —  Payn,  state  interference 
m  a.  contraband  trade,  &.  blockade-running.  —  Stroud,  what 
is  malice?  —  Gurrent  notes  on  international  law.  —  Baker, 
notes  on  recent  cases  (English).  —  N».  313,  Aug.  1899.  Mu  n- 
ton,  county  courts.  —  Jelf,  in  memoriam:  Viscount  Esher, 
Master  of  the  Rolls.  —  Recollections  of  Viseount  Esher.  — 
Pickersgill,  prisons  in  England  and  America:  a  contrast 

—  Givil  judicial  statistics,  1897.  —  Parker,  the  bench  and 
bar  in  France.  —  Baty,  conditional  war.  —  The  golden  age 
of  law.  —  Payn,  state  interference  in  a.  contraband  trade, 
6.  blockade^running.  —  Enthoven,  the  peace  conference  at 
the  Hague. —  Hanbury  Agg8,employers' Uabilityand  work- 
men's  compensation.  —   Gurrent  notes  on  international  law. 

—  Baker,  notes  on  recent  cases  (English).  —  Williams, 
.  contemporary    foreign    literature.    —    N^  314,    Nov.  1899. 

Kenaedjy  the  siste  pnUmesl  of  crane  —  Mttnloii, 
eetin^  conrls.  —  Giannini,  the  legal  aspect  of  San  Marino. 

—  Roscoe,  the  taxation  of  costs.  —  Walton,  notes  on  the 
early  history  of  legal  studies  in  England.  —  Raikes,  the 
International  Law  Association  Gonference,  1899.  —  Brod- 
hurst,  the  history  of  the  Newfoundland  question.—  Gurrent 
notes  on  international  law.  —  Baker,  notes  on  recent  cases 
(English). 

Zft.  £  d.  Frivat.  u.  öffentl.  Keoht  d.  Gegenwart.  Bd.  27,  H.  1. 

—  Hatschek,  der  Ursprung  der  Nothverordnung.  Ein  Bei- 
trag  zur  Receptioi.sgeschichte  des  engl.  Staatsrechts.  —  Herr- 
mann,  über  die  Zustliudigkeit  der  condictio  indeBiti  bei  Leis- 
tung  für  einen  Andern. —  Rabel,  die  Uebertragbarkeit  des 
Urheberrechtes  nach  dem  österreich.  Gesetze  yom  26.  Dec 
1896.  —  Lahner,ZeugnisspflichtundImmunitat.  — Hoegel, 
die  Straffalligkeit  wegen  Arbeitsscheu  in  Oesterreich  {Schluss). 

AroblT  f.  bürgerUohee  Beoht,  Bd.  17,  H.1.  —  Af  folter,  das 
Willensmoment  beim  Besitzerwerbe.  —  Fritze,  clausuia  rebus 
sic  stantibus.  —  Martini ns,  zur  Lehre  ven  der  Gefahr  beim 
Kaufe  nach  dem  Burg.  G.B.  —  Rönnberg,  wem  bat  der 
Mietherim  Falie  d<s§  571  desB.G.B.zukündigen?  — Schultze, 
psychiatrische  Bemerkungen  zum  B.G.B.  —  Leyserson, 
über  die  Wirknngen  der  Rechtskrafl  eines  aus  einem  wuche- 
nschen  Wechsel  erwirkten  Versaumnissurtheils.  —  Ad  Ier, 
zum  Rechte  des  Termingeschafles.  —  Götte,  zwei  Streitfra- 
gen  über  die  Aufrechnung  im  Burg.  G.B. 


Digitized  by  VjOOQIC 


187 

Oeriohtoeaal,  Bd.  57,  H.  2/a  —  Gerland,  die  verschiedenen 
Formen  der  Strafverfolguog ,  insbesondere  in  der  deutschen 
Straf prozessordnuDg.  —  Hoegel,  die  Statistik  der  Sirafrechts- 
pflege  und  des  Straf voHzuges  in  Italieo.  —  Gruber,  VIII. 
allg.  Versaromlung  der  internat  criminalistischen  Vereinigung 
vom  12. — 14  Sept.  in  Budapest.  —  Gruber,  der  internat 
Kinderschutzcongress  in  Budapest  vom  13. — ^17.  Sept  1899. 

ZeitBohrift  f.  d.  ges.  StrafireohtswiflsenBohaft,  Bd.  20,  H.I.— 
V.  Liszf  y  Strafe  und  Sicherungsmassregeln  in  dem  kriminal- 
politischen  System  ven  Prins.  —  Finger,  chirurgische  Ope- 
ration  und  arztliche  Behandlung. —  Doehn,  der  Anarchismus 
und  seine  Bekampfung.  —  Aschaffenburg,  Alkoholgenuss 
und    Verbrechen.  —  Loewenstimm,  das  Bettël-Ge werbe. 

—  Fr.  Stuckenberg  f. 

Zeitsohrift  der  Savlgny-Stiftuiig  f.  Reohtogesohiohtet  Hom. 
Abth.,  Bd.  20.  —  Ërman,  die  pompejanischen  Wachstafeln. 

—  Grupe,  Gajus  und  Ulpian.  —  Her  zen,  die  Identitatdes 
Gajus.  —  Lenel,  Nachtrage  zum  Edictum  Perpetuum.  — 
Pernice,  Parerga,  X.  —  Pokrowsky,  zur  Lehre  von  den 
actiones  in  jus  und  in  factum.  —  Schirmer,  kurze  Bemer- 
kungen zu einzelnen  Quellenstellen.  —  Zirndorfer, zor  Lehre 
von  der  Alimentationspflicht  des  ausserehelicben  Erzeugers. 

Deutsohe  JnriBten-Zeitang.  —  Jg.  18Ü9,  N«.  22.  Arndt,  die 
Zurdispositionstellung  der  Beamten  und  die  Verfassung.  — 
Kronecker,  Prozessuales  zum  Prozess  der  Harmlosen.  — 
V.  Seeler,  der  Entwurf  eines  Russischen  Obligationen rechts. 

—  Flesch,  über  den  Entwurf  eines  Gesetzes  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Arbeitsvcrhaltnisses.  — N*. 23. Schultzen- 
stein,  die  Rechtschreibung  in  den  neueren  Gesetzen.  — 
Heil  wig,' Erweiterung  der  Rechtskraft  zu  Gunsten  vonGut- 
gtaubigen.  —  Marcus,  Beispiele  zu  Erbscheinen  und  Testa- 
menten nach  dem  Burgert  Gesetzbuch.  —  N^  24  Förtsch, 
die  empfangsbedürfligen  Willenserkl&rungen  im  Prozess  und 
die  ProzessvoUmacht  —  Osterrieth,  zur  Reform  des  Urhe- 
berrechts.  —  D  e  1  i  u  s,  der  Einfluss  des  B.G.B.  und  seiner  Neben- 
gesetze  auf  die  landesgesetzlichen  Strafgesetze.  —  Jg.  1900, 
N®.  1.  V.  Wildenbruch,  das  dentsche  Recht  —  Zitel- 
man  n,  zur  Begrüssung  des  neuen  Gesetzbuches.  —  Soh  m,  die 
Entstehung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs.  —  Loening,  der 
Einfluss  des  B.G.B.  auf  das  Veriwaltungsrecht  —  La  band, 
zur    Wurdigung  des  neuen   Handelsgesetzbuchs.  —  Holtze, 
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1794  und  1900.  —  N».  2,  Kahl,  ^um  Ent wurf eines Gesetzes, 
beir.  die  Bestrafung  der  widerrecliUichen  Entziehung  fremder 
elektriscber  Arbeit.  —  Stein,  der  erste  Yerhandlun^rstermiD 
nacb  der  neuen  Civilprozessordnung.  —  Möller,  die  Abwei- 
chungen  des  neuen  dt  Grundbucbrecbtes  von  dem  preussischen 
Grundbuchrecbt. 

Nouvelle  Bevue  historique  de  droit  ttsaxq.  et  ótr.,  23^  année. 
—  N'.  4.  Cuq,  les  vices-préfets  du  prétoire.  —  Toutain, 
nouvelles  observations  sur  Tinscription  d'Hencbir  Mettich  {fin). — 
Esp  in  as,  les  guerres  familiales  dans  la  commune  de  Douai 
aux  Xni«  et  XIV«  siècles;  les  irèves  et  les  paix. —  Fournol, 
esquisse  d'une  restitution  doctrinale  de  Tancien  droit  public 
francais.—  Fournier,  Paul  Hinsehius.  —  N».  5.  C baisse, 
les  singularités  de  la  vente  romaine. —  Glasson,  commu- 
*  nautés  taisibles  et  communautés  coutumières,  depuis  Ia  ré- 
-  daction  des  coutumes.  —  Fournier,  la  fondation  et  la  pre- 
mière réforme  de  TUniversité  de  Bourges,  avant  son  apogée 
au  XVIe  siècle,  1463—1530  (I).  —  Blond  el,  Henri  Siegel. 

Annales  de  droit  oommeroial,  13e  année,  n'.  5.  —  Magnin, 
essai  sur  Ie  nantissement  des  fonds  de  commerce  et  les  ré- 
sultats  de  la  loi  du  1^  mars  1898.  —  Cbronique  de  législation 
etc.  (Davis,  Angleterre  1898). 

Arohivio  Giuridioo,  voL  63,  fase.  3.  —  Buona^nici,  reci- 
tationes  solemnes.  —  deRuggiero,  la  delegazione  in  diritto 
rómano  (fine).  —  Luzzatto,  sopra  il  contributo  di  Aristotile 
al  problema  della  differenziazione  del  diritto  (fine).  —  Otto- 
lengbi,  appunti  di  diritto  internazionale  suUa  citpacitè  com- 
merciale  e  cambiaria.  —  Tuozzi,  il  giudicato  penale  e  Tart. 
1351  del  God.  civ.  —  Ferrini,  appunti  sulla  separatio  bo- 
norum. 

H  diritto  oommeroiale,  vol.  17,  fasQ.  6.—  B  o  cc  o,  la  qualitA 
di  commerciante  nei  soci  a  responsabilitè  illimitata. —  Gian* 
nini,  note  di  diritto  cambiario.  —  Fo&,  i  diritti  dei  teni 
sui  beni  acquistali  daila  moglie  del  fallito. 

New  Jeraey  Law  Jonmal,  vol.  22.  —  N^  11.  BiddlcjUnsetl- 
led  points  in  New  Jersey  laws,  I.  —  N».  12.  Keasbey, 
New  Jersey  and  the  trusts.  —  Bid  die,  unsettled  points  in 
New  Jersey  laws,  II. 
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TWEE  VRAGEN  VAN  TIENDRECHT, 
naar  aanleiding  van  en  in  verband  met  „Het  Oude  Tiendree1it^\ 

Academisch  Proefschrift,  van  Jam  Kosters  (Leiden  1899), 

DOOR 

Mr.  SËËRP  6RATAMA, 

RecLter  in  de  Arrondissements-rechtbaak  te  Rotterdam. 


Naar  aanleiding  van  een  voor  de  Rotterdamsche  Rechlbank 
gevoerde  procedure  over  tiendrecht  had  ik  my  reeds  gerui- 
nien  tgd  met  enkele  vragen ,  ook  van  zeer  groot  practisch 
belang  op  dit  gebied,  beziggehouden ,  en  was ,  na  een  tanie- 
lük  uitgebreid  onderzoek ,  tot  bepaalde ,  van  de  gewone  op- 
vattingen in  dezen  afwijkende  resultaten  gekomen ,  toen  de 
hierboven  vermelde  dissertatie  het  licht  zag  en  kort  daarna 
m|j  in  handen  kwam.  Tot  m\jn  groote  voldoening  zag  ik, 
dat  de  Scbrgver,  juist  wat  de  bedoelde  afwijkingen  betreft, 
tol  in  hoofdzaken  overeenstemmende  uitkomsten  kwam  ,  als 
waartoe  möne  studies  mg  hadden  gebracht.  Te  aangenanier 
deed  dit  aan,  nu  het  werk  zelf  biyken  gaf  van  zeer  gron- 
dige studie  van  het  onderwerp,  en  als  een  arbeid  van  groote 
wetenscbappeijjke  waarde  mocht  worden  beschouwd.  Boven- 
dien behoorde  een  behandeling  van  het  tiendrecht  hier  te 
lande,  welke  op  de  hoogte  der  huidige  wetenschap  mocht 
geacht  worden  te  staan,  tot  aan  het  verschijnen  van  dit 
proefschrift  alsnog  tot  de  vrome  wenschen,  en  voorziet  het 
in  een  werkelijke  behoefte,  al  zal  de  rechtspraak  waar- 
schijniyk  in  den  eersten  tyd  met  zijn  inhoud  nog  weinig 
rekening  houden. 

Het  genoegen  aanvaardde  ik  dan  ook,  daartoe  door  de 
Redactie  aangezocht,  de  taak,  den  arbeid  van  den  heer 
Kosters  in  dit  Tijdschrift  te  bespreken  en  het  daardoor 
aan  de  aandacht  zgner  lezers  aan  te  bevelen;  voor  hen, 

BechUgel.  Mag.  1900.  13 
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die  een  quaestie  van  tiendrecht  zullen  hebben  op  te  lossen 
of  te  beslissen ,  mag  dit  proefschrift  geen  gesloten  boek  big- 
ven.  Zg  zullen  er  meestal  voldoende  materiaal  daartoe  vin- 
den ,  en  zekerlgk  inlichtingen  en  vingerwijzingen  te  over  om 
zich,  waar  men  niet  met  de  resultaten,  waartoe  de  Schrfiver 
komt ,  medegaat  of  het  speciale  punt  niet  besproken  vindt, 
nader  op  de  hoogte  te  stellen.  Daarbö  houdt  hy  zich  strikt 
aan  zgn  onderwerp ,  slaat  bg  de  behandeling  geen  zijpaden 
in,  deelt,  zonder  omhaal  van  woorden  en  schgngeleerd- 
heid,  klaar  en  duidelyk  mede,  wat  hg  te  zeggen  heefteen 
stelt  zgne  lezers  daardoor  in  staat,  het  betoog,  ook  over 
meer  ingewikkelde  vragen,  zonder  moeite  te  volgen.  Ik 
meen  dan  ook  het  werk  van  den  heer  Kosters  onderde 
beste  dissertaties,  die  in  den  laatsten  tgd  verschenen  zgn, 
te  mogen  rangschikken. 

Dat  er  nu  geen  gebreken  in  zijn  arbeid  zouden  te  vinden 
zgn ,  zal  zeker  de  Schrijver  zelf  allerminst  durven  beweren. 
Ook  naar  mgn  meening  zgn  er  hier  en  daar  vlekjes  aan 
te  wgzen,  maar  toch  zgn  zij  van  zeer  ondergeschikten  aard 
en  van  geringe  beteekenis.  Echter  wilde  mg  het  proefschrift 
met  betrekking  tot  een  paar  fundamenteele  vraagpunten 
niet  voldoen.  Het  scheen  mg  toe,  dat  die  vragen  niet  tot 
haar  recht  waren  gekomen,  althans  niet  waren  behandeld 
op  een  wgze,  zooals  haar  belangrgkheid  vereischte,  welke 
vooral  in  de  practijk  uitkomt.  Immers  de  beslissing  in  vele 
processen  over  tiendrecht  wordt  door  hare  beantwoording 
in  dezen  of  genen  zin  bepaald.  En  nu  kan  ik  mg  begrgpen, 
dat  men ,  van  de  Universiteit  komende ,  het  belang  van  een 
vraagpunt  alleen  naar  zijne  wetenschappelijkheid  afmeet, 
maar  ik  voor  mg  ben  in  den  loop  der  jaren  tot  de  onder* 
vinding  gekomen ,  dat ,  wil  men  het  belang  van  een  rechts- 
historisch onderzoek  meer  algemeen  doen  gevoelen  en  in 
ruimeren  kring  doen  inzien,  men  moet  aanwgzen,  dat  het 
resultaat  er  van  op  een  zeker  geldelijk  bedrag  is  te  waar- 
deeren. En  juist  daarom  verdient  de  vraag,  welke  in  vele 
tiendprocessen   den  bewg^last  bepaalt,  nl.  of  de  landsheer 
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was  te  beschouwen  als  decimator  universaüs^  een  uitgebreider 
behandeling  dan  haar  van  den  Schryver  is  ten  deel  gevallen. 
Evenzoo  acht  ik  de  bespreking  omtrent  den  aard  en  den 
omvang  van  het  novaal  tiendrecht  en  zgne  beteekenis  ook 
in  den  tegenwoordigen  tgd  van  uitnemend  practisch  belang. 
En  niettegenstaande  Mr.  Kosters  haar  allerminst  uit  den 
weg  is  gegaan,  integendeel  daaraan  eenige  bladzüden,  met 
opneming  van  tal  van  belangrijke  gegevens,  heeft  gew\jd, 
wil  hel  m|j  voorkomen,  dat  hg  in  dit  opzicht  geen  bevre* 
digende  resultaten  heeft  bereikt. 

Hierom  juist  meende  ik,  dat  een  eenigszins  uitvoerige 
behandeling  der  beide  vraagpunten ,  die  de  ruimte  voor  een 
enkele  aankondiging  van  het  werk  zelf  verre  zoude  moeten 
overschreden ,  nog  haar  nut  kon  hebben.  Van  daar  de  titel, 
vorm  en  inhoud  dezer  verhandeling,  die  zich  natuurlyker- 
wqze  in  de  volgende  drie  onderdeelen  splitst: 

L  Opgave  van  den  inhoud  van  Kosters'  geschrift  met 

enkele  korte  opmerkingen. 
II.  De  leer  omtrent  het  jus  decimandi  universale  van  den 
landsheer  is  onjuist.  Omvang  en  strekking  dezer  stel- 
ling, ook  voor  den  tegenwoordigen  i|jd. 
III.  Aard  en   omvang  van  het  novaal  tiendrecht.  Betee- 
kenis voor  den  tegenwoordigen  tgd. 

I. 

Kosters'  proefschrift:  Het  oude  tiendrecht. 

De  beide  eerste  hoofdstukken  van  het  proefschrift  zyn 
gewgd  aan.  het  tiendrecht  bq  de  Israëlieten  en  bq  de  Ro- 
meinen. Bg  het  eerstgenoemde  volk  steunde  het  op  de 
Mozaïsche  wet,  die  omtrent  dit  punt  zeer  uitvoerige  rege- 
ling geeft.  De  tienden,  die  de  Romeinen  kenden ,  z\jn  drieër- 
lei: Ie.  dezulke,  ontstaan  bö  de  uitgifte  van  onbebouwde 
gronden  door  den  Staat,  onder  voorbehoud  van  een  zeker 
jaarlps  op  te  brengen  gedeelte  der  vruchten;  2e.  die,  welke 
in  de  Romeinsche  provincies  als  grondbelasting  werden  ge- 
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heven ,  en  3e.  de  tienden,  uit  het  colonaatsysteem  der  Ro- 
meinen voortspruitende.  Na  elk  daarvan  kortelijk  te  hebben 
besproken,  wyst  de  Schrqver  nader  aan,  dat  in  geen  van 
alle,  met  name  niet  in  de  derde  soort,  de  oorsprong  van 
het  latere  tiendrecht  is  te  vinden.  Deze  ligt  in  het  tiend- 
recht  der  Christelöke  Kerk. 

In  Hoofdstuk  III  wordt  dit  dan  ook  behandeld  tot  op 
den  tijd  der  Karolingers  Aanvankelijk  rustte  op  de  geloo- 
vigen  slechts  een  algemeene  verplichting  om  aan  de  voor- 
gangers in  de  Kerk  het  dagelgksch  levensonderhoud  te  ver- 
schaffen, en  te  voorzien  in  de  nooden  en  behoeften  der 
armen.  Zij  stonden  daartoe  vrijwillig  een  gedeelte  hunner 
inkomsten  af.  In  navolging  der  Mozaïsche  wet ,  was  dit  deel 
dikwijls  een  tiende.  Langzamerhand  bleek  dit  echter  niet 
meer  zoo  vlot  te  gaan.  De  kerkvaders  zien  zich  dan  ook 
genoodzaakt,  telkens  en  telkens  op  de  nakoming  dier  ver- 
plichting aan  te  dringen.  Toch  bestonden  nog  geen  bepaalde 
kerkelijke  voorschriften ,  krachtens  welke  men  tot  het  belalen 
er  van  kon  worden  gedwongen.  Niet  lang  echter  bleef  de 
Kerk  in  deze  lijdelijke  houding. 

In  het  Oosten  trelBfen  wij  het  eerst  kerkelijke  straffen  aan, 
bedreigd  tegen  hen,  die  niet  de  tienden  voldeden,  terwijl 
daar  tevens  werd  opgekomen  tegen  het  uitkeeren  er  van 
aan  monniken  en  kluizenaars ,  die  noch  aan  de  voorgangers 
der  gemeente,  noch  aan  de  armen  het  voor  hen  zelf 
overbodige  afgaven.  Het  wereldlyk  gezag  verzette  zich  echter 
daar  krachtig  tegen  deze  dwangmaatregelen,  zoodat  in  het 
Oosten ,  in  de  Grieksche  kerk ,  langzamerhand  het  kerkelgk 
tiendrecht  verdwijnt. 

Gansch  anders  in  het  Westen.  Met  name  de  Gallische 
geestelphcid  trachtte  zich  met  de  uiterste  krachtsinspan- 
ning in  het  bezit  der  tienden  te  handhaven.  Op  de  conciliën 
werden  de  tienden  een  onderwerp  van  behandeling.  In  585 
op  de  Synode  te  Macon  vinden  wy  dan  ook  een  uitdruk- 
keiyk  voorschrift  omtrent  de  verplichting  tot  betaling  van 
tienden,  die  van  inkomsten  van  allen  aard  moest  geschieden. 
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en  wordt  de  uilwerpinjj  uil  de  Kerk  als  straf  op  de  Wtin- 
betaling  bedreigd.  De  vraag,  of  deze  straf  als  rechtmatig 
mag  worden  beschouwd,  wordt  te  allen  overvloede  toe- 
stemmend beantwoord.  Nog  echter  had  het  wereldlijk  ge* 
zag  zich  niet  met  deze  kerkelyke  verplichting  bemoeid. 

Onder  de  Karolingere  wordt  dit  anders.  In  het  volgende 
Hoofdstuk  behandelt  de  Schryver  dan  het  tiendrecht  der 
Christelijke  Kerk  onder  de  Frankische  vorsten  uit  dat  geslacht 
en  hunne  opvolgers.  Pepyn  feeefl,  in  763,  het  eerste  voor- 
schrift omtrent  den  op  allen  rustenden  tiendplicht,  hetwelk 
Ka  rel  dé  Groote  herhaalt  bg  verschillende  gelegenheden, 
o.  a.  ook  bil  de  onderwerping  der  heidensche  Friezen  en 
Saksen,  en  later  zelfs  met  uitdrukkelgke  strafbepalingen 
aandringt.  Ook  gaf  hü  nadere  regeling  omtrent  de  w\jze 
van  heffing  en  de  bestemming.  Op  den  voorgrond  bleef  als 
vroeger  staan  het  beginsel,  dat  de  tienden  verschuldigd  zyn 
aan  de  oudste  kerk ,  met  opzichte  tot  de  later  gestichte,  in 
haar  district  gelegen ,  de  moederkerk.  Een  gedeelte  der  op- 
brengst moest  dienen  tot  het  onderhoud  der  kerk  zelve, 
een  ander  moest  strekken  ten  voordeele  der  armen,  een 
derde  in  de  behoeften  der  dienstdoende  geestelgken  voorzien. 
Soms  komt  ook  een  verdeeling  in  vieren  voor,  als  wanneer 
dat  vierde  ter  beschikking  van  den  bisschop  is ,  onder  wiens 
toezicht  ook  de  verdeeling  behoorde  te  geschieden. 

Dat  hetKarel  den  Groote  ernst  was  met  het  doorzetten 
van  den  algemeenen  tiendplicht  ten  behoeve  der  Kerk  bleek 
wel  daaruit,  dat  hQ,  hetgeen  vroegere  vorsten  reeds  ten 
behoeve  van  enkele  kerken  met  betrekking  tot  bepaald  aan- 
gewezen koninklijke  bezittingen  hadden  gedaan,  algemeen 
voorschreef,  dat  ook  van  zgne  domeinen  tienden  moesten 
worden  betaald,  en  wel  aan  de  daarop  gebouwde  kerken. 
Dit  voorschrift  is  nog  in  ander  opzicht  merkwaardig,  in 
zooverre  het  het  tiendrecht  aan  andere  dan  aan  de  moederkerk 
toekende  en  van  dien  algemeenen  regel  een  afwgking  inhield. 
Dit  vond  later  in  meer  algemeenen  zin  toepassing,  gelgk 
straks  zal  blgken. 
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De  Schrijver  staat  nu  eeuige  oogenblikken  stil  b\j  de  zoo- 
genaamde nona  et  decima;  hoofdzakelijk  om  aan  te  wyzen, 
dat  hierby  niet  van  de  gewone  algemeene  kerkelgke  tiend 
sprake  is.  Aan  de  hand  van  Brunner,  wiens  diepgaande 
onderzoekingen  op  dit  punt  klaarheid  hebben  gebracht, 
wordt  aangetoond,  dat  de  bedoelde  opbrengst,  nona  et 
decima,  wordt  voldaan  voor  het  gebruik  en  genot  van  goe- 
deren ,  die  oorspronkeiyk  aan  geestelqke  of  kerkelgke  instel- 
lingen geschonken  waren  ,  maar  door  het  staatsgezag ,  met 
name  in  de  eerste  plaats  door  Karel  Martell  en  later 
opvolgende  vorsten,  in  bezit  genomen  en  aan  hunne  ge- 
trouwen wederom  waren  uitgegeven,  ten  einde  dezen  in 
staat  te  stellen  de  lasten  van  den  krgg,  bepaaldelgk  van 
dien  tegen  de  Saracenen,  te  kunnen  dragen;  lasten,  die 
onder  meer  medebrachten,  dat  zij  met  een  zeker  aantal 
krijgers  ten  strgde  moesten  trekken.  Ook  hier  waren  strenge 
bepalingen  noodig  om  aan  de  Kerk  althans  het  genot  dezer 
opbrengsten  feitelQk  te  verzekeren. 

Ditzelfde  werd  ook  noodig  tegen  een  ondermvjning  van 
het  algemeen  kerkelgk  tiendrecht,  welke  van  andere  zgde 
dreigde.  De  regel ,  dat  alleen  de  moederkerk  was  gerechtigd 
tot  het  heffen  van  tienden  in  haar  geheele  district ,  liet  zich 
by  het  toenemen  der  bevolking  en  het  daarmede  in  ver- 
band staande  ontginnen  van  nog  niet  bebouwden  grond  niet 
handhaven.  Wy  vinden  dan  ook  door  Lodewqk  den 
Vrome  bepaald,  dat  wanneer  in  nieuwe  dorpen  en  vlek- 
ken kerken  gebouwd  worden,  de  tiertden  van  den  daarby 
ontgonnen  grond  niet  aan  de  moederkerk ,  maar  aan  het 
nieuwe  bedehuis  moesten  worden  opgebracht.  Doch  die 
tienden  kwamen  meestal  niet  ten  goede  aan  hen,  voor  wie 
zg  naar  kerkeiyk  recht  waren  bestemd.  Wat  toch  was  het 
geval?  De  groote  grondeigenaren  bouwden  dikwgls,  zoo- 
wel uit  godsdienstigen  drang  als  met  het  oog  op  meer 
wereldiyke  voordeelen,  kerken  op  hunne  gronden,  ten  be- 
hoeve dergenen,  die  zich  daar  hadden  neergezet  en  ze  in 
cultuur  hadden  gebracht.  Die  kerk  werd  met  hetgeen  daar- 
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bij  behoorde,  het  eigendom  van  den  heilige,  aan  wien  z\j 
was  gewgd.  Dit  is  eenigszins  door  den  Schrüver  uit  het  oog 
verloren ,  maar  meen  ik ,  in  navolging  van  H  e  u  s  1  e  r  *) , 
te  mogen  stellen;  het  neemt  echter  niet  weg,  dat  volko- 
men waar  blyft,  dat  de  stichter  der  kerk  de  volledige  be- 
schikking over  het  geheel  behield,  en  de  inkomsten  daarvan 
betrok,  zoo  hij  maar  niet  afzonderlijke  gedeelten  er  van 
vervreemdde  of  op  welke  wgze  dan  ook  dat  geheel  in 
zgn  vermogenswaarde  verminderde  of  aan  zQn  bestemming 
onttrok  en  daarmede  de  gerechtigheid  van  den  heilige 
der  kerk  aantastte.  Zoo  werden  dan  ook  de  tienden,  die 
der  nieuwgebouwde  kerk  toekwamen,  door  hem  geïnd.  En 
hierin  juist  lag  wederom  een  reden,  waarom  men  wel,  wilde 
men  het  bouwen  van  nieuwe  kerken  niet  tegengaan,  haar 
de  tienden  van  den  nieuw  ontgonnen  grond  moest  toekennen , 
omdat  anders  de  grondeigenaars,  die  tevens  voor  voldoende 
inkomsten,  voor  onderhoud  der  kerk  zelve  en  der  dienst- 
doende geestelijken  moesten  zorgen,  daardoor  afgeschrikt, 
niet  tot  de  stichting  zouden  zgn  overgegaan. 

Als  gevolg  hiervan  inde  de  patroon,  de  stichter  der  kerk, 
de  tienden ,  en  in  plaats  van  ze  in  haar  geheel  voor  het  doel, 
waarvoor  z|j  werden  opgebracht,  te  bestemmen,  „beschouwde 
hy  ze  als  een  hem  competeerend  inkomen,  waarvan  hq  de 
kerk  zooveel  en  zoo  weinig  gaf,  als  hem  goed  dacht".  De 
dienstdoende  geestelgke ,  bovendien  af hankelgk  van  den  pa- 
troon zelf,  kon  daartegen  niet  veel  doen.  Wel  gaf  deze  dikw^ls 
een  zeker  gedeelte  aan  de  kerk ;  of  wel  hg  bezorgde  het  onder- 
.houd  er  van  en  voorzag  in  de  levensbehoeften  der  geestel\jken, 
maar  de  tienden  als  geheel  behield  h\]  voor  zich.  Hiertegen 
traden  èn  de  kerkelgke  èn  de  wereldiyke  overheid  met  allerlei 
voorschriften  op.  Talrgk  zijn  de  verbodsbepalingen,  houdende 
dat  leeken  de  tienden  niet  voor  zich  mogen  behouden.  Maar 
in  het  algemeen  slaagden  de  pogingen  om  het  te  loor  gaan 
van  tienden  voor  de  kerk  op  deze  wijze  tegen  te  gaan  niet. 


^)  Institutionen,  l  §  64. 
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De  geestelijkheid  werkte  zelve  mede,  door  op  groote 
schaal  tienden  aan  leeken  in  leen  te  geven.  Zelfs  de  panscn 
bleven  hierin  niet  achter.  „Dat  ook  door  misbruik  van  macht 
en  door  geweld  vele  tienden  in  handen  van  leeken  over- 
gingen, kan  ons,  de  tijden  in  aanmerking  genomen,  niet 
verwonderen.  Vooral  de  advocati  ecclesiae  waren  dikwyis 
zeer  gevaarlijke  beschermers  der  aan  hunne  hoede  toever- 
trouwde kerken". 

Tegenover  al  deze  omstandigheden  was  het  der  kerk 
niet  mogelyk  den  toestand ,  zooals  die  onder  de  eerste  Ka- 
rolingers  was  geweest,  te  behouden,  laat  staan  daartoe 
terug  te  keeren.  Toch  bleef  zg  haar  anathema's  slingeren 
tegen  de  leeken,  die  zich  aanmatigden  tienden  te  heffen; 
9  vooral  op  het  stuk  der  novale  tienden  handhaafde  zg  met 
goeden  uitslag  hare  aanspraken".  Dit,  omdat  voor  die  tienden 
het  beginsel,  dat  » hoevele  tienden  ook  in  wereldlijke  han- 
den mochten  zyn  geraakt,  de  kerk  toch  algemeene  tiend- 
hefster  was,  van  wie  alle  tienden  kwamen",  meestal  niet 
tot  onmiddellijke  onttrekking  aan  leeken ,  die  haar  in  handen 
hadden,  leidde.  Van  het  beginsel  was  tevens  uitvloeisel,  dat 
recht  op  oude  tienden  geen  aanspraak  op  die  van  novalen, 
nieuw  ontgonnen  landen  in  zich  sloot,  en  dat  dus  «onder 
uitgifte  van  tienden  zonder  meer  het  recht  tot  novale  tiend- 
heffing  niet  was  begrepen".  In  het  begin  der  13e  eeuw 
werden  van  wege  de  kerkelgke  overheid  nog  uildrukkelqke 
uitspraken  in  dien  zin  gegeven. 

Nog  een  andere  wyze,  waarop  het  algemeen  kerkelijk 
tiendrecht  zich  omzette  in  een  zakelijk  recht  op  den  bodem, 
was  deze.  De  groote  kapittel-(moeder-)kerken  behielden, 
waar  de  stichting  van  kleinere  (dochter-)  kerken  van  hen 
uitging,  of  waar  de  laatste  onder  haar  beheer  kwamen, 
de  tienden  voor  zich,  en  keerden  ten  behoeve  van  die 
dochterkerken  slechts  zooveel  uit ,  als  daarvoor  strikt  noodig 
was,  daarbjj  het  voorbeeld,  door  de  wereldlgke  stichters 
gegeven,  trouw  navolgende.  Ten  andere  waren  ook  de  kloos- 
ters groote  grondeigenaren,  en  tevens,  buiten  en  behalve 
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waar  kleinere  kerken  als  daartoe  behoorcnde  moesten  wor- 
den aangemerkt,  door  schenking  en  op  andere  wijze  tiend- 
heffers  op  groot  e  schaal  geworden.  Ook  ztj  handelden  met 
de  tienden  op  allerlei  wijze,  in  str\jd  met  de  canoniek- 
rechtelgke  voorschriften. 

Werd,  zooals  ook  reeds  spoedig  geschiedde  — en  hierop 
had  de  Schrjiver  ook  wel  eenig  licht  moeten  laten  vallen  — 
over  de  tienden  afzonderlyk  van  de  parochie-kerken,  aan 
welke  zq  moesten  worden  opgebracht,  beschikt,  dan  was 
hiermede  èn  het  collatierecht  van  het  tiendrecht  geschei- 
den ,  èn  had  daarmede  het  laatste  wederom  een  stap  naar 
een  zuiver  vermogensrecht  gedaan.  Zoo  leidden  allerlei  in- 
vloeden er  toe,  het  kerkelijk  tiendrecht,  eenigermate  te 
vergeiyken  roet  een  hoogheidsrecht  van  het  wereldigk  gezag , 
een  regaal,  te  vervormen  in  de  richting  boven  aangeduid, 
en  dus  in  een  vermogensrecht,  en  wel  een  zakelgk  recht 
op  den  bodem.  Hierbg  vergete  men  ook  niet  den  met  name 
juist  ten  aanzien  der  regalia  zoo  machtigen  invloed  van 
het  leenrecht  in  die  richting.  Bepaaldelgk  ten  aanzien  der 
novalen  weerstond  het  tiendrecht,  naar  zijn  oorsprong 
kerkeiyk  zooals  gezegd,  den  samenwerkenden  invloed  der 
boven  omschreven  factoren. 

Merkwaardig,  in  dit  verband,  en  met  het  oog  op  de  in  de  be- 
sproken dissertatie  verdedigde,  en  ook  onzes  inziens  alleen  juiste 
meening,  is  de  beschouwingswgze  der  wereldlgke  overheid 
omtrent  den  oorsprong  en  den  aard  van  hel  tiendrecht  in  het 
tfldperk,  waarin  men  reeds  ver  verwijderd  is  van  de  rechts- 
opvattingen onder  de  Karolingers,  maar  waarin  de  vervorming 
van  het  bedoelde  recht  toch  nog  niet  geheel  is  ingetreden,  zoo- 
als deze  biykt  uit  enkele  verklaringen,  van  Duitsche  Keizers  zelve 
uitgegaan.  Belangryk  in  dit  opzicht  is  die  van  Frederik  I 
Barbarossa,  op  den  rqksdag  van  Gelnhausen,  in  1186, 
.Scimus  decimas  et  oblationes  a  Deo  sacerdotibus  Levitis  pri- 
mitus  deputatas".  En  zeker  niet  minder  merkwaardig  is  de 
omstandigheid,  dat  Frederik  II  zgn  regalia  opsommende  *) 

')  Ltb,  Feud.,  Il  Tit.  56. 
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len  getale  van  meer  dan  dertig,  hel  tiendrecht  er  niet  onder 
noemt.  Tiendrecht  dat  als  regaal  van  den  keizer  op  den 
leenman  overging  was  niet  bekend,  en  in  overeenstemming 
daarmede  wordt  er  als  zoodanig  door  zyne  vasallen  nergens 
van  gerept. 

Aan  te  toonen  dat  de  bovengeschetste  ontwikkeling  in  hel 
algemeen  ook  hier  te  lande  plaats  greep,  was  nu  hetgeen  op  des 
Schrijvers  weg  lag.  In  Hoofdstuk  V  kwflt  htj  zich  dan  ook  van 
die  taak.  Van  de  afwgkende  meeningen  bespreekt  hfl  mei  en- 
kele woorden  de  onhoudbaarheid ,  en  gaal  dan  over  tot  het 
bewys  van  den  kerkelijken  oorsprong  van  het  tiendrecht  in 
Nederland.  Uitvoerig  behandelt  hy  de  oudste  schenkingsoor- 
konden aan  de  kerk  te  Utrecht ,  wflst  aan ,  dat  daarin  van  het 
algemeen  kerkelijk  tiendrecht  niet  wordt  gesproken,  terwfll 
het  toch  blykt  te  bestaan ,  en  zelfs  de  koninklyke  domeinen 
daaraan  zijn  onderworpen.  Ook  de  weg ,  waarlangs  het  tiend- 
recht kwam  tot  het  punt,  zooeven  door  ons  aangegeven, 
was  hier  te  lande  geen  andere,  dan  die  in  het  algemeen 
boven  is  besproken.  Kosters  wgdt  aan  dien  ontwikkelings- 
gang voor  ons  land  eenige  bladzgden ,  om  dan  in  een  afzon- 
derlijke afdeeling  het  oudste  tiendrecht  der  verschillende 
provinciën  te  behandelen.  Achtereenvolgens  komen  aan  de 
beurt  Gelderland,  Holland,  Zeeland,  Utrecht,  Brabant. 
Limburg,  Overgsel,  Drente,  Friesland  en  Groningen.  Hel 
aantal  oorkonden  en  andere  rechtsbronnen,  dat  wordt  be- 
sproken, is  overstelpend,  en  het  bewijsmateriaal  voor  het 
verdedigde  stelsel  zoodanig  van  omvang  en  inhoud,  dat  naar 
m\jn  inzien  de  kerkelyke  oorsprong  en  aard  van  het  tiend- 
recht ook  hier  te  lande  onwederlegbaar  is  aangetoond  en 
de  geschetste  ontwikkelingsgang  evenzeer  als  de  eenig 
juiste  in  het  licht  gesteld.  Het  kan  niet  de  bedoeling  zp, 
dat  bewijsmateriaal  hier  uitvoerig  na  te  gaan;  hun,  die 
zich  daarvan  willen  op  de  hoogte  stellen ,  zij  de  raadpleging 
van  het  proefschrift  zelf  aanbevolen.  Één  opmerking  ')  moge 

')  Op   bepaalde  vergissingen   als  die   op   bl.  21,   waar  van  Karel 
Mar  te  11   wordt  gezegd,  dat  hij  .later  zelf  Koning  der  Franken"  is 
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hier  een  plaats  vinden.  Het  is  mq  opgevallen ,  dat  de  Schrg- 
ver  de  beschouwingen  van  Emo  en  Menco  omtrent  het 
opbrengen  der  tienden  onder  de  rubriek  Friesland  bespreekt, 
terwijl  hq  afzonderlek  handelt  over  de  Groningsche  tienden, 
bepaaldeiyk  die  in  de  Ommelanden ,  waar  zq  natuurlgk  meer 
ter  plaatse  waren. 

In  de  dan  volgende  afdeeling  wordt  op  dezelfde  w\jze  de 
oudste  geschiedenis  der  novale  tienden  nagegaan,  haar  ker- 
kelgk  karakter  aangetoond,  daaruit  wederom  een  argu- 
ment getrokken  voor  den  kerkelijken  oorsprong  van  het 
tiendrecht,  en  tevens  aangewezen  de  aard  en  het  gewicht 
van  dit  argument  voor  de  richtige  oplossing  van  dit  vraag- 
stuk. Aan  het  bewjjs,  dat  de  leeken  ten  aanzien  der  novale 
tienden  hunne  rechten  van  de  kerk  afleidden ,  worden  door 
den  Schrgver  eenige  bladzgden  gew^d,  en  de  algemeene 
uilgiften  van  novale  tienden,  bepaaldelgk  door  de  bisschoppen 
van  Utrecht  in  strgd  met  het  canoniek  recht,  besproken. 
Hierop  zullen  wq  nog  gelegenheid  hebben  in  het  derde 
gedeelte  dezer  verhandeling  terug  te  komen. 

Als  zeker  niet  te  versmaden  bewqsgrond  voor  de  leer 
van  het  oorspronkèlqk  kerkelqk  algemeen  tiendrecht  wordt 
in  de  4e  Afd.  de  geestelqke  jurisdictie  in  tiendzaken  be- 
sproken en  gewezen  op  den  invloed  van  het  canoniek  recht 
in  dezen.  Ook  nu  weder  worden  de  verschillende  gewesten 
behandeld,  het  bestaan  der  eerste  aldaar  aangewezen  en 
de  laatste  met  verschillende  voorbeelden  gestaafd.  Niet  min- 
der, en  zeker  geleidelijk  meerder  invloed  oefende  het  locale 
gewoonterecht,  in  verband  met  de  verschillende  gesteldheid 
van  den  bodem  en  de  daarmede  samenhangende  onder- 
scheidene wqze  van  bebouwing.  Het  gezag  van  dat  gewoon- 
terecht   werd   ook   in  het  canonieke  recht  zelf  erkend.  De 


geweest,  ga  ik  niet  verder  in.  Toch  weosch  ik  ter  rectificatie  er  de  aan- 
dacht op  te  vestigen,  dat  rnet  het  onverstaanbare  „Hiere''  uit  een 
oorkonde  van  1287  (hl.  46)  kennelijk  in  het  verband  bedoeld  is: 
Herwgnen.  Verg.  eenige  door  rojj  uitgegeven  oorkonden,  in  VeraLen 
Meded.  der  Vereen,  tot  uitgave  van   Vaderl,  Rechtebr,,  IV,  bj,  69  vlg, 
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meerdere  invloed  van  het  eerste  was  voornamelijk  uitvloei- 
sel van  de  omstandigheid ,  dat  veel  meer  dan  het  canonieke 
recht  „de  gewoonte  voeling  hield  met  de  ontwikkeling  van 
het  tiendrecht"  in  den  loop  des  töds.  Het  canonieke  recht 
toch  beschouwde  de  tienden  nog  steeds  als  een  alleen  aan 
de  parochiekerk  toekomende  inkomstenbelasting,  waarvan 
de  overdracht  aan  leeken  ongeoorloofd  was,  en  die  zg  slechts 
met  gevaar  voor  hun  zieleheil  konden  bezitten.  «Aan  der- 
gelijke leerstukken  was  het  tiendrecht  reeds  lang  ontgroeid ; 
van  een  kerkelgke  belasting  was  het  een  zakelijk  recht  op 
den  grond  geworden ;  tienden  werden  in  leen  en  in  pacht 
gegeven,  verkocht  en  geruild  als  bestonden  er  geen  cano- 
nieke voorschriften,  die  dit  verboden".  De  rechten  en  ver- 
plichtingen daaruit  voortvloeiende,  de  handhaving  en  de  na- 
koming daarvan  berustten  bgna  uitsluitend  op  de  gewoonte, 
,die,  zonder  het  canonieke  recht  geheel  te  verdringen,  het 
recht  in  zake  tienden  werd".  De  strgd  tegen  dit  recht,  be- 
paaldeiyk  van  den  kant  der  geestelijkheid ,  gaf  aanleiding 
tot  het  eerste  geschreven  recht  in  zake  tienden ,  hetwelk  na 
de  capitularia  in  deze  streken  van  kracht  is  geweest.  Dat 
geschreven  recht  vinden  w\j  in  de  plakkaten  van  Karel  V. 
Vandaar  dat  in  het  Hoofdstuk,  handelende  over  de  ge- 
schiedenis der  Nederlandsche  wetgeving  met  betrekking  lot 
de  tienden,  het  eerst  het  plakkaat  van  15i20  ter  sprake 
komt,  met  zgne  authentieke  interpretaties  uit  de  Jaren  1528/30. 
Ten  aanzien  van  het  gebied,  waarvoor  deze  plakkaten 
moesten  gelden,  is  de  opgave  van  den  Schrgver  niet  ge- 
heel nauwkeurig,  althans  zy  kan  lichtelgk  aanleiding  geven 
tot  misverstand.  Het  plakkaat  toch  van  15:20  gold,  wat  de 
thans  Nederlandsche  gewesten  betreft ,  slechts  voor  Noord- 
Brabant '),  Noord-  en  Zuid-Holland  en  Zeeland.  Van  de  inter- 
pretatieve later  gevolgde  plakkaten,  is  dat  van  15:28  van 
belang   voor  Noord- Brabant  '),  dat  van  1529  voor  Noord- 


0  Wat  Limburg  betreft,  zal  dit  slechts  voorzoover  het  oude  ni3t 
Brabant  verbonden  hertogdom  zich  uitstrekte ,  het  geval  zyn. 
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en  Zuid-Holland;  of  dit  ook  voor  Zeeland  heeft  gegolden 
is  minstens  Iwflfelachtig ,  zeker  niet  voor  Friesland.  Daar- 
mede is  natuurlek  niet  ontkend,  dat  als  hulpmiddel  om 
tot  het  juist  begrip  van  dat  van  1520  te  komen  bet  plak- 
kaat van  1530,  meer  bepaaldelijk  voor  Vlaanderen  bedoeld, 
van  belang  kan  zgn.  De  aanleiding  tot  die  authentieke  in- 
terpretaties der  oorspronkeiyke  ordonnantie  lag  vooral  in 
het  feit,  dat  de  tiendplichtigen  daaruit  meenden  te  mogen 
afleiden,  dat  de  Keizer  de  verplichting  tot  het  opbrengen 
van  novale  tienden  zou  hebben  opgeheven ,  terw\jl  in  het 
algemeen  slechts  bedoeld  was  tegen  te  gaan  de  tiendheffing 
op  novalen  of  op  nieuwe  huizen  en  erven,  van  die  vruch- 
ten en  beesten ,  van  welke  in  het  kerspel ,  waarin  z\j  waren 
gelegen ,  geen  tiend  werd  geheven.  Ook  werd  daarbQ  tevens 
uitgemaakt,  dat,  al  waren  in  een  verloop  van  veertig  jaren 
te  voren,  en  wel  van  af  het  tijdstip  van  do  uitvaardiging 
der  eerste  ordonnantie  te  rekenen,  bepaalde  soorten  van 
vruchten  —  er  wordt  in  het  algemeen  gesproken  van  .rond 
ende  plat  zaet"  —  niet  verbouwd  ter  plaatse,  toch  tien- 
den zouden  verschuldigd  zgn.  Door  die  uitleggingen  waren 
echter  bg  lange  na  niet  alle  quaesties  afgesneden ,  integen- 
deel er  deden  zich  telkens  mocilgkhcden  van  allerlei  aard 
brj  de  toepassing  voor.  In  een  later  hoofdstuk  (Vil)  bespreekt 
de  heer  Kosters  die  uitvoerig. 

Wij  gaan  voort  met  het  overzicht  der  wetgeving  op  dit 
punt;  zg  hangt  samen  met  de  groote  gebeurtenissen  op 
kerkelijk  en  staatkundig  gebied.  De  landsheerlgke  tienden 
gingen  over  op  de  Staten  der  gewesten  en  in  de  Genera- 
liteitslanden op  de  Staten-Generaal,  te  hunnen  behoeve 
en  in  hun  naam  geadministreerd  door  den  Raad  van  Bra- 
bant en  door  dien  van  Vlaanderen.  Wat  do  tienden  betreft , 
die  in  handen  van  kerkelgke  instellingen  of  kloosters  waren, 
ook  deze  werden  door  de  wereldlijke  overheid  onder  hare 
administratie  gebracht,  maar  tevens  werden  zg  door  en 
namens  haar  besteed  ten  behoeve  van  den  eeredienst,  on- 
derhoud van  kerkgebouwen  en  bezoldiging  van  predikanten , 
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kosters,  enz.  De  wgze  van  administratie  verschilde  in  de 
onderscheidene  gewesten,  terwyl  hier  en  daar  de  predi- 
kanten zelf  de  pastoriegoederen  beheerden'  en  voor  de 
heffing  der  tienden  zorg  droegen.  Het  is  duidelgk,  dat  b^j 
dezen  toestand  ,de  wetgeving  over  dit  onderwerp  na  de 
afzwering  van  Filips  II  uit  den  aard  der  zaak  provin- 
ciaal werd". 

Merkwaardig  is  de  geschiedenis  der  wetgeving  na  1795. 
De  bekende  afschaffing  in  1798,  b\j  art.  25  van  de  Bur- 
geriyke  en  Staatkundige  Grondregels  der  Staatsregeling, 
van  alle  rechten  ,uit  het  leenstelsel  of  leenrecht  afkomstig", 
was  op  verreweg  de  meeste  tiendrechten  niet  toepasselgk; 
desniettemin  werden  zij  als  onder  dit  art.  vallende  «als 
vruchten  van  wezenigken  eigendom"  beschouwd ,  over  welker 
afkoop  een  nadere  regeling  ten  spoedigste  zoude  worden 
ontworpen.  Een  nadere  regeling,  die  in  de  pen  is  gebleven , 
nadat,  eene  publicatie  van  9  Juni  1798,  die  een  zeer  per- 
emtoore  regeling  omtrent  de  afschaffing  bevatte,  weder 
was  ingetrokken.  Sinds  dien  is  het  tiendrecht  als  zoodanig 
dan  ook  onaangetast  blijven  bestaan ,  in  dien  zin  dat  nadere 
regeling  van  het  oude  tiendrecht  uitbleef.  Wel  bevatte  het 
Wetboek  Napoleon  voor  Holland  enkele  artikelen  over  dit 
onderwerp ,  maar  het  beoogde  slechts  regeling  daarvan  voor 
de  toekomst.  Ook  bij  de  invoering  der  Fransche  wetgeving 
, behield  het  oude  recht",  nl.  dat  van  vóór  de  invoering 
van  het  zoo  even  genoemde  wetboek  dagteekenende,  «zgne 
kracht  in  tiendzaken"  *).  Nadat  de  Scbrgver  nog  met  enkele 
woorden  het  decreet  van  22  Jan.  1813,  over  den  afkoop 
der  tienden,  heeft  besproken  in  verband  met  den  omvang 
z\jner  toepasselijkheid,  welk  decreet  nog  in  hetzelfde  jaar 
door  den  Souvereinen  Vorst  werd  ingetrokken,  gaat  hy 
na  de  latere  wetten,  in  verband  staande  met  de  regeling 
van  het  Burg.  Wetb. ,  die  echter  niet  de  bij  z\jne  invoering 
bestaande  tienden  betreft,  en  met  name  die  van  1840, over 

')  Deze  meening,  in  siryd  inetdejurispradentie,schyntook  mij  jaist. 
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welke  in  betrekking  tot  het  novaal  tiendrecht  hierna  nog 
zal  worden  gesproken,  en  de  bekende  wet  van  12  April 
187i  (StbL  n?.  25)  betreffende  de  afkoopbaarstelling  der 
tienden. 

In  Hoofdstuk  VII  bespreekt  de  Schr\jver  de  ^tiendpHch- 
tige  vruchten  en  beesten",  en  wel  in  de  eerste  plaats  het 
onderscheid  tussehen  grove  en  smalle  tienden.  Bij  de  behan- 
deling de/  vraag,  welke  vruchten  tiendplichtig  zijn,  treedt 
de   uitlegging  van  het  bekende  plakkaat  van  1520  op  den 
voorgrond,    en    in   verband  daarmede  deze  andere,  welk 
bewijs   te  dien  aanzien  door  den  tiendheSer  moet  worden 
geleverd.    Ook    hier    was  gewestelijke   en   locale  gewoonte 
beslissend ,  en   dient  deze  nog  te  worden  geraadpleegd.  Met 
betrekking  tot  nieuwe ,  in  den  zin  van  nog  niet  ter  plaatse 
verbouwde    vruchten    gaven    de    Staten   van   verschillende 
-gewesten  bepalingen,   die  niet  zoo  heel  veel  uiteenliepen, 
mei  name  ten  aanzien  van  aardappelen,  tabak,  hop,  enz. 
Naar    aanleiding   hiervan   wordt  even  de  tiendplichtigheid 
van  den  beetwortel  aangeroerd  en  geëindigd  met  éen  enkel 
woord   over   de  zoogenaamde  krijtende  tiend.  Ook  in  het 
volgende  hoofdstuk  over  «de  w{jze  van  heffing  der  tienden", 
wordt  nader  uitvoerig  aangewezen,  dat  deze  » ongeveer  ge- 
heel door  costumen ,  usantiên  en  op  het  gebruik  gebaseerde 
resolutiën  der  Staten  geregeld"  is ,  welke  dan  ook  in  allerlei 
bijzonderheden  verschilden.  In  het  algemeen  geldt  als  regel, 
dat   de  tiendheffer,  na  door  den  tiendplichtige  te  zijn  ge- 
waarschuwd  dat  de  vruchten  tot  vertiending  gereed  staan, 
het  hem  toekomende  gedeelte  van  het  land  moet  halen,  en 
dat  in  den  toestand ,  waarin  zij  op  het  land  zich  bevinden. 
Met    betrekking    tot    de  krijtende   tienden  geldt  hetzelfde. 
Ten  aanzien  van  deze  is  meestal  een  bepaalde  t^d  van  het 
jaar    voor   de  heffing  aangewezen;   echter   doen  zich  hier 
bepaaldelijk  met  betrekking  tot  de  plaats ,  waar  tiendheffing 
mag  geschieden,  tal  van  moeilijkheden  op ,  waarvan  er  enkele 
door  den  Schrijver  aan  de  hand  van  Schrassert  nader 
worden  besproken. 
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Hoofdstuk  IX  handelt  over  «novale,  doininiale  en  blok- 
tienden"  en  bevat  zeker  wel  de  beantwoording  der  belang- 
rökste  vragen,  die  zich  ten  aanzien  van  dit  onderwerp 
kunnen  voordoen.  Na  de  definities  van  het  woord  novale^ 
naar  canoniek  recht  en  naar  het  oud-vadcriandsch  recht, 
te  hebben  nagegaan,  en  te  hebben  aangetoond,  dat  bet 
verschil  neerkomt  op  een  verschil  in  den  bewgslast  —  in 
dien  zin ,  dat  naar  het  eerste  slechts  nienschenheugenis  der 
bebouwing,  naar  het  laatste  wcrkelgke  bebouwing  moet 
worden  bewezen  door  hem  die  beweert  dat  het  land  niet 
novaal  is  —  bespreekt  de  Schrflver  meer  in  het  bijzonder 
de  vraag,  welke  landen,  met  het  oog  op  het  tiendrecht, 
eigenlqk  als  novaal  z\jn  te  beschouwen.  Een  vraag,  die  ook 
vooral  op  den  voorgrond  is  getreden  bg  de  uitgifte  van 
novale  tienden,  en  onder  welke  volgens  Kosters,  en  onzes 
inziens  op  goede  gronden,  bepaaldelijk  de  tienden  van  dan 
nog  aan  te  maken  gronden  moeten  worden  verstaan.  Dan 
komt  hq  tot  de  quaestie:  zgn  onder  een  uitgifte  van  tienden 
ook  novale  tienden  begrepen?  Het  antwoord,  in  overeen- 
stemming met  de  algemeene  opvatting  op  dit  punt,  luidt 
ontkennend;  slechts  dan,  als  het  uitdrukkelijk  is  bepaald, 
is  het  recht  op  de  novale  tiende  verbonden  met  het  recht 
tot  heffing  der  reeds  van  oudsher  bestaande.  Het  overige 
deel  van  het  hoofdstuk  raakt  de  vragen,  waarvan  w^  ons 
de  nadere  bespreking  hebben  voorbehouden. 

Ten  slotte  worden,  in  het  laatste  Hoofdstuk,  ,eenige  ver- 
spreide vragen  omtrent  tiendrecht"  behandeld.  Uit  de  ge- 
geven onischry ving ,  die  mü  onomstootbaar  voorkomt,  lui- 
dende: «Tiendrecht  is  de  gerechtigheid  rustend  op  een  land 
of  huis ,  krachtens  welke  de  rechthebuende  aanspraak  heeft 
op  een  evenredig  gedeelte  (meestal  een  tiende)  van  zekere 
op  dat  land  wassende  vruchten  of  op  dat  land  of  in  dat  huis 
geboren  wordende  of  gedurende  zekeren  langeren  of  korteren 
tüd  vertoevende  beesten" ,  derhalve  rustend  op  den  grond ,  al 
kan  hel  slechts  op  die  vruchten  of  beesten  worden  uitgeoefend, 
worden  ten  aanzien  der  zakelykheid  van  het  reciit  en  de  daar- 
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uit  voortvloeiende  acties  ')  in  het  algemeen  de  logische  con- 
sequenties met  juistheid  getrokken.  Na  een  kort  woord  over 
den  aard  en  de  strekking  der  tiendverpachting  in  juridischen 
zin,  behandelt  Kosters  nog  twee  ook  in  dezen  zeer  be- 
langrijke punten,  nl.  het  bezit  van  het  tiendrecht  en  de 
daarop  steunende  verjaring;  om  te  eindigen  met  de  be- 
spreking van  enkele  w\jzen  van  te  niet  gaan  van  het  recht , 
en  wel  door  verloop  van  t\jd  in  verband  met  niet-uitoefe- 
ning,  en  door  vermenging.  B|j  de  eerste  doet  zich  o.  a. 
de  vraag  voor ,  of  de  verjaring  met  deze  werking  ook  tegen 
den  landsheer ,  het  domein ,  loopt ;  bg  de  tweede ,  hoe  de 
vermenging  b\j  de  bioktiend  werkt ,  waar  deze  slechts  voor 
een  gedeelte  in  handen  van  den  eigenaar  is  gekomen,  of 
de  tiendheffer  voor  een  deel  eigenaar  van  den  grond  in 
het  blok  gelegen  is  geworden. 

Genoeg  om  te  doen  zien,  dat  de  Schrjjver  geen  der  be- 
langrijke vragen ,  die  zich  by  zgn  onderwerp  voordoen,  uit 
den  weg  is  gegaan.  De  door  hem  gegeven  antwoorden 
worden  altijd  behoorlgk  met  argumenten  gesteund,  de  mee- 
ning, door  hem  als  de  juiste  aangenomen,  op  ter  zake 
dienende  gronden  verdedigd.  Men  moge  het  niet  alt\jd  met 
de  gegeven  oplossingen  eens  zijn ,  inlichtingen  omtrent  moei- 
lijke en  betwiste  punten  zal  men  altijd  vinden. 


O  Ten  aanzien  der  door  Mr.  Hh.  Feith,  in  zijn  aankondiging  van 
Kosters*  proefschrift  in  Weekblad  van  het  Recht  n*.  7378, gemaakte 
bedenking  omtrent  de  vraag.  , welke  actie  de  tiendheffer  heeft  aan 
te  wenden,  wanneer  de  tiendplichtige  eigenaar  der  vruchten  deze 
wegvoert  zonder  hem  te  waarschuwen'*,  zoude  ik  de  zyde  van  den 
referent  kiezen,  die  de  actie  als  gegrond  op  de  artt.  1275  en  1279 
B.  W.  beschouwt.  Dit  echter  slechts  voorzoover  het  de  schending  der 
verplichting  tot  waarschuwen  betreft.  Men  moet  tocii  niet  uit  het  oog 
verliezen,  dat  bg  tiendbeffing  in  natura  een  gedeelte  van  het  product , 
zoodra  bet  van  den  grond  is  afgescheiden,  den  tiendheffer  in  eigen- 
dom toebehoort.  Van  dit  standpunt  is  de  aangehaalde  zinsnede  niet 
geheel  zonder  bedenking. 


Rechtflgel.  Mag.  1900.  14 
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De  her  omtrent  het  jus  denimandi  universale  van  den 

landsheer  is  onjuist.  Omvang  en  strekking  dezer 

stelling  ook  voor  den  tegenwoordig  en  tijd. 

De  tegenwoordige  jurisprudentie  gaat  b\j  hare  beslissingen 
in  zake  tiendrecht  —  natuurlek  is  hier  uit  den  aard  der 
zaak,  en  in  verband  niet  art.  802  B.  W,,  slechts  sprake 
van  het  oude,  van  vóór  1838  dagteekenende  —  veelal  uit 
van  de  stelling,  dat  de  landsheer  was  dedmator  universalis , 
d.  w.  z.  dat  alle  grond  in  het  territoor  aan  hem  was  tiend- 
plichtig ,  dat  mitsdien  hg ,  die  z^jn  tiendrecht  van  den  lands- 
heer afleidt,  zoo  dit  slechts  vaststaat,  niet  nader  de 
tiendplichtigheid  heeft  aan  te  toonen,  terwyl  deze  zelf 
en  zijne  rechtsopvolgers  geen  bewfls  behoeven  te  leveren, 
waar  In  het  betrekkelijk  gewest  tiendheffing  onbetwiste  ge- 
woonte is.  Op  ieder  derhalve,  die  thans  tegenover  het 
domein  optreedt,  rust  bewijslast.  En  dit  komt  het  sterkst 
hierin  uit ,  dat  waar  gerechtigheid  tot  tiendheffing  b\j  blokken 
wordt  gesteld ,  bewgs  der  tiendvrijheid  wordt  geëischt  van 
hem,  die  haar  beweert,  als  de  tiendheffer  zijn  recht  kan 
afleiden  van  den  landsheer;  echter  door  dezen  tiendplich- 
tigheid moet  worden  bewezen,  waar  hij  zijn  eisch  grondt 
op  een  recht,  afkomstig  van  een  particulier  of  van  een 
kerkelijke  instelling.  Bepaaldelijk  ten  aanzien  dezer  laatste 
wordt  de  onderscheiding  zeer  uitdrukkelijk  gemaakt.  Tevens 
zö  er  hier  de  aandacht  op  gevestigd,  dat,  in  verband  met 
de  stelling  omtrent  het  algemeene  recht  van  den  landsheer 
op  de  tienden,  zijn  gerechtigheid  tot  die  der  novalen, 
nieuw  aangemaakt  of  ontgonnen  land,  maar  dan  tevens 
als  een  regaal  hem  toekomend  als  zoodanig  jure  superiori- 
tatis  et  territoriali  ^  wordt  beweerd.  Dit  zQn  de  hoofdtrekken 
van  wat  wij,  met  het  oog  op  de  thans  nog  bestaande 
algemeenheid,  waarmede  zij  wordt  gehuldigd,  zullen  noemen 
de  leer. 

Het  is  waar,  dat  een  schrgver  in  deze  materie  als Z i n- 
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nicq  Bergmann*)  en  een  magistraat  als  deRaedt  van 
Oldebarnevelt')  zich  uitdrukkelijk  in  tegenovergestelden 
zin  hebben  uitgelaten,  en  zekerlyk  hunne  meening  met 
meer  argumenten  hebbea  gesteund,  dan  ooit  voor  de  leer 
ztjn  aangevoerd,  maar  even  waar  is  het,  dat  slechts  zeer 
enkele  rechterlijke  uitspraken  in  hunnen  geest  zyn  gewezen. 
Dit  is  bet  geval  geweest  in  een  vonnis  der  Rechtbank  te 
Amersfoort '),  in  aansluiting  aan  het  betoog  van  den  ge- 
noemden schryver  zeer  uitvoerig,  bepaaldelqk  historisch 
gemotiveerd. 

Bg  een  vonnis  der  Rechtbank  te  Zutphen  *)  is  voor  het 
gebied  van  dat  graafschap,  bepaaldeiyk  tevens  voor  het 
land  van  Bergh,  onder  meer  beslist,  dat  de  leer  daar  niet 
van  toepassing  mocht  worden  geacht,  als  zgnde  van  te 
ruime  strekking  en  niet  steunende  op  wet  en  gewoonte , 
en  ter  plaatse  bovendien  niet  in  verband  met  de  omstan- 
digheid, dat  de  landsheer  —  het  gold  hier  een  quaestie 
over  novale  tiend  —  niet  was  de  algemeen  rechthebbende 
op  den  nog  onontgonnen  grond,  maar  deze  ongeveer  geheel 
toekwam  aan  de  markegenootschappen  en  de  groote  adellgke 
landbeziiters.  Wg  laten  deze  redeneering  voorloopig  in  hare 
waarde,  maar  constateeren  alleen  de  verwerping  van  het 
algemeen  landsheerlyk  tiendrecht. 

Voor  Zeeland  heeft  de  jurisprudentie,  slechts  in  weinige 
uitspraken  bestaande,  zich,  hoewel  de  terminologie  verre 
van  klaar  en  helder  is,  moestal  tegen  de  leer  van  een 
«algemeen  domaniaal  tiendrecht,  oorsprong  hebbende  in 
vromere  hoogheidsrechten ,  hetzy  van  wereldlijken  hetzy  van 
geesteiyken  aard" ,  uitgesproken ;  en  dit  omdat  dat  recht , 

')  Mr.  F.  i.  6.  Zinnicq  Bergmann,  De  oorsprong  van  het  tiend- 
regt  en  het  regt  van  collatie  in  Nederland^  1861. 

*)  Mr.  H.  J.  A.  de  Raedl  van  Oldenbarnevelt,  destijds  sab- 
stitQQt-ofBcier  bij  de  Arr.  Recbtb.  te  's  Gravenhage ,  in  zijn  keurige 
conclasie,  opgenomen  in  Themis  t866,  bl.  1  vig.,  onder  den  titel: 
Orer  domaniaal  tiendrecht, 

»)  7  Jan.  1863,  W.  2817. 

O  5  Jan.  1860,   W,  2138.  Verg.  Kosters,  bl.  144. 
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zooals  het  Hof  van  Zeeland  het  uitdrukt,  »met  het  thans 
geldend   beginsel   en  wettelijk  vermoeden  van  onbezwaar- 
den    eigendom    niet    kan    overeengebracht    worden".     Dit 
arrest ')  was  gewezen  op  een  hooger  beroep  van  een  vonnis 
der  Arrondissements-rechtbank  van  Zierikzee'),  waarbij  was 
uitgemaakt,  dat  het  kapittel  van  Oud-Munster  te  Utrecht, 
aan   hetwelk   in   Zeeland  vroeger  verschillende  tienden  be- 
hoorden, niet  was  te  beschouwen,  gelyk  de  in  het  geding 
gebrachte   stukken    uitwezen,  als  decimator  umversalis.  Op 
grond  hiervan  was  de  actie  van  den  eischer ,  die  als  opvolger 
van  gemeld  kapittel  beweerde  tot  tiendheffing  gerechtigd  te 
zgn,  ontzegd.  De  gemelde  rechtbank  week  hier  af  van  de 
leer,  door  die  van  Goes  gehuldigd  in  een  eenige  jaren  vroeger 
gewezen  vonnis ') ,  volgens  hetwelk  alle  landen  in  Zeeland 
in  den  regel  tiendplichtig  z\jn  of  het  z\jn  geweest ,  waarom 
dan  ook  het  domein,  als  rechtverkrijgende  van  het  kapittel 
van  Oud-Munster  te  Utrecht ,  gerechtigd  werd  verklaard  tot 
tiendheffing  van  lang  geleden  verdronken ,  doch  weder  inge- 
dijkt land.  Later  dan  1874  zyn  my  geene  uitspraken  der 
Zeeuwsche  rechtscolleges  over  het  punt  in  quaestie  voorgeko- 
men *).  De  vraag  is  dan  ook  in  Holland  en  Gelderland  meer 
positief  gesteld  en  veel  meer  uitgewerkt  beantwoord. 

Eindelijk  in  Noord-Brabant  is  de  geestelijke  oorsprong 
der  tienden  aanvankelijk  zoowel  door  de  lagere  rechtscolle- 
ges als  door  het  Provinciaal  Hof  aangenomen  en  werd  het 
algemeen  landsheerlqk  tiendrecht  verworpen,  het  bestaan 
of  bestaan  hebben  van  een  zoodanig  recht  als  regaal  ont- 
kend *).  Later  heeft  de  jurisprudentie  zich  echter  ook  daar 

')  U  April  1874,   W.  3709. 

«)  20  Joni  1871,    W.  3709. 

»)  14  Sept.  1867,   W,  1953. 

*)  Verg.  nog  in  denzelfden  geest  als  reeds  vermeld:  Arr.  Hof  Zee- 
land 28  Mei  1867,  W.  2911,  en  14  April  1874,  fK.  3712,  in  appel 
van  een  vonnis  der  Kb.  Ie  Goes  van  14  April  1871. 

*)  Zie  vonnis  Rb.  den  Toscb  10  Juni  1842,  bevestigd  bij  Arr.  Hof 
Noord-Brabant  van  14  Nov.  1843;  Meylink,  Pleit-memariën  over  het 
tiendrecht,  Byiage  n^  55,  bl.  212. 
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eenigszins  geivyzigd  ').  Ai  lieeft  zij  niet  de  algemeene  leer  ge- 
huldigd ,  zü  heeft  toch  den  overgang  van  het  kerkelyk  tiend- 
recht  op  den  landsheer  als  zoodanig  erkend.  Daar  dit  echter 
meestal  naar  aanleiding  van  geschillen  over  novaal  tiend- 
recht  is  geschied,  laten  wq  haar  voorloopig  ter  zgde. 

Voorzoover  de  Hooge  Raad  zich. over  de  onderwerpelgke 
zaak  heeft  uitgesproken,  heeft  hfl  in  de  eerste  jaren  van  zgn 
bestaan  zich  voor  de  algemeen  gehuldigde,  door  ons  be- 
streden leer  verklaard,  en  wei  bepaaldelp  door  het  arrest 
van  het  Noord-Brabantsche  Hof  van  1843 ,  zooeven  bedoeld  , 
in  cassatie  te  vernietigen  en  een  algemeen  dominiaal  tiend- 
recht  aan  te  nemen,  met  toepassing ,  in  dat  bqzondere  geval, 
op  de  novale  tiend').  En  wel,  dit  is  zeker  nog  al  opmer- 
kelijk, op  grond  der  verkeerde  toepassing  van  eenige  arti- 
kelen van  het  vredestractaat  van  Munster. 

In  lateren  ttjd  heeft  het  hoogste  rechtscollege  in  den  lande 
zich  over  de  bedoelde  quaestie  als  buiten  het  cassatie-proces 
staande  niet  meer  uitgesproken,  immers  beslist,  dat  door 
het  aannemen  of  verwerpen  van  een  algemeen  iandsheeriijk 
tiendrecht  geen  wetsartikel  verkeerd  kan  z\jn  toegepast  of 
geschonden,  daar  het  genoemde  recht  niet  steunt  op  zoo- 
danige uitdrukkeltjke  wetsbepaling '). 

Wij  moeten  ons  voor  dien  tgd  dan  ook  tot  de  lagere  rechts- 
colleges wenden  met  betrekking  tot  het  onderwerp  hetwelk 
ons  bezighoudt  en  gaan  dan  nu  over  tot  de  jurisprudentie 
in  de  provincies  utrecht ,  Noord-  en  Zuid-Holland  en  Gel- 
derland, waar  wg  bepaaldelgk  door  het  hoogste  rechtscol- 
lege in  laatstgenoemde  provincie  en  door  zgn  opvolger ,  het 
Hof  te  Arnhem ,  de  leer  met  uit  een  juridisch  oogpunt  zeer 
merkwaardige  redeneeringen  gehandhaafd  vinden. 

In  haren  meest  onschuldigen,  althans  eenvoudigen  vorm 
luidt  zij:  alle  landen  worden  gepresumeerd  tiendplichtig  te 


')  Verg.  vonnis  Rb.  den  Bosch  van  19  Jan.  1870,   W,  3698. 
')  Arrest  van  4  April  1845,  by  Meylink,  t.  a.  p.,  n".  56,bl.218. 
*)  Verg.  arresten  van  30  Nov.  1866,   W.  12858;  13  Maart  1868,   W, 
2988,  en  28  Maart  1884,  W.  5017. 
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zgn ,  de  iiendvrgheid  moet  worden  bewezen.  Bg  een  arrest 
van  hel  Hof  van  Gelderland  van  15  April  1841  ')  wordt 
dit  vermoeden  uitgesproken  in  het  voordeel  der  eischeres  , 
de  Maatschappy  voor  Volks  vlyt,  aan  wie  Koning  Willem  I, 
na  de  wet  van  22  Aug.  1822  [Stbl  n®.  40),  de  betrekke- 
Ivike  tienden  zou  hebben  afgestaan;  haar  cisch  wordt  haar 
echter  ontzegd,  omdat  het  Hof  niet  aanneemt ,  dat  bq  die 
wet  ook  het  recht  op  de  novale  tiendhcffing  door  den  Staat 
aan  den  Koning  zoude  z\jn  overgedragen. 

Eenigszins  anders  vinden  wij  de  leer  geformuleerd  in  een 
beslissing  van  het  Prov.  Hof  van  Zuid-Holland  van  2  Oct. 
1844,  bevestigende  een  vonnis  der  rechtbank  te  Lieiden  van 
21  Maart  1843*).  Het  domeinbestuur  trad  hier  als  eischer 
op  van  bloktionden,  gelegen  onder  Lisse,  welke  te  voren 
aan  de  Universiteit  te  Leiden  hadden  behoord ,  en  waarvan 
de  oorsprong  in  het  duister  lag.  Ten  aanzien  hiervan  waren 
beide  rechtscolleges  het  er  over  eens,  dat  dit  dominiaal 
tiendrecht  zich  noodwendig  uitstrekt  over  alle  gronden  in 
het  tiendblok  gelegen ,  en  dat ,  waar  nu  het  recht  zelf  vast- 
stond, de  tiendvrydom  door  den  gedaagde,  die  zgn  tiend- 
plichtigheid  ontkende ,  moest  worden  bewezen.  Zeer  duidelyk 
wordt  deze  gevolgtrekking  uit  den  dominialen  aard  van  bet 
tiendrecht  gemaakt ,  en  dus  slechts  ten  aanzien  van  lands- 
heerlijk  tiendrecht  van  toepassing  geacht. 

Van  veel  ruimer  strekking  wordt  de  leer,  waar  zy  toe- 
passing vindt  ten  behoeve  van  den  particulieren  tiendheffer, 
die ,  als  gerechtigd  tot  een  bloktiend ,  zyn  recht  afleidt  van 
den  heer  van  den  lande.  Die  toepassing  brengt  mede ,  dat  niet 
door  den  tiendhefifer  het  tiendrecht  van  het  bepaalde  grond- 
sluk,  maar  tegenover  hem  de  tiendvrgheid  moet  worden  aan- 
getoond. De  integraliteit  van  het  tiendrecht  in  het  blok  berust 
dan  op  de  afkomst  van  het  den  landsheer  toekomend  deci- 
mandi  jus  universale.  Een  directe  toepassing  is  te  zien  in 
een  arrest  van  het  Hof  van  Noord-Holland  van  3  December 

')  Te  vinden  by  Heylink,  t.  a.  p.,  Byl.  n^  42,  bl.  174. 

*)  Beide  bij   Mey link,  t.  a.  p.,  Bijl.  n<».  13  en  14,  bl.  81  en  85. 
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1846'),  waarbü  met  vernietiging  van  het  vonnis  van  den 
lageren  rechter  een  vordering  wordt  toegewezen  van  eischers, 
wier  rechtsvoorgangers  de  betrekkelöke  koren-  en  vlastienden 
te  Benningbroek  van  de  Staten  van  Holland  in  173:2  had- 
den gekocht.  Dit  recht  hadden  zQ  verkregen  als  opvolgers 
aan  de  grafelijkheid  in  het  landsheerlyk  gezag ;  het  was,  zoo- 
als  uit  bet  ten  processe  geblekene  mocht  worden  aangeno- 
men ,  een  dominiaal  tiendrecht  van  algemeenen  aard.  Tegen- 
over deze  vaststaande  feiten  had  de  gedaagde  tiendvrydom 
ie  bewijzen  van  het  bijzondere  hem  toebehoorende  perceel, 
waarin  hg  echter  in  gebreke  was  gebleven. 

Bij  deze  uitbreiding  is  in  zooverre  de  heer  van  den  lande 
onbepaald  gebleven,  dat  het  volgens  dezen  vorm  waarin 
de  leer  zich  vertoont,  er  niet  op  aankomt,  of  men  de 
afleiding  van  het  tiendrecht  dagteekent  van  vóór  de  afzwe- 
ring van  den  Koning  van  Spanje  als  landsheer ,  of  wel  van 
nè  dien  t\jd.  De  heeren  van  den  lande ,  wien  het  bier  geldt, 
kunnen  dus  geweest  zqn  de  graven  of  hertogen,  maar  ook 
de  Staten  der  gewesten ,  die  hen  in  het  landsheerlijk  gezag 
zijn  opgevolgd,  en  eindelyk  in  nog  lateren  t\jd  ook  misschien 
voor  den  Staat  der  Nederlanden  het  domein. 

Dat  de  leer  hier  een  gevaarlijke  leemte  vertoont  springt 
in  het  oog,  afgezien  nog  van  de  vraag  omtrent  de  gerech- 
tigdheid tot  het  heffen  van  novale  tienden.  Immers  de  vraag 
dringt  zich  noodzakelijkerwijs  op:  Hoe  moet  nu  de  beslissing 
zgn,  als  de  tiend  oorspronkelyk  niet  is  afkomstig  van  den 
heer  van  den  lande,  maar  van  een  kerk  of  geestelüke  stich- 
ting y  en  dit  zoowel  waar  z\j  is  gebleven  aan  den  landsheer, 
en  dus  thans  in  handen  van  het  staatsdomein  is,  als  wel 
waar  zjj  daarna  weder  is  overgegaan  aan  byzondere  personen. 
By  de  leer  in  den  meest  naïeven  vorm,  nl.  dat  het  tiend- 
recht van  zijn  oorsprong  af  is  geweest  een  prerogatief  der 
vorsten,  kan  zich  de  bedoelde  moeilykheid  niet  voordoen. 
Moest  zy  echter  in  een  bepaald  geval  worden  toegepast ,  dan 


')  Bij  Meylink,  t.  a.  p.,  Bijl.  n'.  19,  bl.  101. 
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kwam  men,  in  de  geschiedenis  teruggaande,  natuurlük  nooit 
tot  de  periode ,  waarin  die  toestand  werkelijk  zonde  hebben 
bestaan ,  maar  bleef  met  de  historische  bewgsstukken  meestal 
hangen  in  een  t\jd,  dat  de  tiende  in  handen  van  kerken 
of  geestelijken  was. 

En  nu  is  het  merkwaardig  te  zien,  hoe  men  dan  op  zeer 
verschillende  wgze  de  leer  toepaste  of  ter  zode  stelde.  In 
dezen  levert  bepaaldelijk  het  Hof  te  Arnhem  de  leerrijkste 
stof,  hoe  men,  met  vooropslelling  van  een  onhoudbaar 
systeem  zonder  genoegzame  kennis  der  historie  en  zonder 
voldoend  onderzoek  van  vroegere  toestanden  en  rechtsbe- 
schouwingen,  dat  systeem  willende  doordreven,  in  strijd 
komt  met  de  eenvoudigste  logica  en  de  meest  tastbare  waar- 
heden ter  zyde  stelt. 

Wij  gaan  nu  nog  enkele  rechterlyke  uitspraken  na,  uit 
welke  de  juistheid  van  het  zooeven  gezegde  met  voldoende 
duidelijkheid  zal  bl\jkcn,  en  beginnen  dan  met  een  arrest 
van  het  Hof  van  Gelderland  van  5  Mei  1845*).  De  zaak, 
die  het  hier  gold,  was  de  volgende.  De  in  het  geding  in 
eerste  instantie  in  het  gelflk  gestelde  tiendheflfer  leidde  ZQn 
recht  op  de  «grove,  smalle  en  krgtende  tienden  onder  Beu- 
sichem"  over  ,alle  landen  onder  dat  dorp,  kerspel  of  cirkel 
gelegen"  af  van  den  Koning ,  aan  wien  by  de  bekende  wet 
van  1822  ook  dit  recht  was  overgegaan.  Echter  stond  ook 
ten  processe  vast ,  dat  te  voren  de  tienden  hadden  behoord 
aan  het  Kapittel  van  St.  Jan  te  Utrecht,  waarvan  zy  in  1811 
waren  gekomen  aan  het  domein.  De  afkomst  van  den  heer 
van  den  lande  wordt  hier  door  het  Hof  niet  aangenomen, 
en  het  vermoeden,  gegrond  op  diens  algemeen  tiendrecht, 
niet  in  dezen  van  toepassing  geacht.  Echter  bleek  uit  ver- 
schillende bewgsmiddelen ,  als  enkele  overgelegde  akten  van 
verpachting  en  een  , deugdelijk  leggerboek",  dat  het  hier 
een  bloktiend  gold,  en  stond  derhalve  de  integraliteit  van 
het  tiendrecht  vast.  Tegenover  dergelgk  integraal  tiendrecht 


*)  Meylink,  t.  a.  p..  Bijl  n».  43,  bl.  i77. 
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over  een  blok  of  cirkel  moet  door  hem ,  die  tiendvrgdom 
van  hel  byzondere  grondstuk  beweert,  daarvan  het  bewgs 
worden  geleverd ,  hetwelk  dan  ook  aan  den  weigerachtigen 
grondeigenaar  bij  het  arrest  wordt  opgelegd. 

Juist  het  tegendeel  besliste  de  Arr.  Rechtbank  te  Rotter- 
dam bg  een  vonnis  van  7  Juni  1 852  ^).  In  dit  geval  leidde 
de  eischende  rechtspersoon  haar  tiendrecht  af  van  den  Staat 
der  Nederlanden.  De  tiende,  in  het  onderhavige  geval 
turfliende  te  Berkel,  was  in  1798  staatsdomein  geworden 
uit  de  bezittingen  der  Staten  van  Holland ,  die  bg  de  Refor- 
matie in  de  plaats  waren  getreden  van  de  abdy  van  Egmond. 
Z\j  was  alzoo  van  oorsprong,  voor  zoover  was  na  te  gaan,  een 
tiende  van  geestelyke  afkomst.  Echter  beredeneerde  het 
vonnis,  dat  bq  de  genoemde  Staten  de  souvereiniteit  in  het 
gewest  berustte  en  dat,  hoewel  het  hier  een  geesteipe  tiende 
gold,  9 te  hunnen  faveure*'  en  mitsdien  ten  gunste  der 
eischeres  het  vermoeden  der  tiendplichtigheid  van  alle  lan- 
derijen in  het  gewest  moest  gelden,  en  de  leer  toepassing 
vinden,  zoodat  het  beweerde  tiendrecht  diende  te  worden 
aangenomen  en  de  eisch  toegewezen. 

Tot  gelijk  resultaat  maar  met  een  andere  redeneering 
komt  het  arrest  van  het  Hof  van  Zuid-Holland  van  31  Dec. 
1851  *),  gewezen  na  appel  van  een  vonnis  der  Arr.  Rechtbank 
te  Leiden  van  11  Dec.  1849"),  hetwelk  daarbij  werd  ver- 
nietigd. De  zaak  was  deze.  Het  toenmalig  bestuur  van  het 
dorp  Bodegraven  was  eigenaar  der  allodiale  ambachtsheer- 
Itjkheid  Bodegraven  met  de  daarbü  behoorende  rechten,  en 
daarmede  ook  van  ,de  gerechtigheid  van  de  koren-,  hennep- 
en smaltienden  onder  Bodegraven,  waarvan  de  helft  her- 
komstig  is  van  de  grafelükheid  van  Holland  en  de  weder- 
helft van  het  kapittel  van  Oud-Munster  te  Utrecht*'.  Het 
eerstbedoelde  gedeelte  was  in  1722  door  de  Staten  van 
Holland  verkocht ,  het  andere  ook  omstreeks  dien  t^jd  door 
het  genoemd   kapittel,  en  eenigen  tgd  later  eigendom  ge- 

»)   FT.  1345.  »)  TT.  1318. 

^  Meylink,  t.  a.  p.,  bl.  355. 
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worden  van  het  bestuur  van  het  dorp  Bodegraven.  In  tegen- 
stelling met  het  Leidsche  rechtscollege,  dat  alleen  voor  de 
helft  ^  van  den  toenmaligen  landsheer  afkomstig,  de  vordering 
had  toegewezen^  overwoog  de  hoogere  rechter  met  betrek- 
king tot  het  punt ,  waarom  het  hier  gaat ,  dat  door  een 
gevestigde  jurisprudentie  algemeen  is  erkend,  «dat  hier  te 
lande  en  bepaaldelijk  in  Holland  en  Utrecht  alle  gronden 
geacht  werden  tiendpiichtig  te  zijn  aan  den  souverein  des 
Iands'%  vi  imperii,  als  een  der  regalia  minora,  en  dil  tot 
op  het  bewys  van  tiendvrgheid  van  het  betrekkelijke  grond- 
stuk;  dat  voorts  dit  regale  of  dominiale  tiendrecht  werd 
uitgeoefend  op  , zoogenaamde  tiendblokken" ,  dat  dit  recht 
van  den  souverein  somtijds  werd  afgestaan,  maar  ook  som- 
tyds  werd  gedeeld  met  ,de  geestelijkheid  of  naburige  heeren 
des  lands*',  en  dat  in  het  onderhavige  geval  de  eene  helft 
van  het  tiendrecht  kennelijk  afkomstig  was  van  den  heer  van 
den  lande,  en  dus  het  vermoeden  der  tiendplichtigheid 
daarvoor  geldt,  maar  ook  evenzeer  voor  de  wederhelft, 
daar  die  tiendgerechtigdheid ,  in  dezen  van  het  Kapittel 
van  Oud-Munster  to  Utrecht,  door  den  souverein  in  Holland 
voortdurend  is  erkend,  dat  die  omstandigheid  de  algemeen- 
heid ook  daarvan  doet  veronderstellen,  weshalve  de  tiend- 
vrijheid  van  het  stuk  land,  waarover  geschil,  had  moeten 
zijn  bewezen.  Nu  gedaagde  zulks  niet  heeft  gedaan,  volgt 
toewijzing  van  den  eisch  voor  het  geheel. 

In  dergelijke  richting  beweegt  zich  het  vonnis  der  Recht- 
bank te  Utrecht  van  3  Juli  1854').  Hetgeen  als  uitgangs- 
punt door  het  Hof  van  Holland  bij  het  zooeven  vermelde 
arrest  wordt  op  den  voorgrond  gesteld,  wordt  evenzeer  als 
grondslag  der  redenocring  aangenomen.  Dergelijk  tiendrecht 
moet,  blpt  het  bü  deugdelgken  titel  te zyn  overgedragen  of 
kan  men  zich  op  verjaringsbezit  beroepen,  tot  op  tegenbewijs 
van  tiendvrgdom  worden  gehandhaafd.  Hoe  nu  is  de  toe- 
passing  in  dit   geval?  De  eischer,  als  eigenaar  der  heer- 
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lijkheid  Zevendcr,  eischt  als  zoodanig  de  hennep-  en  kru- 
iende   tienden  over   goederen   tu  Noord-Zevender  gelegen. 
Zyn  recht  op  genoemde  heerlökheid  werd  door  hem  afge- 
leid   van  een   leenman  van  het  Kapittel  van  St.  Marie,  en 
derhalve    oorspronkelijk   van  dat   Kapittel  zeive.   Het  was 
dus  niet  twgrelachtig,  dat  het  in  dezen  een  van  oorsprong 
geestelgke  tiend  gold,  en  dat,  hoewel  het  evenmin  twgfel- 
achlig   was  dat  de  tiende  bloktiend  was,  de  leer  niet  van 
toepassing  kon  worden   geacht.  Toch  komt  de  Rechtbank 
tot  de  tegengestelde  gevolgtrekking  en  meent ,  dat  de  tiende , 
van  het  Kapittel  van  St.  Marie  afkomstig,  moet  worden  gelyk- 
gesteld  met  eene ,  die  op  den  heer  van  den  lande  is  terug  te 
brengen,  .omdat  de  kapittels  evenals  de  landsoverheid  zelve 
hunne  goederen  in  eerste  leen  uitgaven"  en  het  betrekkelgke 
kapittel  zich  in  dezen  ,» gedurende  ongeveer  twee  en  een  halve 
eeuw  voortdurend  en  zonder  tegenzeggen  van  den  heer  van 
den  lande  als  leenheer  en  alzoo  als  eigenaar  van  gemelde 
tienden  heeft  gedragen"  en  , zonder  dat  gebleken  is  dat  dit 
ooit   is  betwist".  En  op  deze  gronden  wordt  de  eisch  van 
den    tiendheSer    toegewezen^    nu   aan   z\jde  der  tegenpartg 
geen  bewgs  van  tiendvrödum  voor  het  bgzondere  grondstuk 
was  geleverd.  Dat  langs  dezen  weg  ten  behoeve  van  b\jna 
ieder    tiendrecht  het   vermoeden  in  het  voordeel  van  den 
tiendheffer,  gelegen  in  de  leer,  is  in  te  roepen,  springt  in 
bet  oog ,  maar  evenzeer  dat  daarmede  het  eigenaardige  van 
het  jt4S  decimandi  universale  van  den  landsheer  verloren  gaat. 
Stappen  wij  nu  een  tüdruimte  van  omtrent  een  twintig- 
tal jaren  over,  dan  zien  wij,  dat  de  leer  in  het  algemeen 
in  intensiteit  wint,  d.  w.  z.  logisch  strenger  wordt  toegepast, 
Icrwfll  men  in  enkele  gevallen ,  waarin  men  vroeger  meende 
op  haar  een  beslissing  te  kunnen  doen  steunen,  haar  nu  ter 
zjjde   schuift,    althans   het   vermoeden  ten  gunste  van  het 
algemeen  landsheerlQk  tiendrecht  niet  van  invloed  doet  z\jn. 
Tot    de    laatste   behoort    de   uitspraak   der  Nijmeegsche 
Rechtbank  van  1  April  1873  ').  Eischers  vorderen  de  grove 
')  W.  3606. 
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tiende  over  landen  gelegen  onder  Gent,  welk  recht  door 
hunne  onmiddellijke  rechtsvoorgangers  was  gekocht  in  1806. 
Vroeger  stond  de  tiende  ,ten  leenprotocolle  van  het  Fur- 
stendom  Gelre  en  Zutphen"  voor  de  ééne  helft  en  wel 
sinds  1604,  toen  zq  aan  gemeld  ,Furstendom"inleen  was 
opgedragen;  de  andere  helft  was  allodiaal  en  herkornstig, 
immers  in  1694  aangekocht,  van  het  adell\jk  stift  Greven- 
daal,  ook  genaamd  N\jklooster,  en  dus  van  geestelgken 
oorsprong.  De  laatste  helft  was  bovendien  belast  met  een 
jaarlpschen  «uitgang"  ten  behoeve  van  den  predikant  der 
gemeente.  De  eisch  wordt  in  zgn  geheel  ontzegd^  en  wel 
op  grond,  geljjk  de  rechtbank  overweegt,  dat  wel  is  waar 
volgens  beginselen  van  oud-Geldersch  tiendrecht  de  alge- 
meene  tiendplichtigheid  der  landen  in  Gelderland  wordt 
verondersteld,  tot  bewgs  van  tiendvrflheid  is  geleverd, 
maar  dit  vermoeden  alleen  geldt  ten  behoeve  van  den  al- 
gemeenen  tiendheffer,  den  heer  van  den  lande ,  of  van  den- 
gene ,  die  door  deugdelijke  bewijzen  aantoont  een  deel  van 
dit  algemeen  tiendrecht  binnen  zekere  streek,  cirkel  of 
tiendblok  van  den  landsheer  te  hebben  ontvangen,  welk 
bewgs  in  het  onderhavige  geval  allerminst  was  geleverd, 
nu  de  helft  der  tiend  van  een  geestelqk  gesticht  afkomstig 
was ,  zü  het  dan ,  en  hier  worde  nog  even  de  aandacht  op 
gevestigd,  dat  wel  bleek  dat  het  hier  een  bloktiend  gold. 
Volgens  dezen  rechter  had  de  oorsprong  der  geestelgke 
helft  de  kracht,  het  vermoeden  ten  gunste  der  andere  helft 
werkeloos  te  maken.  Opmerking  verdient  het  ook,  dat 
volgens  dit  vonnis  het  vaststaand  feit,  dat  de  tiende  blok- 
tiend was ,  ten  aanzien  der  tiendplichtigheid  alleen  dan  be- 
wijs voor  het  bqzondere  stuk  grond  onnoodig  maakt,  als 
de  tiend  afkomstig  is  van  den  heer  van  den  lande,  niet 
als  zfl  van  oorsprong  is  een  geestelijke  tiend  '). 

In   dit   laatste   opzicht  eenigszins  afwgkend  is  het  arrest 


')  Verg.   hierbij   nog  een  vonnis  derzelfde  Rechtbank  van  18  April 
1876,   W.  4016. 
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van  het  Hof  te  Arnhem  van  23  Maart  1876"),  waarbij 
bepaaldeiyk  op  ^ond  der  omstandigheid  dat  de  ten  pro- 
cesse  vaststaande  omschrflvlng  der  tiende  wees  op  blok- 
tiend,  de  tiendplichtigheid  van  alle  in  het  blok,  den  cirkel 
gelegen  landen  wordt  aangenomen ,  behoudens  bewQs  der 
tiendvrgheid.  Dat  deze  omstandigheid  in  deze  zaak  den 
doorslag  gaf,  blijkt  uit  's  Hofs  overwegingen.  Het  gold  hier 
toch  een  tiend,  door  des  eischers  rechts  voorgangers  in  1734 
van  de  Stalen  van  het  Kwartier  van  Nümegen  gekocht , 
welke  tiend ,  annex  aan  de  hooge  heerlflkheid  Marienwaard , 
te  voren  had  behoord  aan  de  bekende  abdij  van  dien 
naam ,  maar  na  de  Reformatie  op  de  genoemde  Staten  was 
overgegaan.  Het  Hof  gevoelde  hier  blijkbaar  de  door  ons 
bedoelde  leemte  in  de  leer,  maar  wees  desniettemin  de 
vordering  van  den  tiendheffer  toe,  daar  het,  het  uit  de 
leer  voortvloeiend  vermoeden  op  den  voorgrond  stellende, 
de  toepasselijkheid  er  van  ook  ten  behoeve  van  dengene, 
die  zijn  recht  van  den  heer  van  den  lande  voor  zijn  bg- 
zonder  tiendblok  afleidt,  uitspreekt.  En  in  dit  bgzonder ge- 
val ,  omdat  de  omschrgvihg  der  tiend ,  ook  al  was  zg  in 
oorsprong  geestelijk ,  op  dergelgk  algemeen  tiendrecht  wees. 
Het  springt  in  het  oog,  dat  hier  de  omschrgving  der  tiend 
in  den  ligger  den  rechter  het  beroep  op  de  leer ,  niettegen- 
staande hg  begreep  dat  zij  hem  eigenigk  in  den  steek  liet , 
mogelijk  maakte.  Hetzelfde  rechtscollege  heeft  zich  later  bij 
de  toepassing  daarvan  minder  angstvallig  betoond,  zooals 
uit  het  vervolg  zal  blgken. 

Wy  gaan  nu  over  tot  het  proces,  in  de  jaren  1878/9 
voor  de  Arnhemsche  rechtscolleges')  gevoerd  over  de  tiend 
der  Heterensche  uilerwaarden ,  en  genaamd :  de  Zutphensche 
tiend.  De  rechtsvoorganger  van  den  eischer  in  het  onder- 
havige geval  had  in  1797/8  de  tiende  in  den  Heterenschen 
weerd  (tegenover  Renkum)  gekocht  van  den  Vorst  van 
Hobenzollern-Sigmaringen ,   tevens  graaf  van  en  tot  Berg. 

')  W.  3972. 

•)  Rb.  21  Nov.  1878,  W,  4323;  Hof  12  Nov.  1879,  W,   4439. 
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Deze  leidde  zqn  recht  op  de  bedoelde  tiend  af  van  de  Sta- 
ten van  hei  gewest,  van  wie  hg  ze  in  leen  hield.  De 
eischer  meende  hiermede  voldoende  te  hebben  aangevoerd 
om,  steunende  op  de  leer,  zijn  vordering  toegewezen  te 
zien.  Inmiddels  was  Sloet's  Oorhondenhoék  van  Gelre  en 
Zutphen  verschenen,  en  achtte  de  Rechtbank  zich  ambtshalve 
geroepen,  de  argumenten  van  den  eischer  aan  te  vullen. 
Of  dit  nu  wel  binnen  de  termen  van  art.  48  Wetb.  v  B. 
Rv.  viel,  en  zfl  zuiver  en  alleen  de  rechtsgronden  aanvulde , 
laten  wij  in  het  midden ,  maar  vermelden ,  dat  zij  uit  ge- 
noemd werk  eenige  stukken  opspoorde ,  uit  welke  naar  haar 
oordeel  de  vroegere  herkomst  der  betrekkelgke  tiend  bleek. 
Bg  een  oorkonde  toch  van  1059  zou  bisschop  W  i  11  e  m  v  a  n 
Utrecht')  alle  tienden  der  eilanden  en  aanwassen  in  Rgn 
en  IJsel  van  Rhenen  tot  Arnhem  en  van  Arnhem  tot  Deven- 
ter aan  het  Kapittel  van  St.  Walburg  te  Zutphen ,  en  daar- 
onder dus  ook  die  van  de  Heterensche  uiterwaarden ,  heb- 
ben verleend,  welke  schenking  later  in  1339  door  hertog 
Reinold  vanGelder  zoude  zgn  bekrachtigd ,  en  derhalve 
,door  het  gezag  hetwelk  in  latere  tgden  algemeen  is  erkend 
als  de  unicus  decimator  universalis  van  Gelderland."  Mits- 
dien, hoewel  de  tiende  kennelgk  als  bloktiend  uitgegeven 
is  van  geestelgke  afkomst ,  moet  toch  het  vermoeden  in  de 
leer  gehuldigd  gelden ,  het  betrekkelijke  tiendrecht  als  van 
algemeenen  aard  worden  beschouwd.  Vermits  nu  geen  tiend- 
vrijheid  is  bewezen,  wordt  de  eisch  toegewezen.  Het  Hof 
neemt,  bij  het  in  hooger  beroep  gewezen  arrest,  evenals 
de  Rechtbank  aan,  met  beslissing  dat  het  den  rechter  ge- 
oorloofd is  uit  eigen  beweging  dergelijke  aanvullingsgronden 
van  de  beweringen  der  partijen  op  te  zoeken ,  dat  de  oorkonde 
van  1059  ook  op  de  onderhavige  tiende  betrekking  heeft, 
maar  merkt  terecht  op,  dal  de  bevestiging  van  1339  op 
een   andere  tiende  slaat.  Waar  bisschop  Willem  nu  wat 

')  Zie  Sloet  d*.  173;  in  het  stuk  staat  dit  niet  bepaald.  Sloet 
leest,  blijkens  het  bijgevoegd  facsimile,  ten  onrechte;  «Trajectensis 
ecclesie'\  waar  staat:  «roagna  misericordia  Doinini/* 
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betreft  de  Heterensche  uiterwaarden  niet  als  heer  van  den 
lande  kon  optreden  ') ,  kon  noch  hij ,  noch  degene ,  die  aan 
hem    het  recht  op  de  uilgegevon  bloklionde  ontleende,  de 
intentio  fundata  ad  omnes  ctgros  hebben,  d.  w.  z.  kon  daaruit 
niet   de  tiendplichtigheid  van  alle  landen  daarbinnen  gele- 
gen volgen,  maar  moest  deze  voor  ieder  bözonder  grond- 
stuk    worden   bewezen,   niet   omgekeerd   de   tiendvrgdom. 
Immers  de  «landsheerlgke  oorsprong",  onmisbare  voorwaarde 
voor   de    bedoelde  intentio  fundata,  kon  niet  worden  aan- 
genomen, ,bö  tienden,  die  oudiyds  zgn  verkregen  van  de 
geestelijkheid''.  Derhalve  werd  bg  den  hoogeren  rechter  de 
vordering  afgewezen.    Hier  houdt  het  Hof  dus  vast  aan  den 
oorsprong  der  tiende  als  bepalende  hare  afkomst,  en  die  niet 
wordt   aangevuld   door  een  meer  of  minder  lang  tijdsver- 
loop,   waarin  z\j  in  handen  van  den  landsheer  is  geweest. 
Een   gansch   ander  aanzicht  der   zaak  doet  zich  voor  in 
het   nu    te   bespreken   geval,   waarin   beide    rechtscolleges 
voüe-face  hebben  gemaakt ') ;  de  genoemde  rechtbank  heeft 
zich   aan  's  Hofs  vorige  beslissing  gehouden,  en  dit  tegen 
de    zeer    uitvoerige    en    verdienstel^ke   conclusie   van   het 
Openbaar  Ministerie  in ,  terwijl  de  hoogere  rechter  nu  de  te 
voren    gehuldigde   toepassing   der  leer   ter  zyde  schuift  op 
gronden,   die   meer  bijzonder  de  waarheid  van  het  boven- 
gezegde  (bl.  21?)  omtrent  'sllofs  jurisprudentie  op  dit  punt 
in  hel   licht  stellen.   De  zaak  toch  was  deze.  Het  bestuur 
van  het  kroondomein  trad  in  dezen  als  eischer  op,  en  wel 
van  de  opbrengst  der  krijtende  tiende  onder  Wychen.  Ten 
processe  stond  vast,  dat  de  tiende  oorspronkel^k  was  pa- 
rochietiend ,  welke  bij  een  uitspraak  door  den  aartsbisschop 
van  Keulen  in  1242  aan  het  Kapittel  te  Zyfflich  was  toe- 

^)  bestgds  toch  was  de  Veluwe  nog  een  afzonderlijk  graafschap , 
verg.  een  oorkonde  van  1076,  bij  SI  o  et,  n°.  185.  I  bl.  183.  Later 
erkende  de  graaf  van  Gelre  gedurende  eenigen  tijd  het  opperleenheer- 
schap  Yan  den  Bisschop  van  Utrecht  op  de  Veluwe. 

')  Vonnis  der  Kb.  van  8  Dec.  1881,  W,  4768;  Hof  21  Febr.  1883, 
\V,  4905. 
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gekend.  Dit  Kapittel  bracht  zgn  zetel  in  1436  over  naar 
Cranenburg,  en  bleef  tot  in  1795  in  het  rustig  bezit  van 
het  genoemde  tiendrecht.  Na  den  inval  der  Fransche  troe- 
pen in  1795  werden  de  bezittingen,  ook  dezer  geestelijke 
stichting,  tot  biens  nationaux  verklaard  en  kwamen  langs  dezen 
weg  in  1800  onder  het  Slaalsdomein  der  Bataafsche  Repu- 
bliek. Bvj  de  wet  van  Aug.  1822,  reeds  meermalen  aangehaald, 
werden  zfl  aan  Koning  Willem  I  afgestaan ,  en  zoodoende 
later  kroondomein.  By  hare  beslissing  stelt  de  Rechtbank 
voorop  de  presumtie  van  algemeene  tiendplichtigheid  van 
den  grond  in  Gelderland,  maar  laat  dan  volgen,  dat  deze 
„alleen  en  uitsluitend  kan  worden  ingeroepen  door  den  eeni- 
gen  decimator  universalis  binnen  dit  gewest,  namelp  den 
heer  van  den  lande ,  of  door  hem ,  aan  wien  dit  algemeen 
tiendrecht  door  dien  heer  binnen  zekere  grenzen  was  ver- 
leend", zoodat  klaarbiykelgk  in  het  betrekkelyke  geval, 
waar  de  geestelyke  oorsprong  vaststond,  dit  niet  kon  plaats 
hebben,  en  derhalve  bewijs  van  de  bijzondere  tiendplich- 
tigheid moest  worden  geleverd,  hetgeen  niet  was  geschied 
en  niet  aangeboden.  Dienovereenkomstig  wordt  de  eisch 
ontzegd. 

Het  Hof  echter  wijst  de  vordering  toe^  daarbij  het  in 
de  leer  liggend  vermoeden  ten  gunste  van  het  eischend  be- 
stuur als  tiendheffer,  gelijk  men  zich  herinnert ,  wel  toepas- 
selijk achtende.  En  nu  op  grond  dat ,  hoewel  vaststaat  dat 
de  tiende  is  afkomstig  van  de  geestelgkheid ,  zg  evenzeer 
onbetwist  sinds  eenigen  tgd  was  in  handen  van  den 
heer  van  den  lande,  als  wiens  opvolger  het  kroondomein 
is  te  beschouwen,  en  die  ^in  eigen  boezem  de  aanvulling 
vindt  van  dat  min  volledig  (geesteiyk)  tiendrecht  tot  het  jus 
decimandi  universale''  *).  Wanneer  men  zich  de  enormiteit 
dezer  juridische  ketterij  voorstelt,  door  haar  in  gedachten 
bij  een  ander  zakelyk  recht  toe  te  passen ,  dan  zal  men  de 

O  t)it  arrest  werd  in  cassatie  bevestigd  door  den  Hoogen  Raad , 
28  Maart  1884,  W,  5017.  De  door  ons  medegedeelde  overweging  viel 
niet  binnen  de  grenzen  van  het  cassatieproces. 
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bovenbedoelde  oordeelvelling  niet  te  sterk  achten.  En  dit 
springt  nog  te  meer  in  het  oog ,  als  men  bedenkt ,  dat  bg 
deze  opvatting  ^de  eigen  boezem'*  van  den  heer  van  den 
lande  of  het  kroondomein  het  station  zoude  kunnen  z\jn, 
waar  ieder  die  in  Gelderland  een  meer  of  minder  onvol- 
ledig tiendrecht  bezit  en  aanvulling  wenscht,  door  middel 
eener  kleine  transactie  —  verkoop  en  wederinkoop  —  deze 
zoude  kunnen  krqgen. 

Doch  genoeg,  deze  vorm,  waarin  de  leer  zich  b\j  het 
Hof  te  Arnhem  heeft  gemanifesteerd ,  heeft  korten  tijd  later 
hare  veroordeeling  gevonden  bij  den  lageren  rechter  daar 
ter  plaatse.  Het  gold  wederom  dezelfde  tiend,  als  in  het 
zooeven  behandelde  geval ').  Ook  nu  was  het  bestuur  van 
het  kroondomein  eischer;  echter  betrof  de  eisch  in  dit 
geval  de  tiende  van  weiden,  die  pas  waren  gescheurd, 
derhalve,  zooals  ten  processe  werd  aangenomen,  novale 
tiend.  Tengevolge  dezer  omstandigheid  kon  de  redeneering 
natuurlijkerwijze  een  eenigszins  andere  z\jn,  gelijk  zg  dit 
dan  ook  b\j  den  hoogeren  rechter  werkelgk  is  geweest.  De 
quaestie  was  echter  geheel  gelijksoortig  aan  de  vorige.  Ook 
nu  wederom  stelde  de  Rechtbank  d«  leer,  als  door  haar  in 
het  vorige  geval  geformuleerd ,  op  den  voorgrond,  maar  het 
vermoeden  daaruit  voortvloeiende  is  volgens  haar  hier  niet 
toepasselijk,  immers  de  tiende  is  afkomstig  van  een  geestelijke 
stichting.  Het  kroondomein  treedt  hier  dus  niet  op  als 
dmmator  universalis ,  immers  ,do  aanvulling  in  eijren  boe- 
zem" kan  niet  worden  aangenomen.  Dit  zoo  zynde,  staat 
het  gelqk  met  een  particulieren  tiendheflfer,  die  liendplich- 
tigheid  zal  hebben  te  bewgzen.  Ook  in  het  onderhavige 
geval,  nu  de  vordering  betrof  novale  tienden,  die  uit  den 
aard  niet  zgn  begrepen  in  de  bloktiend,  als  hoedanig  het 
tiendrecht,  waarvan  het  kroondomein  de  handhaving  ver- 
langde, moest  worden  beschouwd.  Vermits  nu  de  tiendplich- 
tigheid  van  het  bözondere  stuk  land  niet  was  bewezen, 
werd  de  eisch  afgewezen. 

•)  Rb.  16  Oct.  1884,   W,  5090;  Hof  17  Juli  1885,   W,  5243. 
Bechtsgel.  Mag.  1900.  ^^ 
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Het  Hof  blgft  in  zgne  uitspraak  den  liendheffer  gunstig 
gezind  en  tvijst  de  vordering  toe.  De  enkele  «aanvulling 
in  eigen  boezem"  heeft  het  nu  ook  laten  vallen,  althans 
de  uitdrukkelijke  bewoordingen  komen  in  het  arrest  niet 
meer  voor.  Üe  redeneering  is  in  dit  geval,  gelijk  reeds  is 
opgemerkt ,  eenigszins  anders ,  hoewel  het  eindresultaat  het- 
zelfde is.  Het  Hof  overweegt  toch,  dat  het  kroondomein 
gerechtigd  is;  immers  ten  aanzien  der  oude  tiend  als  opvol- 
ger en  rechtverkrijgende  der  vroegere  tiendheflfers.  Het  heeft 
dus ,  nu  de  afkomst  der  tiend  van  een  geesteiyke  inrichting 
vaststaat,  een  zoodanig  recht  verkregen,  hetwelk,  gelijk  ten 
processe  vaststond,  was  bloktiend.  Echter  hierin  is  niet  be- 
grepen de  hefSng  van  novale  tiend.  Hiertoe  nu  heeft  het 
kroondomein ,  als  opvolger  van  den  heer  van  den  lande  — 
men  denke  aan  de  boven  uiteengezette  lotgevallen  der  be- 
trekkelijke tiend  —  recht  verkregen.  Vermits  het  nu  hier 
een  zoodanige  tiend  gold,  wordt  de  eisch  als  gegrond  in 
het  jm  universale  decimandi  van  den  landsheer,  bepaaldelyk 
dat  tot  heffing  van  de  novale  tiend  'in  zich  sluitende,  toe- 
wijsbaar  geacht.  Bepaalde  aanwijzing ,  dat  op  bel  betrekke- 
lijke stuk  land  het  tiendrecht  rust,  is  natuurlek  in  dit 
systeem  onnoodig,  terw\jl  bewijs  van  den  tiendvrüdom  niet 
was  geleverd.  Dat  de  leer  hier  een  eenigszins  andere  ge- 
daante heeft  aangenomen  springt  in  het  oog ,  wg  zullen  er 
in  onze  derde  afdeeling  nog  op  hebben  terug  te  komen. 

De  toepassing  den  leer ,  in  dien  zin,  dat  elke  verkrijging  door 
den  souverein,  den  heer  van  den  lande ,  het  tiendrecht  slem- 
pelt  tot  een  jus  universale ,  al  is  het  in  aard  en  oorsprong  ook 
van  minder  omvaugrüken  aard,  schijnt  langzamerhand  in  de 
jurisprudentie  de  meer  algemeen  gehuldigde  te  zyn  geworden. 

in  overeenstemming  daarmede  is  de  beslissing  der  Recht- 
bank Ie  Rotterdam,  bevestigd  bij  arrest  van  hel  Hof  te 
*s  Gravenhage  ').  In  dezen  betrof  de  zaak  tienden  te  ^s  Grave- 
zande.    Ten   processe  stond   vast ,  dat  de  eischer  of  zijne 


')  Rb.  4  Maan  1895,  W.  6683;  Hof  16  Mei  1898,   W,  7145. 
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voorgangers  de  beirckkelgke  tiend  in  1725  van  de  Staten 
van  Holland  hadden  gekocht,  evenzeer  dat  de  tiend  vóór 
1582  had  behoord  aan  het  Kapittel  van  den  Hove  te 's  Gra- 
venhage,  en  dat  zij  bij  de  secularisatie  in  handen  derwe- 
reidlqke  overheid  was  overgegaan,  en  daarmede  landsheer- 
lijk  was  geworden.  Beide  rechtscolleges  nemen  de  leer  als 
axioDQa  aan ,  door  den  overgang  op  de  Staten  is  de  tiende 
domeintiend  geworden.  Het  in  de  leer  liggend  vermoeden 
wordt  nu  van  kracht;  de  tiendvr^heid  had  tegenover  den 
eischenden  tiendheffer  moeten  worden  bewezen.  Dit  niet  ge- 
schied zijnde,  wordt  de  vordering  door  beide  rechtscolleges 
toegewezen.  De  geestelgke  oorsprong  der  tiend,  en  het  daaruit 
voortvloeiende  gebrekkige  —  alt^d  met  betrekking  tot  de  toe- 
passeigkheid  der  leer  —  van  het  tiendrecht  wordt  door  den 
overgang  op  den  heer  van  den  lande  aangevuld. 

Tot  deze  opvatting  der  leer  is  ten  slotte  ook  het  Hof  te 
Arnhem  weder  teruggekeerd ,  althans  is  dit  het  geval  in  de 
procedure,  die  van  de  jurisprudentie  der  Geldersche  rechts- 
colleges nu  nog  ter  bespreking  rest.  De  zaak  was  de  vol- 
gende. Kerkvoogden  en  notabelen  der  Nederlandsch-Her- 
vormde  gemeente  te  Wtjchen  treden  op  als  eischers  van 
grove  tiend  over  in  1895  tot  bouwland  gemaakte  weiden, 
en  wel  van  de  als  bloktiend  bekende  over  de  buurtschap 
Wezel ,  welke  tiend ,  gel|jk  ten  processe  vaststond ,  behoorde 
tol  de  pastoralia  der  gezegde  gemeente  en  in  1614  op  de 
Staten  van  het  Kwartier  van  N^jniegen  was  overgegaan. 
Deze  hadden  ze  wederom  aan  den  tydel\jken  predikant  tot 
zijn  onderhoud  toegekend.  De  Rechtbank  te  Arnhem  ')  hield 
zich  aan  het  laatste  gevoelen  van  hel  Hof,  in  dien  zin  dat 
zy  den  eisch  ontzegde,  op  grond  dat  het  hier  een  tiend 
van  geestclgken  oorsprong  gold,  in  wier  voordeel  de  leer 
niet  kon  worden  ingeroepen ;  en  dit  ook  niet ,  ofschoon  het 
vaststond  dat  de  Staten,  derhalve  de  landsheer,  jaren  lang 
als  de  tiendgerechtigden  waren  opgetreden.  Het  , gebrekkige" 


')  Vonnis  van  23  Oct.  1896,  W,  6882. 
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in  het  tiendrecht  kon  dus  naar  hel  oordeel  van  dezen 
rechter  niet  worden  aangevuld  door  een  later  gevolgden 
overgang  op  den  détcimator  universalis. 

De  procureur-generaal  in  zijn  conclusie  *) ,  toen  de  zaak 
in  hooger  beroep  was  aangebracht,  helde  blijkbaar  tot  dit 
gevoelen  eenigszins  over,  maar  schqnt  aan  de  andere z^de 
aan  de  ie  Arnhem  overwegende  neiging  om  ten  voordeele 
der  tiendheffers  te  beslissen,  geen  weerstand  te  hebben 
kunnen  bieden.  Althans  blykens  zijn  uitgewerkt  betoog  is 
hvj  uit  bet  hem  ten  dienste  staand  historisch  arsenaal  wapens 
gaan  zoeken  ten  behoeve  van  de  eischende  party.  Hoewel 
waarschgniyk,  stond  het  ten  processe  niet  vast,  dat  de  in 
geschil  zynde  tienden  behoorden  tot  de  in  de  vroegerege- 
dingen,  boven  vermeld,  bedoelde  tienden  onder  W\jchen. 
De  genoemde  ambtenaar  van  het  O.  M.  nam  dit  echter  aan, 
ging  verder  en  meende  in  verband  met  enkele  stukken,  in  het 
Oorkondenboek  van  Sloet  opgenomen,  de  zaak  nog  hooger 
te  kunnen  ophalen.  Uit  de  bedoelde  bronnen  toch  bleek  naar 
zqn  oordeel ,  dat  de  betrekkelyke  tiende  behoord  had  tot  die , 
welke  in  het  laatst  der  10©  eeuw  door  de  bekende  Adel  a 
aan  de  abdy  van  Ellen  zoude  z\jn  afgestaan ,  en  van  deze  op 
het  boven  genoemde  kapittel  te  Zyfflich  overgegaan.  Op  grond, 
hiervan  luidde  de  conclusie  dan  ook  tot  toewgzing  van  den 
eisch,  omdat  daarmede  de  geestelgke  oorsprong  van  het  tiend- 
recht in  geschil  van  de  baan  was ,  en  de  afleiding  van  den  heer 
van  den  lande  vaststond;  bewijs  toch  van  liendvrydom  van 
de  bijzondere  stukken  land ,  waarover  het  geschil  liep,  was 
niet  geleverd  noch  aangeboden.  Ware  de  identiteit  der  tienden 
geen  mera  conjectura  geweest,  dan  zoude  mogelykerwyze 
het  Hof  zich  met  deze  toepassing  der  leer  hebben  vereenigd, 
edoch  het  durfde  die  terecht  niet  tol  grondslag  zyner  be- 
slissing nemen.  Langs  een  anderen,  eveneens  verrassenden 
weg  echter  komt  het  Hof  tot  hetzelfde  resultaat ,  en  dus  tot 
ioetpijzing    der   vordering.    Hel   leidt  toch  uit  verschillende 


')   fV.  7039.  Aldaar  ook  hel  arrest  van  30  Juni  1897. 
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omstandigheden  —  en  wel  uit  de  benaming  der  tiend,  in 
verschillende  oude  stukken,  registers  en  andere  gebruikt, 
uil  de  feitelgke  uitoefening  van  het  recht  en  de  w^jze  van 
verpachting  als  één  geheel  —  af,  dat  er  te  Wflchen  bestaat 
een  .universeel  of  integraal'*  tiendrecht  op  gronden  binnen 
de  buurtschap  Wezel,  in  het  kerspel  Wflchen.  ,Alle  welke 
tiendrechten",  lezen  w\j  dan  in  de  overwegingen,  «volgens 
de  opvatting  der  toenmalige  rechtsgeleerden  en  rechters 
beschouwd  werden  als  afkomstig  van  den  heer  van  den 
lande,  onverschillig  in  wiens  handen  z{j  zich  bevonden  of 
zich  vroeger  bevonden  hadden".  Die  nu  veronderstelde  af- 
komst maakt  den  tiendheffer  gerechtigd  ook  tot  de  novale 
tiend  —  men  herinnert  zich  ,  dat  het  in  dezen  tiend  van  een 
kort  te  voren  , gescheurde"  weide  gold.  Hier  wordt  de  leer 
eenigermate  omgekeerd.  Uit  het  gevolg,  waartoe  het  ver- 
moeden daarin  opgesloten  leidt,  wordt  nu  in  tegengestel- 
den zin,  als  't  ware  terug  geconcludeerd,  dat  een  jus  de- 
cimandi  universale  bestond,  en  op  dien  grond  de  eischende 
party  van  het  aantoonen  van  tiendplichtigheid  van  het 
bgzondere  stuk  grond  vrggesteld ,  en  by  gebreke  van  bewijs 
van  tiendvr\jdom  aan  de  andere  zijde  de  gedaagde  in  het 
ongelijk  gesteld.  De  redeneering  wordt  er  niet  logischer  op. 
Zö  ziet  over  het  hoofd ,  dat  een  universeel  en  een  integraal 
tiendrecht  niet  hetzelfde  is ,  dat  bovendien  niet  iedere  inte- 
grale tiendheffer  zfln  recht  ontleent  aan  den  landsheer.  De 
orakeering  der  leer  moet  in  dezen  blikbaar  dienen  om  de 
«aanvulling  in  eigen  boezem",  het  merkwaardig  uitvindsel 
van  het  arrest  van  een  vijftiental  jaren  vroeger,  te  vermyden, 
en  toch  de  universeele  natuur  van  een  tiendrecht,  blikbaar 
van  geestelijken  oorsprong ,  goed  te  praten ,  de  toepasselijk- 
heid van  het  in  de  leer  gelogen  vermoeden  aannemelyk  te 
doen  zijn,  in  zooverre  slechts  de  souverein  kan  beweerd 
worden  uls  zoodanig  recht  op  novale  tiend  te  hebben. 
Had  het  hier  een  oude  tiend  gegolden,  het  bewijs  der  inle- 
graliteit  ware  met  het  ten  processe  aan  zijde  des  eischers 
aangevoerd   materiaal    geleverd^   en  nu  vaststond,  dat  het 
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bflzondere  stuk  grond  in  het  blok  was  gelegen,  had,  wij 
merkten  dit  reeds  op,  de  vordering  zonder  meer  kunnen 
zijn  toegewezen ,  daar  het  tegenbewijs  der  tiendvr\jheid  niet 
geleverd  noch  zelfs  aangeboden  was. 

Wij  eindigen  dit  overzicht  der  jurisprudentie  met  een 
enkele  verwflzing  naar  het  vonnis  der  Rotterdanische  Recht- 
bank van  6  Juni  1898  %  waarin  op  zeer  bescheiden  wyze 
twijfel  werd  geuit  —  in  het  betrekkelijke  geval  was  niet 
meer  noodig,  nu  de  integraliteit  van  het  tiendrecht  op  andere 
gronden  ten  processc  scheen  te  moeten  worden  aangenomen 
—  omtrent  de  juistheid  van  het  vermoeden  in  het  voordeel 
van  den  heer  van  den  lande  of  van  dengene,  die  aan  hem 
zijn  recht  ontleent'). 

De  vragen ,  die  zich  na  dit  alles  op  den  voorgrond  stel- 
len, zfln  klaarblykelyk  deze:  waarop  grondt  zich  toch  dit 
waarlijk  zeer  groote,  en  zich  natuurlijk  over  het  geheele 
territoor  uitstrekkende  recht  van  den  heer  van  den  lande? 
En  van  dengene,  die  een  deel  van  dat  recht  aan  den 
souverein  ontleende ,  uit  den  aard  der  zaak  over  het  gebied, 
daarvoor  aangewezen?  Waarop  baseert  zich  de  jurispru- 
dentie, waar  zg  deze  zeer  diep  insnydende  beperking  van 
het  althans  naar  de  tegenwoordige  rechtsopvatting  en  in 
onze  wet  gehuldigde  vermoeden  der  onbeperktheid  van  het 
eigendomsrecht  aanneemt?  Op  welke  wflze  is  te  verklaren 
of  althans  te  verduidelgken ,  dat  dit  regaal,  voor  zoover 
het  nog  in  handen  van  den  landsheer  is,  de  daarmede  in 
verband  staande  algemeene  geldigheid  over  het  gansche 
gebied,  waarover  het  gezag  van  den  souverein  zich  uitstrekt, 
onverminderd  en  in  denzelfden  omvang,  wat  rechtskracht 
en  inhoud  betreft ,  kan  overgaan  op  een  bijzonder  persoon  ? 

')  TT.  7196. 

*)  In  appel  heeft  het  Hof  te  *s6ravenhage  bij  arrest  van  27  Dec. 
1899,  FT.  7393,  ,in  het  midden  latende  wat  door  den  eersten  rechter 
omtrent  een  hlok-  of  cirkeltiend  is  overwogen'',  het  intusschen  blijk- 
baar aangevulde  bewijsmateriaal  van  den  eischenden  tiendheffer  vol- 
doende geoordeeld  om  te  beslissen.  ,»dat  het  quaestieuse  perceel  aan 
het  tiendrecht  onderworpen  is."  Hierop  komt  het  o.  i.  jaist  aan. 
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En  hoe  derhalve  is  het  te  berodeneeren ,  dat  ook  in  do  be- 
trekkingen der  onderdanen  onderh'ng,  in  gewone  burgerlijke 
zaken  dus,  de  presunitie  in  de  leer  opgenomen,  daargelaten 
hare  juistheid  ten  aanzien  van  den  landsheer,  van  zelve  den 
voorrang  zoude  moeten  hebben  boven  die  der  onbeperkt- 
heid van  den  eigendom? 

Op  alle  die  vragen  vinden  wij  slechts  zelden  een  andor 
antwoord  dan  dat  .de  beginselen  van  het  tiendrecht"  zulks 
medebrengen,  of  men  stuit  op  een  enkel  beroep  op  ,de 
gevestigde  jurisprudentie",  of  wel  men  wordt,  als  een  al  te 
lastige  vraagal,  eenvoudig  verwezen  naar  een  ,  algemeen 
aangenomen  rechtsbeginsel"  of  ,een  erkende  gewoonte". 
Een  enkele  maal  ')  wordt  het ,  ik  zou  b|jna  zeggen ,  geloo- 
vig  beroep  op  de  leer  wat  uitgewerkt  met  eenige  aanha- 
lingen van  enkele  oude  juristen,  bepaaldelijk  uit  den  tgd 
van  de  Republiek  der  Vereenigde  Nederlanden.  Deze  aan- 
halingen, voor  zoover  zij  niet,  gelgk  soms  te  gebeuren 
pleegt ,  zuivere  verwijzingen  zQn ,  en  dus  als  zuivere  orna- 
menten dienst  doen,  kunnen  niet  nalaten  een  zekeren 
indruk  te  maken.  Waar  men ,  door  de  aanhangers  der  leer, 
na  Bort  en  van  Leeuwen,  voornamelijk  voor  Holland 
van  der  Schelling,  voor  Gelderland  meer  byzonder 
Schrassert  in  het  vuur  ziet  gebracht,  daar  moet  dit  wel 
het  geval  zyn.  Voor  hem  echter,  die,  eenigszins  meer  be- 
kend met  de  wyze  van  behandeling  hunner  onderwerpen 
door  die  schrijvers,  zich  niet  onmiddellijk  door  hun  getal 
uit  het  veld  laat  slaan,  maakt  deze  vuurlinie  nog  geen 
overweldigenden  indruk.  En  die  indruk  wordt  nog  verzwakt, 
waar  blgkt,  dat  allen  teruggaan  op  eenzelfde  autorit(Ml , 
overigens  zekerlijk  een  van  groot  gewicht,  en  wel  op  de 
Groot,  meer  bijzonder  op  hetgeen  deze  bij  zijn  behandeling 
van  het  tiendrecht  zegt  in  de  Inleiding  tot  de  Uollandsche 
Rechtsgeleerdheid^  dl.  Il  §  45,  vooral  indien  men  bedenkt, 
dat  de   oorsprong  van  het  tiendrecht,  ook  naar  zyn  eigen 

^)  Zie  een  recent  voorbeeld  in  een  vonnis  der  Haagsche  Rechtbank 
van  3  Maart  1896,   W.  6839. 
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gevoelen,  van  lang  vóór  zQn  l\jd  dagteekent.  De  historische 
kennis  zijner  dagen  toch  kan  zeker  in  het  algemeen  de 
vergelijking  met  de  onze  bij  verre  niet  doorstaan.  Het  nader 
onderzoek  zal  leeren,  dat  aan  de  argumentatie  van  de 
Groot  en  z\jn  navolgers  in  dezen  geen  waarde  mag  wor- 
den gehecht. 

Wij  gaan  nu  daartoe  over,  en  beginnen  met  het  niet 
onscherpzinnig  juridisch  betoog,  door  Schrassert,  die 
zeker  in  dit  opzicht  en  voor  dit  onderwerp  de  evenknie 
van  de  Groot  mag  worden  geacht,  in  zQn  Tradatus  de 
jure  decimandi  Gelrico  uiteengezet.  Een  geschrift,  waar- 
mede ten  voordeele  der  leer  geregeld  wordt  geschermd  , 
en  waarvoor,  naar  men  zegt,  de  Schrijver  een  niet  onaan- 
zienlijke som  heeft  ontvangen.  Het  bevat  dan  ook  inder- 
daad een  voor  de  tiendheffers,  met  name  voor  de  Staten 
van  het  gewest,  uiterst  gunstig  betoog;  maar  toch  de  leer 
zal  men  by  nader  toezien  daarin  niet  vinden. 

De  gang  z\jner  redeneering  komt  in  het  kort  hierop  neer. 
In  Gelderland  bestaan  nog  alleen  wereldl^ke  tienden.  Er 
mogen  tienden  van  geestelyken  oorsprong,  bestemd  tot  het 
onderhoud  der  geestelijken ,  de  instandhouding  van  den  eere- 
dienst  en  de  daartoe  bestemde  gebouwen,  en  de  verzor- 
ging der  armen,  zijn  geweest,  maar  deze  zijn  ^cum  ipso, 
quod  eas  fovebat,  papismo  relegatae,  penitusqueextinctac*' 
(Gap.  II  §  2,  i'  f.).  De  wereldlijke  tienden  worden  aan  den 
landsheer  betaald  ten  behoeve  van  zijn  staat  en  waardig- 
heid, «respectu  suae  dignitatis  ad  status  sui  exhihitionem*' 
(Gap.  IV  §  2).  Zij  zijn  ouder  dan  het  Christendom  en 
mitsdien  ouder  dan  de  geestelijke  tiende,  uitvloeisel  der 
voorschriften  van  het  canonieke  recht  Hun  oorsprong  toch 
ligt  in  het  oud-Germaansche  recht ,  volgens  hetwelk  .principi- 
bus  certa  fructuum  pars  concedebatur  in  exhibitionem  status" 
(Gap.  I  §  9).  Met  een  beroep,  bepaaldelijk  ten  aanzien  van 
het  ,vicina  Hollandia",  op  de  reeds  vermelde  plaats  van  d  e 
Groot  wordt  dit  gevoelen  gestaafd,  en  voor  Gelderland  nog 
meer  bijzonder  aangedrongen  met  de  bewering,  dat  die  oor- 
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sprong  te  duidelgker  is,  ,»ubi  sciamus  Grelros  a  Celtis ,  Rheni 
utriiique  accolis,  atque  ita  etiam  a  Germanis  oriundos  esse*\ 
weshalve  het  waarschönlijk  is,  dat  zy  ook  in  het  opbren- 
gen der  tienden  aan  de  ^stamvorsten^^  zoo  mag  de  vertaling 
in  dezen  van  principes  zijn,  de  gewoonten  der  Germanen 
zijn  gevolgd.  De  kracht  van  het  historisch  betoog  moge  min- 
stens genomen  twgfelachtig  z^n,  de  bedoeling  is  duidelp. 

Nadat  nu  de  Schrgver  een  hoofdstuk  gewgd  heeft  aan 
de  vraag,  welke  vruchten  tiendplichtig  zgn,  gaat  hy  in 
Gap.  IV  over  tot  de  bespreking  der  tiendgerechtigden.  Uit 
hetgeen  h|j  heeft  laten  voorafgaan,  zooals  het  boven  is  mede- 
gedeeld, volgt  nu  geleidelyk,  dat  ^nulli  competat  jus  deci- 
mandi  nisi  principi"  of  deng-jne,  aan  wien  hg  het  «specialitcr 
concessit" ,  in  leen  of  op  andere  wijze  ').  Wel  kan  een 
particulier  by  vervreemding  zulk  een  deel  van  de  opbrengst 
voorbehouden,  maar,  hoewel  er  overeenkomst  bestaat  tus- 
schen  dit  jus  reservatum  en  het  tiendrecht ,  toch  ,ejus  par- 
tem  proprie  non  constituit."  De  ,princeps",  waaronder  nu 
is  te  verstaan  de  landsheer,  is  dus  .decimator  universalis". 

Dit,  voorop  gezet  zijnde,  leidt  tot  twee  gevolgtrekkingen, 
en  wel  ten  eerste:  over  geheel  Gelderland  bestaat  ^in 
ihesi"  slechts  één  tiendrecht ,  naar  zyn  ontstaansgrond  één 
en  ondeelbaar,  in  dien  zin,  zooals  er  dan  volgt,  dat  ook 
als  de  heer  van  den  lande  de  tiendgerechtigdheid  aan 
anderen  heeft  verleend,  hg  het  recht  zelf  niet  heeft  ge- 
wgzigd.  Toch  blijft  Schrassert  daartegenover  aan  de 
plaatselijke  gewoonte  groot  gewicht  toekennen ,  en  komt  hij 
aldus  tot  het  resultaat,  dat  wel  een  uitspraak  in  zake 
tiendrecht  gewezen  ook  maatstaf  behoort  te  zijn  bij  andere 
tiendgeschillen,  maar  slechts  ,si  non  contraria  loei  consue- 
tudo  probetur  ab  eo,  qui  ea  intentionem  suam  fundat"  (Gap. 
IV  §  3).  BewQs  dus  der  afwgkende  gewoonte  door  hem, 
die  daarop  zgn  aanspraak  grondt.  Ik  meen ,  dat  in  dezen 
volzin  de  voor  intentio  gegeven  vertaling  geen  andere  kan 

O  Hier  worden ,  behalve  de  Groot,  nog  Borl  en  van  Leeuwen 
aangehaald. 
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zyn  *).  Zg  is  van  belang,  omdat  nu  de  too verspreuk  volgt, 
waarmede  men  in  zoovele  iiendrechtsprocedures  de  beslissing 
heeft  gegeven.  Immers  vvy  lezen  verder  als  tweede  gevolg- 
trekking   uit   de    boven  medegedeelde  algemeene  stelling: 
,quod  princeps  habeat  intentionem  fundatam  quoad  omnes 
agrosj  ut  scilicet  praesumantur  decimales,  donec  probetur 
oxeniptio,  non  minus  atque  de  jure  canonico  parochi  suain 
intentionem   habent   fundatam  in  jure   communi,  nee  eani 
probare  tenentur".  Om  tot  de  waarschijnlyke  bedoeling  der 
machtspreuk  door  te  dringen  was  bet  noodig ,  ook  het  slot 
der  zinsnede  letterlek  mede  te  deelen,  bepaaldel^k  omdat 
wg   daarby  twee  bewgsplaatsen  vinden  aangehaald.    In  de 
tweede,   om   hiermede  te  beginnen,  wordt  beroep  gedaan 
op  een  uitspraak  van  het  Hof  van  Gelderland  van  8  Juni 
1618,   beslissende  een  geschil  tusschen  den  «Momber  der 
Landschap"  opkomende  voor  den  landsheer,  l oen  de  Staten 
van  het  gewest,  als  eischer,  en  een  particulier.  Het  vonnis 
is  bewaard  gebleven,  in  zooverre  de  beweringen  der  par- 
tgen   uitvoerig   zgn  opgenomen  in  het  ,Pleidooiboek"  over 
dat  jaar  op  P.  142.  Hieruit  nu  blpt,  dat  de  tiendplichtige 
vruchten  zgn  weggevoerd  van  een  stukje  land,  gelegen  in 
het  tiendblok,  genaamd  de  ,61unbroekertiend"  onder  Steen- 
deren.   Op  grond   hiervan   wordt,   daar   de  bloktiend  aan 
den  landsheer  toekwam ,  geëischt  handhaving  in  het  recht 
Inet  schadevergoeding  onder  bewgsaanbod  omtrent  de  ligging 
van  het  betrekkelijke  stuk  land.  Gedaagde  betwist  dit  niel, 
maar  stelt  ,defectus  van  possessie"  aan  zijde  deseischers, 
en    beweert    tiendvrijheid,   bewysl    deze   echter   zijnerzijds 
niet.   De   eisch   wordt  toegewezen.  Van  een  beroep  op  de 
particuliere  positie  van  den  heer  van  den  lande  geen  spoor. 
De   vermelding   dezer   uitspraak   schijnt   dan  ook  niet  veel 
anders  te  bedoelen  dan  een  opsiering  van  het  betoog. 

De  aiidere  bewijsplaats  slaat  meer  op  het  slot  der  aan- 
gehaalde  zinsnede,   en    moet   derhalve   de   beteekenis   der 


O  Verg.  Üacange,  i.  t.  intentio. 
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«intentio  fundata"  duidelijk  maken.  Z\}  luidt :  „Gothofr.  ad  I. 
2  §  2  lit.  C.  flf.  de  pollicil.",  en  bedoelt  dus  kennelyk  de 
derde  door  Gothofredus  op  L  ^  §  2D.  50,  12  gemaakte 
aanteekening.  De  plaats  handelt  over  de  gelofte  van  een 
tiende  gedeelte  van  bet  vermogen,  hare  werking  en  bare 
kracht  ten  aanzien  der  erfgenamen.  De  aanteekening  begint 
nu  met  de  vraag:  «Quid,  debenturne  bodie decimae alia ex 
causa  quam  ex  voto?"  Met  aanhaling  van  enkele  schrijvers 
over  canoniek  recht  wordt  dan  gesteld,  dat  de  tiendplicht 
is  een  verplichting  van  stellig  recht.  «Maar",  volgt  er 
dan,  ,naar  een  ander  gevoelen  *)  is  hel  recht  tot  tiend- 
heffing  door  God  zelven  ingesteld",  ,adeo  ut  receptum 
sit  curiones  et  parochos  suam  intentionem  fundatam  habere 
in  jure  communi,  nee  cogi  probare  decimas  suas  esse". 
Beide  stellingen  worden  met  bewgsplaatsen  uit  het  Corpus 
juris  canonici  gesterkt.  Uit  die  plaatsen ')  blgkt ,  dat  «jure 
communi",  in  dezen  naar  het  gemeene  recht,  aan  de 
parochiale  kerk,  voor  zoover  do  parochie  zich  uitstrekt, 
de  heffing  der  tienden  toekomt.  De  bedoeling  der  aantee- 
kening kan  dus  geen  andere  zgn  dan  deze,  dat,  waar  de 
parochiekerk,  of  de  pastoor  namens  haar,  optreedt  tot  het 
vorderen  van  tiende  binnen  haren  kring,  haar  aanspraak 
op  het  gemeene  recht  is  gegrond,  en  op  haar  niet  de  be- 
wqslast  drukt,  dat  die  tienden  haar  toekomen,  maar  de 
gegrondheid  der  tegenspraak  aan  de  ajidere  zjjde  moet 
worden  bewezen.  Beziet  men  na  dit  alles  de  aangehaalde 
plaatsen  by  Schrassert  nog  eens  nauwkeurig ,  dan  springt 
het  in  het  oog,  in  de  eerste  plaats,  dat  het  betrckkelyke 
vonnis  niets  afdoet,  en  verder  dat  de  aanteekening  van 
Gothofredus  niet  geheel  juist  is  medegedeeld ,  in  zooverre 
deze  alleen  spreekt  over  een  vermoeden  ten  gunste  der 
parochiekerk,  waar  de  tiendplichtigheid  als  zoodanig  vaststaat. 

^)  Naineiyk  van  Petrus  Rebuffus,  in  zyn  Tractaius  de  deeimis 
tam  feudalibtis  quam  aliisy  novtdibusque  eet,,  Golon.  1578,  welk  werk 
ik  echter  niet  heb  kunnen  machtig  worden. 

')  Bepaaldelijk   twee  er  van,  X  de  Decirois,  III  30,  Gap.  29  en  30. 
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Naar  canoniek  recht  kon  dit  wel  geen  moeilijkheid  geven, 
omdat  de  algemeene  tiendplicht  uit  den  aard  van  het  gees- 
telijk tiendrecht  voortvloeide.  En  nu  wordt  derhalve  door 
Schrassert  ook  deze  ten  behoeve  van  den  landsheer  vast- 
gesteld, maar  zonder  dat  een  andere  grond  daarvoor  in 
dit  verband  uitdrukkelijk  wordt  opgegeven,  dan  dat  de 
„princeps"  is  .decimalor  universalis",  of  beter  nog,  hij  geeft 
eenvoudig  een  andere  omschrijving,  waar  h\]  dezen  de  „in- 
tentio  fundata  quoad  omnes  agros"  toekent.  Uit  hetgeen 
als  zijn  voorafgaande  redeneering  is  medegedeeld  blijkt 
echter,  dat  h\j  als  rechtsgrond  voor  dezelfde  met  verschil- 
lende woorden  weergegeven  stelling,  niet  anders  heeft  dan 
het  in  het  beroep  op  d  e  Groot  bedoelde  oud-Duitsche  recht. 

In  de  tweede  plaats  is  dus  hiermede  die  stelling  met  het 
daaraan  nu  vastgekoppeld  vermoeden ,  dat  uit  den  ook  door 
Schrassert  aangenomen  oorsprong  van  het  tiendrecht 
nog  allerminst  noodzakelijkerwijze  voortvloeit,  met  een  zekere 
handigheid  binnengesmokkeld.  Het  ,jus  commune"  toch, 
door  de  canonisten  met  de  consequentie  omtrent  den  be- 
wijslast ten  behoeve  der  parochiekerk  ingeroepen,  en  van 
hun  standpunt  te  recht ,  ontbreekt  als  grondslag  voor  de 
stelling  van  Schrassert,  en  van  een  poging  zijnerzijds 
om  daarvoor  zelfs  maar  een  surrogaat  te  vinden,  is  geen 
sprake.  Aan  de  naar  zijn  beschouwing  bestaande  oud-Duit- 
sche rechtsgewoonte  om  tienden  aan  de  vorsten  op  te  bren- 
gen ,  is  door  heift  zonder  eenigen  naderen  grond,  maar  met 
eenigen  schyn  van  geleerdheid,  verbonden  hel  vermoeden  eener 
algemeene  verplichting,  die  zich  openbaart  in  een  tiendplich- 
tigheid,  zich  uitstrekkende  over  het  gansche  territoor.  Het 
,jus  quoddam  superioritatis  et  territoriale",  hel  tiendrecht 
van  den  landsheer  als  een  regaal  beschouwd ,  blijft  uitslui- 
tend op  den  genoemden  zwakken  grondslag  rusten. 

Het  blykt  dus ,  dat  Schrassert  inderdaad  het  vermoe- 
den, in  de  leer  gelegen,  ten  behoeve  van  den  landsheer 
heeft  uitgesproken  en  met  het  oog  op  den  bewyslast  van 
partyen   als  eersten    hoofdregel  op  den  voorgrond  gesteld. 
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Met  het  aanhangrsel ,  dat  hetzelfde  geldt  ten  behoeve  van 
hem,  die  zijn  recht  van  don  heer  van  den  lande  afleidt, 
is  het  vfe)  eenigszins  anders  gesteld. 

Lezen  wij  toch  de  verhandeling  van  Soh  rasse rt  verder, 
dan  zien  wij .  dat  hij  na  een  opmerking  over  de  middelen , 
waarmede  het  bevvys  der  tiendvrijheid  moet  worden  ge- 
leverd, in  §  4  slilsfaat  by  de  vraag,  of,  indien  andere  lasten 
op  het  land  rusten,  de  tiendplichtigheid  toch  wordt  veronder- 
steld; welke  vraaj^  toestemmend  wordt  beantwoord,  zoodfit 
ook  in  geval  de  tienden  in  leen  zijn  uitgegeven ,  'ten  be- 
hoeve vnn  den  tiendheflfer  het  bedoelde  vermoeden ,  in  dezen 
dus  nog  in  het  voordeel  van  den  heer  van  den  lande  blyft 
bestaan.  Het  leenrecht  toch  geeft  aan  niemand  vrydom  van 
tienden.  In  de  volgende  paragraaf  (§  5)  gaat  hy  dan  aldus 
voori:  ,Prout  etiam  alias  tradi  solot,  decimatorem  integra- 
lem  alicujus  circnli  habere  intentionem  fundatam  quoad 
agros  sui  territorii"  *)  Ter  nadere  verklaring  wordt  dan 
door  hem  aangehaald  een  andere  schrijver  (Rebuffus), 
waar  deze  zegt:  ,ejus  praesnmi  decimas ,  in  cujus  districtu 
et  circuit  u  res  sitae  sunt".  Met  deze  leer  is  echter  Schrassert 
het  niet  geheel  eens,  en,  gelijk  hi]  in  de  volgende  paragraaf 
aangeeft,  ten  eerste  niet  wal  betreft  den  omvang  van  den 
inhoud  van  het  tiendrccht ;  immers,  de  grove  en  de  smalle 
tienden  behooren  althans  In  Gelderland  (apud  nos)  niet 
altijd  aan  denzelfden  tiendheflfer.  Maar  ook  in  een  ander 
opzicht,  en  dit  is  thans  voor  ons  van  meer  belang,  meent 
hij  van  dit  gevoelen  te  moeten  afwyken.  In  §  7  toch  ver- 
volgt hg,  dat  het  in  §  5  gezegde  alleen  opgaat,  als  de 
zaak  tusschen  twee  «decimalores  inferiores"  loopt.  Derhalve 
geldt    het    vermoeden    te    hunnen    behoeve  niet  tegenover 


*)  De  bierbij  vermelde  vonnissen  van  het  Hof  van  Gelderland  zijn 
in  orereenstemming  met  hel  reeds  boven  door  ons  aangehaalde,  vol- 
gens hetwelk  de  ligging  in  een  tiend  blok  en  hloktiendgerechtigheid 
te  zamen  voldoende  zyn  tot  toewijzing  van  den  eisch  des  tiendbeffers , 
daar' bewijs  van  tiendvryheid  niet  is  geleverd.  In  een  der  nu  bedoelde 
zijn  partijen  echter  particulieren. 
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den  landsheer,  waar  deze  gerechtigdheid  tot  de  blokt icnd 
beweert,  en  moet  ook  dan  tegenover  dezen  de  .exemptio", 
in  dezen  dus  of  vrijdom  of  rechtmatige  verkrijging,  wor- 
den bewezen.  En  dan  volgt  er:  ^Geterum  inter  principem, 
.decimatorem  universalem ,  et  inferiorem  dccimatorem  ali- 
,cujus  territorii  integraleni  hoc  interest,  quod  principi  omnes 
j,agri  debeant  decimas,  etsi  nunquam  probentur  decimati, 
«modo  nee  probentur  exempti ;  inferior  autem ,  ubi  de  aliquo 

«agro  decimae  numquam  dicantur  solutae exacte  pro- 

,bare  teneatur  agrum  in  suo  circulo  situm  decimationi  esse 
,obnoxium". 

Hier  zien  wö  dus  volstrekt  geen  gelijkstelling  van  dengene, 
die  zgn  tiendrecht ,  en  wel  bloktiend,  afleidt  van  den  lands- 
heer ,  met  dezen  zelven.  Afgezien  nog  van  het  eerste  punt , 
wordt  hier  wel  degelijk  uitgesproken  een  verschil  van  het 
hoogste  belang  met  betrekking  tot  de  novale  tiendheffing, 
waarover  later  meer.  Een  verschil  in  den  bewijslast ,  die  elke 
gelijkstelling  reeds  uitsluit  De  gewone  bloktiendheflfer  —  hoe- 
wel de  Schrgver  zich  hier  niet  uitdrukkelijk  uitspreekt,  bigkt 
wel  dat  h\j  in  dit  opzicht  slechts  denkt  aan  ontleening  van 
dat  recht  aan  den  heer  van  den  lande  —  moet  volgens 
hem  zelfs  bewgzen,  waar  novaliteit  van  den  betrek  kei  ijken 
grond  wordt  beweerd ,  dat  deze  reeds  vroeger  was  bebouwd 
en  dus  van  novale  tienden  niet  de  rede  kan  z\jn.  Elke 
andere  reden  van  bevrijding  moet  tegenover  hem  worden 
bewezen,   zoo   vaststaat  dat  het  geschil  bloktiend  betreft. 

Waar  wij  het  betrekkelijke  gedeelte  van  Kost  e rs' proef- 
schrift bespraken,  verwezen  wij  naar  deze  afdeeling;  het 
is  hier  de  juiste  gelegenheid,  ons  geheel  met  hem  eens  te 
verklaren,  waar  hij  wil  aannemen,  , onverschillig  van  welken 
oorsprong  de  bloktienden  zijn",  voor  alle  ,eene praesumtie 
van  plichtigheid  van  alle  binnen  het  blok  gelegen  landen 
ten  voordeele  van  den  tiendheer",  en  zulks  op  grond  van 
het  ontstaan  der  bloktienden,  «te  danken  aan  dewgzevan 
heffing  der  vroegere  tiendheeren,  die,  met  uitsluiting  van 
anderen  tot  de  tienden  van  meerdere  bg  elkander  gelegen 
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gronden   gerechtigd,    deze  als  één  geheel  beschouwden  en 
ze  als  zoodanig  administreerden,  verhuurden,  verpachtten, 
verkochten,  in  leen  of  ten  geschenke  gaven  enz."  *).  Daarbij 
is  natuuriyk  voor  hen,  die  den  kerkelqken  oorsprong  van 
het  tiendrecht  aannemen,  beslissend  de  leer  van  hel  cano» 
nieke  recht,  dat  alle  grond  aan  de  parochiekerk  tiendplichtig 
was,  fot  op  hel  bewijs  van  vrydom.  Schrassert  brengt 
dan   ook    dezen    regel  als  bewijs  voor  zijn  leer  in  het  ge- 
ding, maar  verzwakt  haar  eenigermate  ten  aanzien  vanden 
bijzonderen  tiendheflfer,  lerwyi  hö  in  het  voordeel  vanden 
landsheer  —  hy  schreef  toch  ten  behoeve  der  Staten ,  gelijk 
men  zich  herinnert  —  dit  vermoeden  uitbreidt,  in  verband 
met  den  door  hem  aangenomen  oorsprong  van  het  tiend- 
recht,  en  de  op  grond  daarvan  aan  dat  tiendrecht  toege- 
kende eigenschap  van  een  regale.  De  latere  jurisprudentie, 
bepaaldelyk  die  van  de  laatste  twintig  jaren ,  heeft  de  fout 
begaan,  waarop  in  het  bovenvermelde  vonnis  der  Rotter- 
danischc   Rechtbank ')    werd   gedoeld ,    van   dat  als  regale 
op  te   vatten  recht  van  den  landsheer,  als  decimUor  uni- 
versalis,  ,met  de  daaruit  voortvloeiende  consequenties  om- 
trent de  algcmeene  tiendplichtigheid  van  alle  in  het  territoor 
gelegen  gronden   en  den  daarmede    in    verband  staanden 
bewijslast ,  als  voor  overdracht  aan  private  personen  vatbaar 
te   achten",    en    mitsdien    ook    te    hunnen   voordeele    dat 
algemeene    vermoeden   aan    te    nemen.    Zy  heeft  derhalve 
Schrassert's  systeem,  op  onjuist  en  grondslag  gebouwd, 
gelijk  nog  nader  zal  worden  aangetoond,  in  een  richting, 
door  hem  uildrukkelyk  bestreden,  uitgebreid  en  die  als  in 
het  oude  —  bepaaldelyk  Geldersche  —  recht  gegrond  willen 
doen  voorkomen. 

Wenden  wy  ons  nu  nader  tot  die  Hollandsche  schrijvers , 
op  welke  gemeenlyk  een  beroep  wordt  gedaan,  ton  einde 
de  geldigheid  der  leer  aan  te  toonen ,  en  van  welke  wij  de 


*)  Kosters,  bi.  J61  vig. 
«)  6  Juni  1898,   W.  7196. 
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belangrgkste  ook  door  Schrassert  vermeld  vonden.  Buit- 
ten hen  nog  een  kort  woord  over  den  uitvoerigste,  van 
der  Schelling,  en  zgn  werk:  Hollands  Tiendregt  of 
Verhandeling  van  het  regt  tot  de  tienden^  toekomende  aati 
de  graaflykheid  en  de  heerelijkheden  van  Holland  en  West- 
vriesland y  Rotterdam   1727. 

Gelijk  niet  te  verwonderen  is  bij  een  werk  uit  zgn  tgd,  ver- 
valt deze  Schrijver,  waar  h\j  zich  aan  een  nadere  historische 
uiteenzetting  van  den  oorsprong  van  het  tiendrecht  waagt,  in 
beweringen,  die  onder  het  licht  der  thans  verkregen  kennis 
eenvoudig  zgn  te  beschouwen  als  ongergmdheden.  Zoo  is 
dit  kennelijk  het  geval ,  waar  h\j  over  het  ontstaan  van  het 
grafelijk  tiendrecht  spreekt.  En  dit  in  tegenstelling  met  wat 
hfl  noemt  het  tiendrecht  ,aan  de  heerelükheden  toebehoo- 
rende".  Terwijl  hïj  voor  dit  laatste  zich  aansluit  aan  de  ziens- 
w\jze  van  de  Groot,  waarover  straks,  wordt  omtrent  het 
eerste  door  hem  gezegd  (Kap.  XX  §  II):  «En  dewijl  in  later 
tyd  'sLands  Staten  eenen  algemeenen  Graav  aanstellende, 
denzelven  toegevoegd  hebben  eenige  zoogenaamde  onbe- 
heerde landen  en  velerlei  geregtigheden ,  en  daaronder  het 
Tiendregt,  waarmede  de  Graav  zijne  leenmannen  verlgd 
heeft.  Zoo  volgd  dat  het  Tiendregt  van  sommige  Heerlijk- 
heden uit  den  schoot  der  Graafelykheid  is  gesproten". 

Ter  rechtvaardiging  van  het  boven  gezegde  schijnt  dit 
staaltje  van  's  mans  inzichten  voldoende;  toch  is  de  aan- 
haling niet  van  belang  ontbloot,  omdat  daaruit  blijkt,  dat 
de  Schrijver  niet  alle  tiendrecht  in  Holland  voor  domini- 
aal  en  afkomstig  van  den  heer  van  den  lande  houdt.  Hier- 
uit volgt,  dat  naar  zijn  opvatting  het  vermoeden,  in  de 
leer  gehuldigd,  voor  Holland  niet  van  toepassing  is.  Het 
is  dan  ook  zeker  geen  toeval,  dat  hij,  het  werige  van 
Schrassert  kennende*)»  diens  juridisch  betoog  niet  heeft 
opgenomen  noch  zelfs  vermeld. 

Eenigszins  vreemd  is  het,  dat  van  der  Schelling  de 


»)  Verg.  o.  a.  dl.  I,  bl.  535  en  557  (uitg.  1727). 


Digitized  by  VjOOQIC 


237 

boven  bedoelde  onderscheiding  maakte;  immers  hy  komt 
tot  de  conclusie ,  dat  «heerlijkheden",  niet  van  het  grafelgk 
gezag  leenroerig,  in  Holland  niet  zjjn  aan  te  wqzen;  de 
verklaring  zal  echter  daarin  moeten  worden  gezocht ,  dat  naar 
zijn  oordeel  de  .principes"  bg  Tacitus  niet  als  de  voor- 
gangers van  den  graaf,  als  de  oorspronkelijke  dragers  van 
dat  gezag  kunnen  worden  beschouwd ,  en  hy  de  leer  van 
de  Groot  niet  kon  laten  varen.  Hoe  dit  zq,  in  het  alge- 
meen is  voor  hem  het  tiendrecht  een  regaal,  althans  voor 
zoover  het  nog  in  handen  is  van  den  landsheer,  de  grafe- 
Igkheid,  later  vertegenwoordigd  door  de  Staten. 

Hierin  steunt  hg,  voor  wat  de  uitwerking  aangaat,  nader 
op  Bort,  die  slechts  het  systeem  van  de  Groot  eenigs- 
zins  uitvoeriger  weergeeft ').  Deze  stelt  op  den  voorgrond , 
dat  het  tiendrecht  is  een  regaal,  en  hoewel  h\j  moet  toe- 
geven ,  dat  het  onder  de  regalia  in  lAbr.  Feud.  II,  56  niet 
wordt  opgenoemd,  acht  hij  dit  geen  bezwaar  tegen  die 
stelling,  omdat  «door  gewoonte  ende gebruyck kan  werden 
geêfTectueert ,  ut  jura,  quae  olim  regalia  non  fuerunt,  pro 
regalibus  tamen  hodie  habeantur",  gelgk  ook,  zooals  h\j 
elders')  nog  uitvoeriger  bespreekt,  het  omgekeerde  kan 
plaats  vinden.  In  ieder  geval  is  dat  voor  Holland  niet  van 
belang,  in  de  eerste  plaats  niet  op  grond  van  hetgeen  door 
de  Groot  wordt  betoogd,  en  ten  andere  niet ,  omdat  «bq 
ons  de  tienden  oock  niet  en  werden  gehouden  als  een 
gevolch  van  Hooge  ofte  ook  van  Ambachtsheerlyckheit , 
maer  verstaen  werden  met  de  jurisdictie  ofte  het  gerechte 
geen  gemeenschap  te  hebben,  ende  sulcx  niemant  bg  ons 
wert  geoordeelt  daertoe  recht  te  hebben,  wiens  verlg 
tselve  niet  uytdruckelgck  mede  en  brengt",  waarna  dan  weder 
een  beroep  op  de  Groot  volgt*).  Hieruit  blgktjdat  deze 


')  Tractaat  van  de  domeynen  van  Hollandt,  dl.  X. 

•)  T.  a.  p. ,  dl.  III ,  n".  6. 

*)  Al  hetgeen  volgens  Bort,  t.  a.  p. ,  in  Zeeland  anders  is ,  waar 
derhalve  de  tienden  onder  «ambacht  en  ambachtsgevoich"  mede  wor- 
den verstaan.   Dit   wordt   echter    tegengesproken  door  Bort  zelf,  in 

Rechteg^l.  Mag.  1900.  16 
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schrgver  niet  het  verschil  maakt,  door  van  der  Schel- 
ling, zooals  boven  aangewezen,  theoretisch  op  den  voor- 
grond gesteld,  maar  overigens  van  geen  groot  practisch 
belang  geacht.  Beiden  komen  echter  hierin  overeen,  dat 
zij  de  regaliteit  van  het  tiendrecht  steunen  op  hetgeen  de 
Groot  leert,  waar  hg  tot  deze  uitspraak  komt,  „dat  alle 
de  tienden  zgn  ghekomen  uit  des  graefs  boezem"*),  maar 
tevens  aannemen,  dat  ze  in  Holland  niet  uit  den  aard  leen 
zijn,  en  dus  uitzondering  op  de  regaliteit  van  het  recht, 
z^lfs  wat  den  oorsprong  aangaat,  als  mogelijk  erkennen, 
hicrbg,  naar  het  schjjnt,  eenigszins  afwgkende  van  de 
Groot,  die  ook  de  tienden  « onleen"  zgnde  evenzeer  als 
oorspronkelgk  van  den  landsheer  afgeleid  beschouwt'). 
Maar  ook  bg  de  Groot 's  opvatting  geen  zweem  daarvan, 
dat  alle  land  in  het  territoor  tiendplichtig  is.  Hij  noemt 
het  recht  niet  als  een  regaal ,  maar  ontwikkelt  slechts  zgn 
oorsprong.  Er  wordt  ook  door  hem  niet  meer  gesteld  dan 
dit ,  dat  het  tiendrecht  naar  dien  oorsprong  van  het  wereld- 
Igk  gezag  afkomstig  is.  De  te  zgnen  tijde  bestaande  toestand, 
waarin  het  tiendrecht  van  geheel  anderen  aard  is  geworden , 
wordt  door  hem  niet  voorbggezien ,  wel  uitgesproken ,  dat 
de  afstand  in  leen  niet  wordt  vermoed,  maar uitdrukkelgk 
moet  zgn  geschied.  En  nu  vereischt  hetgeen  nader  betoog, 
dat  met  de  opneming  in  leenrechtelgke  betrekkingen  niet 
is  gegeven  de  regaliteit  van  het  recht,  daar  toch  ook 
andere  rechten  in  leen  konden  worden  gegeven.  Dit  klemt 
te  meer,  als  men  bedenkt,  dat  de  Groot  het  tiendrecht 
in  zijn  Inleiding  bespreekt,  en  dat  wel  bg  zgn  indeeling 
van  het  rechtssysteem,  onder  de  ^bizondere  gerechtigheden" 
(II  dl.  43  §  3),  die  .onerfaenhangig"  zijn  (dl.  38  §  1), 
^waerdoor  eigendom  gemindert  werd",  terwgl  hg  II  dl.  1 

zijn  Tractaat  van  de  amhcichtaheerlijkheden ,  VI  9 ,  en  anderen.  Verg. 
Kosters,  bl.  154  noot  2. 

')  Inleiding,  II,  dl.  45. 

')  Verg.  V.  Leeuwen,  Censura  Forensis ,  II  Gap.  24,  dat  overigens 
niets  bijzonders  bevat. 
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§  29  zegt ,  dat  over  hetgeen  aan  de  «burgerlicke  gemeen- 
schap van  Holland  ende  West-Vrieslandt",  derhalve  destgds 
aan  den  Staat,  behoort,  als  ,de  ghemeene  middelen'' en  , de 
goederen ,  die  eertgds  den  graven  zgnde  toegeleit ,  nu  weder- 
om met  vol  recht  aen  de  gemeene  zake  zqn  vervallen", 
,in  de  verhandeling  over  't  landstandraeckende  recht  sal  ge- 
sproocken  werden".  Het  vermoeden,  in  de  leer  gelegen, 
omtrent  de  algemeenheid  van  het  recht  ten  behoeve  van 
den  landsheer  vloeit  dus  niet  onvermgdeiyk  uit  z\jn  opvat- 
ting voort.  Veel  minder  natuurlgk  ten  behoeve  van  den- 
gene, die  van  hem  zgn  recht  afleidt. 

Gaan  wg  nu  eindelijk  over  '  tot  het  onderzoek  van  d  e 
Groot 's  betoog  omtrent  den  oorsprong  van  het  tiend- 
recht,  dan  schijnt  het  tot  recht  begrip  wenschelijk  over  te 
nemen  y  hetgeen  op  de  meermalen  aangehaalde  plaats  (II 
dl.  45)  wordt  gezegd: 

,§  1.  Tiendrecht  is  een  gerechtigheid  om 't  elfde  deel  van 
eenighe  vruchten  te  trecken. 

,§  'i.  Wq  zeggen  't  elfde  deel:  hoe  wel  de  naem  anders 
schynt  mede  te  brenghen :  dit  teicken  nevens  anderen  doet  ons 
verstaeu  dat  onze  tienden  in  Holland  niet  en  komen  uit  de 
ghezeide  gheestelicke  rechten,  dewelcke  by  naevolging  van 
de  Levitische  wet  onder  de  Christenen  hebben  inghevoert , 
dat  het  tiende  deel  van  de  vruchten  zoude  gheschickt  vVer- 
den  tot  onderhoud  van  de  kerckendienst ;  maer  veeleer 
uit  het  oude  Duitsche  recht  ouder  als  het  Christendom ,  bij 
't  welcke  den  vorsten  tot  onderhoud  van  haren  stand  zeecker 
deel  van  vruchten  wierd  vergunt.  Overzulcks  die  naerstelick 
zal  willen  onderzoecken  den  oorsprong  van  de  tienden ,  die 
de  bisschoppen  van  Utrecht  ofte  de  godshuizen  aldaer  van 
ouds  hebben  gehad ,  zal  bevinden  dat  zg  die  bekomen  hebben 
niet  uit  de  geestelicke  rechten ,  maer  uit  gifte  van  koninghen 
ende  vorsten,  die  men  vind  van  den  jaere  zeven  honderd 
ende  later.  Alzoo  en  vinden  w\j  oock  niet  dat  de  eerste 
graven  van  Holland  eenighe  tienden  hebben  bekomen  van 
geestelicke  luiden ,  maar  wel  dat  zg  verschelde  tienden  aen 
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de  godshuizen  van  Egmond,  Rynsburg  ende  anderen  hebben 
geschoncken:  waeruit  oock  te  ghelooven  staet,  dat  de  tien- 
den van  Zoeland  eertijds  bezeten  b\j  de  bisschoppen .  ende 
door  gifte  van  dezelve  bij  Peters  godshuis  tot  Utrecht, 
ende  bij  't  zelve  godshuis  aen  den  grave  vermangelt  om 
eenighe  goederen,  gelegen  tn  de  Dordrechtsche  waard, 
eertflds  uit  wereltlöcke  hand  moeten  zijn  ghekomen:  hoe 
wel  de  graef  van  Holland  daernae  in  den  jaere  1281  goed 
gevonden  heeft  van  den  bisschop  te  bekomen  zodanighen 
aental,  als  hij  hem  vermat  tot  de  tienden  van  nieuwe  aen- 
ghewonne  landen ,  't  welck  schgnelick  is  geschied  om  twist 
te  ontgaen." 

Gaan  wy  nu  even  de  waarde  na  van  de  in  dit  betoog 
opgenomen  argumenten.  En  dan  ten  eerste  de  stelling,  dat 
het  elfde  deel  der  vruchten  als  tiende  in  Holland  is  ver- 
schuldigd. Ten  bewijze  hiervan  voert  de  Groot  geen  oor- 
konden of  stukken  aan .  behalve  dat  hg  later  zich  beroept 
op  het  verdrag ,  tusschen  den  Graaf  van  Holland  en  de  West- 
Friezen  in  1299  gemaakt.  Wij  komen  hierop  terug,  maar 
stellen  nu  reeds  vast,  dat  noch  door  hem  noch  door  anderen 
bewijsstukken  van  vroeger  dan  het  laatst  der  13^  eeuw  ten 
bewijze  der  stelling  in  het  geding  worden  gebracht ,  terwijl 
te  voren  zonder  uitzondering  en  by  uitsluiting  sprake  is 
vah  de  tiende,  als  het  tiende  gedeelte  van  de  opbrengst 
der  vruchten  van  den  grond.  Hun  bewijskracht  met  betrek- 
king tot  den  oorsprong  van  het  recht  is  dus  van  geen 
waarde.  Bovendien  is  voor  dit  cijfer  in  de  meeste  gevallen 
niet  moeilijk  een  aannemelijke  reden  te  vinden. 

Dan  volgt  het  beroep  op  het  „oude  Duitsche  recht". 
Veel  weten  wg  daaromtrent  niet ,  maar  zeker  wist  d  e  G  r  o  o  t 
niet  meer  dan  wg  thans.  Integendeel,  wat  daaromtrent 
sedert  aan  den  dag  is  gekomen,  w\jst  allerminst  op  een 
tiende,  die  op  '/n  ^^^  opbrengst  moet  worden  gesteld. 
Daargelaten  nu  de  serie  der  Frankische  rechtsbronnen ,  hier- 
boven vermeld,  welke  op  den  kerkelflken  oorsprong  wijzen 
en  die   niet  anders  dan  de  gewone  tiende  en  de  nona  ei 
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dedma  kennen ,  vinden  wg  in  de  leges  barharorum  omtrent  de 
tiende  als  van  een  elfde  deel  niet  gesproken.  Evenmin  in  den 
algemeenen  zin  als  nu  bedoeld,  bij  de  Romeinsche  schrüvers. 
Zeker  niet ,  waar  zy  over  de  Germanen  handelen.  Ook  niet 
bij  Tacitus.  En  dit  verdient  te  meer  de  aandacht,  daar 
de  Groot  kennelijk  op  dezen  schrijver  het  oog  heeft  b\j 
zijn  stelling.  Dit  volgt  uit  een  plaats  in  zijn  Tractatus 
de  AfUiquüate  Reipublicae  Batavae,  Gap.  II,  waar  h\j  na 
aanhaling  eeneF  zinsnede  uit  Tacitus'  verhandeling  de 
^üu  ac  populis  Oennaniae  met  zooveel  woorden  laat  volgen : 
„Hinc  decimarum  origo".  De  plaats  uit  het  gemelde  ge- 
schrift van  den  Romeinschen  schryver  vinden  wy  in  Gap. 
15,  luidende:  ,Mos  est  civitatibus  ultro  ac  viritim  conferre 
principibus  vel  armentorum  vel  frugum,  quod  pro  honore 
acceptum  etiam  necessitatibus  subvenit".  Als  nu  iemand 
opmerkt,  dat  hier  met  geen  woord  van  tienden  wordt  ge- 
sproken, dan  is  dit  volkomen  juist.  En  b|j  deze  lezing,  die 
thans  algemeen  als  de  juiste  wordt  beschouwd,  kan  dan 
ook  moeilijk  nog  van  de  vermelding  van  tiendopbrengst 
aan  de  stamvorsten  de  rede  zgn.  Maar  ten  t\jde  van  d  e 
Groot  werd  een  conjectuur  van  Lipsius  op  deze  plaats 
aannemelyk  geacht,  en  wei  als  zoude  na  viritim  zgn  uit- 
gevallen een  ,X.,  quae  decimam  significal  vel  decimas'*  *). 
Deze  verder  op  niets  steunende  gissing  met  haar  twijfel- 
achtige verklaring,  later  algemeen  verworpen,  bracht  de 
Groot  er  toe  te  meenen,  dat  hier  inderdaad  over  tienden 
werd  gesproken.  Dat  met  het  vervallen  van  deze  lezing 
aan  zijn  stelling  omtrent  den  oud-Duitschen  oorsprong  der 
tiende  elke  grond  ontzinkt,  springt  in  het  oog.  Te  duide- 
lijker nog ,  waar  die  oud-Duitsche  oorsprong  bovendien  nog 
het  afwijkende  elfde  deel  der  opbrengst  moet  verklaren. 

Blyven  nu  nog  de  argumenten,  waar  de  Groot  zich 
op  meer  zuiver  historisch  terrein  beweegt.  En  dan  ten  eerste 
de  schenkingen,    die  koningen   en  vorsten  omstreeks  700 


^)  Zie  van  der  ScheLliing,  I,  bl.  187. 
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aan  de  Kerk  te  Utrecht  zonden  hebben  gedaan.  Wij  kun- 
nen het  den  Schrijver  niet  euvel  duiden ,  dat  hy  ,  op  Loeve- 
stein  zgn  Inleiding  samenstellende,  waarschijnlijk  geen  ge- 
legenheid had  deze  bronnen  nader  aan  te  geven ,  daargelaten 
of  z|j  buiten  handschrift  reeds  meer  algemeen  bekend  waren. 
Wel  echter  kunnen  w^j  thans  nader  de  waarde  van  dit 
argument  nagaan.  Er  kunnen  niet  anders  bedoeld  z\jn  dan 
de  stukken,  die  wQ  vinden  in  het  «Oudste  Cartularium" 
van  het  sticht  Utrecht  *).  De  oorkonden ,  'welke  dan  aan- 
leiding tot  twflfel  zouden  kunnen  geven,  z\jn  die  van  753 
(t.  a.  p.,  bl.  7),  waarbg  nog  gevoegd  kunnen  worden ,  gelgk 
daarop  dan  ook  door  van  der  Schelling  ')  uitdrukkelgk 
beroep  wordt  gedaan,  twee  respectievelijk  van  769  en  815, 
evenals  op  een  lijst  van  bezittingen  der  St.  Maartenskerk  te 
Utrecht  (t.  a.  p.,  bl.  38  vlg.),  die,  zooals  Mr.  Muller 
in  zgn  uitgave  uitvoerig  heeft  aangetoond,  is  te  stellen  in 
de  tweede  helft  der  9^^  eeuw,  behoudens  enkele  latere 
bijvoegselen. 

Het  oudste  dezer  stukken  is  een  bevestiging  door  Pept)  n 
den  Korte  van  eenige  vroegere  schenkingen  aan  de 
Utrechtsche  Kerk,  gedaan  door  zijn  voorgangers  en  door 
hem  zelven.  Daartoe  behoort  alle  tiende,  «de  terra,  seu 
de  mancipia,  aut  de  teloneo  vel  de  negotio  aut  undecun- 
que  ad  partibus  fisci  census  spectare  videbatur'\  Aldus 
meen  ik,  dat  biykens  de  bg  den  tekst  gevoegde  andere 
lezingen  het  betrekkelijke  gedeelte  der  oorkonde  mag  wor- 
den gelezen.  En  dan  volgt  daaruit  met  voldoende  zeker- 
heid, wat  ook  onduidelijk  moge  blyven,  dat  de  tiende, 
waarover  het  hier  gaat,  was  een  tiende  gedeelte  van 
opbrengsten,  die  aan  den  fiscus  toekwamen.  Van  zijn 
eigene  inkomsten  staat  de  Koning  hier  dus  een  tiende 
gedeelte  af  ten  behoeve  der  Utrechtsche  Kerk.  Geheel  iets 
anders  dus,   dan   overdracht   van   een  tiendrecht  over  de 


')    Uitgegeven   door   Mr.   S.   Muller  Fzn.,   in  de  Werken  tan  hei 
Historisch  Genootschap  te  Utrecht  y  1892. 
^  Hollands  Tiendregt^  Gap.  XX. 
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streek ,    waarover   destgds   de  geestelgke  macht  dier  Kerk 
zich   uitstrekte.  En  ook  niet  de  vestiging  van  een  tiendplicht 
ten    behoeve   dier   kerk   in   het   b^zonder  over  alle  in  dat 
gebied   gelegen  landen   of  de   bewoners  er  van.    Dit  toch 
wel  allerminst ,  nu  de  bevestiging  door  het  wereldlgk  gezag 
van    den  reeds  lang  aangenomen  kerkelyken  plicht  tot  het 
opbrengen  der  tienden,  gel\jk  boven  (bl.  193)  is  aangewezen , 
van  enkele  jaren  later  dagteekent.  In  de  betrekkelijke  oor- 
konde ligt  dus  een  eerste  stap ,  in  dezen  bepaaldel^k  ten 
behoeve   der  ütrechtsche  Kerk,    in   de   richting,  in  welke 
Karei  de  Groote  zich  bewoog,  toen  hg,  een  meeralge- 
meene  verordening  uitvaardigende,  in  den  zin  als  vroeger 
gezegd,  al  zqn  domeinen  aan  de  Kerk  tiendplichtig  verklaarde. 
De  twee  volgende  oorkonden,  wederom  niet  anders  z\jnde 
dan  bevestigingen  der  zoo  juist  besprokene,  kunnen  in  be- 
teckenis  en  strekking  daarvan  geen  verandering  brengen '). 
Ook  bg  de  door  ons  als  juist  verdedigde  opvatting  zgn  die 
bevestigingen  niet  \jdel  en  overbodig,  na  de  invoering  van 
den  algemeenen  tiendplicht,  ten  eerste  niet,  omdat  deko- 
ninklgke  bezittingen  en  inkomsten  niet  van  den  beginne  af 
als  tiendplichtig   werden   beschouwd,  en  ten  tweede  niet, 
omdat  dientengevolge  uitdrukkelyk  vaststond ,  dat  het  tiende 
gedeelte  der  genoemde  koninklgke  inkomsten  bepaaldelgk  aan 
de    St.  Maartenskerk  te  Utrecht  toekwam.  Beide  redenen, 
daargelaten   nog  de   omstandigheid,   dat   destgds   bevesti- 
ging door  opvolgende   Vorsten  van  door  voorgangers  ver- 
richte rechtshandelingen  zeer  algemeen  was ,  verklaren  vol- 
doende,  waarom 'zelfs   nog  in  de  11^  eeuw  aan  zulk  een 
bevestiging  gewicht  werd  gehecht '). 

Wat  overigens  de  aanhaling  uit  de  bedoelde  Igst  van 
goederen  bg  van  der  Schelling  betreft,  deze  spreekt,  be- 
halve daar  waar  z\j  klaarbiykelijk  terugslaat  op  de  schenkingen 


O  Voor  de  bewoordingen  der  genoemde  brieven  verwgs  ik  naar  Muller, 
t.  a.  p.,  bi.  11,  14,  en  voor  andere  latere  naar  bl.  18,  24,  59,  28, 
en  104.  Zy  bevestigen  de  meening,  in  den  tekst  uitgedrukt. 

-)  Verg.  oorkonde  van  21  Febr.  1057,  Muller  bl.  104. 
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in  de  zooeven  besproken  oorkonden  bedoeld ,  óf  niet  anders 
dan  van  tienden  in  het  algemeen,  óf  zij  bevestigt  de  door 
ons  voorgestane  leer,  waar  zg  uitdrukkelijk  inhoudt:  ,In 
Beuorhem  tradidit  Gutha  ecclesiam  necdum  consecratam  in 
jus  et  dominium  sancti  Martini ,  ea  videlicet  ratione  ut  post 
consecrationem  ejusdem  ecclesie  decime  darentur  ad  supra- 
nominatam  ecclesiam  de  villis  eet."  '). 

Een  plaats  komt  echter  in  de  gemelde  lyst  voor,  waarop  niet 
door  van  der  Schelling  de  aandacht  is  gevestigd  en  die 
eenigermate  tot  twgfel  aanleiding  zoude  kunnen  geven.  Zy 
luidt:  „In  Lote  ecclesias  tres  cum  terris  ad  easdeni  perti- 
nentibus  et  VII  alia  mansa,  excepta  regali  decima"  '}. 
Tegenover  de  gansche  serie  van  plaatsen,  door  Kosters 
uit  de  capitularia  der  Frankische  rijksvorsten  aangehaald, 
is  deze  enkele  uitdrukking  niet  van  groot  gewicht.  Echter  z\j 
verliest  alle  bew^skracht  in  dezen ,  waar  dezelfde  Igst  ons  de 
verklaring  aan  de  hand  doet  der  uitdrukking  „regalis  decima". 
Immers  even  later  ')  lezen  w\j :  ,In  Almere  regalis  decima  cen- 
sus, qui  vocatur  cogschuld".  Hier  komt,  in  tegenstelling  met 
de  vorige  aanhaling,  de  „ regalis  decima"  toe  aan  de  Eerk 
van  St.  Maarten.  En  nu  blijkt  inderdaad  de  laatstbedoelde 
tiende  aan  die  Kerk  te  zyn  geschonken  door  Koning  0 1 1  o  I, 
by  oorkonde  van  1  April  948 ,  althans  wordt  zij  in  het  bezit 
daarvan  bevestigd^).  De  term  , regalis  decima"  geeft  dus  ken- 
nelgk  in  dezen  de  afkomst  aan ,  en  slaat  tevens  op  het  tiende 
gedeelte  eener  den  fiscus  toekomende  inkomst.  Dit  b|j  de  eerst 
aangehaalde  zinsnede  toepassende  volgt  dus  onmiddellijk,  dat 
een  dergelijke  opbrengst  ter  plaatse  aan  de  genoemde  Kerk 
niet  toekwam ,  maar  ook  niets  meer.  Allerminst  w^st  zij  dus 
op  een  « gift  e  van  koninghen  of  vorsten"  als  den  oorsprong 
voor  het  tiendrecht  der  ütrechtsche  Kerk  in  het  algemeen. 


')  Zie  Muller,  t  a.  p.,  bl.  44/45. 
*)  Muller,  t.  a.  p.,  bl.  38/39. 
>)  T.  a.  p.,  bl.  43. 

*)  T.  a.  p.,   bl.  28:    ^decitnam  parUm  insuper  et  tributorum,  que 
husla'tha  et  cogschuld  dicuntur . . .  firmamus'\ 
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Ter  wederlegging  van  hetgeen  nu  volgt,  de  bewering 
van  de  Groot  nl. ,  dat  wel  schenkingen  der  graven  van 
tienden  aan  geestelgke  gestichten  bekend  zgn,  maar  niet 
omgekeerd,  bepalen  wg  ons  eenvoudig  tot  een  algemeene 
verwijzing  naar  de  b|j  Kosters  aangehaalde  oorkonden  in 
zijn  Hoofdstuk  V ,  waar  tal  van  bewgzen  van  het  tegendeel 
zp  te  vinden  *).  Wonderiyk  in  dit  verband  is  zqn  beroep 
op  de  geschiedenis  der  tienden  in  Zeeland,  waar,  naar 
hetgeen  hq  zelf  als  historie  mededeelt,  de  tienden  in  gees- 
telijke handen  zgn,  maar  volgens  hem  , te  gheloovenstaet", 
dat  het  vroeger  anders  is  geweest.  Evenmin  is  de  tegen* 
spraak  tegen  de  oorkonde  van  1281  van  ernstigen  aard'). 
De  staatkundige  toestand,  bepaaldelijk  de  verhouding  tus- 
schen  den  Graaf  van  Holland  en  den  Bisschop  van  Utrecht, 
was  toen  niet  van  dien  aard ,  dat  de  eerste  van  den  laatsten 
iets  bij  wijze  van  schenking  zoude  hebben  aangenomen, 
hetgeen  hem  rechtens  reeds  toekwam,  en  dit,  gelijk  de 
Groot  zegt,  ,om  twist  te  ontgaen".  Roept  men  zich  de 
namen  der  twee  betrokken  landsheeren  voor  den  geest: 
Floris  V  en  Jan  van  Nassau,  dan  springt  voor  iederen 
niet  der  zake  gansch  onkundige  de  ongerijmdheid  dezer 
redeneering  in  het  oog  *). 

Wij  zouden  hiermede  van  de  Groot's  betoog  kunnen 
afstappen,  ware  het  niet,  dat  hij  nog  twee  «merckelicke" 
bewijzen  voor  den  door  hem  gestelden  oorsprong  van  het 
tiendrecht  aanvoert.  En  wel  een  oorkonde  ,van  den  abt 
van  Floricamp,  verleden  in  den  jaere  1340,  die  ghetuigt, 
dat  den  graef  van  Holland,  doen  geleden  vier  honderd 
jaer,  plag  in  Vriesland  over  't  Vlie  gehuld  te  werden  als 
de  moghentheid  der  Vriezen ende  dat  onder  andere 

')  Verg.  ook  Fockema  Andreae,  in  de  Aanteekeningen  bij  zijn 
uitgave  van  de  Q  root 's  Inleiding^  bl.  135. 

*)  Wat  van  der  Schelling  bedoelt  met  het  beroep  op  een  oor- 
konde van  1204  (v.  d.  Bergh,  O,  B.,  T  n\  199,  bl.  121),  is  niet 
doidelijk,  daar  er  slechts  uit  blijkt,  dat  èn  de  bisschop  van  Utrecht  èn 
de  graaf  van  Holland  tiendgerechtigd  waren. 

*)  Verg.  nog  Blok,  Gesch,  van  het  Nederl.  volk^  I,  bl.  232. 
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gherechtigheden  aldaer  verhaelt  hem  hij  de  Vriezen  waren 
toegestaen  alle  de  tienden  van  Vriesland,  die  binnen  hare 
macht  lagen".  Ware  er  een  oorkonde  van  den  inhoud  als 
de  Groot  hier  aangeeft,  dan  zou  de  onechtheid  reeds bg 
den  eersten  blik  vaststaan.  Immers  graven  van  Holland, 
die  als  „mogentheit"  —  men  denkt  hier  onwillekeurig  aan 
een  vertaling  van  .potestas"  en  daarmede  aan  de  Friesche 
potestaten,  aan  wie  geen  historisch  leven  meer  is  in  te 
blazen  —  vóór  het  jaar  1000  zouden  zijn  gehuldigd  in  Fries- 
land ,  in  welken  zin  men  dit  ook  neme ,  zgn  een  historische 
onmogeigkheid.  Echter  het  door  de  Groot  naar  alle  waar- 
schünlijkheid  bedoelde  stuk,  een  oorkonde  omtrent  eenige 
rechten  van  den  graaf  van  Holland,  afgegeven  door  den 
genoemden  abt ,  bevat  omtrent  den  algemeenen  tiendplicht 
in  Friesland  niets  ').  Hetzelfde  geldt  evenzeer  van  het  zoo- 
genaamde testament  van  Willebrord  van  726,  waarop 
door  van  der  Schelling  beroep  gedaan  wordt  ten  be- 
tooge,  dat  bij  diens  leven  reeds  schenkingen  van  tienden 
door  aanzienlijke  leeken  aan  de  Kerk  te  Utrecht  hadden 
plaats  gevonden '). 

Ernstiger  schgnt  dan  ook  het  argument,  hetwelk  de 
Groot  trekt  uit  het  verdrag  van  1299  tusschen  den  Graaf 
van  Holland  en  de  West-Friezen,  hoewel  daarin  niet  van 
de  opbrengst  van  het  elfde  deel  der  vruchten  aan  den  graaf 
als  tiende  wordt  gesproken.  Dit  echter  geschiedt  in  de  stuk- 
ken, die  ons  bewaard  gebleven  zijn  omtrent  het  feit  der 
onderwerping  van  West-Friesland  aan  de  grafelgkheid  van 
Holland,  waarvan  de  eerste  dagteekenen  van  1 289  en  op  welke 
de  oorkonde  van  1299  terugslaat.  Daarin  verbinden  zoowel 


')  Deze  oorkonde  wordt  bij  vao  Mieris,  Charterb.,  II  bl.  683, 
medegedeeld  op  het  jaar  1344.  Twee  aanteekeningeo ,  door  hem  eenige 
jaren  vroeger  gesteld ,  te  vinden  t.  a.  p. ,  bl.  605  en  478 ,  van  der- 
geljiken  iQhoud  bevatten  wel  iets  omtrent  de  schildheffing,  maareven- 
min  de  door  de  Groot  vermelde  zinsneden  over  het  tiendrecht  van 
den  graaf. 

')  V.  d.  Bergh,  O.  B.  van  Holland  en  Zeeland,  I  n^  3,  bi.  2. 
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die  van  Houtwouderambacht  *)  als  die  van  Drechterland ') 
io  het  bijzonder  als  de  West-Friezen  in  het  algemeen ')  zich 
aan   den   Graaf  te    ^gheven   te  tiende  den  elften  schoef'. 

Met  het  oog  op  den  tQd,  waaruit  deze  stukken  dagtee- 
kenen,  bewijzen  zij  omtrent  den  oorsprong  van  het  tiend' 
recht  natuurlgk  niets.  Toch  moet  worden  toegegeven,  dat 
hier  sprake  is  van  een  algemeene  tiendplichtigheid  aan  den 
graaf,  en  wel  tot  een  elfde  deel  der  opbrengst  van  het  land. 
Overweegt  men  echter  de  omstandigheden ,  die  hiertoe  aan- 
leiding gaven,  dan  is  naar  mgn  oordeel  de  zaak  zeer  dui- 
delgk.  Aan  de  overwonnenen  wordt  in  dit  bgzondere  geval 
opgelegd  een  belasting  ten  behoeve  van  den  overwinnaar, 
bestaande  in  een  zeker  gedeelte  der  opbrengst  van  het  land. 
Bij  de  juiste  opvatting  omtrent  den  oorsprong  van  het  tiend- 
recht  bestond  ook  in  West-Friesland  van  ouds  de  algemeene 
tiendplichtigheid  ten  behoeve  der  Kerk,  zq  het  dan  dat 
misschien  deze  heffing,  evenals  in  het  eigenlgke  Friesland, 
met  moeilgkheden  gepaard  ging.  Om  nu  niet  met  dit  recht 
der  geestelijkheid  in  botsing  te  komen  eischt  de  graaf  de 
elfde  schoof. 

Een  gevolgtrekking  uit  de  bgzondere  omstandigheden 
voor  dit  geval  te  maken  omtrent  den  omvang  van  het  tiend- 
recht  in  het  algemeen  en  omtrent  zgn  oorsprong,  gaat 
natuurlijk  niet  aan.  En  evenmin  is  dit  het  geval  ten  aan- 
zien van  het  verdrag  tusschen  hertog  Albrecht  van 
Beieren  en  de  (Oost-)Friezen  in  1399,  waarb|j  gezegd 
wordt,  ter  verklaring  van  een  vroegere  overeenkomst  van 
1398^),  dat  in  plaats  van  de  tienden  .binnen  onsen  lande 
van  Oistvrieslandt ,  die  ons  mit  recht  toebehoren ,  overmits 
onsen  heerlicheyt ,  soe  hebben  wg  onsen  goeden  luden  van 
Oislvrieslant   voorsz.   also  vele  gunste,  gratie  ende  genade 


')  1289,  20  Jan.,  O.  B„  Il  n^  649,  bl.  282. 
*)  1289,  91   Maart.  O.  f?.,  !I  n».  660,  bl    287. 
')  1289,  IMei,  O.  B.,  II  n*.  671,  bl.  296:  ,de  omnibus  fructibus  terre 
sueundecimam  gherbain'\— 1299,  7  Nov.,  O.B.,  II  nM098 ,  bl. 505. 
*)  Verg.  V.  d.  S  c  h  e  1 1  i  D  g.  Gap.  XX ,  bl.  230 ,  die  hierop  nog  beroep  doet. 
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gedaen ,  dat  zfj  ons  van  allen  goeden,  dat  men  in  den  voorsz. 
lande  zayen  zall  ende  wfl  of  hebben  zouden  den  thienden 
scoof ,  geven  sullen  den  twalifsten  scoof".  Ook  in  dezen  dient 
er  op  te  worden  gelet,  dat  het  hier  geldt  een  verdrag, 
waarbij  het  gezag  van  den  Hollandschen  vorst  na  een  moeilg- 
ken  krqg  wordt  erkend.  Bekend  is ,  dat  dat  gezag  niet  lang 
stand  kon  houden.  Niet  zonder  belang  biyft  het ,  dat  de  lands- 
heer bö  dit  stuk  beweert  krachtens  zjjn  gezag  tot  een  tiende 
deel  der  opbrengst  van  den  grond  gerechtigd  te  z^jn,  en  het 
bijzondere  elfde  deel ,  het  zoo  gezegde  kenmerk  der  wereldigke 
tiende,  door  hem  niet  wordt  vermeld.  Tegenover  de  uitspraak 
van  Telting '),  die  tal  van  bewijsplaatsen  aanvoert,  dat  alleen 
in  deze  oorkonden  van  een  wereldlijk  tiendrecht  in  Friesland 
sprake  is,  terwgl  daar  overigens  alleen  geestelgke  tienden 
voorkomen,  zal  het  wel  niemand  invallen ,  aan  deze  stukken 
van  het  einde  der  14e  eeuw  eenige  waarde  voor  den  aard 
en  den  oorsprong  van  het  tiendrecht  toe  te  kennen. 

Intusschen  valt  het  niet  te  ontkennen ,  dat  in  latere  eeuwen, 
bepaaldelp  sinds  het  begin  der  14e  eeuw,  in  Holland  be- 
staande tiendrechten  dikwQls  omschreven  worden  als  bet 
recht  op  de  elfde  schoof,  dus  dat  deel  van  de  vruchten 
van  het  land,  en  als  het  tiende,  ook  wel  het  elfde  deel 
der  jonggeboren  beesten.  Vooral  met  betrekking  tot  dit 
laatste  schijnt  elke  vaste  regel  te  ontbreken.  In  ieder  ge- 
val betreffen  de  aangehaalde  bewy'splaatsen  niet  anders  dan 
uitgiften  van  land  ter  bedijking,  waarbg  een  meer  of  min- 
der omvangrijk  tiendrecht  wordt  voorbehouden  door  dengeen, 
die  de  vergunning  daartoe  verleent  of  het  land  daartoe 
beschikbaar  stelt  ').  Èn  met  het  oog  hierop,  èn  met  het 
oog  op  den  t\1d  uit  welken  zg  dagteekenen,  bewgzen  zjj 
natuurlökerwijze  omtrent  het  ontstaan  en  den  inhoud  van 
het  oorspronkelgk  tiendrecht  niets '). 


*)  Schets  van  het  oud-Friesche  privaatrecht  y  in  rAtfmi>  1874,  bl.  557. 
*)  Voorbeelden  bü  v.   d.  Schelling,  Cap.  XXI  §    III.  Verg.  ook 
Rechtsgdeerde  Observatiën  op   de  Inleiding  van  de  Groot,  III  66. 
')  V.  d.  Schelling  voegt  hierby  nog  (t.  a.  p.,  §  XII)  een  rede- 
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Hiermede  ztjn  de  argumenten  van  de  Groot  teneinde, 
en  mogen  wQ  dus  zonder  overdrijving  zeggen ,  dat  voor  de 
door  hem  verdedigde  opvatting  geen  grond  is  overgeble- 
ven. Met  zvjn  betoog  valt  de  leer,  en  het  vermoeden  ten 
be&oeve  van  den  landsheer  daarop  gebouwd ;  de  uitbreiding 
daarvan  ten  behoeve  van  dengene,  die  zgn  recht  van  den  lands- 
heer afleidt,  vindt  in  het  betoog  van  de  Groot  geen  steun, 
en,  gelp  wij  zagen,  evenmin  in  dat  van  Schrassert.  Als 
een  leerstuk  der  latere  jurisprudentie  behoort  het  met  den 
grondslag,  waarop  het  ten  onrechte  werd  opgebouwd,  te 
worden  verworpen. 

Het  eenige  vermoeden  in  het  voordeel  van  den  tiendheffer , 
waarvan  in  dezen  sprake  kan  zyn ,  is  dat  hetwelk  wü  hier- 
boven (bl.  234)  met  de  woorden  van  Kosters  aangaven. 
Zal  de  gedaagde  tiendplichtige  derhalve  tot  bewqs  van 
tiendvrijdom  gedwongen  zgn,  dan  zal  vooraf  moeten  vast- 
staan, dat  de  onderwerpelflke  tiend  is  bloktiend,  en  het 
betrekkeiyke  land  of  huis  in  het  tiendblok  is  gelegen.  Maar 
ook  niet  meer. 

(Wordt  vervolgd,) 


neering  in  omgekeerden  zin,  in  dier  voege  dat  hg  onderscheidene 
verschillen  losscben  het  in  zijn  tijd  bestaande  Hollandsche  tiendrecht 
en  bet  canonieke  opsomt,  en  daaruit  de  gevolgtrekking  maakt,  dat 
deze  verschillen  alleen  uit  een  gansch  anderen  oorsprong  kunnen 
worden  verklaard.  Het  springt  in  het  oog,  dat  de  redeneering  zwak 
is,  nu  niet  zijnerzijds  aangetoond  wordt,  dat  de  historische  ontwik- 
keling deze  verschillen  in  het  leven  kan  hebben  geroepen.  Dat  zij 
inderdaad  dientengevolge  zijn  ontstaan,  dat  de  strenge  eischen  van 
het  canonieke  recht  eenerzijds  niet  zijn  kunnen  worden  gehandhaafd, 
zelfs  niet  door  de  geestelijkheid  zelve  zyn  nagekomen,  en  andererzijds 
het  gewoonterecht  in  dezen  overwegenden  invloed  heeft  geoefend, 
wordt  uitvoerig  in  het  proefschrift  van  Kosters  aangetoond.  Hier 
behoeft  er  dientengevolge  niet  verder  op  te  worden  ingegaan. 
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IETS  OVER  HET  ELMIRA-STELSEL , 

DOOB 

Jhr.  Mr.  D.  0.  ENGELEN, 

Voorzitter  van  de  Arr.-Bechtbank  te  Zutfen. 


Mr.  A.  de  Graaf,  Opvoeding  van  gevan- 
genen. Uit  bet  Engelsch.  Amsterdam,  Schel- 
tema  &  Holkema^s  Boekhandel,  1899. 

De  redactie  van  dit  tgdschrift  noodigde  mq  uit  daarin 
aan  te  kondigen  het,  uit  het  Engelsch,  vertaalde  werk  van 
Mr.  A.  de  Graaf,  Opvoeding  van  gevangeneti. 

Dit  werk  behandelt  het  systeem  der  Amerikaansche  ,ge* 
vangenis",  juister  reform -inrichting  {Reformaiory).  te  El- 
mira  —  welk  systeem  geheel  afwijkt  van  dat  wat  op  de 
gevangenen  in  Europa ,  met  name  in  ons  land ,  wordt  toe- 
gepast. 

Daar  .Elmira"  meermalen  reeds  besproken  werd,  hetzy 
in  z\jn  geheel  hetzij  in  de  onderdeelen,  en,  ook  in  ons 
land,  door  die  vertaling,  op  dat  systeem  de  aandacht  is 
gevestigd  geworden ,  zocht  ik  ook  elders  *)  naar  gegevens 
omtrent  dat  stelsel  en  de  onderdeelen  daarvan.  Door  toe- 
voeging van  het  een  en  ander  is  de  , aankondiging"  later 
opgenomen  dan  der  Redactie  en  ook  mg  zelf  aangenaam 
was,  maar  ook  is  de  omvang  van  een  .aankondiging" 
overschreden;  de  literatuur  echter,  ook  weder  over  dit 
onderwerp,  is  zóó  uitgebreid  en  zóó  in  allerlei  tqdschriften 
verspreid,  dat  een  volledig  overzicht  moeilijk  is  te  geven 
en  hetgeen  nu  volgt  daarop,  in  geen  geval,  aanspraak 
maakt. 

O  Vele  gegevens  patte  ik  ait  de  Revue  penitentiaire^  bulletin  de  la 
Société  générale  des  prisons.  De  aantialingen  daaruit  worden  aangege- 
ven door  de  letters  £.  P. 
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De  oorspronkelgke  titel  van  het  werk  luidt:  The  New- 
Tork  State  Reformaiory  at  Elmira. 

Omtrent  het  ontstaan  van  die  inrichting  wenschte  ik 
iets  raeer  roede  te  deelen  dan  het  werk  doet. 

In    Amerika  ontstond ,  een  50  jaar  geleden ,  een  sterke 
reactie   tegen   de   toen   daar  gevolgde  wijze  van  opsluiting 
van   gevangenen.  Later  trad  op  den  voorgrond  het  vraag- 
stuk   van   de  „indeterminate  sentences^^;  natnelgk  vonnissen 
die,  tot  opsluiting  veroordeelend ,  daarvan  niet  denjuisten 
duur   vermelden,    wordende  die   duur,  binnen  eene  hetzy 
in    de     wet    of  door   den  rechter   bepaalde  (zeer  ruime) 
grens,    geregeld  door  de  administratie  van  de  gevangenis, 
in   verband    met  het  verbeterd-zijn  van  den  veroordeelde, 
met   de  waarschgnlgkheid  dat  de  veroordeelde  als  ordelqk 
mensch  in  de  vrije  maatschappij  weder  zal  optreden;  zoo- 
dat dus  de  opsluiting  korter  of  langer  duurt  (binnen  zekere 
grenzen),    al  naarmate   de  veroordeelde   vroeger   of  later 
zich  heeft  verbeterd.  Deze  twee  strooming^n  hebben  er  toe 
geleid,  dat  de  New-York  Prison  Association stichtte, 
in    1876/1877,    een    ^reformatory'^ :    een    inrichting    voor 
mannen    van    16—30   jarigen   leeftijd   die,    wegens  zware 
misdrijven,   voor  de  eerste  maal  onder  de  strafwet  vallen 
en,   bij   uitzondering,   ook  voor  recidivisten;  het  doel  dier 
inrichting   is,   die    personen   van  wie  blijvende  verbetering 
is  te  verwachten ,  —  voor  ^gewoonU-mlsdsidigevs^*  is  Elmira 
niet  bestemd  —  te  verbeteren.  De  rechtbanken  in  den 
Staat   New-York   zijn  bevoegd,  schuldigen,  die  zij  daartoe 
geschikt   achten,   te   veroordeelen    tot   plaatsing  in  die  in- 
richting. 

Ehnira  is  een  particuliere  instelling,  werkende  onder  toe- 
zicht der  regeering,  —  ongeveer  een  gelyke  regeling  als 
ten  onzent  op  de  private  krankzinnigengestichten. 

De  betreffende  bepaling  uit  de  wet  van  24  April  1877 
luidt: 

,Every  sentence  to  the  Reformatory  of  a  Person  hereafter 
convicted  of  a  felony   or  other  crime,  shall  be  a  general 
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sentence  to  imprisonment  in  the  New  York  State  Refor- 
matory  at  Elmira ,  and  the  courts  of  this  state ,  imposing 
such  sentence,  shall  not  fix  or  limit  the  duration  thereof. 
The  term  of  such  imprisonment  of  any  person,  so  convic- 
ted  and  sentenced,  shall  be  terminated  by  the  Managers 
of  the  Reforraalory  as  authorised  by  this  act,  but  such 
imprisonment  shall  not  exceed  the  maximum  term,  provi- 
ded  by  law,  for  the  crime,  for  which  the  prisoner  was 
convicted  and  sentenced." 

Vóór  dat  ik  verder  ga,  zö  my  de  vraag  veroorloofd,  of 
de  vertalings-titel :  ,  opvoeding  van  gevangenen"  wel  juist 
is.  De  Staat  New- York  kent  ook  .gewone"  gevangenissen , 
waarbii  het  systeem-EImira  niet  wordt  toegepast;  ook  wordt 
dit  systeem  toegepast  alleen  op  personen  die  geruimen  tgd 
straf  moeten  ondergaan  en  niet  op  gevangenen  voor  korten 
tyd.  De  Nederlandsche  titel  geeft  min  of  meer  te  denken, 
dat  hetgeen  in  het  werk  wordt  vermeld  slaat  op  alle  ge- 
vangenen van  dien  Staat;  de  oorspronkelvjke  titel:  ,the 
N.-Y.  State  Reformatory  at  Elmira",  is  daarom  m.  i.  juister; 
doch  wat  daarvan  ook  moge  zyn .  opnieuw  is  thans  de  aan- 
dacht op  de  wyze  van  behandeling  van  gevangenen  geves- 
tigd geworden. 

Om  den  veroordeelde  ,  veranderd"  te  krygen,  daarop  is 
het  systeem  van  Elmira,  in  zyn  geheel,  ingericht.  Laat  m\j 
nu,  aan  de  hand  van  het  genoemde  werk,  mededeelen, 
op  welke  tcijze  het  „instituut"  Elmira  (zoude  .inrichting" 
niet  een  betere  benaming  zgn?  —  een  instituut  voor  ge- 
vangenen klinkt  voor  ons  zoo  eigenaardig)  werkt. 

Na  te  zijn  overgebracht,  wordt  de  veroordeelde  geleid 
voor  den  directeur.  Deze  heeft  reeds  in  handen  een  afschrift 
van  het  geheele  proces ;  doch ,  door  eigen  onderzoek ,  tracht 
hg  te  krygen  een  inzicht  in  de  innerlijke  natuur,  in  het 
karakter  van  den  man,  om  dan  in  staat  te  zgn  eene  voor 
het  individu  geschikte  behandeling  toe  te  passen ;  eene  vol- 
ledige diagnose  van  den  physieken,  intellectueelen  en  mo- 
reelen  toestand  wordt  opgemaakt;  in  de  kleinste  bijzonder- 


Digitized  by  VjOOQIC 


253 

heden  wordt  alles  opgeschreven.  De  directeur  verwgst  dan 
den  gevangene  naar  eene  schoolklasse ,  eene  afdeeling  der 
indastrie-  of  eene  klasse  van  de  ambacbtsschool ,  alles  in 
verband  met  de  ontwikkeling ,  de  gezondheid ,  enz.  van  den 
man.  En  deze  wordt  dan  tevens  ingelicht  omtrent  den  gang 
van  zaken  van  het  huis,  omtrent  de  voorwaarden,  waar- 
onder hfl  zijne  invrijheidstelling  kan  bevorderen;  de  voor- 
deelen  en  de  nadeelen  van  goed  of  slecht  gedrag  worden 
hem  voorgehouden. 

Nu  begint  ~  zooals  een  oud-gevangene  het  heeft  uitge- 
drukt —  de  drieëenheid  van  de  m  te  werken:  mental, 
moral ,  manual  training  ') ;  alles  is  gericht  op  die  ontwik- 
keling om  dddrdoor  tot  verbetering  van  elk  individu  te 
komen;  op  den  achtergrond  staat  dan  de  invrgheidstelling, 
zgnde  ^het  herkrggen  van  de  vrijheid  het  eenige  doel,  de 
eenige  zucht  van  een  gevangene". 

De  gevangenen  worden  verdeeld  in  drie  klassen  die, 
uiterlijk,  duidelijk  van  elkander  zfln  onderscheiden;  de  3de 
of  laagste  klasse  heeft  donkerroode  kleeding  zonder  pet; 
de  2de  klasse  heeft  donkere  stof  met  pet;  de  Iste  of  hoogste 
klasse  heeft  een  nette  blauwe  uniform  met  marine-pet. 

De  regelen  voor  de  behandeling  in  de  3  klassen  zijn 
verschillend. 

Het  dieet  en  de  Wflze  waarop  het  maal  wordt  toege- 
diend verschilt  naar  de  klasse ;  zoo  gebruikt  de  eerste  klasse 
het  aan  tafels  van  8—12  personen,  met  tafellaken  en  por- 
seleinen servies;  één  der  gevangenen  sngdt  voor;  van  tqd 
tot  tijd  wordt  dessert  gegeven,  ingelegde  of  gedroogde 
vruchten;  zg  mogen  zich,  gedurende  het  middagmaal,  on- 
belemmerd, met  elkander  onderhouden.  De  2cle  en  3de 
klasse  eten  in  hunne  cellen. 

De  eerste  klasse  heeft  ruimere  cellen ;  voor  ligging  soms 
een  springveeren  matras;   op  Zondag  mogen  brieven  wor- 

')  Ik   vond  deze  zeer  karakteriseerende  uitdrukking   in  Outline  of 
praetieal  sociologe ^  door  C.  D.  Wright  (American  citizen  Series). 
Rechtsgel.  Mag.  1900.  17 
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den  geschreven  en  ontvangen ;  voor  de  tweede  klasse  is 
dit  beperkter.  De  eerste  en  tweede  klasse  mogen  elke  week 
boeken  uit  de  bibliotheek  kragen  en  ontvangen  de  gestichts- 
courant ;  de  derde  klasse  is  van  boeken  en  van  de  courant 
verstoken.  By  het  verwisselen  van  localiteit^n  verschilt  het 
toezicht  naar  de  3  klassen;  zoo  wordt  bqv.  de  laagste 
klasse  steeds  door  de  beambten  gecommandeerd  en  ge- 
controleerd; h[]  de  eerste  klasse  zijn  er  opzichters  uit  de 
gevangenen  zelf. 

De  nieuw  aangekomene  wordt  geplaatst  in  de  middelste 
of  Sde  klasse;  van  daar  kan  hij  dalen  naar  de  3<le  of  op- 
klimmen naar  de  1ste  klasse,  terwgl  iemand  ook  van  de 
Isie  klasse  kan  worden  verzet  naar  de  2de  of  3de.  De  ge- 
vangene heeft  het  dus  in  eigen  hand,  of  h|j  van  de  voor 
deelen  der  1ste  klasse  mag  genieten  of  dat  h^  de  strenge 
maatregelen  van  de  3de  moet  ondergaan.  Zoo  ook  mag  in 
de  cellen  der  1ste  klasse  het  gas  langer  branden  dan  in  de 
andere  en  mag  in  die  cellen  een  karpet  worden  neergelegd 
of  mogen  foto's  van  huis  worden  opgehangen ,  wat,  b|j  terug- 
wijzing naar  een  lagere  klasse,  wordt  afgenomen  '). 


^)  Herinnerd  worde  hier,  dat  ook  ons  gevangeniswezen  klassen  kent 
voor  tydelyk  veroordeelden  in  gevangenissen,  en  wel  3;  nl.  1*.  ,de 
eerste  of  strafklasse",  waartoe  behooren  de  gevangenen  die  wegens 
«aanslagen  tegen  de  veiligheid  van  het  gesticht,  tegen  de  beambten 
of  lotgenooten,  wegens  andere  ernstige  vergrijpen  ofwel  wegens  door- 
gaand slecht  gedrag  daartoe  worden  verwezen;  een  gevangene  wordt 
nooit  onmiddellijk  by  aankomst  in  het  gesticht  in  die  klasse  inge- 
deeld''; !2°.  ,de  2^®  of  recidivisten-klasse*',  waartoe  behooren  de  reci- 
divisten, die  vroeger  1  jaar  straf  ondergingen;  3^  ,de  3^®  klasse", 
waartoe  behooren  de  overigen  Verandering  in  de  klasse- plaatsing  is 
mogeiyk.  Omtrent  het  verschil  in  behandeling  {reedt  op  den  voor- 
grond: „de  in  de  1'^  klasse  geplaatsten  staan  ten  aanzien  van  brief- 
wisseling, bezoeken  of  andere  voorrechten  by  de  overige  bevolking  ten 
achter;  ook  wordt  hun  het  genot  der  kantine  ontzegd  en  mogen  zy 
die  er  2  maal  in  geplaatst  zijn  niet  worden  opgenomen  in  de  voor- 
dracht tot  afslag  en  tot  ontslag"  (zie  K.  B.  31  Aug.  1886,  Sthl.ïi\  159. 
artt.  78  en  80).  Voor  huizen  van  bewaring  en  Ryksopvoedingsgestichten 
zijn  twee  klassen,  de  gewone  en  de  straf  klasse  (art.  82). 

Onnoodig  is  het  uiteen  te  zetten,  dat  dit  klassensysteem  zéér  veel 


Digitized  by  VjOOQIC 


255 

Opmerking  verdient  het,  dat  in  de  werkplaats  en  in  de 
school  de  3  klassen  dooreen  zqn  gemengd;  de  classificatie 
is  daar  naar  de  ontwikkeling  en  de  bekwaamheden,  zonder 
dat  het  gedrag  in  aanmerking  wordt  genomen. 

Met  die  klassen  staan  in  nauw  verband  de  «marken". 

Om  van  de  tweede  klasse  (de  klasse  waarin  de  nieuw 
aangekomene  oorspronkelgk  wordt  geplaatst)  te  komen  in 
de  eerste  klasse,  zgn  noodig  9  marken  in  elke  maand, 
gedurende  een  half  jaar.  Die  marken  z|jn :  3  voor  gedrag , 
3  voor  arbeid,  3  voor  schoolvorderingen.  Voor  gedrag 
en  voor  arbeid  is  noodig  het  volle  getal  of  het  zooge- 
naamde ^perfecC\  waaronder  wordt  verstaan  gehoorzaam- 
heid aan  de  regels,  getrouwheid  aan  het  bestuur,  geen 
onbetamelQke  gemeenzaamheid  met  de  medegevangenen, 
verrichten  van  een  behoorlyke  hoeveelheid  werk  zonder 
verkwisting  van  materiaal  en  vervaardiging  van  goed  werk; 
voor  schoolvorderingen  is  75  pGt.  van  de  marken  voldoende 
om  het  .perfect"  te  verkregen;  ö^er  in  de  klasse  en  vor- 
dering in  geestelgken  groei  en  in  ontwikkeling  is  daarvoor 
noodig. 

Nu  kunnen  verkregen  marken  worden  vwlaren;  en  dan  kan 
zelfs  terugplaatsing  naar  de  derde  klasse  daarvan  het  gevolg 
zijn  —  waardoor  weder  de  inwHjheidstelling  wordt  vertraagd. 


▼erschilt  van  dat  in  Ëlmira,  al  is  het  ook  dat  de  voordeelen  van  de 
eene  klasse  boven  de  andere  aan  Eltnira  doen  denken.  Een  verschil  in 
kleeding  bestaat  ten  onzent  niet 

In  de  Engelsche  gevangenissen  is  er  ook  eenig  uiteriyk  verschil ;  in 
1879  heeft  men  daar  de  ,8tar  Claas'^  ingevoerd;  een  rood  e  ster  wordt 
bevestigd  op  de  pet  en  op  de  mouwen ;  dit  kenteeken  wordt  gedragen 
door  ben  die  niet  geheel  verdorven  zyn,  't  wordt  genoemd  een  middel 
tol  opheffing  in  eigen  oogen.  Ik  meen ,  dat  die  maatregel  voornamei jjk 
bg  gemeenschappelgke  opsluiting  wordt  toegepast.  Zie  R,  P.,  1897. 
bl.  1394.  Sedert  1  Mei  1899  is  den  rechter  de  verplichting  opgelegd, 
de  veroordeelden  te  plaatsen  in  eene  zekere  klasse  in  verband  met 
hun  zedelyken  toestand;  de  behandeling  in  de  gevangenis  staat  met 
de  klassen  in  verband;  R.  P.,  1900,  bl.  178.  (De  vraag  zij  echter  ge- 
daan, of  de  rechter  in  staat  is,  dat  alles  te  beoordeelen.) 


Digitized  by  VjOOQIC 


256 

Bedrog  (zelfs  in  betrekkelgk  onbelangrgke  zaken,  wanneer 
het  een  bl^k  is  dat  de  toestand  van  misdaad  voortduurt), 
ruzie,  onverschilligheid  om  vorderingen  te  maken  hebben 
degradatie  ten  gevolge.  Zes  roode  rapporten  (voor  belang- 
rijke nalatigheid)  of  drie  gele  rapporten  (voor  belangrgk 
plichtverzuim)  in  ééne  maand,  veroorzaken  het  verlies  van 
1  mark;  een  bruin  rapport  (voor  bepaalde  vergrepen)  ver- 
oorzaakt het  verlies  van  1  of  meer  marken. 

Verloren  marken  kunnen  worden  herkregen  zóó  dat  de 
schakel  van  marken  hersteld  kan  worden;  in  geval  van 
groote  vergrijpen  blijft  de  schakel  verbroken  en  moet  van 
voren  af  worden  begonnen. 

Verlies  van  marken  door  lichamelijk  gebrek,  ziekte  of 
oorzaak  waarvoor  de  gevangene  niet  aansprakelgk  is,  be- 
werkt geen  verandering  van  klasse,  maar  ze  kunnen  ook 
niet  worden  herkregen. 

Wat  nu  betreft  de  bekroning  van  goed  gedrag  —  de 
invrgheidstelling: 

Een  minimum  van  12  maanden  verblgf  wordt  geêischt; 
het  voorstel  is,  dien  tgd  te  verlengen  tot  15  of  18  maan- 
den, terwgl  thans  reeds  do  regel  is,  niet  binnen  de  15 
maanden  te  ontslaan.  Heeft  nu  een  gevangene ,  in  de  eerste 
klasse,  9  marken  per  maand  gedurende  6  maanden  ver- 
kregen ,  dan  komt  hg  in  aanmerking  om  onder  de  aan- 
dacht te  komen  van  het  bestuur  voor  ontslag.  In  ver- 
band met  zijn  gedrag  in  de  ruimste  beteekenis  van  dat 
woord,  in  verband  met  het  vinden  van  een  min  of  meer 
vaste  niaatschappelqke  betrekking,  waarin  hg  terstond  kan 
worden  geplaatst,  —  want  .onafgebroken  werkzaamheid  is 
een  onmisbaar  vereischte,  wil  de  bekeerde  ontslagene  wor- 
den bewaard  voor  terugkeeren  naar  de  oude  slechte  wegen", 
—  in  verband  met  dat  alles  wordt  overwogen  de  vraag  van 
invröheidstelling  op  woord  van  eer,  ^on  parol^\ 
Namelijk,  hei  ontslag  van  den  gevangene  is  vooreerst  slechts 
voorwaardelijk ;  «een  plotselinge  overgang  van  de  eene  sfeer 
in   de  andere,  van  gevangenschap  tot  vrjjheid,  leidt  soms 
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oogenbiikkelgk  tot  uitersten ,  maar  is ,  in  ieder  geval ,  nooit 
be?orderlijk  voor  goede  resultaten;  om  trapsgew^ze  de 
oienscheiqke  natuur  te  wennen  aan  de  verandering  van 
den  toestand  van  opsluiting  of  gevangenschap  tot  dien  van 
ongebonden  vrijheid,  is  eene  overgangsperiode  van  eenige 
maanden  algemeen  erkend  onmisbaar  te  zijn".  Vandaar, 
dat  de  gevangene  niet  vóór  hg  zich  gedurende  6  maanden 
in  de  maatschappg  goed  heeft  gedragen,  de geheele yri^heïd 
herkrygt.  Gedurende  die  6  maanden  moet  hij ,  maandelgks , 
een  rapport  indienen  van  een  betrouwbaar  persoon  en  staat 
hij  onder  toezicht  van  een  ambtenaar  der  inrichting;  zoodra 
hg  afwgkt,  wordt  hy  weder  gevangen  genomen  en  weder 
geplaatst  in  de  middelste  (de  aanvangs-)  klasse.  Op  hun  woord 
ontslagenen,  die  door  ongeluk  of  onbekwaamheid  hun  be- 
trekking verliezen,  en  vrijwillig,  op  raad  van  de  inrichting 
doch  zonder  bevel,  terugkeeren,  .worden  ontvangen  als 
gasten"  en  zoo  spoedig  mogelgk  in  een  nieuwe  betrekking 
geplaatst. 

De  regeling  hierboven  omschreven  rust  op  de  volgende 
bepalingen,  voorkomende  in  de  reeds  genoemde  wet  vari  1877: 

«The  Board  of  Managers  shall  (also)  have  power  to  esta- 
blish  rules  and  regulations,  under  which  prisoners,  within 
the  Reformatory  may  be  allowed,  lo  go  upon  parole 
outside  of  the  Reformatory  buildings  and  inclosure,  but 
to  remain ,  while  on  parole,  in  the  legal  custody  and  under 
the  conirol  of  the  Board  of  Managers,  and  subject  at  any 
time  to  be  taken  back  within  the  inclosure  of  said  Refor- 
matory, and  full  power  to  enforce  such  rules  and  regula- 
tions and  to  retake  and  reimprison  any  convict  so  upon 
parole,  is  hereby  conferred  upon  said  Board,  whose  writ- 
ten  order,  certified  by  its  secretary,  shall  be  a  sufficiënt 
warrant  for  all  officers,  named  in  it,  to  authorize  such 
ofBcers,  to  return  to  actual  custody  any  conditionally  re- 
leased  or  paroled  prisoner." 

,The  Board  of  Managers  shall  (also)  have  power,  to  make 
all  rules  and  regulations  necessary  and  proper  for  the  em- 
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ployment,  discipline,  inslruction,  education,  removal  and 
temporary  or  conditional  release  and  return  as  afore-said 
of  all  the  convicts  in  said  Reforraatory"  '). 

De  geest  die ,  te  Elmira ,  de  behandeling  der  gevangenen 
beheerscbt,  moge  blqken  uit  het  volgende: 

«Het  Réformatory  is  een  tuchtschool  en  een  oefenings- 
plaats  voor  de  bewoners.  Deze  tucht  bedoelt  echter  uit- 
sluitend het  individu  op  te  wekken,  en  hem  te  dwingen 
door  eigen  krachtsinspanning  zijn  slechte  eigenschappen  te 
leeren  kennen  en  te  verbeteren;  en  het  hangt  uitsluitend 
en  alleen  af  van  den  wil ,  den  Qver  en  het  gedrag  van  den 
persoon  in  kwestie,  of  en  in  hoeveel  tgd  hij  zal  worden 
bevorderd  en  in  vryheid  gesteld,  of  dal  hg  in  de  derde 
klasse  zal  moeten  worden  geplaatst". 

„Geen  verleden,  geen  gisteren,  geen  straf  voor  hel  kwaad 
dat  verricht  is;  alleen  heden  en  toekomst  —  belooning  voor 
zelfverbetering  —  dat  is  het  fundamenteel  beginsel  van  het 
Elmira-systeem ;  ...  de  treurige  en  weinig  opbouwende  her- 
inneringen aan  zgn  vroeger  leven  zgn  vergeten  en  nimmer 
wordt  er  op  gezinspeeld"  *). 


O  Aan  het  bestuur  is,  bij  genoemde  wet,  de  bevoegdheid  gegeven, 
gevangenen,  die  vermoedelijk  onverbeterlijk  zijn  en  wier  tegenwoor- 
digheid in  het  Réformatory  klaarblijkelijk  schade  zal  toebrengen  aan 
het  welzijn  van  de  inrichting,  over  te  brengen  naar  eene  , gewone'* 
gevangenis;  het  bestuur  van  Elmira  heeft  echter  tevens  de  bevoegd- 
heid, den  terugkeer  van  zulk  een  persoon  te  weigeren.  Doch  er  is 
een  ontwerp  hangende  om  bet  bestuur  die  bevoegdheid,  om  de  on- 
verbeterl ijken  weg  te  zenden,  te  ontnemen  —  welk  ontwerp  door  de 
gevangenis-vereeni(ring  te  New- York  zeer  wordt  ontraden,  omdat  dan 
een  belangrijk  middel  van  tucht  zoude  vervallen.  R.  P.,  1898,  bl.  1343. 

^  In  verband  zeker  hiermede,  worden  de  bewoners  van  Elmira  door 
den  directeur  ^inmaUs^"  genoemd  (pensionnaires).  Zie  o.  a.  Dr  Ale- 
trino,  in  de  Psychiatrische  en  Neurologische  Bladeft ^  29innATilFebTHB.n 
1900    over  de  ^Elmira  Réformatory^'. 

In  het  groote  gesticht  Flakkenberg  op  Seeland  (Denemarken)  is  het 
spreken  over  het  vorige  leven  eveneens  verboden;  er  wordt  daar  inge- 
prent, dat  daar  een  nietiw  leven  wordt  begonnen.  Dr.  E.  Lauri Hard, 
in  het  Nieuws  v,  d.  Dag  van  15  Ang.  1899,  keurt  dat  systeem  af. 
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En  als  karakteristieken  trek  van  het  Elmira-stelsel  deelt 
Schr.  mede:  «dat  minder  nadruk  wordt  gelegd  op  de  f  ei- 
ieUjke  vervulling  van  de  eischen  die  van  het  individu  ge- 
vraagd worden,  dan  op  hun  bekwaamheden  en  op  de 
bevredigende  ontwikkeling  van  al  hun  lichamelijke  en  geeste- 
Igke  vermogens  bgzonder  in  de  school  en  in  de  werkplaats. 
Dit  is  de  standaard,  waarnaar  de  resultaten  worden  gemeten^'. 

Met  het  oog  nu  op  die  beginselen  is  alles  ingericht,  — 
zoowel  lichamelijk  als  geestelyk. 

De  dagindeeling  is  zóó  ingericht,  ^dat  de  geest  van  den 
gevangene  gedurende  al  de  uren  van  den  geheelen  dag 
beziggehouden  wordt,  om  inderdaad  liever  zqn  geest  te 
leiden  dan  dezen  aan  zich  zelven  over  te  laten  en  zoo 
doende,  desnoods  door  dwang,  betere  denkgewoonten  in 
hem  te  vestigen". 

,De  voeding  schflnt  overdreven,  maar  goed  voedsel  is 
voor  ieder  mensch  van  de  hoogste  noodzakelgkheid  voor 
een  geregeld  leven";  en  «mjjne  lange  ondervinding  (het  is 
de  directeur  van  Elmira,  die  aldus  spreekt)  heeft  m\j  ge- 
leerd ,  dat  ik  veel  betere  resultaten  verkrijg  mét  gevangenen 
als  ik  hun  goed  voedsel  geeP' '). 

Voor  de  godsdienstige  belangen  wordt  geregeld  gezorgd. 

«Er  worden  soms  ook  leerzame  en  onderhoudende  voor- 
drachten j  concerten  en  muzikale  uitvoeringen  gegeven";  ,en 
de  directeur  houdt  des  Zondags  meestal  een  korte  toespraak 
over  onderwerpen,  waarover  hy  het  raadzaam  oordeelt  in 
het  openbaar  te  spreken,  bfl  hem  opgekomen  door  de  in- 
tieme gesprekken  met  de  gevangenen  in  den  loop  der 
week" «). 

Het  onderwijsis  een  der  leidende  gedachten  te  , Elmira". 


O  Boven  reeds  deelde  ik  mede,  dat  de  hoogste  klasse  soms  dessert 
krggt.  In  de  R.  P.,  1893,  bl.  121,  vind  ik  een  gelijke  mededeeling  over 
de  gevangenis  van  Maryland;  ook  daar  vruchten,  appels,  waterme- 
loenen, verschillende  soorten  vleesch  {nerved  in  variety  fortm*),  en 
versche  visch.  Zulk  een  voeding  i8  zeer  zeker  overdreven. 

')  Op  die  conférences  kom  ik  straks  terog. 
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Misdadigers ,  die  werkelgk  vatbaar  blqken  voor  verbetering, 
hebben  vóór  alle  dingen  en  zonder  uitzondering  noodig  : 
verbetering  van  denken,  i, onafgebroken  activiteit  van  de 
hersens  en  van  de  ziel ,  en  wel  zóó  toegepast,  dat  de  geest 
gedwongen  wordt  zich  naar  alle  kanten  verder  uit  te  strek- 
ken, het  denkvermogen  te  versterken  en  ook  de  zedelgke 
beginselen  krachtiger  te  maken ,  om  zoo  definitief  een  juist 
bewustzijn  van  zich  zelf  te  verkrqgen'*.  j,Een  ordelijke  levens- 
wijze en  geregeld  werk ,  het  is  waar ,  kunnen  een  gevangene 
geschikter  maken  voor  de  jir^t^an^mis-discipline",  ^ maar  dat 
zal  zyn  karakter  slechts  in  weinig  gevallen  radicaal  en  met 
blyvend  gevolg  verbeteren".  «Het  ontwaken  van  belangstel- 
ling in  iets  dat  buiten  de  sfeer  ligt  waarin  iemand  zich 
tot  nu  toe  heeft  bewogen,  blgkt,  wanneer  deze  spontane 
opwelling  ontwikkeld  is  door  krachtige  inspanning,  een  vaste 
ladder  tot  verbetering  te  zgn."  ,De  ondervinding  inEImira 
geeft  de  vaste  overtuiging,  dat  een  van  de  zwaarste  straf- 
fen voor  misdadigers  is:  opvoeding.  Een  verstandig  sys- 
teem van  opvoeding  en  verbetering  kan  toegepast  worden, 
zonder  grodle  moeilijkheden  en  zonder  groote  offers ,  zon- 
der te  kort  te  doen  aan  de  werkuren  en  zonder  ook  maar 
eenigszins  de  bewaking  van  de  gevangenen  in  gevaar  te 
brengen." 

Het  onderwijs  begint  met  de  elementaire  zaken ,  al  naar- 
mate van  ieders  behoefte ,  en  breidt  zich  uit  tot  hoogere  wis- 
kunde, geographie,  algemeene  geschiedenis,  politiek,  lite- 
ratuur, rechten,  staathuishoudkunde,  electrotechniek,  chemie, 
psychiologie ,  abstracte  en  moreele  philosophie;  ook  wordt 
onderwezen  stenographie ,  type-writing  en  telegraphie,  als 
nuttig  niet  alleen  in  de  toekomst  voor  het  practische  leven, 
maar  ook  als  geestes-oefening  tot  ontwikkeling  van  snel  en 
juist  begrip. 

De  klassen- verdeeling  is  hierby  een  groote  moeil\jkheid ; 
oorspronkelgk  7,  bedraagt  het  aantal  klassen  nu  (in  1891) 
20;  er  zijn  nl.  personen  die  niets  kennen  en  personen  die 
zeer   goed   onderwys   hebben   gehad;   met  dat  verschil  is 
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rekening  te  houden,  omdat  ook  het  middel  van  opvoeding 
individueele  behandeling  eischt. 

De  onderwijzers  moeten  zich  met  iederen  leerling  per- 
sooalijk  in  contact  stellen ,  om  aldus  sluimerende  eigenschap- 
pen te  kunnen  bemerken;  alles  wat  zfj  waarnemen  moeten 
zij  den  directeur  melden. 

De  uitnemendste  autoriteiten  op  het  gebied  van  opvoed- 
kunde en  wetenschap ,  die  in  de  buurt  van  Elmira  te  vinden 
zyn,  geven  er  les;  bovendien  houden  er  ook  mannen  van 
naam  (gratis)  lezingen. 

Een  enkele  mededeeling  nog  over  de  practiache  ethica  of 
praeHsche  maralUeit.  «Deze  tak  van  onder w\js  behandelt- 
direct  datgene,  waar  iedere  andere  cursus  op  doelt  en 
waarvoor  alle  verbeteringspogingen  trachten  voor  te  berei- 
den ,  nl.  de  kunst  om  goed  te  leven.  Door  lezingen ,  door  het 
bestudeeren  van  groote  auteurs,  door  discussie  in  de  klasse, 
door  het  zelf  uitwerken  van  opgegeven  vragen,  waarvan 
de  beantwoording  een  fijngevoelde  toepassing  van  moreele 
beginselen  vereischt ,  wordt  de  leerling  gesteld  voor  de  groote 
vragen  en  de  grondbeginselen  van  den  plicht . . .  wat  voor 
velen  is  de  openbaring  van  een  nieuwe  wereld  van  denken 
en  gevoelen".  Boeken  daarover  worden  niet  rondgedeeld; 
er  worden  losse  blaadjes  papier  uitgereikt,  waarop  het 
besprokene  is  gedrukt.  Als  voorbeeld  wordt  in  het  werk 
gegeven  een  «blaadje"  over  matigheid.  Vrije  discussie  wordt 
steeds  toegelaten ;  elke  meening ,  hoe  onbeduidend  ook ,  wordt 
vrö  en  open  geuit  en  behandeld  met  onbeperkt  vertrouwen  in 
den  ernst  van  hare  bedoelingen;  valschheid  en  huichelarg  ko- 
men daardoor  veel  minder  in  het  spel  dan  men  algemeen  meent . 

Aan  de  mededeelingen  is  een  uitvoerig  bericht  toegevoegd 
van  prof.  C  o  1 1  i  n ,  leeraar  in  de  practische  ethica ,  geschre- 
ven in  1883,  ongeveer  een  jaar  na  de  vorming  van  de 
klasse  voor  dat  leervak,  —  die  oorspronkelqk  «de  klasse 
voor  practische  razernij"  {practical  rascality)  werd  ge- 
noemd. Toch  toont  zich  prof  Collin  zeer  ingenomen  met 
de  werking   van  dat  onderwijs,  vooral  door  de  discussiên 
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die,   naar  aanleiding   van   de  onderwerpen,  de  leerlingen 
met  hem  voerden  '). 

Als  complement  van  het  onderwgs  werkt  de  bibliotheek. 
Volgens  de  mededeelingen  waren  er  in  1891  reeds  3970 
boeken,  650  tgdschriften  en  240  geïllustreerde  weekbladen; 
de  boeken  bevatten  romans ,  reisbeschrijvingen,  maar  loopen 
ook  over  wetenschappelijke  onderwerpen,  electriciteit,  tech- 
nologie ,  physica ,  historie  *). 

En  nu  de  courant.  «Een  van  de  meest  originecle  karak- 
tertrekken van  het  Reforraatory,  die  in  zekere  opzichten 
ten  nauwste  verbonden  is  met  de  afdeeling  opvoeding,  is 
.  • . .  een  weekblad ,  dat  eiken  Zondagmorgen  wordt  rond- 
gedeeld aan  alle  gevangenen  behalve  die  van  de  derde 
klasse".  De  naam  *is  ^the  Summary'\  Het  blad  wordt  Re- 
drukt  in  de  inrichting.  Het  beslaat  ongeveer  8  bladzijden. 
Het  geeft  een  overzicht  van  de  gebeurtenissen  die  vermel- 

0  Ik  vind  het  vreemd,  dat  in  een  werk  over  El  mira,  dal  (oorspron- 
kelijk) in  1891  werd  geschreven,  niet  een  later  bericht  dan  een  van 
1883  is  opgenomen  over  de  wyze  van  omgaan  met  gevangenen  die, 
daargelaten  de  al  of  niet  jaistheid,  zóó  zéér  afwjjkt  van  het  gewone. 
In  het  opstel  van  Dr.  A 1  e  t  r  i  n  o ,  boven  reeds  aangehaald ,  is  nog  iets 
opgeteekend  ait  een  verslag  der  inrichting  over  1897.  Tot  deze  lessen 
wordt  alleen  de  hoogste  klasse  toegelaten ;  een  eer  wordt  er  in  gesteld 
ze  te  mogen  bijwonen.  Ook  in  dit  verslag  wordt  de  invloed  dier  lessen 
zeer  geroemd;  meestal  luidt  de  bei  voor  het  eindigen  te  midden  van 
de  zeer  geanimeerde  debatten.  In  die  lessen  worden  ook  sociale  aan- 
gelegenheden besproken,  b.v.  over  drankbelasting,over  de  verhouding 
van  Amerika  tot  Cuba,  over  de  muntquaestie.  Niet  zelden  vindt  een 
gevangene  (juister:  pensionnaire)  aanleiding,  in  de  gestichlscourant 
de  zaak  nog  eens  te  bespreken.  Soms  ook  worden  de  debatten  bijge- 
woond door  geleerden  uit  den  omtrek. 

')  In  de  openingsrede  voor  de  75*^  vergadering  van  het  Genootschap 
voor  zedeiyke  verbetering  wordt  melding  gemaakt  van  den  vooruitgang 
ten  onzent;  vroeger  waren  in  de  bibliotheken  der  gevangenissen: 
H  Leven  van  Cartouche*  De  kunH  van  heurzensnijtien^  Verzameling  van 
honderd  schurkenstreken, 

In  Frankrijk  omvat  de  bibliotheek,  behalve  periodieke  geïllustreerde 
tijdschriften  als  Magasin  piitoresque^  Musée  des  families  j  ook  werken 
over  literatuur,  moraal,  industrie,  landbouwkunde,  natuurkunde* 
H.  F.,  1898,  bl.  851, 
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dingswaardig  zijn ,  uit  het  binnen-  en  buitenland ,  een  ver- 
slag van  de  gebeurtenissen  in  de  instelling  zelf  en  verder 
uittreksels  uit  andere  ttidschriften ,  artikelen  over  quaesties 
van  den  dag ;  ook  levert  het  soms  mededeelingen  van  vroe- 
gere gevangenen.  ,Zoo  leven  de  bewoners  met  hun  t^jd 
mee  en  zg  konden  in  het  gewone  leven  moeilgk  een  betere 
gelegenheid  daarvoor  hebben*'.  Bovendien  bevat  het  blad 
de  publicaties  voor  de  inrichting  zelf,  o.  a.  de  overplaat- 
sing in  de  klassen  en  de  bevorderingen  in  de  school  of  by 
de  militaire  afdeeling.  (Ook  in  andere  dergelgke  inrichtingen 
in  Amerika  heeft  men  couranten,  o.  a.  in  Ohio:  ^theOhio 
penitentiary  News",  B.  P. ,  1897,  bl.  43'f). 

Bij  de  courant  wil  ik  nog  even  stilstaan;  bg  ome  ge- 
vangenistoestanden Igkt  een  courant  voor  gevangenen  zóó 
vreemd,  dat  eenige  nadere  mededeelingen  misschien  niet 
onwelkom  zgn.  Te  meer,  omdat  het  niet  een  zuiver  Ame- 
rikaansch  denkbeeld  is;  ook  in  Europa  bespreekt  en,  wat 
meer  is,  kent  men  het, 

Op  het  internationaal  penitentiair  congres  te  Rome,  1885, 
werd  behandeld  de  vraag:  „quels  sont  les  moyens  éduca- 
tifs  qui  Ie  dimanche  et  les  jours  fériés  doivent  être  mis 
en  usage  k  cóté  du  culte  et  de  l'instruction  religieuse?" 

De  Zondag  is  een  , kwade"  dag  voor  gevangenen;  er 
wordt  dan  niet  gewerkt;  de  godsdienstoefening  is  spoedig 
afgeloopen;  dan  volgen  de  lange  uren  van  werkeloosheid 
met  de  slechte  gevolgen  van  dien,  vooral  voor  een  mis- 
dadiger; de  boeken  uit  de  bibliotheek  hebben  dikw\ils  weinig 
opbouwende  waarde  —  aldus  werd  toen  betoogd ;  een  tijd- 
schrift, een  ^journal",  zoude. in  dat  gebrek  kunnen  voor- 
zien. Een  voorstander  was  o.  m.  prof.  v.  Holtzendorff  *). 

Op  het  pen.  congres  te  Parijs,  1895,  werd  een  motie  ten 
gunste  van  een  „publication  hebdomadaire"  aangenomen  *). 

In  een  opstel  van  een  voorstander ')  lees  ik  nog  het  volgende : 

')  Actêft  du  congres ,  deel  I ,  bl.  554  en  643. 
«)  B,  P.,  1895,  bl.  1034  en  1084. 
»)  B,  F.,  1895,  bl.  195. 
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de  gevangene  moet  terugkeeren  in  de  maatschappij,  maar 
keert  daarin  terug  onbekend  met  wat  er  is  gebeurd,  wat 
onmiddellqk  de  aandacht  zal  trekken;  en,  daar  hij  toch, 
ondanks  de  afzondering,  weet  wat  er  is  gebeurd,  Iaat  hij 
het  dan  goed  weten ;  ge  wilt  opvoeden ,  maar  dan  moet 
ge  ook  erkennen  de  macht  die  is  gelegen  in  een  periodiek 
werk,  dat  telkens,  onder  andere  gezichtspunten,  dezelfde 
vermaningen  aanbrengt;  't  is  geen  plezier  dat  ge  hem  bi-engt, 
maar  een  middel  tegen  de  dwangvoorstellingen,  die  hem 
de  ledigheid  en  de  afzondering  opdringen 

Ter  vergadering  van  de  Fransche  Société  générale  des 
PrisonSf  December  1894,  bij  eene  bespreking  ,sur  les  lon- 
gues peines",  waren  de  meeningen  verdeeld  *). 

Eveneens  op  het  Congres  interncUional  de pcUronage,  1898, 
te  Antwerpen  *).  Een  boek  heeft  de  eigenschap  een  boek  te 
zvjn,  werd  o.  a.  gezegd;  het  is  te  lang  en  men  leest  het 
maar  één  maal;  toch  zijn  er  waarheden,  die  meer  dan 
eens  moeten  worden  gezegd  —  dat  kan  worden  bereikt 
door  herhaling  „k  petite  dose"  (prof.  Thiry.)  Bestrijders 
waren  toen  o. a.  de  procureur-generaal  van  Schoor,  die 
het  gevaarlgk  vond  gevangenen  te  .amuseeren" ,  terw\jl  hy 
onoplosbaar  vindt  de  moeilgkheid  van  de  redactie ,  waarbij 
zooveel  moet  worden  vermeden;  en  von  Massow,  die 
den  gevangene  met  een  courant  vergeleek  met  den  vrijen 
man  die  haar  soms  niet  heeft.  Een  motie  van  instem tiiing 
werd  dan  ook  verworpen '). 

Ook  in  de  Bldtter  für  Gef&ngnisskunfle  (SOste  deel,  Heft 
3  en  4)  wordt  de  courant  bestreden  door  den  aalmoezenier 
van  de  groote  gevangenis  te  Plötzensee;  de  gevangene  zal 
de  anecdoten,  de  verhaaltjes  lezen,  maar  de  moraal  ter 
zyde  laten;  daaromtrent  is  hij  alleen  bereikbaar  door  hel 
boek  en  door  persoonlijk  onderhoud. 


•)  R,   P.,  1894,  bl.  1183. 

•)  R,   P.,  1898,  bl.  1009  en  1031. 

»)  R.   P.,  1898,  bl.  1005  en  1032. 
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Doch ,  als  gezegd ,  er  is  meer  dan  bespreking.  De  courant 
bestaat.  Op  het  Congres  te  Rome  deelde  Dr.  6  uil  la  urn  e, 
uit  Neuchdtel,  mede,  dat  in. de  gevangenis  aldaar  des  Zon- 
dags een  blad  wordt  uitgegeven.  Hetzelfde  geschiedt,  of 
juister :  is  geschied ,  te  Lausanne ,  waar  de  predikant 
Bauty  redigeerde:  petite  Oazette  et  résumé  des  nouvelles^ 
paraissant  taus  les  quime  jours.  Men  meldt  mij  uit  Lau- 
sanne: spour  des  raisons  d'économie  M.  Bauty  a  du 
malheureusement ,  renoncer  a  cette  publication,  trèsappré- 
ciée  des  prisonniers".  Ook  zond  mij  een  bevriende  hand 
eenige  exemplaren.  De  courant  is  geautographiêerd  in  de 
gevangenis;  een  exemplaar  als  voorbeeld  nemend,  zie  ik 
daarin  een  «chronique  Suisse*',  behelzende  ook  kantonale 
aangelegenheden,  een  «chronique  étrangère*',  een  opstel 
.chez  nos  ouvriers"  over  het  familieleven  en  de  opleiding 
der  kinderen,  iets  over  een  aardbeving  in  Zwitserland, 
,un  conseil",  «les  mots  pour  rire",  een  paar  verhaaltjes 
en  een  paar  spreuken.  In  een  ander  nummer  vind  ik  een 
levensbeschrijving  van  een  (bekenden)  staatsraad  in  het  can- 
ton  Vaud.  Strafzaken  worden  er  niet  in  behatideld.  Het 
niet  uitreiken  van  de  courant  was  een  gevreesde  straf. 

In  Hongarije  wordt  aan  het  Ministerie,  in  4  talen,  be- 
werkt een  weekschrift:  ^de  Uongaarsche  landbouwer"^  welk 
blad  wordt  uitgereikt  aan  de  gevangenen ,  door  den  directeur 
aangewezen;  het  behandelt  landbouw,  wgnbouw,  veeteelt, 
heeft  ook  artikelen  over  literatuur ,  over  merkwaardigheden 
van  den  dag  (niet  over  politiek)  en  geeft  eenige  anecdoten. 
De  meerderheid  der  gevangenisdirecteuren  hebben  zich  zeer 
ingenomen  betoond  met  die  uitgave  ^). 

In  Frankrijk  wordt  den  gevangene  ter  hand  gesteld  j^le  Bul- 
letin mensuel  de  l'exposition  pennanentedescolonies"^  om  te  ver- 
pemakkelijken  hun  vertrek  naar  de  koloniën ').  Ook  te  St.  Peters- 
burg wordt  een  tijdschrift  voor  gevangenen  geredigeerd  *). 

')  fi.  P.,  1898,  bl.  1006  en  1345. 
')  fi.  P.,  1895,  bl.  1084. 
*)^.  P,  1898,  bl.  1006. 
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Ik  wil  nu  in  de  kwestie  niet  verder  Ingaan;  de  moei- 
lijkheden van  de  redactie  —  men  houde  wel  in  het  oog, 
dat  niet  wordt  bedoeld  een  .gewone"  courant,  maar  een, 
geredigeerd  voor  dit  bepaalde  doel  —  die  zeker  zeer  groot 
zgn,  laat  ik  ook  buiten  bespreking. 

Laat  my  hier  tevens  nog  iets  bg voegen  over  ,confé* 
ren  ces"  tegenover  gevangenen  —  ook  in  onze  gevangenis- 
wereld geheel  onbekend.  Op  het  zooeven  genoemde  Ciongres 
te  Antwerpen,  werd  ook  de  vraag  behandeld  over  het,  als 
opvoedend  middel,  houden  van  conférences  door  personen, 
vreemd  aan  het  bestuur  der  gevangenis,  behoudens  goed- 
keuring  van  het  onderwerp  door  het  bestuur.  Eene  reso- 
lutie van  instemming  werd  toen  aangenomen.  Trouwens, 
in  Frankrijk  bestaat  reeds  sedert  1885  de  volgende  bepa- 
ling in  het  reglement  du  service  et  du  régime  des  prisons  de 
courtes  peines^  affecties  h  VefnprisannemerU  en  commun:  ,il 
pourra  êlre  fait,  en  vue  d'instruire  et  de  moraliser  les 
détenus,  des  conférences,  soit  par  des  fonctionnaires  oq 
agents  chargés  de  ce  soin,  soit  par  des  personnes  étran- 
gères  k  1'administration ,  autorisées"  enz. ') ;  in  dit  laatste 
geval  moet  het  onderwerp  worden  opgegeven  aan  bet 
bestuur  (op  genoemd  congres  werd  medegedeeld,  dat  de 
minister  een  lijst  van  «conferenciers"  had  vastgesteld).  In 
het  Engelsche  plaatwerk  ^ihe  Grapkic*'  van  4  Maart  1899, 
komt  een  opstel  (met  plaat)  woor  over  Lectures  to  Prisaners. 
Daarin  wordt  vorteld ,  dat  men  in  de  gevangenis  van  Worm- 
wood  begonnen  is  met  voordrachten  voor  vrouwen  over 
gezondheidsmaatregelen,  met  ,a  course  of  heaith  lectu- 
res":  het  was  den  conferencier,  die  met  de  achterbuurten 
goed  bekend  was,  voornameiyk  er  om  te  doen,  door  het 
leeren  aanbrengen  van  kleine  hulpmiddelen  b\j  ziekten, 
mcnschelykcr  gedachten  op  te  wekken.  Later  werden  die 
lessen  herhaald  voor  vrouwen  van  de  ,star"-kiasse  (dus 
de    besten   onder   haar),   ook   waren   die  vrouwen  jonger; 


»)  R.  P.,  1898,  bl.  853. 
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toen   was    de   invloed   veel   meer   te  bemerken  dan  by  de 
vorige  lezingen.  Van  elk  lesuur  werden  20  minuten  besteed 
voor  de  praktyk,  het  helpen  van  zieken,  het  verband  aan- 
leggen,   enz.   De  indirecte  lessen  in  de  moraal,  lees  ik  in 
het  bericht,  zóó  gegeven,  werden  gemakkelijker  opgenomen 
dan  de  meer  deftige  zinnen  eener  preek  («academie  phrases 
of  a  sermon");  «men  moge  praten  van  naastenliefde,  het 
leidt  tot  niets;  maar  stel  een  vrouw  in  de  gelegenheid  een 
ziek  kind    van  een   buur  goed   te  helpen  verbinden  ^  tien 
tegen  één  en  z^j  zal  onmiddellQk  doen  wat  zij  kan"  *). 
Ik  keer  thans  tot  ,Elmira"  terug. 
De  arbeid  is  daar  ook  een  middel  tot  opvoeding;  men 
bevordert  daar  dat  iemand,  door  een  ambacht  te  kennen, 
later  in   zgn  onderhoud  kan  voorzien.  Er  wordt  onderwas 
gegeven   in   34  ambachten  *) ,  welk  getal  zoo  groot  is  om 
ieder   naar  z|]n  individualiteit  een   middel  van  bestaan  te 
leeren.  Ik  meen  dat  het  onnoodig  is,  op  dit  onder wys  nader  in 
te  gaan;  uit  het  overigens  medegedeelde  kan,  meen  ik,  genoeg- 
zaam worden  afgeleid,  welke  geest  ook  dat  onderwijs  be- 
zielt. Ook  laat  ik  buiten  bespreking  de  regeling,  die  den  arbeid 
In  de  gevangenissen  in  den  Staat  New- York  beheerscht;  een 
regeling,  die  ten  doel  heeft  de  private  nijverheid  te  beschermen 
tegen  de  nijverheid  in  de  gevangenissen,  —  doch  die  de  orga- 
nisatie althans  van  de  Reformatories  in  groote  moeil\1kheden 
heeft  gebracht.  Eigenaardig  ten  opzichte  van  de  gevangenis- 
toestanden ,  daar  zoo  geheel  anders  dan  hier,  is  wel  dat ,  na 
die  regeling ,  de  directeuren ,  als  middel  öm  de  gevangenen 
bezig  te  houden,  hebben  ingericht  handelsklassen,  klassen 
voor  talen,   voor  muziek;  in  de  gevangenis  van  Sing-Sing 


')  Id  eeo  der  laatste  afleveringen  van  de  Bldtter  für  Gef&ngniashunde 
wordt  de  vraag  besproken,  of  men  den  gevangenen  een  kerstboom 
zal  geven,  —  en  wel  naar  aanleiding  van  het  Kerstfeest  mèt  kerstboom 
dal,  ik  meen  verleden  jaar,  te  Wiesbaden  in  de  gevangenis  werd  gevierd. 

^  Het  werk  van  Mr.  de  Graaf  noemt  25,  doch  een  uittreksel  uit 
een  officieel  rapport  over  1893/1894,  voorkomend  in  R.  P.,  1895,  bl. 
306,  meldt  bet  cijfer  van  34. 
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wordt  daarom  nu  teekenen,  architectuur,  houtsnijden  on- 
derwezen orn  den  ontslagenen  daarin  een  bron  van  bestaan 
te  scheppen '), 

Militaire  oefeningen  maken  tevens  deel  uit  van  het  op- 
voedingssysteem. Het  .regiment"  heeft,  uit  de  gevangenen , 
oen  kolonel ,  officieren ,  enz. ;  ja  zelfs  een  vaandel ;  voor  do 
officieren  wordt  een  afzonderlijke  cursus  gehouden,  door 
een  deskundige. 

De  man,  die  dit  alles  beheerscht,  die  alles  regelt,  in 
wiens  geest  alle  draden  te  zamen  loopen,  is  thans  Brock- 
way,  die  ook  de  ontwerper,  de  organisateur  is  van  het 
systeem  .Elmira"  *). 

En  nu  de  resultaten ,  in  het  werk  medegedeeld.  De  voor- 
rede van  den  vertaler  zegt:  „ook  liet  ik  de  statistische  cgfers 
weg;  naar  mijne  meening  heeft  het  publiek  daar  niet  veel 
aan,  omdat  het  de  juistheid  niet  kan  controleeren;  hoofd- 
zaak is,  dat  men  het  karakter  der  pogingen  leere  kennen. 
De  brieven  (van  ontslagen  gevangenen)  liet  ik  niet  weg, 
die  kan  ieder  zelf  beoordeelen".  Mljnerzgds  meen  ik  ook 
hier  die  brieven  te  mogen  weglaten ,  en  te  kunnen  volslaan 
met  af  te  schrgven  de  volgende  zinsnede,  waarin  het  ka- 
rakter dier  brieven  als  is  samengevat:  «met  de  berichten 
die  het  instituut  ontving  van  ontslagen  gevangenen  zelf 
of  van  hun  patroons,  betrekkingen,  vrienden,  welke  blyk 
geven  van  ontwijfelbare  verandering,  verbetering,  bekee- 
ring, zou  men  boekdeeien  kunnen  vullen". 

Tot  zoover  het  werk  zelf). 


O  E,  P.,  1897,  bl.  1450,  —  volgens  mededeelingen  van  de  gevangenis- 
vereeniging  te  New-York  aan  de  redactie  van  de  B.  P. 

*)  Volgens  het  rappori  over  1893,  dicteerde  hy  zelf,  in  5  jaren, 
18,695  nota*s  van  vermaningen  en  had  hij  23,000  maal  een  onderhoud 
met  gevangenen.  B.  P.,  1895,  bl.  308. 

3)  Worden  er  in  Eimira  ook  lichamelijke  stra£fen  uitgedeeld?  Het 
werk  vermeldt  daarvan  niets;  eerder  het  tegendeel;  immers  er  staat: 
,op  dit  oogenblik  bestaan  er  geen  straffen,  zij  worden  vervangen  door 

beiooningen  voor  plichtsvervulling door  de  toepassing  van  het 

markensysteem door  beperkingen  van  voorrechten".    Ook  het 
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Over  het  systeem  «Elmira",  over  de  beoordeeling 
daarvan ,  wenschte  ik  nu  nog  wel  iets  te  laten  volgen ,  om- 
dat, na  het  verschenen  van  de  vertaling,  ten  onzent,  op 
dat  systeem  meer  de  aandacht  is  gevestigd  •). 

£ene  opmerking  ga  daaraan  vooraf.  Bg  de  beoordeeling 
van  Elmira  hebbe  men  het  oog  niet  op  korte  vryheidstraffen, 
maar  op  die  van  langen  duur,  op  de  zw&re  gevallen,  niet 
op  de  bagatelzaken,  kleinere  diefstallen ,  , gewone"  mis- 
handelingen, —  misdryven  die  zeker,  ter  handhaving  van 
de  orde,  niet  onbeacht  mogen  worden  gelaten  en  die,  als 
ze  onbeacht  werden  gelaten,  misdadigers  van  beroep  zouden 
kunnen  kweeken,  en  waaromtrent  de  wqze  van  bestraffing 
niet  minder  in  debat  is  dan  de  wijze  van  het  optreden 
tegen  de  zware  vergrepen,  maar  die  als  «bij  gelegenheid" 
worden  uitgevoerd  en  waarvoor  de  bedrgvers  niet  naar 
een  Elmira- gesticht  behoeven  verwezen  te  worden. 

In  1891  verscheen  een  klein  geschrift:  ein  Vorblick 
auf  das  Jahr  2000  oder  ein  Tag  iti  einer  Sirafanstalt 
des  XXL  Jahrhunderts ;  ein  geföngnisswissenschaftUcher  Zu- 
kunfistrauntj  von  Dr.  J.  Neckeben.  In  de  voorrede  zegt 
de  Schrijver:  zal  een  minder  milde  behandeling  van  den 
gestrafte,  welke  behandeling  voorde  straf  wil  zien  bewaard 
het  karakter   van   een   last  voor  den  getroffene,  de  over- 


opstel  van  Dr.  A  Ie  tri  n o  vermeldt  hieromtrent  niets.  Het  schijnt 
echter  we],  dat  er  , geslagen'*  wordt.  In  1894  kwamen  er  klachten  ovei 
de  inrichting.  In  een  rapport,  uitgebracht  aan  den  Gouverneur  van 
New-York,  is  sprake  van  het  «slaan  met  leeren  riemen,  vooraf  zacht 
gemaakt  door  ze  in  water  te  dompelen",  en  wordt  beweerd,  dat  de 
geneeskundige  dienst  niet  voldoende  is  geregeld  als  er  geslagen  wordt. 
Die  ambtenaar  schijnt  niet  tegen  lichamelijke  straffen  te  zijn:  de  dis- 
cipline moet  strikt  worden  gehandhaafd  en  men  kan  de  gevangenen 
niet  naar  hun  goedvinden  laten  handelen.  R,  P.,  1895,  bl.  303. 

')  Ik  noem,  onder  meer,  een  artikel  van  Dr.  E.  Lanrillard,  Be- 
denkingen tegen  het  stelsel  van  opvoeding  van  gevangenen  in  het  Elmira- 
instituut,  in  Paleis  van  Justitie ^  1899,  n*.  42;  een  hierop  gevolgd 
artikel  van  Mr.  de  Graaf,  in  Vragen  des  Tijds^  November  1899; een 
artikel  van  den  heer  P.  A.  J.  Jas,  in  het  tijdschrift  Oeïoof  en  vrij- 
heid, 1899,  afl.  6;  Sociaal  Weekblad,  1899,  n«.  50. 

RecbtBgel.  Mag.  1900.  18 
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hand  krqgen,  of  zullen  de  zienswijzen,  zooals  de  praktijk  in 
Noord- Amerika  ze  kent,  ook  in  Duitschland  veld  winnen?  Die 
zienswijzen  waren  aanleiding  tot  een  droom,  waarvan  de 
Schrijver  wenscht  dat  deze  nooit  tot  werkelijkheid  kome. 
De  Schrijver  dan  valt  in  slaap  en  ziet  voor  zich  een 
mooi  gebouw,  gelegen  in  een  park;  hg  vraagt  de  instelling 
te  zien ;  de  directeur ,  door  verschillende  gasten  opgehouden 
zelf  mee  te  gaan,  geefl  den  bezoeker  den  heer  op  nr  11 
mede,  iemand  in  de  theorie  en  de  praklgk  van  het  gevange- 
niswezen goed  bekend,  want  hij  is  al  25  jaar  in  de  prak- 
tik, hg  is  nl.  vóór  25  jaar  voor  'teerst  wegens  diefstal 
veroordeeld  en  is  sedert  dien  t\jd  steeds  onze  gast ,  hg  stamt 
uit  een  tuchthuisfamilie ;  hg  kent ,  uit  eigen  weten ,  de  ont- 
wikkeling van  het  gevangeniswezen  en  heeft  daarover,  in 
de  conservatieve  courant  van  deze  instelling,  zeer  interes- 
sante opstellen  geschreven.  Hé,  een  courant?  Ja,  ook  een 
nationaal-liberaal  blad,  dat,  tusschert  de  directie  en  de  be- 
woners, meest  mijn  partg  neemt  en  dat  ik  dus  regeerings- 
gezind  wil  noemen ;  we  hebben  ook  Fliegende  Anstalts-Blatten 
de  rubriek  „Zellenblüthen"  is  zeer  interessant.  Wat?criliek 
op  uw  handelingen?  In  mijn  tgd  kreeg  men  dan  discipli- 
naire straf.  Wel,  antwoordt  de  directeur,  zulke  straffen 
zgn  geheel  uit  den  tijd ;  ik  straf  niet  meer ;  we  hebben  een 
eeregerecht;  we  spreken  ook  niet  meer  met  ,Er"of  ,Du" '), 
maar  met  ,Herr".  En  het  onderwgs?  Vroeger  leerde  men 
de  menschen  lezen  en  schrijven ,  nietswaardige  zaken,  thans 
ethica  en  strafrecht,  juist  goede  middelen  om  niet  weder 
veroordeeld  te  worden;  hiervoor  hebben  we  de  privaat-do- 
centen  in  de  criminologie.  Nu  komt  de  geleider  ten  tooneele; 
hij  excuseert  zich,  maar  de  coupeur  van  de  Duitsche  ge- 
vangenen-vereeniging  was  juist  bezig  met  een  nieuwe  klee- 
ding. Ten  slotte  gaan  zij  dan  op  weg  door  de  inrichting, 
nadat  de  geleider  eerst  den  raad  heeft  gegeven ,  met  het  oog 
op   de   proletariërs  in  de  3de  klasse ,  het  horloge  niet  mee 

*)  §  18  van  de  Gefangnissordnung  voor  Pruisen,  21  Dec. '98, Inidl: 
,die  erwachsenen  Gefangenen  sind  mit  ,Si^''  anzureden**. 
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te  nemen.  Het  trekt  de  aandacht,  dat  er  geen  wacht  is. 
Wel,  dat  spreekt  van  zelf;  vroeger,  uit  een  gevangenis, 
liep  men  weg;  nu,  hier,  bl|jft  men.  Bq  de  wandeling  komt 
de  bezoeker  in  de  club-zalen,  die  er  zgn  om  allengs  aan 
omgang  met  anderen  te  gewennen,  totdat  ten  slotte  de 
huissleutel  wordt  gegeven  (ontslag  op  eerewoord).  De  droo«- 
mer  bezoekt  ook  een  feest  en  ziet  daar  zeer  deftig  gekleede 
menschen;  dat  zQn  gevangenis- volontairen ,  die  6  weken 
bier  komen ;  het  zgn  aankomende  strafrechters ,  die  nu  het 
^zitten"  leeren  kennen,  om  later,  in  hun  beroep,  fouten 
bij  de  strafmaat  te  vermgden ;  zg  bekomen  geen  huissleutel, 
vertelde  de  geleider  er  bg.  Op  dit  feest  houdt  de  bezoeker 
eene  rede ,  waarin  hg  o.  a.  een  terugblik  naar  vroegere  toe- 
standen mededeelt,  die  zoo  weinig  in  don  smaak  valt,  dat 

alle  gasten  op  hem  afkomen waarop  hg  wakker  wordt. 

Deze  droom  is  heel  aardig  als,  s.  v  v. ,  «ui";  deze  droom 
moge  op  zwakke  punten  wgzen ,  maar  met  een  „ui"  bestrgdt 
men  niet  afdoende  een  stelsel;  en  van  een  stelsel  mag  men 
spreken,  nu  Elmira  niet  alleen  staat,  nu  onderdeelen  daar- 
van, de  courant,  de  conférences,  als  opvoedings^middel  in 
Europa  toarden  toegepast.  Vroeger  deed  men  gevangenen 
kogels  aan  het  lichaam ,  meende  men  het  zonder  brandsta- 
pels, zonder  schavotten  en  brandmerken  niet  te  kunnen 
.redden";  zoude,  toen  Howard  en  later  Suringar 
Christelgke  liefde  eischten  tegenover  gevangenen,  niet  diezelfde 
droom  zgn  gedroomd  geworden  ?  Toen  in  November  1823  het 
«Genootschap  tot  zedelgke  verbetering  van  gevangenen"  werd 
opgericht,  werd  dat  door  de  Regeering  niet  zonder  wan- 
trouwen begroet;  de  voorzitter  van  de  758te  vergadering. 
Mr.  E.  M.  von  Baumhauer,  in  zgne  openingsrede  ge- 
houden in  1898,  herinnerde  er  aan,  dat  toenmaals  de  Re- 
geering vreesde ,  dat  het  optreden  van  het  Genootschap  zoude 
strekken  «om  schgnbaar  schoone  maar  inderdaad  verderfe- 
Igke  theorieën  te  doen  voortbrengen" ;  het  Genootschap  ging 
echter  zgn  weg,  voerde  een  groot  deel  zgner  theorieën 
uit;  men  vindt  die  niet  meer  gevaarlgk;  de  Regeering  zelf 
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, heeft,  in  die  75  jaar,  veel,  van  wat  de  taak  van  het 
Genootschap  was,  overgenomen".  Wie  dacht  er  vroeger 
aan  een  opleiding  voor  gevangenis-ambtenaren?  Men  nam 
oud-militairen ,  uitstekend  om  de  boeven  te  drillen.  Thans 
stelt  men  andere  eischen  ').  Hervorming  in  ons  land  gaat 
uit  van  Mr.  J.  Simon  van  der  Aa,  inspecteur  van  het 
gevangeniswezen;  in  Frankr^k  heefl  men,  sedert  een  jaar 
of  drie,  een  .école  centrale  de  gardiens  de  prisons";  in 
Duitschland,  het  ,Verein  fQr  Strafanstaltsbeamten"  met  het 
tydschrift  Bldtter  für  Gef&ngnisskunde;  in  Engeland  even- 
eens cursussen ,  —  terwijl  ik  ergens  las :  militairen  zgn  niet 
de  meest  aangewezen  personen  ^for  curing  moral  raaladies." 

.Elmira'*  is,  als  stelsel,  een  uitvloeisel  van  de  individuele 
lisatie  bij  de  straf,  waarmede  in  nauw  verband  staan  de 
reeds  genoemde  en  omschreYen  „onbepaalde  vonnissen".  Over 
beide  wensch  ik  hier  een  woord  in  te  lasschen.  Een  volledige 
behandeling  zou  een  afzonderlgk  opstel  vorderen,  doch  ik 
meen  daarover  niet  geheel  te  mogen  zwflgen*). 

In  tegenstelling  van  vroeger,  toen  men  slechts  misdaden 
zag ,  die ,  als  zoodanig ,  straffend  en  niet  lettend  op  de  mis- 
dadigers,  —  is  thans  de  meening  gekomen,  dat  de  straf 
moet  berekend  worden  niet  bloot  naar  het  misdrgf,  maar 
naar  de  natuur  van  den  misdadiger,  zgnde  het  onrecht- 
vaardig een  onnoodige  straf  toe  te  passen ;  doch  waartegen- 

^)  In  de  R*  P.,  1898,  bl.  219,  wordt  in  een  opstel  medegedeeld, 
dat  reeds  in  1814  in  Frankrijk  de  beginselen  voor  een  «réformaloire** 
werden  vastgesteld  bij  een  ,ordonnance'\  waarin  o.  a.  voorkomt:  ,con- 
sidérant  que  les  jeunes  condamnés...  réunis  è  d'autrescondamnés... 
se  trouvent  privés  des  moyens  les  plus  propres  k  obtenir  leur  amen- 
dement*'. Het  was  toen  de  hertog  de  La  Rochefoucault— Lian- 
court,  die  den  stoot  gaf  tot  dat  réformatoire.  t)n  eigenaardig  is  het, 
hoe  deze  reeds  wilde  zien  toegepast  wat  nu  in  Amerika  geschiedt, 
bijv.  verschil  in  kleeding ,  verschillend  naar  het  gedrag  en  een  ,.compte 
morar'  voor  eiken  gevangene;  ook  wil  hij  alle  maatregelen  verband 
met  elkaar  doen   houden;  alles  moet  zijn  ,un  roseau  du  faisceau'V 

*)  Als  leidraad  hierbij  gebruikte  ik  het  fraaie  werk  van  K.  Sa- 
lei  lies,  hoogleeraar  hg  de  rechtsgeleerde  faculteit  aan  de  universiteit 
te  Parys:  Vindividualiaation  de  la  peine,  étude  de  criminalité  sociale. 
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over  staat  het  recht  van  de  maatschappij  zich  te  beveiligen, 
hetgeen,  alsmede  de  menschel\jkheid  tegenover  een  misda- 
diger, medebrengt  de  taak  om  te  trachten  dezen  te  verbeteren, 
opdat  h\j  niet  in  herhaling  vervalie,  opdat  hij  niet  worde 
recidivist.  De  Duitschers  drukken  die  richting  van  voorheen 
zeer  juist  uit  door  het  woord  Vergeltungsstrafe^  en  de 
richting  van  thans  door  het  woord  Zweckstrafe.  De  ver^ 
geldingssivRl  is  de  straf,  vastgezet  door  haar  doel  om  een 
kwaad  tegen  kwaad  te  stellen,  zonder  op  de  toekomst  te 
letten,  het  ,loon  naar  werken"'),  j^kunnende  straf  niets 
anders  zgn  dan  een  verdiend  kwaad,  het  loon  voor  een 
gepleegd  kwaad".  De  straf  met  een  doel  is  gericht  niet 
zoozeer  tegen  het  begane  feit,  als  veeleer  op  de  toekomst 
en  op  dit  bepaalde  doel:  bescherming  vande  maatschappg, 
7erinindering  van  het  leger  der  misdadigers;  die strar moet 
dan  ook  passend  zgn  voor  het  individu;  is  deze  onverbe- 
terlgk,  dan  neme  de  maatschappg  radicale  maatregelen  tot 
legen  weer;  is  deze  te  verbeteren,  dan  zg  de  straf  zóó  dat 
deze  hem  verheft  en  hem  brenge  tot  rehabilitatie,  tot  her- 
stel in  de  maatschappij  {reclassement  social),  opdat  hg  niet 
weder  tegen  orde  en  recht  optrede;  vele  veroordeelden, 
zegt  Saleilles,  zgn  slechts  bg  toeval  ingelgfden  bij  het 
corps  misdadigers,  zonder  er  met  hart  en  ziel  bg  te  be- 
hooren;  zg  ondergaan  een  crisis,  men  helpe  hen  die  crisis 
door  te  komen.  «Maar,  daarvoor  behandele  men  lederen  ver- 
oordeelde in  verband  met  zgn  aard ;  niet,  als  bg  de  kwak- 
zalverij, diene  men  een  universeel  middel  toe  aan  allen, 
doch  men  volge  het  voorbeeld  der  geneeskunde,  die  niet 
alleen  de  z\ekte  maar  ook  den  zieke  behandelt  en  genees- 
middelen  ook  met  het  oog  op  den  patiënt  voorschrgft"  '). 


')  Zie  de  rede  van  Prof.  Mr.  Uomela  Nieuwenbuis,  bij  de  over- 
dracht van  het  rectoraat  te  Groningen,  t899,  getiteld :  Het  wezen  der  straf. 

-)  De  Amerikaan  Wright  schriift  in  zijn  bovengenoemde  Out/t/109 : 
•the  convict  is  a  morally  slck  man,  and  society's  rights  and  duties 
are  limited  to  his  cure,  or,  if  incnrable,  to  such  treatment  as  sbaU 
not  debase  him;  this  is  the  attitude  of  the  public  toward  the  men- 
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,Cette  adaptation  de  )a  peine  k  Tindividu,  c'est  ce  que  Ton 
appelle  aujourd'hui,  IMndividualisation  delapein  e". 
.Every  prisoner  is  a  class  by  him  seir',  schreef  eens  de 
secretaris  der  Howard-vereeniging  (onze  .Zedelflke  verbe- 
tering*'), William  Tallack.  Individualiseeren  is  ook  een 
der  hoofdbeginselen  van  de  Union  intematumale  de  droü 
pénal^  vooral  na  de  wijziging  van  de  statuten  ter  verga- 
dering te  Lissabon,  1897;  toen  toch  is  opgenomen,  als  be- 
ginsel, om  ook  op  den  misdadiger  het  oog  te  houden,  ter- 
wgl  vroeger  de  statuten  althans  enkel  spraken  van  de 
criminaliteit  in  verband  met  de  maatschappg  en  het  recht ; 
«1'union  estime  que  la  criminalité  d'une  part  et  les  moyens 
de  lutter  contre  elle  d'autre  part  doivent  ètre  envisagés 
aussi  bien  au  point  de  vue  anihropologique  et  sociologique 
qu*au  point  de  vue  juridique",  luidt  thans  art,  t ,  waarin 
het  woord  anthropologique  nieuw  is. 

Nu  heeft  dat  begrip  van  individualiseeren  in  het  straf- 
recht, in  zekere  mate,  reeds  terrein  veroverd.  Saleilles 
voert  aan,  dat  in  den  Code  pénal  van  1791  de  straffen 
in  de  wet  waren  vastgesteld  zonder  dat  de  rechter  be- 
voegd was  die  straf  te  wgzigen;  de  rechter  was  toen  de 
distributeur  automatique  van  de  straf,  hebbende  hg  enkel 
het  bewgs  te  onderzoeken;  in  den  Code  Pénal  van  1810 
werd  een  minimum  en  een  maximum  bepaald,  waarbinnen 
de  rechter  zich  mocht  bewegen;  daarna  z\jn  gekomen  de 
verzachtende  omstandigheden,  waardoor  nog  meer  de  ge- 
legenheid werd  gegeven,  bg  de  strafmaat  het  individu  in 
acht  te  nemen;  ook  de  jury  beschouwt  S.  als  passend  in 
dat  systeem,  omdat  de  jury,  tegenover  zich  ziende  een 
mensch  die  al  de  omstandigheden  waaronder  hü  handelde 
kan  blootleggen ,  daarop  let  en  uitspraak  kan  doen  (al  ver- 
dedigt S.  niet  alle  uitspraken)  niet  enkel  over  de  feiten, 
doch  ook  over  het  individu. 


tally  and  physically  ül ,  and  why  it  should  nol  be,  to  a  certain  degree, 
the  attitude  toward  the  roorally  ill,  is  a  question  that  will  be  discassed 
more  in  tbe  futare  tban  it  bas  been  in  the  past". 
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In  ons  strafrecht  is,  in  dat  opzicht,  wel  het  hoogte- 
punt bereikt,  door  de  vrgheid  den  rechter  gelaten  om  te 
kiezen  tusschen  eenige  jaren  of  zelfs  levenslange  opsluiting 
en  één  dag. 

Doch,  ondanks  die  vrijheid,  den  rechter  gelaten,  is,  als 
de  straf  tot  terheteringsmxAAeX  zal  dienen ,  de  regeling  toch 
onvolledig,  zoolang  de  duur  voor  de  toepassing  van  het 
middel  vóóraf  wordt  vastgesteld;  a  priori  kan  niet  worden 
bepaald,  wanneer  een  verbeteringsmiddel  zal  werken,  — 
gelijk  ook  in  de  geneeskunde  de  juiste  duur  voor  de  toe- 
passing van  een  geneesmiddel  niet  wordt  geregeld  vooraf, 
maar  in  verband  met  het  waargenomcne  tgdens  de  toe- 
diening van  dat  middel,  vooral  als  het  geldt  een  ziekte 
die  niet  tfldelflk  is,  maar  constitutief  — ;  een  geheele  op- 
voeding is  soms  te  herstellen;  daarom  worde  niet  vóóraf 
de  straflgd  bepaald,  maar  na  zekeren  tyd,  als  het  middel 
ia  toegepast  geworden.  Hierop  nu,  en  op  de  overweging 
dat  iemand  niet  langer  dan  noodig  is  van  z|jn  vrqheid  mag 
worden  beroofd ,  berust  het  systeem  van  de  vonnissen  met 
onbepaalden  straftijd,  of  kortweg,  hoewel  minder  juist ,  het 
systeem  der  onbepaalde  vonnissen ')  —  met  dien  verstande 
echter,  dat  de  duur  toch  bepaald  is  door  een  (ruim)  maxi- 
mum,  omdat,  anders,  men  zoude  kunnen  verkrggen  een 
levenslange  vröheidsbeneming,  —  een  transactie  wel  is  waar 
die  niet  zuiver  past  in  het  stelsel,  maar  algemeen  als 
noodig  wordt  beschouwd. 

Eene  korte  aanhaling  uit  het  gesprokene  ter  vergadering 
van  de  Fransche  Société  générale  des  Prisons,  toen  daar 
de  onbepaalde  vonnissen  in  debat  waren,  zy  mö  nog  ge- 
oorloofd. Er  werd  toen  een  beroep  gedaan  op  een  rapport 


O  Zie  hierover  een  artikel  van  Prof.  van  Hamel,  in  het  Tijd- 
schrift  voor  Strafrecht,  XII,  1899:  het  vraagstuk  van  de  „onbepaalde 
vonnissen'',  In  de  séance  de  la  Société  générale  des  prisons,  te  Parij?, 
19  April  1899,  hield  de  heer  v.  H.  een  voordracht  over  dit  onder- 
werp: i^rapport  de  M.  van  Hamel  sqr  les  sentences  indéterminées'\ 
B.  P.,  1899,  afl.  5  en  6, 
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over  dit  onderwerp  van  den  secretaris  der  gevangenis- 
vereeniging  in  Massachussets ,  waarin  het  volgende  o.  a. 
voorkomt:  de  onbepaalde  vonnissen  berusten  op  dit  be- 
ginsel, dat  de  opsluiting  tot  verbetering  vervangt  de  op- 
sluiting als  straf;  dus  de  misdadiger  wordt  opgesloten ,  niet 
wegens  z\jn  daad«  maar  wegens  zyn  toestand,  wegens  wat 
hij  is;  het  kan  zgn,  dat  de  daad  zyn  karakter  teruggeeft, 
het  kan  ook  niet  zq'n ;  de  schuldige  kan  beter  zgn  dan  zgn 
daad  of  slechter;  de  Staat  mag  hem,  tot  straf,  van  zgn  vrq- 
heid  berooven;  maar  de  Staat  heeft  niet  tot  taak,  hem  een 
leed  aan  te  doen  dat  ongeveer  overeenkomt  met  de  schuld 
die  h\j  heeft  aangegaan  tegen  de  rechtsorde  in  den  Staat; 
niet  tot  taak,  vast  te  stellen  de  waarde  van  zgn  daad  ten 
einde  hem  op  te  leggen  een  straf  die  met  die  waarde 
overeenkomt  *): 

Theoretisch  is ,  geloof  ik ,  tegen  de  onbepaalde  vonnissen, 
als  men  zich  plaatst  op  bet  stBndpnnt  der  Zweckstraf e  ^  niei 
veel  in  te  brengen  *)•  De  bezwaren  ten  opzichte  van  de 
toepassing  zgn  echter  niet  licht  te  tellen.  Eén  wil  ik  hier 
noemen;  andere  bezwaren  behooren  meer  te  huis  bg  de 
beoordeeling  van  het  Elmira-stelsel  zelf.  Het  is  het  volgende: 
de  duur  van  den  straftgd  kan  alleen  worden  beoordeeld  door 
hem,  die  de  straf,  dat  is  het  verbeteringsmiddel ,  toepast 
en  dus  over  het  effect  kan  oordeelen ;  dat  is  het  gevangenis^ 
bestuur  j  niet  de  rechter ;  in  de  plaats  van  de  tndimdtia^isa/ton 


')  R,  P. ,  1899,  bl.  682.  Ik  meende  juist  deze  beschouwing  te  mogen 
aanhalen ,  omdat  zy  is  gegeven  door  iemand ,  in  wiens  land  bedoelde 
vonnissen  inheemsch  zyn. 

*)  De  voorwaardelijke  invrijheidstelling  (art.  15  Wetboek  van  Straf- 
recht), by  ons  in  1886  ingevoerd,  gelijkt  op  die  onbepaalde  vonnissen ; 
maar  er  is  toch  een  principieel  verschil.  Bij  de  onbepaalde  vonnissen 
is  niet  de  zwaarte  van  het  misdryf  maatgevend  voor  den  duur  van  de 
opsluiting,  maar  meer,  zoo  niet  uitsluitend,  het  karakter  van  den 
misdadiger;  bij  de  voorwaardelijke  invrijheidstelling  was  een  bepaalde 
straftijd  uitgesproken  in  verband  ook  eenigszins  met  den  persoon,  maar 
toch  in  hoofdzaak  in  verband  met  het  feit,  omdat  men  den  persoon 
te  weinig  kent. 
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judkiaire  komt  das ,  ten  opzichte  van  den  duur  der  opsluiting, 
de  indimdualisaUon  administrative  (S  a  I  e  i  1 1  e  s) ;  ,de  rechter 
heeft  alleen  te  maken  met  de  miscJoacf,  niet  met  den  rais- 
dadiger''  (Mr.  de  Graaf,  in  Vragen  des  Tyds ,  November 
1899).  Van  dat  optreden  nu  der  administratie,  beslissende 
over  de  vrgheid  van  de  burgers,  in  plaats  van  den  on- 
af hankeljjken  rechter,  kan  willekeur  omtrent  den  duur 
der  opsluiting  het  gevolg  zgn^);  «nulla  poena  sine  (lege) 
judice"  *).    Intusschen  ligt  het  thans  niet  op   mgn    weg , 


*)  Zie  ook  de  rede  van  Mr.  J.  J.  Meer  bek  e,  in  Weekblad  van  het 
Recht,  n\  7376. 

^  Misschien  is  dit  bezwaar  te  neutraliseeren  door  den  rechter,  nadat 
een  zekere  straftijd  is  ondergaan,  ook  over  het  ontslag  te  laten  oor- 
deelen,  oordeelend  hy  dan  niet  over  het  feit  maar  over  den  persoon 
(van  Hamel  en  Saleilles),  of  door  bepaalde  organen  daarvoor  in 
te  stellen  {Voüzugsdmter :  von  Liszt).  De  rechter  of  andere  ambte- 
naar zal  echter  steeds  voor  een  goed  deel  door  de  oogen  van  het 
gevangenisbestunr  moeten  zien. 

In  den  Staat  New-York  is  op  de  oorspronkelijke  regeling  (zie  hl.  252)  — 
nl.  dat  de  maximam-dnnr  van  het  verblyf  te  Elmira  is  het  wettelijk 
maximum ,  op  elk  feit  gesteld  —  eene  wyziging  voorgesteld ,  in  dien 
zin,  dat  voortaan  de  rechter  het  maximum  zal  bepalen.  De  bedoeling 
is,  aan  de  veroordeelden  meer  rechtszekerheid  te  geven  tegenover 
mogelijke  willekeur  der  administratie.  De  Prisoners-association  van 
New-Tork  bestrydt  echter  sterk  het  voorstel ,  op  grond  dat  de  rechter 
door  Zijn  maximum  ontijdig  het  tijdstip  van  loslating  zal  regelen  en 
dat  die  regeling  wordt  afgenomen  van  hen,  wier  voortdurende  studie 
en  middel  van  opvoeding  het  oogenblik  van  invrijheidstelling  is.  R.  P., 
1898,  bl.  1343.  (Of  het  voorstel  is  aangenomen,  is  mij  onbekend.) 

Over  de  verhouding  van  den  rechter  tot  den  straftijd  zij  het  vol- 
gende nog  hieraan  toegevoegd,  naar  aanleiding  van  de  «Bedenkingen'' 
van  Dr.  E.  Lanr'illard  tegen  Elmira,  voorkomende  in  Paleis  van 
Justitie,,  1899,  n*.  42.  Daarin  wordt  o.  a.  gezegd  dat,  by  dat  stelsel, 
boven  den  rechter  staat  het  gestichtsbestunr,  ,als  kunnende  beslis- 
singen nemen  die  in  strijd  zijn  met  het  vonnis,  en  wel  in  die  mate 
dat  als  de  rechter  heeft  geoordeeld  10  jaar,  dat  bestuur  kan  zeggen : 
1  jaar  is  voldoende";  eene  verhouding  die  zeker  zonderling  is  te  noe 
men,  maar  zóó  zonderling,  dat  het  moeilijk  wordt  haar  wenschelijk 
te  achten. 

Het  wil  mij  voorkomen ,  dat  de  heer  L.  de  taak  van  den  rechter  by 
onbepaalde  vonnissen   niet   geheel  juist  heeft  opgevat.  Deze  oordeelt 
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de    onbepaalde   vonnissen   hier   verder  te  bespreken  *);  ik 
had   die   enkel  te  vermelden,  omdat  het  systeem-yElinira" 


niet  voor  ,10  jaar'\  Diens  taak  is  enkel  te  bepalen,  onder  welke  straf- 
bepaling een  zeker  feit  valt;  den  sirsiftijd^  den  duur  van  de  straf  be- 
paalt, in  zekere  uit  de  wet  voortvloeiende  gevallen,  de  bier  bedoelde 
rechter  jaist  niet.  Het  bezwaar  van  Dr.  L.  bestaat  wël  bij  onze  voor- 
waardelijke invrijheidstelling;  daar  beslist  de  administratie,  nl.  ,het 
hoofd  van  het  Departement  van  Justitie'"  (art.  16  Swb.),  om  de  straf 
te  verkorten,  terwijl  de  rechter  niet  een  maximum  uitsprak,  maar  wel 
degelijk  een  bepaalden  tjjd  aangaf.  £n  is  ook  eigenlijk  het  verleenen 
van  gratie  niet  «het  nemen  van  een  beslissing  in  strijd  met  het  von- 
nis", iets  wat  aan  de  onbepaalde  vonnissen,  door  Dr.  L..  afkeurend, 
voor  de  voeten  wordt  geworpen? 

*)  In  het  Ontwerp  van  een  strafwetboek  voor  Noorwegen,  1896,  is, 
ten  opzichte  van  onbepaalde  vonnissen,  het  volgende  opgenomen:  in- 
dien iemand  zich  heeft  schuldig  gemaakt  aan  de  (opgenoemde)  mis- 
dryven  of  poging  daartoe,  kan  de  rechter  aan  de  jury  de  vraag  voor- 
leggen, of  de  dader,  wegens  de  soort  van  het  bedrevene,  of  wegens 
de  beweeggronden  daarvoor,  of  wegens  zyn  daarin  geopenbaarde  geestes- 
richting, als  bijzonder  gevaarlijk  voor  de  maatschappy  of  voor  het 
leven  of  de  gezondheid  of  het  welzijn  van  enkelen  moet  worden  aan- 
gemerkt. Wordt  die  vraag  toestemmend  beantwoord ,  dan  kan  de  rechter 
bepalen,  dat  de  veroordeelde,  zoolang  het  vereischt  schijnt  te  worden, 
in  de  gevangenis  (of  in  een  werkinrichting)  biyve,  —  echter  niet  langer 
dan  3  maal  den  oorspronkelijken  straftijd  en  in  geen  geval  langer  dan 
15  jaren.  In  verbard  hiermede  staat  de  bepaling  in  een  ander  ont- 
werp dat,  na  het  einde  van  den  (eigenleken)  straftyd  en  verder  telken 
jare ,  over  het  ontslag  moet  worden  beraadslaagd  (Bulletin  de  V  Union 
internationale  de  droit  pénal,  VII.  1898,  Heft  I.  ,Beilage'').  Als  ik, 
in  verband  met  eene  verhandeling  gehouden  ter  Kriminalisten-veree- 
niging  van  Noorwegen  (zie  Bulletin^  t.  a.  p..  bl.  88),  de  betreffende 
bepaling  goed  begrijp,  dan  wordt  in  ieder  geval  een  bepaalde  straf 
opgelegd,  die  ,i uitgezeten"  moet  worden,  maar  daarna  kan  de  vei^ 
oordeelde  nog  worden  ^vastgehouden''  in  verband  met  zijn  al  of  niet 
..verbetering".  Is  die  opvatting  juist,  dan  is  die  regeling  toch  iets  an- 
ders dan  een  zuiver  «onbepaald  vonnis";  volgens  het  (althans  oor- 
spronkelijke) Amerikaansche  stelsel  wordt  door  den  rechter  niet  be- 
paald de  tijd ,  dien  iemand  in  de  gevangenis  moet  verblijven ;  de  praktik 
moge  aannemen  dat  een  zekere  tijd  om  hervorming  te  brengen  noodig 
is,  de  rechter  treedt  daarbij  niet  op;  in  het  Noorweegsche  ontwerp 
moet  wèl  een  door  den  rechter  bepaalde  tjjd  worden  doorgebracht  in 
de  gevangenis.  Voor  dit  systeem  is  dit  te  zeggen ,  dat  aldus  voor  zware 
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mede  op  het  systeem  der  onbepaalde  vonnissen  berust. 
•  Van  het  standpunt  nu  van  individualisatie  van  straf  worde 
,EImira"  beschouwd.  Doch  ook  juist  daarom  krijgt  men 
een  anderen  .kjjk"  op  dat  stelsel  en  mag  men  m.  i.  ,Elmira" 
niet  met  een  , aardigheid"  of  met  een  ,'t  gaat  tever"  op 
zijde  schuiven,  —  zg  het  dan  ook  dat,  wegens  specifiek  Ameri- 
kaansche  toestanden ,  de  toepassing  zich  daar  meer  aan 
alles  aanpast  dan  elders  en  dat  het  stelsel  niet  «zoo  maar" 
is  in  te  voeren.  Bg  de  beoordeeling  vergete  men  ook  niet , 
dat  de  thans  gevolgde  , gewone''  wgzen  om  misdadigers  van 
beroep  te  behandelen,  als  middel  van  tegenweer  voor  de 
maatschappij ,  weinig  doel  treflfen ;  de  gevangenissen  nemen 
eiken  dag  veroordeelden  op  en  toch  bluft  het  leger  der 
misdadigers  behoorlgk  in  stand,  aangevoerd  door  hen  die 
uit  de  gevangenis  komen  ')  In  «alle"  landen  is  dan  ook 
groote  twijfel  gerezen ,  of  het  tegenwoordig  strafstelsel  als 
middel  van  tegenweer  wel  het  juiste  is.  «Fort  mit  den  Zucht- 
hausern"  betitelt  Prof.  Dr.  Bruck  uit  Breslau  een  geschrift, 
waarin  h|j  te  velde  trekt  tegen  de  «Schablonisirung"  van 
de  tegenwoordige  vrijheidstraflfen  en  pleit  voor  deportatie. 
Kolonisatie  in  het  binnenland ,  op  de  heide,  wordt  verlangd  '). 


misdaden  toch  ook  zwaar  geboet  moei  worden  en  niet  met  een  korte 
vrijtieidsstraf  kan  worden  volstaan,  als  men  maar  spoedig  verbeterd 
is.  Daarom  schijnt,  met  het  oog  op  de  rechtszekerheid  in  de  maat- 
schappij, deze  regeling  de  voorkeur  te  verdienen  boven  de  zuivere 
^indeterminate aentences".  (Zie  ook  Saleilles«  hl.  270 ,  van  Hamel, 
eo  een  opstel  van  E.  Gauckler,  in  R.  F.,  1899,  bl.  1087.) 

^)  Ik  herinner  aan  de  algemeene  opmerking,  hierboven  gemaakt, 
dat  hier  niet  worden  bedoeld  personen  die  de  kleinere  misdrijven  ple- 
gen (la  petiie  criminalité)^  maar  zij  op  wie  zware  straffen  moeten 
worden  toegepast. 

^  ünze  Minister  van  Justitie,  Mr.  Gort  van  der  Linden,  heeft, 
in  zijn  antwoord  op  het  Voorloopig  Verslag.  Begrooting  1900,  het 
denkbeeld  van  veldarbeid,  bepaaldelijk  voor  ontginning,  aantrekkelijk 
genoemd  en  onderzoek  toegezegd  ^zie  o.  a.  W.  v.  A.  fi.,  n'.  7%5);  zie 
ook  BlStter  für  Geföngnisskunde ,  Btsch&ftigung  der  Straf  ge  fan  genen 
in  LandeskuUurarheiten^  Band  33,  1899,  Heft  1  en  2.  In  Denemarken 
zijn,  in  den   zomer  van  1899,  15  , zware"  misdadigers  uit  de  gevan- 
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Ja  zelfs  aan  het  dogma  van  de  cel^  een  tgdlang  het  alge- 
meen erkende  dorado   voor   verbetering,  wordt  niet  meer 
zoo  vast  als  vroeger  geloofd ,  waar  het  betreft  de  eigenlijke 
misdadigers.   Om   bij   ons   land  te   blyven:  bij  gelegenheid 
van  de  behandeling  der  Staalsbegrooting  voor  1899  schreef 
het    lid   der    1ste  Kamer,   Mr.   van   Weideren  Baron 
Rengers,   een   afzonderlgke   nota   over  de  celstraf.  Ken- 
Igk    't  oog   hebbend    op    de    strafgevangenis    te  Leeuwar- 
den ,  waar  veroordeelden  komen  die  5  jaar  celstraf  en  daar- 
na een  straftyd  in  gemeenschap  moeten  doorbrengen ,  schrflfl 
de  heer  R.,  die  lid  is  van  het  college  van  regenten:  «bedroevend 
is   de   physieke,    intellectueele   en    moreele  achteruitgang, 
welke  veelal  bg  aanvankelijk  gezonde  krachtvolle  en  opge- 
wekte individuen,  na  een  langdurig  verblijf  in  de  cel,  wordt 
geconstateerd  en  opvallend  is,  hoe  bg  diezelfde  individuen, 
in  de  gemeenschappelyke  gevangenis  overgebracht,  spoedig 
eene    verandering   ten   goede  kan   worden  waargenomen; 
gevangenen ,  in  de  cel  weerbarstig . . .  bleken  in  de  gemeen- 
schap bedaarde  menschen  te  zgn".  Geheel  hiermee  in  over- 
eenstemming is  de  heer  P.  A.  J.  Jas,  de  protestantsche 
geesteiyke  in  die  gevangenis;  ,op  grond  van  wat  ik  in  de 
L,   gevangenis   zag  en  hoorde"  is  de  heer  J    van  oordeel, 
dat  „verbetering,  inkeer  tot  zich  zelf  door  de  celstraf  niet 
wordt  bereikt",  ,zij  verbetert  geenszins,  doch  verbittert  des 
te  meer"").  Mr.  S.  M.  S.  de  Ranitz  schreef  eenigen  tijd 
geleden   in   de  Nieuwe  Rotterdamsche  Courant . . .  ,het  kan 
misschien   niet  anders,   maar   hij    die   zeer   lang  in  de  cel 
heeft   doorgebracht   is   ongeschikt   gemaakt   voor  de  maat- 

genis  Horzens  met  bewakers  overgebracht  naar  de  heide  bij  (Sedhus 
om  daar  die  heide  te  ontginneD  (volgens  een  artikel  in  de  Kölnische 
Zeitung  van  1 7  Sept.  1899).  Indien  die  proefneming  gelukt,  wordt  be- 
waarheid het  gezegde:  ,améliorer  la  terre  par  Thomme  et  Thorame 
par  la  terre". 

O  In  het  tijdschrift  Geloof  en  wijheid,  1899,  afl.  6.  In  dit  artikel 
wordt  het  werk  van  Mr.  de  Graaf  aangekondigd  en  het  Elmira- 
stelsel  ontwikkeld.  Ik  doe  hierby  opmerken,  dat  de  heer  J.  kenlijk 
op  de  celstraf  van  5  jaren  het  oog  heeft. 
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schapptj";  „als  parias  keeren  zg  terug  in  de  maatschappg'\ 
En  last  nol  least,  de  Minister  van  Justitie  zelf  zeide,  bg 
de  behandeling  van  de  begrooting  voor  1900  in  de  2o  Kamer: 
,Toch  heeft  de  celstraf,  zooals  die  in  praktijk  wordt  ge- 
bracht, niet  geheel  aan  de  verwachting  beantwoord". 

Wat  nu  verder  de  beoordeeling  van  het  Elmira-stelsel 
betreft : 

De  beoordeelingen  zfln  zeer  verschillend;  ik  zal  trachten 
de  hoofdstroomingen ,  kortelings,  terug  te  geven. 

Het  wil  mij  voorkomen ,  dat  er  een  groot  verschil  is  tus- 
schen  de  beoordeelingen  op  Europeeschen  en  die  op  Ameri- 
kaanschen  bodem;  in  Europa  vooral  is  men  er  niet  alge- 
meen mede  ingenomen. 

Aan  de  eene  zgde  staan  hier  zij ,  die  het  groole  voordeel, 
dat  «Elmira"  biedt,  zien  in  het  individualiseeren ; ik  meeUj 
dat   ik   daarbij  niet  langer  behoef  stil  te  staan;  alleen  wil 
ik    nog  eene  korte  aanhaling  doen  uit  het  reeds  meer  ge- 
noemde opstel  van  Dr.  Aletrino.  Hij  acht  de  celstraf  wel 
te  staan  boven  de  gcmeenschappelgke  opsluiting  van  vroeger, 
maar  het  nut  van  de  celstraf  acht  hij  toch  problematisch; 
de   maatschappij   moge   voor  zekeren  tgd  gebaat  z\jn  door 
de  opsluiting,   de  misdadiger  zelf  keert,  in  de  meeste  ge- 
vallen ,  veel  minder  geschikt  voor  de  samenleving  terug ;  btj 
heeft  weinig  geleerd,  gevoelt  zich  een  «outcast"  en  zal  spoe- 
dig misdrijven  herhalen  —  wat  aan  de  maatschappö  opnieuw 
schade  zal  doen;  de  groote  fout  is,  dat  alle  veroordeelden 
naar  vastgestelde  regels  worden  behandeld ,  onverschillig  het 
individu;  in  Elmira  daarentegen  let  men  op  het  individu; 
,dat  individualiseeren  is,  naast  het  hervormen  van  het  indi- 
vidu, juist  het  mooiste  van  het  systeem",  een  richting  die 
«meer  humaan,  of  wil  men  desnoods  meer  egoïstisch ,  den 
gevangene  en  der  maatschappij  op  den  duur  ten  goede  zal 
komen". 

Hier  tegenover  staan  zy  die  zeggen :  juist  in  de  cel  kunt 
ge,  doordat  iedereen  afeonderlyk  «zit",  ook  iedereen  afzon- 
deriyk  onder  handen  nemen  en  daarby  gaat  de  waardigheid 
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van    het  individu   niet  te   gronde,  zooals  b|j  een  gemeen- 
schappeiyke  opsluiting,  (Dr.  Laurillard). 

En  staat  de  bewering:  Elmira  is  geen  gevangenis ,  Elmtra 
doet   niet    wat  een  gevangenis  moet  doen ,  intimideert  niet. 
Op  dien  grond  is  een  beslist  tegenstander  de  reeds  genoemde 
William  Tallack*),  secretaris  der  Howard- vereeniging . 
die   eischt   dat  de  straf  (zonder  wreedheid)  zy  „deterrent" 
(afschrikkend),  en  dat  is  «Elmira"  niet^);  of,  zooals  ik  eens 
las,    evenals    de  chirurgie  den   patiënt  doet   inslapen   om 
pyn-gevoel   te   voorkomen,  laat  men,  door  ,Elmira",  den 
misdadiger  niet  gevoelen  het  kwaad  dat  h|j  deed.  Dat  .niet 
intimideeren"  was  ook  een  der  voornaamste  grieven  op  de 
vergadering  van  de  Société  générale  des  prisons ,  waar  werd 
besproken    «Torganisation  penitentiaire  auz  Etats-Unis"  en 
meer  bepaald  het  Reformatory  van  Elmira ')j  een  gevange- 
nis moet  niet  zóó  z\jn,  dat  men  spjjt  gevoelt  als  men  dat 
huis    verlaat.   Maar,  die   grief  werd  toen  betwist  door  de 
opmerking,  dat  Elmira  toch  een  gevangenis  is  en  niet  een 
«maison  garnie"  of  » hotel  meublé";  en,  wat  meer  zegt  dan 
deze  bewering ,  er  werd  aangevoerd  uit  de  officieele  berich- 
ten,  dat  de  schuldig  verklaarden  liever  niet  naar  een  Re- 
formatory  worden  verwezen;  liever  gaan  zij  naar  een  «ge- 
wone" gevangenis  omdat,  gewoonlijk,  de  straflyd  dan  korter 
is  en   zij   weten  op  welk  tgdstip  zg  de  vrgheid  herkrggen. 
Nu,  —  indien  dat  waar  is,  dan  is  toch  Elmira  een  gevan- 
genis   die,    behalve  andere  eigenschappen,   ook   die  heeft 
van  intimidatie. 

By  ons  zijn  o. a.  Prof.  Nieuwenhuis  en  Dr.  Lau- 
rillard tegen  Elmira. 

Een  groot  bezwaar  wordt,  en  terecht,  gezien  in  de  uitvoe- 
ring, in  de  toepassing;  meer  bepaald:  in  het  vinden  van 
personen ,  geschikt  om  misdadigers  op  te  voeden  zóó  als  dat 
stelsel  het  eischt  en  in  het  beoordeelen  van  den  gevangene, 
of  deze  al  dan  niet  is  verbeterd,  in  het  taxeeren  van  dezen , 


O  R.  P.,  1895,  bl.  582.         <)  R.  P.,  1895,  Febmari  en  Maart 
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vooral  omdat  hel  systeem  aanleiding  geefl  tot  huichelen; 
immers,  als  de  patiënt  , verbeterd"  is,  mag  hfl  in  vr\jheid 
worden  gesteld!  Zeer  juist  m.  i.  is  dit  bezwaar  uitgesproken 
ter  vergadering  van  de  Société  générale  des  prisons  over 
de  gentences  indéierminées  ^  waarbg  men  staat  tegenover 
dezelfde  moeilQkheid.  Professor  Larnaude  van  de  rechts- 
geleerde faculteit  te  Pargs  uitte  zich  toen  aldus:  ,Le  vrai 
juge  ce  sera  Ie  géolier";  deze  zal  moeten  raden  , les  pensees 
de  derrière  la  tête";  als  de  X-stralen  de  geheimen  van  de 
ziel  konden  blootleggen ,  dan  zoude  men  't  misschien  met 
die  w\]ziging  kunnen  probeeren;  maar  zoolang  de  regelen 
van  de  crimineele  pathologie  niet  door  een  anderen  R  ö  n  t  g  e  n 
z\jn  vastgezet,  zoolang  acht  Ik  het  niet  voorzichtig  tot  het 
aiterste  door  te  drgven  het  denkbeeld  dat,  ik  erken  het, 
ingang  heefl  gevonden,  dat  men  meer  moet  schatten  den 
mensch  dan  de  daad,  meer  moet  nagaan  de  intenties  dan 
de  feilen  ontleden.  En  de  president ,  de  heer  6.  P  i  c  o  t,  resu- 
meerde de  debatten  aldus:  alles  komt  neer  op  de  ambte- 
naren in  de  gevangenis,  ,tout  revient  a  savoir  ce  qu'est 
Ie  gardien  de  prison";  als  men  van  dezen  maakt  een  philo- 
soof,  een  psycholoog,  als  deze  heeft  alle  waarborgen  die  de 
rechter  biedt,  dan  kan  men  er  toe  komen  te  gelooven  in 
de  onbepaalde  vonnissen;  ,ik  geloof  dat  zg  die  dit  verdedi- 
gen steeds  voor  hun  geest  hebben  den  buitengewonen  man  , 
die  Elmira  bestuurt"  *). 

Ik  meen ,  dat  op  deze  moeilgkheden  door  de  voorstanders 
van  Elmira,  ook  ten  onzent,  niet  voldoende  wordt  gelet. 
Het  is  waar,  in  zekere  mate  doet  hetzelfde  zich  gevoelen 
bij  de  voorwaardelgke  invrijheidstelling;  ook  daar  is  huiche- 
len raogelgk  en  beoordeeling  moeilgk ,  en  hangt  alles  af  van 
het  optreden  der  ambtenaren.  Maar  voorwaardelijke  invrij- 
heidstelling is  uitzondering,  en  de  straf  is  bepaald.  Voor 
toepassing  van  't  jBZfwtra-stelsel  zal  een  geheele  ommekeer  èn 
in  het  personeel  ên  in  de  wgze  van  beheer  onzer  gevange- 

»)  n.  P.,  1899,  W.  777  en  816. 
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nissen  noodig  zgn;   ter  gezegde  vergadering  werd  dat  ten 
opzichte  van  Frankryk  gezegd;  voor  ons  zal  't  niet  anders 
zgn.  Misschien  z\jn  de  toestanden  in  Amerika  en  in  Europa 
te   verschillend  om   eene  overplanting  met  goed  gevolg  te 
doen.  Misschien  is  ook  juist  het  denkbeeld  van  Prof    van 
Hamel,    geuit    in   zyn   artikel   over    onbepaalde  vonnissen 
{Tijdschrift  voor  Strafrecht,  1899,  bl.  395);  hö  wijst  daar 
op   de    wetsontwerpen   van   den   Minister  Gort  van  der 
Linden  op  de  jeugdige  misdadigers,  waarin  de  duur  der 
dwangopvoeding   afhankelyk    wordt  gesteld,  o.  a.  van   het 
kind    zelf,   zoodat   het  einde  der  opvoeding  niet  door  den 
rechter ,  maar  door  de  regeering  zal  worden  bepaald ;  daar- 
aan knoopt  hij  vast  de  opmerking ,  dat  de  ontwikkeling  van 
nieuwe  instellingen  voor  de  pract\jk  van  het  strafrecht  op 
meer  dan  een  punt  hem  toeschqnt , haren  aanvang  te  zullen 
nemen    bg   de   behandeling  van  jeugdige  personen  en  zich 
geleidelijk  in  dezelfde  richting  tot  de  behandeling  van  vol- 
wassenen te  zullen  uitstrekken".  Doch  wat  daarvan  zg ,  bet 
systeem-Elmira  staat  en  valt  met  ,Brockway",  met  de 
personen  die  het  moeten  uitvoeren. 

In  Amerika  daarentegen  schijnt  mg  het  oordeel  vrg 
algemeen  gunstig  te  zgn.  Daar  heerscht  voor  de  uitvoering 
van  straffen  als  beginsel ,  dat  de  maatschappg  moet  worden 
beschermd  en  dat  daarvoor  het  beste  middel  is  de  verbe- 
tering van  den  misdadiger.  Het  middel  tot  verbetering 
meent  men  in  het  steheUElmira  te  hebben  gevonden. 

Op  cijfers  ten  aanzien  van  dat  stelsel  doe  ik  geen  beroep, 
evenmin  als  Mr.  de  Graaf,  en  om  dezelfde  reden.  Hoofd- 
zaak zoude  zijn ,  het  getal  recidivisten  te  kennen.  Bepaalde 
cgfers  vond  ik  daaromtrent  niet ,  of  juister  cgfers  vergezeld 
niet  de  uitdrukkingen  ,vermoedelgk"  (bijv.  bg  Dr.  Ale- 
trino)  of  ,1a  direction  estime"  {B.  P.,  1895,  bl.  308); 
gegevens  dus,  die  niet  veel  waarde  hebben.  Misschien  zit 
de  moeilgkheid  hierin,  dat  de  uit  Elmira  ontslagenen  niet 
allen  in  den  Staat  New- York  blgven;  is  het  nu  bekend, 
hoeveel  van  dezen  elders  weder  terechtstonden? 
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Uit  beoordeelingen  is  af  te  leiden,  dat  men  er  zeer  in- 
genomen mede  is. 

De  ontslagenen  vinden  zeer  gemakkelijk  plaatsing. 

Btj  de  behandeling  van  de  sentences  indéterminées  in  de 
zooeven  genoemde  vergadering  van  de  Société  générale  des 
prisons,  April  1899,  trad  als  spreker  ook  op  de  Amerikaan- 
sche  predikant  Barrows;  hg  gaf  een  résumé  van  de  be- 
palingen in  de  Vereenigde  Staten ,  en  in  verband  daarmede 
deed  hg  een  mededeeling  over  een  vroegeren  leerling  van 
Elmira,  die  daar  de  redacteur  van  de  courant  is  geweest 
en  daarop ,  in  de  vrge  maatschappg ,  dat  beroep  had  voort- 
gezet; ,ce  dont  je  suis  sür'\  en  daarmede  eindigde  h\j, 
als  met  een  conclusie,  zgn  betoog,  „c'est  qu'il  peut  montrer 
Ie  Réformalory  d'Elmira  et  son  admirable  M.  Brockway 
et  dire :  j'ai  \k  trouvé  Ia  résurrection  et  la  vie !"  '). 

Voor  het  penitentiair  congres  te  Pargs  is  door  een  Ame- 
rikaansche  commissie  opgemaakt  een  verslag  over  de  straf- 
stelsels in  Europa;  die  commissie  erkent  vele  goede  eigen- 
schappen in  de  Europeesche  stelsels,  maar  zij  oordeelt, 
dat  Amerika  den  voorrang  verdient,  o.  a.  wegens  zgn 
Elmira-stelsel  *). 

Maar  bovenal,  Elmira  staat  niet  alleen.  In  Massachussetts 
heeft  men  het  gesticht  te  Gondord  ')  voor  mannen  en  dat 
te  Scherborn  *)  voor  vrouwen ,  dat  geheel  op  denzelfden 
voet   is  ingericht;  evenzoo  Reformatories  in  Pennsylvania, 


O  -R.  P.,  1899,  bl.  686. 

•)  12.  P.,  1897,  bl.  582. 

^  R.  P,  1897,  bl.  10  J. 

*)  Geheel  in  overeenstemming  mei  de  zeden  in  Ameriica,  waar  zoo- 
vele vrouwen  betrekkingen  vervuilen,  wordt  daar  onderwys  gegeven 
in  alles  wat  een  vrouw  in  handel  of  administratie  te  pas  kan  komen, 
o.  a.  type-writing  en  stenograpbie  (R.  P.,  1895,  bl.  183).  Voor  Scher- 
born vond  ik  nog  deze  eigenaardigheid:  in  de  laagste  klasse  wordt 
bet  voedsel  verstrekt  op  gebroken  borden,  in  de  tweede  klasse  zijn 
deze  minder  gebroken,  in  de  hoogste  zyn  deze  gaaf;  kleine  vergrijpen 
worden  gestraft  met  te  moeten  eten  van  die  «stukken*'  borden  (R.  P., 
1899,  bl   772,  en  1897,  bU  101). 

RechUgel.  Mag.  1900.  19 
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Minnesota,  IllinoJs,  Indiana,  Ohio.  Die  navolging  is  m.  i. 
het  beste  bewQs ,  dat  het  Elmira-stelsel  in  Amerika  in  hoog 
aanzien  staat ;  ja  zelfs  in  Massachussetts  en  in  Illinois  heeft 
men  sedert  1895  het  stelsel,  dat  overigens  enkel  geldt 
voor  personen  tot  30  jaren  oud,  toegepast  op  inrichtingen 
voor  ouderen  dan  30  jaren  (fi.  P.,  1899,  bl.  685). 


Op  het  dit  jaar  te  Brussel  te  houden  internationaal  peni- 
tentiair congres  komen  onder  meer  de  volgende  vragen 
voor ") : 

Zijn  er  misdadigers  ^  waarop  de  onbepaalde  veroordeeling 
{sentence  indéterminée)  kan  worden  toegepast^  en  hoe  moet 
dat  worden  uitgevoerd? 

De  toelichting  luidt  (in  hoofdzaak): 

De  onbepaalde  vonnissen,  ingevoerd  in  eenige  Staten 
van  Noord- Amerika,  hebben  zulke  resultaten  gegeven,  dat 
z|j  daé.r  vele  voorstanders  tellen,  niet  alleen  onder  de 
criminalisten ,  maar  ook  onder  hen,  die  de  straffen  uit- 
voeren en  die,  als  leden  van  desbetreffende  vereenigingen , 
in  aanraking  komen  met  veroordeelden  gedurende  en  na 
hun  straftqd.  Nu  wordt  verwacht,  dat  op  het  Congres  de 
voor-  en  nadeelen  van  het  stelsel  zullen  worden  uiteen- 
gezet en  vooral  dat  de  deskundigen  uit  Amerika  o.  a.  zullen 
mededeelen  de  gevolgen  van  het  stelsel. 

Is  er  aanleiding ,  voor  de  nog  jonge  misdadigers  aan  te 
hevelen  het  systeem  der  Reformatories  y  zooals  dat  in  Ame- 
rika wordt  aangetroffen? 

De  toelichting  hiervan  luidt  (in  hoofdzaak): 

Deze  vraag,  samenhangend  met  de  vorige,  moet  echter 
arzonderlyk  worden  behandeld.  Men  wenscht  de  détails  der 
organisatie  te  kennen,  en  te  weten,  welke  resultaten  zijn 
verkregen;  men  verwacht  vooral  mededeelingen  van  de 
directeuren  en  van  de  raden  van  beheer. 

')  Bulletin  dê  V Union  internationale  de  droit  pénale  VII,  bl.  147. 
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Wat  leert  de  ondermnding  omtrent  de  celstraf^  ten  op- 
zichie  van  haar  invloed  op  de  criminaliteit  en  de  herhaling 
van  misdrijf  {reddivé)  en  ten  opzichte  van  den  üchamelijken 
en  geestelijken  gezondheidstoestand  van  hen  die  die  straf 
ondergingen. 

De  toelichting  luidt  (in  hoofdzaak): 

Het  oogenblik  schijnt  gekomen,  de  theorie  te  toetsen 
aan  de  ondervinding;  men  wenscht  feiten  te  kennen  om 
de  rekening  op  te  maken  van  het  cellulaire  stelsel  en  de 
elementen  te  kennen  voor  een  beredeneerd  oordeel  omtrent 
de  practische  waarde  van  dat  systeem. 

Het  vermoeden  ligt  dus  voor  de  hand,  dat  over  het 
stelsel,  waarop  Mr.  de  Graaf  ten  onzent  de  aandacht 
vestigde,  vooral  wat  de  resultaten  betreft^  licht  zal  opgaan. 
Bovendien,  Mr.  Barrows  deelde  ter  genoemde  vergadering 
over  de  sentevu^es  indéterminées  mede  (B,P.,  1899,  t.  a.  p.), 
dat  hij  voor  dat  Congres  hoopt  gereed  te  hebben  een  werk 
waarin  wordt  beschreven  de  organisatie  zooals  die  bestaat 
in  alle  Staten,  waarin  het  Elmira-systeem  is  ingevoerd. 
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EXECÜTIE-MIDDELEN, 


Mr.  J.  e.  L.  NOLST  TRENITÉ, 

Advocaat  te  Rotterdam. 


Als  bet  voDnisse  in  syn  kracht  gekomen 
is,  soo  behoort  dat  Yoistreckt  ende  volbracht 
te  werden:  want  anders  soude  H  onnut  zyn 
een  vonnisse  te  wyzen ,  als  't  niet  geëxecuteerd 
ofte  volbracht  en  wert. 

Jacobus  Salwechterum,  Maniere» 
om  een  proces  te  voeren ,  1648. 

Den  ^QBiBiï  Juni  1883  had  er  in  de  kleine  vergadering 
van  uitstekende  juristen ,  die  de  Sectie  van  Rechtsgeleerd- 
heid en  Staatswetenschappen  van  het  Provinciaal  ütrechtsch 
Genootschap  voor  Kunsten  en  Wetenschappen  uitmaakten , 
een  belangwekkend  debat  plaats  over  de  vraag:  in  hoe^ 
verre,  naar  ons  stellig  recht ^  de  verwezenlijking  gewaar- 
borgd  is  van  de  vermogensrechten  ^  welke  niet  in  geldschuld 
den  bestaan? 

In  Juni  1900  zal  er  een,  naar  we  mogen  vertrouwen  , 
niet  minder  interessante  gedachtenwisseling  plaats  hebben 
over  het  door  het  Bestuur  der  Nederlandsche  Juristenver- 
eeniging  aan  de  orde  gestelde  vraagpunt:  hoe  moet  geregeld 
worden  de  tenuitvoerlegging  van  vonnissen  in  burgerlijke 
zaken ,  inhoudende  eene  veroordeeling  tot  een  andere  praesta- 
tie  dan  die  ,eener  geldsom  ? 

Vergeleken  w^i  die  beide  vragen  met  elkander,  dan  vin- 
der we  wat  men  in  ouden  stijl  zou  noemen:  verscheiden- 
heid en  overeenstemming. 

De  eerste  is  een  vraag  van  jus  constifutum^  de  tweede 
van  jus  consHtuendum ;  de   eerste  spreekt  alleen  van  ver- 
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mogensrechten ,  de  tweede  oravat  ook  het  familierecht ;  aan 
den  anderen  kant  heeft  deze  weer  alleen  betrekking  op 
het  formeel  recht  en  gene  zoowel  op  formeel  als  materieel 
recht. 

De  debatten  op  de  aanstaande  juristenbgeenkomst  zullen 
derhalve  voor  een  groot  deel  een  andere  lijn  volgen  dan 
die,  in  Juni  1883  gehouden.  Toch  is  het  nuttig  van  deze 
laatste  thans  kennis  te  nemen,  omdat  de  beantwoording 
van  de  door  het  Utrechtsch  Genootschap  gestelde  vraag 
van  belang  is  voor  het  standpunt,  dat  men  ten  opzichte 
van  het  thans  aan  de  orde  z\jnde  vraagpunt  zal  innemen. 

Immers  vóórdat  men  gaat  zeggen  hoe  de  executie  van 
vonnissen,  geen  geld-praestatie  inhoudende,  moet  geregeld 
worden,  dient  men  kleur  te  bekennen  omtrent  de  te  Ut- 
recht behandelde  quaestie ,  voor  zooveel  het  materieele  recht 
betreft.  Men  moet  m.  a.  w.  belyden ,  hoe  men  denkt  over 
de  zoogenaamde  reêele  executie. 

Er  bestaan  op  dit  punt  in  hoofdzaak  drie  meeningen ,  die 
alle  uiting  en  verdediging  vonden  in  de  Utrechlsche  verga- 
dering. Vooreerst  vinden  we  de  opvatting,  dat  eik  materieel 
recht,  dat  de  wet  den  eenen  burger  jegens  den  anderen 
toekent ,  daadwerkelijk  gehandhaafd  kan  worden.  Ten 
tweede  de  leer,  dat  die  handhaving  alleen  mogelgk  is  bij 
zakelyke  rechten  en  dat  de  persoonlijke  rechten  zich  ten 
slotte  omzetten  in  recht  op  eene  geldsom  In  de  derd'? 
plaats  eindelijk  werd  slechts  de  mogelykheid  van  reëele 
executie  erkend,  voorzooverre  Rechtsvordering  executie- 
middelen  aan  de  hand  doet ,  zoodat ,  waar  dit  het  geval  niet 
is,  ook  zakelijke  rechten  zich  in  recht  op  schadevergoeding 
oplossen.  Het  verslag  van  de  vergadering  vormt  voor  de 
korte  uiteenzetting  dier  drie  opinies,  die  ik  gemakshalve 
roet  1 ,  2  en  3  zal  aanduiden ,  een  goeden  leidraad. 

Opinie  1  werd  verdedigd  door  den  inleider,  Mr.  J.  P. 
Moltzer.  Deze  begon  met  er  op  te  wijzen,  dat  het  2de 
Boek  van  het  Wetboek  van  Burgerl\ike  Rechtsvordering  in 
het  algemeen  uitsluitend  de  executie  van  geldschulden  door 
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het  te  gelde  maken  van  des  schuldenaars  goederen  en 
rechten  behandelt  en  alleen  voor  enkele  bijzondere  geval- 
len in  den  Igfsdwang  een  indirect  executiemiddel  geeft. 
Al  wordt  hier  en  daar  nog  iets  soms  terloops  behandeld , 
een  algemeene  regeling  ontbreekt.  Zoo  vindt  men  niet  ge- 
regeld de  formaliteiten  voor  de  afgifte  van  bepaalde  zaken , 
krachtens  een  persoonlijk  recht ,  en  evenmin  de  verwezenlg- 
king  van  zakelqke  rechten.  Slechts  voor  de  ontruiming  door 
den  huurder  zijn  waarborgen  gesteld  en  wel  is  verder ,  om 
roerend  goed  terug  te  krijgen,  het  conservatoir,  maarniet 
het  executoriaal  beslag  geregeld.  Evenmin  geeft  ons  Wet- 
boek van  Rechtsvordering  algemeen  toepasselijke  regels 
voor  de  executie  van  praestatiên,  die  in  handelingen  be- 
staan. 

Wanneer  men  nu  vraagt,  hoe  bg  ons  in  al  die  gevallen 
de  executie  moet  plaats  hebben,  dan  wordt  gewoonlijk 
principieel  geantwoord,  dat  de  schuldeischer  zich,  bij  on- 
wil van  den  schuldenaar,  met  schadevergoeding  moet  te- 
vredenstellen. Tegen  deze  opvatting  trok  de  inleider  te 
velde.  Voor  hem  was  de  rechtsregel,  neergelegd  in  art. 
3181  van  het  Ontwerp  van  1820:  alle  recht,  hetwelk  den 
een  tegen  den  ander  toekomt  ^  brengt  de  bevoegdheid  mede 
om  hetzelve  te  handhaven  en  zich  het  genot  daarvan  te  ver- 
zekeren^ als  grondslag  van  ons  stellig  recht  te  beschouwen, 
hoezeer  de  bepaling  van  art.  3181  niet  in  onze  wet. is  op- 
genomen. Die  regel,  door  Mr.  Moltzer  een  denknood- 
wendigheid  genoemd ,  moet  als  geldend  worden  aangenomen 
zoowel  bö  zakelijke  als  b\j  persoonlijke  rechten.  Het  huwe- 
lijksrecht valt  daarbuiten,  omdat  het  wel  een  contractueele 
rechtshandeling,  doch  geene  obligatoire  overeenkomst  is. 
Voor  de  persoonlijke  rechten  moet  echter  een  uitzondering 
worden  aangenomen ,  waar  dus  reêele  handhaving  niet  mo- 
gelijk is,  voor  zooveel  betreft  daden,  afhankelp  van  een 
wilsbesluit  des  schuldenaars.  Immers  tot  een  wilsbesluit 
kan  men  niet  gedwongen  worden;  hier  lost  de  verbintenis 
zich  op  in  schadevergoeding  volgens  art.  1275  B.  W.,  welk 
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artikel  dus  in  een  zeer  beperkten  zin  is  op  ie  vatten.  Als 
slotsom  van  zign  beschouwingen  kwam  de  inleider  dus  tot 
deze  beginselen:  ,dat,  behalve  ten  aanzien  der  verbintenis- 
sen om  te  doen  of  niet  te  doen,  in  de  aangewezen  be- 
perkte beteekenis  van  dit  woord,  ook  voor  ons  positief 
recht  zal  moeten  worden  vastgehouden  aan  de  stelling, 
dat  in  de  erkenning  van  een  subjectief  recht  eo  ipso  ligt 
opgesloten  de  aanspraak  der  rechthebbenden  tot  daadwer- 
kelijke verwezenjyking  van  deszelfs  inhoud.  Geeft  men  deze 
grondwaarheid  toe,  dan  is  het  van  ondergeschikt  belang 
of  de  vorm  al  dan  niet  is  geregeld ,  waaronder,  ingeval  van 
onwil  of  tegenstand  des  verbondene,  dat  recht,  periculo 
petentis,  zal  kunnen  ten  uitvoer  gelegd  worden.  Want  ook, 
waar  bg  gewgsde  een  recht  mocht  zfln  erkend,  omtrent 
welks  tenuitvoerlegging  elke  wettelgke  regeling  ontbreekt, 
daar  zal  de  executie  zich  toch  steeds  hebben  te  voegen 
naar  het  oordeel  van  het  executie-gerecht ,  dat  zelf  weer  in  de 
eischen  en  grenzen  der  noodzakelijkheid  een  leiddraad  zal 
kunnen  vinden  by  de  beslissing  van  geschillen,  welke  over 
die  tenuitvoerlegging  mochten  r\jzen." 

De  inleider  vond  levendige  bestrgding.  De  aanhangers 
van  opinie  il  legden  hem  ten  laste,  dat  hij  ons  gansclie 
raaterieele  burgerlijk  recht  omverwierp,  hetgeen  berust  op 
de  onderscheiding  tusschen  persoonlijke  en  zakelijke  rech- 
ten. Aldus  o.  a.  Mr.  B.  J.  L.  de  Geer.  Strikt  genomen, 
zoo  sprak  deze,  moet  by  persoonlijke  rechten  het  vonnis 
op  den  persoon  zelven  worden  ten  uitvoer  gelegd ,  zooals 
oorspronkelgk  bg  do  Romeinen  door  de  manus  injectio  en 
addictio;  daarvoor  is  de  schadevergoeding  in  geld  in  de 
plaats  gekomen,  uit  het  vermogen  des  persoons.  Maar  gaat 
men  nu  nog  verder,  dan  zou  er  een  recht  op  de  zaak 
ontstaan,  waar  wg  slechts  hebben  een  recht  op  den  man. 
En  wat  de  verbintenissen  om  te  doen  betreft.  Mr.  J.  A. 
F  ruin  had  reeds  gezegd,  dat  art.  1277  B.  W.  in  het 
wezen  der  zaak  niet  verschilt  van  art.  1275  B.  W. ;  of 
iemand  zelf  uitvoert  en  de  kosten,  die  hij  daarvoor  maakt, 
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later  vergoed  kr\jgt ,  dan  wel  dadelyk  die  kosten  als  scha- 
devergoeding krygt ,  komt  op  hetzelfde  neer. 

Als  voorstander  van  opinie  3  deed  zich  Mr.  H.  J.  Ha- 
maker kennen.  In  korte  woorden  drukte  hg  zgn  gevoelen 
aldus  uit:  dat  de  crediteur  recht  heeft  op  de  hem  toege- 
zegde praestatie,  is  eene  petitio  principii.  Uit  het  ontbreken 
van  executiemiddelen  blgkt  integendeel,  dat  de  crediteur 
dat  recht  niet  heeft.  Hetgeen,  waarop  hy  recht  heeR,  is 
alleen  de  schadevergoeding. 

Ziehier  de  drie  meeningen,  die  zich  in  de  Utrechtsche 
vergadering  deden  gelden,  kortelyk  weergegeven.  Feitelgk 
ben  ik  echter  hiermede  nog  niet  volledig  geweest.  Er  be- 
staan weder  combinaties  van  de  drie  opinies.  Opinie  1  en 
opinie  2  kunnen  elk  met  opinie  3  gecombineerd  worden. 
De  combinatie  van  1  met  3  heb  ik  niet  aangetroffen,  wel 
die  van  2  met  3.  Ik  laat  nu  echter  deze  détails  rusten  en 
bepaal  mg  tot  de  hoofdgroepen. 

Beschouwen  we  thans  het  vraagpunt  van  het  Bestuur  der 
Juristenvereeniging ,  dan  zien  wij  aanstonds,  in  hoe  nauw 
verband  dat  staat  met  de  in  Utrecht  behandelde  quaestie. 

Iemand  die  beweert  dat,  naar  ons  materieele  recht, een 
vonnis,  inhoudende  zekere  praestatie ,  onbestaanbaar  is ,  be- 
hoeft zich  het  hoofd  niet  te  breken  met  de  vraag,  hoede 
tenuitvoerlegging  van  zulk  een  vonnis  behoort  geregeld  te 
worden.  Dergelqk  vonnis  is  voor  hem  een  casus  non  dabilis. 
Derhalve  zullen  de  aanhangers  van  opinie  2  niet  deelne- 
men aan  het  debat  over  reëele  handhaving  van  persoonlgke 
praestaties ,  niet  in  betaling  eener  geldsom  bestaande.  Want 
volgens  hen  zal  er  geen  vonnis  kunnen  gewezen  worden, 
dat  de  veroordeeling  tot  dergeigke  praestaties  bevat  — 
althans  zoolang  ons  materieel  recht  blgft  zooais  het  is;  en 
het  vraagpunt  laat  het  materieele  recht  onaangeroerd. 

De  verdedigers  van  opinie  1  zullen  het  vraagpunt  daar- 
entegen in  z\jn  ganschen  omvang  hebben  te  behandelen. 
Alleen  vonnissen  inhoudende  veroordeeling  tot  een  daad 
afhankelijk  van  een  wilsbesluit  des  schuldenaars  en  vonnissen 
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strekkende  tot  handhaving  van  den  samenwoningsplicht  van 
echtgenoot^n  zullen  buiten  hun  gezichtspunt  vallen.  Dit  zgn 
de   eenige  beperkingen,  waaraan  zy  zich  zullen  houden. 

En  de   mannen    van  opinie  3?    Welk  standpunt  zullen 
dezen  bg  het  debat  innemen  ?  Mq  dunkt,  zg  zullen  zich  by 
de     ruimste   bespreking   kunnen  aansluiten.  We  staan  hier 
voor  jus  constituendum.  Zoodra  de  wet  een  executiemiddel 
aangeeft,  is  hun  bezwaar  tegen  reëele  handhaving  vervallen. 
In    een  gedachten  wisseling  over  de  vraag,  welke  executie- 
middelen  gegeven  behooren  te  worden,  kunnen  zy  zonder 
bezwaar  medespreken. 

Wg  houden  dus  ten  slotte  over  twee  werkelqk  principieel 
verschillende  categorieën.  Deze  beiden  dienen  nu,  dunkt 
my,  by  de  discussiên  steeds  hun  standpunt  zich  duidelyk 
voor  oogen  te  houden.  Anders  is  er  groot  gevaar  voor  ver- 
warring in  het  debat.  Eigenlyk  zou  ieder  spreker  moeten 
aanvangen  met  zyn  standpunt  ten  aanzien  van  het  materieele 
recht  kenbaar  te  maken ,  zonder  dit  overigens  uitvoerig  te 
motiveeren,  omdat  dan  de  gedachtenwisseling  te  land  komt 
op  een  terrein,  waar  Tiet  Bestuur  der  Juristenvereeniging  het 
blykens  zijn  vraagpunt  niet  wilde  hebben.  Maareen  belyden 
van  hel  beginsel  dat  men  huldigt ,  kan  niet  gemist  worden, 
op  straffe  van  te  worden  misverstaan. 

Waar  ik  my  voorstel,  het  aan  de  orde  gestelde  vraag- 
punt kortelyk  te  bespreken,  wil  ik  dus  allereerst  mededeelen, 
dat  de  bovenbedoelde  opinie   1  de  myne  is. 

Ik  meen  derhalve,  dat  overal  waar  de  materieele  wet 
aan  den  burger  een  recht  schenkt ,  zy  hem  ook  een  rechts- 
vordering geeft  tot  werkelyke  handhaving  daarvan.  Waaruit 
volgt ,  dat  hy  den  rechter  een  vonnis  kan  vragen  waarmede 
de  verwezenlyking  van  dat  recht  verkregen  zal  worden  en 
niet  louter  als  surrogaat  een  geldsom. 

Alleen  waar  de  wet  uitdrukkelijk  bepaalt  dat  eenige  ver- 
plichting zich  oplost  in  het  geven  van  geld,  zal  natuurlijk 
moeten  worden  aangenomen  ,  dat  het  nakomen  van  die 
verplichting    niet    kun    worden   afgedwongen.  De  wet  zegt 


Digitized  by  VjOOQIC 


-294 

dit  in  art.  1275  B.  W.  van  «alle"  verbintenissen  om  iets 
te  doen  of  niet  te  doen ,  maar  neemt  in  de  beide  volgende 
artikelen  dezen  regel  weer  voor  het  grootste  deel  terug, 
door  toe  te  laten  feitelijke  vernietiging  van  wat,  in  strijd 
met  een  verbintenis  om  niet  te  doen,  is  verricht,  en  uit- 
voering door  den  schuldeischer  van  wat,  in  strijd  meteene 
verbintenis  om  te  doen,  nagelaten  is.  Op  overtuigende  gron- 
den is  door  Mr.  A.  Philips  (Beeele  executie ^  Proefschrift, 
Leiden  1889)  aangetoond,  dat  de  zoogenaamde  regel  van 
art.  1:275,  eigenlgk  dus  uitzondering  geworden,  alleen  nog 
geldt  voor  die  handelingen,  waarbij  de  medewerking  van 
den  schuldenaar  noodzakelijk  is,  handelingen  die  men  daar- 
om wel  heeft  genoemd  onvervangbare.  Een  dergelijke  han- 
deling mag  dus  in  geen  geval  afgedwongen  worden ,  ook  al 
zou  men  meenen  door  een  indirect  executie-middel  daartoe 
in  staat  te  zqn.  Zoo  zal  men  een  praeadviseur  der  Juristen- 
vereeniging  niet  mogen  dwingen,  door  byv.  een  boetehef- 
fing van  zekere  som  per  dag,  zyn  praeadvies  te  leveren. 
Hier,  doch  ook  alleen 'hier,  geldt  nog  de  regel:  nerao  ad 
factum  praecise  cogi  potest. 

Naast  deze  uitzondering,  nemen  ook  zg  die  opinie  1  zyn 
toegedaan,  nog  een  andere  aan,  zooals  wij  zagen,  door  de 
mogelgkheid  te  ontkennen,  dat  de  man  zgn  vrouw  tot 
samenwoning  daadwerkelijk  dwingt. 

Op  dit  punt  kan  ik  evenwel  niet  met  hen  medegaan. 
Ik  kan  niet  inzien,  waarom  men  hier  de  redeneering:  ,in 
de  erkenning  van  een  subjectief  recht  door  de  wet  ligt  eo 
ipso  opgesloten  de  aanspraak  des  rechthebbende  tot  daad- 
werkelgke  verwezenlgking  van  deszelfs  inhoud"  in  eens  op- 
houdt steekhoudend  te  zijn.  De  wet  zegt  in  art.  161  B.  W. 
duidelgk  genoeg,  dat  de  vrouw  aan  haar  man  gehoorzaam- 
heid verschuldigd  is  en  dat  zg  verplicht  is  met  den  man 
samen  te  wonen  en  hem  overal  te  volgen  waar  hij  dienstig 
oordeelt  zijn  verblijf  te  houden.  Met  welk  recht  gaat  men 
dan  hier  zeggen:  de  vrouw  is  aan  haar  man  geen  gehoor- 
zaamheid verschuldigd ,  zg  is  niet  verplicht  met  hem  samen 
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Ie  wonen  noch  hem  te  volgen  waar  hg  dienstig  oordeelt 
zijn  verblijf  te  houden  ?  Met  welk  recht  draait  men  de  wet 
hier  om?  Want  indien  men  de  vrouw  niet  mag  dwingen 
te  doen  wat  de  wet  zegt,  staat  het  aan  haar  goedvinden 
dafc  al  of  niet  te  doen/m.  a.  w.  is  zij  daartoe  rechtens  niet 
verplicht.  Meent  men  hier  met  een  der  zooeven  besproken 
onvervangbare  handelingen  te  doen  te  hebben ,  waarop  art. 
1275  B,  W.  toepasselijk  zou  zyn?  Dit  is  niot  vol  te  houden , 
daar  art,  1275  alleen  voor  het  vermogensrecht  geldt,  ter- 
wgl  men  daarenboven  ook  ontkent ,  dat  de  samenwonings- 
plicht  zich  zou  oplossen  in  een  schadevergoedingsplicht.  Of 
wel,  omdat  de  wet  geen  middel  van  executie  geeft?  Maar 
met  dit  argument  geraakt  men  verzeild  in  opinie  3,  welke 
opinie  door  de  aanhangers  van  opinie  1  zoo  krachtdadig 
bestreden  wordt. 

De  reden  dat  tegenwoordig  vrywel  algemeen  ten  onzent 
wordt  aangenomen,  dat  de  samenwoningsplicht  in  rechte 
niet  gehandhaafd  kan  worden ,  ligt  natuurlijk  geheel  in  het 
odieuse  karakter,  dat  een  dergelijke  handhaving  zou  heb- 
ben. Gedreven  door  de  begeerte  om  aan  een  verwerpelijke 
bepaling  van  materieel  recht  te  ontkomen  zoekt  men  argu- 
menten, die  inderdaad  niet  bestaan.  Maar  mg  dunkt,  dat 
het  veel  beter  is ,  zich  niet  op  dat  verleidelgke  doch  gevaar- 
volle pad  te  begeven.  Indien  eenige  bepaling  van  materieel 
recht  in  str\jd  is  met  de  algemeene  rechtsovertuiging,  dient 
die  bepaling  uit  de  wet  te  verdwenen.  En  om  dat  te  be- 
werken is  er  geen  krachtiger  middel  dan  dat  de  rechter 
haar  blgft  toepassen,  zooals  hg  trouwens  verplicht  is  te 
doen  Indien  werkelgk  eens  een  paar  keeren  een  onwillige 
vrouw  krachtens  rechterlgk  vonnis  door  den  sterken  arm 
aan  haren  echtgenoot  werd  overgeleverd ,  zou  dit  voor  die 
enkele  vrouwen  zeker  ongelukkig  z\jn ,  maar  men  zou  eens 
zien ,  met  welk  een  ongekende  snelheid  een  wetje  ad  hoc 
een  einde  kwam  maken  aan  het  algemeen  afgekeurde,  doch 
sinds  1838  nog  maar  altyd  bestaande  art.  161.  Thans 
echter  gevoelt  niemand  de  noodzakelijkheid  van  wetsw\jzi- 
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ging  en  blgven  bepalingen  bestaan ,  die  indirect,  buiten 
de  rechtzaal,  meer  kwaad  doen  dan  men  oppervlakkig 
zou  meenen. 

Na  deze  uitweiding  keer  ik  terug  tot  opinie  1 ,  by  welke 
ik  mij,  aldus  behoudens  het  zooeven  besproken  punt,  ge- 
heel aansluit,  waaruit  voortvloeit,  dat  ik  de  bestaanbaar- 
heid aanneem  van  vonnissen  die  inhouden  zoowel  veroor- 
deeling tot  het  geven  van  een  bepaalde  zaak ,  als  veroordeeling 
tot  het  verrichten  of  nalaten  van  een  bepaalde  handeling. 

Hoe  moet  de  tenuitvoerlegging  van  dergelijke  vonnissen 
geregeld  worden?  , 

Neemt  men  de  vraag  letterlgk  op,  dan  verlangt  het  be- 
stuur der  Juristenvereening  een  leidraad  voor  den  deur- 
waarder, belast  met  de  executie  van  vonnissen ,  inhoudende 
een  veroordeeling  tot  een  andere  praestatie  dan  die  eener 
geldsom.  Immers  volgens  het  vraagpunt  moeten  we  ons 
stellen  op  het  standpunt,  dat  het  vonnis  er  al  is  en  nog 
slechts  op  executie  wacht.  Bijvoorbeeld:  de  rechter  heeft 
een  gedaagde  veroordeeld  tot  wegruiming  van  een  ver- 
sperring en  den  eischer  gemachtigd,  bg  gebreke  daarvan, 
die  wegruiming  zelf  op  kosten  van  gedaagde  te  doen  plaats 
hebben.  Hoe  moet  nu  de  executie  van  dit  vonnis  geregeld 
worden?  wordt  gevraagd,  m.  a.  w.  op  welke  wgze  moet 
men  te  werk  gaan  om  de  aan  gedaagde  opgelegde  werk- 
zaamheden te  verrichten ,  indien  hij  zich  b.  v.  verzet ,  hoe 
moeten  de  gemaakte  kosten  op  hem  verhaald  worden?  enz. 

Is  dit  echter  wel  de  bedoeling?  Ik  zou  denken,  dat  de 
stellers  van  het  vraagpunt  niet  aan  deze  letterlgke  opvat- 
ting gedacht  hebben,  en  dat  zy  veeleer  wenschen  te  ver- 
nemen, wat  jure  constituendo  het  vonnis  zal  mogen  ot 
kunnen  inhouden ,  en  aldus  vragen  naar  voorschriften,  niet 
voor  den  deurwaarder,  doch  voor  den  rechter. 

Is  deze  opvatting  van  het  vraagpunt  juist ,  dan  komt  het 
dus  neer  op  de  meer  omvattende  vraag :  hoe  moet  geregeld 
worden  de  executie  van  veroordeelingen  tot  een  andere  prae- 
statie dan  het  betalen  eener  geldsom? 
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Waar  ik  deze  onderscheiding  maak,  voere  men  m\i  niet 
tegemoet,  dat  men,  waar  het  geldschulden  betreft,  toch 
ook  niet  spreekt  van  executie  der  veroordeeling,  doch  van 
executie  van  het  vonnis,  want  strikt  genomen  moest  men 
ook  hier  dat  onderscheid  in  acht  nemen.  De  rechter,  die 
Iemand  veroordeelt  tot  betaling  van  100  gulden ,  zou  eigen^ 
Igk  in  het  vonnis  moeten  bepalen,  dat  indien  de  schulde- 
naar mocht  in  gebreke  blgven  daaraan  te  voldoen,  zfln  goe- 
deren zullen  worden  in  beslag  genomen  en  verkocht,  evenals 
in  geval  van  Iqfsdwang  dat  executiemiddel  ook  ipsis  verbis 
genoemd  moet  worden.  Men  laat  in  het  eerste  geval  de 
vermelding  van  het  execuliomiddel  echter  weg,  omdat 
Rechtsvordering  eenmaal  in  het  algemeen  de  executie  van  geld- 
schulden —  al  staat  dat  niet  Jetterlgk  uitgedrukt  —  heet  te 
regelen.  Een  dergelijke  algemeene  regeling  zal  echter  voor 
de  hier  bedoelde  vonnissen  nooit  mogelgk  zyn.  By  geld- 
schulden hebben  we  een  altijd  uniforme  praestatie:  betalen 
bltjft  onder  alle  omstandigheden  betalen.  Maar  bg  andere 
praestaties  is  dit  geheel  anders.  Deze  kunnen  zoo  verschil- 
lend zijn ,  dat  Rechtsvordering  bezwaarlyk  de  executie-mid- 
delen voor  alle  denkbare  gevallen  kan  voorzien  en  omschrij- 
ven, zoodat  de  rechter  deze  in  zgn  vonnis  zal  moeten 
opnemen.  Daarom  geloof  ik  dat  het  juister  zal  zgn,  in  den 
gedachlengang  van  het  bestuur  der  Juristenvereeniging ,  te 
spreken  van  executiemiddelen  in  het  vonnis  dan  van  ten- 
uitvoerlegging van  het  vonnis. 

Is  er  behoefte  aan  het  regelen  dezer  stof? 

Wfl  zagen ,  dat  de  inleider  der  in  het  Utrechtsch  Genoot- 
schap behandelde  vraag  het  van  ondergeschikt  belang  achtte 
of  de  vorm  al  dan  niet  is  geregeld,  waaronder,  ingeval 
van  onwil  of  tegenstand  des  verbondene,  eenig  recht  zal 
kunnen  worden  ten  uitvoer  gelegd.  Mr.  Philips,  in  zijn 
reeds  aangehaald  proefschrift ,  denkt  daar  anders  over.  Ook 
hij  neemt  aan,  dat  bg  het  stilzwegen  der  wet,  het  de 
taak  is  van  den  rechter,  in  groote  trekken  de  executie- 
middelen  aan  te  geven.  Wö  kragen  dan ,  zegt  hy ,  de  ver- 
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deeling  van  tenuitvoerleggingen,  die  Pig eau  maakt,  waar 
hy  tegenover  elkander  stelt:  ,exécutions  tracées  parlaloi" 
en  ^exécutions  tracées  par  Ie  juge".  Maar  twee  groote  na- 
deelen  ziet  hij  in  dezen  toestand:  vooreerst  dit,  dat  bg- 
zonderheden  niet  kunnen  worden  opgenomen  in  de  rech- 
teriyke  aanwijzing  over  de  executie,  terwijl  zich  licht  moei- 
lijkheden voordoen,  die  wel  voorzien  hadden  kunnen  zijn 
in  een  algemeene  wettelgke  regeling,  maar  waarop  de 
rechter  in  zgn  vonnis  uit  den  aard  der  zaak  niet  voor- 
uitloopt. En  in  de  tweede  plaats  kon,  by  het  stilzwijgen 
der  wet,  in  de  onzekerheid  hoe  zulk  een  vonnis  geëxecu- 
teerd kan  worden ,  wel  eens  twijfel  opkomen ,  of  het  wel 
geëxecuteerd  kan  worden,  en  kon  de  rechter  gaan  aarze- 
len het  te  w\jzen ,  de  eischer  het  te  vragen.  Zoodoende  zou 
de  leemte  in  de  rechtsvordering  dan  groote  onzekerheid 
in  het  materieele  recht  teweegbrengen. 

Dat  het  tweede  argument  van  Mr.  Philips  —  daargelaten 
dat  het  niet  erg  is ,  of  de  rechter  geaarzeld  heeft  zgn  vonnis 
te  wyzen ,  als  hg  het  ten  slotte  maar  wijst  —  niet  hersen- 
schimmig  is,  bewgst  wel  het  bestaan  van  opinie  3,  boven 
door  mg  vermeld,  die  juist  de  argumentatie  volgt  waar- 
voor Mr.  Philips  vreest.  En  zeker  zou  het  daarom  prac- 
tisch  nuttig  zgn  aan  opinie  3  voor  goed  het  leven  te  be- 
nemen, hetgeen  overigens  door  een  enkele  wetsbepaling 
zou  kunnen  geschieden. 

Er  is  echter  een  derde  grond,  waarom  ik  een  zekere  re- 
geling zou  wenschen.  Het  is  deze:  dat  thans  de  rechter 
niet  altgd  de  beschikking  heeft  over  voldoende  vrgheid 
van  beweging  om  de  handhaving  zgner  veroordeelingen, 
tot  geven  van  iets  anders  dan  geld  en  doen  of  niet-doen, 
te  waarborgen. 

Om  dit  aan  te  toonen  moeten  we  een  oogenblik  bg  den 
actueelen  toestand  stilstaan  en  vragen,  wat  is  te  dezen 
aanzien  het  jus  constitutum? 

Ik  meen  hier  twee  regels  te  kunnen  vaststellen. 

1.  De  rechter  kan  alle  wgzen  van  tenuitvoer- 
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legging  toestaan,  die  niet  door  de  wet,  direct 
of  indirect,  verboden  z|jn. 

Dit  staat  nergens  zoo  geschreven,  maar  het  vloeit  uit  de 
logica  der  dingen  voort. 

Rechtspraak  is  geen  doceeren  in  de  beginselen  des  rechts, 
maar  bedoelt  wèl-geconstateerde  rechten  te  verwezenlgken. 
De  rechter  geeft  geen  s&ntentiae  declaratoriae ,  maar  veroor- 
deelt; gebiedt  of  verbiedt.  Wat  hg  zegt,  moet  nu  ook  ge- 
beuren, en  daarom  is  zyn  taak  het  in  zoodanigen  vorm  te 
zeggen,  dat  opvolging  zyner  bevelen  afgedwongen  kan 
worden.  De  Haagsche  Rechtbank  zeide  onlangs  nog  eens 
ten  overvloede ,  dat  de  nuda  sententia  bij  de  wet  onbekend 
is  en  dat  de  rechter  ,uit  den  aard  zgner  betrekking"  niet 
geroepen  is  die  te  geven  (vonnis  van  12  December  1899, 
W.  7419).  Hfl  heeft  een  executabe!  bevel  te  verleenen, 
want  dan  alleen  spreekt  hj]  in  den  zin  der  wet  recht.  Als 
men  dit  toegeeft ,  dan  is  het  inderdaad  niet  duidelijk ,  waarom 
diezelfde  rechter  niet  datgene  zou  mogen  bevelen  wat  dien- 
stig is  om  het  vonnis  eflfect  te  doen  hebben,  dan  is  het 
eerder  onverklaarbaar,  dat  die  bevoegdheid  des  rechters 
in  ernst  wordt  betwgfeld.  Wanneer  een  bevelhebber  door 
het  bevoegd  gezag  wordt  belast  met  de  verdediging  van 
een  plaats  tegen  den  vgand,  zal  hy  zich  van  die  taak 
kwijten  met  al  de  hulpmiddelen  die  hg  aanwezig  vindt, 
zonder  dat  hg  zal  meenen  dat  hem  nu  ook  moest  gezegd 
zgn ,  dat  hij  van  de  aanwezige  hulpmiddelen  mocht  gebruik 
maken.  Zoo  is  het  ook  bg  den  rechter.  Het  doel,  waartoe 
de  rechterlgke  macht  in  het  leven  is  geroepen ,  wettigt  van 
zelf  het  gebruik  maken  van  de  middelen,  noodig  om  het 
doel  te  bereiken. 

Nu  spreekt  het  echter  van  zelf,  dat  die  middelen  geoor- 
loofd moeten  zgn.  De  rechter  mag  geen  bevelen  geven  tot 
handhaving  van  de  eene  wet ,  waarmede  eene  andere  wet 
zou  geschonden  worden.  Hierdoor  wordt  van  zelf  zgne  be- 
voegdheid belangrgk  beperkt.  Wat  door  de  wetten  verboden 
wordt,  mag  de  rechter  niet  toestaan. 
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Er  kan  zyn  een  direct  of  een  indirect  verbod. 

Het  eerste  vindt  men  bgv.  bij  gqzeiing,  welke  alleen  in 
bepaalde  gevallen  mogelqk  is.  Behalve  in  die  gevallen , 
zegt  art.  588  Rv. ,  kan  geen  Igïsdwang  plaats  hebben. 

Maar  het  verbod  kan  ook  z\jn  indirect.  Ik  denk  aan  art. 
158  Grondwet:   «Het   binnentreden  in  eene  woning  tegen 
den  wil  van  den  bewoner  is  alleen  geoorloofd  in  de  gevallen 
bij   de   wet  bepaald,  krachtens  eenen  bijzonderen  of  alge- 
meenen   last  van   eene   magt   door  de   wet  aangewezen". 
Nu   is   zulk  binnentreden  in  de  woning  door  Rechtsvorde- 
ring  voor   bepaalde  gevallen   geregeld  en  toegestaan,  als: 
bij  executoriaal  beslag  op  roerende  goederen,  pandbeslag, 
revindicatoir  beslag,   g\jzelingy   enz.   Maar  waar  zoodanige 
wettelyke    regeling   niet   is   geschied,    blgfl   het   huisrecht 
heerschen  en   zal  de  rechter  niet  bevoegd  zgn  daarop  in- 
breuk te   maken.  Om  die  reden  is  bqv.  in  de  meeste  ge- 
vallen   reëele   executie   van  een   revindicatie   van  roerend 
goed   niet   mogelijk,  indien  niet  vooraf  conservatoir  beslag 
is  gelegd  y  want  meestal   zou  daarbij  binnentreden  in  een 
woning   noodig  zgn.   By   revindicatie   van  onroerend  goed 
staat  men   niet   voor  die  moeiiykheid.  Hier  is,  ook  indien 
het  een   woonhuis  betreft,    binnentreden    om   tot  ontrui- 
ming te   komen   geoorloofd.  En  zulks  niet  omdat  art.  1^22 
Rv.   de  ontruiming  regelt,  want  dit  artikel  ziet  alleen  op 
ontruiming    van    gehuurde   goederen,    doch    omdat  alleen 
iemands  woning  onschendbaar  is  en,  by  een  toegewezen 
revindicatie  van  een  huis,  de  rechter  juist  uitgemaakt  heeft, 
dat  dit  huis  gedaagde's  woning  niet  is. 

De  eigendoms-  of  andere  rechten  van  derden,  die  niet 
in  het  proces  betrokken  zgn,  mag  de  rechter  niet  aan- 
tasten. Want  allen  die  zich  op  het  grondgebied  van  het 
Rijk  bevinden  hebben  gelpe  aanspraak  op  bescherming 
van  persoon  en  goederen ,  zegt  art.  4  der  Grondwet.  Maar 
zoodra  derden  in  het  proces  partg  zijn  en  de  rechter  dus 
ook  over  hunne  rechten  en  verplichtingen  uitspraak  doel, 
kunnen  ook  zij  aan  de  gevolgen  der  executie  onderworpen 
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worden.  Hierop  is  gebaseerd  de  in  soramige  gevallen  toe- 
gepaste methode  om ,  nevens  de  hoofdgedaagden ,  nog 
anderen  in  het  geding  te  roepen,  louter  om  de  gevraagde 
executie  te  gehengen  en  te  gedoogen. 

Zoo  is  dus  op  verschillende  wgze  het  gebied,  waar  de 
rechter  vrgelyk  tot  het  toestaan  van  executiemiddelen  mag 
rondtasten,  l>eperkt.  En  daarom  zqn  ook  onbestaanbaar 
de  door  Mr.  J.  P.  Molt  ze r,  ditmaal  in  zQn  proefschrift: 
De  overeenkomst  ten  behoeve  van  derden^  1876,  genoemde 
dwangmiddelen  als:  het  inkwartieren  van  polderjongens, 
het  ontstemmen  van  iemands  piano  of  afsneden  van  zijn 
gas-  en  waterleiding.  Al  dergelpe  middelen  stuiten  af  op 
het  huisrecht ,  de  onaantastbaarheid  van  den  eigendom  van 
derden  en  andere  door  de  wet  gewaarborgde  rechten. 

Eindelijk  vindt  nog  het  recht  des  rechters  om  naar  goed- 
vinden executiemiddelen  toe  te  kennen ,  zgn  grenzen  in  de 
eischen,  die  de  publieke  orde  stelt,  en  in  het  gevoel  voor 
de  waardigheid  der  justitie  b\j  den  rechter  zei  ven.  Deze 
zal  daarom  zeker  nooit  een  schuldeischer  veroorloven  ke- 
telmuziek  te  maken  voor  het  huis  zyns  on  willigen  debiteurs, 
of  zgn  woning  door  de  brandweer  onder  water  te  laten 
spuiten,  zoolang,  tot  h\j  zal  gegeven  of  gedaan  hebben 
waartoe  h\j  veroordeeld  is.  Men  argumentoere  dus  niet  uit 
het  ongeremde  en  deinze  niet  terug  voor  het  laten  van 
een  groote  mate  van  theoretische  vrQheid  aan  den  rechter. 
Dat  deze  hiervan  misbruik  zoude  maken,  is  allerminst  te 
vreezen. 

2.  De  tweede  regel ,  welke  naar  het  jus  constitutum  des 
rechters  executoriale  bevoegdheid  beperkt,  is  deze:  de 
rechter  mag  alleen  bevelen  voor  de  executie 
geven  aan  personen,  over  wie  h\j  kan  beschikken. 

Dit  is  in  de  eerste  plaats  de  deurwaarder.  Deze  is  vol- 
gens de  wet  de  man,  belast  met  de  tenuitvoerlegging  van 
vonnissen.  Over  hem  kan  de  rechter  dus  steeds  beschikken. 
Zoolang  de  deurwaarder  in  de  rechtmatige  uitoefening  van 
zijn  ambt  is,  en  dat  is  hg  wanneer  hfl  een  vonnis  execu- 
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teert,  heefl  het  uitvoerend  gezag  in  den  Staal,  krachtens 
zyn  roeping ,  de  taak ,  hem  zoo  noodig  daarbg  bescherming 
te  verleenen.  En  de  rechter  kan  dus  op  dien  grond  over 
de  politie  en  justitie  beschikken  om  de  uitvoering  zijner 
bevelen  te  waarborgen,  hoezeer,  het  moet  erkend  worden, 
ook  zonder  dat  een  vonnis  den  bekenden  .sterken  arm" 
aanroept,  den  deurwaarder  de  noodige  bescherming  niet 
zou  mogen  onthouden  worden. 

Naast  den  deurwaarder  kunnen  sommige  staatsambtenaren 
geroepen  worden,  tot  de  executie  van  vonnissen  mede  te 
werken.  Zoo  is  de  ambtenaar  van  den  burgerlijken  stand 
volgens  art.  129  B.  W.  verplicht  te  gehoorzamen,  wanneer 
de  rechter  hem  beveelt  een  zeker  huwelgk  te  voltrekken; 
zoo  zal  de  hypotheekbewaarder  moeten  voldoen  aan  het 
bevel  tot  doorhaling  van  hypotheken  krachtens  art.  1257 
B.  W. ,  en  moet  de  Directeur  van  het  Bureau  voor  den 
Industriëelen  Eigendom  merken  inschrijven,  waarvan  de 
Haagsche  Rechtbank  de  inschryving  bevolen  heeft.  Maar 
buiten  deze  en  andere  bepaald  aangewezen  gevallen  heeft 
de  rechter  geen  beschikking  over  personen  —  ter  uitvoering 
van  eind-vonnissen  wel  te  verstaan:  de  verplichtingen,  als 
getuige,  als  deskundige,  enz.,  aan  des  rechters  bevelen  te 
voldoen,  blgven  hier  dus  buiten  beschouwing. 

En  hiermede  is  ook  al  weder  een  limiet  gesteld  aan  de 
in  beginsel  onbeperkte  bevoegdheid  van  den  rechter  om  die 
executiemiddelen  te  geven,  die  hem  dienstig  voorkomen. 
Phantastische  indirecte  dwangmiddelen,  door  allerlei  per- 
sonen te  gelasten  allerlei  zonderlinge  dingen  te  doen,  zrjn 
derhalve  ten  eenenmale  uitgesloten. 

Wanneer  we  nu  een  blik  slaan  op  de  practgk ,  dan  zien 
we,  dat  de  hier  uiteengezette  theorie  vrijwel  algemeen  ge- 
huldigd wordt.  Een  losse  greep  uit  de  jurisprudentie  der 
allerlaatste  jaren  toont  dit  reeds  aan.  De  leer,  dat  de  rechter 
alleen  de  in  Rechtsvordering  geregelde  executiemiddelen 
zou  mogen  toeslaan,  zal  men  zelden  of  nooit  aantreffen. 
Een  enkele  nmal  worden  theoretische  beschouwingen  gegeven, 
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maar  mecïstal  worden  de  gevraagde  executiemiddelen ,  in- 
dien ze  zich  binnen  de  boven  getrokken  Ign  bewegen, 
g^ifweg  toegestaan. 

Den  onder  1  genoemden  regel  vindt  men  ongeveer  weer- 
gegeven in  het  vonnis  van  de  Rechtbank  te  's  Hertogenbosch 
van  10  Mei  1895,  W.  6731. 

Iemand  had  b^  deurwaarders-exploit  aan  de  directie  van 
het  Grootboek  doen  aanzeggen,  dat  hy  protesteert  tegen 
en  verbiedt  elke  afgifte  van  hoofdsom  pf  rente  van  een 
ingeschreven  kapitaal ,  aan  wien  ook.  Daarop  werd  hg  ge- 
dagvaard ten  einde  zich  te  hooren  veroordeelen ,  a.  binnen 
drie  dagen  na  beteekening  van  het  vonnis  het  voormelde 
exploit  in  te  trekken  bg  een  behoorlijk  aan  de  directie  van 
de  Grootboeken  bet  eekend  exploit,  b.  aan  den  eischer  te 
vergoeden  kosten ,  schaden  en  interessen ;  met  bepaling , 
dat  bö  gebreke  van  de  onder  a.  omschreven  intrekking  van 
het  exploit,  dit  zal  zyn  gesteld  buiten  efltect  on  vervallen, 
met  dat  gevolg,  dat  dit  voor  de  directie  der  Grootboeken 
geen  beletsel  meer  zal  ztjn,  rente  en  kapitaal  aan  eischer 
uit  te  keeren. 

De  Rechtbank  wees  deze  vordering  geheel  toe  en  over- 
woog daarbij:  dat  in  gevallen  als  dit,  waarin  geen  bijzondere 
vorm  van  executie  is  voorgeschreven ,  iedere  vorm ,  die  in 
het  algemeen  rechtmatig  en  niet  met  de  wet  in  strijd  is, 
kan  worden  toegestaan ;  dat  nu  het  door  den  eischer  ge- 
vraagde feiteUlk  hierop  neerkomt,  dat  de  gedaagde  ver- 
oordeeld zal  worden  ongedaan  te  maken  wat  hij  onrechtmatig 
deed,  onder  bepaling  dat  dit,  mocht  hij  stil  zitten,  buiten 
hem  om  zal  geschieden ,  dus  op  een  zeer  gebruikelijken  vorm 
van  executie ,  die  zeker  aan  den  voorgestelden  eisch  voldoet, 
daarenboven  bekend  is  in  artt.  1275—1278  B.  W.  en  dus 
door  den  rechter  kan  worden  toegestaan. 

Minder  algemeen,  doch  in  dcnzelfden  geest  besliste  de 
Rotterdamsche  Rechtbank,  1  Mei  1899,  W,  7314,  ^dat 
er  geen  denkbare  grond  bestaat  waarom  een  eigenaar,  die 
door  een  onrechtmatige  daad  in  zijn  eigendom  wordt  ver* 
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kort  en  benadeeld,  behalve  vergoeding  van  schade,  niet 
tevens  zou  mogen  vorderen  opheffing  der  belemmering, 
waardoor  h^j  in  het  vrije  genot  en  de  beschikking  van  zgn 
eigendom  wordt  gestoord,  terwgl,  zal  zoodanige  vordering 
toewqsbaar  zgn,  in  de  allereerste  plaats  noodig  is  dat  de 
opheffing  der  belemmering  uit  haren  aard  roogelgk  z^* '* 

In  het  hier  besliste  geval  was  de  opheffing  mogelqk  en 
zoo  werd  de  gedaagde  (de  gemeente  Rotterdam)  veroor- 
deeld, ,ten  eerste  om  binnen  een  maand  nadat  deze  uit- 
spraak in  kracht  van  gew\jsde  zal  zqn  gegaan ,  den  voorgevel 
en  den  achtergevel  van  genoemd  pand  N®.  136  weer  op 
te  bouwen  en  dat  pand  weer  geheel  te  herstellen,  verder 
om  al  hetgeen  aan  en  voor  de  panden  136  tot  138  is  aan- 
gebracht, weer  weg  te  nemen,  en  om  binnen  twee  dagen 
na  het  in  kracht  van  gewgsde  gaan  dezer  uitspraak,  met  die 
werkzaamheden  aan  te  vangen  en  die  met  den  meesten 
spoed  voort  te  zetten ,  met  machtiging  op  den  eischer  om , 
bgaldien  de  gemeente  daarmee  in  gebreke  mocht  blyven, 
zulks  zelf  te  mogen  doen  op  kosten  van  de  gemeente ,  door 
haar  aan  eischer  terug  te  betalen  op  eenvoudige  quitantie 
van   hen,   die  de  werkzaamheden  zullen  verricht  hebben'\ 

Vorderingen  tot  opheffing  van  inbreuken  op  het  eigendoms- 
recht ,  of  andere  zakelqke  rechten ,  en  machtiging  aan  den 
eischer  om  zoo  noodig  zelf  de  daartoe  noodige  werkzaam- 
heden op  kosten  van  den  nalatige  gedaagde  te  doen,  worden 
regelmatig  toegestaan ,  soms  mèt ,  soms  zonder  theoretische 
beschouwingen,  soms  met  bepaling  dat  de  kosten  voldaan 
moeten  worden  op  vertoon  van  de  quitanties  der  gebezigde 
werklieden,  soms  zonder  zoodanige  bepaling.  Aldus  Presi- 
diale  uitspraak  Utrecht  9  December  1898,  W.  7331  (ver- 
wijdering van  de  versperring  van  een  deur);  Arnhem  8 
April  1888,  W.  7322  (rooiing  van  boomen  staande  op  eischers 
erf);  Amsterdam  8  Juni  1897,  W.  6994  (wegneming  van 
een  warande  die  rechtstreeics  uitzicht  op  eischers  erf  gaf); 
Amsterdam  5  April  1900,  W.  7420  (verwydering  van  tele- 
phoondraden  boven  des  eischers  perceel). 
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Geweigerd  werd  daarentegen  door  de  Amsterdamsche 
Rechtbank  b|j  vonnis  van  13  Juni  1895,  W,  6723,  de  door 
den  eischer  gevraagde  machtiging  om  een  bord  en  biljetten  , 
door  gedaagde  boven  zgn  deur  en  achter  de  winkelruiten 
geplaatst  —  hetgeen  volgens  den  rechter  een  onrechtmatige 
daad  opleverde  —  zoo  noodig  zelf  weg  te  nemen  en  daar- 
toe gedaagde's  woning  te  doen  binnentreden ,  als  in  strgd 
met  de  wet.  Toegestaan  werd  de  subsidiair  gevraagde  ver- 
oordeeling tot  betaling  van  f  10. —  voor  elk  etmaal  dat 
de  bedoelde  aankondigingen  zichtbaar  zouden  zljn  en  f  100. — 
voor  eiken  keer  dat  een  zekere  advertentie  zou  geplaatst 
worden. 

De  Rechtbank  te  Tiel  veroordeelde  (15  April  1898,  W. 
7173)  de  gezamenlijke  eigenaren  van  ecnige  perceelen  land , 
een  buurweg  door  het  dichten  van  een  sloot  in  den  vroe- 
geren  toestand  te  herstellen,  machtigde  de  eischers  dit  bg 
gebreke  daarvan  ten  koste  der  gedaagden  door  een  deur- 
waarder met  behulp  van  werklieden  en  b^gestaan  door 
den  sterken  arm  te  doen  ten  uitvoer  leggen,  en  veroor- 
deelde twee  medegedaagden  de  op  hun  eigendom  te  ver-^ 
richten  werkzaamheden  te  geheugen  en  te  gedoogen. 

Voorbeelden  van  opvordering  van  roerend  goed ,  die  niet 
reëel  geëxecuteerd  werd,  vindt  men  in  een  voimis  van 
Rotterdam  van  12  November  1898,  TT.  7249  (revindicatie ') 
van  een  cognossement,  bij  gebreke  van  teruggave  veroor- 
deeling tot  vergoeding  van  kosten,  schaden  en  interessen), 
Utrecht  7  April  1897,  W,  6964  (vordering  tot  teruggaaf 
van  een  paard,  door  gedaagde  van  eischer  ter  stalling  aan- 
genomen ,  bg  gebreke  van  teruggaaf  veroordeeling  tot  betaling 

')  Het  is  bekend,  dat  in  de  practyk  revindicatie  van  roerend  goed 
zeer  veel  voorkomt,  men  gevoelt  zich  daarbij  hoegenaamd  niet  ge- 
hinderd door  art.  2014  B.  W.  En  het  eigenaardige  van  de  zaak  is, 
dat,  zoo  va<'ik  betaling  van  schadevergoedintr  als  execatiemiddel  wordt 
toegestaan,  wel  aangenomen  moet  worden,  dat  de  gebrekige  houder 
van  het  goed ,  na  betaald  te  hebben ,  daarvan  eigenaar  is  geworden , 
hoezeer  dergelijke  wjjze  van  eigendomsverkröging  in  de  wet  piet  be- 
kend is. 
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eener  schadevergoeding  van  f  300,~)  en  Rotterdam  6 
Januari  1897,  W.  7001  (uitlevering  tegen  betaling  van 
vracht  volgens  het  b\j  cognossement  betaalde,  van  een  partg 
slakken  met  vergoeding  van  kosten,  schaden  en  interessen 
bö  gebreke  daarvan). 

Reêele  executie  van  een  vonnis  door  een  bevel  aan  den 
hypotheekbewaarder  werd  mogelijk  geacht  door  de  Recht- 
bank te  Breda  (11  Juli  1899,  W.  7357),  die  de  volgende 
vordering  ontvankelijk  oordeelde:  ,dat  de  Rechtbank  ver- 
klare  nietig  en  van  onwaarde  zekere  onderhandschc  akte 
van  verkoop  van  onroerend  goed  en  de  daarvan  gedane 
overschrijving  ten  hypotheekkantore  met  veroordeeling  van 
gedaagde  die  overschrgving  te  doen  doorhalen  en  bg  gebreke 
hiervan  binnen  acht  dagen  na  beteekening  de  eischeres 
te  machtigen  die  doorhaling  ten  koste  van  gedaagde  te 
doen  geschieden,  met  last  op  den  hypotheekbewaarder  om 
de  overschrijving  door  te  halen,  althans,  indien  die  door- 
haling niet  zal  kunnen  plaats  hebben,  haar  eischeresse  te 
machtigen  het  te  w|jzen  vonnis  ten  koste  van  gedaagde  in 
de  openbare  registers  te  doen  overschreven,  met  aantee- 
lening  daarvan  naast  die  overschryving  van  de  bedoelde 
nietige  akte ,  met  last  op  bewaarder  voormeld  om  die  over- 
schrüving  met  aanteekening  te  doen'\ 

Een  voorbeeld  van  indirecten  dwang  tot  nakoming  eener 
verbintenis  om  te  doen ,  vindt  men  in  het  vonnis  van  Am- 
sterdam van  27  Januari  1899,  W.  7318,  waarvan  het  dic- 
tum  luidt:  „veroordeelt  gedaagden  tot  overlegging  aan  de 
oischers  van  een  behoorlgke  balans  van  hunnen  groothandel 
in  ijzerwaren,  wapens  en  aanverwante  artikelen,  alsmede 
van  hunne  agenturen  en  andere  handelsrelatiën  over  een 
tijdvak  van  1  !2  maanden ,  begrensd  tusschen  6  Augustus  1896 
en  6  November  1897,  en  die  balans  te  justificceren  en  zulks 
binnen  twee  weken  na  beteekening  van  dit  vonnis ;  veroor- 
deelt de  gedaagden  zoo  zij  hiermede  in  gebreke  mogen 
blijven  om  aan  de  eischers  te  betalen  een  bedrag  van  ƒ  5. — 
voor   iederen   dag  dat  zy  nalatig  mochten  zijn  in  de  vol- 
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doening  van  dit  vonnis".  (Gevraagd  was  ƒ  100. —  per  dag, 
de  Rechtbank  oordeelde  f  5. —  echter  voldoende  met  het 
oog  op  het  geldelijk  belang  der  eischers.) 

Dezelfde  Rechtbank  besliste  bg  vonnis  van  18  Maart  1897, 
W.  10^1 ,  ,dat  de  wet  niet  verbiedt  b\j  de  actie  wegens 
onrechtmatige  daad  te  vorderen  verwijdering  van  de  oor- 
zaak der  schade  of  het  nemen  van  maatregelen  ter  voor- 
koming van  verdere  schade";  daarom  werd  als  op  de  wet 
gegrond  uitvoerbaar  geoordeeld  de  vordering  strekkende 
tot:  ,1®.  verwQdering  (binnen  24  uren)  door  gedaagde  van 
den  bfl  haar  in  gebruik  zijnden  zolder  van  het  pakhuis  de 
Star  op  de  Prinsengracht  te  Amsterdam  van  de  aldaar  door 
gedaagde  geborgen  en  bytende  en  scherpe  stoffen  versprei- 
dende goederen  en  althans  tot  het  nemen  van  maatregelen 
dat  die  vochten  zich  niet  nnleer  verspreiden  kunnen  in  het 
onderstuk  bg  eischer  in  gebruik;  2°.  tot  vergoeding  van 
kosten,  schaden  en  interessen  door  eischer  gehad  en  ge- 
leden of  nog  te  hebben  en  te  lyden  tengevolge  van  de 
nalatige  en  onverantwoordelqke  handelingen  van  gedaagde". 

Eindelyk  citeer  ik  nog  een  vonnis  van  Utrecht  van  15 
Februari  1893,  W,  6304,  waarb|j  werd  overwogen,  ,dat, 
hoewel  de  wet  het  niet  uitdrukkelijk  heeft  bepaald,  moet 
worden  aangenomen ,  dat  een  ieder  die  een  rechterlQk  von- 
nis heeft  verkregen ,  het ,  voor  zoover  mogelgk  en  met  eer- 
biediging der  bg  de  wet  vastgestelde  beperkingen,  met 
behulp  van  de  openbare  macht  mag  doen  uitvoeren",  en 
waarbij  de  gedaagde  werd  veroordeeld  dadelgk  bij  de  be- 
teekening  aan  den  eischer  qq.  zekere  minderjarigen  af  en 
over  te  geven,  te  doen  volgen  en  in  zgn  macht  te  stellen, 
met  machtiging  aan  den  eischer  qq.  om  zich  desnoods  met 
behulp  van  den  sterken  arm  der  justitie  en  politie  in  het 
bezit  te  stellen  dier  minderjarigen.  —  Of  de  bedoeling  was, 
dat  de  deurwaarder  vergezeld  van  den  sterken  arm  hiertoe 
ook  woningen  zou  mogen  binnentreden  tegen  den  wil  des 
bewoners,  blijkt  niet. 

Door   dit  zeer  kort   overzicht  van  de  jurisprudentie  der 
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allerlaatste  jaren,  meen  ik  te  hebben  aangetoond,  dat  de 
practgk  zich  vrijwel  richt  naar  de  door  rag  genoemde  twee 
regels.  En  tevens  dat  inderdaad  de  algemeene  opvatting 
der  rechterlijke  colleges  is ,  dat  niet  slechts  de  executieroid- 
delen,  die  Rechtsvordering  bepaaldelijk  noemt,  kunnen 
worden  toegestaan ,  maar  alle  zoodanige  middelen  die  rede- 
lijk zijn  en  tot  het  doel  leiden. 

Daarom  bestaat  er  dus  mgns  inziens  ook  geen  groote 
behoefte  aan  ingrijpende  wetswijziging. 

Alleen  met  enkele  bepalingen  zou  ik ,  op  de  vroeger  aan- 
gegeven gronden,  Rechtsvordering  willen  aangevuld  zien. 

Ten  eerste  moet  het  binnentreden  van  woningen  en  het 
doen  openen  van  kamers  en  kasten  in  het  algemeen  voor 
de  executie  van  vonnissen  geoorloofd  zijn,  zg  het  dan  ook 
onder  de  noodige  waarborgen  tegen  willekeur  en  vexatie, 
en  zulks  om  drie  redenen: 

1°.  om  revindicatie  van  roerend  goed  werkelgk  ten  uil- 
voer te  kunnen  leggen  zonder  voorafgaand  conservatoir  be- 
slag, welk  rechtsmiddel  door  het  bewaarloon  enorm  kost- 
baar kan  worden; 

2*^.  om  onrechtmatige  toestanden  rechtstreeks  te  kunnen 
opheffen.  Men  denke  hierbg  aan  het  bord  en  de  aanplak- 
biljetten, die  volgens  het  geciteerde  Amsterdamschc  vonnis 
niet  daadwerkelijk  mochten  verwyderd  worden. 

Het  indirecte  dwangmiddel  van  boeteoplegging  faalt  in 
dergelijke  gevallen ,  gelgk  ook  b\j  revindicaties  van  roerend 
goed ,  als  de  veroordeelde  onvermogend  is  of  z\jn  goederen 
in  veiligheid  beeR  gebracht;  subsidiair  zoude  boete  of  scha- 
devergoeding bovendien  kunnen  worden  toegestaan; 

3°.  om  familierechten  te  executeeren. 

Dan  zou  ik  wenschen,  ten  einde  allen  mogelyken  twyfel 
op  dit  punt  weg  te  nemen,  dat  den  rechter  uitdrukkelijk 
de  bevoegdheid  werd  verleend  bepaalde  personen  aan  te 
w\jzen,  die  rechtsgeldig  in  plaats  van  den  nalatigen  schul- 
denaar hunne  medewerking  kunnen  verleenen  bij  rechtshan- 
delingen. Natuurlgk  zou  dit  alleen  moeten  bepaald  worden 
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voor  de  gevallen  waarin  reêele  executie  naar  materieel  recht 
mogelyk  is,  dus  alleen  waar  bet  vervangbare  bandelingen 
geldt. 

Een  voorbeeld  van  een  dergeiyk  executiemiddel  hebben 
we  reeds  in  de  benoeming  van  een  onzgdigen  persoon  bvj 
boedelscheidingen.  Een  regeling,  als  het  Engelsche  recht 
heeft,  zoude  navolging  verdienen.  Thomas  Brett  leert 
ons  daaromtrent  het  volgende: 

.Where  any  person  neglects  or  refuses  to  comply  with 
a  judgment  or  order  directing  him  to  execute  any  conveyance , 
contract,  or  other  document  or  to  endorse  any  negotiable 
instrument,  the  Gourt  may,  on  such  terms  and  on  condi- 
tions  (if  any)  as  may  be  just ,  order  that  such  conveyance , 
contract  or  other  document  shall  be  executed ,  or  that  such 
negotiable  instrument  shall  be  indorsed  by  such  person  as 
the  Court  may  nominate  for  that  purpose;  and  in  such 
case  the  conveyance,  contract,  document  or  instrument  so 
executed  or  indorsed  shall  operate  and  be  for  all  purposes 
available  as  if  it  had  been  executed  or  indorsed  by  the 
person  originally  directed  to  execute  or  indorse  it"  *). 

Wilde  men  bq  ons  een  dergelijke  regeling  invoeren ,  dan 
zouden  verschillende  questions  brülantes  van  zelf  uitdooven. 
Bij  voorbeeld  de  bekende  vraag ,  of  levering  van  onroerend 
goed  door  overschryving  van  een  vonnis  kan  geschieden, 
zoude  ontweken  worden.  De  rechter  hadde  slechts  een  per- 
soon aan  te  wgzen,  die  in  plaats  van  den  weigerachtigen 
verkooper  de  akte  zoude  teekenen. 

Ook  in  andere  gevallen  zou  de  onzgdige  persoon  goede 
diensten  kunnen  bewgzen.  Een  beloofde  hypotheek  zou  langs 
dien  weg  gevestigd,  een  toegezegde  cessie  op  die  eenvou- 
dige wgze  tot  stand  gebracht  kunnen  worden. 

Naast  deze  twee   bepalingen  van  exccutierecht  zou  dan  i 

nog    noodig  z\jn,  dat   met  de  Igdeiykheid  des  rechters  in  | 

zekere  mate  werd  gebroken. 

')  Thomas  Brett,  Commentaries  en  the  present  laws  of Mnyland^ 
Vol.  II,  1900.  bl.  743. 
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Het  door  Pi  ge  au  gemaakte  onderscheid  tusschen : 
exécutions  tracées  par  la  loi  en  exéculions  tra- 
cées  par  Ie  juge  is  toch  in  zoo  verre  onjuist,  dat  het  de 
eischende  partfl  is  die  traceert,  en  niet  de  rechter.  De 
rechter  staat  wat  gevorderd  wordt,  al  of  niet,  toe.  En 
dat  is  een  bezwaar.  Juist  omdat  zooveel  behoort  te  worden 
overgelaten  aan  zgn  inzicht ,  kan  men  niet  zoo  streng  vast- 
houden aan  het  principe  van  de  lijdelijkheid.  De  eischer 
kan  van  te  voren  niet  weten,  welk  executiemiddel  er  bij 
den  rechter  zal  ^ingaan'1.  De  lijn,  die  de  geoorlooHde 
middelen  scheidt  van  de  niet  voor  toelating  vatbare,  is  niet 
zoo  duidelijk ,  of  liever ,  hangt  te  veel  af  van  subjectieve 
opvattingen,  dan  dat  men  kan  vergen,  dat  die  voor  den 
pleitbezorger  altijd  even  helder  zichtbaar  is.  Nu  kan  hel 
gebeuren ,  dat  deze  een  wijze  van  tenuitvoerlegging  vraagt  , 
die  de  rechter  meent  niet  te  kunnen  toestaan.  En  dan  zif  do 
eischer  zonder  middel  van  executie ,  terwijl  de  rechter  wel- 
licht gaarne  een  ander  wettig  middel  had  gegeven ,  maar 
dat  niet  mag  doen,  omdat  het  niet  gevraagd  is.  Om  deze 
reden  zou  het  nuttig  zijn  voor  te  schrgven,  dat  de  rechter 
ambtshalve  of  op  verzoek  van  den  eischer  de  executie- 
middelen  mag  aanvullen  of  wijzigen. 

Ziehier  de  enkele  en  niet  zeer  ingrgpende  bepalingen, 
die ,  naar  ik  meen ,  aan  de  bestaande  behoeften  voldoende 
zouden  tegemoet  komen. 
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Eenige  rechisyragen  betreffende  de  meestbegnnsügings- 
clansule  in  handels?erdrageii , 

DOOB 

mp.  l.  e.  visser, 

te  's  Gravenhage. 


§  1.  Inleiding. 

In  de  meeste  handelsverdragen  van  den  legenwoordigen 
tijd  is  eene  bepaling  of  een  reeks  van  bepalingen  te  vinden, 
ten  doel  hebbende  beiden  partijen  op  bepaalde  punten  eene 
behandeling  te  waarborgen,  niet  ongunstiger  dan  die  welke 
andere  Staten  of  hunne  onderdanen  op  het  gebied  van  den 
medecontractant  genieten. 

Het  daartoe  strekkende  beding  wordt  op  verschillende 
wijzen  beschreven,  vaak  slechts  door  eene  eenvoudige  ne- 
derlegging  van  het  beginsel  ten  opzichte  der  daarvoor  in 
aanmerking  komende  onderwerpen,  niet  minder  dikwijls 
ook  door  eene  omschrijving  der  verschillende  daarbij  ter 
sprake  komende  momenten.  Als  voorbeeld  van  het  eerste 
kan  men  aanhalen  het  bekende  artikel  11  van  het  verdrag 
van  Frankfort  van  10  Mei  1871  (vredesverdrag  tusschen 
Frankrijk  en  Duilschland),  waarbij  bepaald  wordt,  dat  de 
beide  regeeringen,  nu  door  den  oorlog  de  verschillende 
handelsverdragen  zijn  opgeheven ,  als  grondslag  voor  hunne 
handelsbetrekkingen  het  beginsel  van  wederkeerige  behan- 
deling op  den  voet  der  meest  begunstigde  natie  zullen  aan- 
nemen, en  wel  ten  opzichte  van  in-  en  uitvoerrechten, 
transito- verkeer,  douane-formaliteiten,  en  de  toelating  en 
behandeling  van  de  wederzydsche  onderdanen  *). 


^)  de  Marlens,  N.  R,  G.,  XIX  bl.  688.  Als  verdere  voorbeelden 
o.  a.  te  noemen:  verdrag  Kumeniê-Bulgarüe  van  4  Maart  1895 ;  Servië- 
Griekenland,   17  Juni  1894;  Oostenrijk  Hongarije-Bulgarije ,  5  Januari 

BechtBgel.  Mag.  1900.  21 


Digitized  by  VjOOQIC 


312 

De  voorbeelden  van  de  tweede  soort ,  welke  in  den  regel 
alleen  voorkomen  by  bedingen  omirent  de  douanerechten , 
loopen  onder  elkander  ook  wederom  uiteen.  Soms  zyn  die 
bepalingen  weinig  uitvoeriger  dan  die  van  de  eerstgenoemde 
soort,  zooals  o.  a.  in  de  tractaten  van  Nederland  met  Italië 
(M  November  1863)  en  met  Oostenrgk-Hongarije  (24  Maart 
1867)*),  welke  bepalen  dat  de  voortbrengselen  van  bodem 
en  njjverheid  der  contractanten  wederzijds  zullen  worden 
toegelaten  «sur  Ie  mème  pied  et  sans  être  assujettis  è  d'au- 
tres  OU  k  de  plus  forts  droits,  de  quelque  dénominationque 
ce  soit,  que  les  produits  similaires  de  la  nation  étrangère 
la  plus  favorisée". 

Wat  door-  en  uitvoer  aangaat  wordt  in  die  tractaten 
slechts  de  behandeling  der  meest  begunstigde  natie  zonder 
meer  bedongen. 

Vaak  treft  men,  in  plaats  van  de  uitdrukking  , meest  be- 
gunstigde vreemde  natie",  den  term  «eenig  ander  vreemd 
land"  aan ,  b.v.  in  art.  10  van  het  tractaat  Nederland-Co- 
lumbia  van  1  Mei  1829  (bq  van  Citters),  in  tractaat 
Oriekenland-Egypte  van  21  Maart  l89o  {Deutsches  Handels- 
archiv^  t.  a.  p.,  bl.  477),  Japan-Nederland  van  8  September 
1896,  Staatsblad  n\  199. 

Andere  tractaten  zQn  uitvoeriger.  Niet  alleen  wordt 
daar  uitdrukkelijk  uiteengezet,  dat  wederzijds  geene andere 
of  hoogere  rechten  van  de  producten  der  contractanten 
zullen  geheven  worden  dan  van  die  der  meest  begunstigde 
natie,  maar  vervolgens  ook,  dat  elk  voorrecht,  hetwelk 
door  een  der  verdragsluitenden  aan  een  derde  gegeven 
zal  worden,  moet  worden  uitgestrekt  tot  den  medecon- 
tractant. Men  vindt  eene  dergelijke  bepaling  b.v.  in  art.  3 

1895  (verg.  Deutsckes  if anc^tfZ^afrA ir,  1S95,  bl.  403,586, 908).  Deze  een- 
voud ige  termiDologie  wordt  doorgaans  ook  aangelroffen,  waar  sprake  is 
van  de  behandeling  van  onderdanen  ten  opzichte  van  vestiging,  uit- 
oefening van  beroepen,  enz. 

*)  Verg.  van  Citters,  Verzameling  van  handels-  en  acheepnaari- 
overeenkomsten. 
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van  het  tractaat  tusschen  Nederland  en  den  Oranje- Vrij- 
staat van  9  April  1895  (Staatsblad  1897  n*.  177),  en  in  de 
groote  Duitsche  handelsverdragen  van  de  laatste  tien  jaren  '). 

Die  bepaling  wordt  vaak  nog  nader  omschreven  doordat 
nu  eens  bepaald  wordt,  dat  die  later  aan  derden  te  geven 
gunsten  steeds  zonder  tegenpraestatie  aan  den  medecon- 
tractant ten  goede  zullen  komen,  dan  weer  wordt  gestipuleerd, 
dat  eene  contrapraestatie  zal  moeten  worden  gegeven,  indien 
den  derde  dat  vocrdeel  eveneens  tegen  contrapraestatie 
verleend  is.  Hierover  zal  later  uitvoeriger  gehandeld  worden. 

Vaak  wordt  naast  die  bepalingen  ook  nog  eene  clausule 
aangetroffen,  volgens  welke  geene  belemmeringen  aan  den 
handel  van  een  der  contractanten  mogen  worden  in  den 
weg  gelegd,  die  niet  terstond  ook  op  alle  andere  vreemde 
Staten  zullen  worden  toegepast '). 

Ik  geloof  te  mogen  beweren,  dat  deze  redacties,  hoewel 
nu  en  dan  met  kleine  wijzigingen  en  niet  alt\jd  op  dezelfde 
w\jze  samengevoegd ,  de  grove  lijnen  trekken ,  waarbinnen 
de  meestbegunstiging  zich  gewoonlijk  beweegt '). 

*)  Zie  Deutsckês  HandeUarehiv  ^  1895  I  bl.  443  vlg.,  waar  de  clau* 
sales  Tan  mees tbegans tig! ng  betreffende  douanerechten  en  belastingen, 
In  de  Duitsche  handelstractaten  voorkomende ,  worden  medegedeeld,  en 
waarby  ook  voorbeelden  der  andere  redactie  ?an  de  meestbegunstiging 
voorkomen.  Zoo  ook  tractaat  Rusland-Deneraarken  van  2  Maart  1895 
(t.  a.  p. ,  bl.  475)  en  de  in  1895  door  België  met  Denemarken ,  Grieken- 
land. Zweden,  Noorwegen  gesloten  verdragen  (t  a.  p.,  bl.  675  vlg.). 

')  B.T.  Japan-Nederland,  8  September  1896 (5^aato2>/a6{  1897  nM 99), 
art  5;  de  bovengenoemde  Belgische  verdragen  van  1895,  respectie- 
velyk  artt.  12,  14,  12  en  13.  Voorbeelden  van  verschillende  redactie 
der  meest  begunstigde  behandeling  ook  bij  P  o  i  n  s  a  r  d ,  Etudes  de  droit 
international  eonventionnel y  1®  série,  bl.  386. 

*)  Men  vergere  intusscben  nieti  dat  de  verschillende  tractaten  op 
ondergeschikte  punten  in  dat  opzicht  vele  verschillen  vertoonen,  en 
vaak  aan  de  meestbegunstigingsbepaling  nu  eens  eene  uitgebreider 
toepassing  geven ,  dan  weer  beperkingen  aanleggen.  Een  volledig  over- 
zicht van  dit  alles  te  geven ,  is  bjj  het  groot  aantal  verdragen,  waarin 
die  bepaling  voorkomt,  ondoenlijk  en  zou  ook  weinig  nut  hebben. 
Volledigheidshalve  slechts  worden  enkele  der  voornaamste  en  meest 
voorkomende  toepassingen  of  beperkingen  medegedeeld. 
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Die  clausule  nu  vindt  toepassing  b\j  verschillende  onder- 
werpen. Het  meest  van  belang  en  het  meest  besproken  is 
zfl  ongetwflfeld  by  alles  wat  de  in-,  uit-  en  doorvoerrech- 
ten  betreft,  maar  ook  treft  men  haar  aan  ten  opzichte 
van  handel  en  scheepvaart  in  het  algemeen  (b.v.  art.  1 
al.  1  tractaat  Nederland- Engeland  van  1857),  het  betalen 
van  belastingen  (b.v.  art.  2  al.  i2  tractaat  Nederland-Grie- 
kenland van  2:2  Februari  1843),  de  kustvaart  (art.  10  al.  i 
tractaat  Nederland-Japan  van  8  September  1896),  bescher- 
ming van  handels-  en  fabrieksmerken  (art.  5  tractaat  Ne- 
derland-Oranje-Vrijstaat  van  9  April  1895, Staatsblad  \ 897 
n^  177),  de  behandeling  van  in  het  vreemde  land  gevestigde 
onderdanen  (art.  1  Nederland-België  van  1 2  Mei  1 863 ,  Staats- 
blad 1866  n°.  79) ,  de  consuls  (art.  6  Oranje- Vrijstaat),  enz.  *). 

In  vele  tractaten  worden  op  de  meestbegunstigingsclausuic 
ook  beperkingen  gemaakt.  Vooral  plaatselyke ,  zooals  in  het 
reeds  genoemde  artikel  1 1  van  het  Frankforter  tractaat  van 
1871,  volgens  hetwelk  de  meestbegunstiging  niet  zal  gelden 
voor  gunsten,  verleend  aan  andere  landen  dan  Engeland , 
België,  Nederland,  Zwitserland,  Oostenrök  en  Rusland.  Een 
voorbeeld  vindt  men  ook  in  de  Nederlandsche  tractalen , 
voorzoover  zfl  op  de  koloniën  betrekking  hebben,  waarbQ 
dan  vaak  de  beperking  wordt  opgenomen,  dat  de  meestbe- 
gunstiging geen  recht  geeft  op  ,de  speciale  gunsten,  die  ver- 
leend z\jn  of  mochten  worden ,  aan  de  inlandsche  Staten  van 
den  Oost-Indischen  Archipel  voor  hunne  scheepvaart  en  voor 
den  invoer  hunner  producten  in  de  Nederlandsche  Oost- 
Indische  koloniën" ').  In  denzelfden  geest  vindt  men  in  het 


^)  In  art.  U  van  het  tractaat  van  Frankfort  van  1871  is  dat  alles 
vrywel  omschreven:  „Die  Hegel  umfasst  die  Eingangs  and  Ausgangs- 
«abgaben,  den  Durchgangsverkehr,  die  Zollförmlichkeiten ,  die  Zulas- 
nsung  und  Behandlung  der  Angehörigen  beider  Nationen  und  das 
,Vertreten  derselben." 

')  Zie  b.v.  art.  17  al.  2  van  het  tractaat  met  Japan  van  1896; 
art.  4  tractaat  met  Italië  van  24  November  1863;  art.  1  al.  2  trac- 
taat met  België  van  22  Mei  186.3 ;  art.  4  tractaat  met  Oostenrijk  vaa 
24  Maart  1867  (by  van  Citters). 
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Ncderlandsch-Porlugeesche  verdrag  van  5  Juli  1 894  (Staats- 
blad  1896  n^  89)  van  de  meeslbegunstiging  uitgesloten  de 
voordeelen,  door  Portugal  aan  Spanje  of  Brazilië  toegestaan 
(art.  6),  en  in  het  geciteerde  tractaat  Nederland-Oranje-Vrij- 
staat (art.  4)  de  voordeelen,  door  den  Vrijstaat  bij  wöze 
van  tolverbond  verleend  aan  Staten  oi  koloniën  in  Zuid- 
Afrika.  Ook  treft  men  beperkingen  aan  ten  opzichte  van  de 
belangen,  welke  het  onderwerp  der  meestbegunstiging  uit- 
ojaken,  als  b.v.  in  de  tractaten  van  Nederland  met  Spanje 
van  12  Juli  1892  {Staatsblad  1893  n^  i>  17)  en  met  Portugal 
(boven  geciteerd),  waarin  de  producten,  welke  de  meest- 
begunstigde  behandeling  zullen  genieten,  met  name  z\jn 
opgesomd. 

Voorts  kan  nog ,  ten  einde  niet  te  veel  in  bijzonderheden 
af  te  dalen,  gewezen  worden  op  de  uitzonderingen  ten 
behoeve  van  het  grens verjceer  (b.v.  in  de  meeste  nieuwe 
Duilsche  handelstractaten)  en  ten  behoeve  der  gezondheids- 
politie  (b.v.  in  de  bovengenoemde  Belgi&che  tractaten  van 
hel  jaar  1895). 

Hoewel  de  woorden  , meestbegunstiging"  of  .meest  be- 
gunstigde natie"  in  die  tractaatsbepalingen  soms  niet 
voorkomen,  is  men  toch  gewoon  bg  de  behandeling  der 
daarop  steunende  rechtsverhoudingen  te  spreken  van  de 
.clausule  van  behandeling  op  den  voet  der  meest  begunstigde 
natie"  of  «meestbegunstigingsclausule"  {claase  de  la  nation 
la  pltis  favorisée,  Meistbegünstigungsklausel^  most  favoured 
nation  clatise) ,  welke  terminologie  in  dit  opstel  zal  worden 
gebezigd. 

Bij  de  toepassing  nu  dier  meestbegunstigingsclausule  heb- 
ben zich  meermalen  niet  onbelangrijke  rechtsvragen  voor- 
gedaan, waarvan  de  oplossing  soms  noch  door  de  praktijk 
noch  door  de  literatuur^)  voldoende  is  uitgewerkt,  zoodat 


')  Behalve  eenige  gewooniyk  weinig  heieekenende  opmerkingen  in 
de  algemeene  werken  over  volkenrecht,  zijn  van  belang:  v.  Steek, 
Versuck  über  Handels-  und  Sckiffahrtsvertriiye;  Scïw^yxi^Syatemder 
üandeUvertr&ge   und  der  MeisibegUnstigung ;    v  o  n   M  e  11  e ,   in    v  o  n 
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eene   poging   daartoe    in  de   volgende  bladzyden   mij  niet 
geheel  en  al  nutteloos  toescheen.  Eene  groote  moeiiykheid 
moest    daarbij    vermeden   worden ,    en   wel   deze ,   niet   te 
blyven    hangen  aan  de   omschrijving   dier  clausule  in  een 
bepaald  tractaat ,  waardoor  licht  tot  een  conclusie  gekomen 
zoude  zgn,   die  door  de  verscheidenheid  van  formuleering 
niet  op  het  begrip  zelve  zoude  geslagen  hebben.   Gepoogd 
moest   dus    worden,   uit   die   verschillende  formuleeringen 
het  begrip  zelf  af  te  leiden  en  de  daaruit  voortspruitende 
normen  te  vinden. 

Een  kort  historisch  overzicht  ga  echter  vooraf. 

§  2.  Geschiedenis. 

Hoewel  niet  zoo  oud  als  de  geschiedenis  der  handels- 
tractaten  zelve,  kan  toch  ook  de  historie  der  meestbegun- 
stiging  op  een  vr\j  eerbiedwaardigen  leeftijd  bogen. 

Sporen  der  meestbegunstigingsclausule  toch  komen  het 
eerst  voor  in  de  zeventiende  eeuw.  Dit  is  niet  geheel  toevallig. 
In  vroegere  eeuwen  was  de  wedgver  der  volken  minder 
sterk  en  was  bet  aantal  der  Staten,  die  op  eenigszins  be- 
langrijke wgze  in  den  buitenlandschen  en  vooral  den  over- 
zeeschen  handel  een  werkzaam  aandeel  namen,  gering. 
Z\j  die  daaraan  deelnamen,  hadden  zich  trouwens  in 
bepaalde  deelen  der  aarde  meest  monopoliën  verzekerd. 
Bij  de  ontwikkeling  van  het  wereldverkeer  werd  dit  anders 
en  ■  meerderen  trachtten  met  steeds  scherper  wordenden  wed- 
ijver de  voordeelen  van  den  handel,  nog  vergroot  door  de 
ontdekkingen  van  het  einde  der  vijftiende  en  van  de  zes- 
tiende eeuw,  elkander  te  betwisten.  Met  Spanjaarden  en 
Portugeezen  traden  vooral  de  Hollanders  en  de  Engelschen 
in  het  krgt,  terwfll  ook  de  Franschen  en  Scandinaviërs  hun 
deel  begonnen  te  vragen  van  de  winsten ,  tot  dusverre  bgna 


Holtzendorff's  Handbuch  des  Völkerrechtn,  dl.  1 1  §  49.  bi. 304  vlg. ; 
Lehr,  La  clause  de  la  nation  la  plus  favorisée  et  la  peraistance  de 
868  effets^  in  Revue  de  droit  international  1893,  bl.  313  vlg. ;  W har- 
ton,  International  Law  Digest^  II  §  134. 
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uitsluitend  genoten  door  de  Hansa  en  de  in  dien  t\]d  reeds 
deeüneerende  ïtaliaansche  republieken.  Van  zelf  bracht  dit 
mede,  dat  die  Staten  in  andere  landen  zekerheid  of  voor- 
deelen  voor  hunne  ondernemingen  trachtten  te  verkrügen. 
Door  den  grooteren  wedgver  der  volken  werd  al  spoedig 
het  aan  één  land  toegestane  ook  door  anderen  gevraagd, 
aan  wie  het  dan  gewoonlijk  evenmin  te  weigeren  was.  Ten 
einde  nu  niet  genoodzaakt  te  zijn  die  verschillende  trac- 
taten  telkens  weder  op  te  nemen,  begon  men  in  latere 
tractaten  te  verwijzen  naar  de  vroeger  geslolene  en  het 
by  deze  overeenkomsten  toegestane  ook  tot  anderen  uit 
Ie  strekken. 

Oorspronkelijk  ging  dit  niet  verder  dan  de  toepassel^jk- 
verklaring  van  de  rechten ,  door  een  of  meer  bepaalde  Staten 
verkregen.  Het  eerst  kwam  dit  voor  in  de  tractaten,  met 
de  Porte  gesloten;  zóó  reeds  in  de  artikelen  3  en  41  van 
de  capitulatie  voor  de  Republiek  der  zeven  vereenigde  pro- 
vinciën van  Juli  1612  ^),  waarbij  de  capitulaties  voor  Engeland 
en  Frankrijk  van  kracht  werden  verklaard  *).  Weldra  echter 
werd  een  stap  verder  gedaan  en  werden  niet  alleen  toege- 
kend de  voordeelen ,  aan  een  anderen  Staat  gegeven ,  doch 
ook  die ,  welke  later  zouden  worden  toegestaan,  b.v.  in  het 
tractaat  tusschen  de  Republiek  en  Portugal  van  6  Augustus 
1661  •),  waarbij  volgens  art.  3  de  Republiek  zoude  genieten 
dezelfde  voordeelen  als  de  Engelschen  door  tractaat  of  ge- 
bruik gekregen  hebben  of  zullen  krijgen.  Spoedig  werden 
ook  die  bepalingen  nog  meer  uitgewerkt;  zfl  bleven  niet 
lanp;er  beperkt  tot  een  of  meer  bepaalde  landen,  maar 
werden  daarnevens  toepasselijk  verklaard  op  de  voordeelen, 
gegeven   aan   elk  ander    land;   zoo  het  Engelsch-Spaansch 


')  Van  Citters,  bl.  409  vlg. 

')  Bij  het  tractaat  tusschea  Engeland  en  de  Porte  van  September 
1675  werd  dit  uitgebreid  tot  de  privileges,  toegekend  ann  Franschen, 
Venetianen  ,ou  a  toute  autre  nation  chrétienne'' (art.  3,  zie  Uumontj 
VII  1 ,  bl.  279  vlg.). 

')  Dumont,  VI  2,  bl.  366. 
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tractaat  van  27  Mei  1667,  hetwelk  in  art.  5  bepaalde, 
dat  voor  Engeland  bestemde  goederen  geen  hoogere  uit- 
voerrechten zouden  betalen  ,que  tous  les  autres  étrangers 
sont  obligés  de  payer  en  pareil  cas",  en  waarbö  de  weder- 
zijdsche  onderdanen  de  privilegies  zouden  genieten,  die 
^sont  ou  seront  ci-après  accordées  au  Roi  tres  chrétien,  aax 
Etats-Généraux ,  aux  villes  Hanséatiques  ou  è,  quelque  autre 
Royaume  ou  Etat  que  ce  soit,  d'une  maniere  aussiample, 
entière  et  utile  comme  si  elles  avaient  été  particulièrement 
spécifiées  et  inserées  dans  Ie  présent  Traïté"  *).  Van  ongeveer 
gelgke  strekking  was  het  Engelsch-Deensche  verdrag  van 
29  November  1669,  volgens  hetwelk  o.  a.  de  onderdanen 
gelijke  vrijheden  zouden  genieten  als  de  onderdanen  ,cujus- 
cumque  exterae  gentis"  *). 

Ook  de  achttiende  eeuw  biedt  van  deze  verdragen  een 
steeds  toenemend  getal  voorbeelden '). 

De  mede  op  commercieel  gebied  zoo  belangryke  onaf- 
hankelijkheidskryg  der  Vereenigde  Staten  van  Noord-Amerika 
liet  eveneens  zijn  invloed  gelden  op  de  handelstractaten. 
De  meestbegunstigingsclausule  werd  in  de  weldra  door  de 
Republiek  te  sluiten  verdragen  algemeen  opgenomen,  zg 
het  ook  met  de  beperking ,  dat  gunsten ,  tegen  contrapraes- 
tatie  aan  derden  verleend ,  alleen  tegen  een  aequivalent 
den  medecontractant  zouden  toekomen,  eene  beperking 
welke  het  eerst  in  die  tractaten  voorkomt. 


»)  Dumont,  VII  1,  bl.  282  vlg. 

»)  Dumont,  VII  I.  bl.  126  vlg. 

')  Zie  o.  a.  art.  12  tractaat  Engeland-Dantzig  van  11/23  October 
1706  (de  Martens,  Supplément,  I,  44)-  art.  5  Engelsch-Spaansch 
verdrag  van  14/3  December  1715  (t.  z.  p. ,  bl.  110);  art  1  tractaat 
Heilige  Stoel-Oostenrijkscb  Lombardlje  van  7  December  1757  (t.  z.  p., 
II  bl.  76);  art.  2  Pruisen-Saksen  van  18  Juni  1766  (de  Martens,^e- 
cuêil,  I  bl.  139);  artt.  %  3,  4  en  9Engeland-Hnsland  van  20  Juni  1766 
(t.z.p.,  bl.  141);  art.  o  Frank rük-Ragusa  van  2  April  1776  (t.  z.  p..  bl. 
576);  tractaat  Portugal-Denem arken,  26  Sept.  1766  (t.z.p.,  VI  bl.46). 

Zie  verdere  voorbeelden  bij  von  Steek,  Versuch Über Handels' und 
Schiffahrtsvertr&ge,  bl.  55,  87,  101,  220  vlg.,  passim. 


Digitized  by  VjOOQIC 


319 

Reeds  6  Februari  1778  werd  met  Frankrijk  een  derge- 
lijk verdrag  gesloten  *).  In  art.  2  daarvan  leest  men,  dat 
partijen  zich  wederkeerig  verbinden  ,è  n'accorder  aucune 
faveur  particuliere  a  d'autres  Nations  en  fait  de  commerce 
et  de  navigation  qui  ne  devienne  aussitöt  commune  a 
Taulre  Partie;  et  celle-ci  jouira  de  cetle  faveur  graluite- 
ment  si  la  concession  est  gratuite,  ou  en  accordant  la  même 
corapensation ,  si  la  concession  est  conditionnelle". 

Art.  3  voegt  hieraan  toe,  dat  de  wederzgdsche  onder- 
danen geen  hoogere  rechten  zullen  betalen  «que  ceux  que 
les  nations  les  plus  favorisées  sont  ou  seront  tenues  de 
payer*'  en  dat  zg  van  dezelfde  voorrechten  het  genot  zul- 
len hebben  ,dont  les  Nations  susdites  jouissent  oujouiront". 
Ook  in  het  Amerikaansch-Zweedsche  verdrag  van  5  April 
1783*)  komt  eene  bepaling  voor,  ongeveer  overeenkomende 
met  art.  2  van  het  verdrag  met  Frankrijk,  en  het  Pruisisch- 
Amerikaansche  tractaat  van  10  September  1785  heeft  even- 
eens dezelfde  strekking '). 

Bg  al  de  wisselingen ,  die  de  internationale  handelspolitiek 
in  deze  eeuw  ondergaan  heeft,  heeft  de  meestbegunstigings- 
clausule  eene  steeds  grootere  plaats  in  de  verdragen  inge- 
nomen. Zoowel  in  de  verdragen  door  het  Zollverein  ge- 
sloten *)  als  in  de  tractaten ,  die  een  gevolg  waren  van  de 
nieuwe  handelsstaatkunde   van  Napoleon   III '),   kwam   zij 


O  De  Marlens,  BecueU,  I  bi.  685. 

^  De  Marlens,  l.  a.  p.,  II  bl.  328. 

')  De  Marlens,  l.  a.  p.,  II  bl.  566. 

*)  Voor  de  oudere  tractalen  van  hel  Tolverbond  zie  men  Soel- 
beer,  Schiffahrtsgesetze  und  Handels- und Schiffahrtsvertrdgey  en  ven 
K  a  m  p  l  z,  UandêU'  und  Schiffahrtsvertröge  des  Zollvereins^  voor  de  latere 
z\i  o.  a.  verwezen  naar  de  verdragen  met  Italië  van  31  December  1865 
(Mariens,  iV.fi.  (?,  XIX  bl.  328),  Engeland  van  30  Mei  1865(1.  z.p., 
bl.  .323),  België  van  22  Mei  1865  (l.  z.  p.,  bl.  318),  Zwitserland  van 
13  Hei  1869  (l.  z.  p.,  bl.  46»),  enz. 

^)  Zie  b.  v.  verdrag  met  Engeland  van  23  Januari  1860  (de  Mar- 
lens, N,R,G.,  XVI  bl.  548),  België  van  1  Mei  1861  (l.  a  p,  XVII 
bl.  328),  Tolverbond  van  2  Augustus  1862  (t.a.p.,  XIX  bl  275),  Italië 
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gelrouwelgk  voor.  Het  reeds  genoemde  artikel  II  van  het 
vredesverdrag  van  Frankfort  maakte  de  meestbegunsliging 
tot  grondslag  voor  de  handelsverhouding  tusschen  de  beide 
betrokken  groote  Rgken ,  en  wel ,  wegens  de  onopzegbaar- 
heid  van  dat  tractaat,  voor  onbepaalden  tijd. 

Waar  op  die  wijze  de  twee  voornaamste  handelsnatiên 
van  het  Europeesche  vasteland  de  meestbegunstiging  blij- 
vend tegenover  elkander  huldigden,  is  het  niet  te  verwon- 
deren, dat  ook  de  andere  Staten  er  niet  van  afweken, 
en  dat  beginsel  eveneens  in  hunne  verdragen  opnamen  '). 

De  laatste  decade  dezer  eeuw  is  voor  de  ontwikkeling 
der  meestbegunstigipgsclausule  niet  zonder  belang  geweest , 
daar  in  de  jaren  1891  en  1892  voor  vele  Europeesche  lan- 
den eene  nieuwe  handelspolitiek  is  ingewijd.  In  die  jaren 
liepen  de  meeste  handelsverdragen  van  enkele  der  belang- 
rijkste Staten ,  als  Frankrijk ,  Duitschland  en  Spanje ,  af  of 
waren  tegen  dien  tqd  opgezegd  en  die  landen  maakten  daar- 
van gebruik  hunne  handelspolitiek  nieuw  te  regelen.  Niet 
alle  echter  op  dezelfde  wijze.  Terwijl  het  Duitsche  Rjjk  zyn 
tarief  in  stand  hield,  doch  dit  door  handelsverdragen  van 
langen  termijn ,  waarin  voor  het  eerst  sedert  den  overgang 
van  dit  land  tot  het  beschermend  stelsel  ook  wederom 
tariefverlagingen  waren  opgenomen ,  verzachtte ,  sloegen 
Frankrflk  en  Spanje  een  anderen  weg  in.  Die  landen  hadden 
met  vele  andere  landen  tariefverdragen  en  wilden  thans 
door  opzegging  dier  overeenkomsten  de  vrye  hand  herkrij- 
gen tot  regeling  van  hun  douanestelsel.  Hoe  zij  daarvan 
gebruik  hebben  gemaakt  tot  een  voortschreden  op  den  weg 
van  protectie,  mag  bekend  worden  verondersteld. 

van  17  Januari  1863  {Archives  diplomatiques  1863,  bl.  23),  Nederland 
▼an  7  Juli  1865  (t.a.  p.,  1865  bl.  411),  enz. 

')  Ue  Engelsche  verdragen  met  meestbegunstiging  worden  tot  het 
jaar  1883  opgenoemd  en  de  betreffende  bepalingen  medegedeeld  in 
het  Britsch  Parlementair  stuk:  Commercial  n\  30,  1883  (C  3735). 
Over  art.  11  van  het  Frankforter  verdrag  zie  ook:  Die  HandelspoUtik 
des  Deutschen  Reichs  vom  Frankfurter  Frieden  bis  zur  Gegenwart^ 
Berlin  1899,  bl.  1,  %  65  vlg. 
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Wat  nn  de  meestbegunsliging  betreft ,  de  nieuwe  Duitsche 
iractaten  huldigen  haar  zonder  omwegen  en  zoo  volstrekt 
inogelgk. 

Frankrvjk  wilde  principieel  geene  tractaten  met  tariefver- 
lagingen of  vastleggingen  sluiten;  bet  bad  in  art.  3  van 
z^'ne  douanewet  van  39  December  1891  bepaald,  dat  bet 
minimumtarief  (zooals  men  weet  heefl  Frankryk  twee  tarie- 
ven, een  maximum-  en  een  minimumtarief)  geheel  of  ge- 
deeltelijk kon  worden  toegepast  op  de  waren  van  de  landen 
.qui  consentiraient  de  leur  cöté  a  appliquer  aux  marchandises 
frangaises  Ie  traitement  de  la  nation  la  plus  favorisée". 
Terwgl  Frankrgk  dus  toonde,  te  zijnen  behoeve  aan  die 
meestbegunstiging  veel  waarde  te  hechten,  liet  het  echter 
door  de  mogelijkheid  van  gedeeltelijke  toepassing  van  het 
minimumtarief  zgnerzflds  diflferentieele  behandeling  van 
vreemde  waren  toe.  Feitelp  echter  heeft  het  b\jna  alle 
landen  in  het  genot  van  zijn  geheele  minimumtarief  gesteld 
en  brengt  dus  zijnerzijds  evenzeer  de  meestbegunstiging  in 
praktijk  ^).  Trouwens  tegenover  den  eisch  van  zelf  overal 
de  meestbegunstiging  te  erlangen ,  ging  dit  moeilijk  anders. 

Het  belangrijkst  in  dit  opzicht  is  de  geschiedenis  der 
Spaansche  handelspolitiek  van  dienzelfden  tijd,  die  wij  hierom 
eenigszins  breeder  zullen  nagaan. 

Nadat  eene  in  1 888  benoemde  commissie  over  eene  her- 
ziening van  het  tarief  en  de  handelsverdragen  rapport*) 
had  uitgebracht,  werden  de  meest  belangrijke  dezer  laatste 
(n.1.  die  met  de  Europeesche  Staten)  door  de  Spaansche 
Regeering  tegen  Februari ,  gedeeltelijk  tegen  Juli  opgezegd , 
onder  bereidverklaring  over  nieuwe  tractaten  te  onderhan- 
delen. Daarbij  bleek  al  spoedig,  dat  Spanje  wilde  afwijken 
van  de  in  den  laalsten  tijd  door  de  andere  mogendheden 


')  Zie  vooral  bet  rapport  aan  den  President  der  Republiek  en  Be- 
sluit van  30  Januari  1892  (/>.  H.  A,,  1892  I,  bl.  250  vig.)  en  de  later 
gesloten  overeenkomsten  bv.  met  Montenegro  van  1892  (t.  a.  p.,  1893 
I,  bl.  161),  Humenië  van  28  Februari  1892  (t.a.p.,  bl.  323),  enz.  enz. 

')  Te  vinden  in  de  Gaceta  de  Madrid  van  23  December  1890. 
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gevolgde  gedragslijn  om ,  welke  verdere  gunsten  men  ook 
toestond,  in  elk  geval  op  tariefsgebied  de  behandeling  op 
den  voet  der  meestbegunstigde  natie  te  verleenen.  Men  had 
een  maximum-  en  een  minimum-tarief  ontworpen,  en  ver- 
klaarde zich  bereid ,  verlagingen  op  dit  laatste  toe  te  staan 
met  de  belofte ,  de  aldus  verlaagde  tariefposten  voor  andere 
natiën  niet  verder  te  zullen  verlagen.  Van  eene  algemeene 
meestbegunstiging  wilde  men  echter  niet  weten,  en  wenschte 
die  behandeling  slechts  'te  verleenen  voor  die  bepaalde  soor- 
ten van  goederen,  waarvoor  de  contractanten  dit  van  be- 
lang zouden  achten.  Op  deze  wijze  meende  men  de  be- 
zwaren, die  de  algemeene  meestbegunstigingsclausule  zoude 
medebrengen ,  te  kunnen  ondervangen  *).  Veel  succes  heeft 
Spanje  met  die  handelspolitiek  niet  gehad.  Wel  gelukte  het 
dit  land  eenige  handelstractaten  te  sluiten,  waarbij,  zooals 
in  dat  met  Nederland  van  12  Juli  1892  (StaatMad  1893 
n^  217),  slechts  eene  meestbegunstiging  voor  een  aantal 
uitdrukkelijk  genoemde  artikelen  wordt  toegestaan,  doch 
de  meest  belangrykc  van  die  verdragen  zyn  niet  geratifi- 
ceerd *).  Slechts  die  met  Nederland,  Denemarken  *) ,  Noor- 
wegen %  Zweden  *)  en  Zwitserland  •)  zijn  in  werking  ge- 
treden ,  terwijl  met  de  andere  Staten  provisoria  zijn  geslo- 
ten ,  waarbij  toch  meestal  de  meestbegunstigde  behandeling 


*)  Verg.  het  rapport  aan  de  Koningin-Regentes  van  Spanje  bij  de 
benoeming  eener  commissie  tot  voorbereiding  der  handelsverdragen, 
in  de  Gaceta  de  Madrid  van  16  Februari  1892,  en,  uitvoeriger,  in 
het  Roodboek  van  1892  over  de  handelsonderhandelingen  met  Frank- 
rijk den  brief  van  den  Minister  van  Staat  aan  den  Ambassadeur  te 
Parijs  (bJ.  12  sub  4). 

*)  Belangrijk  o.  a.  het  Denkschrift^  waarmede  het  niet  geratificeerde 
DuitschSpaansche  tractaat  van  8  Augustus  1892  bij  den  Hjjksdag 
werd  ingediend  (Reichstag,  9^  Legislaturperiode,  II.  Session  1893  n". 
11),  waarin  erkend  wordt,  dat  door  eene  goede  keuze  der  opgesomde 
artikelen  de  meestbegunstiging  voldoende  was  verzekerd. 

')  4  Juli  1893.  Deutsches  Handelsarchiv,  1894  I,  bl.  824 

*)  27  Juni  1899,  l.  z.  p.,  bl.  60. 

*)  27  Juni  1892,  t.  z.  p.,  bl.  57. 

"*)  13  Juli  1892,  tz.p.,  1893  I,  bl.  708. 
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is  toegestaan.  Trouwens  Spanje  heeft  zijn  systeem  niet  kun- 
nen volhouden.  Bg  de  wet  van  ü  Augustus  1896  werd 
der  regeering  de  bevoegdheid  gegeven,  de  tariefgunsten, 
in  de  vgf  evengenoemde  tractaten  verleend ,  op  al  die  lan- 
den van  toepassing  te  verklaren'),  waaraan,  wat  Neder- 
land aangaat,  uitvoering  is  gegeven  door  eene  verordening 
van  20  October  d.a.v.  *). 

In  hetzelfde  jaar  werden  nog  verklaringen  met  Turkye 
gewisseld,  waarbg  aan  laatstgenoemd  land  door  Spanje  werd 
toegestaan  het  miniinum-tarief  met  de  verlagingen,  daarin 
aangebracht  door  de  gesloten  tractaten,  behalve  door  dat  met 
Portugal  •).  Wel  werd  in  art.  14  van  het  Spaansch-Japanschc 
verdrag,  2  Januari  1897  gesloten^),  aan  Japan  de  behan- 
deling op  den  voet  der  meest  begunstigde  natie  niet  gewaar- 
borgd op  tariefgebied,  docfi  bg  eene  uitwisseling  van  nota's 
van  12  Februari  1899  werd  door  Spanje  aan  Duitschland 
insgelijks  zyn  conventioneel  tarief  toegestaan,  dus  evenzeer 
alle  aan  anderen  gegeven  voorrechten  *). 

Men  ziet  het,  van  dat  niet  zonder  ophef  vooropgestelde 
beginsel  van  uitsluiting  der  meestbegunstigingsclausule  is 
weinig  of  niets  overgebleven. 

Dezelfde  tegenzin  tegen  de  meestbegunstigingsclausule, 
die  wij  bij  de  Spaansche  handelspolitiek  hebben  waarge- 
nomen, treft  men  in  denzelfden  tgd  ook  aan  bg  die  van 
Portugal.  Ook  dit  land  had  door  de  opzegging  zijner  voor- 
naamste tractaten  tegen  het  midden  van  1892  vrijheid  op 
het  gebied  der  handelspolitiek  gekregen  en  wenschte  nu 
nieuwe  verdragen  te  sluiten  zonder  daarbö  de  behandeling 
op  den  voet  der  meestbegunstigde  natie  in  het  algemeen 
toe  te  staan.  Evenals  Spanje  wilde  het  slechts  toestaan 
eene  meestbegunstiging ,   beperkt   tot   bepaald  aangewezen 


')  Zie  HandêUarchh,  1896  T.  bi.  699. 

')  T.z.p..  bl.  855. 

')  T.  z.p,  bl.  751. 

•)  T.  z.  p ,  1898  I,  bl.  57  vlg. 

*)  T.  z  p.,  1899  bl.  530. 
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artikelen  met  uitzondering  van  de  voordeelen ,  aan  Spanje 
en  Brazilië  te  verleenen  *).  Vele  tractalen  heeft  het  Konink- 
rqk  op  dien  voet  niet  kunnen  sluiten,  n.l.  slechts  met 
Nederland  (5  Juli  1894,  Staatsblad  1896  n^  89),  Rusland 
(9  Juli  1895')),  Denemarken  (14  December  1896')),  Japan 
(25  Januari  1897  '))  en  België  (11  December  1896  *)).  Trou- 
wens in  de  meeste  dier  Jractalen  beteekent  dè  uitsluiting 
der  algemeene  meestbegunstiging  al  zeer  weinig.  Indien 
men  b.v.  het  tractaat  met  Nederland  nagaat,  dan  ontwaart 
men ,  dat  in  Annexe  B  (waarin  de  artikelen,  waarvoor  meest- 
begunstiging is  toegestaan,  opgenoemd  zyn)  vermeld  zyn  542 
van  de  592  nummers  van  hel  Portugeesche  tarief.  Feitelyk 
komt  dit  dus  neer  op  eene  volstrekte  meestbegunstiging  *), 
te  meer  daar  de  niet  opgenomen  tariefposten  betrekking  heb- 
ben op  waren ,  die  voor  den  Nederlandschen  uitvoer  zonder 
belang  zyn.  Bovendien  bevat  art.  4  de  meestbegunstiging  voor 
indirecten  aanvoer,  scheepvaart,  enz.  De  andere  opgenoemde 
tractaten  verschillen  weinig  van  dat  met  Nederland. 

Ook  Rumenië,  hetwelk  eveneens  na  1890  zijne  tractaten 
heeft  vernieuwd,  heeft  daarin  de  meestbegunstigingsclausule 
trouw  gehuldigd '). 

Japan  mede  heeft  in  den  laatsten  tijd  een  geheel  nieuwe 
reeks  handelstraten  gesloten;  het  beginsel  van  meestbe- 
begunstigde  natie  wordt  daarin  geregeld  gehuldigd "). 

')  Zie  de  Memorie  van  toelichting  van  het  wetsontwerp  tot  goed- 
keuring van  bet  tractaat  roet  Nederland. 

'}  Deutsches  Handêharchiv ,  1897  I  bl.  646. 

»)  T.  z.  p.,  1898  I  bl.  292. 

')  T.  z.  p.,  bl.  293. 

»)  T.  z.  p.,  bl.  167. 

^)  Met  uitsluiting  natuuriyk  van  de  voordeelen ,  aan  Spanje  en  Bra- 
zilië toegestaan. 

7)  Zie  de  verzameling  Rumeensche  handelsverdragen :  Conventionsde 
la  Roumanie  concernani  Ie  commerce  etc,  van  C  Braileanu,   1899. 

')  De  nieuwe  Japansche  tractaten  zijn  samengebracht  door  het  Japan* 
sche  Ministerie  van  Buitenlandsche  Zaken  onder  den  titel:  Treaties 
and  conventions  between  the  Empire  of  Japan  and  other  power 8^ 
Tokio  1899. 
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Enkele  Zuid-  en  Gentraal-Ainerikaansche  Staten  hebben 
in  de  laatste  jaren  hunne  handelsverdragen  opgezegd,  voor 
een  deel  met  het  doel  de  algemeene  meestbegunstiging 
uit  hunne  handelspolitiek  te  verwijderen,  en  daardoor  ge- 
roakkelgker  tot  onderlinge  nadere  aansluiting  op  tolgebied 
te  komen.  2k)o  hebben  Chili,  Gosta-Rica,  de  Dominicaansche 
Republiek,  Guatemala,  Uruguay*)  hunne  Iractaten  met  de 
Europeesche  mogendheden  opgezegd.  Daarentegen  hebben 
andere  Zuid-Amerikaansche  Staten  in  de  laatste  jaren  wel 
degelijk  meeslbegunstigingsverdragen  gesloten,  b.v.  Argen- 
tinië *)  en  Paraguay  *). 

Men  kan  dus  zeggen,  dat  het  handelsverdragrecht  bijna 
geheel  steunt  op  de  meestbegunstiging.  Bgna  alle  tractaten 
bevatten  de  clausule,  welke  die  behandeling  in  meerdere 
of  mindere  uitbreiding  waarborgt,  en  de  weinige  Staten,  die 
zich  aan  haar  hebben  willen  onttrekken,  zgn  daarin  slechts 
zeer  ten  deele  geslaagd.  Het  spreekt  van  zelve,  dat  de  uit- 
zonderingen, voorbehouden  ten  opzichte  van  het  grensverkeer 
of  van  aangrenzende  Staten,  op  het  beginsel  geen  inbreuk  van 
beteekenis   maken,  en  evenmin  doet  zulks  de  bevoegdheid 


')  Zie  Deutsche»  HandeUarchiv  1895,  1896,  1897,  en  1898,  op  die 
verschillende  Staten.  Enkele  dier  Staten  hebben  dan  ook  reeds  aan 
hun  voornemen  van  nadere  aansluiting  op  tolgebied  gevolg  gegeven. 
Zóó  de  verdragen  tusschen  Guatemala  en  Honduras  van  10  Maart  1895, 
Salvador  en  Honduras  van  19  Januari  1895,  Costa-Rica  en  Guatemala 
van  15  Mei  1895,  Guatemala  en  Salvador  van  27  Maart  1895,  Hon- 
duras en  Nicaragua  van  20  October  1894,  enz.  In  verband  daarmede 
zgn  ook  door  enkelen  dier  Staten  in  hunne  tractaten  met  andere  mo- 
gendheden de  aan  Centraal-Amerlkaansche  Staten  te  geven  voordeelen* 
van  de  meestbegunstigingsclausule  uitgezonderd,  b.v.  in  verdrag Hon- 
duras-Spanje  van  17  November  1894  (D.  H,  A.,  1896  [  hl.  512)  en 
Nicaragua- Duitschland  van  4  Februari  1896  (t.  z.p..  1897  I  bl.  331). 

*)  Bijv.  verdragen  met  Italié  van  1  Juni  1894  (D.  U  A„  1896  bl. 
435)  en  Zweden-Nourwegen  van  17  Juli  1885,  geratificeerd  12  Novem- 
ber 1895  (t.z.p.,  bl.  436). 

')  Bijv.  met  Italië  van  22  Augustus  1893  (t.  z.  p.,  1895  I  bl.  477)  en 
België  van  15  Februari  1894  (t.  z.  p.,  bl.  229). 
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om  een  tolverbond  te  sluiten.  Die  uitzonderingen  toch  zyn 
óf  van  weinig  beteekenis  óf  uit  de  nabuurschap  te  verklaren. 

§  3.  Omvang    en    werking    der    clausule    in 
het    algemeen. 

De  uit  het  voorgaande  geblekene  overeenstemming  van 
een  overgroot  deel  der  deelhebbers  aan  het  wereldverkeer 
ten  opzichte  van  het  meestbegunsligingsbeginsel  kan  natuur- 
lijk niet  toevallig  zgn,  doch  doet  het  vermoeden  rijzen,  dat 
er  een  grond  is,  die  tot  deze  overeenstemming  geleid  heeft. 
Het  geschiedkundig  overzicht  kan  ons  dien  grond  doen  vinden. 

Uit  dat  overzicht  blQkt  toch ,  dat  de  meestbegunstigings- 
clausule  eerst  langzaam  is  opgekomen  en  in  den  aanvang 
slechts  sporadisch  en  met  restricties  werd  aanvaard.  Ook 
blykt,  dat  de  opkomst  samenviel  met  de  uitbreiding  van 
het  wereldverkeer  en  met  de  toeneming  van  het  aantal 
deelnemers  daaraan,  en  dat  de  daarop  gevolgde  meer  alge- 
meene  toepassing  dier  clausule  den  pas  hield  met  de  verdere 
uitbreiding  van  dat  verkeer.  Wellicht  speelde  daarbij  de 
internationale  afgunst  eene  rol ,  doch ,  naar  het  mij  voor- 
komt, moet  de  hoofdoorzaak  gezocht  worden  in  de  econo- 
mische noodwendigheid  voor  eiken  Staat,  om,  ten  einde 
de  concurrentie  te  kunnen  volhouden,  niet  bij  zijne  mede- 
dingers achter  te  staan.  Dat  die  noodzakelijkheid  inderdaad 
bestaat,  is  duidelijk. 

Het  moge  voor  een  Staat  al  van  belang  zijn  bij  invoer 
zijner  producten  of  behandeling  van  zijne  scheepvaart,  onder- 
danen enz.,  in  het  gebied  van  een  ander  land  speciale 
gunsten  te  verwerven,  van  nog  grooter  gewicht  is  het, 
zekerheid  te  hebben  daarby  niet  by  een  derde  achter  te 
staan.  Eene  voor  allen  even  ongunstige  behandeling  in  een 
bepaald  land  kan ,  het  is  waar,  het  verkeer  van  een  bepaal- 
den Staat  met  dat  R\jk  bemoeileken,  doch  bijna  zeker  zal 
dit  verkeer,  zelfs  onder  overigens  gunstige  voorwaarden, 
groote  belemmering  ondergaan ,  indien  een  derde  eene  gun- 
stiger behandeling  deelachtig  is. 
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Dat  het  gevaarlvjke  van  diflferentieering  bg  den  tegenwoor- 
digen  stand  van  het  verkeer  steeds  grooter  wordt,  is  niet 
moeilgk  te  begrepen.  De  concurrentie  is  thans  tot  een  on- 
gekend hoogen  trap  opgevoerd ,  en  zü ,  die  op  de  wereldmarkt 
willen  mededingen ,  moeten  hun  productievermogen  tot  eene 
zoo  groot  mogelgke  hoogte  brengen  en  de  voorwaarden 
der  voortbrenging  zoo  gunstig  mogelijk  doen  zgn,  ten  einde 
in  den  strijd  om  het  bestaan  niet  achter  te  blyven.  De 
kleinste  nadeelige  omstandigheid  kan  in  dien  voortdurenden 
wedloop  licht  dit  achterbleven  veroorzaken  en  zeer  zeker 
kan  differentieel  ongunstige  behandeling  in  een  ander  land 
als  eene  dergelgke  nadeelige  omstandigheid  voor  den  handel 
van  een  Staat  beschouwd  worden. 

Het  is  dan  ook  daarom,  dat  de  noodwendigheid  van 
gel\jke  behandeling  door  de  meestbegunstigingsclausule  hoe 
langer  hoe  meer  werd  uitgesproken  en  dat  die  clausule  zich 
niettegenstaande  de  tegen  haar  geopperde  bedenkingen 
voortdurend  heeft  kunnen  handhaven  '). 

Hoe  zeer  dat  niet-achterstaan  eene  noodzakelgkheid  in 
de   internationale   handelspolitiek   geworden  is,   blijkt  ook 


O  Haar  mijn  doel  is  een  juriiJisch  betoog  te  leveren,  zal  ik  hier 
op  die  grieven,  die  bloot  van  politieleen  of  economiscben  aard  zijn, 
niet  breed  ingaan.  Üe  voornaamste  is ,  dat  de  clausule  een  hinderpaal 
vormt  tegen  bet  bedingen  van  voordeelen  in  tractaten,  daar  bet 
moeiiyk  is  een  contrapraestatie  te  geven,  omdat  men  deze  ook  weer 
tot  allen  moet  uitbreiden.  Vooral  door  dit  laatste  zoude  men  vaak 
van  voordeelige  overeenkomsten  moeten  afzien.  Dit  alles  heeft  zijne 
waarde,  maar  wordt  meer  dan  geneutraliseerd  door  het  onmisbare 
voordeel  van  niet  achter  te  staan  bij  anderen.  Voorts  wordt  aangevoerd, 
dat  men  iets  toestaat,  waarvan  de  omvang  op  het  oogenblik  van  het 
sluiten  der  overeenkomst  niet  te  voorzien  is,  waartegenover  staat, 
dat  men  van  zyn  kant  ook  het  genot  verkrijgt  van  de  door  anderen 
van  zijn  medecontractant  te  bedingen  gunsten. 

Zie  hierover  o. a  Schraut,  t.a.p.,  hl.  30  vlg. ;  von  Melle,  bg 
Holtzendorflf,  t.a.p.,  hl.  207;  Pra  d  ier-Fodéré,  IV  hl.  395  vlg.; 
Poinsard,  Etudes  de  droit  convent  ionnel^  bL  31^  vlg.;  Funck  Bren- 
tano  et  Dupuis,  Les  tavifs  datianiêrs  et  les  traites  de  co/nmercê  ^ 
hl.  134  vlg. 

Bechtsgel.  Mag.  1900.  22 
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hieruit,  dat  in  de  handelsverdragen  bedingen  van  uitslui- 
tende bevoorrechting  zoo  goed  als  niet  meer  voorkomen  '). 
Men  heeft  moeten  kiezen  tusschen  een  stelsel  van  voort- 
durende bevoorrechtingen  en  achterstellingen,  een  a.  h. 
w.  particularistisch  stelsel,  en  een  stelsel  van  gelijkstel- 
ling in  het  internationaal  verkeer,  waarbg  in  den  meest 
breeden  zin  aan  de  eischen  van  dat  verkeer  voldoening 
wordt  gegeven. 

Welnu,  de  internationale  handelsgeschiedenis  toont  aan, 
dat  men,  zij  het  dan  wellicht  ook  onbewust,  en  slechts 
langzamerhand  en  zelfs  soms  met  kleine  terugvallen,  dien 
laatsten  weg  heeft  ingeslagen  en  aanvaard  heeft  het  stelsel 
van  gelijkstelling  in  het  internationale  verkeer,  waaraan 
door  de   meestbegunstigingsclausule   uiting   wordt  gegeven. 

De  omvang  van  de  werking  der  meestbegunstigingsclausule 
wordt  dikwijls  reeds  meer  of  minder  volledig  in  de  trac- 
taten  omschreven,  gelyk  in  den  aanvang  van  dit  opstel 
door  voorbeelden  is  aangetoond.  Door  eene  dergelijke  rege- 
ling zijn  dan  natuurlijk  reeds  van  te  voren  meerdere  der 
nader  te  bespreken  geschilpunten  in  dezen  of  genen  zin  op- 
gelost. Waar  dit  echter  niet  het  geval  is  —  en  er  worden 
nog  'steeds  verdragen  gesloten,  die  niet  anders  dan  eene 
bloote  vermelding  van  het  meestbegunstigingsprincipe  be- 
vatten —  moeten  de  algemeene  beginselen  worden  opge- 
spoord, die  tot  eene  zelfstandige  beantwoording  der  te 
rijzen  vragen  kunnen  leiden.  Dit  zal  het  beste  kunnen 
geschieden  door  de  woorden  der  clausule  te  beschouwen 
in  verband  met  het  bovenaangegeven  doel,  hetwelk  men 
door  die  bepaling  heeft  trachten  te  bereiken.  Dit  doel  was, 
dat  bepaalde  belangen  der  contractanten  in  het  wederzjjdsch 


*)  Het  spreekt  van  zelve,  dat  de  voorrechten,  die  soms  van 
onontwikkelde  volkeren,  b.v.  in  het  binnenland  van  Afrika,  wor- 
den verworven  en  trouwens  vaak  meer  eene  politieke  beteekenis 
hebhen,  hier  niet  onder  vallen.  Evenmin  de  nadere  aansluitingen 
tusschen  naburige  of  verwante  volkeren ,  als  b.v.  Spanje  en  Portugal , 
of  de  Zuid-  en  Centraal- Amerikaansche  Republieken  onderling. 
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gebied  bij  derden  niet  zouden  achterstaan ,  en  dat  doel  wordt 
ook  in  liet  algemeen  weergegeven  door  de  bewoordingen , 
dat  n.l.  gewaarborgd  wordt  eene  behandeling  op  den  voet 
der  meest  begunstigde  natie.  Dit  wil  dus  zeggen  een  behan- 
deling, niet  ongunstiger  dan  die,  welke  iedere  andere 
Staat  geniet. 

Uit  die  woorden  volgt  eveneens,  dat  de  clausule  ten 
doel  heeft  den  rechthebbende  te  verzekeren  gunsten,  die 
deze  niet  krachtens  eigen  recht  of  eigen  tractaatsbepalin- 
gen  heeft,  doch  die  aan  derden  gegeven  zyn.  Zij  dient  tot 
aanvulling  der  eigen  tractaatsbepalingen. 

Het  kan  daarbij  niet  afdoen,  op  welke  formeele  wijze 
die  gunsten  aan  den  derde  verleend  z|jn ,  of  zg  hem  bfl 
tractaat  of  autonoom  door  de  landswetten  zijn  toegekend. 
Het  effect  blyfl  vooreerst  hetzelfde  en  voorts  is  er  in  de 
woorden  van  de  clausule  niets,  dat  zich  daartegen  verzet. 
Het  wordt  in  de  praktyk  dan  ook  steeds  aldus  toegepast. 
Evenmin  maakt  het  verschil,  of  die  gunsten  den  derden 
Staat  rechtstreeks  verleend  zijn,  dan  wel  langs  afgeleiden 
weg.  Dit  kan  zich  voordoen,  indien  een  land  van  z|jn  mede- 
contractant slechts  eene  plaatselijk  beperkte  meestbegunsti- 
ging  heeft  verkregen,  zooals  b.v.  Duitschland  en  Frankrijk 
elkander  in  het  reeds  genoemde  art.  1 1  van  het  Frankforter 
tractaat  hebben  toegestaan.  Zoo  heeft  Duitschland  Frankryk 
dan  ook  het  genot  gegeven  van  de  tariefverlagingen,  die 
het  in  zijne  handelstractaten  aan  andere  dan  de  in  art.  1 1 
genoemde  landen  heeft  verleend. 

Voorts  moet  op  den  voorgrond  worden  gesteld,  dat 
onder  de  behandeling  op  den  voet  van  de  meestbegun- 
stigde  natie  steeds  moet  worden  verstaan  de  behandeling 
op  den  voet  der  meestbegunstigde  vreemde  natie.  De 
behandeling,  die  een  Staat  aan  eigen  onderdanen,  pro- 
ducten, enz.  verzekert,  valt  dus  daarbuiten.  In  vele  trac- 
taten,  vooral  in  de  nieuwere,  is  dan  ook  steeds  sprake 
van  behandeling  op  den  voet  der  tneesihegunsiigde  vreemde 
natie,  maar  er  zgn  nog  vele  verdragen,  welke  die  bijvoe- 
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ging  niet  bevatten  *).  Ook  bij  deze  moet  echter  ditzelfde 
worden  aangenomen  en  wel  om  meer  dan  eene  reden. 
De  internationale  praktijk  toch  heeft  dit  duidelijk  aan- 
getoond. Indien  de  meestbegunstigingsclausule  niet  tot 
derden,  dus  andere  Staten  dan  de  beide  contractanten, 
beperkt  ware ,  zoude  z|j  hebben  uitgesloten  de  bevoordeeling 
van  de  goederen  van  het  moederland  in  de  koloniën  en 
omgekeerd.  En  nu  is  het  toch  wel  een  notoor  feit,  dat  deze 
bevoordeeling  in  verschillende  landen,  die  door  de  meest- 
begunstigingsclausule gebonden  waren,  plaats  had  en  nog 
heeft ,  terwijl  van  protesten  daartegen ,  enkel  op  grond 
van  de  meestbegunstiging,  niets  te  vinden  is.  Bovendien, 
waar  meer  of  mindere  gelijkstelling  met  het  moederland 
in  de  koloniën  verlangd  werd,  heeft  men  steeds  getoond, 
dat  de  gewone  meestbegunstigingsclausule  daartoe  niet  vol- 
doende was  ,  maar  zulks  uitdrukkeltik  en  speciaal  bedongen. 
Als  voorbeelden  zie  men  art.  32  van  het  tractaat  Neder- 
land-Tolverbond van  31  December  1851  (Staatsblad  1852 
n®.  105),  art.  2  van  het  Sumatra-tractaat  tusschen  Neder- 
land en  Engeland  van  2  November  1871  [Staatsblad  \8Ti 
n°.  18),  en  de  thans  juist  om  die  bepalingen  opgezegde  trac- 
taten  van  Engeland  met  België  van  22  Juli  1862  (art.  15)*) 
en  met  het  Tolverbond   van  30  Mei  1865  (art.  7)'). 

Ook  betreffende  de  behandeling  der  personen  wordt  uit- 
drukkelijk melding  gemaakt,  of  de  behandeling  der  onder- 
danen van  den  medecontractant  gelgk  zal  zijn  aan  die, 
welke  de  eigen  onderdanen  genieten  *). 


^)  Bijv.  art.  1 1  van  het  tractaat  van  Frankfort ,  art.  2  van  het  trac- 
taat tusschen  Nederland  en  Griekenland  van  10/22  Februari  1843 
(van  Gitters,  bl.  142),  art.  1  van  de  Nederlandsch-Britsche  ver 
dragen  van  27  Oclober  1837  en  15  Augustus  1899,  artl.  29  en  32  trac- 
taat Nederland-Tolverbond  van  3!  December  1851,  art.  6  van  het 
Nederlandsch-Spaansche  verdrag  van  12  Juli  1892  (Staatsblad  1893 
n'.  217),  enz.,  enz. 

*)  Archives  JJiplomatiquês  ^  1863,  I  75. 

»)  De  Martens,  JV.  R.  (?.,  dl.  19,  bl.  .323. 

*)  Een   eigenaardig   voorbeeld   daarvan  geeft  art.  2  van  het  Neder- 
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Trouwens  hel  zoude  ook  niet  z^jn  overeenkomstig  het 
algemeene  begrip  en  het  doel  der  uieestbegunstiging,  indien 
ook  de  behandeling  van  de  eigen  onderdanen,  goederen, 
enz.  der  beide  contractanten  daaronder  viel.  Het  doel  toch 
is,  wij  zagen  hel  reeds,  in  het  algemeen  de  niel-achlerstelling 
bij  derden  ten  opzichte  der  internationale  concurrentie,  en 
dus  voor  elk  bepaald  tractaat  het  niet-achterstaan  b|j  derden 
op  de  inlernationale  inarkl,  die  de  medecontraclant  biedt. 
De  nationale  markt ,  d,  w.  z.  de  afzet  der  eigen  industrieën 
in  het  eigen  land,  valt  daarbuiten,  en  het  is  dan  ook  niet 
aan  te  nemen,  dat  het  internationale  verdragsrecht  door 
do  algemeene  opneming  der  clausule  de  Staten  heeft  wil- 
len beperken  in  het  beschermen  dier  eigen  markt  of  van 
die  hunner  koloniën.  • 

De  vraag  kan  echter  gedaan  worden ,  of  als  een  vreemd 
land  ook  beschouwd  wordt  dat  land,  waarmede  de  contrac- 
teerende  Staat  door  eene  tolunie  verbonden  is.  Ondor  tol- 
unie  verstaat  men  de  vereeniging  van  twee  of  meer  Staten 
ten  opzichte  van  alles  wat  de  in-,  uit-  en  doorvoerrechten 
betreft ,  zoodanig  dat  die  Staten  ten  opzichte  daarvan  eigen- 
lyk  één  geheel  uitmaken.  Het  klassieke  model  is  wel  het 
bekende  Zollverein ,  waarbg  tusschen  al  de  betrokken  Staten 
de  tolliniên  waren  weggevallen  en  tegenover  het  buitenland 
slechts  aan  de  grens  van  het  verbond  rechten  werden  ge- 
heven,  terwijl   de   opbrengst   daarvan    den  leden  van  het 


landschGriekscbe  tractaat  van  10/22  Februari  1843  (van  Citters, 
bl.  142/3) ,  waarbij  aan  de  wederzijdsche  onderdanen  behandeling  op  den 
voet  der  meestbegunstigde  natie  wordt  toegestaan ,  met  dien  verstande 
echter  dat,  indien  dit  in  het  gebied  van  een  der  contractanten  door 
tractaten,  welke  deze  met  anderen  zoude  hebben  gesloten,  zoude 
nederkomen  op  gelijke  behandeling  met  de  nationalen,  die  nationale 
behandeling  aan  den  anderen  contractant  eerst  dan  zoude  behoeven 
verleend  te  worden,  indien  ook  deze  eene  dergelijke  behandeling  toe- 
stond. Bij  art.  2  van  het  wijzigingsverdrag  van  18/30  Juni  1851  (van 
Gitters,  bl.  155)  is  dit  vrij  ingewikkelde  systeem  vervangen  door 
het  beding  van  behandeling  der  wederzijdsche  onderdanen  op  den 
voet  der  nationalen. 
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verbond  gemeenschappelök  ten  goede  kwam  en  onder  hen 
werd  verdeeld.  De  meeste  schrgvers  nemen  dan  ook  aan, 
dat  slechts  een  tolverbond,  dat  aan  deze  eischen  voldoet, 
als  eene  eigenlijke  tolunie  kan  worden  beschouwd  '). 

Kunnen  nu  derde  Slaten  uit  kracht  van  de  meestbegun- 
stigingsclausule  aanspraak  maken  op  de  voordeelen,  welke 
uit  de  tolunie  voor  de  verbonden  Staten  voortspruiten  ?  De 
praktijk  schijnt  een  dergelyke  aanspraak  niet  toe  te  laten, 
hetwelk  ook  uit  een  praktisch  oogpunt  begrijpelijk  is,  daar 
anders  het  sluiten  eener  tolunie  hoogst  bezwaarlijk  zoude 
worden.  De  door  een  tolverbond  aaneengesloten  Staten 
worden  meer  of  minder  ten  opzichte  van  het  doel  van  dat 
verbond  als  één  Staat  beschouwd.  Dit  blykt  reeds  eenigs- 
zing  uit  het  feit ,  dat  door  derde  Staten  met  het  tolverbond 
als  zoodanig  handelstractaten  gesloten  zgn;  men  denke  slechts 
aan  de  door  het  ZoUverein  gesloten  verdragen,  o.  a.  het 
reeds  geciteerde  met  Nederland.  Er  is  echter  meer.  Nemen 
wij  b.v.  het  groothertogdom  Luxemburg.  Dit  rykje,  vroeger 
tot  den  Duitschen  Bond  behoorende,  is  sedert  1866  volko- 
men zelfstandig  en  trouwens  als  zoodanig  ook  door  het 
Londensch  garantietractaat  van  1867  erkend  *).  Het  is 
echter  met  het  Duitsche  Ryk  nog  steeds  door  eene  tolunie 
verbonden;  de  Duitsche  waren  komen  dat  land  zonder  rechten 
binnen,  en  omgekeerd  de  Luxernburgsche  waren  Duitsch- 
land.  Hoewel  het  groothertogdom  echter  politiek  door  geen 
enkelen  band  met  het  keizerryk  is  verbonden  en  in  geen 
opzicht   beschouwd   kan    worden    een    deel  daarvan  uit  te 


')  Zie  Schraut,  bl.  115;  vod  Mei  Ie,  hl.  238.  Insgelijks  Ministet 
Gavonr  tegenover  de  Oostenryksche  Regeering  in  1858  (Verg.  Re- 
cueil  de  traites^  conventions  et  actes  diplomatiques  concernant  VAu- 
triche  et  V Italië  ^  bl.  731  vlg.).  De  eerste  en  laatste  van  genoemde 
voorwaarden  achtte  de  Oostenrijksche  Regeering  overbodig.  Pr  ad  ie  r- 
Fodéré  noemt  evenmin  de  laatste  voorwaarde  (IV  bl.  415),  welke 
mij  trouwens  ook  van  minder  belang  voorkomt. 

')  Zie  voor  de  internationale  positie  van  Luxemburg:  Eyschen, 
La  position  du  Luxembourg  selon  Ie  droit  des  gens,  in  Revue  de  droit 
international  1899,  n'.  1,  bl  5  vlg. 
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maken ,  is  nog  nimmer  door  een  ander  land  de  eisch  gedaan , 
op  dezelfde  wijze  als  Luxemburg  in  Duilschland  behandeld 
te  worden.  Wel  behelzen  de  meeste  Duitsche  verdragen  de 
bepaling,  dat  de  meestbegunstigingsclausule  niet  geldt  ten 
opzichte  van  gunsten,  verleend  aan  door  een  tolverbond 
met  de  contractanten  vereenigde  Staten,  of  wel  dat  als 
partij  in  het  tractaat  ook  zal  beschouwd  worden  die  Staat, 
waarmede  een  tolverbond  is  of  wordt  gesloten,  doch  niet 
allo  verdragen  houden  een  dusdanig  voorschrift  in  *). 

Een  ander  voorbeeld  geeft  het  tolverbond  tusschen  Frank- 
rijk en  Monaco  ') ,  hetwelk  evenmin  tot  eischen  van  anderen 
aanleiding  heeft  gegeven.  Voorts  zoude  ik  kunnen  wijzen  op 
de  Zuid-Afrikaansche  tolunie  tusschen  de  voornaamste  Brit- 
sche  koloniën  in  Zuid-Afrika  en  den  Oranje- Vrijstaat ,  hoewel 
Engeland  in  vele  tractaten  ook  voor  zijn  Atrikaansche  koloniën 
door  de  meestbegunstigingsclausule  gebonden  is,  b.v.  in  het 
tractaat  met  Oostenrijk- Hongarije  van  5  December  1876(Z). 
H.  A, ,  1877  I  bl.  25)  en  in  het  tractaat  met  Rusland  van  12 
Januari   1859  (Z>.  H.  A.,  1859  I  bl.  807). 

Üit  een  en  ander  mag  de  conclusie  getrokken  worden, 
dat  de  voordeden,  door  met  een  tolverbond  vereenigde 
Staten  aan  elkander  toegekend,  niet  binnen  de  meestbe- 
gunstigingsclausule vallen.  In  meerdere  tractaten  is  trouwens 
de  tolunie  uitdrukkelijk  aan  de  werking  dier  clausule  ont- 
trokken •). 

Wat  den  zakelijken  omvang  der  meestbegunstigingsclau- 
sule betreft,  het  is  duidelijk,  dat  het  daaruit  voortsprui- 
tende   recht    niet    verder   strekt   dan  tot   de    uitdrukkelijk 


O  Bijv.  de  verdragen  rnet  Nicaragua  van  4  Februari  1896  en  met 
Mexico  van  5  December  1882. 

')  Pradier-Fodéré,  IV  bl.  416  vlg. 

»)  Bijv.  tractaat  Oostenrijk-België  van  6  December  1891  {Deutsches 
Handelsarchiv ,  1892  1  212),  Oostenrijk-Zwitserland  van  10  December 
1891  (t.z.p.,  bl.  220;,  Oostenrijk-Rusland  van  \  9  April  1892  (t.z.p.,  bl.  5i3). 
In  het  tractaat  Duitschland  Rusland  van  17/29  Februari  1894  (Z>. /f  X, 
I  244)  is  in  art.  11  Luxemburg  met  name  uitgezonderd. 
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bedongen  onderwerpen,  al  kunnen  er  casu  quo  geschillen 
ontstaan  over  de  vraag,  wat  al  of  niet  behoort  tot  een 
zekere  groep,  waarvoor  meestbegunstiging  bedongen  is. 
Maar  ook  ten  opzichte  van  al  wat  tot  een  bepaalde  groep 
behoort,  moet  het  onderzoek  of  inderdaad  meestbegun- 
stiging facto  verleend  wordt,  geschieden  ten  opzichte  van 
ieder  speciaal  onderdeel  van  die  groep  afzonderlijk ,  en  mag 
niet  een  beroep  op  meestbegunstiging  worden  afgewezen 
met  eene  verwijzing  naar  grooter  bevoorrechting  in  een 
ander  onderdeel  dier  groep.  Om  een  voorbeeld  te  geven : 
er  is  bedongen  meestbegunstiging  ten  opzichte  van  de  ta- 
rieven van  invoer-  Nu  wordt  echter  een  speciaal  soort 
goederen ,  laat  ons  zeggen  koffie ,  afkomstig  uit  een  derden 
Staat,  in  het  gebied  van  den  medecontractant  gunstiger 
behandeld  dan  andere  koffie.  Dan  gaat  het  niet  aan,  het 
verlangen,  ook  van  die  verlaagde  rechten  op  koffie  te  ge- 
nieten, af  te  wyzen  met  een  beroep  op  de  voordeeliger 
behandeling,  die  een  ander  artikel,  b.v.  suiker,  geniet  en 
daaruit  te  beweren ,  dat  door  deze  bevoordeeling  de  bena- 
deeling ten  opzichte  der  koffie  wordt  gecompenseerd  en 
dus,  door  elkander  genomen,  de  behandeling  op  het  gebied 
der  invoerrechten  niet  achterstaat  bij  die,  welke  de  derde 
Staat  geniet.  Op  deze  wijze  toch  zouden  verkregen  voor- 
rechten een  nadeel  worden ,  indien  daaruit  door  de  eene 
party  het  recht  kon  ontleend  worden ,  de  andere  in  andere 
opzichten  achter  te  stellen  *). 

Over  deze  punten ,  waarvan  de  uiteenzetting  slechts  noodig 
was  om  een  algemeen  beeld  van  de  werking  der  meest- 
begunstiging te  verkregen,  bestaat  in  het  algemeen  geen 
verschil  van  meening.  Reeds  terstond  echter  openbaart  zich 


O  Waar  de  meestbegunstiging  ten  opzichte  der  tarieven  nader  om- 
sctireven  is,  is  trouwens  gewoonlijk  de  aangenomen  vorm,  dalgeene 
andere  of  hoogere  rechten  van  de  goederen  der  contractanten  mogen 
worden  geheven  dan  van  de  gelijksoortige  goederen  der  meesthegun- 
stigde  natie;  b.v.  art.  2  tractaat  Nederland-Oranje-Vrijstaat  9  April 
1895  {Staatsblad  1897  n^  177). 
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strijd  bg  de  vraag,  over  welke  tödruimte  zich  dat  meest- 
begunstigingsrecht  uitstrekt ,  n.1.  of  men  slechts  recht  heeft 
op  de  meestbegunstiging ,  zooals  die  bestond  bg  het  sluiten 
van  het  tractaat ,  dus  op  alle  toenmaals  aan  anderen  gege- 
ven voorrechten,  dan  wel  ook  op  de  verschillende  begun- 
stigingen, die  na  de  sluiting  van  het  verdrag  aan  anderen 
worden  verleend.  Von  Mei  Ie  is  van  oordeel,  dat  het  een 
bestanddeel  der  meestbegunstigingsclausule  is,  «dass  der 
durch  sie  (n  I.  de  meestbegunstigingsclausule)  Begünstigte 
zu  jedem  Zeitpunkt  der  Vertragsdauer  mit  der  dann  am 
meisten  begünstigten  Nation  gleichgestellt  ist"  *). 

Hautefeuille*)  en  Pradier-Fodéré*)  daarentegen 
meenen,  dat  het  beding  der  meest  begunstiging  moet  beoor- 
deeld worden  naar  het  oogenblik,  waarop  het  verleend 
wordt  en  zich  niet  uitstrekt  tot  hetgeen  later  plaats  grijpt. 
Beiden  voeren  daarvoor  als  argument  aan,  dat  meermalen 
in  tractaten  naast  de  algemeene  meestbegunstigingsclausule 
de  toekenning  van  later  aan  derden  te  verleenen  gunsten 
uitdrukkelijk  bedongen  wordt  en  dat  een  dergelijk  beding 
geen  zin  zoude  hebben,  indien  die  behandeling  uit  de 
meestbegunstigingsclausule  zelf  zoude  voortvloeien. 

Veel  kracht  kan  aan  dit  argument  niet  worden  toegekend. 
Reeds  is  uileengezet,  dat  bij  het  verleenen  der  meestbe- 
gunstiging  twee  methoden  worden  toegepast,  n.1.  vooreerst 
eene  eenvoudige  nederlegging  van  het  beginsel  zonder  meer, 
en  in  de  tweede  plaats  eene  meer  of  min  volledige  om- 
schrijving van  de  gevolgen ,  die  uit  het  meestbegunstigings- 
beding  voortvloeien.  Waar  die  laatste  weg  wordt  ingeslagen, 
is  het  te  begrijpen ,  dat  men  ook  de  werking  van  het  beding 
in  de  toekomst  regelt ;  maar  nu  kan  het  toch  niet  aangaan, 
uit    het  bestaan  van  eene  dergelijke  uitdrukkelijke  regeling 


')  T.  a.  p.,  bl.  204. 

-)  Haute feuille,  Histoire  des  origine»^  des  progrès  et  des  varia- 
tions  du  droit  maritime  international^  bl.  300,  301. 

*)  Pradier-Fodéré,  Traite  de  droit  international  public^  tome 
IV  §  2022,  bl.  394. 
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in  enkele  Iractaten  te  concludeeren ,  dat  die  regeling  eene 
uitzondering  op  liet  beginsel  behelst.  Met  evenveel  recht 
zoude  men  hieruit  het  tegenovergestelde  kunnen  opmaken 
en  kunnen  volhouden,  dat  juist  uit  de  voortdurende  herha- 
ling der  betrefifende  bepaling  in  die  tractaten  ,  welke  de 
nieestbegunstigingsclausule  nader  uitwerken,  de  algemeene 
acceptatie  van  dat  beginsel  volgt. 

Bovendien  kan  tegen  het  stelsel  van  de  evengenoerade 
auteurs  woi*den  aangevoerd,  dat  liandelstractaten  beslemd 
zijn  te  werken  in  de  toekomst  en  met  het  oog  daarop 
hunne  bepalingen  zijfi  geregeld.  En  er  is  nu  geen  enkele 
reden  om  aan  te  nemen ,  dat  alleen  ten  opzichte  der  meest- 
begunsligingsclausule  dit  anders  zoude  zgn  en  juist  deze 
bepaling,  welke  a.  h.  w.  de  andere  voorschriften  sanction- 
neert  en  hunne  beteekenis  waarborgt,  reeds  terstond  na  de 
inwerkingtreding  hare  kracht  zoude  hebben  verloren.  In 
dat  geval  zoude  het  beding  veel  van  zqne  beteekenis  missen 
en  het  doel,  niet-achterstelling  bij  anderen,  geenszins  be- 
reikt worden. 

Ook  in  de  woorden  der  algemeene  meestbegunstigings- 
clausule  is  niets  wat  tot  eene  dergelijke  uitlegging  aanleiding 
geeft.  Integendeel !  Als  twee  Staten  overeenkomen,  elkander 
op  den  voet  der  meestbegunstigde  natie  te  zullen  behande- 
len ,  kan  dit  niets  anders  beteekenen  dan  dat  de  eene  con- 
tractant het  recht  heeft  van  den  ander  te  eischen  op  deze 
wyze  behandeld  te  worden  zoolang  het  tractaat  geldig  is, 
en  kan  het  den  medecontractant  niet  geoorloofd  wezen  zich 
eigenmachtig  aan  die  verplichting  te  onttrekken. 

De  praktijk  wil  van  een  dergelijk  stelsel  dan  ook  niets 
weten  en  het  is  onbetwistbaar  gewoonte,  dat  de  meest- 
begunstiging  ook  toepasselijk  is  op  voordeden ,  na  het  slui- 
ten van  het  tractaat  aan  derden  verleend.  Er  is  my  dan 
ook  geen  geval  bekend,  waarin  het  andere  beginsel  is 
vooropgezet,  terwijl  voorbeelden  van  eene  handelwijze, 
zooals  boven  verdedigd,  niet  moeilijk  te  vinden  zijn.  Ik 
wijs  slechts  op  de  uitvoering  van  art.   11   van  het  Frank- 
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forter   verdrag,    waarbij    steeds  in   dien   zin  is  gehandeld. 

Wij  hebben  tot  dusver  gevonden,  dat  de  meestbegun- 
stigingsclausule  aanspraak  geeft  op  de  voorrechten,  tijdens 
het  in  werking  zijn  van  het  tractaat  aan  derden  verleend. 
Het  recht  op  die  gunsten,  zoowel  als  op  die,  welke  reeds  hq 
het  shiiten  van  het  tractaat  uit  de  meestbegunstiging  voort- 
vloeiden, is  slechts  een  afgeleid  recht,  hangt  af  van  het 
feit  dat  een  derde  ze  geniet,  en  moet  dus  ook  wegvallen, 
zoodra  die  derde  niet  meer  in  het  genot  van  de  bevoor- 
rechte positie  is.  De  meestbegunstigingsclausule  geeft  toch 
het  recht  bij  een  derde  niet  achter  te  staan;  opdat  dit 
recht  dus  kunne  werken  is  noodig,  dat  aan  een  derde 
eenig  voorrecht  is  geschonken.  Zoodra  die  bevoorrech- 
ting echter  verdwenen  is,  vervalt  het  feit,  door  hetwelk 
de  meestbegunstiging  in  werking  werd  gebracht  en  rust 
deze  weder. 

, Cessante  causa  cessat  eflfectus."  Deze  quaestie  wordt 
nader  besproken  door  Lehr,  in  de  Renue  de  droit  inter- 
national et  de  législation  comparée  ').  Deze  onderscheidt  twee 
gevallen.  Vooreerst  het  geval,  dat  de  Staat,  die  het  recht 
van  meestbegunstiging  had ,  zich  niet  alleen  feitelyk  in  het 
genot  der  aan  een  derde  gegeven  concessie  deed  stellen, 
maar  daarover  met  de  wederpartij  in  onderhandeling  is  ge- 
treden. In  dat  geval,  meent  de  geleerde  Schrijver,  is  die 
concessie  van  de  eigenlijke  meestbegunstiging  en  van  het 
tractaat  met  den  derde  losgemaakt  en  een  zelfstandig  deel 
van  het  verdragsrecht  der  beide  Stalen  geworden,  ,1a  bou- 
ture est  devenue  une  plante  séparée,  dont  la  vien'estplus 
subordonnée  a  celle  du  tronc  primitif". 

Het  is  natuurlijk  zeer  goed  mogelijk,  dat  eene  concessie, 
krachtens  meestbegunstiging  verschuldigd,  het  onderwerp 
van  eene  nieuwe  overeenkomst  uitmaakt  en  daarin  uit- 
drukkelyk  wordt  opgenomen;  in  dat  geval  is  zij,  het  spreekt 
van  zelf,  van  de  meestbegunstiging  losgemaakt. 


^)  Jaargang  1893,  bl.  313  vig. 
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Of  zoo'n  nieuwe  overeenkomst  nu  bestaai,  is  eene  feite- 
l\jke  quaestie,  die  voor  elk  geval  op  zich  zelf  moet  beoor- 
deeld worden.  Het  komt  mij  echter  voor,  dat   Lehr  zeer 
zeker  te  ver  gaat  door  het  .knopske"  reeds  als  eene  afzon- 
derlijke plant  te  beschouwen,  indien  —  dit  zijn  de  geval- 
len die  hij  noemt  —  de  met  de  meestbegunstigingsclausule 
gewapende  Staat  van  de  concessie  uitdrukkelijk  akte  heeft 
genomen,  of  indien  de  aangelegenheid  het  onderwerp  heefl 
uitgemaakt  van  een  niet  beantwoorde  declaratie  of, a  plus  forle 
raison,    van  correspondentie  tusschen  de  beide  Staten.  Op 
deze   wijze   toch   zoude  van  eene  eigenlyke  toepassing  der 
meestbegunstiging  alleen  sprake  z^jn,  indien  de  verbonden 
Staat  stilzwijgend,  en  zonder  dat  eenige  andere  handeling 
plaats   greep,   den   ander   in    het    genot   van   de  begeerde 
gunsten  stelde   en   zoude  de   minste  briefwisseling  of  ver- 
klaring dienaangaande  eene  nieuwe  overeenkomst  scheppen. 
Het  is  echter  zeer  goed  mogelgk,  dat  over  het  toekennen 
der  aan  een  derde  gegeven  concessie  op  grond  der  meest- 
begunstigingsclausule geschil  bestaat,  dat  men  het  niet  eens 
is  over  den  omvang  der  clausule,  kortom  dat  eenige  onder- 
handeling   gevoerd    wordt,    die    geenszins    ten    doel    heeft 
de  bedoelde  concessie  een  afzonderlijk  bestaan  te  verschaf- 
fen.   En  dan  gaat  het  toch  niet  aan,  alleen  op  grond  dat 
daardoor  het  recht  van  den  eenen  Staat  op  die  gunst  uit- 
drukkelijk erkend    wordt,    te    beweren,    dat   nu  die  gunst 
niet  meer  op  de  meestbegunstiging  berust  en  daarom  ook 
na  het  wegvallen  van  het  met  den  derde  gesloten  tractaat 
blyft   bestaan.    Op   deze    wijze   zoude   men   niet  alleen  het 
karakter   der  gevoerde  onderhandelingen  miskennen,  maar 
ook  een  straf  stellen  op  het  niet  terstond  in  den  ruimsten  zin 
nakomen  der  meestbegunstigingsclausule,  doordat  de  ten  slotte 
toegestane  concessie  daardoor  van  de  meestbegunstigingsclau- 
sule werd  losgemaakt.  Ik  meen  daarom,  dat  men  niet  te  spoedig 
eene  dergelijke  nieuwe  overeenkomst  mag  aannemen. 

Indien  daarentegen  geen  rechtstreeksche  erkenning  heeft 
plaats  gehad,  dan  vervalt  ook  volgens  Lehr  de  aanspraak 
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op  eene  aan  een  derde  verleende  gunst  tegelijk  met  het 
recht  van  dien  derde.  Als  grond  daarvoor  voert  hij  onder 
meer  aan  dat  anders,  waar  alle  tractaten  tijdelijk  behoo- 
ren  te  z\jn,  door  de  meestbegunstigingsclausule  daarop  zou 
worden  inbreuk  gemaakt.  Hfl  schrijft:  ,En  eflfet  il  n'y  a 
pas  de  traites  perpétuels,  surtout  de  traites  de  commerce, 
toutes  les  conventions  humaines  sont  fragiles,  les  inter- 
nationales  plus  peut-être  que  les  autres;  il  arrivera  donc 
toujours  un  moment  oü  Ie  traite,  consacrant  la  concession 
dont  il  s'agit ,  deviendra  caduc.  E]st-il  raisonnablement 
admissible  que  la  concession  échappe  k  toute  chance  de 
résiliation,  précisément  par  ce  qu'elle  est  purement  impli- 
cite  et  n'a  jamais  fait  entre  les  intéresses  Tobjet  d'aucune 
convention  expresse?" 

Het  is  duidelijk,  dat  de  Schryver  zich  hier  aan  eene 
kleine  verwarring  schuldig  maakt.  Het  is  volkomen  juist, 
dat  de  handelsverdragen  opzegbaar  zfln  of  behooren  te  zgn  ; 
maar  zou  op  die  opzegbaarheid  inbreuk  worden  gemaakt, 
indien  de  meestbegunstigingsclausule  een  of  meer  bepalingen 
dier  verdragen  deed  voortleven?  Neen  immers,  want  die 
méestbegunstigingsclausules  komen  toch  voor  in  handelsver- 
dragen, die  op  hare  beurt  zelve  evenzeer  opzegbaar  zyn! 
Waarschynlijk  heeft  de  Schrijver  te  veel  gestaard  op  art. 
11  van  het  niet-opzegbare  Frankfort  er  vredesverdrag;  maar 
die  —  men  mag  wel  zeggen  ongelukkige  —  opneming  van 
eene  den  handel  betreflfende  clausule,  die  dus  uitteraard  op- 
zegbaar behoorde  te  zyn,  in  een  vredesverdrag,  dat  even- 
zeer uitteraard  onopzegbaar  moet  zfln ,  is  eene  uitzondering, 
waarop  men  geen  rechtssysteem  kan  bouwen. 

Toegegeven  moet  echter  wel  worden,  dat  het  in  allen 
gevalle  uiterst  bezwaarlijk  voor  het  internationaal  verkeer 
zoude  zyn,  indien  het  opzeggen  van  een  bepaald  tractaat 
zoude  vereischen  de  opzegging  van  alle  verdragen,  die  krach- 
tens de  mcestbegunstiging  aan  dat  eerste  verdrag  rechten 
ontleenen.  In  de  praktjjk  wordt  steeds  het  systeem  gevolgd 
dat,   zoodra    de    verdragen,    waarin    de   speciale   gunsten 
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werden  toegestaan,  zijn  weggevallen,  die  gunsten  ook  niet 
meer  door  derden  langs  den  weg  der  meestbegunstiging 
kunnen  worden  genoten.  Een  voorbeeld  geeft  wederom  het 
evengenoemde  art.  11  van  het  Frankforter  traclaat,  onder 
welks  werking  partyen  zich  nooit  hebben  verzet  tegen  het 
vervallen  van  de  aan  de  meestbegunstigingsbepaling  ont- 
leende gunsten  bij  het  verdwijnen  der  tractaten,  waaraan 
die  werden  ontleend.  Nog  algemeener  is  het  volgende  geval, 
dat  tevens  als  een  der  meest  recente  kan  worden  beschouwd. 
In  den  loop  van  1897  voerde  Canada  eene  tariefwet  in, 
waardoor  aan  Engelsche  waren  een  belangrijk  lager  invoer- 
recht dan  aan  die  van  andere  natiën  werd  verzekerd.  Op 
grond  hunner  bovengemelde  tractaatsbepalingen  eischten 
Duitschland  en  België  gelijkstelling  met  Engeland  in  genoemde 
kolonie.  Dit  werd  toegestaan  en  een  onvermijdelijk  gevolg 
hiervan  was,  dat  aan  alle  landen,  die  tegenover  Engefand 
de  meestbegunstigingsclausule  konden  doen  gelden ,  diezelfde 
voorrechten  werden  geschonken.  Kort  daarop  werden  dé 
Belgische  en  Duitsche  overeenkomsten  door  Engeland  opge- 
zegd, en  de  gelijke  behandeling  met  Engeland  werd,  toen 
deze  buiten  werking  waren  getreden,  ook  aan  de  overige 
Staten  ontnomen.  Al  dezen  berustten  daarin  en  geen  enkele 
heeft  gemeend  te  mogen  beweren,  dat  het  recht  op 
de  gelijkstelling  met  Engeland  in  zijne  koloniën  door  de 
meestbegunstiging  in  hunne  tractaten  was  overgegaan  en 
was  blgven  bestaan  na  het  vervallen  der  beide  tractaten, 
waaraan  dit  recht  ontleend  was. 

Toegegeven  echter,  dat  door  het  vervallen  van  eenig 
tractaat  de  daaruit  voor  andere  Staten  door  middel  der 
meestbegunstigingsclausule  af  te  leiden  gunsten  eveneens  ver- 
dwenen ,  zoo  kan  de  vraag  gesteld  worden,  of  die  Staten  zich 
al  dan  niet  moeten  nederleggen  bg  de  opvatting  en  uitleg- 
ging ,  die  door  de  contracteerende  partijen  aan  dat  verdrag 
gegeven  wordt.  Kunnen ,  indien  de  beide  contractanten  het 
over  de  uitlegging  van  hun  verdrag  eens  zgn,  derden  op 
grond  der  meestbegunstigingsclausule  tegen  die  interpretatie 
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opkomen ,  indien  zij  kunnen  aantoonen,  dat  de  gegeven  uit- 
legging niet  de  juiste  is? 

Schraut')  beantwoordt  die  vraag  ontkennend,  von 
Mei  Ie')  daarentegen  bevestigend,  beiden  echter  zonder 
opgaaf  van  redenen.  Ik  aarzel  niet,  mg  aan  de  z\jde  van 
eersl genoemden  Schrgver  te  stellen.  Het  tractaat  toch,  waar- 
aan door  middel  der  meestb^gunstigingsclausule  het  recht 
ontleend  wordt ,  bestaat  slechts  door  en  arhankelgk  van  den 
wil  der  beide  Staten,  die  het  hebben  gesloten.  Een  defde 
Staat  heeft  in  het  algemeen  met  eene  dergelijke  overeen- 
komst niets  te  maken  en  kan  op  hare  toepassing  geen  invloed 
oefenen.  Het  feit  nu,  dat  die  derde  Staat  door  de  meest- 
begunstigingsclausule  geroepen  is,  uit  een  dergelgk  verdrag 
voordeel  te  trekken,  kan  in  dien  algemeenen  regel  geene 
wijziging  brengen.  Die  Staat  ontleent  aan  de  clausule  slechts 
het  recht,  mede  te  profiteeren  van  de  gunsten,  die  ande- 
ren bezitten,  doch,  zoodra  die  gunsten  niet  meer  bestaan, 
vervalt  de  grond  voor  het  aan  de  meestbegunstiging  ont- 
leende recht.  Of  en  in  hoeverre  die  gunsten  nu  bestaan , 
daarover  zullen  alleen  de  eigenlgke  contractanten  kunnen 
oordeelen.  Het  gaat  toch  kwalgk  aan,  indien  twee  Staten 
het  eens  zijn  over  de  rechten ,  die  voor  ieder  van  hen  uit 
een  bepaald  verdrag  voortvloeien,  dat  dan  een  derde,  die 
met  het  verdrag  niets  te  maken  heeft,  daartusschen  treedt 
en  den  contractanten  zoude  opdringen,  dat  meer  of  andere 
rechten  dan  zij  zelf  verklaren  gewild  te  hebben,  voor  hen 
uit  dat  verdrag  voortspruiten. 

(Wordt  vervolgd.) 


»)  T.  a.  p.,     bl.  37. 

=)  T.  a.  p.,  bl.  204,  205. 
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DE  ARTIKELEN    l    EN  6  DER  FAILLISSEMENTSWET. 
Overzicht    der   Rechtspraak, 

DOOR 

Mr.  J.  VAN  DROOGE, 

advocaat  te  Voorschoten. 


Het  grooto  aantal  beslissingen  van  onze  rechlerlgke  macht 
in  zake  de  artikelen  1  en  6  der  Faillissementswet,  dalee- 
rende  uit  den  eersten  tijd  na  de  invoering  dier  wet,  verge- 
leken met  het  betrekkelijk  klein  getal ,  dat  in  den  laatsten 
tyd  werd  gepubliceerd  ')^  wettigen  dunkt  mij  de  veronder- 
stelling ,  dat  onze  jurisprudentie  ten  opzichte  van  deze  arti- 
kelen vr\jwel  gevestigd  is.  Met  het  oog  op  deze  omstandigheid 
scheen  het  mg  niet  ondienstig  een  overzicht  te  geven  van 
al  die  beslissingen ,  en  de  daarin  uitgesproken  leer  te  resu- 
meeren.  De  artikelen  1  en  6  heb  ik  wegens  het  nauwe 
onderlinge  verband  samengenomen ,  terwijl  de  verschillende 
uitspraken  zfln  gerangschikt  naar  de  volgende  hoofdpunten  : 

1^  de  schuldenaar; 

2^  de  schuldeischer; 

3^  het  bewijs; 

4®.  feiten  en  omstandigheden; 

5".  het  vonnis. 

Over  sommige  questies  heb  ik  my  veroorloofd  een  korte 
beschouwing  te  geven. 

I.  De  Schuldenaar.  Eerste  vraag.  Kan  een  minder- 
jarige worden  failliet  verklaard  ? 

Ik  wensch  deze  questie  te  bespreken  aan  de  hand  van 
een   beschikking  door   het   Hof  te  Amsterdam  gegeven  in 

*)  Üit  overzicht  is  gesloten  8  Mei  1900. 
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een  zaak,  waarvan  de  casuspositie  was  als  volgt:  Een  min- 
derjarige ,  handeldrüvende  in  verlichtingsartikelen,  was  door 
een  creditejir  gedagvaard  en  door  de  Rechtbank  bij  verstek 
veroordeeld  tot  betaling  van  ongeveer  ƒ275  wegens  ge- 
leverde goederen.  Hij  had  meer  schulden  en  de  schuldeischer 
meende  dus ,  dat  er  termen  waren  zqn  faillissement  aan  Ie 
vragen.  Opgeroepen  om  over  dit  verzoek  gehoord  te  worden, 
beriep  zich  de  schuldenaar  op  zijn  minderjarigheid,  en  de 
Rechtbank  wees  het  van  de  hand  op  grond  ,dat  tegenover 
„die  niet  tegengesproken  ver  wering  het  gedaan  verzoek  niet 
„kan  worden  toegewezen,  daar  alzoo  geen  vorderingsrecht 
^van  de  zgde  des  verzoekers  bestaat"  '),  Niet  aldus  het  Hof. 
Wel  wees  ook  dit  het  verzoek  af,  maar  op  andere  gron- 
den. Zich  vereenigende  met  de  conclusie  van  den  Procureur- 
Generaal  overwoog  het,  „Hat  hij  (de  gerequestreerde)  zich  tegen 
„de  vordering  van  req.  met  de  op  die  minderjarigheid  gegronde 
„exceptie  had  kunnen  verdedigen ,  maar  dat  dit  beroep  b\j  wege 
„van  exceptie  voorgedragen,  hem  niet  kan  baten,  ten  einde  dus 
„een  tegen  hem  verkregen  executorialen  titel  krachteloos  te  maken ; 

„O.,  dat  alzoo,  zoolang  de  nietigverklaring  der  oorspronkelijke 
„verbintenis  niet  is  uitgesproken,  de  gerequireerde  ten  aanzien 
„van  de  in  meergenoemd  vonnis  genoemde  bedragen  is  te  beschou- 
„wen  als  schuldenaar  van  den   req.; 

„O  ,  dat  de  gereq.  voorts  erkend  heeft  meerdere  schulden  te 
„hebben,  die  hij  evenmin  als  evenbedoeld  bedrag  bij  machte 
„is  te  betalen; 

„O.  echter,  wat  deze  meerdere  schulden  betreft,  dat  de  ge- 
„requireerde  zich  met  vrucht  op  zijne  minderjarigheid  beroept, 
„om  aan  de  verplichting  tot  betaling  daarvan  te  ontkomen; 

„O.,  dat  alzoo  slechts  is  gebleken  van  ééne  schuld,  waarvan 
„het  bestaan  wel  is  waar  wordt  geconstateerd  bij  een  in  kracht 
„van  gewijsde  gegaan  vonnis,  doch  die  niettemin  voortspruit 
„uit  eene  verbintenis  blootgesteld  aan  nietigverklaring  met  de 
„daaraan  verbonden  gevolgen; 

„O.,  dal  de  gereq.  alzoo  niet  kan  gezegd  worden  te  verkeeren 
„in  den  toestand,  dal  hij  heeft  opgehouden  te  betalen,"  enz. 

Salva  reverentia  zij  het  mij  geoorloofd ,  tegen  beide  uit- 


*)  Hof  Amslerdam  6  Sept.  1899,   fT.  7405. 

BechtBgel.  Mag.  1900.  23 
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spraken  eenige  bedenkingen  in  te  brengen.  Onjuist  sch\jnt 
ni\j  in  de  eerste  plaats  die  van  de  Rechtbank,  want,  zooals 
terecht  het  Hof  opmerkt,  het  vorderingsrecht  tegen  den 
minderjarige  blijft  bestaan  tot  het  door  den  rechter  behoor- 
lijk is  vernietigd.  Maar  ook  de  overwegingen  van  het  Hof 
gaan,  dunkt  my,  niet  geheel  op. 

B\j  wege  van  exceptie,  zegt  het,  kan  de  gereq.  zich  op 
zfln  minderjarigheid  niet  beroepen  tegen  de  vordering ,  die 
geconstateerd  wordt  bij  executorialen  titel,  wel  tegen  de 
overige.  Wordt  zoodoende  het  verschil  wel  juist  gesteld? 
Wanneer  een  minderjarige  bfl  verstek  is  veroordeeld  en  de 
deurwaarder  komt  het  vonnis  executeeren,  dan  zal  hg  daaraan 
alleen  kunnen  ontkomen  door  een  eisch  tot  nietigverklaring 
in  te  stellen  uit  art.  1482  B.  W,  Maar  er  is  een  groot  ver- 
schil tusschen  executie  en  faillissement;  daarop  is  te  dik- 
wijls in  geschriften  en  vonnissen  gewezen  dan  dat  ik  er  hier 
op  terug  behoef  te  komen.  Wanneer  men  dus  de  executie 
van  een  vonnis  niet  kan  voorkomen  door  b\j  wege  van 
exceptie  zich  op  zijn  minderjarigheid  te  beroepen,  sluit 
dat  nog  volstrekt  niet  in,  dat  men  zich  met  die  minder- 
jarigheid evenmin  kan  verdedigen  tegen  een  faillissements- 
aanvrage. Daarmee  wordt  immers  de  executoriale  titel  niet 
krachteloos  gemaakt ,  zooals  het  Hof  zegt ;  geëxecuteerd  kan 
hö  nog  steeds  worden ,  tot  de  nietigverklaring  der  overeen- 
komst is  uitgesproken. 

Wq  zullen  straks  (op  bl.  352)  zien,  dat  een  faillissement 
niet  kan  worden  uitgesproken  wanneer  summierlyk  blijkt,  dat 
de  gerequestreerde  ernstige  reden  van  tegenspraak  heeft 
tegen  de  schuld ,  op  grond  waarvan  het  faillissement  is  aan- 
gevraagd. Die  nu  heeft  zeer  zeker  de  minderjarige,  en  meer 
dan  summierl\jk  bigkt  zulks,  wanneer  hij  slechts  zyn  ge- 
boorteakte overlegt.  Daaruit  volgt  dus  onmiddellflk,  dat  geen 
minderjarige  ooit  kan  worden  failliet  verklaard  op  grond  van 
verbintenissen,  wier  nietigverklaring  hg  kan  eischen^  d.  w.  z. 
van  verbintenissen,  voortspruitende  uit  een  overeenkomst, 
die   hij  heeft  aangegaan  zonder  bgstand  van  zgn  vader  of 
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voogd.  Of  die  schulden  zgn  geconstateerd  by  rechterlijk 
vonnis  of  niet ,  doet  er  dunkt  mij  volstrekt  niet  toe.  Spruit 
daarentegen  de  verbintenis  voort  hetzü  uit  onrechtmatige 
daad ,  hetzy  uit  een  handeling  behoorlgk  tot  stand  gekomen 
met  medewerking  van  den  wettelyken  vertegenwoordiger, 
zoodat  de  minderjarige  zich  op  zyn  leeftgd  niet  kan  beroe- 
pen, dan  is  z^n  faillietverklaring  wel  degelyk  mogelyk. 
Zooals  w\j  straks  zullen  zien ,  moet  in  dat  geval  de  minder- 
jarige zelf  failliet  worden  verklaard,  maar  de  vader  of  voogd 
worden  opgeroepen  om  over  het  verzoek  te  worden  gehoord 
volgens  art.  6  der  Faillissementswet. 

Ticeede  vraag.  Moet  van  het  verhoor  van  den  schulde- 
naar procesverbaal  worden  opgemaakt  ?  Neen,  zegt  het  Hof 
te  Amsterdam  *) ;  de  wet  schryfl  het  niet  voor.  En  inderdaad 
doet  zü  dat  niet  uitdrukkelijk.  Maar  't  verhoor  heeft  plaats 
in  Raadkamer  in  tegenwoordigheid  van  den  Griffier,  die 
aldaar  de  pen  voert ,  zooals  art.  65  zegt  van  het  Reglement 
I  van  Openbaar  Bestuur.  Volgt  daaruit  niet,  dat  hg  proces- 
verbaal moet  maken  van  dat  verhoor? 

In  de  derde  plaats  zgn  hier  twee  vragen  te  beantwoorden 
betreffende  het  faillissement  van  een  onder  curateele  gestelde, 
en  wel 

1'.  Wie  moet  failliet  verklaard  worden:  de  curator  of  de 
curandus  ? 

2^  Wie  van  de  twee  moet  opgeroepen  en  gehoord  wor- 
den volgens  art.  6,  lid  1  ?  De  zaak ,  die  niet  minder  dan 
v\jf  malen  by  verschillende  colleges  heeft  gediend,  heeft 
zich  toegedragen  als  volgt:  Een  schuldeischer  wilde  door 
middel  van  faillissement  van  zijn  schuldenaar,  een  curan- 
dus, zich  betaling  verschaffen,  maar  waarschgnlijk  dubi- 
eerende,  wie  nu  eigenlgk  failliet  verklaard  moest  worden, 
de  curator  of  de  curandus,  vroeg  hg  't  faillissement  aan 
van  beiden ;  en  de  Rechtbank  te  's  Hertogenbosch,  na  den 
curator   te   hebben  gehoord,  verklaarde  ook  werkelgk  bei- 


')  Hof  Amsterdam  19  Juli  1899,   W.  7342. 


•Digitized  by  VjOOQ IC 


346 

den  failliet').  De  curator  kwam  zoowel  voor  zich  zelfq.q. 
als  voor  zijn  curandus  in  hooger  beroep  en  zag  zich  zelf 
van  't  faillissement  ontheven ,  terwijl  de  curandus  niet-ont- 
vankelijk  werd  verklaard  in  zyn  beroep,  omdat  alleen  de 
curator,  niet  hij  zelf  was  gehoord,  en  hij  dus  volgens  art* 
8  in  verzet  had  moeten  komen ').  Deze  laatste  uitspraak 
werd  echter  door  den  Hoogen  Raad  vernietigd  en  de  zaak 
naar  't  Hof  teruggewezen  op  de  volgende  gronden ')  con- 
form de  conclusie  van  den  Procureur-Géneraal: 

„dat  volgens  de  artt.  506  en  441  B.  W.  He  curator  in  alle 
„burgerlijke  handelingen  den  onder  curateele  pfestolde  vertejren- 
„woordigt,  en,  nu  dit  voorschrift  van  de  Faillissementswet  nief 
„anders  bepaalt,  ook  moet  gelden,  waar  een  onder  curateele 
„gestelde  overeenkomstig  de  artt.  6  en  8  der  Faillissementswet 
„wordt  opgeroepen  en  gehoord; 

„dat  dus  de  oproeping  en  het  verhoor  van  den  curator  is  de 
„oproeping  en  het  verhoor  van  den  vvettel\jken  vertegen  woord  i- 
„ger  van  den  onder  curateele  gestelde,  die  slechts  door  zijn 
„curator  kan  optreden,  en  het  ook  niet  ter  zake  afdoet,  dat  de 
„gemachtigde  van  den  curator  alleen  diens  verdediging  tegen  de 
„aanvraag  van  diens  faillietverklaring  heeft  voorgedragen,  omdat 
„dit  niet  wegneemt,  dat  de  curator  is  gehoord  en  het  verhoor 
„van  den  curator  sensu  legis  is  het  verhoor  van  den  onder  cura- 
„teele  gestelde,  welke  ook  de  defensie  moge  z\ja,  die  de  curator 
„heefl  gevoerd,  enz." 

Nu  had  het  Hof  dus  de  vraag  te  beantwoorden,  of  de 
curator  dan  wel  de  curandus  moet  worden  failliet  verklaard, 
en  besliste  deze  questie  in  laatstgenoemden  zin,  welke  uit- 
spraak door  den  Hoogen  Raad  werd  bevestigd  *)  conform 
de  conclusie  van  den  Procureur-Generaal : 

„Overwegende  dat  bij  het  middel  wordt  beweerd,  dat  uit  de 
„daarbij  vermelde  wetsbepalingen  zou  volgen,  dat  derequestranl 
„in  zgne  hoedanigheid  van  curator  over  zijn  wegens  verkwisting 
„onder  curateele  gestelden  broeder,  en  niet  dezezelf  had  behoo- 
„ren  te  zijn  verklaard  in  staat  van  faillissement; 


•)  Rb.  's  Hertogenbosch  4  Dec.  1896,   W.  6905. 
«)  Hof  's  Hertogenbosch  29  Dec.  1896,   W.  6905. 
»)  H.  R.  5  Febr.  1897,   W.  6925. 
*)  H.  R.  2  April  1897,   W.  6950. 
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„(lat  die  bewering  echter  is  onjuist,  onndat  de  schuldenaar  die 
„heeft  opgehouden  te  betalen  niemand  anders  is  dan  de  onder 
„curateele  gestelde  zelf,  en  dat  al  is  het  de  curator,  die  feitelijk 
„de  betalingen  voor  hem  doen  moet,  die  betalingen  niet  anders 
„door  den  curator  voor  hem  worden  gedaan  of  geweigerd,  dan 
„als  vertegenwoordigende  den  curandus  en  als  beheerder  van 
„diens  vermogen; 

„dat  overigens  de  curandus  door  de  omstandigheid ,  dat  hij  zelf 
„en  niet  zijn  curator  in  staat  van  faillissement  is  verklaard ,  ook 
„niet  verkort  wordt  in  de  rechten  en  bevoegdheden,  die  een 
„gefailleerde  ter  zake  van  zijn  faillissement,  zelf  zou  kunnen 
„uitoefenen,  indien  hij  niet  onder  curateele  was  gesteld,  vermits 
„die  rechten  door  z\jn  curator  kunnen  worden  uitgeoefend ,  die 
„hem  in  alle  burgerlijke  handelingen   vertegenwoordigt,"  enz« 

Het  komt  mij  salva  reverentia  voor,  dat  de  motiveering 
aanmerkelijk  had  kunnen  worden  bekort,  als  volgt:  Art.  506 
j^.  art.  441  B.  W.  spreekt  alleen  van  handelingen^  waarin  de 
curator  den  curandus  zal  vertegenwoordigen.  De  staat  van 
faillissement  is  een  toestand,  geen  handeling,  't  Is  dus  de 
curandus  zelf,  niet  de  curator,  die  in  dien  staat  moet  wor- 
den verklaard.  Maar  het  verweer  tegen  de  aanvrage  is  een 
handeling ;  dit  moet  dus  door  den  curator  worden  gevoerd 
en  deze  is  het,  die  volgens  art.  6  al.  1  moet  worden 
opgeroepen  en  gehoord,  't  Is  nauwelijks  noodig  hierbij  te 
voegen,  dat  ditzelfde  mutatis  mutandis  geldt  van  den  min- 
derjarige en  zyn  vertegenwoordiger  *). 

Vierde  vraag.  Kunnen  in  één  faillissement  meer  schul- 
denaren vereeuigd  worden?  Van  twee  meerderjarigen  en 
vyf  minderjarigen,  samen  gerechtigd  in  twee  nalatenschap- 
pen, welke  onverdeeld  waren  en  met  schulden  bezwaard, 
werd  ter  zake  dier  schulden  bfl  één  request  faillietverkla- 
ring gevraagd.  Requestranten  wezen  ter  motiveering  van 
deze  gecombineerde  aanvrage  op  het  feit,  dat  van  verschil- 
lende vennooten  eener  handelsvennootschap  bij  één  request 
het   faillissement  kan  worden  aangevraagd,  ook  al  hebben 


^)  Zie  in   denzelfden  geest  een  beschikking  van  de  Arrond.-Rb.  te 
Zwolle  van  13  Nov.  1896,   W.  6893. 
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zy  behalve  de  schulden  der  vennootschap  respectievelijk 
verschillende  individueele  schuldelschers ,  en  dat  met  het  oog 
op  de  liquidatie  van  den  boedel  en  de  kosten  éénheid 
van  handelen  wenschelyk  v^as.  Doch  zoowel  de  Rechtbank 
als  het  Hof  wees  hun  verzoek  af,  het  laatste  op  de  vol- 
gende gronden  *): 

„O. ,  dat  nergens  in  de  wet  de  bevoegdheid  verleend  wordt  om 
„het  faillissement  van  een  dergelijjke  groep  b\j  ééne  beschikking 
„uit  te  lokken,  terwijjl  de  Faillissementswet  uitgaat  van  het  denk- 
„beeld,  dat  slechts  één  schuldenaar,  ééne  vennootschap,  één 
„zedelijk  lichaam,  ééne  nalatenschap  worden  failliet  verklaard, 
„hetgeen  bijzonder  uitkomt  b\j  de  regeling  der  bevoegdheid  in 
„art.  2  der  Faillissementswet,  welke  regeling  uitsluitend  op  die 
„éénheid  gegrond  is; 

„O.,  dat  ingevolge  art.  1335  B.  W.  dein  het  request  omschre- 
„ven  schuldvorderingen  deelbaar  zijn,  zoodat  elk  der  personen, 
„wier  faillissement  wordt  aangevraagd,  slechts  aansprakelijk  is 
„voor  zqn  gerecht  aandeel,  en  hierin  mede  een  reden  is  gelegen, 
„waarom  er  zooveel  faillietverklaringen,  als  er  distincte schulde- 
„naren  zijn,  moeten  worden  uitgesproken,  daar  het  niet  aangaat 
„hen  te  beschouwen  als  te  verkeeren  in  den  toestand  van  arlt. 
„1  en  6  al.  2  der  Faillissementswet,  nu  zij  gezamenlijk  de  ge- 
„heele  schuldvorderingen  onbetaald  laten,  zooals  in  het  request 
„gesteld  wordt;"  enz. 

Tegen  deze  beslissing  van  het  Hof  zij  het  m|j  geoorloofd 
woordelijk  aan  te  voeren,  wat  Prof.  Mo  leng  raaf  f  erop 
aanmerkt*):  ,Met  meer  recht  dan  het  Hof  beriepen  zich, 
naar  ons  voorkomt ,  de  verzoekers  op  art.  2  der  wet ,  aan- 
voerende, „dat  er  nimmer  bezwaar  is  gerezen  tegen  de 
,  faillissementsaanvrage  van  verschillende  vennooten  eener 
„handelsvennootschap  bij  één  request,  ook  al  hadden  zij, 
„behalve  de  schulden  der  vennootschap,  respectievelflk  ver- 
„schillende  individueele  schuldelschers."  Inderdaad  is  er  in 
geval  van  faillietverklaring  eener  vennootschap  onder  firma 
niet  één  faillissement,  maar  zgn  er  ten  minste  zoovele  ver- 
schillende faillissementen  als  er  vennooten  zgn,  hetzy  men 


»)  Hof  's  Hertogenbosch  9  Febr.  1897,   W.  6938. 

*)  Mr.  Molengraaff,  de  Faillissementswet  verklaard ^  bl.  556. 
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mei  ons  aanneemt,  dat  » het  faillissement  der  vennootschap" 
slechts  een  verkorte  uitdrukking  is  voor  ,de  faillissementen 
der  vennooten",  hetzij  men  een  faillissement  der  vennoot- 
schap als  zoodanig  aanwezig  acht,  daar  toch  door  hen,  die 
deze  opvatting  voorstaan ,  algemeen  wordt  aangenomen,  dat 
het  faillissement  der  vennootschap  het  faillissement  van  ieder 

der    vennooten   in   zich  sluit  en  met  zich  brengt Het 

formeele  bezwaar ,  door  het  Hof  opgeworpen ,  schijnt  ons  niet 
van  beteekenis  te  zyn.  Wanneer  dezelfde  rechter  bevoegd 
is  over  de  verschillende  faillietverklaringen  te  oordeelen, 
ten  aanzien  van  de  verschillende  schuldenaren  dezelfde 
oorzaak  van  faillietverklaring  bestaat,  en  een  gemeenschap- 
pelijke band ,  in  het  onderhavige  geval :  het  mede-erfgenaam- 
schap, hen  allen  verbindt ,  kunnen ,  door  op  één  verzoekschrift 
bij  ééne  beschikking  de^failliet verklaringen  uit  te  spreken, 
nuttelooze  kosten  en  noodelooze  omslag  worden  vermeden , 
o.  i.  een  voldoende  reden  aldus  te  handelen ,  nu  de  wet  het 
niet  verbiedt". 

Vijfde  vraag.  Kan  een  vennootschap  van  koophandel  in 
liquidatie  failliet  worden  verklaard?  —  Neen,  zei  de  Recht- 
bank te  Utrecht '),  omdat  „faillissement  een  middel  is,  om 
„aan  de  bepalingen  van  art.  1177  B.  W.  uitvoering  te  geven, 
„door  de  aan  den  schuldenaar  toekomende  baten  te  reaiiseeren  en 
„daaruit  zijne  crediteuren  tot  het  beloop  van  die  baten  te  voldoen ; 

„O.,  dal  de  liquidatie  vau  een  naamlooze  vennootschap  jreheel 
„en  ai  hetzelfde  bedoelt  en  het  Jus  a  priori  reeds  vreemd  moet 
„schynen,  dat,  waar  het  eene  middel  om  tol  vereffeninj^  tege- 
„raken  reeds  is  of  wordt  aangewend ,  het  zoude  kunnen  worHen 
„terzijde  gesteld,  en  vervangen  door  het  andere; 

„O.,  dat  zulks  ook  niet  het  geval  is,  daar  toch  eene  vennoot- 
„schap,  die  ontbonden  is,  niet  meer  bestaai  en  dus  ook  niet 
„in  staat  van  faillissement  kan  worden  verklaard;''  enz. 

Anders  dacht  het  Hof  te  Amsterdam  over  deze  questie  '). 
Conform  de  conclusie  van  den  Procureur-Generaal  over- 
woog het: 


•)  Rb.  Utrecht  10  Oct.  1898,   W,  7218 

*)  Hof  Amsterdam  26  Oct.  1898,  W,  7216. 
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„dal  de  wetgever,  door  in  art.  4  4"  B.  R.  onder  meer  te  he- 
ipalen de  wijze  waarop  vennootschappen  van  koophandel  na 
„hare  ontbinding  zullen  worden  gedagvaard,  erkent  datdeven- 
„ nootschap  van  koophandel  in  liquidatie  in  rechten  kan  worden 
„geroepen  ter  nakoming  van  de  verbintenissen,  door  de  vennoot- 
„schap  vóór  hare  ontbinding  aangegaan,  en  erg* en  enkelereden 
„bestaat,  om  van  deze  verbintenissen  uit  te  sluiten  die,  welke 
„eerst  t\jdens  de  liquidatie  opeischbaar  werden; 

„O.,  dat  de  liquidatie  aan  de  crediteuren  geen  enkel  recht  ont- 
„neemt,  noch  eenig  rechtsmiddel  ter  bescherming  hunner  rech- 
„ten,  waartoe  behoort  de  bevoegdheid  om  door  het  uitlokken 
„eener  faillietverklaring  (zoo  daartoe  overigens  termen  zijn)  de 
„liquidatie  te  bevorderen  onder  wettelijke  waarborgen; 

„O.,  dat  die  bevoegdheid  voortduurt  totdat  de  liquidatie  is 
„afgeloopen  en  daarmede  het  vennootschappel\jk  kapitaal  heeft 
„opgehouden  te  bestaan;"  enz. 

Het  komt  mq  niel  twijfelachtig  voor,  of  de  uitspraak  van 
dit  Hof  is  de  juiste.  De  bewering  van  de  Rechtbank,  dat 
een  ontbonden  vennootschap  niet  meer  bestaat  en  dus  ook 
niet  in  staat  van  faillissement  kan  worden  verklaard,  klinkt 
wel  aardig  maar  houdt  geen  steek;  aandeelhouders,  die 
besluiten  tot  ontbinding  der  vennootschap,  stellen  daardoor 
vast,  dat  zij  niet  meer  zal  werken,  en  dat  men  met  de 
afwikkeling  der  nog  loopende  zaken  zal  beginnen,  maar 
maken  daarmee  nog  niet  terstond  een  einde  aan  haar  be- 
staan. Als  een  reeder  besluit  zijn  ouden  schoener  niet  meer 
te  vervrachten  en  te  laten  sloopen,  is  daarmee  het  schip 
nog  niet  op  hetzelfde  oogenblik  tot  brandhout  geslagen.  — 
En  wat  vreemds  is  er  in,  dat  liquidatie  wordt  vervangen 
door  faillissement?  Beide  beoogen,  zooals  de  Rechtbank 
zegt,  hetzelfde  doel,  doch  als  de schuldeischers faillissement 
aanvragen  en  de  Rechtbank  dit  verzoek  toestaat,  geven 
zij  daarmee  te  kennen,  dat  zij  de  gerechtelijke  afwikkeling 
door  een  onzijdig  curator  verkieselgk  achten  boven  de  onder- 
handsche  vereflfening  door  een  liquidateur,  dien  de  aandeel- 
houders zelf  hebben  aangewezen.  Vond  de  leer  van  de 
Rechtbank  te  Utrecht  algemeen  ingang,  dan  zou  ieder  par- 
ticulier een  aanvraag  om  faillietverklaring  kunnen  afwenden 
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met  de  bewering,  dat  hy  zelf  juist  met  de  vereffening  zou 
beginnen  of  begonnen  was. 

IL  De  Schuldeischer.  Slechts  één  questie  wensch 
ik  onder  dit  hoofdpunt  te  bespreken :  of  de  schuld  van  den 
crediteur,  die  het  faillissement  aanvraagt,  opeischbaar  moet 
zfln.  Geen  enkele  beschikking ,  gewezen  onder  de  vigueur  der 
tegenwoordige  wet ,  geeft  voor  zoover  ik  heb  kunnen  nagaan 
op  deze  vraag  een  antwoord ,  doch  vóór  1 896  was  de  leer 
van  den  Hoogen  Raad ,  dat  ook  een  niet-opeischbare  schuld 
recht  gaf  om  faillissement  aan  te  vragen,  en  waar  op 
een  desbetreffende  vraag  van  de  Commissie  van  voor- 
bereiding door  de  Regeering  werd  geantwoord  *):, het  arti- 
vtikel  stelt  twee  eischen  voor  de  ontvankelgkheid  van  het 
, verzoek  tot  faillietverklaring:  1^.  dat  blijke,  dat  de  feite- 
vlfjke  toestand  9  door  ophouden  met  belalen  aangeduid,  aan- 
yWezig  is;  2*.  dat  blijke,  dat  de  verzoeker  schuldeischer  is. 
.Daarmede  wordt  ruimte  gelaten  voor  de  opvatting  van  den 
, Hoogen  Raad"  —  nu  dit  antwoord  is  gegeven,  is  daarmee 
vrijwel  uitgemaakt,  dat  ook  thans  de  vraag  bevestigend 
moet  beantwoord  worden.  Ik  kom  beneden  op  deze  questie 
terug,  wanneer  de  vr^iag  aan  de  orde  is,  of  niet-opeisch- 
bare schulden  kunnen  meewerken  tot  het  bewys  van  den 
toestand  van  art.  1. 

III.  Het  Bewijs.  Gelden  voor  de  rechterlijke  beslissin- 
gen op  faillissementsaanvragen  de  regelen  van  het  wettig 
bewys  in  burgerlyke  zaken? 

Een  houthandelaar  te  Zwolle  had  zich  aan  zgn  schuld- 
eischer, een  kassier,  verbonden,  ter  afdoening  van  een 
groote  schuld  drie  jaren  achtereen  telkens  op  31  De- 
cember f  30.000  te  betalen.  Reeds  de  eerste  maal  in 
1896  bleef  de  betaling  achterwege.  Eveneens  op  31  Dec. 
1897,  en  nu  vroeg  in  Januari   1898  de  kassier  het  faillis- 

*)  Te  vinden  o.  a.  bö  Mr.  Molengraaf  f,  de  Failliasementswet 
verklaard,  bl.  101. 
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sement  aan  van  zijn  schuldenaar.  Deze  erkende  zgn  schuld 
maar  beweerde  dat  ze  niet  opeischbaar  was,  omdat  hy  met 
den  roqueslrant  een  overeenkomst  zou  hebben  aangegaan, 
waarby  hem  nog  een  jaar  uitstel  was  verleend.  Inderdaad 
was  er  van  deze  overeenkomst  sprake  geweest,  maar  tot 
stand  gekomen  was  zg  niet.  De  Rechtbank  vond,  dat  de 
gerequestreerde  met  productiën  was  voor  den  dag  gekomen, 
die  ernstigen  twijfel  deden  ryzen  aan  het  vorderingsrecht 
van  den  requestrant,  althans  op  't  oogenblik.  Maar  het 
Hof  dacht  er  anders  over ').  Het  sprak  de  faillietverklaring 
uit ,  terwijl  het  onder  meer  de  erkenning  van  den  schulde- 
naar als  bewy'smiddel  aannam ,  doch  zijn  exceptie  passeerde. 
De  houthandelaar  meende  dat  door  deze  splitsing  van  zijn 
bekentenis  art.  1961  B.  W.  was  geschonden,'  en  trachtte 
de  beslissing  van  het  Hof  te  doen  casseeren,  doch  de  H.  R. 
verwierp  zyn  beroep,  overwegende*): 

„dat  de  beweerde  in  strijd  met  art.  1961  B.  W.  gedane  split- 
„sing  der  bekentenis  niet  tot  cassatie  kan  leiden,  omdat  de 
„regelen  over  het  wettig  bewgs  in  burgerlijke  rechtsgedingen, 
„waartoe  het  verbod  van  bovengenoemd  art.  behoort,  niet  gelden 
„voor  de  beslissing  der  Rechtt)ank  over  verzoekschriften  tot  fail- 
„  liet  verklaring,  die  volgens  het  1^  lid  van  art.  6  der  Faillisse- 
„mentswet  moet  worden  uitgesproken  indien  s  u  lu  m  i  e  r  1  ij  k 
„blijkt  van  het  bestaan  van  feiten  en  omstandigheden,  welke 
„aantoonen,  dat  de  schuldenaar  in  den  toestand  verkeert,  da* 
„hij  heeft  opgehouden  te  betalen,"  enz. 

Juist  door  het  gebruik  van  het  woord  «summierlyk*'  geeft 
de  wetgever  te  kennen,  dat  hij  den  rechter  wil  losmaken 
van  de  regelen  van  het  wettig  bew\js.  En  dit  klemt  hier 
des  te  meer ,  nu .  zooals  ook  de  Hooge  Raad  opmerkt ,  in  de 
Memorie  van  Toelichting  de  Minister  b|j  dit  art.  aanteekende  : 
„Het  tweede  lid  van  dit  artikel  heeft  ten  doel  aan  eene 
„by  sommige  rechtbanken  bestaande  praktvjk  een  einde  te 
„maken.  Er  z\jn  toch  rechtscolleges,  die  verlangen,  dat  de 
„schuldeischer,    die    faillietverklaring    aanvraagt,    volledig 


>)  Hof  Arnhem  10  Febr.  1898,   W.  7101. 
*)  H.  R.  18  Maart  1898,  W.  7101, 
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,bow\js  van  zgn  vorderingsrecht  levere  . . .  Het  ontwerp  be- 
»paalt  dus  uitdrukkelijk,  dat  de  schuldeischer  zfln  vorde- 
.ringsrecht  slechts  summierlök  behoeft  te  bevvqzen". 

Een  tweede  vraag  sluit  zich  onmiddeliyk  hierbij  aan.  W\j 
zullen  straks  zien ,  dat  de  Hooge  Raad  concursus  creditorum 
eischt  voor  faillietverklaring.  En  nu  is  de  vraag:  moet  de 
schuldeischer  het  bestaan  van  meerdere  schulden  bewijzen, 
of  moet  de  schuldenaar  aantoonen,  dat  de  schuld,  op  grond 
waarvan  de  faillietverklaring  wordt  gevraagd,  zö'n  eenige 
schuld  is?  Öe  rechtbank  te  Rotterdam  heeft  daarop  het 
volgende  antwoord  gegeven'):  Wanneer  een  schuldeischer 
summierlijk  heeft  doen  blpen,  1°.  dat  hfl  schuldeischer  is, 
2^  van  het  bestaan  van  feiten  of  omstandigheden  welke 
aantoonen ,  dat  de  schuldenaar  in  den  toestand  van  art.  1 
verkeert,  heeft  h\j  aangetoond  wat  hem  recht  geeft,  de 
faillietverklaring  te  vorderen.  Wil  de  schuldenaar  de  failliet- 
verklaring dan  nog  afwenden  met  de  bewering  dat  de  schuld- 
eischer zgn  eenige  schuldeischer  is,  dan  zal  h\j  dit  moeten  be- 
wijzen. —  Maakt  deze  uitspraak  niet  een  eenigszins  vreemden 
indruk  ?  Wanneer  een  schuldeischer  heeft  doen  blaken,  dat 
h\i  schuldeischer  is ,  dan  heeft  h\j  daarmee  aangetoond,  dat 
hij  recht  had ,  de  faillietverklaring  te  vorderen ;  en  wanneer 
hij  dan  bovendien  heeft  bewezen ,  dat  er  feiten  en  omstan- 
digheden bestaan ,  die  aantoonen  dat  de  schuldenaar  in  den 
toestand  van  art.  1  verkeert ,  dan  ....  moet  de  faillietver- 
klaring onverbiddelijk  volgen,  dunkt  my,  want  dan  is  aan 
al  de  voorwaarden  van  art.  1  j®  art.  6  voldaan. 

Ook  de  Hooge  Raad  heeft  zich  hierover  uitgesproken. 
In  een  langdurige  zaak,  die  later  zal  behandeld  worden 
(zie  bl  364),  droeg  in  cassatie  de  requirant  als  middel 
voor,  dat  het  Hof  den  bewijslast  had  gelegd  op  dengene 
die  het  bestaan  van  concursus  ontkent ,  terwijl  hij  naar 
requirants  bewering  rust  op  dengene  die  het  bestaan  van 
concursus  stelt,  en  dal  zoodoende  art.  1902  B.  W.  in  ver- 


»)  Rb.  Rotterdam  16  Uec.  1896,  P.  r.  J.  1897,  n^.  50. 
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band  met  de  arlt.  1  en  6  der  Faillissementswet  zoude  ge- 
schonden zijn.  Terecht  antwoordde  hem  de  Hooge  Raad  *), 
dat  de  rechter  in  dezen  volkomen  vrij  is,  omdat  voor  de 
beslissingen  op  faillissementsaanvrage  de  regelen  van  het  wet- 
tig bewijs  niet  gelden.  „De  strekking  van  het  tweede  lid  van 
,art.  6  in  verband  met  art.  4  der  Faillissementswet  is  een 
„spoedig  onderzoek  te  doen  plaats  hebben,  waarbij  de  feiten 
„en  omstandigheden,  waarover  het  loopt,  slechts  behoeven 
„aannemelijk  gemaakt  te  worden ;  dat  bö  zoodanig  onderzoek 
„een  strenge  naleving  van  art.  190:2  B.  W.  niet  doenlyk  is, 
„weshalve  in  de  procedure,  die  het  hier  geldt,  niet  over 
„schending  van  art.  1902  kan  worden  geklaagd;"  enz. 

Geen  regel  kan  dus  gegeven  worden  aangaande  den 
bewijslast  in  procedures  tot  faillietverklaring. 

Een  derde  qtcestie  van  groot  belang,  betreffende  het  be- 
wijs in  zake  faillissementsaanvragen:  de  beslissing  over  de 
bewijskracht  der  in  artikel  6  genoemde  feiten  en  omstan- 
digheden is  van  geheel  feitelijken  aard  en  bijgevolg  in  cas- 
satie onaantastbaar.  Aldus  de  Hooge  Raad  in  verschillende 
arresten,  onder  andere  naar  aanleiding  van  het  volgende 
geschil:  Wegens  het  niet  betalen  van  verschuldigde  belas- 
ting had  de  Burgemeester  van  Amsterdam,  als  zoodanig 
optredende  voor  de  gemeente,  tevergeefs  èn  bij  de  Recht- 
bank èn  bij  het  Hof  faillietverklaring  van  den  belasting- 
schuldige gevraagd.  Het  Hof),  hoewel  van  oordeel  „dat 
„in  't  algemeen  uit  het  niet-betalen  van  verschuldigde  be- 
„lasting  het  verkeeren  in  den  toestand  van  te  hebben 
„opgehouden  met  betalen  kan  worden  afgeleid'*,  vond  „dat 
„in  casu  niet  gebleken  was  van  het  bestaan  van  feiten  en 
„omstandigheden,  die  aantoonen,  dat  de  gerequestreerde 
„in  zoodanigen  toestand  verkeert."  In  cassatie  werd  hier- 
tegen aangevoerd,  dat  het  Hof  feitelijk  niet  betwistte,  dat 
de  verschuldigde  belasting  onbetaald  was  gebleven;  dat 
het  juridiek  aannam ,  dat  hieruit  de  toestand  van  te  hebben 

Vh.^2  Juni  1899,    W.  7287. 

3)  Zie  H.  R.  31  Üec.  J896,    W.  6912. 
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opgehouden  met  betalen  is  af  te  leiden ,  en  toch  de  failliet- 
verklaring had  geweigerd ,  omdat  van  het  bestaan  der  ver- 
eischte  feiten  en  omstandigheden  niet  gebleken  zou  zyn. 

Het  valt  dunkt  mfl  niet  te  ontkennen,  dat  de  overweging 
van  het  Hof  inderdaad  een  zonderlingen  indruk  maakt. 
Bedoelt  het  misschien,  dat  hel  niel-betalen  van  belasting 
wel  is  waar  behoort  tot  de  categorie  van  feilen,  die  art. 
6  noemt,  maar  dat  het  Hof  met  dit  ééne  feit  niet  tevreden 
is  en  in  dezen  meerdere  verlangt  om  den  toestand  aan  te 
nemen  van  te  hebben  opgehouden  met  betalen?  Hoe  het 
zij,  het  aangevoerde  middel  kon  niet  tot  cassatie  leiden. 
De  Hooge  Raad  overwoog,  „dat  de  Faillissementswet,  door  in 
„art.  1  als  vereischte  van  faillietverklaring  te  stellen,  dat  de  schiil- 
„denaar  verkeere  in  den  toestand  van  te  hebben  opgehouden  • 
„met  betalen,  den  rechter  de  verplichting  oplegt  van  onderzoek 
„naar  de  aanwezigheid  van  feiten  en  omstandigheden,  dien  toestand 
„medebrengende,  terwyl  zij  hem  in  de  waardeering 
„dier   omstandigheden    algeheele    vrijheid    laat; 

„dat  alzoo  liet  Hot  geene  wetsbepaling  kan  hebben  geschonden 
„door  b\j  zqn  onderzoek  daaromtrent  voorop  te  stellen,  dat  in 
„het  algemeen  ook  wanbetaling  van  belastingen  in  aanmerking 
„kan  komen  als  blyk  van  zoodanigen  toestand,  terw\jl  het  Hof, 
„voorts  overwegende,  „dat  ten  deze  niet  is  gebleken  van  feiten  en 
„„omstandigheden ,  die  aantoonen  dat  de  gerequestreerde  in  zooda- 
„„nigen  toestand  verkeert,"  heelt  gegeven  een  geheel  feite- 
„lijke,   in    cassatie    onaantastbare   beslissing"  enz. 

Diezelfde  uitspraak  is  gegeven  in  een  aantal  arresten  '). 
Zy  is  dunkt  mö  te  onbetwistbaar  en  te  beslist,  dan  dat  het 
noodig  zou  z\jn,  er  langer  bfl  stil  te  staan. 

Een  vierde  questie:  mag  de  rechter  in  appèl  letten  op 
feiten  en  omstandigheden ,  die  in  eersten  aanleg  niet  bekend 
waren  of  na  de  behandeling  in  eersten  aanleg  z\jn  opge- 
komen? De  Hooge  Raad  gaf  op  deze  vraag  een  beves- 
tigend antwoord  in  de  volgende  zaak :  Het  Hof  te  Amster- 
dam had  een  schuldenaar,  wiens  faillietverklaring  door  de 


O  Zie  b.  V.  H.  R.  13  Mei  1897,  W.  6976 ;  —  H.  R.  12  No v.  1897,  W.  7043 ; 
—  H.  R.  25  Mei  1898,    »f.  7127;  ~  H.  R.  3  Juni  1898,  ^K.  7133. 
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Rechtbank  was  geweigerd ,  in  staat  van  faillissement  ver- 
klaard en  zyn  beschikking  gemotiveerd  met  deze  woorden  ^): 
»dat  het  Hof,  op  grond  van  de  overgelegde  stukken  en  van 
«de  inlichtingen  in  raadkamer  verstrekt,  van  oordeel  is, 
,dat  de  gerequestreerde  verkeert')  in  den  toestand  van  te 
, hebben  opgehouden  te  betalen."  Tegen  deze  beschikking 
kwam  de  schuldenaar  op  in  cassatie,  omdat  allerlei  om- 
standigheden, in  eersten  aanleg  onbekend  en  eerst  later 
opgekomen ,  daarop  invloed  hadden  uitgeoefend ,  zooals  zou 
blijken  uit  het  gebruik  van  het  praesens  » verkeert",  in 
plaats  van  het  imperfectum  ,  verkeerde".  —  De  Hooge  Raad  *) 
vond  m.  i.  terecht,  dat  uit  de  motiveering  van  het  Hof 
volstrekt  niet  bleek,  dat  de  bewering  van  den  gereques- 
treerde (requirant  in  cassatie)  gegrond  was,  maar  voegde 
daaraan  ten  overvloede  toe: 

„dat  wijders,  gelgk  door  den  Procureur-Generaal  in  zyne 
„conclusie  is  aangevoerd ,  de  wet  den  rechter  in  appèl  niet 
» verbiedt,  zjjn  overtuiging,  dat  de  faillietverklaring  gegrond 
,is,  te  putten  uit  feiten  en  omstandigheden,  die  in  eersten 
i,aan1eg  niet  bekend  waren,  of  na  de  behandeling  in  eer- 
„sten  aanleg  zijn  opgekomen." 

Salva  reverentia  alweer  waag  ik  het  te  twyfelen  aan  de 
juistheid  dezer  uitspraak,  omdat  zy  mij  in  slryd  schynt 
met  het  begrip:  hooger  beroep.  Niet  voorzooverre  zij  de 
feiten  en  omstandigheden  toelaat,  die  eerst  later  zijn  bekend 
geworden,  maar  omdat  z\j  daarbg  in  één  adem  noemt  die, 
welke  eerst  na  de  behandeling  in  eersten  aanleg  zijn  opge- 
komen. „Met  hel  hooger  beroep",  zegt  Mr.  v.  Bon  e  val 
Faure*),  „wordt  aan  eene  party,  die  bQ  vonnis  vaneen 
„lageren  rechter  in  het  ongelgk  werd  gesteld,  het  middel 
„gegeven  om  verbetering  van  dal  vonnis  bij  den  hoogeren 
„te  verkrijgen." 


O  H.  R.  2  December  1898,   JV,  7210. 

')  De  cnrsiyeering  is  van  mg. 

')  H.  R.  2  Dec.  1898,  W.  7210. 

*)  Het  Nederl  Burgerlijk  Procesrecht ,  V  bl.  44. 
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Door  het  vonnis  des  lageren  rechters  te  vernietigen  geeft 
dus  de  rechter  in  appèl  te  kennen,  dat  dit  vonnis  verbe- 
tering behoefde,  dat  het  onjuist  was ,  hetzQ  omdat  de  rechter 
had  gedwaald,  hetzq  omdat  de  appellant  zqn  zaak  niet 
juist  of  niet  volledig  had  voorgedragen.  Zelfs  mag  de  oor- 
spronkelyke  verweerder  met  nieuwe  middelen  aankomen, 
mits  er  maar  bewezen  worde,  dat  er  in  eersten  aan- 
leg verkeerd  gevonnist  is. 

Passen  wg  dezen  regel  toe  op  de  procedure  tot  failliet- 
verklaring, dan  zien  wij,  dat  het  Hof  deze  mag  uitspreken 
op  grond  van  feiten  en  omstandigheden,  die  bestonden 
irianr  onbekend  waren  in  eersten  aanleg.  Z\j  immers  toonen 
aan,  dat  de  toestand  van  te  hebben  opgehouden  met  be- 
talen aanwezig  was,  toen  de  aanvrage  werd  gedaan,  en 
dat  dus  de  rechtbank,  zjj  't  dan  ook  geheel  buiten  haar 
schuld,  verkeerd  heeft  geoordeeld.  Vindt  daarentegen  het 
Hof  de  feiten  dateerende  van  vóór  de  eerste  aanvrage  niet 
voldoende,  en  neemt  het  daarnaast  in  aanmerking  andere, 
die  eerst  later  zyn  opgekomen,  dan  geeft  het  daarmee  tegelijk 
te  kennen ,  dat  de  beschikking  der  Rechtbank  volkomen  juist 
was;  maar  dan  behoorde  het  ook  juist  daarom  die  beschikking 
te  bevestigen.  De  requestrant  kan  dan  opnieuw  by  de 
rechtbank  een  verzoekschrift  indienen  met  opgave  van  al 
de  gronden,  die  hij  thans  tot  zyn  beschikking  heeft. 

In  de  vijfde  plaats  moet  hier  nog  gewezen  worden  op 
een  uitspraak  van  den  Hoogen  Raad  ') ,  dat  volgens  art. 
428  Wetboek  van  B.  R  art.  409  van  datzelfde  Wetboek 
ook  geldt  voor  faillissementsprocedures;  dat  dus  de  feitelijke 
grondslag  der  middelen  van  cassatie  alleen  kan  bewezen 
worden  door  het  aangevallen  arrest  of  vonnis ,  en  voor  zoo- 
ver zfl  betreffen  vormen ,  op  straffe  van  nietigheid  voorge- 
schreven, ook  door  de  stukken  waaruit  van  dat  verzuim 
kan  blaken.  De  requirant  van  cassatie  beweerde ,  dat  in  het 


»)  H.  R.  23  Juni  1899,   W.  7298.  -  Zie  ook  onder  meer  H.  R.  6  Mei 
18J8,  ff:7121.  —  Dit  laaUte  arrest  is  te  vinden  beneden  op  bl.370. 
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request  tot  zgn  faillietverklaring  alleen  was  gewaagd  van 
één  schuld  te  zijnen  laste ,  zonder  van  eênige  andere  schuld 
melding  te  maken  of  zelfs  te  stellen ,  dat  hfl  verkeerde  in 
den  toestand  van  te  hebben  opgehouden  met  betalen.  Niet- 
temin had  het  Hof  de  faillietverklaring  uitgesproken.  Daardoor 
zou  het  volgens  den  requirant  van  cassatie  buiten  de  gestelde 
daadzaken  zgn  gegaan  en  zoodoende  art.  48  B.  R.  hebben 
geschonden.  Omdat  echter  van  dit  alles  niets  bleek  in  het 
aangevallen  arrest,  verklaarde  de  Hooge  Raad  dat  het  mid- 
del niet  tot  cassatie  kon  leiden,  omdat  de  feiteiyke  grondslag 
niet  overeenkomstig  art.  409  j®  art.  428  B.  R.  was  bewezen. 

IV.  Feiten  en  omstandigheden.  Aan  de  orde  is 
nu  de  vraag,  welke  feilen  en  omstandigheden  voldoende  zijn, 
om  het  bestaan  van  den  toestand  te  bewijzen ,  dat  iemand 
heeft  opgehouden  met  betalen.  Uit  den  aard  der  zaak  heeft 
de  beoordeeling  van  deze  questie  altijd  iets  zeer  subjectiefs 
en  is  het  dus  onmogelijk  een  scherpe  grens  te  trekken.  Bo- 
vendien is  de  rechter  in  zijn  oordcel  over  de  bewyskracht 
dezer  feiten  en  omstandigheden  geheel  vrg  (zie  boven 
bl.  354). 

Eerste  vraag.  Moet  er  concursus  creditorum  worden  be- 
wezen? Deze  vraag  splitst  zich  onmiddellijk  weer  in  tweeën : 
1^  Is  het  noodig  dat  er  meerdere schuldeischers  bestaan, 
of  2^  moeten  zij  ook  op  betaling  aandringen?  Ik 
bepaal  mö  voorloopig  tot  de  eerste. 

Eenige  malen  heeft  de  Hooge  Raad,  hoewel  telkens  in 
de  eerste  plaats  overwegende ,  dat  er  wegens  den  feitelijken 
aard  der  questie  geen  sprake  kon  zyn  van  cassatie,  zich 
ten  overvloede  over  deze  questie  uitgesproken. 

Het  eerste  geval  heeft  zich  aldus  toegedragen: 

De  Banque  Générale  te  Luik  had  van  een  schuldenaar 
te  Maastricht  te  vergeefs  getracht  betaling  te  krijgen  eener 
schuld  van  75.000  francs,  en  vroeg  en  verkreeg  zijn  fail- 
lietverklaring van  de  Rechtbank  aldaar;  doch  het  Hof  te 
's  Hertogenbosch   vernietigde  deze  beschikking,  omdat  van 
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geen  andere  schulden  was  gebleken,  dan  die  op  grond 
waarvan  het  faillissement  was  aangevraagd.  —  In  cassatie 
overwoog  de  Hooge  Raad  conform  de  conclusie  van  den 
Procureur-Generaal,  ten  eerste  zooals  gezegd,  dat  de  be- 
slissing was  van  feitelijken  aard ;  doch  bovendien  in  de  tweede 
plaats,  dat  „die  beslis.sing  ook  is  volkomen  juist,  omdat  het  niet 
„betalen  van  een  enkele  schuld  $(lechts  dan  een  toestand  van 
„ophouding  van  betaling  aanwijzen  kan,  wanneer  het  wegens  de 
„omstandigheden,  waaronder  de  niet-betaling  van  die  schuld 
„plaats  heeft,  te  verwachten  is,  dat  de  schuldenaar  ook  tegenover 
„zijn  andere  schuldeischers  z^jn  verplichting  tot  betaling  niet  zal 
„nakomen,  wat  in  deze  het  geval  niet  kan  z^n,  omdat  feitel\jk 
„vaststaat,  dat  deze  schuldenaar  geen  andere  schulden  heeft  dan 
„die,  op  grond  van  welke  zqne  faillietverklaring  door  deRecht- 
„bank  is  uitgesproken,  en  het  Hof  dan  ook,  indien  die  failliet- 
„verklaring  in  appèl  was  bevestigd,  art.  1  der Faillisseraentswet 
„verkeerd  zou  hebben  toegepast ,  door  als  voldoende  voor  de 
„faillietverklaring  aan  te  nemen  de  niet-betaling  van  een  eenige 
„schuld,  waar  de  wet  als  vereischte  voor  de  faillietverklaring 
„stelt  het  bestaan  van  een  toestand  van  ophouding  van  betaling*' 
enz. »). 

Het  vereischte  van  concursus  creditorum  vindt  men  steeds 
gehandhaafd  door  den  Hoogen  Raad ').  Anders  dachten 
vier  van  de  v\jf  Gerechtshoven  er  over.  Niet  dat  te  's  Her- 
togenbosch,  zooals  we  zien  uit  zgn  zooeven  behandelde  in 
cassatie  bevestigde  beschikking ,  en  zooals  ook  blijkt  uit  een 
uitspraak  van  den  Hoogen  Raad  van  3  Juni  1898  {W. 
7133),  waarbü  eveneens  een  dergelyke  beslissing  van  het 
Hof  te  's  Hertogen bosch  werd  bekrachtigd.  Doch  trel  de 
vier  anderen. 

Een  kastelein  te  's  Gravenhage  was  veroordeeld  tot  beta- 
ling van  f  75.—,  doch  voldeed  ook  na  beteekening  van  het 
vonnis  niet  aan  zgn  verplichting.  Nu  vroeg  de  schuldeischer 


1)  Zie  H.  R.  13  Mei  1897,   W,  6976. 

3)  Zie  H.R.  25  Mei  1898,  TF.7127;--  H.  R.  3  Juni  1898,  ïr.7133;  — 
H.  R.  2  Juni  1899,  ir.7287;—  en  in  denzelfden  geest:  Hb.  Groningen 
25  Februari  1898,  IV,  7141;  —  Rb.  Leeuwarden  24  November  1898, 
P.  V,  J,  1899  n*.  3. 

Bechtsgel.  Mag.  1900.  24 
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zijn  faillietverklaring  aan ;  hoewel  de  gerequestreerde  op  de 
oproeping  der  Rechtbank  om  te  worden  gehoord,  niet  ver- 
scheen, werd  niettemin  het  verzoek  van  de  hand  gewezen,  om- 
dat de  requestrant  in  gebreke  bleef  te  bewyzen,  dat  zQn  schul- 
denaar meer  schulden  had,  dan  die  van  ƒ75. —  waarop  de  aan- 
vraag was  gegrond.  —  Doch  hét  Hof  te  'sGravenhage  *) 
vernietigde  deze  beschikking ,  overwegende  „dat  uit  artikel  6 

„der  Faillissementswet , niet  kan  worden  afgeleid ,  dat  voor 

„het  verkeeren  in  dien  toestand  steeds  een  vereischte  zou  z^n 
„het  bestaan  van  meerdere  schulden,  dat  het  Hof,  ook  met  het  oog: 
„op  de  geschiedenis  van  art.  6  j°  art.  1  der  Faillissementswetvan  oor- 
„deei  is,  dat  ook  het  niet  betalen  van  ééne  schuld  kan  plaats 
„hebben  onder  omstandigheden  die  aanloonen ,  dat  de  schuldenaar 
„in  den  toestand  verkeert,  dat  hij  heeft  opgehouden  te  ])etalen ; 

„O.,  dat  in  casu  het  Hof  dergelijke  omstandigheden  aanwezig 
„acht  enz." 

Terloops  wijs  ik  er  op,  dat  het  Hof  eerst  spreekt  van 
het  bestaan  van  meerdere  schulden,  daarna  van  het  niet^ 
betalen  van  ééne  schuld.  Ik  kom  hierop  straks  terug. 

Zeer  beslist  is  ook  de  volgende  uitspraak  van  het  Hof  te 
Amsterdam.  De  Rechtbank  aldaar  had  een  verzoek  tot 
faillietverklaring  van  de  hand  gewezen,  omdat  .vslechts  vast- 
i^staat  het  bestaan  van  ééne  schuld,  en  dus  in  casu  niet  is 
,  gebleken  dat  de  schuldenares  in  den  toestand  verkeert , 
.dat  zij  heeft  opgehouden  te  betalen".  Het  Hof  vernietigde 
deze  beschikking,  overwegende  *),  „dat  de  beslissing  van  den 
„eersten  rechter,  dat  waar  slechts  vaststaat,  dat  er  ééne  schuld 
„is,  dus  niet  zou  z\jn  gebleken  dat  de  schuldenares  in  den  toe 
„stand  verkeert,  dat  zg  heeft  opgehouden  te  betalen,  is  in  strgd 
„met  de  geschiedenis  en  den  inhoud  der  Faillissementswet; 

„O.  verder  dat  voor  den  Hove  namens  gerequestreerde  is  ver- 
„klaard:  1°.  dat  zy  geen  eigen  vermogen  heeft;  2P.  dat  zij  erkent 
„de  schuld  aan  verzoeker,  in  diens  introductief  verzoekschrift  ge- 
„sleld;  3°.  dat  zij  tot  betaling  daarvan  niet  in  staat  is;  dat  dus 


*)  Hof  's  Gravenhage  30  Sept.  1896,   W.  6869. 

«)  Hof  Amsterdam  16  December  1896,  W.  7003  —  Zie  ook  Hof  Am- 
sterdam 20  .Januari  1897,  W.  7004 ,  waar  naar  't  bestaan  van  meerdere 
schulden  niet  wordt  gevraagd. 
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„niet  slechts  is  gebleken  van  de  niet-betaling  van  ééne  schuld 
„raaar  tevens  van  onvermogen  en  onder  die  omstandigheden 
„moet  worden  aangenomen,  dat  de  gerequestreerde  verkeert  in 
„den  toestand,  bedoeld  in  art.  1  der  Faillissementswet ,"  enz. 

Ook  het  Hof  te  Arnhem,  zonder  expressis  verbis  te 
zeggen  dat  er  concursus  moet  zgn,  neemt  genoegen  met 
het  bewijs  van  't  bestaan  ééner  schuld  in  verband  met  ver- 
schillende omstandigheden.  —  Tot  betaling  dier  schuld  was 
gerequestreerde  bij  verstek  veroordeeld ;  de  omstandigheden 
bestonden  daarin,  dat  hy  noch  in  verzet  tegen  dat  vonnis 
was  gekomen,  hoewel  het  hem  was  beteekend,  noch  aan 
sommatie  tot  betaling  had  voldaan,  dat  hg ,  opgeroepen  om 
te  worden  gehoord  over  het  verzoek  tot  z\jn  faillietverklaring, 
niet  was  verschenen,  en  eindelgk  dat  hg  koopman  was  en 
dus  voor  hem  meer  dan  voor  een  particulier  het  ophouden 
van  zgn  crediet  en  't  voorkomen  van  een  faillissement  ge- 
wenscht  was.  » Overwegende",  zegt  dienaangaande  de  be- 
schikking^), «dat  het  Hof  op  deze  gronden  van  oordeel 
„is,  dat  uit  de  vermoedens,  voortvloeiende  uit  gereques- 
„treerdes  hierboven  vermelde  judicieele  houding  in  deze 
„geheele  zaak,  summierlijk  blijkt,  dat  hij  in  den  toestand 
„verkeert  dat  hij  heeft  opgehouden  te  betalen,  zoomede 
„van  het  vorderingsrecht  van  den  requestrant" ,  enz.  — 
Men  ziet,  naar  't  bestaan  van  meerdere  schulden  wordt 
niet  gevraagd. 

In  de  volgende  zaak  stelde  het  Hof  te  Leeuwarden 
zich  tevreden  met  het  bewgs  van  't  beslaan  van  één  schuld, 
in  verband  met  allerlei  omstandigheden:  De  Heeren  M.,' 
kooplieden  in  erts,  waren  aan  requestrant  ƒ  20.000  schuldig 
wegens  geleend  geld ,  welke  schuld  in  haar  geheef  opeisch- 
baar  was  geworden  door  het  niet-betalen  van  rente.  Buiten 
requestrant  om  trachtten  zg  nu  een  naamlooze  vennootschap 
op  te  richten  en  daaraan  hun  geheelen  voorraad  erts,  den 
eenigen  waarborg  van  hun  schuldeischer,  over  te  doen,  waar- 

•)  Hof  Arnhem  12  Mei  1897.  W.  6983.  -  Zie  ook  Hof  Arnhem  3 
Maart  1897,   W.  6962. 
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door  deze  genoodzaakt  werd  zyn  toevlucht  te  nemen  tot  het 
laatste  redmiddel,  faillissementsaanvrage.  Door  de  Recht- 
bank te  Heerenveen  afgewezen,  werd  zij  door  het  Hof  te 
Leeuwarden  toegestaan  op  grond  der  volgende  overwegin- 
gen ') :  „dat  de  gerequestreerdeo  door  de  Rechtbank  zijn  gehoord 
„en  hebben  erkend  het  bestaan  van  de  schuldvordering  groot 
„/20  000  en  hare  opeischbaarheid,  terwijl  uit  de  overgelegde  som- 
„niatie  blijkt,  en  door  hen  niet  is  tegengesproken,  dat  den  1  Aug. 
„1896  is  geconstateerd  de  niet-betaling  door  hen  der  vervallen 
„halQaarlijksche  rente  van  die  som  over  het  jaar  van  24  Mei  1895 
„tot  24  Mei  4896,  tengevolge  waarvan  de  bovengenoemde  schuld 
„in  eens  opvorderbaar  is  geworden  en  ook  niet  is  betaald; 

„dat  z^  voorts  hebben  erkend  hun  plan  tot  oprichting  eener 
„naamlooze  vennootschap,  in  voege  door  den  appellant  is  aan- 
„gevoerd ; 

„O. ,  dat  de  overgelegde  stukken  en  de  erkentenis  der  gereques- 
„treerden  dus  voldoende  bewijzen  het  bestaan  van  de  in  de  aan- 
„vrage  genoemde  feilen  en  omstandigheden,  en  deze  aantoonen 
„dat  de  gerequestreerden  in  den  toestand  verkeeren,  dat  zij  hebben 
„opgehouden  te  betalen  en  tevens  het  vorderingsrecht  van  den 
„schuldeischer  bestaat,"  enz. 

Ook  hier  zien  wy  het  Hof  naar  't  bestaan  van  meerdere 
schulden  niet  vragen. 

De  hier  door  mq  aangehaalde  beschikkingen  van  de  vier 
Hoven  zijn  alle  van  ouder  datum  dan  het  eerste  arrest  van 
den  Hoogen  Raad,  waarin  deze  zich  over  de  questie  van 
den  concursus  creditorum  uitsprak.  Maar  van  veel  later 
datum  is  de  volgende  beslissing  van  het  Hof  te  Amsterdam, 
dat  klaarblgkeiyk  door  den  Hoogen  Raad  niet  bekeerd  is.  — 
De  Rechtbank  te  Utrecht  had  van  een  schuldenaar  de  fail- 
lietverklaring geweigerd,  omdat  wel  tusschen  partijen  het 
bestaan .  der  schuld  in  confesso  was ,  waarop  de  aanvrage 
was  gegrond ,  maar  „dat  op  grond  van  die  eenige  bekende 
, schuld  de  Rechtbank  niet  voldoende  gebleken  is  dat  hy  nu 
, reeds  heeft  opgehouden  te  betalen."  —  Nu  had  deze  wan- 
betaling plaats  gehad  onder  allerlei  sterk  sprekende  omstan- 

')  Hof  Leeuwarden  16  Sepl.  1896,  W.  6876. 
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digheden  en  wel:  de  gerequestreerde  had  getracht  zyn 
afifaire  stilletjes  over  te  doen ;  hg  had  meermalen  zelf  erkend 
onmachtig  te  zgn  om  zelfs  iets  te  betalen;  de  verhuurder 
van  het  huis,  door  hem  bewoond,  had  op  zyn  verzoek  de 
huur  ontbonden ,  omdat  hij  wel  inzag,  dat  van  zgn  huurder 
niets  te  halen  was.  Het  Hof  te  Amsterdam  wees  in  hooger 
beroep  het  verzoek  tot  faillietverklaring  toe:  „O.,  dat  op  grond 
„van  de  overgelegde  stukken,  meer  bepaald  van  het  overgelegd 
„accept  groot  ƒ781.—,  geteekend  P.  Graalman  en  gedateerd 
„Utrecht  5  Jan.  1898,  welk  accept  door  den  gemachtigde  van  ge- 
„requireerde  is  erkend,  het  Hof  van  oordeel  is,  dat  de  gerequireerde 
„verkeert  in  den  toestand  van  te  hebben  opgehouden  te  betalen, 
„weshalve  hij  alsnog  behoort  te  worden  failliet  verklaard,"  enz.  *). 

Zooals  ik  reeds  opmerkte,  deze  beschikking  is  volstrekt 
niet  in  overeenstemming  met  de  leer  van  den  Hoogen  Raad, 
die  het  Hof  naluurlyk  kende.  Toch  was  zy  èn  door  de  wgze 
van  inkleeding  der  motiveering,  èn  omdat  de  judex  facti 
geheel  vrij  is  in  zijn  oordeel  over  H  al  of  niet  aanwezig 
zijn  van  den  toestand  van  art.  1,  onaantastbaar  in  cassatie. 

Het  ware  aan  den  eenen  kant  te  wenschen,  dat  de  Hoven 
zich  voegden  naar  de  leer  van  den  Hoogen  Raad.  By  het 
Hof  te  's  Hertogenbosch  behoeft  men  nu  niet  aan  te  komen 
om  faillietverklaring  op  grond  van  één  onbetaalde  schuld, 
terwgl  het  Hof  te  Amsterdam,  mits  de  verdere  omstan- 
digheden maar  overtuigend  genoeg  zgn,  met  één  schuld 
tevreden  is ,  en  we  van  de  drie  andere  Hoven  alleen  weten, 
dat  ze  vóór  de  uitspraken  van  den  Hoogen  Raad  diens 
opvatting  niet  deelden.  Aan  den  anderen  kant  echter  komt 
het  mij  voor,  het  zij  met  alle  bescheidenheid  gezegd,  dat 
het  Hof  te  Amsterdam  de  leer  huldigt ,  die  het  meest  over- 
eenkomstig de  Faillissementswet  is.  Deze  immers  vraagt 
alleen,  of  de  schuldenaar  heeft  opgehouden  te  betalen,  zonder 


O  Hof  Amsterdam  28  Febr.  1898.  W.  7257.  —  Zie  ook  Hof  Am- 
sterdam 17  Sept.  1897,  M,  v,  H.  1898,  bl.  45,  en  Hof  Amsterdam  13 
Oct.  1897.  M.  V.  H.  1898,  bl.  48,  die  beide  vao  later  datum  zijn  dan 
het  eerste  arrest  van  den  Hoogen  Haad,waarby  het  bestaan  van  meer- 
dere schulden  werd  geêischt. 
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van  concursus  te  spreken ;  en  nu  wege  men  b.v.  de  feiten 
en  omstandigheden ,  waarop  dit  Hof  zijn  laatste  uitspraak  ') 
grondde,  en  vrage  zich  af,  of  daaruit  niet  ten  duidelijkste 
bleek,  dat  de  gerequestreerde  inderdaad  had  opgehouden 
te  betalen. 

Tweede  vraag.  Moeten  meerdere  schuldeischers  op  betaling 
aandringen?  Hebben  wg  zooeven  gezien, dat  de Hooge Raad 
wel  het  bestaan  van  meerdere  schulden  eischt,  op  deze 
tweede  vraag  geeft  ons  hoogste  rechtscollege  een  ontken- 
nend antwoord.  De  zaak  waarin  het  deze  uitspraak  gaf, 
heeft  niet  minder  dan  vQf  malen  gediend ,  en  verdient , 
zij  dan  ook  in  't  kort ,  in  haar  geheel  behandeld  te  worden, 
omdat  er  nog  een  andere  quostie  in  schuilt,  welke  straks 
ter  sprake  zal  komen.  Een  wijnhandelaar  had  tegen  z\jn 
debiteur  een  vonnis  verkregen,  dat  uitvoerbaar  was  verklaard 
bij  lijfsdwang.  Op  't  punt  van  op  deze  wijze  het  vonnis  ten 
uitvoer  gelegd  te  zien,  deed  de  schuldenaar  aangifte  ter 
griffie ,  dat  hij  had  opgehouden  te  betalen  en  werd  failliet 
verklaard.  Tegen  dit  vonnis  kwam  de  wijnhandelaar  eerst 
in  verzet  bij  de  Rechtbank ,  en  toen  hy  werd  in  't  ongelijk 
gesteld  in  hooger  beroep  bij  het  Hof  te  Amsterdam,  beide 
keeren  primair  verzoekende,  dat  het  vonnis  wegens  het 
ontbreken  van  concursus  creditorum  zou  worden  vernietigd, 
subsidiair  dat  het  faillissement  op  grond  van  gebrek  aan 
actief  weer  zou  worden  opgeheven.  De  Rechtbank  wees 
zijn  verzoek  af,  omdat  er  volgens  opgaaf  van  den  curator 
wel  degelijk  actief  bestond ,  doch  overwoog  in  haar  beslis- 
sing niets  omtrent  het  ontbreken  van  concursus  creditorum. 
Toen  nu  ook  het  Hof  het  verzoek  van  de  hand  wees,  zich 
vereenigende  met  en  overnemende  de  motieven  van  het 
geappelleerde  vonnis,  zonder  zelf  iets  ter  motiveering  aan 
te  voeren,  werd  de  beslissing  van  den  Hoogen  Raad  inge- 
roepen over  de  vraag  of  deze  beschikking,  welke  niets 
bevatte  betreffende  de  beweerde  afwezigheid  van  concursus 

»)  Zie  bl.  363. 
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creditorum ,  wel  voldoende  was  gemotiveerd ;  en  inderdaad 
de  Hooge  Raad  antwoordde  ontkennend'),  vernietigde  hei 
arrest  en  verwees  de  zaak  naar  het  Hof  te  's  Gravenhage. 
Zonder  practisch  gevolg  intusschen  voor  den  requestrant; 
want  ook  dit  college  handhaafde  het  faillissement  Wat 
bleek  n.1.  waar  te  zijn  van  requirants  bewering,  dat  con- 
cursus  creditorum  zou  ontbreken?  Er  waren  wel  meerdere 
schuldeischers ,  doch  dezen  drongen  niet  op  betaling  aan. 
Het  Hof  nu,  zich  vereenigende  met  de  conclusie  van  den 
Procureur-Generaal,  besliste,  „dat  concursus  creditorum  wel 
„zal  moeten  geacht  worden  aanwezig  te  ziJQ,  wanneer  aanvan- 
„keiijk  voldoende  aanwijzing  bestaat,  dat,  mocht  het  faillisse- 
„ment  worden  uitgesproken,  meerdere  personen  hunne  rechten 
„als  schuldeischers  zullen  kunnen  laten  gelden,  onverschillig  of 
„blijkt,  dat  op  het  oogenblik  zelf  meer  dan  één  schuldeischer 
„op  betaling  aandringt."  De  hardnekkige  wijnhandelaar  be- 
proefde zijn  laatste  middel,  hij  ging  ook  van  dit  arrest 
in  cassatie,  doch  te  vergeefs.  De  Hooge  Raad  over- 
woog*): „dat  al  moge  het  niet  betalen  van  een  enkele  schuld, 
„waar  geen  andere  schulden  bestaan,  niet  geacht  kunnen  wor- 
„den  te  weeg  te  brengen  den  toestand  van  ophouding  van  beta- 
„ling,  welke  tot  faillietverklaring  aanleiding  kan  geven,  die  toestand 
„wel  aanwezig  kan  zijn  daar,  waar  de  schuldenaar  naast  eene 
„schuld,  waarvan  te  vergeefs  betaling  is  gevorderd,  nog  andere 
„schulden    heeft,    welke   hij   blijkt   niet  te  kunnen  of  te  willen 

„voldoen ; dat  de  rechter  mag  en  moet  letten  op  het  bestaan 

„van  schulden,  die,  al  moge  niet  op  betaling  z\jn  aan- 
„gedrongen,  in  strijd  met  handels-  of  maatschappelijke  ge- 
„woonten ,  zijn  onbetaald  gebleven,"  enz. 

Geheel  in  overeenstemming  met  deze  uitspraak  is  de  vol- 
gende beslissing,  reeds  vroeger  door  de  Rechtbank  te  Zie- 
rikzee  *)  gewezen.  Het  betrof  daar  de  faillietverklaring  van 
iemand,  die  behalve  de  som,  op  grond  waarvan  de  requi- 
rant  zijn  verzoek  deed,  nog  schuldig  was  ƒ  275  onder  ver- 


ij  H.  R.  11  Maart  1899,  W,  7252. 

»)  H.  R.  2  Juni  1899,    W.  7287. 

')  Rb.  Zierikzee  20  Juli  1898,   W.  7208. 
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band  van  zyn  schip,  waarvan  hfl  echter  de  rente  steeds 
trouw  had  voldaan,  en  verder  bg  een  zeihnaker  en  nog 
een  leverancier  een  loopende  rekening  had  tot  een  gering 
bedrag.  Terecht  nam  de  Rechtbank  hier  den  toestand  van 
art.  1  niet  aan.  Van  geen  dier  schulden  kon  gezegd  worden, 
dat  ze  in  strqd  met  maatschappelyke  of  handelsgewoonten 
onbetaald  waren  gebleven. 

Nog  iets  verder  ging  het  Hof  te  's  Gravenhage.  Zelfs  die 
schulden,  waarvan  de  schuldeischers  uitdrukkel\jk  hebben 
verklaard,  dat  ze  op  betaling  willen  wachten,  kunnen,  vol- 
gens dit  Hof,  medewerken  tot  het  constateeren  van  den 
toestand  van  art.  1.  —  Toen  n.1.  tegen  een  faillietverkla- 
ring werd  aangevoerd,  dat  concursus  zou  ontbreken,  om- 
dat alle  crediteuren  op  één  na  bereid  waren  te  wachten 
op  betaling  tot  des  schuldenaars  geldelijke  omstandigheden 
door  het  tot  stand  komen  van  een  voorgenomen  huwelijk 
zouden  zgn  verbeterd,  overwoog  het  Hof*),  „dat  concursus 
„wel  zal  moeten  worden  geacht  aanwezig  te  zijn,  wanneer  aan- 
„vankelijk  voldoende  aanwgzing  bestaat  dat,  mocht  het  faillis- 
„sément  worden  uitgesproken,  meerdere  personen  als  schuld- 
„eifschers  hunne  rechten  zullen  kunnen  laten  gelden,  onverschillig 
„of  blijkt,  dat  op  het  oogenblik  zelf  meer  dan  één  schuldeischer 
„op  betaling  aandringt,"  enz. 

Derde  vraag.  Mogen  voor  het  bewijs  van  concursus  ook 
niet-opeischbare  schulden  meewerken  ? ')  Een  beslist  ant- 
woord heb  ik  niet  kunnen  vinden.  Wel  zegt  de  Hooge  Raad  in 
zijn  op  bl.  359  behandeld  arrest  *):  ,dat  het  niet  betalen  van 
«een  enkele  schuld  slechts  dan  een  toestand  van  ophouding 
9  van  betaling  aanwijzen  kan,  wanneer  het  wegens  de  omstan- 
„digheden,  waaronder  de  niet-betaling  van  die  schuld  plaats 
„heeft,  te  verwachten  is,  dat  de  schuldenaar  ook 
«tegenover  z\jn  andere  schuldeischers  zijn  ver- 


0  Hof  den  Haag  U  April  1899,  W.  7286. 

*)  Zie  over  de  vraag,  of  de  scbnldeischer,  wiens  vordering  niet 
opeischbaar  is,  faillissement  kan  aanvragen,  hierboven  bl.  351. 
»)  H.  R.  13  Mei  1897,  W.  6976. 
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,plichling  tot  betaling  niet  zal  nakomen",  enz. 
Nu  dunkt  mij,  dat  evengoed  van  een  niel-opvorderbare  schuld 
kan  worden  geconstateerd,  dat  zg  gevaar  loopt  op  den  verval- 
dag niet  betaald  te  worden,  vooral  wanneer  die  vervaldag  niet 
meer  verre  is,  als  van  een  reeds-opeischbare  vordering.  Aan 
den  anderen  kant  hebben  wij  zooeven  gezien ,  dat  de  Hooge 
Raad  den  rechter  gelast  te  letten  op  het  bestaan  van  andere 
schulden,  die,  al  moge  niet  op  betaling  z\jn aangedrongen, 
in  strijd  met  handels-  of  maatschappelijke  ge- 
woonten onbetaald  z^jn  gebleven.  Dit  laatste  kan 
men  van  niet-opeischbare  schulden  niet  zeggen;  't  is  juist 
volgens  de  overeenkomst  zelf,  dat  ze  nog  niet  voldaan  zyn. 
In  zyn  arrest  van  3  Juni  1898  had  de  Hooge  Raad  zich 
over  deze  questie  kunnen  uitspreken,  want  de  requestrant 
beweerde,  dat  niet-opeischbare  schulden  tot  het  aannemen 
van  concursus  hadden  meegewerkt,  maar  deze  beslissing 
werd  vermeden  door  eenvoudig  te  overwegen,  dat  de  be- 
wering van  den  requirant  niet  waar  was  en  het  middel 
dus  z\jn  feitelijken  grondslag  miste.  Het  Openbaar  Min.  echter, 
in  zyn  aan  dit  arrest  voorafgaande  conclusie,  heeft  wel  party 
gekozen,  door  als  zijn  meening  uit  te  spreken'):  „dat  al 
„mogen  niet-opeischbare  vorderingen  ten  gevolge  van  den 
„faillieten  toestand  op  vorderbaar  worden,  daaruit  niet  volgt, 
„dat  zij  kunnen  medewerken  om  iemand  in  staat  van  fail- 
„lissement  te  doen  verklaren". 

Het  is  hier  de  plaats,  om  het  volgende  arrest  van  het 
Hof  te  Amsterdam  ')  te  bespreken.  Een  schuldeischer  had 
kort  vóór  den  vervaldag  de  betaling  gevraagd  van  een  niet- 
opeischbare  schuld ,  en  toen  de  debiteur,  een  commissionnair 
in  effecten ,  antwoordde ,  dat  hy  daartoe  niet  in  staat  was, 
diens  faillissement  aangevraagd.  Maar  de  Rechtbank  wei- 
gerde en  de  schuldeischer  ging  in  hoog^r  beroep.  Want, 
zeide  hy ,  wanneer  een  commissionnair  in  effecten,  betrokken 


•)  H.  H.  3  Juni  1898,   TT.  7133. 

")  Hof  Amsterdam  20  Juli  1897,  3f.  v.  ï/.  1898  bl.  57. 
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70oals  hij  zelf  zegt  in  tal  van  ondernemingen,  geen  ƒ30.000 
kan  betalen,  is  bet  te  verwachten,  dat  hij  ook  tegenover  zijn 
andere  schuideischers  zijn  verplichting  tot  betaling  niet  zal 
nakomen.  Hg  verkeert  dus  in  den  toestand  van  art.  1  Fail- 
lissementswet.    —    Het   arrest   overwoog:   „dat  het  Hof,   nu 
„uit  een  overjrelegd   procesverbaal  van   verhoor   van  den  heer 
„H.  (den  gerequestreerde)  voor  de  Rechtbank  te  Utrecht  geble- 
„ken  is,  dat  genoemde  H.  ontkend  heeft,  dat  de  ten  deze  he- 
^doelde  vordering  opeischbaar  is  —  geene  termen  vindt  om  van 
„de  beslissing  van   de  Rechtbank   te  Utrecht  d.d.  7  Juli  af  te 
„wijken,"  enz. 

Men  boude  in  't  oog,  dat  in  dit  geval  dezelfde  niet-op- 
eischbare  schuld  èn  den  schuldeischcr  het  recht  moest  ver- 
leenen  om  het  faillissement  aan  te  vragen,  èn  moest  bewyzen, 
dat  de  schuldenaar  werkelijk  had  opgehouden  te  betalen. 
Ook  Mr.  Molengraaff  ontkent ,  dat  een  niet-opeischbare 
schuld  deze  dubbele  functie  kan  vervullen.  Wanneer  deze  schrü- 
ver  op  bl.  101  van  zijn  werk  over  de  Faillissementswet  heeft 
aangetoond,  dat  ook  de  schuldeischer  van  een  niet-opeisch- 
bare vordering  ontvankelijk  is  in  een  verzoek  om  failliet- 
verklaring, laat  hy  daarop  onmiddellijk  volgen:  „Evenwel  zal 
„m  dit  geval  uit  de  niet  bevrediging  van  den  verzoeker 
„geenerlei  bewijs  zyn  te  putten,  maar  de  toestand  van  het 
„ophouden  met  betalen  uit  andere  feiten  en  omstandigheden 
,  moeten  blijken." 

Intusschen  is  hiermee  nog  steeds  niet  uitgemaakt,  of  een 
niet-opeischbare  schuld  mag  medewerken  tot  het  bewijs  voor 
den  toestand  van  art.  1  Faillissementswet,  wanneer  een  andere 
schuldeischer  de  aanvrage  doet.  Evenals  in  de  meeste  geval- 
len hangt  hier  dunkt  mij  alles  af  van  de  omstandigheden: 
of  de  niet- vervallen  schuld  groot  is,  of  zy  spoedig  opeisch- 
baar wordt,  enz.. Eens  en  voor  al  te  zeggen:  een  niet-opeisch- 
bare vordering  mag  nooit  medegelden,  gaat,  naar  mijn  beschei- 
den meening,  niet  aan. 

Vierde  vraag,  Doet  de  gerequestreerde  door  niet  te  ver- 
schenen,  hoewel   opgeroepen  om  te  worden  gehoord  over 


Digitized  by  VjOOQIC 


369 

hel  verzoek  tot  zyn  faillietverklaring,  een  vermoeden  in  zijn 
nadeel  ontstaan  ?  —  Hel  behoefl  eigenlyk  geen  beloog,  dat 
wie  er  prijs  op  stelt  niet  failliet  verklaard  te  worden,  goed 
doet  door  te  verschenen.  Eén  voorbeeld  vond  ik,  waar 
ondanks  niet- verschijning  van  den  gerequestreerde  het  ver- 
zoek werd  afgewezen.  Het  gold  daar  de  faillietverklaring 
van  iemand  die  als  borg  gehouden  was  tot  betaling  van 
ƒ  50.000,  en,  gesommeerd  om  binnen  acht  dagen  te  betalen, 
daaraan  niet  had  voldaan  noch  ook  was  verschenen,  hoewel 
opgeroepen  om  te  worden  gehoord  volgens  art.  6  al.  1. 
Niettemin  werd  het  verzoek  van  de  hand  gewezen  door  de 
Rechtbank'),  overwegende:  „dat  hel  niet  voldoen  aan  die 
„sommatie,  de  niel-betaling  binnen  8  dagen  dier  aanzienlijke 
„som  waarvoor  zy  zich  als  borg  verbonden  had,  nog  niet 
„medebrengt  dat  de  gerequestreerde  verkeert  in  eeuen  toestand 
„dat  zq  heeft  opgehouden  Ie  betalen,  en  geene  andere  om- 
„standigheden  zijn  aangevoerd  of  gebleken,  waaruit  dit 
„zou  kunnen  worden  afgeleid;"  enz.  By  de  Rechtbank  te 
Zutphen  telt  dus  de  niet-verschiining  in  't  geheel  niet 
mee. 

Maar  het  Hof  te  Arnhem  dacht  er  heel  anders  over.  B\j 
arrest  van  3  Maart  1897')  vernietigde  het  deze  beschikking 
op  den  volgenden  grond :  „O.,  dat  bij  de  aangevallen  beschikking 
„wortil  overwogen,  dat  uit  hel  niet  voldoen  van  eene  zoo  aan- 
„zienlijke  som  binnen  8  dagen  nog  niet  volgt,  dat  de  schuldenaar 
„verkeert  in  den  toestand  van  te  hebben  opgehouden  met  betalen ; 

„O.,  dal  indien  gerequestreerde  zich  hierop  had  beroepen,  dit 
„een  punt  van  onderzoek  zou  hebben  kunnen  uitmaken,  maar 
„zulks  thans  buiten  beschouwing  moet  bl\jven ,  en  uit  het  volkomen 
„stilzwijgen  van  gerequestreerde  op  de  sommalie  en  haar  niet 
„verschijnen  op  de  oproepingen  om  door  den  rechter  over  de 
„aanvrage  tot  hare  faillielverklaring  gehoord  Ie  worden,  niets 
„anders  kan  afgeleid  worden ,  dan  dat  zij  legei.  hare  gehouden- 
„heirt  tot  belalen  en  de  aangevraagde  faillietverklaring  niets  heeft 
„in  te  brengen,  en  niet  in  staat  of  niet  van  zins  is,  hare  finan- 


')  Rb.  Zutphen  10  Febr.  1897,  W.  7003. 
')  Hof  Arnhem  3  Maart  1897,  W.  6962. 
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„cieele  verplichtingen  na  Ie  komen ,  weshalve  zij  verkeert  in  den 
„toestand,  bedoeld  in  art.  1  der  Faillissementswet,"  enz. 

Geheel  in  denzelfden  geest  is  gewezen  een  arrest  van  't 
Hof  te  Arnhem  '),  dat  hierboven  reeds  is  behandeld  met  het 
oog  op  een  andere  questie.  Zie  boven  bl.  361. 

Vijfde  vraag.  Is  het  voor  faillietverklaring  noodig,  dat 
de  schuldenaar  werkelijk  eenig  vermogen  heeft?  Een  schuld- 
eischer,  die  tegen  zyn  debiteur  een  vonnis  had  verkregen 
uitvoerbaar  bij  lyfsdwang,  zag  zich  van  dit  laatste  executie- 
middel beroofd ,  doordat  de  schuldenaar  aangifte  deed ,  dat 
hij  had  opgehouden  te  betalen,  en  failliet  was  verklaard. 
Tegen  deze  faillietverklaring  kwam  de  teleurgestelde  crediteur 
in  verzet  eerst  bij  de  Rechtbank,  toen  bij  't  Hof,  toen  bij 
don  Hoogen  Raad,  doch  steeds  te  vergeefs.  In  cassatie  be- 
riep hij  zich  juist  op  het  feit,  dat  z\jn  schuldenaar  niets  bezat 
en  dus  niet  kon  worden  failliet  verklaard ,  maar  de  Hooge 
Raad  overwoog  dienaangaande  conform  de  conclusie  van 
den  Procureur-Generaal  *) :  „dat  het  voorgestelde  middel  zijn 
„feitelijken  grondslag  mist,  omdat  bij  het  beklaagde  arrest  niet 
„is  uitgemaakt,  dat  de  gefailleerde  geen  vermogen  bezit,  en 
„dat,  al  ware  dit  als  ten  processe  vaststaande  aan  te  nemen ,  toch 
„het  middel  zou  zijn  ongegrond,  omdat  de  faillietverklaring  is 
„gerechtvaardigd,  waar  zooals  hier  bevonden  is  het  geval  te  zijn, 
„de  schuldenaar  verkeert  in  den  toestand  van  te  hebben  opge- 
„houden  te  betalen,  terwijl  evenmin  uit  art.  16  als  uit  art.  20 
„der  Faillissementswet  kan  worden  afgeleid,  dat  de  rechter, al- 
„ vorens  de  faillietverklaring  uit  te  spreken,  zich  behoort  te 
„vergewissen,  niet  slechts  dat  de  toestand  van  ophouding  van 
„betaling  b\j  den  schuldenaar  bestaat,  maar  ook  dat  de  schul- 
„denaar  vermogen  bezit,  en  alleen  waar  ook  dit  laatste  het  geval 
„is,  de  faillietverklaring  mag  worden  uitgesproken,"  enz.') 

Na  deze  pertinente  uitspraak  van  den  Hoogen  Raad  wekt 
de  volgende  beslissing  van  de  Rechtbank  te  Amsterdam  wel 
eenige   verbazing.   Een   schuldenaar  die  zich  bevond  in  ci- 


M  Hof  Arnhem  12  Mei  1897,   W.  6983. 

2)  Zie  over  deze  overweging  hierboven  bL  357. 

')  H.  R.  6  Mei  1898,    W.  1\^\. 
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viele  gyzeJing  deed  aangifte,  dat  hij  verkeerde  in  den  toestand 
van  te  hebben  opgehouden  met  betalen ;  zijn  aanvrage  werd 
echter  door  de  Rechtbank  te  Amsterdam  geweigerd,  omdat 
zyn  boedel  uit  niets  bestond  dan  uit  eenige  meubelen  van 
geringe  waarde,  en  hij  dus  volgens  't  oordeel  der  Recht- 
bank in  zoodanigen  toestand  verkeerde,  dat  b\j  gebreke 
aan*  actief  van  executie  des  boedels  geen  sprake  kon  zyn 
en  dus  —  gezien  art.  16  der  Faillissementswet  —  geen 
faillietverklaring  kon  volgen. 

Anders  dacht  het  Hof  te  Arasterdam  er  over,  dat  in 
overeenstemming  met  de  leer  van  den  Hoogen  Raad  en 
zich  vereenigende  met  de  motieven  van  den  Procureur- 
Generaal    deze    beschikking     vernietigde ,    overwegende  ')  : 

„dat art.  16  der  Faillissementswet  wel  aan  de  Rechtbank 

„de  bevoegdheid  geeft,  indien  de  toestand  des  boedels  van  een 
„faillietverklaarde  daartoe  aanleiding  geeft,  op  voordracht  van 
„den  Rechter-Gommissaris  hetzg  de  koslelooze  behandeling,  het- 
„zij  opheffing  van  het  faillissement  te  bevelen ,  maar  dat  uit  geene 
„bepaling  dier  wet  valt  af  te  leiden,  dat  op  grond  van  gebrek 
„aan  of  te  geringheid  van  actief  ook  de  aangifte  of  aanvraag  tot 
^faillietverklaring  kan  worden  afgewezen,''  enz. 

Zesde  vraag.  Is  het  noodig  dat  de  schuldenaar,  zal  h\j 
failliet  verklaard  kunnen  worden,  niet  in  staat  is  om 
te  betalen  ?  Of  behoeft  naar  de  reden  van  het  niet-betalen 
niet  gevraagd  te  worden?  Nauwkeurig  wordt  deze  onder- 
scheiding in  't  oog  gehouden  in  een  arrest  van  't  Hof  te 
Amsterdam ') ,  waarop  ik  straks  in  een  ander  verband  zal 
terugkomen.  Een  firma  te  Bussum  weigerde  een  door  haar 
geaccepteerden  wissel  te  betalen,  omdat  zich'  na  de  accep- 
tatie feiten  hadden  voorgedaan,  die  ernstige  redenen  van 
tegenspraak  opleverden  tegen  de  betaling.  Toen  daarop  de 
crediteur  op  grond  dier  wanpraestatie  faillissement  aanvroeg, 
wees  de  Rechtbank  terecht  dit  verzoek  van  de  hand.  Maar 
in  hare  motiveering  was  ze  al  heel  ongelukkig.  „Overwegende'', 


')  Hof  Amsterdam  2  Nov.  1898,  P.  v.  J.  1898  n».  19. 
«)  Hof  Amsterdam  2  Dec.  1896,  W.  6911. 
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lezen  wq  t.  a.  p.,  „dat  uit  de  sustenuen  van  partijen  hoogstens  volgt, 
„dat  j^erequestreerden  eene  op  hen  rustende  verplichting  tot 
„betalen  niet  nakomen  om  hen  daartoe  nopende  redenen,  maar 
„geenszins  dat  z\j  in  den  toestand  verkeeren,  dat  z\j  hebben  op- 
„gehouden  te  betalen,  dat  wil  zeggen  dat  zij  buiten  staat  z\jn 
„te  betalen,"  enz. 

Requestrant  komt  in  het  request ,  waarin  hij  bij  het  Hof 
vernietiging  van  deze  beschikking  vraagt,  met  klem  op  tegen 
deze  , splinternieuwe  leer".  Hg  beroept  zich  op  de  Memorie 
van  Toelichting  op  art.  1 :  .Ophouden  te  betalen  heeft 
jjdus  plaats  by  weigering  om  te  betalen  zonder  aanvoering 
„van  redenen,  of  wel  op  grond  van  het  niet  kunnen  b(  talen. 
„Het  eene  zoowel  als  het  andere,  niet  alleen  het  laatste. 
„  Het  niet  willen  betalen  heeft  evenzeer  als  het  niet  kunnen  be- 
„talen  tengevolge  dat  de  schuldeischers  niet  voldaan  worden, 
„beiden  roepen  den  concursus  in  het  leven,  waarin  de 
„raison  d'être  van  het  faillissementsbeslag  is  gelegen".  En 
hij  had  dan  ook  de  satisfactie,  dat  het  Hof  hemop  dit  punt 
gelyk  gaf  met  deze  woorden :  „Overwegende  dat  het  Hof  het 
„gevoelen  der  Rechtbank  niet  deelt,  dat  slechts  de  schuldenaar, 
„die  tengevolge  van  onvermogen  ophoudt  te  betalen ,  verkeert  in 
„den  toestand  bedoeld  in  art.  1  der  Faillissementswet,  daar 
„zoowel  uit  de  woorden  als  uit  de  geschiedenis  dier  wetsbepaling 
„volgt,  dat  de  oorzaak  der  niet- betaling  ten  eenenmale  onver- 
„schillig  is,"  enz. 

Maar  den  schuldenaar  failliet  verklaren,  dat  weigerde  het 
Hof  zoo  goed  als  de  Rechtbank ,  zij  H  dan  ook  op  andere 
gronden.  —  Mij  dunkt  de  requestrant  gaf  met  zyn  aanha- 
ling uit  de  Memorie  van  toelichting  aan  het  Hof  een  wapen 
in  de  hand  tegen  zich  zelf.  Wat  lezen  we  daar  namelijk? 
Ophouden  te  betalen  heeft  dus  plaats  bij  weigering  om  te 
betalen  zonder  aanvoering  van  redenen.  Maar  in  dit  geval 
gaf  de  schuldenaar  wel  degelijk  redenen  op  en  zeer  ge- 
gronde ook,  die  dan  ook  de  grond  waren,  waarop  het 
Hof  het  verzoek  van  de  hand  wees.  (Zie  beneden  bl.  374.) 

Geheel  in  overeenstemming  met  deze  beslissing  van  het 
Hof  te  Amsterdam  is  een  uitspraak  van  het  Hof  te  's  Gra- 
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venhage  *),  waaruit  ik  alleen  deze  woorden  overneem: 
„dat  het  voor  faillietverklaring^  j^een  vereischte  is,  dat  de  schul- 
„ienaar  inderdaad  onvermogend  is  en  meer  schulden  dun  baten 
„heeft,  maar  dat  hij  in  den  toestand  verkeert,  dat  h\j  heeft 
„opgehouden  te  betalen",  enz. 

Maar  zich  zelf  niet  gelijk  bleef,  dunkt  mij ,  het  Hof  te 
Amsterdam,  toen  het  de  volgende  beschikking  gaf*):  „Over- 
„ wegende,  dat  uil  de  opgave  van  wege  den  curator  den  Hove 
„gedaan,  is  gebleken,  dat  de  geldelijke  toestand  waarin  reques- 
„trant  verkeert,  den  slaat  van  faillissement,  waarin  hq  bq 
„meergpraeld  vonnis  is  verklaard,  niet  wettigt,  daar  de  haten 
„zijne  schulden  verre  overtreffen,"  enz.  Ongelukkig  geeft  het 
Magazijn  van  Handelsrecht  van  het  arrest  niets  dan  deze 
ééne  motiv^ering. 

Tot  goed  verstand  der  beslissing  moet  men ,  waar  't  een 
faillietverklaring  geldt,  eigenlyk  altijd  de  geheele  toedracht 
der  zaak  kennen ;  maar  zooals  zij  hier  gegeven  wordt ,  meen 
ik  er  uit  op  te  maken,  dat  het  Hof  tot  zijn  besluit  kwam 
alteen  op  grond  van  't  feit ,  dat  de  baten  de  schulden  verre 
overtroffen .  en  die  grond  kan  daarvoor ,  naar  mijn  beschei- 
den oordeel,  niet  dienen.  „Bedenkelijk",  teekent  ook  Mr, 
Molengraaff  bg  dit  arrest  aan  op  bh  431  van  z^n  Lei- 
draad. 

Zal  zich  dan  het  geval  dikwyls  voordoen,  dat  iemand, 
hoewel  in  staat  om  zyn  schuldeischers  te  voldoen,  ophoudt 
te  betalen?  Niet  dikwijls;  maar  't  kan  toch  voorkomen, 
getuige  het  geval,  waarvan  het  Magazijn  van  Handelsrecht 
ons  de  bijzonderheden  onthield.  Ook  laat  hel  zich  zeer  goed 
denken  als  volgt.  Heel  wat  kleine  en  zelfs  vrij  groote  werk- 
bazen houden  zeer  onvoldoende  boek  en  weten  nooit  precies 
te  zeggen ,  of  ze  op  een  gegeven  oogenblik  meer  te  vorderen 
dan  wel  te  betalen  hebben.  Stel  nu  dat  zoo  iemand ,  wien 
de  betaling  van  zyn  leveranciers  al  zoo  menig  benauwd 


O  Hof  'sGravenhage  1  Mei  1899,  TT.  7294. 

")  Hof  Amsterdam  li  Juli  1897,  M.  v.  H.  1898,  bl.  42. 


Digitized  by  VjOOQIC 


374 

uur  heeft  gekost,  op  den  vervaldag  niet  in  staal  is  een 
wissel  te  voldoen.  Hij  heeft  nog  wel  van  dezen  en  genen 
iels  Ie  vorderen ,  maar  wegens  karweitjes ,  die  op  de  jaar- 
rekening komen,  genoteerd  op  een  vol  papiertje,  in  een 
los  notitieboekje,  in  een  oud  cahier,  op  de  loi  en  zelfs  op 
den  muur  van  zijn  werkplaats ;  en  om  de  betaling  daarvan 
durft  hij  bovendien  tusschentöds  zijn  klanten  niet  lastig  te 
vallen  uit  vrees,  dat  ze  zich  bg  een  ander  zullen  vervoegen. 
Stel  nu  verder,  dat  de  crediteur  zijn  faillissement  aanvraagt , 
en  dat  de  schuldenaar  iemand  is ,  die  spoedig  bg  de  pakken 
gaat  zitten ,  dan  is  er  geen  tw|jfel  aan,  of  het  verzoek  wordt 
toegestaan  en  de  slordig  boekhoudende  werkbaas  wordt 
failliet  verklaard.  Nu  gaat  de  curator  aan  H  bijschrijven  en 
nasnuflfelen ,  aan  't  rekenen  en  cijferen ,  en  't  blijkt  dat  er 
meer  dan  100  percent  aanwezig  is.  Kan  nu  de  schuldenaar 
op  grond  daarvan  de  vernietiging  van  de  beschikking  der 
Rechtbank  vragen?  Mg  dunkt  neen.  —  En  zoo  zgn  er  wel 
meer  gevallen  te  bedenken,  waarin  ook  de  wetgever  heeft 
voorzien,  toen  hij  in  art.  193  schreef:  Zoodra  aan  de  ge- 
verifieerde schuldeischers  het  volle  bedrag  hunner  vorderin- 
gen  is  uitgekeerd neemt  het  faillissement  een  einde. 

Ten  zevende.  Wanbetaling  eener  schuld  kan  niet  als  bewgs 
dienen  voor  den  toestand  van  te  hebben  opgehouden  met 
betalen ,  wanneer  summierlgk  blpt,  dat  de  gerequestreerde 
ernstige  redenen  van  tegenspraak  heeft*).  Summierlijk 
blijken  is  natuurlijk  voldoende ,  waar  zooals  boven  is  geble- 
ken de  regelen  van  het  wettig  bewijs  in  de  procedures  tot 
faillietverklaring  geheel  op  zijde  worden  gezel.  (Zie  boven  bl. 
351.)  Het  is  misschien  niet  overbodig  een  paar  voorbeelden 
te  geven. 

Een  Duitsch  fabrikant  had  aan  een  firma  te  Bussum  een 
machine  geleverd,  ter  betaling  waarvan  een  wissel  was 
geaccepteerd.  Toen  echter  bleek,  dat  de  machine  volstrekt 
niet   aan   de   eischen   beantwoordde,  dagvaardde  de  firma 

O  H.  R.  8  Januari  1897,  W.  6911.  Zie  over  hel  hierbij  bevestigde 
arrest  van  het  Hof  te  Amsterdam,  boven  bi.  371. 
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haren  leverancier  om  van  de  overeenkomst  de  ontbinding  te 
hooren  uitspreken  op  grond  van  wanpraestalie ,  en  weigerde 
de  betaling  van  den  geaccepteerden  wissel  aan  den  houder, 
zijnde  la  Banque  populaire  Suisse.  Deze  vroeg  daarop  fail- 
lietverklaring van  de  firma  aan,  eerst  bij  de  Rechtbank, 
toen  bg  het  Hof,  doch  te  vergeefs.  Beiden  vonden  het 
bestaan  der  vordering  van  requestrant  twijfelachtig  op  grond 
van  de  tegenspraak ,  vooral  ook  omdat  de  trekker  van  den 
geaccepteerden  wissel  (de  Duitsche  machinefabrikant)  in- 
middels den  wissel  had  ingetrokken.  Ook  het  beroep  in 
cassatie  werd  natuurlijk  verworpen. 

Een  ander  geval :  faillietverklaring  werd  aangevraagd 
wegens  het  niet-betalen  van  ƒ175. —  aan  proceskosten.  Ge- 
requestreerde  voerde  aan,  dat  deze  som  door  compensatie 
was  te  niet  gegaan ,  en  de  Rechtbank  te  Rotterdam  *)  wees 
het  verzoek  van  de  hand.  In  appèl ')  beriep  de  schuldeischer 
zich  bovendien  op  het  feit,  dat  de  gerequestreerde  in  No- 
vember nog  niets  had  afgedaan  van  zyn  rvjksbelastingen 
van  dat  jaar ,  hoewel  de  betalingstermijnen  reeds  lang  waren 
vervallen.  Ook  dit  mocht  hem  niet  baten.  De  Procureur- 
Generaal  vond,  dat  „het  in  gebreke  blijven  in  bedoelde  af- 
,  betaling  alleen  een  gevolg  kan  zyn  geweest  van  een  zich 
,niet  zelden,  hoewel  dan  zeker  ten  onrechte,  by  belasting- 
, schuldigen  voordoend  gebrek  aan  stiptheid  met  betrekking 
,tot  de  inachtneming  der  gestelde  termünen". 

Zie  nog  een  geval  waarin  het  Hof  te  Amsterdam  *)  een 
faillietverklaring  weigerde ,  aangevraagd  op  grond  van  wan- 
betaling van  gemeentebelasting ,  omdat  gerequestreerde  had 
gereclameerd  en  het  dus  „een  faillietverklaring  gold  op  grond 
,van  niet-betalen  van  schulden,  die  betwist  worden";  en 
ten  slotte  een  vierde  geval,  waar  hetzelfde  Hof  als  motief 
voor  zgn  afwijzende  beschikking  niet  anders  opgaf  dan  het 


»)  Rb.  Rotterdam  31  Ocl.  1896,   W.  6915. 

»)  Hof  'sGravenhage  7  Dec.  1896,   W,  6915. 

»)  Hof  Amsterdam  18  Nov.  1896,  W,  6904. 
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volgende  *) :  „dat  in  dezen  niet  is  bewezen,  dat  de  gerequestreerde 
;, verkeert  in  den  toestand,  dat  h\j  heeft  opgehouden  te  bèta- 
„len,  daar  toch  het  vorderingsrecht  van  het  bedrag,  waarvoor 
„wegens  niet-betaling  faillissemeht  is  aangevraagd,  wordt  he- 
„twist",  enz.  —  Is  het  Hof  hier  niet  wat  heel  laconisch 
in  z\jn  motiveering?  't  Is  of  elke  betwisting  van  den 
schuldenaar  voldoende  is  om  de  faillietverklaring  te  ver- 
Üdelen.  Hy  zal  toch  voor  zfln  betwisting,  zy  't  dan  ook 
summierlgk,  wel  goede  gronden  moeten  aanvoeren. 

In  de  laatste  plaats  wenschte  ik  hier  het  volgende  typische 
geval  te  bespreken.  Een  kleermaker,  die  eerst  onlangs  zaken 
was  begonnen  en  niet  zonder  succes ,  doch  op  een  gegeven 
oogcnblik  niet  in  staat  w^as  een  betrekkelijk  kleine  schuld 
van  ƒ75. —  te  betalen,  was  op  verzoek  van  dien  onbe- 
vredigden  schuldeischer  failliet  verklaard.  Daartegen  deden 
zyn  grootste  crediteuren,  opkomende  met  meer  dan  ƒ2000. — , 
verzet,  omdat  bet  faillissement  in  dezen  het  belang  der 
gezamenlijke  crediteuren  zou  schaden.  Immers  zy  twgfelden 
niet,  of  na  verloop  van  tgd  zou  de  yverige  tailleur  in  staat 
zyn  alles  af  te  betalen ,  terwyl  een  faillissement ,  's  mans  ere- 
diet  en  goeden  naam  benadeelende ,  aan  die  verwachtingen 
den  bodem  zou  inslaan.  De  Rechtbank ')  weigerde ,  omdat 
de  toestand  van  den  schuldenaar  en  het  vorderingsrecht  van 
den  oorspronkelijken  requirant  tot  faillietverklaring  niet  waren 
gewijzigd.  Nu ,  dat  was  waar ,  maar  moest  daarom  de  eerste 
beslissing  per  se  bevestigd  worden  ?  Had  de  Rechtbank  niet 
moeten  onderzoeken,  of  z\j  zich  in  den  toestand  had  ver- 
gist, toen  z|j  de  faillietverklaring  uitsprak?  De  beslissing 
over  de  vraag,  of  iemand  heeft  opgehouden  te  betalen, 
heeft  iets  zeer  subjectiefs,  maar  my  dunkt,  dat  dit  niet 
kan  gezegd  worden  van  iemand,  die  pas  een  aflFaire  be- 
gonnen is,  zooveel  crediet  heeft,  dat  zyn  grootste  schuld- 
eischers  hem  gaarne  de  gelegenheid  geven  om  door  te  gaan, 


^)  Hof  Amsterdam  2  Febr.  1897,  Mag,  v.  Handelsr.   1898,  bl.  53. 
*)  Rb.  Amsterdam  16  Nov.  1898,  F.  v.  J.  1899,  n«.  15. 
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raaar  op  een  gegeven  oogenblik  niet  f  75!—  beschikbaar 
heeft  voor  een  wantrouwend  crediteur,  die  maar  dadelijk 
zijn  toevlucht  neemt  tot  faillissementsaanvrage.  Zoo  dacht 
ook  het  Hof  er  over,  te  meer  nog  omdat  de  schuldeischer, 
die  oorspronkelgk  het  faillissement  had  aangevraagd,  zich 
in  appèl  bg  de   requiranten  tot  opheffing  had  aangesloten. 

„Overwegende,"  zegt  het  Hof*),  „dat niet  mag  worden  over 

„'t  hoofd  gezien,  dat  de  inzichten  van  den  crediteur, wiens aan- 
„vrage  het  faillissement  in  het  leven  riep,  wèl  zijn  gew\jzigd  in 
„dier  voege,  dat  h\j  zich  aansloot  bij  de  crediteuren,  die  de 
„opheffing  daarvan  wenschen; 

„O.,  dat  het  verzet  tegen  de  faillietverklaring  door  twee  der 
„voornaamste  crediteuren  bq  de  Rechtbank  gedaan  wel  is  waar 
„niet  wordt  gesteund  door  alle  crediteuren  van  den  gefailleerde, 
„raaar  dat  het  belang  van  de  zeer  enkelen,  die  niet  van  hun 
„gevoelen  deden  blijken,  niet  overwegend  genoeg  is  om  tegen  den 
„wensch  en  het  beweerd  belang  der  overgroote  meerderheid  den 
„staat  van  faillissement  te  doen  voortduren",  enz. 

Tegen  de  motiveering  van  dit  arrest  waag  ik  het  intus- 
schen  een  bedenking  te  opperen.  Lees  ik  het  goed,  dan 
vindt  het  Hof  het  eigenlek  jammer,  dat  niet  alle  crediteuren 
het  verzet  tegen  de  faillietverklaring  steunen,  doch  heft  het 
niettemin  het  faillissement  op,  omdat  dit  de  wensch  en  het 
belang  van  de  overgroote  meerderheid  der  crediteuren  is.  Maar 
komt  het  Hof  zoodoende  niet  in  een  verkeerd  spoor ,  waar 
we  juist,  dank  zij  de  wet-Pijnappel,  uit  geraakt  zijn?  Of 
moet  er  tvel  op  't  belang  der  schuldeischers  gelet  worden 
bö  verzet  tegen,  niet  by  verzoek  tot  faillietverklaring?  Ik 
zou  zeggen:  èn  b\j  faillissementsaanvrage  door  den  schuld- 
eischer ,  èn  bQ  aangifte  door  den  schuldenaar ,  èn  by  verzet 
èn  in  appèl  is  er  maar  één  vraag,  die  den  rechter  heeft 
bezig  te  houden,  n.1.  of  naar  zijn  subjectieve  opinie  de 
schuldenaar  heeft  opgehouden  met  betalen.  Dat  is  het ,  dunkt 
mö,  wat  telkens  weer  opnieuw  en  zorgvuldig  moet  worden 
onderzocht.  Doch  dat  deed  de  Rechtbank  niet,  toen  zy 
eenvoudig  te  kennen   gaf,   dat  de  toestand  niet  gewyzigd 


»)  Hof  Amsterdam  5  Dec.  1898,  P.  v.  J.  1899,  n\  15. 
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was  (zö  was  begonnen  met  zich  in  dien  toestand  te  ver- 
gissen), en  dal  deed  het  Hof  niet,  toen  het  zich  in  een 
onderzoek  begaf  naar  het  belang  der  crediteuren,  al  kwam 
het  dan  ook  zoodoende  tot  de  eindbeslissing ,  die  naar  mgn 
bescheiden  meening  de  juiste  was,  nj.  dat  het  faillissement 
moest  worden  opgeheven. 

V.  Het  vonnis.  De  artt.  1 6 1  van  de  Grondwet,  20  Rech- 
terlQke  Organisatie ,  en  59  Burgerlijke  Rechtsvordering  spre- 
ken niet  van  beschikkingen  op  requesten  doch  alleen  van 
vonnissen.  Zijn  nu  deze  artikelen  ook  op  het  vonnis  van 
faillietverklaring  toepasselijk?  De  vraag  is  steeds  bevesti- 
gend beantwoord. 

Een  schuldeischer  kwam  in  verzet  tegen  de  faillietverklaring 
van  z|jn  debiteur.  De  Rechtbank  ')  wees  echter  het  verzoek 
tot  vernietiging  van  de  hand  zonder  eenige  andere  over- 
weging dan  de  volgende:  „dat  het  verhoor  van  den  fail- 
„  liet  verklaarden  H.  Hof  geene  voldoende  termen  heeft  opge- 
.leverd  om  het  gedaan  verzoek  in  te  willigen".  —  Ook  in 
appèl  te  Amsterdam  werd  de  vernietiging  geweigerd  door 
het  Hof,  dat  ,zich  geheel  vereenigt  met  het  voormelde  vonnis 
„der  Rechtbank  te  Amsterdam,  waarvan  appèl,  en  met  de 
„motieven  daarvan",  maar  verder  voor  zijn  beschikking  geen 
enkelen  grond  opgaf.  Van  deze  beslissingen  werd  cassatie  aan- 
gevraagd en  verkregen ,  omdat  de  Hooge  Raad  van  oordeel 
was:  „dal  de  behandeling  van  het  door  de  firma  als  schuldeische- 
„res  ingediend  verzoekschrift  tot  vernietiging  van  de  ten  verzoeke 
„van  den  failliet  H.  Hof  uilgesproken  faillietverklaring  volgens 
„art.  10  der  Faillissementswel  moet  geschieden  op  de  wijze  b\j 
„art.  4  voorgeschreven,  en  dat  alzoo  de  beslissing  op  dit  verzoek- 
„schrift,  evenals  de  faillietverklaring,  bij  vonnis  moet  worden 
„uitgesproken ; 

„O.,  dat  op  dit  vonnis  en  arrest  in  hooger  beroep  (wal  bij  be- 
„schikkinjfen  op  gewone  verzoekschriften  niet  het  geval  is)  van 
„toepassing  is  de  algemeene  regel,  bq  art.  20  R.  O.  in  verband 


O  Zie  H.  K.  17  Maart  1899,  W.  72ö6. 
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„met  art.  161  der  Grondwet  op  straf  van  nietigheid  voorgeschreven, 
„dat  het  de  gronden  moet  bevatten,  waarop  het  rust",  enz., 
hetgeen  de  Hooge  Raad  vond  dat  van  bovengenoemd  vonnis 
en  arrest  niet  kon  worden  gezegd. 

Dezelfde  uitspraak  vindt  men  in  een  arrest ')  van  den 
Hoogen  Raad ,  dat  boven  reeds  in  een  ander  verband  werd 
behandeld. 

Niet  geheel  hiermee  in  overeenstemming  is  een  ander 
arrest,  waarbij  de  aangevallen  beschikking  niet  vernietigd 
doch  juist  bevestigd  werd.  Het  gold  hier  een  verzoek  van 
een  schuldenaar  om  z\jn  eigen  faillietverklaring  vernietigd 
te  krijgen.  Daarop  besliste  het  Hof  te  Amsterdam'),  „dat 
„uit  de  overgelegde  stukken,  in  verband  met  de  door  den 
„curator  gegeven  inlichtingen,  voldoende  is  gebleken,  dat  de 
„requestrant  verkeert  in  den  toestand  van  te  hebben  opge- 
„  houden  te  betalen."  —  In  cassatie  beweerde  de  schulde- 
naar, dat  de  faillietverklaring  niet  was  gemotiveerd,  veel 
minder  zoo  wat  de  daadzaken  als  het  rechtspunt  ieder  afzon- 
derlek betreft ;  maar  de  Hooge  Raad,  zich  vereenigende  met 
de  conclusie  van  den  Procureur-Generaal,  antwoordde  hem, 
dat  „het  niet  twijfelachtig  is,  dat  's  Hofs  uitspraak  omtrent  des 
„verzoekers  toestand  van  ophouding  van  betaling  berust  op  feiten 
„en  omstandigheden  door  de  overgelegde  stukken  en  de  inlich- 
„tingen  van  den  curator  aan  het  licht  gebracht,  en  deartt.  len 
„6  der  Faillissementswet  niet  voorschrijven  dat  die  feiten  en  om- 
„standigheden  in  het  vonnis  van  faillietverklaring  moeten  worden 
„vermeld; 

„O dat  de  gronden,  waarop  de  aangevallen  uitspraak  steunt, 

„in  het  arrest  niet  ontbreken  en  daarmede  aan  den  eisch  der  wet 
„betrekkelijk  het  motiveeren  der  vonnissen  is  voldaan,  ook  al 
„waren  die  gronden  onvolledig  of  niet  afdoende",  enz. 

Het  komt  my  voor,  dat  deze  twee  uitspraken  van  17  Maart 
1899  en  van  13  Mei  1897  niet  harmonieeren.  Wanneer  de 
Rechtbank  te  Amsterdam  haar  op  bl.  378  vermelde  beslissing , 
waarmee  het  Hof  zich  vereenigde,  aldus  had  ingekleed :  „dat 


O  H.  R.  11  Maan  1899,  W.  nm.  Zie  bl.  365. 
«)  H.  R.  13  Mei  1897.  W,  6973. 
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,het  verhoor  van  den  faillietverklaarden  H.  Hof  geene  vol- 
, doende  termen  heeft  opgeleverd  om  aan  te  nemen,  dat  hij 
«niet  zou  hebben  opgehouden  met  betalen,  zoodat  de  failliet- 
,  verklaring  moet  worden  gehandhaafd",  zou  zfl  precies  het- 
zelfde gezegd  hebben ,  en  zou  de  motiveering  geheel  overeen- 
stemmen met  die  van  hetzelfde  Hof,  vermeld  op  bl.  379, 
welke  genade  vond  in  de  oogen  van  den  Hoogen  Raad. 

Daar  de  eerste  uitspraak  van  lateren  datum  is  dan  de 
laatste,  meen  ik  te  mogen  opmaken,  dat  ons  hoogste  college 
strenger  is  geworden  in  zijn  eischen  ten  opzichte  van  de 
motiveering  van  beschikkingen,  genoemd  in  deartt.  4— 12 
der  Faillissementswet.  Of  zit  het  verschil  daarin,  dat  de 
eerste  beslissing  een  verzet  tegen  een  faillietverklaring  betreft 
en  de  tweede  de  faillietverklaring  zelve? 

Ik  kom  tot  deze  vraag  door  een  overweging  in  een  arrest 
van  het  Hof  te  Amsterdam  ').  De  Rechtbank  te  Haarlem 
had  een  firma  te  Lisse  failliet  verklaard  zonder  in  het  vonnis 
eenige  andere  motiveering  op  te  nemen  dan  de  volgende: 
„dat  uit  de  ten  requeste  aangevoerde  feiten  en  daarbij  over- 
„gelegde  bewijsstukken  summierlijk  blijkt,  dat  gerequestreer- 
„den  in  den  toestand  verkeeren,  dat  zij  hebben  opgehouden 
„met  belalen  en  dal  de  requestrant  het  ten  requeste  opge- 
„geven  bedrag  van  hen  te  vorderen  heeft".  Een  der  firmanten 
beklaagde  zich  bij  het  Hof  te  Amsterdam  over  deze  beschik- 
king, ten  eerste  omdat  er  niets  in  voorkomt  van  hetgeen 
speciaal  van  de  zyde  van  verzoeker  en  appellant  tegen  het 
verzoek  is  aangevoerd,  en  evenmin  recht  gedaan  wordt  op 
dat  aangevoerde,  ten  tweede  als  zoude  het  niet  behoorlijk 
gemotiveerd  zgn.  —  Het  Hof  echter,  overnemende  de  gron- 
den van  den  Procureur-Generaal,  overwoog:  „dat  ten  onrechte 
„door  den  appellant  is  aangevoerd,  dat  het  vonnis  ai  quo  niet 
„voldoende  met  redenen  is  omkleed,  daar,  nu  dit  vonnis  betreft 
„niet  een  verzet  tegen  een  faillietverklaring  maar 
„de  faillietverklaring  zelve,  de  overweging  (volgt  de  boven- 
„geciteerde  overweging)  geacht  kan  worden  te  voldoen  aan  de 


O  Hof  Amsterdam  19  Juli  1899,  W.  7342. 
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„art.  20  R.  O.  j®  art.  161  Grond  wet ,  hetgeen  niet  medebrengt ,  dat 
„elke  grond  van  bestrijding  van  een  vordering,  waarmede  de 
„rechter  zich  niet  vereenigt,  bq  met  redenen  omkleede  beslis- 
„sing  mede  moet  worden  verworpen";  enz. 

Is  het  gedeelte,  dat  volgt  op  het  woordje  hetgeen y  een 
antwoord  op  het  bezwaar,  dat  van  appellants  tegenwerpin- 
gen geen  notitie  zou  genomen  zijn,  of  is  het  een  motiveering 
van  het  verschilmaken  tusschen  verzet  tegen  de  faillietver- 
klaring en  de  faillietverklaring  zelve?  M^  komt  het  salva 
reverentia  voor .  dat  dit  door  het  Hof  gemaakte  onderscheid 
nergens  steun  vindt  in  de  wet.  Waarom  zouden  er  strenger 
eischen  worden  gesteld  aan  de  motiveering  van  beschikkingen 
op  verzet  dap  op  requesten  tot  faillietverklaring?  Daaraan 
kan  dan  ook  niet  het  verschil  worden  toegeschreven  tusschen 
de  beide  boven  besproken  arresten  van  den  Hoogen  Raad. 

Om  een  overzicht  te  hebben  van  de  hier  behandelde 
questies  laat   ik    nog   eens  de  vragen  volgen  zonder  meer. 

Kan  een  minderjarige  worden  failliet  verklaard  ?  Ja ,  doch 
alleen  op  grond  van  vorderingen,  tegen  welke  hij  zich  op 
z^jn  leeftijd  niet  kan  beroepen. 

Wanneer  er  sprake  is  van  het  faillissement  van  den  boe- 
del eens  onder  curateele  gestelden,  wie  moet  dan  failliet 
verklaard  worden,  de  curator  of  de  curandus  ?  De  curandus. 

Wie  moet  volgens  art.  6  al.  1  opgeroepen  en  gehoord 
worden?  De  curator. 

Kunnen  meer  schuldenaren  in  één  faillissement  ver- 
eenigd  worden?  Neen,  tenzij  de  wet  het  uitdrukkelp  toestaat 
(b.v.  vennooten). 

Kan  een  vennootschap  in  liquidatie  nog  failliet  verklaard 
worden?  Ja. 

Kanoeen  crediteur,  wiens  vordering  nog  niet opeischbaar 
is,  faillissement  aanvragen?  Ja. 

Gelden  voor  de  rechterlijke  beslissingen  op  faillissements- 
aanvragen de  regelen  van  het  wettig  bew\js  in  burgerlijke 
zaken?  Neen, 
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Moet  de  requestrant  het  bestaan  van  concursus  bewijzen 
of  omgekeerd?  Dat  hangt  af  van  den  rechter. 

Is  de  beslissing  over  de  bewijskracht  der  in  art.  6  genoemde 
feiten  en  omstandigheden  geheel  aan  den  judex  facti  over- 
gelaten? Ja. 

Mag  de  rechter  in  appèl  letten  op  feiten  en  omstandig- 
heden, die  in  eersten  aanleg  niet  bekend  waren?  Ja.  — 
En  die  eerst  later  zijn  opgekomen?  De  Hooge  Raad  zegt  ja. 

Geldt  art.  409  W.  v.  B.  Rv.  ook  voor  de  procedures  over 
faillissementsaanvrage  ?  Ja. 

Moeten  er  meerdere  schuldeischers  bestaan?  De  Hooge 
Raad  zegt  ja. 

Moeten  er  meerdere  schuldeischers  op  betahng  aandrin- 
gen? Neen. 

Kunnen  niet-opeischbare  schulden  medewerken,  om  het 
bestaan  van  den  toestand  van  art.  6  te  bewgzen  ?  Non  liquet. 

Geldt  niet-verschljning  op  de  oproeping  van  art.  6  al.  1 
mede  onder  de  feiten  en  omstandigheden,  die  den  toestand 
van  te  hebben  opgehouden  met  betalen  kunnen  aan- 
toonen?  Ja. 

Is  het  noodig,  dat  de  schuldenaar  werkelijk  eenig  ver- 
mogen heeft?  Neen. 

Is  het  noodig,  dat  des  schuldenaars  passief  het  actief 
overtreft?  Neen. 

Kan  iemand  failliet  worden  verklaard,  wanneer  summier- 
lijk  bl\jkt,  dat  hg  ernstige  reden  van  tegenspraak  heeft  tegen 
de  vordering,  op  grond  waarvan  het  faillissement  wordt 
aangevraagd?  Neen. 

Moeten  de  beschikkingen ,  vermeld  in  de  artt.  4  tot  12  Fail- 
lissementswet ,  de  gronden  bevatten,  waarop  zij  rusten  ?  Ja. 
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LUST  DER  BEHANDELDE  VONNISSEN  EN  ARRESTEN. 


1896. 


Hof  Leeuwarden  16  Sept..  W,  6876. 
Hof  den  Haag  30  Sept.,  W.  6869. 
Rb.  Zwolle  18  Nov..  W.  6893. 
Hof  Amsterdam  18  Nov.,  W.  6904. 
Rb.  Rotterdam  31  Oct.,  IV .  6915. 
Hof  Amsterdam  2  Dec,  W.  6911. 
Rb.   den  Bosch  4  Dec,  W.  6905. 


Hof  den  Haag  7  Dec,  W.  6915. 
Rb.  Rotterdam   16  Dec,  P.  v,  J. 

1897   n».  50. 
Hof  Amsterdam  16  Dec,  TT.  7003. 
Hof  den  Bosch  29  Dec,  W.  6905. 
Uooge  Raad  31  Dec,  W.  6912. 


1897. 


Hooge  Raad  8  Jan.,  W.  6911. 
Hot  Amsterdam  20  Jan.,  W.  7004. 
Hof  Amsterdam  2  Febr.,  Jf.  v,  H, 

1898  bl.  53. 
Hooge  Raad  5  Febr.,   W.  6925. 
Hof  den  Bosch  9  Febr.,  W.  6938. 
Rb.  Zutfen  10  Febr.,   W.  7003. 
Hof  Arnhem  3   Maart,    W.  6962. 
Hooge  Raad  2  April,   W,  6950. 
Hof  Arnhem  12  Mei,  W,  6983. 


Hooge  Raad  13  Mei,  W.  6973. 
Hooge  Raad  13  Mei,  W,  6976. 
Hof  Amsterdam  14  Juli,  Jf.  v.  H, 

1898  bl.  42. 
Hot  Amsterdam  17  Sept.,  if. «.  if. 

1898  bl.  45. 
Hof  Amsterdam  13  Oct.,  M,  v.  H, 

1898  bl.  48. 
Hooge  Raad    12   Nov.,    W,  7043. 


1898. 


Hof  Arnhem    10  Febr.,  W.  7101.  ' 
Rb.  Groningen  25  Febr.,  W,  7141.  | 
Hof  Amsterdam  28  Febr.,  FK.  7257. 
Hooge   Raad  18  Maart,  W.  7101. 
Hooge  Raad  6  Mei,  W,  7121. 
Hooge  Raad  25  Mei,  W,  7127. 
Hooge  Raad  3  Juni,  W.  7133.        ' 
Rb.  Zierikzee  20  Juli,  W.  7208. 
Rb.  Utrecht  10  Oct.,  W.  7218. 
Hof  Amsterdam  26  Oct.,  W.  7216.  ' 


Hof  Amsterdam  2  Nov.,  P.  v.  J. 

1899  n'.  19. 
Rb.  Amsterdam  16  Nov.,  P.  v.  J. 

1899  n'.  15. 
Rb.  Leeuwarden  24  Nov.,  P.  v.  J, 

1899  Xi\  3. 
Hooge  Raad  2  Dec,  W,  7210. 
Hof  Amsterdam   5  Dec/,  P.  t>.  J. 

1899  n'.  15. 


1899. 


Hooge  Raad  11  Maart,  W.  7252. 
Hooge  Raad  17  Maart,  W,  7256. 
Hof  den  Haag  24  April.  TF.7286. 
Hof  den  Haag  1  Mei,  W,  7294. 


Hooge  Raad  2  Juni,  TT.  7287. 
Hooge  Raad  23  Juni,  W.  7298. 
Hof  Amsterdam  19  Juli,  W.IZ^'Ï, 
Hof  Amsterdam  6  Sept.,  W,  7405. 
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RECHTSPRAAK, 


Mp.   f.  A.  R.  A.  baron  VAN  ITTERSUM, 

President  der  ArrondJssemente-RechtbaQk  te  Utrecht. 


M.  Art.  1507  Burg.  Wetb. 

Vonnis  der  Utrechtsche  Rechtbank  van  6  October  1897, 
W.  V.  h,  R,  n\  7049. 

In  een  zeer  lezenswaardig  hoofdartikel  in  de  Nw^  RoUerd. 
Cour.  van  6  Febr.  1900  over  ,de  nieuwe  richting  in  het 
strafrecht  en  de  rechterlüke  macht" ,  geschreven  naar  aan- 
leiding van  de  rede  door  den  Vice-president  van  den  Hoogen 
Raad  gehouden  bg  gelegenheid  z\jner  installatie,  lees  ik: 
«Kennisneming  van  de  studiën  der  nieuwe  richting  behoort 
tot  de  eerste  plichten  van  de  rechterlgke  macht  èn  om  haar 
taak  voor  de  rechtsbedeeling  èn  om  haar  taak  voor  de 
rechtsontwikkeling."  Ik  ben  het  daarmede  volkomen  eens, 
want  al  heeft  men  ook  bezwaar  om  als  rechter  geheel  de 
nieuwe  ^richting  te  volgen,  die  eindigt  in  het  determinisme, 
't  welk  's  rechters  taak  voor  een  goed  deel  opheft,  toch 
zal  die  richting  er  krachtig  toe  kunnen  meewerken ,  dat  de 
strafrechter  bg  de  straftoemeting  steeds  meer  in  aanmerking 
neemt  den  persoon  van  den  misdadiger,  zijn  afkomst,  op- 
voeding en  de  omstandigheden ,  waaronder  hg  heeft  geleefd. 

Ook  in  het  burgerlgk  recht  laat  eene  nieuwe  richting  zich 
steeds  krachtiger  galden;  het  is  die  richting,  die  alles  van 
den  rechter  verwacht  en  hem  daarom  een  groote  mate  van 
vrijheid  wil  zien  verleend  bij  de  toepassing  der  wet.  Toch 
gaan  van  gezaghebbende  zijde  ook  nog  stemmen  in  tegen- 
gestelde richting  op. 

Tot   hen   reken  ik   Mr.   Levy,   die  een  opzettelijke  be- 
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handeling  van  dit  onderwerp  heeft  toegezegd.  Wel  meende 
h\i  den  binnendringenden  vyand,  het  materialisme,  vanhet 
aloude  erf  der  rechtswetenschap  te  moeten  weren  en  ver- 
nietigen, vóór  h\j^  de  verdediging  op  zich  nam  van  de  plaats, 
die  volgens  hem  aan  den  rechter  met  betrekking  tot  de  wet 
moet  worden  toegekend,  maar  welke  die  plaats  is,  actio 
finium  regundorum ,  heeft  h|j  reeds  krachtig  en  voor  iederen 
rechter  duidelijk  uitgesproken  ').  De  rechter  mag  de  wet  niet 
ter  zgde  stellen , . . .  anders  steldt  de  wet  hem  ter  zijde.  Hij 
moet  haar  dus  volgen,  niet  als  haar  slippedrager ,  maar  als 
haar  schildknaap  en  wapenheraut.  De  rechter  mag  praeter 
legem ,  niet  contra  legem  rechtspreken ,  m.  a.  w.  de  rechter 
heeft  volledige  vrjjheid  van  beslissing,  mits  hg  de  wet  niet 
in  haar  tegendeel  verkeere. 

Prof.  Land  heeft  in  zfln  laatste  geschrift*)  bg  het  reeds 
vroeger  door  hem  geuit  gevoelen  volhard.  Wel  erkent  hfl 
(bl.  17  vlg.),  dat  uitlegging,  verklaring,  interpretatie  der 
wet  soms  noodig  kunnen  z\jn,  maar  hy  verwerpt  die,  wan- 
neer daaronder  wordt  verstaan  het  vormen  van  nieuw  recht, 
want  het  is  dan  niet  de  wet  die  gevolgd  wordt ,  maar  gaat 
men  verder  dan  de  wet. 

Prof.  Bernhöft*):  ,Der  Gesetzgeber  soll  uns  sagen, 
was  er  will,  nicht  was  er  bei  Gelegenheit  seines  Wollens 
denkt.  Denn  er  denkt,  wie  jeder  Mensch,  bisweilen  falsch; 
hat  er  et  was  nach  unserer  Meinung  Falsches  gewollt,  so 
mussen  wir  uns  fügen;  in  soinem  falschen  Gedankengange 
brauchen  wir  ihm  nicht  zu  folgen". 

Evenals  in  het  Roin.  recht  onderscheidt  de  Schr.  tusschen 
Rechtsregel  (regula  juris)  en  Rechtssatz  (lex).  ,Die  Regel 
bietet  dem  Richter  nur  einen  Anhaltspunkt ,  aber  sie  bindet 


')  Vervolg  van  het  werk  van  Prof.  Opzoomer,  XII,  4®  afl.  1®  ge- 
deelte. Prolegomena,  bl.  190a,  191. 

')  Inleiding  tot  de  verklaring  van  het  B,  W, 

')  Kauf,  Miethe  und  verwandte  Vertrdge  in  dem  Enttourfe  einee  Bür- 
gerlichen  Oesetzbuehes  für  das  Deutsche  Reich,  bl.  4. 
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ihn  nicht";  daarentegen  , gilt  der  Rechtssatz  unraittelbar  und 
ohne  Ausnahme ,  sofern  er  nicht  durch  einen  anderen  Rechts- 
satz  eingeschrankt  ist.  Der  Richter  ist  durch  ihn  unbeding-t 
gebunden  und  muss  ihn  auch  anwenden,  wenn  er  ihn  für 
falsch  hallt:  dnra  lex,  sed  lex.  Er  darf  ihn  zwar  interpre- 
tiren,  aber  nicht  andern". 

Van  geheel  tegenovergestelde  richting  gaan  uit  de  in  dit 
tödschrifl ')  met  groote  instemming  meegedeelde  uitspraken 
betreffende  de  vryheid  van  renteheffing;  een  van  die  vele 
sociale  onderwerpen,  waaromtrent  men  de  vroeger  zoo 
vurig  verlangde  vr\jheid  thans  weer  ingekort  wenscht  te  zien. 

In  het  begin  dezer  eeuw  dacht  men  door  het  bij  de  wet 
vaststellen  van  een  rente-maximum  den  woeker,  zooalniet 
geheel  uit  te  roeien ,  althans  grootelgks  te  beteugelen.  Daar- 
om werd  bjj  art.  2  der  hier  executoor  verklaarde  Fransche 
wet  van  3  Sept.  1807  als  maximum  bepaald  in  burgerlijke 
zaken  vgf  —  en  in  handelszaken  zes  ten  honderd  in  het 
jaar;  hoogere  rente  was  verboden.  De  uitkomst  echter  be- 
antwoordde niet  aan  de  verwachting.  Men  beoogde  kapitaal 
tegen  lagen  interest  te  verschaffen,  men  veroorzaakte  een 
hoogeren  interest  dan  er  zonder  de  wet  zou  zijn  geweest  *). 

Daarom  werd  algemeene  vryheid  verlangd  en  die  in  de 
meeste  landen  verleend,  in  ons  land  bö  de  wet  van  22 
Dec.  1857,  Stbl.  n\  171,  in  België  bg  de  wet  van  5  Mei 
1865  B\j  eerstgenoemde  wet  werd  die  van  1807  ingetrok- 
ken en  vervangen  door  eene  wet ,  welke  —  zooals  de  aan- 
hef luidt  —  „de  wettelijke  interesten  bepaalt,  zonder  het 
beding  van  hoogere  in  het  algemeen  te  verbieden".  De  er- 
varing heeft  echter  geleerd ,  dat  ook  deze  wet  niet  aan  het 
doei  beantwoordt ,  daar  de  wettelüke  interessen  veel  te  hoog 
geacht  worden  *)  en  de  woeker  er  niet  door  wordt  beteu- 


»)  Jaargang  1899,  bl.  503. 

*)  A.  M.  Par  e  au,  Over  den  Interest.  Proef schv.  Gronin^^en  ISbSy  hl,  S, 
»)  Mr.  Moens,  Themis  1899,  bl.  442  vlg.  ,Er  wordt  bijna  niemand 
gevonden,   die  niet  afkeurt  het  hooge  bedrag  dezer  rente  en  het  on- 
billijk acht.  Tal  van  stemmen  hebben  zich  verheven  om  die  bepaling 
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geld ;  daarom  wordt  nu  weer  een  woekerwet  verlangd ,  die 
b\j  ons  nog  niet  bestaat  evenmin  als  in  België. 

De  rechtbank  van  Mons  erkent  ,que  la  loiaccordeledroit 
de  prêter  a  un  taux  supérieur  k  Tintérèt  légaP',  en  zg  voegt 
er  bfl,  wat  de  wetgever  van  1865  daarbQ  gedacht  heeft, 
yC'est  dans  Ie  but  de  favoriser  l'emploi  sérieux  des  capitaux 
empruntés*'.  De  rechtbank  gaat  echter  verder  en  deelt  ook 
mede  wat  de  wetgever  niet  gezegd,  maar  toch  vermoede- 
Iflk  gedacht  heeft:  ,1a  loi  ne  paratf  pas  tolérer  que  Ton  en- 
courage  l'esprit  de  dissipation  chez  autrui ,  que-  Ton  profite 
de  la  faiblesse,  de  Tinexpérience  ou  de  rentraïnement  de 
jeunes  gens,  è  peine  majeurs^),  et  se  trouvant  aux  abois, 

te  wijzigen,  ook  b.v.  door  voor  te  stellen  een  naar  den  koers  der  rente 
in  bet  algemeen  wisselend  bedrag  der  wettelijke  rente  vast  te  stellen." 
O  Over  den  aanvang  der  meerderjarigheid  heeft  men  de  meest  ver- 
schillende denkbeelden  gehad.  Naar  oude  zeden  en  gewoonten  ving 
in  onze  provinciën  de  meerderjarigheid  op  25jarigen  leeftijd  aan,  maar 
dit  is  niet  altijd  zoo  geweest.  ,Van  outs  plag  —  schrjjft  Hu  go  de 
Groot  —  in  Hollandt  een  jongman  mondig  te  zijn  tot  syn  vijftien 
jaren,  een  Dogter  tot  haer  twaelf  jaren.  Daarna  heeft  men  den  tyt  ver- 
lengt tot  agtien,  ende  eyndelyk  tot  vyf-ende-twintig  jaren."  Frankrjjk 
heeft  daarin  verandering  gebracht,  omdat  men  met  21  jaren  aan  de 
politieke  rechten  deel  had ,  maar  vooral,  omdat  de  Fransche  revolutie 
de  strekking  had  om  ook  de  ouderlijke  macht  te  ondermanen.  Daarna 
werd  by  ons  de  23jarige  leeftijd  aangenomen.  (Voor duin  III  hl.  8.) 
In  het  ontwerp  tot  herziening  v.  h.  B.  W.  werd  wederom  de  21jarige 
leeftyd  aangenomen  op  grond,  ,dat  het  moderne  leven  on  tegen  zeggeHjk 
eene  vroegere  geesteUjke  zelfstandigheid  der  kinderen  met  zich  brengt 
dan  een  halve  eeuw  geleden"  (M.  v.  T.  hl.  178).  In  het  Ontwerp  van  eene 
wet  over  de  ouderHjke  macht  en  voogdy  is  ook  de  21  jarige  leeftyd  aan- 
genomen ,  niet  op  den  aandrang  van  zeer  vele  leden  in  de  afdeelingen 
der  Kamer,  omdat  alle  naburige  landen  den  21  jarige  als  meerderjarig 
erkennen  —  Duitschland  sinds  1875  —  want  oorspronkeHjk  was  de 
23jarige  leeftyd  behouden ,  maar  om  te  ondervangen  het  bezwaar,  dat 
de  aanneming  van  het  ontwerp  in  gevaar  zou  brengen,  dat  anders 
het  positief  vereischte  der  toestemming  van  vader  en  moeder  zou  mee- 
brengen. Onze  wetgever  van  1896  beeft  voor  de  kiesbevoegdheid  den 
leeftyd  op  ten  minste  25  jaar  gesteld.  De  wetgever  ging  daarby  uit 
van  de  veronderstelling,  dat  hy,  die  op  !23jari gen  leeftyd  meerderjarig 
wordt  en  dan  zyn  eigen  zaken  mag  beheeren,  in  den  regel  nog  niet 
ryp  en  ervaren  genoeg  is  om  ook  reeds  over  's  lands  zaken  een  oor- 


Digitized  by  VjOOQIC 


388 

pour  leur  fournir  de  Targent  a  des  conditions  exorbitantes 
d'intérêts  et  de  commission  de  banque,  a  1'insu  ou  contre 
Ie  gré  de  leur  familie."  Zulk  een  op  zich  zelf  staand  feit 
werd  niet  b\j  de  in  1867  plaats  gehad  hebbende  herziening 
van  den  Code  pénal  met  straf  bedreigd'),  ook  dit  wordt 
in  het  vonnis  vermeld,  en  de  tegengestelde  gedachte  van 
den  wetgever  van  1865  blijkt  ten  duidelijkste  uit  eene  aan- 
teekening  der  redactie  van  dit  tgdschrift,  vermeldende  dat 
werkelijk  bg  de  behandeling  dier  wet  een  amendement 
van  die  strekking  is  voorgesteld,  maar  door  den  Minister 
F  r  è  r  e-O  r  b  a  n  zoo  krachtig  mogelijk  is  bestreden :  „Ce  serait 
une  véritable  énormité,  impossible  d'admettre  que  Ie  fait 
isolé  de  Pabus  des  faiblesses  ou  des  passions  de  Temprun- 
teur  put  donner  lieu  k  la  révision  du  contrat.  Il  est  évi- 
dent que ,  dans  de  pareilles  conditions,  Ie  crédit  serait  para- 
lysé  en  Belgique". 

deel  te  hebben.  Daartegen  kwam  onlangs  in  het  Handelsblad  een  jong- 
mensch  op,  bewerende  dat  hij  ruim  23  jaar  is  en  als  mede-eigenaar 
geheel  zelfstandig  staat  aan  bet  hoofd  eener  zaak  met  een  personeel 
van  10  personen  onder  zijne  directie  en  ongeveer  25  personen  onder 
zijne  indirecte  leiding;  dat  onder  zijn  personeel  zgn  ruim  20  kiezers. 
Nu  heeft  zeer  zeker  elke  tydbepaling  iets  willekeurigs ,  maar  ik  zou 
toch  ook  als  regel  willen  aannemen,  dat  een  jongmensch  van  21  jaar 
geen  bijzondere  hulp  van  den  wetgever  meer  behoeft  om  zich  beschermd 
te  zien  tegen  woekeraars,  daargelaten  dat  eene  geldleening  ook  tegen 
de  hoogste  rente  soms  het  behoud  eener  zaak  kan  medebrengen.  Ge- 
heel vereenig  ik  my  met  de  uitspraak  van  Mr.  Goninck  Liefsting, 
Algem,  Beginselen  enz.,  bl.  XVII  der  inleiding :, Het  is  een  beginsel  van 
gewigt,  dat  elk  mensch,  die  tot  jaren  van  onderscheid  is  gekomen, 
wordt  geacht  over  de  schatting  zijner  goederen  en  diensten  en  van 
hetgeen  hg  er  voor  bedong,  op  het  tijdstip  der  overeenkomst,  het  best 
te  hebben  kunnen  oordeelen  en  derhalve  de  eindbeslissing  te  hebben 
gegeven.  Indien  dit  laatste  uit  het  oog  werd  verloren,  zou  elke  over- 
eenkomst met  nietigheid  bedreigd  en  elk  handelsverkeer  onmogelijk 
gemaakt  zgn." 

*)  Art.  494  G.  P.  B.:  «Quiconque  aura  habituelUment  fourni  des  valeurs, 
de  quelque  maniere  que  ce  soit,  a  un  taux  excédant  Tintérét  légal  et 
en  abusant  des  faiblesses  ou  des  passions  de  Temprunteur  (meerder- 
jarig of  minderjarig)  sera  condamné'\  etc.  Ons  strafwetboek  kent  een 
dergelijke  strafbepaling  niet. 
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De  gedachte  van  den  wetgever  van  1865  was  dus  bekend, 
zflne  uitspraak,  ook  in  1867,  daarmede  niet  in  str\jd.  Toch 
oordeelt  de  rechtbank  dit  op  zich  zelf  staande  feit  (isolé) 
illicite ,  en,  daar  ^une  obligation  sur  une  cause  illicite  ne  peut 
avoir  aucun  eflfejt"  (art.  1131  C.  c),  werd  de  overeenkomst 
nietig  verklaard,  waarin  de  redactie  van  dit  tgdschritt een 
treffend  bewys  ziet,  hoe  door  middel  van  de  rechtspraak 
de  toepassing  van  het  recht  zich  kan  wijzigen  onder  den 
invloed  van  veranderde  inzichten.  De  rechtbank  van  Mons 
heeft  dus  geen  behoefte  aan  een  wettelijke  bepaling  ')  als 
§  138  van  het  Duitsche  Wetb.  Op  die  wgze  wordt  de  taak 
van  den  wetgever  zeer  gemakkelgk  gemaakt,  het  derde 
boek  van  ons  B.  W.  zou  kunnen  vervallen  en  met  een  paar 
algemeene  voorschriften  als  richtsnoer,  volgens  welke  elke 
handeling  onrechtmatig,  elke  overeenkomst  nietig  is,  die 
de  rechter  oordeelt  te  zijn  in  strQd  met  de  zedelijkheid  en 
goede  trouw ,  alles  kunnen  worden  overgelaten  aan  de  uit- 
spraak des  rechters,  die  daarbg  zal  in  aanmerking  nemen 
de  tfldelöke  rechtsovertuiging  en  de  tüdelyke  behoefte.  Nu 
moge  voor  dat  systeem  veel  te  zeggen  zgn ,  het  is  toch  in  strgd 
met  het  systeem  van  codificatie,  waaronder  w|j  nog  leven. 
Volgens  art.  1373  is  eene  oorzaak  ongeoorloofd,  wanneer 
dezelve  bg  de  wet  verboden  is,  of  wanneer  dezelve  strijdig 
is  met  de  goede  zeden  of  met  de  openbare  orde.  Opzcfomer 
(VI  bl.  144)  ziet  in  die  bepaling  , niets  nieuws,  niets  wat 
eenig  belang  kan  hebben  voor  hem ,  die  bekend  is  met  art. 
14  Alg.  Bep.  *)  en  die  weet,  dat  wat  door  de  wet  verbo- 
den is,  in  het  oog  der  wet  bezwaariyk  van  kracht  kan  z^n.'' 
In  denzelfden  geest  Land  III,  bl.  "206.  Deze  schrgvers 
willen  dus  de  vraag,  of  de  oorzaak  eener  overeenkomst  on- 
geoorloofd is,  niet  door  het  subjectief  gevoelen  van  den 
rechter,   maar  door  de   wet  beslist  zien.  Daarentegen  zou 


O  Provisio  judicis  tollit  dispositionem  legis. 

^)  Art.  14  A.  B.  Door  geene  handelingen  of  overeenkomsten  kan  aan 
de  wetten ,  die  op  de  publieke  orde  of  goede  zeden  betrekking  hebben, 
hare  kracht  ontnomen  worden. 
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in  hel  systeem  der  rechtbank  van  Mons  *)  eene  nieuwe  wet 
op  het  arbeiders-contract  overbodig  zijn,  althans  zou  de 
rechter  het  in  zijne  macht  hebben  om  elk  contract,  waar- 
van hy  de  voorwaarden  in  strgd  acht  met  de  belangen  der 
arbeiders,  en  dus  ^illicite",  kunnen  nietig. verklaren. 

De  afdeeling  Utrecht  van  den  Volksbond  tegen  drankmis- 
bruik heeft  zich  tot  den  Minister  van  Binnenl.  Zaken  ge- 
wend om  te  verkrygen,  dat  drankschulden  in  rechte  onin- 
vorderbaar zullen  worden  verklaard,  doch  ook  zulk  eene 
wet  is  overbodig ,  wanneer  de  rechter  oordeelt ,  dat  dergelijke 
schulden  hebben  eene  ongeoorloofde  oorzaak  *). 

Ik  heb  mg  deze  lange  uitweiding  veroorloofd,  vóór  ik  over- 
ging tot  de  bespreking  van  het  aan  het  hoofd  dezes  ge- 
plaatste artikel  van  het  Burg.  Wetb. ,  onidat  ik  geen  artikel 
ken,  dat  zoo  duidelijk  en  ondubbelzinnig  is  en  dat  zoo  al- 
gemeen wordt  afgekeurd. 

Nu  zou  niets  eenvoudiger  zgn  geweest  dan  dat  by  eene 
speciale  wet,   uit  één   artikel  bestaande,  art.  1507  buiten 


O  Anders  denkt  er  over  de  rechtbank  van  Luik  blykens  hare  uit- 
spraak van  30  Nov.  1899  (TF.  7374),  die  de  vordering  eener  vrouw 
tot  schadevergoeding  tegen  haren  verleider,  die  haar  «dépourvue  de 
toute  expérience"  raedegesleept  had  op  den  weg  ,de  rimmoralité  et 
du  crime'\  .pour  Ie  préjudice  moral  et  matériel  qu^elle  a  subi'\  ontzegde 
op  grond,  dat  niet  was  gebleken  dat  de  ged.  «aurait  abusé  de  son 
autorité,  ou  qu'il  aurait  eu  recours  vis-a-vis  d'elle  k  des  moyens  de 
coercition  de  nature  k  engager  la  responsabilité  civile;  que  Ie  fait  de 
la  naissance  d'un  enfant,  rapproché  des  aveux  du  défendeur,  que  Ie 
fait  d'avoir  garde  la  demanderesse  k  son  service  alors  qu'il  connais- 
sait  Tétat  de  grossesse  dans  lequel  elle  se  trouvait,  sont  autant  de 
circonstances  de  nature  a  engager  la  responsabilité  mora^«,  m ais  qu*il 
est  scul  en  état  d^apprécier  les  obligations  que  lui  dicte  sa  conscience ; 
que  pour  ce  qui  concerne  la  responsabilité  civile  celle-ci  n*est  en  rien 
justifiée  par  les  éléments  de  la  cause." 

')  Inderdaad  is  een  dergelijke  bepaling  in  het  Wetsvoorstel  opgeno- 
men. Ik  ben  het  eens  met  Mr.  J.  R  rus  e  man  {Handelsblad  21  Juli 
1900),  dat  hier  voor  afwijking  van  het  gewone  recht  geen  voldoende 
grond  aanwezig  is.  Wanneer  daardoor  kwade  trouw  wordt  aangemoe- 
digd, is  het  geneesmiddel  m.  i.  erger  dan  de  kwaal. 
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werking  was  gesteld  ').  Maar  in  stede  daarvan  is  het  sinds 
1838  nog  steeds  van  toepassing,  't  geen  alleen  bewgst  de 
waarheid  der  uitspraak  van  Prof.  B e rn h ö f t ,  t.  a.  p.  bl.  3 : 
„Ein  Volk  kann  sehr  schlechte  Gesetze  ertragen." 

Het  is  intusschen  merkwaardig  na  te  gaan,  hoe  vele 
schrqvers  zich  alle  moeite  hebben  gegeven,  om  het  artikel 
voor  de  praktik  min  of  meer  bruikbaar  te  maken. 

Mgn  eerste  stelling  was,  dat  het  artikel  is  duidelijk  en 
ondubbelzinnig.  Art.  1507  verklaart  koop  en  verkoop  van 
eens  anders  goed  nietig. 

Hier  hebben  wg  dus  niet  te  doen  met  eene  overeenkomst 
alleen  betrekkelijk  vernietigbaar  op  de  rechtsvordering,  in 
te  stellen  binnen  den  door  art.  1490  bepaalden  termgn,  maar 
met  eene  volstrekt  nietige  overeenkomst  (H.  R.  28  Mei  1898), 
evenals  art.  1508  B.  W.  de  koopovereenkomst  nietig  ver- 
klaart ,  indien  op  het  oogenblik  der  verkooping  het  verkochte 
goed  geheel  of  gedeeltelijk  mocht  z\jn  vergaan. 

Zoo  verklaart  art.  1482  B.  W.  alle  verbintenissen  door 
minderjarige  of  onder  curateele  gestelde  personen  aangegaan 
van  rechtswege  nietig ,  en  moeten  deze  op  dien  grond  op  eene 
daartoe  ingestelde  vordering  worden  nietig  verklaard'), 
terwijl  art.  1485  in  geweld,  dwaling  of  bedrog  slechts  een 
grond  ziet  tot  vernietiging.  Mr.  v.  Bemmelen  (Opstellenï^ 
bl.  60  noot  1)  drukt  het  onderscheid  tusschen  beide  aldus  uit: 
„De  j,nietigheid  van  regtswege"  op  grond  van  een  materieel 
feit ,  hetwelk  de  rechter  heeft  te  constateeren ,  staat  tegen- 
over de  .vernietiging**  ex  arbitrio  judicis"*). 

De  rechter  heeft  dus  alleen  te  constateeren,  of  de  ver- 

O  Zooals  is  geschied  by  een  onder  dagteekening  van  8  Dec.  1899 
bij  de  2^  Kamer  ingediend  wetsontwerp,  bestaande  uit  één  arlikel, 
waarin  de  in  art.  1  2«  lid  der  Wet  van  23  Mei  1899  (Stbl.  n^  126), 
tot  nadere  regeling  van  het  Gura^aosche  muntwezen,  ingeslopen  schrijf- 
fout is  hersteld,  en  in  plaats  voor  .schuldbekentenis*'  wordt  gelezen 
.schuldverbintenis".  Cf.  W.  7356. 

-)  Wordt  echter  van  dit  middel  geen  gebruik  gemaakt,  dan  geldt  de 
overeenkomst,   W.  7405. 

»>  Anders  Opzoomer  VII,  bl.  308. 

BecbtBgel.  Mag.  1900.  26 
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kooper  eens  anders  goed  heeft  verkocht,  zoo  ja  dan  moet 
hg  de  overeenkomst  nietig  verklaren  *). 

De  woorden  zgn  dus  duidelijk  maar  niet  minder  is  het  de 
bedoeling  van  den  Franschen  wetgever.  De  Romeinsch-rech- 
teiyke  onderscheidingen  tusschen  het  tradere  en  darcn  het 
emtori  habere  licere  en  het  domtwtww  praestor^  keurde  hij  ten 
sterkste  af.  Hy  stelde  zich  als  eenig  doel  der  koopovereen- 
komst voor  de  eigendomsoverdracht.  In  dien  geest  vatte  h\j 
het  «livrer  une  chose''  in  art.  1582  op,  en  daar  nu,  uit 
kracht  der  overeenkomst  alléén,  de  eigendom  van  het  ver- 
kochte overgaat  (art.  1138),  vond  men  „ridicule"  het  denk- 
beeld ,  dat  men  eens  anders  zaak  zou  kunnen  verkoopen ')  y 
onverschillig  of  de  verkooper  zulks  had  geweten  of  niet,  en 
vond  men  daarom  de  woorden  ,encorc  qu^elle  soit  quali- 
fiée  telJe"  overbodig.  Alleen  pour  regier  les  suites  de  1'in- 
exécution  was  de  onderscheiding  van  belang.  ^Si  Ie  vice 
n'a  pas  été  énoncé,  Ie  vendeur  qui  a  surpris  la  bonne-foi  de 
Tacquéreur,  lui  doit  des  dommages-intérêts^',  en  werd  in 
dien  geest  het  artikel  gewijzigd  •). 

De  Fransche  wetgever  heeft  dus  zyne  bedoeling  duidelijk 
en  ondubbelzinnig  uitgedrukt. 

Onze  wetgever  dacht  er  niet  anders  over.  «Hetzalgeene 
ontwikkeling  behoeven'*,  zeide  de  heer  Beelacrts  van 
Blokland  (Voorduin  V,  bl.  173),  ,dat,  evenals  het 
geheel  vergaan  zgn  van  het  verkochte  goed ,  op  het  oogen- 
blik  der  verkooping,  den  koop  nietig  maakt,  de  koop  en 
verkoop  van  eens  anders  goed  nietig  is". 

Door    alle    schryvers    is  dit  artikel  afgekeurd.  Wel  ligt, 

O  Overal  waar  oDze  wet  eene  overeenkomst  nietig  noemt,  bedoelt 
zij  dat  daaruit  niet  de  gewone  gevolgen  kunnen  voortkomen ;  nietig  = 
niet  verbindend.  Dus  is  ook  hier  aan  te  nemen,  dat  de  verkoop  van 
eens  anders  goed  niet  verbindend  is ,  en  dat  uit  die  handeling  derhalve 
geen  contractueele  rechten  en  plichten  ontstaan.  G.  A.  v.  Hamel,  De 
nietigheid  van  den  verkoop  van  eens  anders  goed.  Leiden  1865. 

')  ,G'est  par  une  pure  subtilité  qu'on  Tappelle  vendeur,"  zeide  de 
Tribuun  F  au  re. 

')  Zie  Conférences  du  Code  civil  VI,  bl.  13vlgg. 
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zooals  Opzoomer  leert  *) ,  in  de  voor  den  verkooper 
verplichte  levering  van  het  verkochte  opgesloten  niet 
slechts  de  oogenblikkelgke  overgaaf  maar  de  verschaffing 
van  een  duurzaam  bezit  en  genot,  en  ligt  daarin  van  zelf 
de  verplichting  tot  het  bezorgen  van  den  eigendom  in  zoo- 
ver opgesloten,  dat  een  macht  over  de  zaak,  zooals  het  be- 
grip van  den  vollen  eigendom  die  met  zich  brengt,  ook 
alleen  door  dien  eigendom  wordt  gewaarborgd,  maar  toch 
is  het  werkelijk  overgaan  van  den  eigendom  niet  onmisbaar. 
Is  de  verkooper  eigenaar  dan  brengt  de  aard  van  de  over- 
eenkomst mede ,  dat  hy  alles  doen  moet ,  waardoor  de  eigen- 
domsoverdracht mogelijk  gemaakt  wordt ,  al  is  hij  ook  niet 
verplicht  mede  te  werken  tot  de  inschrijving,  die  dus  ge- 
schieden kan  door  den  notaris  of  den  kooper  krachtens  het 
door  dezen  verkregen  recht ').  Ook  is  koop  en  verkoop  niet 

*)  Opzoomer  op  art.  1493,  VIII,  bl.  9.  Volgens  Mr.  J.  A.Ament 
(proefschr.  Aant.  op  artt.  89  en  1607  B,  fT.  Utr.  1886),  bl.  23:  .schijneD 
de  rechtsgeleerden  hier  te  lande  het  er  niet  eens  over  te  kunnen  wor- 
den, wat  eigenlijk  de  bedoeling  van  den  wetgever  was".  Deze  Schr. 
sluit  zich  by  de  leer  van  Opzoomer  aan,  en  acht  hy  (bl.  45)  de 
koopovereenkomst  over  eens  anders  goed  tusschen  partyen  verbin- 
dend, behalve  dat  de  eigendom  der  verkochte  zaak  aan  den  kooper 
niet  kan  worden  overgedragen. 

')  «Men  lette  slechts  op  de  verschillende  beteekenissen  van  het  woord 
Wrrer,  't  welk  omvat:  transférer  la  propriété  par  Ie  contrat,  délivrer 
en  garantir.  Nu  kan  de  eerste  verplichting  alleen  vervuld  worden  door 
den  eigenaar,  maar  tot  de  twee  laatste  is  ook  de  niet-eigenaar  in  staat. 
Ook  het  stelsel  van  den  Code  eischt  dus  de  nietigheidsleei  niet."  Mr. 
J.  Knottenbelt  in  zijne  beoordeeling  van  het  proefschrift  van  Prof. 
V.  Hamel  (N.  Bijdr.  1865,  bl.  667  vlgg.).  Degrond, door  Opzoomer 
ontleend  aan  de  woorden  ,k  Tégard  du  vendeur"  in  art.  1583  van  den 
Code,  is  door  Mr.  Knottenbelt  volkomen  wederlegd.  In  denzelfden 
geest  besliste  de  H.  R.  bij  arrest  van  14  Mei  1875  (KR  1875»  II  bl. 
95vlg.):  ,dat  behoort  te  worden  onderscheiden  tusschen  de  by  de  artt. 
639,  671  en  1495  B.  W.  bedoelde  levering  door  overschrijving  en  de 
levering  vermeld  bij  art.  1511  en  volgende  B.  W. ,  de  overdragt  van 
het  gekochte  in  de  magt  en  het  bezit  van  den  Aroop^r;  dat  voor  de  eerste 
niet  wordt  vereischt  de  medewerking  of  toestemming  van  den  verkoo- 
per, en  dat  zij  derhalve  kan  geschieden  door  den  notaris  of  den  koo- 
per, en  zulks  krachtens  het  door  den  kooper  verkregen  recht."  Gf.  het 
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vereenigbaar  met  de  bepaalde  afspraak,  dat  de  kooper  geen 
eigenaar  zal  worden.  Maar  niettegenstaande  dit  alles  is 
koop  en  verkoop  zeer  goed  bestaanbaar,  wanneer  de  ver- 
kooper  geen  eigenaar  is ,  maar  voldoet  h\)  aan  het  contract, 
wanneer  hy  den  kooper  in  't  volledig  bezit  en  genot  stelt 
van  het  verkochte  en  er  voor  instaat ,  dat  de  kooper  in 
z\jn  genot  niet  zal  worden  gestoord. 

Het  is  dus  niet  een  onmogelijke  verplichting  die  de  ver- 
koopcr,  ook  al  is  h\j  geen  eigenaar,  op  zich  neemt.  Zoo 
begrepen  het  de  Romeinen ;  wel  bracht  de  traditio  den 
eigendomsovergang  mede ,  wanneer  dat  in  de  bedoeling  van 
beide  pp.  had  gelegen ,  maar  toch  was  het  contract  volkomen 
geldig,  ook  wanneer  de  verkooper  op  het  tgdstip  der  tra- 
ditio niet  of  nog  niet  eigenaar  was ,  was  de  verkooper  alleen 
gehouden  de  zaak  aan  den  kooper  over  te  leveren  en  was 
hö  verplicht  hem  tegen  stoornis  in  het  genot  te  vrijwaren , 
maar  zoolang  de  zaak  niet  uitgewonnen  was,  was  de  ver- 
kooper niet  tot  schadevergoeding  verplicht,  tenzg  h\j  do- 
lo  malo  eens  anders  zaak  had  verkocht  ').  Zoo  kon  dus 
UI  pi  anus  verklaren:  ,rem  alienam  distrahere  quem  posse, 
nulla  dubitatio  est :  nam  emptio  est  et  venditio"  *).  P  o  t  h  i  e  r 
dacht  er  niet  anders  over  *).  Volgens  hem  heeft  de  verkoo- 
per geen  andere  verplichting  op  zich  genomen  ,que  celle 
de  ceder  a  Tacheteur  tout  Ie  droit  qu*il  a  dans  Ia  chose 
en  la  lui  délaissant  et  de  Ie  défendre  de  tous  troubles  qu'on 
pourrait  apporter  a  sa  possession",  en  niet  anders  luidt  art. 


proefschr.  van  E.  A.  Cos  man  (Amst.  1899),  De  verplichting  van  den 
verkooper  tot  eigendomsversehaffing.  Volgens  hem  moet  de  verkooper, 
de  aard  der  overeenkomst  brengt  dit  mede,  alle  handelingen  doen, 
waardoor  de  eigendomsoverdracht  mogelijk  gemaakt  wordt,  op  straffe 
van  vergoeding  van  kosten,  schade  en  interessen,  Hy  is  echter  niet 
verplicht  mede  te  werken  tot  de  inschryving. 

O  Hactenus  tenetur,  nt  rem  emptori  habere  liceat,  non  etiam,  nl 
ejas  faciat.  1.  30  §  1  D.  de  act.  empt. 

2)  1.  28  D.  de  contrah.  empt.  (XVUI,  1). 

')  Pothier,  I,  bl.  295. 
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1604  Cc:  «La  déliv/ance  est  Ie  transport  de  la  chose  ven- 
due  en  la  puissance  et  possession  de  Tacheteur". 

Ook  al  kon  dus  het  gewone  gevolg  der  koopovereenkomst 
niet  plaats  grgpen  (art.  11 38),  toch  behoefde  daarom  het 
contract  niet  geheel  zonder  effect  te  zyn.  Maar  zelfs,  zooals 
Mr.  F  a  u  r  e  terecht  opmerkt ') ,  al  had  de  wetgever  de 
verplichting  tot  eigendomsoverdracht  uitdrukkelgk  aan  den 
verkooper  opgelegd ,  dan  zou  de  kooper  op  grond  van  artt. 
1302  en  1303  B.  W.,  wanneer  de  verkooper  door  't  ver- 
koopen  van  eens  anders  goed  aan  zjjne  verplichting  tot 
eigendomsoverdracht  niet  konde  voldoen ,  de  ontbonden-ver- 
klaring der  overeenkomst  kunnen  vorderen  met  vergoeding 
van  kosten,  schaden  en  interessen. 

Het  artikel  is  dus  omnium  consensu  even  duidelqk  als 
verkeerd ;  voor  den  rechter  is  het  echter  verbindend :  ,dura 
lex  sed  lex". 

Wat  hebben  nu  de  uitleggers  gedaan?  In  plaats  van  al 
hun  invloed  aan  te  wenden,  om  het  verkeerde  artikel  uit 
de  wet  verwilderd  te  krygen,  , hebben  zg",  zooals  Faure 
t.  a.  p.  zegt,  ydoor  gronden  van  billykheid  en  andere  im^en 
de  wet  gelegene  de  zwarigheden  trachten  te  overwinnen". 

Het  is  merkwaardig  na  te  gaan,  hoe  de  meeste  schrijvers 
door  beperking  —  anderen  door  algeheele  opzijzetting  van 
het  artikel  aan  de  moeilgkheden  trachten  te  ontkomen. 

Terecht  wgst  men  er  op,  dat  het  artikel  niet  van  toe- 
passing is  op  roerende  zaken ,  althans  na  de  levering  *) , 
ook  niet  op  verkoop  van  zaken  van  een  bepaalde  soort.  Ook 
kunnen  pp.  zoo  overeenkomen,  dat  niet  de  levering  van 
den  eigendom  maar  met  volkomen  kennis  van  zaken  de 
feitelQke  levering  het  onderwerp  der  overeenkomst  uitmaakt  ■). 


')  Opm,  en  Meded.  V,  bl.  72  vlgg. 

")  Bij  vonnis  der  rechtb.  te  's  Hage  van  8  Maart  1899,  W,  7279,  werd 
beslist,  dat,  welke  ook  de  beteekenis  moge  zyn  van  art.  1507,  in  ieder 
geval  daaraan,  voor  wat  roerende  goederen  betreft,  wordt  gederogeerd 
door  art.  2014. 

^)  Cf.  arr.  Hof  Leeuwarden  van  7  Maart  1888,  W,  5597;  daar  was 


Digitized  by  VjOOQIC 


396 

Het  artikel  is  ook  niet  toepasselijk  op  hen ,  die ,  zjj  het  ook 
op  eigen  naam,  toch  eens  anders  goed  verkoopen,  als  de 
commissionnair  *),  de  voogd,  de  uitdrukkelgk  gemachtigde  *), 
enz. ,  en  evenmin  van  toepassing ,  waar  de  verkoop  van 
eens  anders  goed  uitdrukkelijk  bg  de  v^et  is  toegestaan :  artt. 
1201  en  1223  B.  W. 

Verder  is  algemeen  aangenomen  •)  —  de  nood  dreef  er 
toe  —  dat  artt.  1527  vlgg.  B.  W.  ook  op  den  verkooper 
van  eens  anders  goed  van  toepassing  zyn  en  is  het  waar, 
dat  art.  1535  B.  W.  hem  met  name  noemt  Hoe  dat  mo- 
gelijk is  van  een  door  de  vfet  nietig  verklaard  contract,  ver- 
klaart Opzoomer*)  niet  te  begrepen.  «Rechten  te  ontleenen 
aan  hetgeen  in  rechten  nietig  is ,  komt  mQ  voor  een  tegen- 
strödigheid  te  zgn,  en  de  waarborg  waartoe  de  verkooper 


verkocht  onder  voorwaarde,  dat  ten  opzichte  van  het  eigendomsrecht 
ten  dage  van  den  verkoop  rechtsonzekerheid  zou  kunnen  bestaan  met 
het  oog  op  mogelijke  rechten  door  derden  daarop  in  een  tijdsverloop 
van  50  jaren  verkregen;  het  Hof  overwoog  dat  hier  niet  is  gesloten 
een  by  de  wet  nietig  verklaard  contract,  maar  eene  overeenkomst, 
waarbij  de  verkooper  niet  meer  rechten  op  het  goed  verkocht  dan  bij 
had ,  en  de  kooper  met  volledige  wetenschap  omtrent  de  gevaren  daar- 
mede verbonden  op  eigen  bate  en  schade  de  gelibelleerde  perceelen 
heeft  gekocht.  Zoo  is  ook  de  overeenkomst  geldig,  waarb\j  de  een 
belooft  en  de  ander  die  belofte  aanneemt,  hem  een  onroerend  goed 
te  verkoopen,  al  is  het  ook  dat  de  verkooper  daarvan  nog  niet  eige- 
naar is,  zooals  art.  1589  van  den  Code  uitdrukkelijk  bepaalt,  maar 
welk  artikel  bij  ons,  als  overbodig,  is  weggelaten.  Gf.  Diephuis  XI 
bl.  158,  Voorduin  V,  bl  144  en  Mr.  J.  Baron  d'Aulnis  de  Bon- 
rouill  in  Themis  1876,  bl.  90  vlgg. 

')  Bü  vonnis  van  17  Mei  1899,  W.  7336,  besliste  de  Utrechtsche 
reclitb. ,  dat  een  filiaalhouder  slechts  nudus  detentor  is  van  de  zaken, 
die  hij  voor  zgn  patroon  verkoopt  of  inkoopt,  en  dat  de  patroon 
daarvan  eigenaar  blijft. 

')  Is  de  lasthebber  niet  uitdrukkelijk  gemachtigd  te  vervreemden, 
dan  is  hy  daartoe  onbevoegd  (art.  1833  B.  W.).  Mr.  Goninck  Lief. 
sting,  dit  vermeldende  (Algem.  Beginselen,  bl.  317  noot  275),  teekent 
daarby  aan,  dat  de  verkoop  door  zulk  een  onbevoegde  ook  nietig  is 
krachtens  artt.  1507  B.W.  en  1599  C.N. 

*)  Vonnis  rechtb.  Rotterdam  1  Maart  1897.  W,  7070. 

*)  T.  a.  p.,  bl.  57. 
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verplicht  is,  houd  ik  voor  een  afdoend  bewys ,  dat  zflne  over- 
eenkomst hem  geldig  heeft  verbonden^'.  Daarom  wil  Op- 
zoom  er  het  artikel  als  een  overtolligheid  beschouwd  zien, 
waaruit  geen  enkel  positief  gevolg  mag  worden  getrokken, 
en  tegenover  Mr.  v.  Hamel,  die,  zooals  wij  zien  zullen, 
ZQ'ne  leer  bestrgdt ,  maar  toch  de  verplichting  tot  vrijwaring 
aanneemt,  zegt  h\j:  «dat  als  de  wetgever  in  ieder  geval  een 
handje  moet  worden  geholpen,  het  hem  beter  voorkomt, 
hem  op  het  rechte  pad  terug  dan  nog  wat  verder  van  de 
rechte  wijs  af  te  helpen". 

Volgens  Troplong*)  «une  pareille  nullité  n'est  d'aucune 
considération".  Delvincourt')  leert  „qu'il  est  impossible 
de  prendre  Tarticle  k  la  lettre,  et  quant  aux  immeubles 
la  vente  de  la  chose  d'autrui  est  si  peu  nulle  qu'elle  pro- 
duit  a  peu  de  choses  prés  les  mêmes  effets  qu'elle  produi- 
sait  dans  Tancien  droit." 

Het  is  vooral  merkwaardig  na  te  gaan  hoe  L  a  u  r  e  n  t  ^), 
men  zou  zeggen,  in  tweestrijd  is  met  zich  zei  ven,  maar 
ten  slotte  tracht  het  artikel  voor  de  praktgk  bruikbaar  te 
maken.  Voorop  stelt  h\j,  dat  de  kwestie  ,ne  touche  en  rien 
aux  bonnes  moeurs  ni  k  Tordre  public;  la  moralité  est 
hors  de  cause".  Met  het  artikel  zou  men  nog  een  contract 
kunnen  maken,  dat  geheel  het  karakter  en  effect  had  van 
den  verkoop  van  eens  anders  goed,  zooals  Pothier  dien 
begreep.  Buitendien  geldt  het  hier  eigenlijk  een  grond  voor 
ontbinding,  niet  van  nietigheid.  «Pour  qu'il  y  ait  nullité  il 
faut  un  vice  qui  entache  Ie  contrat,  or  dans  Tespèce  il  n'y  a 
pas  de  vice".  Moet  men  dus  met  Colmet  de  Santerre 
het  artikel  maar  opvatten  in  den  zin  van  ontbindbaarheid  ? 
yCela  est  inadmissible.  Le  mot  nu2  signifie  jamais  résoluble. 
Il  faut  donc  prendre  la  loi  telle  qu'elle  est  et  considérer  la  vente 
comme  nulle".  Men  zou  zeggen,  dat  daarmee  de  zaak  uit 
was;  volstrekt  niet.  „Reste  a  savoir  quel  est  le  caraclère  de 


^)  Beiden  aangehaald  bij  F  au  re. 
■)  Livre  XXIV,  bl.  105  vlgg. 
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la    nullité.  Est-elle  d'intérêt  privé  ce  qul  la  rend  relative? 
Cette  question  domine  toute  notre  matière". 

En  nu  beroept  L  au  rent  zich  op  de  in  het  artikel  op- 
genomen vordering  tot  schadevergoeding  en  zegt:  .unacte 
inexistant  c'est  Ie  néant;  dans  la  vente  inexistante  il 
n'y  a  ni  vendeur  ni  acheteur  et  Ie  néant  ne  peut  engendrer 
une  obligation,  donc  elle  existe  aux  yeux  de  la  loi".  Ook 
beroept  de  Schr,  er  zich  op ,  dat  de  kooper  recht  heeft  op 
vrijwaring,  en  dat  de  kooper  tengevolge  van  een  tien- 
jarig bezit  kan  usucapieeren ,  en  roept  hg  uit  «ainsi  la 
vente  de  la  chose  d'autrui ,  qui  est  Ie  néant ,  constitue  néan- 
moins  un  juste  titre"!  Ten  slotte  komt  hy  tot  de  conclusie : 
,11  est  certain  que  la  nullité  est  établie  dans  l'intérêt  de 
Tacheteur,  donc  la  nullité  est  relative,  Ie  vendeur  ne  peut 
s'en  prévaloir".  Wilde  men  het  artikel  in  den  eigenlijken  zin 
opvatten  ,il  n'y  aurait  pas  même  d'action  en  nullité  car 
on  ne  demande  pas  la  nullité  du  néant." 

Tot  hetzelfde  resultaat  komt  de  heer  J.  Gornil,  raads- 
heer in  het  Belgisch  hof  van  cassatie  en  hoogleeraar  aan 
de  vrqe  universiteit  te  Brussel  {W.  6482).  Op  de  vraag 
^qu'a  voulu  Ie  législateur  eii  déclarant  la  vente  nulle?  Que 
Ie  vendeur  a  l'obligation  de  transférer  la  propriété  et,  par 
cela  seul  qu'il  ne  remplit  pas  cette  obligation,  la  résolu- 
tion  de  la  vente  peut  être  demandée  par  Pacheteur.  Telle 
est  la  véritable,  telle  est  Tunique  signification  de  la  pré- 
tendue  nullité  en  ce  qui  concerne  les  rapports  entre  ven- 
deur et  acheteur". 

Vele  andere  schrijvers  maken  bezwaar  om  op  die  wgze 
het  artikel  weg  te  cijferen.  Zie  Mr.  v.  Boneval  Faure'). 
De  uitdrukkelijke  bepaling  moet  in  al  die  gevallen  worden 
toegepast,  waar  de  wet  zelve  door  strfldige  bepalingen  hare 
toepassing  niet  uitsluit.  Daarom  kan  de  kooper  zoowel  nk 
als  vóór  de  inbezitstelling  de  vernietiging  der  overeenkomst 
vorderen  en  moet  dezelfde  actie  in  beide  gevallen  aan  den 

»)  T.  a.  p. 
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verkooper  worden  toegekend,  en  bestrydt  hq,  behalve 
Troplong  en  Delvincourt,  ook  Zachariae,  die  wel 
de  actie  tot  vernietiging  aan  den  verkooper  vóór  de  inbe- 
zitstelling  toekent,  maar  die  daarnii  weigert  op  grond  van 
den  regel :  Quem  de  evictione  tenet  actio  eundem  agentem 
repellit  exceptio.  De  uitdrukkelyke  bepaling  van  art.  159') 
verzet  zich  daartegen,  daar  die  regel  alleen  doelt  op  het 
geval,  dat  de  verkooper  naderhand  eigenaar  is  geworden. 
Van  hetzelfde  gevoelen  is  Kist  *):  wel  kan  koop  en  ver- 
koop van  eens  anders  goed  niet  geheel  nietig  zqn,  daar 
zelfs  art.  1507  er  eene  verbintenis-voortbrengende  kracht 
aan  toekent,  en  de  verplichting  tot  vrijwaring,  bq  art.  1527 
op  den  verkooper  gelegd,  alleen  op  de  overeenkomst  van 
koop  en  verkoop  is  gegrond,  maar  toch  bigft  art.  1507 in 
de  niet  uitgezonderde  gevallen  zgne  kracht  behouden.  De 
uitlegger  mag,  evenmin  als  de  rechter,  aan  de  wet  kracht 
ontzeggen,  omdat  hare  innerlgke  waarde  hem  gering  voor- 
komt. De  wetgever  heeft  hier  bepaald  op  de  overeenkomst 
en  niet  op  het  zakelyk  recht  'toog  gehad.  Dit  bly'kt  uit 
bet  slot  van  't  artikel.  Had  men  by  het  begin  alleen  op 
het  zakeiyk  recht  't  oog  gehad,  had  men  daarbij  alleen 
willen  bepalen,  dat  koop  en  verkoop  van  eens  anders  goed 
geen  eigendom  doet  overgaan,  dan  ware  de  bijvoeging 
onnoodig,  want  dan  zoude  die  bepaling  de  persooniqke 
verbintenissen  van  kooper  en  verkooper  in  't  geheel  niet 
treffen.  Kooper  en  verkooper  kunnen  zich  op  de  nietigheid 
beroepen,  waar  het  hunne  verbintenis  tot  betaling  of  tot 
levering  geldt,  al  is  dan  ook  de  verbintenis  tot  vrgwaring 
niet  door  de  nietigheid  getroffen.  Alleen  wanneer  beide 
partyen  weten ,  dat  de  zaak  niet  is  het  eigendom  des  ver- 
koopers,  en  toch  de  overeenkomst  sluiten,  zal  men  in  vele 
gevallen  moeten  aannemen ,  dat  de  verkooper  zich  verbindt 
de  Éaak  te  koopen ,  en  die  aan  den  kooper  over  te  dragen. 
Zoo  deze  de  bedoeling  van  partgen  is,  is  de  overeenkomst 


*)  m,  bl.  19vlgg. 
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geldig,    en   is  ze   geen   eigenigke   verkoop  maar  een  do  vi 
fadas  *). 

Volgens  Prof.  D  i  e  p  h  u  i  s  *)  verzet  zich ,  hoe  bepaald  en 

M  In  dien  geest  is  het  arr.  v.  d.  H.  R.  van  28  Dec.  1883  {R,  Bijbl, 
1884,  bl.  163vlgg.  en  IT,  5000).  Het  stond  tusscben  pp.  vast,  dat  de 
oogenaamde  kooper  zich  alleen  verbonden  had  zekere  som  gelds  te 
betalen  a»n  den  zoogen aantden  verkooper  i  als  deze  hem  een  door  bero 
aangekocht  doch  nog  niet  geleverd  huis  zou  leveren,  terw-vjl  de  zoo- 
genaamde verkooper  zich  alleen  verbond  om  op  zeker  tydstip,  tegen 
ontvangst  van  bedoelde  geldsom,  zeker  hem  nog  niet  toebehoorend 
huis  aan  den  kooper  te  leveren.  De  H.  R.  besliste ,  dat  hier  geen  sprake 
koQ  zijn  van  koop  en  verkoop  van  eens  anders  goed,  wel  van  een 
zoogenaamd  voorloopig  koopcontract,  waarby  bedoeld  wordt  de  cessie 
van  persoonlijke  rechten .  die  men  op  een  ander  heeft,  aan  een  derde. 
Dit  arrest  is  het  onderwerp  geweest  van  scherpe  kritiek  eu  van  groo- 
ten  lof,  beide  naar  niijn  bescheiden  meening  overdreven.  De  redactie 
van  het  PaL  v.  J,  1884,  Bijblad  n^.  22  en  23,  eindigt  hare  scherpe 
kritiek  aldus:  , Bravo!  dat  is  wetsinterpretatie.  Zoo  ziet  men,  hoe  men 
door  wetsinterpretatie  toch  een  verkeerde  wet  onschadelijk,  en  wet- 
gevers, die  verkeerde  wetten  wijzigen,  onnoodig  kan  maken!"  De 
redactie  van  het  R,  Bj/jbl.  teekent  hier  op  aan,  ,dat  de  H.  R.  dank 
verdient  in  plaats  van  smaad ,  zoo  hij  de  tusschenkomst  van  den  wet* 
gever  (die  nog  langen  tyd  op  zich  zal  doen  wachten)  onnoodig  maakt" 
Met  cessie  van  rechten  wordt  hier  bedoeld  overdracht  van  bet  recht 
op  levering,  en  de  redactie  eindigt  met  den  volgenden  raad:  «Men 
formuleere  zyne  gedachten  zooals  men  wil,  spreke  echter  niet  van 
koop  of  verkoop  en  vordere  in  rechten  niet  ontbinding  der  koopover- 
eenkomst, maar  eenvoudig  van  de  overeenkomst,  aangegaan  dan  en 
dan  en  luidende  zoo  en  zoo ,  dan  is  art.  1507  theoretisch  wel  een  wan- 
klank maar  praktisch  geen  bezwaar.  Om  dat  art.  behoefde  waarlgk 
geen  herziening  van  het  B.  W.  te  worden  gevraagd.'"  Ook  m.  i.  was 
de  overeenkomp^t  geldig  als  een  ,do  ut  facias",  maar  mij  komt  de 
qualificatie  cessie  van  rechten  vreemd  voor,  daar  uit  de  feiten  van 
een  overdracht  van  het  recht  op  levering  niets  blijkt,  maar  de  zoo- 
genaamde verkooper  zich  zelf  verbonden  had  te  zullen  leveren.  Ik 
acht  dan  ook  de  behoefte  aan  herziening  door  dat  arrest  in  't  minst 
niet  opgeheven,  en  al  ben  ik  het  met  Prof.  Land  eens  (Inleiding 
bl.  17  noot  5),  „dat  het  bedenkeUjk  is  eene  ongelukkige  wetsbepaling 
met  opzet  zoo  streng  mogelgk  toe  te  passen",  even  bedenkelijk  vindt 
ik  den  raad  der  redactie  van  het  R,  Bijblad  om  door  interpretatie 
een  slechte  wet  bruikbaar  en  's  wetgevers  tusschenkomst  overbodig 
te  maken.  Of.  in  denzelfden  geest  arr.  Hof  's  Hage  31  Jan.  1898 ,  TT.  7074. 
»)  XI,  bl.  153  vlgg. 
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algemeen  art.  1507  ook  een  koop  en  verkoop  van  eens 
anders  goed  nietig  verklaart,  de  verdere  inhoud  van  het 
artikel  tegen  een  onbepaalde  erkenning  dier  nietigheid ,  en 
stemmen  andere  bepalingen  daarmede  kwalflk  overeen; 
daartoe  rekent  hij:  1®.  dat  de  verkoop  grond  kan  geven 
tot  schadevergoeding,  ofschoon  alleen  tegen  den  verkooper 
en  facultatief;  2",  de  verplichting  tot  vrijwaring  (art.  1528); 
3^.  de  toepasselijkheid  van  het  eerste  lid  van  art.  2000  B.  W. 

Toch  acht  de  Schr.  het  artikel  niet  zonder  beteekenis. 
De  kooper  behoeft  de  gekochte  zaak  niet  aan  te  nemen 
en  is  niet  verplicht  den  prijs  te  betalen,  de  verkooper  is 
niet  tot  levering  gehouden. 

Vaster  aan  de  wet  houden  zich :  M  arcade')  die,  na  de 
meeningen  van  Troplong,  Duvergier  en  Zachariae 
te  hebben  bestreden,  de  volgende  theorie  verkondigt,  ^qui 
nous  parait  la  seule  vraie.  D'abord  il  s'agit  bien  d*une  nul- 
lité  radicale,  d'un  cas  oü  la  vente  est  proprement  nulle 
et  inexistante  et  non  pas  seulement  annulable;  il  n'y  a 
pas  de  vente;  il  y  a  un  acte,  qui  présente  les  apparences 
d'tme  vente ,  mais  qui  n'en  est  pas  une.  Cette  vente  pure- 
ment  apparente  est  donc  sansréalitéjuridique  etsoninexi- 
stancc  legale  peut  être  opposée  sans  difficulté  tant  par  Ie 
vr'ai  propriétaire  contre  Tacheteur  que  par  celui-ci  contre 
Ie  vendeur.  Le  propriétaire  peut  revendiquer;  Tacheteur 
peut  toujours  refuser  de  payer  son  prix  et  de  se  livrerde 
Ia  chose ,  ou  répéter  ce  prix  déja  payé  en  rendant  la  chose 
dès  la  qu'il  prouve  que  c'est  la  chose  d*autrui  qu'on  lui  a 
vendue.  Il  le  peut  toujours  et  alors  même  quMl  aurait  su 
dès  Torigine  que  la  chose  n'appartenait  pas  au  vendeur 
et  que  celui-ci  Taurait  ignoré.  Sans  doute  il  pourrait  alors 
être  condamné  k  des  dómmages-intérêts  en  vers  le  vendeur, 
puisqu'il  a  agi  déloyalement  et  méchamment  en  abusant 
de  Terreur,  dans  laquelie  était  celui-ci  et  que  lui  eonnais- 
sait;  il  devrait  donc  par  application  de  1'art.  1382  supporter 


O  VI,  bl.  203vlgg. 
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les  coüts  et  frais  de  la  vente  et  de  plus  amples  dédom- 
tnagements  s'il  y  avait  lieu.  Mais  il  n'en  pourrait  pas  nioins 
invoquer  la  nullité  de  la  vente  prétendue,  puisque,  par  la 
force  même  des  choses,  cette  vente  n'existe  pas ,  qu'iln'est 
pas  devenu  propriétaire ,  et  que ,  la  translation  de  propriété , 
qui  devait  être  la  cause  de  son  obligation  de  payer  Ie  prix 
n'existant  pas,  cette  obligation  se  trouve  ainsi  sans  cause 
et  n'a  jamais  existé.  Le  vendeur  en  inême  temps  qu'il  devait 
transférer  la  propriété  de  la  cbose,  devait  aussi  en  pro- 
curer  la  libre  possession  et  garantir  ou  indemniser  son  ache- 
teur  de  toute  éviction;  or  s'il  ne  peut  pas  accomplir  le 
premier  devoir,  il  ponrra  quelquefois  accomplir  le  second, 
et  toutes  les  fois  qu'il  le  pourra  légalement  et  licitement, 
il  est  clair  qu'il  sera  tenu  de  le  faire." 

Mrs,  v.  Hamel  ')  en  Scbaafsma  *)  bestrijden  de 
negatieve  nietigheidsleer  van  Opzoomer;  alleen  erkennen 
zij,  dat  de  bepalingen  over  de  vrywaring  in  geval  van 
evictie  en  den  omvang  daarvan  (art.  1532)  niet  zgn  te 
vereenigen  met  de  leer  gehuldigd  in  art.  1507,  maar  ove- 
rigens is  de  verkoop  en  koop  van  eens  anders  goed  zonder 
contractueele  gevolgen.  Daarmede  is  niet  in  strgd  de  ver- 
plichting tot  schadevergoeding,  die  op  geheel  andere  gron- 
den berust.  Evenmin  de  verkröging  door  verjaring,  maar 
is  hier  een  dertigjarig  bezit  noodig,  als  wanneer  geen  titel 
behoeft  te  worden  vertoond. 

De  termijn  van  art.  1490  geldt  hier  niet.  Die  afdeeling 
handelt  alleen  over  een  bepaalde  soort  van  nietigheden, 
welke  slechts  door  zekere  personen  kunnen  worden  inge- 
roepen, en  in  geval  van  geweld,  dwaling  en  bedrog,  ook 
in  geval  van  boedelscheiding ') ,  waar  de  wet  een  gebrek 
in  de  vereischte  toestemming  aanneemt.  De  bepaling  van 
art.  1507  strekt  niet  ten  voordeele  van  een  persoon,  doch 

*)  T.  a.  p.  en  E.  Sc  ha  af  s  ma,  De  nietigheid  van  koop  en  verkoop 
van  eens  anders  goed.  Prft.  Leiden  1888. 

*)  Cf.  vonnis  der  ütr.  rechlb.  van  23  Nov.  1898,  W,  7212,  in  appèl 
bevestigd  TT.  7314,  door  mij  besproken  in  dit  tödschrifl,  1899  bl.337. 
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is  daarop  gegrond,  dat  de  wet  het  object  van  dien  aard 
acht,  dat  de  verkoop  geen  gevolgen  kan  hebben ,  en  daarom 
moet  de  verkooper  eigenaar  zgn  op  het  oogenblik  van  den 
verkoop.  Van  een  beding,  waarbq  partijen  zyn  overeen- 
gekomen zich  niet  op  de  nietigheid  van  art,  1507  te  be- 
roepen, moet  verklaard  worden,  dat  het  naar  den  geest 
der  wet  niet  binden  mag.  Aan  hem  die  de  wet  moet  toe- 
passen is  het  huldigen  eener  strenge  logika  voorgeschreven. 

Mr.  Schaafsma  vestigt  nog  de  aandacht  op  art  1013 
B.  W.,  volgens  't  welk  ook  het  legaat  van  eens  anders  goed 
nietig  is ,  hetzij  de  erflater  al  dan  niet  geweten  hebbe,  dat 
dit  goed  hem  niet  toebehoorde.  Ook  deze  bepaling ,  over- 
genomen uit  den  Code  (art.  1021),  w\jkt  van  hetRomein- 
sche  recht  af,  dat  steunde  op  den  vermoedelgken  wil  van 
den  overledene.  Het  legaat  was  geldig,  si  defunctus  sciebat, 
alienam  rem  esse,  non  si  ignorabat;  forsitan  enim,  si 
scisset  alienam ,  non  legasset ') ,  maar  ook ,  indien  de  erf- 
later rem  suam  esse  putavit ,  gold  het  legaat  aan  de  naaste 
betrekkingen  «vel  uzori,  vel  alii  tali  personae,  cui  legatu- 
rus  esset,  etsi  scisset ,  rem  alienam  esse"  *)• 

De  Fransche  wetgever  is  daarvan  afgeweken  en  verklaarde 
in  beide  gevallen  het  legaat  nietig,  omdat  hij  in  beide 
gevallen  twijfelde  aan  den  ernstigen  of  werkelgken  wil  van 
den  erflater.  Opzoomer  (IV  bl.  262),  die  met  ünger 
deze  bepaling  een  «plumpe  Bestimmung"  noemt,  blgfthier, 
volgens  zijn  gewoon  systeem,  getrouw  aan  de  wet.  Onze 
wetgever  heeft  nu  eens  dat  beginsel  gehuldigd  «man  konnte 
nur  über  sein  eigenes  Vermogen  verfögen".  Ook  Land 
(op  het  art.)  keurt  deze  bepaling  af. 

«Het  is  echter  geoorloofd,"  zeide  de  regoering,  «eene 
erfstelling  of  een  legaat  te  maken  onder  voorwaarde,  dat 
de  erfgenaam  of  legataris  eenig  aan  hem  toebehoorend  goed 
aan    een   ander   schenke,    daar   in   dat  geval  niet  in  den 


')  §  4  Inst.  de  iegatis  (11,  20). 
•)  l.  10  C.  de  Iegatis  (VI,  37). 
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eigenlijken  zin  het  goed  van  een  vreemde  weggemaakt^ 
maar  alleen  de  erfstelling  of  het  legaat  van  eene  geoor- 
loofde voorwaarde  afhankelijk  gesteld  wordt."  Dit  is  de 
grond  geweest  voor  een  nieuw  niet  in  den  Code  voorko- 
mend artikel  (1014)  '). 

Mr.  Lipman  acht  art.  1507  bg  oogenschijnigk  verschil 
van  beginselen  juist  niet  altyd  in  de  gevolgen  belangrük. 
Immers  de  drie  wetgevingen  komen  daarin  overeen,  dat  de 
eigendom  van  het  alzoo  verkochte  goed  door  verjaring  kan 
worden  verkregen  en  de  verkooper  voor  de  uitwinning  moet 
instaan.  Zoowel  volgens  het  Romeinsche  als  het  Fransche 
en  Nederlandsche  recht  lost  zich  het  gebrek  aan  levering 
op  in  schaden  en  interessen.  Het  eenige  blgvende  onder- 
scheid is  dat,  volgens  het  Rom.  recht,  de  verkooper,  later 
den  eigendom  der  zaak  verkrggende ,  gehouden  was  deze 
werkelgk  te  leveren  *). 

De  H.  R.  heeft,  evenals  z^n  O.  M.,  in  twee  arresten  art. 
1507  gehandhaafd.  In  het  eerste  arrest  van  22  Dec.  1876, 
W.  4070,  waren  de  verkochte  perceelen  eerst  nè  het  slui- 
ten der  koopovereenkomst  door  overschry  ving  het  eigendom 
van  den  verkooper  geworden.  De  bedoeling  van  het  art. 
is  niet ,  zegt  Mr.  Polis,  dat  koop  en  verkoop  voor  derden 
geen  gevolgen  heeft,  *t  geen  krachtens  art.  1376  B.  W. 
geheel  overbodig  zou  zijn,  maar  wel,  dat  zoodaitige  koop 
en  verkoop  tusschen  de  contracteerende  partgen  nietig  is. 
Van  verplichting  tot  betaling  door  den  kooper,  van  ver- 
plichting tot  levering  door  den  verkooper  kan  slechts  sprake 
zyn,  wanneer  een  geldige  overeenkomst  bestaat.  De  ver- 
plichte vrgwaring  is  geen  onoverkomelgk  bezwaar  als  uit- 
zondering op  den  regel');  ook  niet  art,  1370  B.  W.,  daar 

•)  Voorduin  IV,  bl.  181. 

■)  3«  druk,  bl.  430  vlgg. 

')  In  dien  geest  was  door  het  Tribunaat  in  Frankryk  een  voorstel 
gedaan  en  de  volgende  redactie  voorgesteld:  ,La  vente  de  la  chose 
d'autrui  est  nulle,  et  n'est  point  ohligatoire,  sauf  les  dispositions 
relatives  k  la  non-délivrance  et  k  Téviction  en  faveur  de  Tacquéreur 
de  bonne  foi.'*  Confér,  Vï,  bl.  16. 
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de  bestaande  zaak  van  een  ander  niet  is  een  toekomstige 
zaak;  evenmin  art.  2000  B.  W*,  want  al  is  de  koop  en 
verkoop  van  eens  anders  goed  als  een  voldoende  titel  voor 
eigendomsverkrgging  te  beschouwen,  toch  kan  zoodanige 
titel  op  zich  zelf  niet  als  een  geldig  koopcontract  worden 
aangemerkt.  Evenzoo  besliste  de  H.  R.,  dat  art.  1507  even- 
als art.  1508  B.  W.  bedoelt  de  nietigheid  der  overeenkomst 
als  zoodanig  en  treft  zfl  dus  beide  partgen  *). 

In  de  zaak  beslist  b\j  arr.  v.  31  Jan.  1896  was  het  den 
kooper  bekend,  dat  de  verkooper  geen  eigenaar  was  der 
hem  verkochte  zaak;  toch  had  hg  reeds  den  eersten  termijn  ' 
ad  ƒ500  betaald,  maar  bleef  in  gebreke  den  tweeden  ter- 
men te  betalen;  op  dien  grond  vorderde  de  verkooper 
ontbinding  der  overeenkomst  met  schadevergoeding.  Ge- 
daagde beriep  zich  op  de  nietigheid  van  het  contract  en 
vorderde  reconventioneel  nietigverklaring  der  overeenkomst 
en  terugbetaling  van  den  eersten  termgn.  Mr.  v.  Maan  en 
erkende,  dat  art.  1507  in  het  stelsel  van  onze  wet  niet 
past,  maar  de  bepaling  is  nu  eenmaal  wet  en  behoort  dus 
te  worden  toegepast,  en  de  wetenschap  bjj  den  kooper,  dat 
hg  eens  anders  goed  koopt,  berooft  hem  niet  van  zgne 
bevoegdheid  om  zich  op  de  nietigheid  van  het  contract  te 
beroepen,  maar  heeft  louter  ten  gevolge  dat  hem  geen  eisch 
tot  schadevergoeding  kan  volgen.  Daarentegen  kan  de  koo- 
per terugbetaling  vorderen  van  een  onvei*schuldigd  betaald 
deel  van  den  koopprgs  van  een  onroerend  goed ,  waarvan  de 
koop  en  verkoop  bg  rechterlgk  vonnis  werd  verklaard  nietig 
te  zgn.  Conform  besliste  de  H.  R. ,  dat  de  veroordeeling 
voor  het  krachtens  een  nietig  contract  en  dus  onverschuldigd 
betaalde  is  geheel  in  overeenstemming  met  art.  1395  B.W. 
Bedrieg  ik  mg  niet,  dan  is  in  het  arr.  v.  9  Dec.  1898, 


O  In  denzelfden  geest  arr.  Hof  Amsterdam  v.  23  Fehr.  1883,  W. 
4939,  waarby  beslist  werd,  dat  eene  letterlijke  opvatting  yan  den 
aanhef  van  art.  1507  niet  in  strQd  is  met  andere  wetsbepalingen,  ener 
dus  geen  grond  is  om,  tegen  den  zin  der  woorden  in,  een  beperkte  uitleg- 
ging daaraan  te  geven  Evenzoo  Hof  Amsterdam  ^  Juni  1895,  W.  6709. 
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W.    7217,   de   band   der   wet  iets  losser  gemaakt.  Daari» 
wordt  beslist,  dat  ook  in  het  geval  van  art.  1507  de  ver- 
plichting tot   vrijwaring,   wanneer  de  zaak   in  de   macht 
des  koopers  is  overgegaan,  uitdrukkelflk  volgt  (en  dus  niet 
bfl  exceptie)  uit  de  artt.  1527  en  vlg.  B.  W.;  verder  dat  uit 
art.  1507  niet  valt  af  te  leiden,  dat  hq,  die  als  verkooper 
van  eens  anders  goed  is  opgetreden ,  zich  door  een  beroep 
op   die   nietigheid  van  alle  uit  de  overeenkomst  voor  hem 
voortspruitende  verplichtingen  zou  kunnen  ontslaan ;  dat  dit 
reeds  volgt  uit  den  verderen  inhoud  van  genoemd  artikel, 
'hetwelk  hem    onder  bepaalde  omstandigheden    den  plicht 
oplegt  van  schadevergoeding  aan  den  kooper ,  die  de  nietig- 
verklaring vordert  *)• 

In  de  zaak,  beslist  bg  het  aan  het  hoofd  van  dit  opstel 
vermelde  vonnis  der  Utrechtsche  rechtbank,  beweerde  de 
eischer  te  goeder  trouw  van  gedaagde,  op  diens  voorstel 
en  ofschoon  deze  geen  eigenaar  was  maar  houder  van 
nagenoeg  alle  aandeelen  in  een  naamlooze  vennootschap, 
een  aan  deze  vennootschap  in  eigendom  toebehoorende 
fabriek  op  27  Sept.  1896  voor  de  som  van  ƒ  34,900  te  heb- 
ben gekocht;  dat  tusschen  partgen  was  overeengekomen, 
dat  eischer  die  som  op  30  Sept.  d.  a.  v.  zou  voldoen  ten 
kantore  van  den  notaris,  als  wanneer  en  alwaar  tevens  de 
levering  en  de  overdracht  zouden  plaats  hebben;  eischer 
had  zich  ten  bepaalden  dage  aldaar  bevonden,  maar  de 
gedaagde  was  niet  verschenen ;  eischer  kwalificeerde  de  daad 
van  gedaagde  als  stellionaat ,  zjjnde  een  onrechtmatige  daad, 

')  By  gelegenheid  der  installatie  van  Mr.  J.  J.  v.  Me  er  bek  e  als 
Vice-Pres.  van  den  H.  R.  zeide  de  President  bij  de  bespreking  van 
het  proefschrift  van  Mr.  J.  Kalf  f,  ,dat  de  bepaling  van  art.  1507 
B.  W.  door  te  absolute  opvaUing  reeds  tot  menige  dwaling  in  de 
rechtspraktijk  heeft  aanleiding  gegeven."  Zie  ook  Mr.  Goninck  Lief- 
sting,  t  a.  p.  bl.  324.  Volgens  dezen  schr.  is  het  verschil  met  het 
Hom.  recht  zoo  groot  niet,  als  op  het  eerste  gezicht  wel  schgnt.  .Al- 
leen  heeft  de  kooper  dit  voordeel,  dat  hij  niet  op  eene  uitwinning 
behoeft  te  wachten,  maar  terstond  na  bekomen  kennis  van  de  fout  in 
den  koop  tot  nietigverklaring  dagvaarden  kan.'' 
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en  vorderde  vergoeding  van  de  hem  daardoor  toegebrachte 
schade.  De  gedaagde  wierp  legen  die  vordering  op  twee 
middelen  van  niet-ontvankelökheid :  T.  dat  eischer  stelt, 
dat  tjsschen  partgen  eene  overeenkomst  zou  zgn  gesloten, 
waaraan  door  gedaagde  niet  zou  zijn  voldaan ,  terwijl  eischers 
conclusie  strekt  tot  schadevergoeding  wegens  onrechtmatige 
daad ;  2®.  dat  de  wet  b\j  koop  en  verkoop  van  eens  anders 
goed  slechts  dan  eene  vordering  tot  schadevergoeding  erkent, 
indien  de  kooper  niet  geweten  heeft ,  dat  de  zaak  aan  een 
ander  toebehoorde;  buitendien  ontkende  de  gedaagde  de 
gestelde  feiten  en  beweerde,  dat  tusschen  hen  slechts  voor- 
loopige  besprekingen  hadden  plaats  gehad.  De  eischer  bracht 
daartegen  in ,  dat  zgne  actie  niet  steunde  noch  steunen  kon 
op  eene  door  de  wet  nietigverklaarde  overeenkomst,  maar 
dat  hy  ageerde  uit  onrechtmatige  daad,  namelgk  steliionaat. 
De  gedaagde  eindelyk  deed  nog  zeggen ,  dat  de  wet  in  art. 
1507  de  actie  tot  schadevergoeding  wegens  den  verkoop 
van  eens  anders  goed  uitdrukkelijk  stempelt  tot  eene  actie 
ex  contraclu ;  dat  daarop  de  vordering  is  gegrond  en  eischer 
ten  onrechte  beproefd  heeft  daarna  uit  onrechtmatige  daad 
te  ageeren;  dat  stellionaat  noch  is  een  delict  noch  een 
onrechtmatige  daad. 

De  van  weerszgden  aangevoerde  gronden  muntten  niet 
uit  door  juistheid.  De  rechtbank  stelde,  in  overeenstemming 
met  de  bovenvermelde  arresten  van  den  Hoogen  Raad, 
voorop,  dat  aan  eene  door  de  wet  nietijf  verklaarde  over- 
eenkomst geene  rechten  of  verplichtingen  kunnen  worden 
ontleend.  De  wet  beeft  dit  ook  niet  in  stryd  met  zich  zelve 
gedaan,  maar  al  is  de  overeenkomst  nietig,  de  handeling 
wordt  daardoor  niet  ongedaan  gemaakt.  Die  handeling  is 
tegenover  den  kooper,  die  niet  wist,  dat  do  zaak  aan  een 
ander  toebehoorde,  onrechtmatig,  en  daarom  is  het  rationeel 
dat  de  wet  aan  die  daad  een  grond  ontleent  tot  vergoeding 
van  kosten,  schaden  en  interessen;  daar  echter  vaststond, 
dat  eischer  had  geweten ,  dat  de  zaak  niet  het  eigendom 
was    van   gedaagde,    was  de  eischer  in  die  vordering  niet 

Recbtsgel.  Mag.  1900.  27 
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ontvankelijk.  Aan  slellionaat,  hetwelk  o.  a.  bestaat  wanneer 
luen  een  onroerend  goed ,  van  hetwelk  men  weet  de  eigenaar 
niet  te  zjjn,  verkoopt  of  door  onderzetting  verbindt,  verbindt 
de  wet  thans  geen  ander  gevolg  dan  den  lyfsdwang  '). 

Maar  ook ,  al  wilde  men  stellionaat  beschouwen  als  eenc 
met  het  recht  strqdige  en  dus  onrechtmatige  daad ,  dan  toch 
zou  die  daad  alleen  dan  grond  tot  schadevergoeding  kunnen 
opleveren,  indien  de  kooper,  die  bewqsi  daardoor  schade 
te  hebben  geleden,  onbewust  was  dat  hij  van  een  niet -eige- 
naar had  gekocht,  terwjjl  hier  het  tegendeel  was  gebleken. 

Op  deze  gronden  werd  de  eischer  in  zjjne  vordering  ver- 
klaard niet  ontvankelijk.  Bestond  art.  1507  niet,  dan  zou 
wellicht  de  overeenkomst  als  geldig  kunnen  zgn  aangeno- 
men, en  de  kooper,  indien  hg  zulks  konde  bewyzen,  hetzg 
op  grond  van  dwaling  omtrent  de  zelfstandigheid  der  zaak 
of  op  grond  van  bedrog  de  vernietiging,  of  op  grond  van 
art.  1303  B.  W.  de  ontbinding  der  overeenkomst  met 
schadevergoeding  hebben  kunnen  vorderen. 

Men  ziet,  tot  welk  een  strgd  en  rechtsonzekerheid  één 
enkel  onjuist  wetsartikel  aanleiding  kan  geven,  maar  zoo- 
lang niet  de  wetgever  ons  van  dat  artikel  heeft  verlost, 
zeg  ik  met  de  redactie  van  het  Wedeblad  ^  dat  de  kwestie 


')  StellioDaai,  dat  in  het  Hom.  recht  een  misdrijf  opleverde  en 
waaronder  allerlei  bedriegelgke  handelingen  begrepen  werden  (verg. 
Merlin,  R/pertoire  in  voce),  had  vóór  de  invoering  van  de  Faillfs- 
sementswet  behalve  den  lijfsdwang  ook  nog  het  gevolg,  dat  zg  die 
zich  daaraan  schuldig  hadden  gemaakt,  indien  het  was  gepleegd  ten 
nadeele  van  een  der  zich  verzettende  schaldeischers ,  niet  werden  toe- 
gelaten tot  het  voorrecht  van  boedelafstand.  De  gerechtelijke  boedel- 
afstand is  echter  by  art.  2  der  wet  ter  invoering  van  de  Faillisse- 
mentswet  vervallen  verklaard.  «Het  doel,"  zegt  de  heer  Veegens, 
«van  den  gerechtelgken  boedelafstand  is  vervallen.  In  vroegeren  tijd 
was  hy  een  middel  tot  behoud  van  de  persoonlijke  vrybeid.  Na  het 
faillissement  op  een  ieder  toepasselijk  is  geworden  en  volgens  art.  33 
ontslag  uit  de  gijzeling  medebrengt,  heeft  de  gerechtelijke  boedelaf- 
stand,  die  trouwens  slechts  zelden  meer  voorkwam,  zijn  reden  van 
bestaan  verloren.''  M.  i.  is  ook  stellionaat  een  verouderde  zaak,  die 
beter  uit  het  Wetboek  ware  verwijderd. 
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moet  worden  getoetst  aan  de  voorschriften,  de  geschiedenis 
en  het  stelsel  van  ons  Burg.  Wetb.,  dat  nu  eenmaal  het 
ongeluk  heeft  ruim  60  jaren  ouder  te  zqn  dan  het  op  1 
Jan.  1900  ingevoerde  Duilsche  rökswetboek  (W.  7393). 

In  dit  wetboek  wordt  veel  aan  het  oordeel  van  den  rechter 
overgelaten  ^).  In  den  aanvang  van  de  reeds  aangehaalde  §  1 38 
wordt  ,ein  Rechtsgeschaft,  das  gegen  die  guten  Sitten 
verstösst",  nietig  verklaard. 

In  den  commentaar  v.  H.  Rosenthal  vindt  ik  daarop 
aangeteekend :  ^Was  gegen  die  guten  Sitten  sei,  entscheidet 
das  Gericht  auf  Grund  der  herrschenden  Volksanschauung." 
§  826  luidt:  «Wer  in  einer  gegen  die  guten  Sitten  ver- 
stossenden  Weise  einem  Anderen  vorsatzlich  Schaden  zu- 
fugt ,  ist  dero  Anderen  zum  Ersatze  des  Schadens  verpfiich- 
tet".  In  den  commentaar  lees  ik:  «Der  §  826  bezweckt  den 
Schutz  gegen  die  sogen.  illoyalen  Handlungen.  Was  gegen 
die  guten  Sitten  sei,  worüber  der  Richter  nach  freiem 
Ermessen  gemass  den  allgemeinen  Volksanschauungen  und 
den  Anschauungen  der  Kreise,  denen  die  Betheiligten  an- 
geboren,  zu  entscheiden  hat,  kann  unter  (Jmstanden  sehr 

O  In  eene  27  Jan.  j.1.  te  Haile  gehouden  rede  over:  , Die  Bedeutang 
des  Deutscben  BQrgerlichen  Gesetzbuches  fflr  den  Fortschritt  der  Kul- 
tur",  wiJst  Rudoif  Stammlererop,  hoe  men  in  dit  wetboek  ge- 
tracht heeft  het  denkbeeld  ,der  socialen  Gerechtigkeit"  te  Yerwezenlijken, 
en  haalt  hg  (hl.  32)  de  woorden  aan  ,von  einem  geistreichen  Praktiker** 
(rechter):  «dass  wir  in  Zukunft  mit  mehr  Hecht  uns  Prfttoren  nennen 
mussen'*.  Toch  kan  hy  zich  niet  vereenigen  ,mit  einem  blossen  sub- 
jektiven  Ermessen  der  richterlichen  Beamten,  die  widersinnige  Anwei- 
sung  den  Rechtsunterworfenen  ertellend:  Betragt  euch  so,  wie  hinterher 
das  Gericht  nach  subjektivem  Urteile  beflnden  wird ;  so  verfallen  wir  der 
Wilikür  der  Richter:  Schlimmer  vielleicht,  als  der  alte  Buchstaben- 
kultus  war.  Wir  brauchen  eine  Methode,  in  der  es  mOglich  ist,  dar- 
zulegen,  ob  ein  gefAliter  Entscheid  der  Billigkeit,  Treu  und  Glauben, 
oh  er  dem  richtigen  Hechte  entspricht.  Die  blosse  Berufung  auf  die 
Lehren  der  Moral  genügt  nicht.  Noch  weniger  freilich  geht  es  an,  aus- 
schliesslich  auf  das  Urteil  der  anstHndigen  Leute  sich  zu  berufen ;  denn 
wer  diese  seien,  und  woran  man erkenne,ob  ein  solches Urteil  wirklich 
da  sei,  das  gerade  ist  die  Frage." 
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zweifelhaft  sein.  Hofifentlich  werden  sich  an  §  826  nicht 
ahnliche  Streitfragen  knüpfen,  wie  an  den  §  des  Strafgre- 
setzbuchs  vom  «groben  Unfug."" 

Hierbfl  voeg  ik  nog  §226,  das  sogen.  ,Ghikane-Verbot". 
,Die  Ausübung  eines  Rechtes  ist  unzulassig,  wenn  sie 
nur  den  Zweck  haben  kann,  eineni  Anderen  Schaden  zu- 
zufügen."  In  den  commentaar  lees  ik:  ,Gegenüber  dem 
Satze  aWer  von  seinem  Rechte  Gebrauch  macht,  verlelzt 
Niemanden",  steht  das  B.  G.  B.  auf  dem  Standpunkte ,  dass 
es  auch  innerhalb  des  Rechts  noch  Schranken  giebt.  Nicht 
das  formelie  Recht  ist  immer  entscheidend ;  eine  wahrhaft 
sittliche  Rechtsordnung  darf  nicht  gestatten,  das  Jemand 
von  seinem  Rechte  Gebrauch  macht,  lediglich  um  einen 
Andern  zu  chikaniren,  zu  benachtheiligen/' 

Volgens  deze  beginselen  valt  de  scheidingsmuur  tusschen 
recht  en  zedelijkheid  voor  een  goed  deel  weg.  Zal  ook  onze 
wetgever  zich  op  dit  standpunt  plaatsen?  De  taak  des  rech- 
ters en  de  hem  daarvoor  te  stellen  eischen  worden  er  zeer 
door  uitgebreid;  of  de  rechtsbedeeling  er  werkelijk  door  zal 
verbeteren,  zal  de  lijd  moeten  leeren;  maar  in  ieder  geval 
is  het  dan  de  wetgever,  die  aldus  beslist  heeft,  en  behoeft 
dan  de  rechter  niet  meer  te  vragen  naar  de  vermoedelijke 
gedachte  van  den  wetgever. 

Het  verdere  gedeelte  van  §  1 38  houdt  volgens  den  com- 
mentaar in  ,das  Verbot  des  Wuchers". 

Een  artikel  als  ons  art.  1507  bevat  hel  Duitsche  Wetboek 
niet.  Ingevolge  §§  433  en  434:  «wird  durch  den  Kaufver- 
trag  der  Verkaufer  einer  Sache  verpflichlet ,  dem  Kaufer  die 
Sache  zu  übergeben  und  das  Eigenthum  an  der  Sache  zu 
verschaflFen  Der  Verkaufer  ist  verpflichtet,  dem  Kaufer  den  ver- 
kauflcn  Gegenstand  frei  von  Rechten  zu  verschaffen,  die  von 
Dritten  gegen  den  Kaufer  geitend  gemacht  werden  können". 

In  den  commentaar  lees  ik:  „Der  Verkaufer  muss  alles 
thun ,  was  zur  Eigenthums-  bezw.  Rechts-Verschaffung  nöthig 
ist :  z.  B.  Uebergabe  bewirken ,  Auflassung ,  Abtretung  er- 
klaren  ,  die  etwa  nöthigen  Urkunden  beschaffen"  u.  s.  w. 
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Voldoet  de  verkooper  niet  aan  zgne  verplichtingen  dan 
kan  de  kooper,  of  de  betaling  van  den  koopprijs  weigeren  — 
exceptie  non  adimpleti  contractus  —  óf  nakoming  der  over- 
eenkomst met  schadevergoeding  vorderen,  óf  hg  kan  zich 
aan  de  overeenkomst  onttrekken,  §§  440,  3:20,  327. 

Het  eerste  ontwerp  bevatte  nog  een  algemeene  bepaling , 
§  370,  luidende:  ,Wer  sich  durch  Vertrag zur  Verausserung 
einer  Sache  verpflichtet ,  hat  dem  anderen  Vertragschlies- 
senden  das  Ëigenthum  an  der  Sache  zu  verschaffen".  Das 
sogenann te  « Verschafifungsprinzip". 

Deze  bepaling  is  echter,  als  voor  koop  en  verkoop  over- 
bodig en  voor  andere  contracten  minder  juist,  weggelaten. 
Cf.  Bernhöft,  t.  a.  p.  bl.  7  vigg.,  en  Prof.  Leonhard 
in  RechtsgeL  Mag.  1891,  bl.  86  vlgg. 
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BOEKBESCHOUWINGEN. 


Mr.  F.  J.  NOYON,  Het  Wetboek  van  Strafrecht  verklaard.  - 
Deel  II,  1899.  387  bl.;  Deel  III,  1900.  392  bl.  —  Gro- 
ningen, J.  B.  Wolters. 

In  den  jaargang  1897  van  dit  tijdschrift,  bl.  406  en  volgende, 
kondigde  ik  het  eerste  deel  van  dit  even  belangrijjk  als  omvangrijk 
werk  aan  en  thans  reeds  liggen  voor  mq  de  twee  laatste  deelen, 
waarmede  de  door  den  kundigen  schrijver  zoo  kloek  ondernomen 
arbeid  tot  een  goed  einde  is  gebracht. 

Zijjn  arbeid  is  voor  onze  rechtsliteratuur  een  aanwinst  van  niet 
geringe  beteekenis,  die  een  hoogen  dunk  geeft  van  des  schrq- 
vers  grondige  kennis  van  het  stmfrecht,  van  zijn  critischeu  blik 
en  van  z\jne  vertrouwdheid  met  de  h'teratuur  en  de  jurisprudentie 
van  ons  strafrecht. 

Gaf  het  eerste  boek,  na  eene  aan  de  bespreking  van  opzet  en 
schuld  b\j  misdreven  en  bij  overtredingen  gewijde  inleiding,  eene 
uitnemende  verklaring  van  de  artikelen  1—91,  uitmakende  het 
eerste  boek  van  ons  Strafwetboek,  in  de  thans  verschenen  twee 
deelen  worden  achtereenvolgens  al  de  artikelen  van  het  Straf- 
wetboek op  de  aan  den  schrijjver  eigen  zaakkundige  wijze  klaar 
en  duidelijk  besproken. 

Artikel  voor  artikel  wordt  achtereenvolgens  ontleed,  in  zijne 
wording  nagegaan  en  in  zijne  onderdeeien  onderzocht;  met groote 
helderheid  en  volledigheid  worden  niet  alleen  alle  vragen  nage- 
gaan ,  die  het  betrokken  artikel  reeds  in  de  praktijk  heeft  doen 
rijjzen,  doch  ook  die,  welke  naar  schrijvers  oordeel  niet  zullen 
uitblijven. 

Met  strenge  logica  en  groote  scherpzinnigheid  worden  de  al- 
dus gestelde  vragen  beantwoord,  waarbij  critiek  op  afwijkende 
meeningen,  die  zich  in  de  praktijk  baan  gebroken  of  in  de 
jurisprudentie  geopenbaard  hebbeu,  niet  ontbreekt.  Die  critiek 
wordt  met  groote  bezadigdheid  uitgeoefend  en  dwingt  ook  daar, 
waar  ze  niet  overtuigt,  eerbied  af  voor  des  schrijvers  scher- 
pen blik. 
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Ongetwijfeld  is  dit  werk  een  standaardwerk,  dal  in  de  rechts- 
zaal weldra  eene  volkomen  verdiende  autoriteit  zal  verwerven, 
en   dat  geen  beoefenaar  van  ons  strafrecht  zal  kunnen  missen. 

Trad  ik  bij  de  aankondiging  van  hel  eerste  deel  op  een  paar 
punten  in  polemiek ,  om  gemakkelijk  te  bevroeden  redenen  meen 
ik  mij  daarvan  thans  te  moeten  onthouden.  • 

Wie  den  doorwrochten  arbeid  van  Mr.  Noyon  raadpleegt,  zal 
diens  commentaar  zelden  onbevredigd  ter  zijde  leggen  en  alt^d 
aanleiding  vinden  den  schrijver  hulde  te  brengen  voor  het  mees- 
terschap, waarmede  hij  z^ne  stoffe  behandelt 

Aan  het  laatste  deel  is  een  lexicograGsi^h  register  over  het 
geheele  werk  toegevoegd,  waardoor  de  gemakkelijkheid  van  raad- 
pleging zeer  bevorderd  wordt. 

Haarlem,  Mei  1900.  Rkthaan  Macaré. 


De  onaitgegeyen  parlementaire  redevoerinf^en  yan  Mr.  J.  R. 
Thorbeeke,  volgens  opdracht  en  onder  toezicht  van  het 
Curatorium  der  Thorbecke-Stichting  verzameld  en  van 
toelichtende  opschriften  voorzien  door  Mr.  G.  6.  van 
der  Hoeven,  adjunct-commies  bijj  het  Departement 
van  Justitie.  Eerste  deel,  13  October  1850  tot  13  Sep- 
tember 1851. —  Groningen,!.  B.  Wolters.  1900.  536 bl. 

Deze ■  verzameling  is  de  voortzetting  der  door  Thorbecke 
zelf  aangevangen  uitgave.  Z\j  is  met  groote  nauwkeurigheid  be- 
werkt. Boven  elke  redevoering  is  een  hoofd  geplaatst,  waarin 
haar  inhoud*  soms  vrq  uitvoerig  wordt  aangegeven.  De  uitslag  van 
stemmingen,  die  het  debat  besloten,  is  voor  zooveel  nood ig  mede- 
gedeeld. Vooraf  gaan  een  voorwoord  van  Mr.  W.  Thorbecke 
en  eene  opgave  van  den  inhoud.  Dit  deel  behandelt  de  zitting 
1850 — 1851.  De  groote  staatsman  en  z\jn  eerste  Ministerie  zijn  in 
volle  kracht;  die  der  oppositie  is  gering,  al  schemert  soms  door, 
dat  zijj  in  de  toekomst  sterker  koorden  op  haren  boog  zal  krij- 
gen. De  beraadslagingen  over  gemeentewet  en  onteigeningswet 
nemen  de  grootste  plaats  in. 

Dat  men  hier  een  groot  aantal  voortrefTel^ke,  kernachtige  en 
overtuigende  redevoeringen  b\jeen  vindt,  behoeft  niet  gezegd  De 
lectuur  der  verzameling  is  ook  vrij  wat  aangenamer  dan  die  van 
het  Bijblad  (zooals  de  Handelingen  der  Staten -Generaal  destijds 
heetten),   waarvan  de  raadpleging  wordt  bemoeilqkt   door  bet 
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sedert  afpescbafl  (gebruik,  om  sommifre  redevoeringen  eerst  later 
op  te  nemen;  een  gebruik,  dat  bij  belangrijke  redevoeringen  van 
Thorbecke  regel  was.  Aan  den  anderen  kant  brengt  de  vol- 
ledigheid der  verzameling  mede,  dat  tal  van  redevoeringen  z\jn 
opgenomen,  die  óf  van  den  aanvang  af  weinig  belangr^ks  had- 
den —  als  handelend  over  regeling  van  werkzaamheden  en  der- 
gelijke —  öf  hare  belangrijkheid  thans  hebben  verloren.  Het 
is  waar  dat  voor  de  uitlegging  eener  wet  ieder  woord,  in  de 
beraadslaging  gesproken  door  den  Minister  die  haar  voordroeg, 
van  belang  kan  z\jn;  maar  voor  een  onderzoek  naar  de  geschie- 
denis eener  wet  is  eene  verzameling  der  parlementaire  redevoe- 
ringen enkel  van  den  Minister  toch  niet  bruikbaar.  Bij  schifting 
der  redevoeringen  naar  hare  belangrijkheid  zou  men,  uit  eene 
minder  uitvoerige  verzameling,  den  staatsman  even  goed  hebben 
leeren  kennen.  Erkend  moet  intusschen  worden,  dat  zulk  eene 
schifting  geen  gemakkelijk  werk  zou  geweest  zqn. 

Den  Haagt  Mei  1900.  J.  D.  Vbegkhs. 


Formalierboek  der  onderseheidene  akten  behooreiide  tot  de 
burgerlijke  rechtsvordering^,  door  Joan  van  den 
Honert  Thz.  Vierde  druk,  omgewerkt,  met  inachtne- 
ming van  de  jongste  w^'zigingen  in  hel  Wetboek  ge- 
bracht, door  Mrs.  J.  A.  Foest,  D.  E.  Lioni  en  Lod. 
S.  Boas.  —  'sGravenhage,  Gebr.  Belinfante.  1900. 

Deze  nieuwe  druk  van  Van  den  Honert's  bekend  Formwiier- 
hoek  is  daarvan ,  naar  ons  door  de  bewerkers  in  het  Voorbericht 
wordt  medegedeeld,  eene  algeheele  omwerking  De  tekst  der  for- 
mulieren is  vereenvoudigd  en  bekort,  en  ook  de  inhoud  van  het 
boek  heeft  verandering  ondergaan.  Alleen  formulieren,  door  prak- 
tizijns  en  deurwaarders  te  bezigen,  worden  gegeven,  terwql  de 
in  de  vorige  uitgaven  opgenomen  formulieren  van  akten,  door 
rechterlijke  ambtenaren  te  gebruiken,  z\jn  weggelaten.  «Eendeels 
de  overweging,  dat  jus  curia  novit,  anderdeels  het  feit,  dat  elke 
griffie  haar  eigen  stijl  heeft,  leidde  ons  tot  deze  besnoeiing»^). 

<(Ten  aanzien  van  de  formulieren  aan  het  Burgerlijk  Wetboek, 
het  Wetboek  van  Koophandel  en  bepaalde! yk  aan  de  bijzondere 
wetten  ontleend,  is  deze  druk  veel  uitvoeriger  dan  de  vroegere»  ^). 


>)  Voorbericht,  bl.  X  en  XI. 
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Hjj  bevat  nameljjk,  behalve  299  formulieren,  welke  in  betrekkin^^ 
staan  tot  het  Wetboek  van  Burjjferiijke  Rechtsvordering,  161  for- 
mulieren betreffende  de  Faillissementswet ,  het  Burgerlijk  Wet- 
boek, hef  Wetboek  van  Koophandel,  de  wet  op  de  onteigening 
ten  algemeenen  nutte,  de  wet  tot  regeling  van  het  staatstoezicht 
op  krankzinnigen,  de  wet  houdende  bepalingen  op  fabrieks- 
en  handelsmerken ,  de  wet  houdende  bepalingen  ter  bevordering 
van  de  verdeeling  van  markgronden,  de  kieswet,  de  wet  op  het 
Nederlanderschap  en  het  ingezetenschap,  de  wet  op  de  invorde- 
ring van  's  Rijks  directe  belastingen  en  de  registratie  wetten. 

De  praktiz\jns  en  deurwaarders,  voor  wie  het  Formulierhoek 
meer  in  het  h\jzonder  is  bestemd,  mogen,  naar  het  ons  voor^ 
komt,  den  Heeren  Foest,  Lioni  en  Boas  dankbaar  wezen 
voor  de  grondige  herziening  die  z^  dit  werk  hebben  doen  onder- 
gaan. Zij  vinden  daarin  thans  opnieuw  een  veiligen  gids  bij  het 
stellen  hunner  stukken  en  het  opmaken  hunner  akten.  Ik  heb 
daarbij  het  oog  niet  alleen  op  de  formulieren  zelve  maar  ook 
op  de  aanteekeningen,  waarin  een  tal  van  nuttige  wenken  en 
aanwijjzingen  wordt  gegeven. 

Inzage  van  verschillende  formulieren  gaf  m^'  de  overtuiging, 
dat  deze  uitgave,  voortgekomen  uit  de  samenwerking  van  drie 
met  de  praktijk  vertrouwde  leden  der  Amsterdamsche  balie,  die 
nog  bovendien  de  voorlichting  genoten  van  den  kondigen  en 
ervaren  oud-president  der  Amsterdamsche  rechtbank,  Jhr.  Mr. 
G.  H.  Back  er,  b^  voortgezet  gebruik,  ten  volle  zal  blijjken  te 
l)eantwoorden  aan  de  daaraan  te  stellen  eischeu. 

Opmerkel^k  is  b\j  vergelijking  met  den  in  1838  verschenen 
eersten  druk ,  hoezeer  de  tegenwoordige  formulieren  het  winnen 
in  eenvoudigheid,  duidel^kheid  en  beknoptheid  van  deoorspon- 
kel^ke,  die  veel  bevatten  wat  w\jdloopig  en  overbodig  was. 

M. 


Mr.  J.  W.  BfiLINFANTE,  de  reehtspraak  op  het  Wetboek  van 
Strafrecht  (1  September  1886 tot IJanuari  1900), gebracht 
op  de  artikelen.  —  's  Gravenhage,  Gebr.  Belinfante,  1900. 

Het  onder  dezen  titel  verschenen  werk  maakt  de  7*«  afleve- 
ring uit  van  hel  2**«  deel  van  den  3<*««»  druk  van  Léon's  Recht- 
spraak. 

De  heer  Belinfante  heeft  daarin  de  rechterlijke  uitspraken 
op  het  Wetboek  van  Strafrecht  verzameld,  met  eenige  wqziging 
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in  de  bekende  methode.  In  de  eerste  plaats  worden  de  uitspraken 
onder  ieder  artikel  niet  meer  in  uitsluitend  chronologische 
volgorde  medegedeeld ,  maar  zijn  ze  verdeeld  over  verschillende 
rubrieken  naar  gelang  van  het  gerecht  waarvan  ze  afkomstig 
z^'n.  Achtereenvolgens  vindt  men  bijeen  de  beslissingen  van  den 
Hoogen  Raad,  de  Gerechtshoven,  de  rechtbanken,  de  kanton- 
gerechten,  het  Hoog  militair  Gerechtshof  en  de  krqgsraden.  In 
de  tweede  plaats  wordt  telkens  verwezen  naar  de  tijdschrift- 
artikelen waarin  de  medegedeelde  beslissing  wordt  bêBprokeny 
alsmede  doorloopend  naar  het  werk  van  Mr.  Noyon. 

oiNaar  volledigheid  en  nauwkeurigheid  èn  b^'  jurisprudentie 
èn  bijj  literatuur  is  getrachte,  verzekert  de  bewerker  ons  in  een 
voorwoord;  of  ze  ook  bereikt  zijn  kan  men  eerst  na  langdurig 
gebruik  beoordeelen;  dat  de  bewerking  een  gunstigen  indruk 
op  ons  maakte,  mogen  wq  echter  reeds  nu  constateeren. 

Een  nadeel  van  chronologische  en  coUegesgewqze  rangschik- 
king is  hierin  gelegen,  dat  men  overeenkomstige  en  verwante 
beslissingen  niet  big  elkander  vindt  en  dus  steeds  genoodzaakt 
is,  voor  iedere  quaestie  alle  onder  een  artikel  gebrachte  nummers 
te  raadplegen.  Alleen  door  verwijzing  b\j  ieder  nummer  naar 
alle  gelijksoortige  beslissingen  kan  dit  bezwaar  worden  onder- 
vangen. Het  komt  ons  voor,  dat  de  bewerker  te  dezen  aanzien 
meer  had  kunnen  doen  tot  nut  en  gemak  van  de  gebruikers  van 
z^n  werk  dan  hij  gedaan  heeft.  Dit  neemt  echter  niet  weg,  dat 
z\jn  werk  ons  toeschijnt  een  aanwinst  te  zijn  voor  de  nog  steeds 
onder  Léo n 's  naam  gaande  veel  gebruikte  verzameling. 


Dr.  HERMAN  SEUFFËRT,  AnarchiBmns  and  Strafreeht.  ^  Otto 
Liebmann,  Berlin. 

Van  tijd  tot  t^d  wordt  de  geheele  beschaafde  wereld  opgeschrikt 
en  in  onrust  gebracht  door  een  aanslag  van  den  een  of  anderen 
anarchist  van  de  daad,  die  meent  door  handelingen  van  ruw 
geweld,  door  aanslagen  op  staatshoofden  of  vorstel^ke  personen, 
door  dynamiet-ontploffingen  op  druk  bezochte  plaatsen ,  de  wor- 
ding van  eene  i<leaal- maatschappij  voor  te  bereiden  en  te  ver- 
haasten. Als  antwoord  op  zulk  een  daad  wordt  dan  door  de  groote 
massa  geroepen  om  scherpere  en  krachtiger  bepalingen  in  de 
strafwet,  en  niet  zelden  kwamen  onder  den  verschen  indruk  van 
dergelijke  anarchistische  wandaden  gel egenheids wetten  tot  stand, 
ten  doel  hebbend  door  strenge  strafbedreigingen  het  drijjven  en 
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werken  der  revolutionairen  tegen  te  gaan.  Niet  altqd  werd  b^ 
die  wetten  de  juiste  maat  in  acht  genomen;  meer  dan  wensche- 
Iqk  en  goed  was,  werd  geluisterd  naar  de  in  die  t\|den  sterker 
sprekende  stemmen  van  vergelding  en  maatschappelijke  voldoe- 
ning; de  kracht  der  afschrikking  werd  sterk  overschat. 

Daarom  is  het  goed  de  noodzakelijkheid  van  dergelijke  gele- 
genheids wetten  zoo  veel  mogel^k  te  vermijden  en  in  rustige 
oogenblikken  na  te  gaan,  of  het  wettelijk  arsenaal  voldoende 
wapenen  biedt  om  anarchistische  aanslagen  te  keeren  en,  zoo 
neen,  in  wel^e  richting  aanvulling  kan  worden  gezocht.  Die 
taak  vervult  de  hoogleeraar  S  e  u  f  f  e  r  t  in  zgne  hier  aan  te  kondigen 
monografie  en,  gelqk  van  hem  mocht  worden  ondersteld,  doet 
hq  dit  met  bezadigdheid,  hooge  objectiviteit  en  op  een  wijze  die 
aan  z^ne  beschouwingen  ook  voor  ons  land  groot  e  waarde  geeft. 

Wie  waant  het  anarchisme  en  z^ne  oorzaken  door  enkel  straf- 
bepalingen, zij  't  ook  de  meest  draconische,  te  kunnen  bestrijden, 
maakt  zich  eene  illusie,  die  vroeg  of  laat  tot  ernstige  teleurstelling, 
lot  bedenkelijke  gevolgen  moet  voeren.  De  Schrqver  koestert  die 
illusie  niet  en  het  kon  moeielijk  anders  worden  ondersteld  van 
den  man,  die  in  zqn  vervolg  op  het  overzicht  van  het  Duitsche 
strafrecht  in  «Die  Straf gesetzgebung  dei*  GegenwarU  de  gul- 
den woorden  schreef:  cUebertreibt  nicht  die  Ausnutzung  des 
Strafmittels,  sonst  nutzt  ihr  dasselbe  ah.  Die  Zudrhiglichkeit  der 
Strafe  bringt  keinen  Nutzen,  sondern  stiftet  Schaden.  Macht  nicht 
so  viele  Strafgesetze  und  seid  zurückhaltend  in  der  Auslegung  und 
Anwendung  der  bestehenden.]» 

In  het  eerste  hoofdstuk  van  z^n  boek  verklaart  de  Schrijjver, 
dat  met  de  maatregelen  van  het  strafrecht  en  der  veiligheidspo- 
litie de  bronnen  van  het  anarchisme  niet  kunnen  gedempt  worden, 
maar  dat  dit  resultaat  slechts  kan  worden  verkregen,  langzaam 
maar  zeker,  door  eene  verstandige  en  rechtvaardige  politiek  in 
alle  takken  van  het  opent)are  leven.  Maar  wanneer  beeken  en 
rivieren  dreigen  te  overstroomen ,  kan  men  niet  wachten,  totdat 
de  ingenieurs  een  nieuw  stelsel  van  reguleering  zullen  hebben 
in  toepassing  gebracht,  maar  versterkt  en  verhoogt  men  voor- 
loopig  de  het  water  tegenhoudende  dijken.  Welnu,  voor  den 
Schrgver  is:  «die  öffentliche Strafe ,  tü^nn  vörstanrfigf  angfewendet, 
ein  Damm  gegen  die  überschau menden  und  verderblichen  Fluten 
des  sozialen  Lebens^. 

De  straf,  zoo  herhaalt  hij  op  een  der  volgende  bladzijden,  is 
nicl  hei  eenige  en  niet  het  meest  afdoende  middel,  maar  z\j 
is  een  der  middelen,  dat  wij  gebruiken  kunnen  en  moeten  om 
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dreigende  daden  van  geweld  te  keeren,  en  terwijl  de  Schrijver 
de  begrippen  van  wraak  en  vei'gelding  als  grondslagen  en  doel- 
einden der  straf  beslist  verwerpt  en  z\jnerz^ds  de  werking  der 
straf  bovenal  zoekt  in  haren  invloed  op  het  individu  dat  haar 
ondergaat,  erkent  hij  dat  bet,  evenals  in  den  oorlog  en  in  andet-e 
buitengewone  toestanden,  ook  tegenover  het  anarchisme  noodifr 
kan  zijn,  <rdass  die  Vorsfellnng  eines  harten  und  unerbittlichen 
Strafübels  in  die  leidenschaftlich  erregten  und  verbrechensge- 
neigten  Seelen  einzieht  und  darin  thatlahmend  die  Leidenschaft 
überwindet».  Men  ziet  het,  de  zeker  niet  onjuiste  gedachte,  dat 
de  strafwetgever  behoort  te  letten  op  alle  omstandigheden  van 
het  maatschappelijk  leven  en  naar  die  omstandigheden  zijne 
strafbedreigingen  heeft  vast  te  stellen  in  de  mate  als  de  bevei- 
liging en  handhaving  der  bestaande  rechtsorde  dit  met  nood- 
wendigheid vorderen,  treedt  duidelijk  op  den  voorgrond. 

De  Schrijver  geeft  in  z\jne  volgende  hoofdstukken  allereerst 
een  summier  overzicht  van  het  wezen  en  het  drqven  van  het 
anarchisme  en  daarna  een  zeer  uitvoerige  en  volledige  schets 
van  de  strafrechtelgke  voorschriften,  in  de  verschillende  landen 
tegen  het  anarchisme  en  de  gewelddadigheden  van  z^'n  aanhan- 
gers vastgesteld.  Engelsche,  Belgische  en  Zwitsersche  wetten 
passeeren  daarbij  de  revue  en  vooral  bq  de  meer  speciale  wette- 
lijke maatregelen  in  Frankrqk,  Italië  en  Spanje  wordt  langen  tijd 
stilgestaan.  Daarna  treedt  de  Schr\jver  in  eene  uitgewerkte  bespre- 
king van  al  de  verschillende  wettelqke  bepalingen  uit  het  Wet- 
boek van  Strafrecht  en  de  verschillende  speciale  wetten,  welke 
in  Duitschland  bij  de  bestr^ding  der  anarchistische  woelingen 
in  aanmerking  kunnen  komen,  en  vermeldt  voorts  de  in  1894 
beproefde  poging  om  die  bepalingen  in  het  Wetboek  te  ver- 
scherpen en  uit  te  breiden,  door  de  indiening  der  zoogenaamde 
Umsturz-Novelle,  welke  poging  geen  resultaat  opleverde.  Een 
overzicht  van  dat  overzicht  te  geven  ligt  niet  in  de  richting 
van  deze  aankondiging ;  ik  vermeld  slechts,  dat  onder  de  landen 
waarin  meer  speciale  wetten  tot  stand  kwamen,  ons  land  ont- 
breekt, een,  naar  ik  meen  te  mogen  zeggen ,  voor  de  toestanden 
te  onzent  gelukkig  teeken. 

Na  het  overzicht  volgt  de  critiek,  die  de  Schr^ver  in  een 
zestal  punten  te  zamen  vat.  Onjuist  acht  h^  in  het  algemeen,  maar 
meer  nog  in  het  bijzonder  tegenover  misdrijven  die  een  anar- 
chistisch karakter  dragen ,  de  zachtere-  bestrafïing  van  de  poging 
en  vau  de  medeplichtigheid,  in  vergelijking  met  het  voltooide 
misdryf  en  de  daderschap.  Voorts  keurt  hij  af,  dat  b^' de  gemeen - 


Digitized  by  VjOOQIC 


419 

{revaarlijke  misdrijven ,  de  roof  en  daarnnee  gelijkstaande  straf- 
bare feiten  de  zwaarste  straf  afhankelqk  is  (resteld  van  het  in- 
treden van  een  bepaald  (revolg.  Onvoldoende  strafbaar  j^esteld 
acht  hq  de  opruiing  tot  moord,  roof  en  gemeengevaarl\jke  mis- 
drijjven,  evenals  het  aanprijzen  en  verheerlijken  van  dergelijke 
misdrqven  en  het  zich  aanbieden  om  ze  te  plegen.  Onjuist  schijnt 
hem  de  principieele  straffeloosheid  van  de  voorbereiding  tot  die 
misdrijven,  van  de  overeenkomst  om  ze  te  plegen  en  van  het  aan- 
knoopen  van  verbindingen  daartoe.  Eindelijk  wenscht  hij  de 
competentie  van  den  Duitschen  rechter  voor  in  het  buitenland 
gepleegde  misdreven  uit  te  breiden.  Al  deze  grieven  worden 
nader  uitgewerkt  en  toegelicht  en  menigmaal  ontmoet  men 
daarb^  opmerkingen  van  groot  belang  ten  opzichte  van  alge- 
roeene  strafrechtelijke  vragen,  die  de  Sohqjver  op  zijn  weg 
ontmoet. 

Begrijpend  dat  verschillende  zqner  voorstellen  geen  inpang 
zullen  vinden,  wanneer  ze  in  ^lle  gevallen  zouden  moeten  wor- 
den toegepast,  wil  hij  ze  beperken  tot  misdrijven  die  een  anar- 
chistische strekking  hebben  en  ziet  h\j  zich  daarom  gedwongen 
eene  omschr^ving  van  het  anarchistisch  misdrijf  te  beproeven. 
H^  zoekt  de  oplossing  in  het  doel,  met  het  misdrijf  beoogd; 
zoodi*a  dat  doel  is  omverwerping,  vernietiging  van  elke  moge- 
Iqke  staatsordening.  in  welken  vorm  ook,  beschouwt  hij  het  mis- 
drijf als  anarchistisch,  en  h^  onderscheidt  daarbij  scherp  tus- 
schen  verandering  van  staatsvorm  en  maatschappelijke  ordening 
en  vertiietiging  van  deze.  Op  deze  gedachte  steunt  de  definitie, 
die  h\j  op  bl.  184  en  185  geeft,  en  die  hij  overneemt  in  het  ont- 
werp, waarin  hy  aan  zijjne  denkbeelden  wettelijken  vorm  heeft 
gegeven.  In  24  artikelen  formuleert  hij  een:  ocEntwurf  eines 
Gesetzes  zur  Bekampfung  der  Gewaltthaten  des  Anarchismusi^. 
Vermelding  verdient  daarbij,  dat  de  Schrijver  het  in  Frankrqk 
gegeven  voorbeeld  om  verschillende  feiten  aan  de  jurisdictie  van 
de  jury  te  onttrekken  niet  wenscht  te  volgen.  Niet  ten  onrechte 
zegt  h\j ,  dat,  als  men  van  de  jury  partgdigheid  en  afhankelijk- 
heid vreest,  zij  voor  alle  gevallen  veroordeeld  is  en  hij  voegt  er 
bij,  dat  èn  in  Frankrijk  èn  in  Zwitserland  gebleken  is,  dat  de 
jury  tegenover  de  bedrijvers  van  anarchistische  aanslagen,  als 
Ravachol,  Caserio  en  Luccheni,  haar  plicht  heeft  weten 
te  volbrengen,  zonder  eenig  spoor  van  zwakheid. 

In  het  medegedeelde  gaf  ik  eene  vluchtige  schets  van  den 
rgken  inhoud  van  het  aangekondigde  werk.  Eene  bespreking  van 
de   daarin   neergelegde    denkbeelden    en    voorstellen   zou    meer 
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ruimte  vorderen  dan  waarover  bg  eene  eenvoudige  aankondiging 
mag  worden  beschikt.  Gelukkig  bleef  ons  land  tot  dusver  van 
anarchistische  aanslagen  verschoond  en  de  behoefte  aan  krach- 
tiger  preventie  of  repressie  deed  zich  nog  niet  gevoelen.  Een 
oogenbik  schenen  socialistische  woelingen  de  neiging  te  doen 
ontstaan  enkele  strafbepalingen  te  verscherpen,  maar  ik  meen 
dat  ook  de  wenschen  in  die  richting  zich  nog  slechts  zwakjes 
doen  hooren.  Ons  land  biedt,  hoezeer  er  veel  is  wat  anders  zou 
moeten  zijjn  en  worden ,  geen  bodem  waarop  zich  het  anarchisme 
zou  kunnen  ontwikkelen,  al  bl^ft  de  mogel^kheid  nooit  uitge- 
sloten dat,  gelijjk  nu  onlangs  een  daad  van  godsdienstwaanzin 
werd  gepleegd,  het  anarchistische  fanatisme  een  enkele  aan- 
grijpt en  tot  gewelddaden  voert.  Daartegen  echter  kan  geene 
strafbedreiging  ons  behoeden.  Wel  misschien  tegen  invloed  in 
woord  en  schrift,  welke  dat  fanatisme  verwekt,  aanmoedigt,  sterker 
maakt  en  tot  uitbarsting  brengt.  Doch  die  in  ons  land  geoefend 
wordende  invloed  sch^nt  mij  te  zwak  om  scherper  tegen  weer 
te  behoeven  dan  onze  strafwet  geeft.  Niettemin  blijft  nauwgezette 
overweging  van  een  zoo  ernstig  geschreven  en  goed  overdacht 
werk  als  dat  van  den  hoogleeraar  Seuflert  gebiedende  plicht 
ook  voor  den  Nederlandschen  wetgever  en  criminalist. 

utrecht,  27  Februari  t900.  D.  Simons. 


La  Constitation  da  Grand-dnché  de  Finlande.  Recueil  des  lois 
fondamentales  et  autres  actes  officiels  qui  déterminent  oii 
éclaircissent  la  situation  politique  du  Grand-duché,  avec 
un  aperQu  du  développement  historique  du  droit  public 
de  la  Finlande  et  un  commentaire  aux  lois  fondamentales 
de  1772  et  de  1789.  —  Paris,  Soc.  nouv.  de  libr.  et 
d'éd.  1900. 

De  Commissie  van  Redactie  dezer  Verzameling  geeft  in  een 
Voorwoord  doel  en  inhoud  daarvan  aan.  Wij  meenen,  teneinde 
beide  te  kenschetsen,  niet  beter  te  kunnen  doen,  dan  dit  voor- 
woord vertaald  te  laten  volgen. 

<K  Vreemdelingen  die  de  politieke  gebeurtenissen  in  Finland  ge- 
durende het  jaar  1899  met  belangstelling  hebben  gevolgd  en  de 
constitutioneele  wetten  van  dit  land  wenschten  te  loeren  kennen, 
hebben  eenige  Finsche  rechtsgeleerden  op  het  denkbeeld  gebracht 
eene  verzameling,  in  de  Fran^che  taal,  uit  te  geven  van  de 
wetten,  die  de  bronnen  van  het  staatsrecht  van  Finland  uitmaken. 
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Eene  commissie  van  redactie  werd  dus  gevormd  ten  einde  die 
Vensameling  uit  te  geven  volgens  een  plan,  waarover  wig  hier 
enkele  woorden  willen  zeggen. 

De  Verzameling  bevat  in  de  eerste  plaats  de  drie  voornaamste 
grondwetten  (constitutioneele  wetten),  nam. :  de  Bestuursinrichting 
van  1772,  de  Akte  van  Vereeniging  en  Zekerheid  van  1789  en 
de  wet  op  de  inrichting  van  den  Landdag  van  1869.  De  eerste 
twee  van  deze  wetten  zijn  van  kracht  gebleven,  toen  Finland 
van  Zweden  werd  gescheiden  en  met  Rusland  vereenigd.  De 
wet  van  1869  heeft  de  vroegere  wetten  op  den  Landdag  vervangen. 

Men  vindt  hier  .verder: 

1^.  de  wet  van  15/27  Maart  1809,  waarmede  Keizer  Aiexand er  I 
de  grondwetten  heeft  bevestigd,  die  in  het  land  van  kracht  waren 
toen  het  een  deel  uitmaakte  van  het  Koninkrijk  Zweden,  alsmede 
ecnige  belangqjke  bescheiden  uit  den  t\jd,  toen  de  vertegenwoor- 
digers van  het  F'insche  volk ,  daartoe  opgeroepen  door  den  over- 
winnenden  Keizer,  in  Landdag  bijeengekomen  waren  te  BorgH, 
in  1809;  —  2^.  de  besluiten,  waarbij  de  opvolgers  van  Alexander  1, 
b\j  hunne  troonsbestijging,  beloofden  de  constitutie  van  Finland 
te  handhaven;  —  3*.  en  ten  slotte,  stukken  welke  kunnen  dienen 
om  verschillende  trekken  van  het  constitutioneele  recht  van 
Finland  te  verduidelyken. 

De  Inleiding,  die  aan  de  Verzameling  voorafgaat,  bevat  ten  eerste 
een  overzicht  van  de  ontwikkeling  der  Zweedsche  constitutie  tot 
1809,  en  vervolgens  een  verhaal  van  de  wqze  waarop  de  veree- 
niging van  Finland  met  het  Russische  Keizerrijk  is  tot  stand 
gekomen ,  en  van  de  voornaamste  feiten  uit  de  ontwikkeling  van 
het  constitutioneele  recht  van  Finland  sedert  1809.  —  Aan  het 
slot  der  Inleiding  worden  de  artikels  weergegeven  van  de  Rus- 
sische grondwetten,  die  op  Finland  betrekking  hebben, alsmede 
de  bepalingen  van  de  op  de  ministeries  van  het  Keizerrijk  be- 
trekkelijke voorschriften,  welke  aanwijjzen  hoe  gehandeld  moet 
worden  in  de  gevallen  waarin  de  onderlinge  betrekkingen  tusschen 
het  Keizerrijjk  en  het  Groot-Hertogdom  aanleiding  geven  tot 
overeenkomstige  wettel^'ke  maatregelen  voor  beide  landen. 

Den  juisten  zin  van  de  wetten  van  1772  en  1789  te  vatten, 
is  niet  gemakkelijk,  als  men  niet  het  Zweedsche  recht  van  vroe- 
gere eeuwen  kent,  waarin  de  oorsprong  is  te  vinden  van  ver- 
schillende bepalingen  die  nog  van  kracht  z^n.  Ook  doen  zich 
moeilijkheden  van  uitlegging  voor,  omdat  deze  grondwetten,  door 
het  feit  zelf  van  de  vereeniging  van  Finland  met  Rusland,  ver- 
anderingen hebben  ondergaan,  die  niet  door  wetteligke  bepalingen 
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uitdrukkel^'k  z\jn  vastgesteld.  Daarom  heeft  de  Commissie  gemeend 
de  bruikbaarheid  ran  deze  Verzameling  te  verhoogen  door  er 
een  commentaar  van  de  wetten  van  ilT2  en  1789  aan  toe  Ie  voegen. 

Het  denkbeeld,  dat  heeft  voorgezeten  b\j  de  bewerking  van 
dezen  commentaar,  die  slechts  beoogt  den  lezer  voor  te  lichten, 
is  geweest  zich  overal  streng  te  houden  aan  de  uitlegging 
welke  zoowel  in  de  rechtspraak  als  in  de  toepassing  is  aunge- 
nomen  en  erkend.» 

Uit  deze  mededeelingen  blijkt,  dat  wie  zich  op  de  hoogte  wenscht 
te  stellen  van  den  huldigen  staatsrechtelij  ken  toestand  van  Fm- 
land,  hier  al  het  materiaal  bijeen  vindt,  dat  h\j  noodig  heeft. 
De  Commissie  van  Redactie  verdient  dan  ook  den  dank  van  allen, 
die  in  het  Finsche  vraagstuk  belangstellen. 


Dr.  R.  eRASSHOFF,  das  Wechselrecht  der  Araber.  Ëine  rechts- 
vergleichende  Studie  über  die  Herkunft  de^  Wechsels.  — 
Berlin,  1899.  O.  Liebmann. 

In  zijne  Universalgeschichie  des  Handelsrechts ,  Iste  Lieferung 
(Handbuch  des  Handelsrechts,  3de  dr.,  dl.  1),  bl.  410,  schitsef 
Goidschmidt  (1891):  «die  Herleitung  (des Wechsels) aus dem 
arabischen  Recht  entbehrt  jedes  Anhalts  wie  jeder  Wahrschein- 
lichkeit".  Op  bl.  99  van  hetzelfde  werk  lezen  wij :  a  Wie  weit  das 
hochentwickelte  Verkehrsrecht  des  Islam  direkt  oder  als  Handels- 
gebrauch  die  abendlandische  Rechtsbildung  beeinflussthat,steht 
noch  zu  untersuchen;  indem  die  Araber  sich  die  Kultur  der 
östlichen  Mittelmeerstaten  assimilirten ,  mogen  sie  die  im  Ver- 
kehr  fortlebenden  Rechtsinstitute  des  Alterthums,  welche 
sich  urkundlich  im  Abendlande  erst  spater  nachweisen  las- 
sen, recipirt,  vielleicht  auch  weiterverbreitet  haben  14a)»,  en  in 
de  noot  14a):  «So  bewiese  das  vielleicht  (?)  urkundlich  frühere 
Vorkommen  der  comtnenda  oder  des  Wechsels  bei  den  Arabern 
nicht  den  Ursprung  dieser  Institute  im  islamitischen  Kul- 
turkreis]». 

Dr.  Grashoff  komt  in  zijne  hierboven  aangehaalde  studie  tot 
geheel  tegenovergestelde  conclusies  Op  bl.  74  stelt  hq  als  zeer 
waarschijjnl\jk,  «dass  der  Wechsel  der  Araber  von  den  mit  ihnen 
in  Berührung  kommenden  europaischen  Völkern  in  der  Ausbil- 
dung,  welche  er  im  10.  Jahrhundert  erlangt  hatte,  soweit  als 
möglich  enlnommen  wurde,  um  dann  spater,  den  t'orlschreiten- 
den  Bedürfnissen  des  Verkehrsentsprechend,ausgestaltetzu  wer- 
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den.  So  wirH  derljaufdes  WechselsvomOsten  nach  dem  Westen 
fast  ziir  Gewissheii».  Nog  veel  stelliger  laat  hij,  het  resultaat 
z\jner  onderzoekingen  nog  eens  samenvattende,  zich  uit  op  hl. 
78.  «Verfolgen  wir»,  lezen  w\j  daar,  €noch  einmal  den  Weg, 
weichen  der  Wechsei  nahm.  Den  Bildungsstatten  Iraks  in  seinen 
primiti visten  Anfangen  entsprungen,  dann  von  den  Arabern  ent- 
nommen  und  zu  einer  Entwicklung  gebracht,  ivelche  aus  ihm 
einen  Faktor  für  einen  ausgedehnten  Handel  schuf,  gelangt  er 
in  das  europaische  Kulturieben". 

Kunnen  wijj  deze  stellingen  aanvaarden  en  dus  het  vraagstuk 
van  den  oorsprong  des  wissels  door  Dr.  Grasshoff  als  opge- 
lost beschouwen,  of  bestaat  er  nog  aanleiding,  zonder  zoo  ver 
te  gaan  als  Goldschmldt,  toch  een  non  liquet  uit  te  spreken 
ten  aanzien  van  de  vraag,  of  de  wissel  door  Europa  aan  de  Ara- 
bieren is  ontleend'?  M\j  dunkt,  ieder  onbevooroordeeld  lezer 
van  ftr.  Grasshoff's  studie  zal  toegeven',  dal  deze  vraag  door 
hem  geenszins  is  opgelost,  dat  zijne  bovenaangehaalde  con- 
clusies allerminst  z\jn  bewezen.  Althans ,  de  gronden ,  door  hem 
op  bl.  74  voor  die  conclusies  aangevoerd ,  missen  beslissende  be- 
teekenis. 

Grasshoff  beroept  zich:  1.  op  het  ontstaan  van  een  wissel- 
verkeer  in  Italié  en  in  Aragon,  onafhankelijk  van  elkaar,  dkkr 
volgende  op  het  begin  der  handelsbetrekkingen  tusschen  de  Ita- 
liaansche  republieken  en  de  Arabieren,  hier  op  de  heerschappy 
der  Arabieren  in  Spanje;  2.  op  de  uitdrukking  «aval»,  welk 
woord  uit  het  Arabisch  afkomstig  zou  z\jn;  en  3.  op  het  feit, 
dat  eene  Spaansche  en  Portugeesche  uitdrukking  voor  den 
wissel,  wat  de  oorspronkelijjke  beteekenis  van  het  woord  betreft, 
overeenkomt  met  een  Arabischen,  tot  de  verkeei*staal  behooren- 
den  naam  voor  den  wissel,  terwijl  in  de  overige  romaansche 
talen  een  overeenkomstige  uitdrukking  niel  is  te  vinden. 

Het  beroep  1  en  3  op  het  Spaansche  wisselrecht  is  weinig 
overtuigend,  omdat  volgens  den  tegen  woord  igen  stand  van  het 
historische  onderzoek  in  brieven  en  bescheiden  der  Italiaaiische 
handelshuizen  van  de  13de  eeuw  de  oudste  getuigenissen  en  do- 
cumenten betreffende  den  wissel  worden  gevonden,  en  de  gegevens 
omtrent  het  wisselverkeer  en  wisselrecht  in  Spanje  van  jongeren 
datum  zijn.  Wel  schrift  Grasshoff,  bl.  73:  €Es  wird  bei  der 
Erörterung  über  denUrsprungdes  Wechselsmeistalsganzselbst- 
verstandlich  vorausgesetzt,  dass  der  erste  irgendwie  erwahnens- 
werte  Wechsei verkehr  und  die  ersten  Aufzeichnungen  von  Wech- 
selordnungen  in  Italien  zu  suchen  sind.  Dies  ist  unrichtig.  Min- 
Becbtsgel.  Mag.  1900.  28 
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destens  zu  gleicher  Zeil  und  völlig  unabhangig  von  den  italienischen 
Verhaltnissen  finden  ^ir  Wechselverkehr  und  Wechselordnungen 
in  Aragonien»,  maar  b\j  bewijst  daarmede  alleen  zijn  onbekend- 
heid met  de  nieuwste  onderzoekingen  omtrent  de  geschiedenis 
van  den  wissel  in  Europa,  in  het  bijzonder  met  de  zoo  belang- 
rijke publicaties  van  Schaube. 

Aanwijzingen,  dat  de  wissel  door  de  Italiaansche  kooplieden 
aan  de  Arabieren  zou  zqn  ontleend  of  van  dezen  overgeno- 
men ,  ontbreken,  voor  zoover  ik  kan  nagaan ,  geheel.  Daaruit  volgt 
niet,  dat  het  Arabische  handelsverkeer  te  dezen  geenerlei  invloed 
zou  hebben  geoefend ,  maar  wèl  dat  wij  omtrent  het  verband  tus- 
schen  het  veronderstelde  Arabische  wisselverkeer  en  het  ontstaan 
van  den  wissel  in  Europa  niets  met  stelligheid  weten,  en  hierin 
wordt  zeker  geen  verandering  gebracht  door  Grasshoff's  op- 
merking, dat  taalkundig  de  afleiding  van  het  woord  aavab  uit 
het  Arabische  hawèla  ten  volle  gerechtvaardigd  is. 

Gaan  w\j  na  wat  Grasshoff  mededeelt  omtrent  het  Arabi- 
sche recht,  dan  is  er  zelfs  veel  wat  eene  ontleening  van  den  wissel 
door  Europa  aan  het  Arabische  handelsverkeer  onwaarschijjnlijk 
maakt.  Vóór  alles  mag  erop  worden  gewezen,  dat  het  bestaan 
van  den  Arabischen  wisselbrief,  door  Gr.  zoo  stellig  aangenomen, 
niet  eens  vaststaat.  Niet  één  exemplaar  van  dien  wissel,  noch 
van  een  formulier  of  afschrift  daarvan,  schijnt  bewaard  te  z^n 
gebleven,  terw\jl  de  moslimsche  juristen ,  zooals  Gr.  ons  mededeelt 
(bl.  9^,  zwijgen  <i:über  das  eigentliche  Papier  und  die  dem  Han- 
del wesentliche  praktische  Funktion  des  Wechselgeschafts».  Dat 
de  Arabieren  inderdaad  oorkonden  hebben  gebruikt,  die  den 
naam  wissel  verdienen,  is  dus  niets  anders  dan  een  hypothese. 
Grasshoff  bepaalt  zich  dan  ook  tot  de  bespreking  van  een 
tweetal  in  het  islamitische  recht  bekende  rechtshandelingen ,  die 
tot  het  afgeven  van  wisselbrieven  of  liever  van  schriftelijke  be- 
talingsopdrachten of  aanwqzingen  aanleiding  kunnen  hebben 
gegeven. 

Bedoelde  rechtshandelingen  zijn  de  suf  toga  en  de  hawdla. 

Onder  de  sufUiga  hebben  w^j  te  verstaan  eene  transactie  die 
hierop  neerkomt,  dat  de  eene  partij  aan  de  andere  geld  of  goe- 
deren in  verbruikleen  geeft  met  de  bepaling ,  dat  het  bedrag  of 
de  waarde  hem  elders  zal  worden  teruggegeven,  teneinde, zooals 
de  door  Grasshoff  aangehaalde  schrijvers  bijna  zonder  uitzon- 
dering erbij  voegen,  het  voordeel  te  hebben  van  het  wegvallen 
van  het  gevaar  der  reis.  Deze  transactie  kan  aanleiding  geven  tot 
een  schriflelijjke  opdracht  of  order  van  dengene,  die  het  ver- 
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bruikleen  ontvangt,  aan  iemand  met  wien  hij  op  de  plaats  van 
l)etaling  in  betrekking  staat,  om  de  waarde  van  het  ontvangene 
aan  den  schuldeischer  te  voldoen.  Dit  schriftelijke,  eveneens 
suflaga  genoemde,  stuk  wordt  ook  door  enkele  schrijvers  ver- 
meid, het  duidelijkste  door  Albust^ni.  Deze  schrijft  (Grass- 
hof f,  bl.  21):  ocjemandemeine  suflaga  geben,  mitihmdurcheine 
suftaga  zu  thun  haben,  heisst:  man  giebt  einem  Manne  geld- 
wertes  Gut,  der  seinerseits  solches  Gut  an  einem  Orte  bat, 
wohin  man  reisen  will,  und  nimmt  von  ihm  ein  Schriflstück 
an  denjenigen  gerichtet,  bei  welchem  das  Gut  sich  an  jenem 
Orte  befindet,  des  Inhalts,  dass  dieser  einem  ebensoviel  geben 
solle  als  man  an  den  Aussteller  des  Schriftstücks  vor  seiner  Reise 
gezahlt  hat». 

Uit  deze  gegevens  blqkt,  dat  de  Arabieren  onder  den  naam 
suftaga  schrifleligke  betalingsopdrachteti  of  aanw^zingen  kenden, 
die  onder  soortgelijke  omstandigheden  werden  afgegeven  als 
waaronder  later  in  het  Westen  de  aanwijzingen,  welke  eerst  lettere 
di  pagamento  later  lettere  di  cambio  genaamd  werden  en  waaruit 
de  wissel  is  voortgekomen.  Het  is  dus  mogelijk,  hoewel  niet  zeker, 
dat  de  suftaga  een  wissel  is  geweest ,  immers  een  stuk  van  den- 
zelfden inhoud  en  van  denzelfden  aard  als  de  bedoelde  lettere. 
Zekerheid  echter  zal  ten  aanzien  van  dit  punt  eerst  dan  verkre- 
gen worden,  als  wij  meer  welen  van  de  suflaga-Bchrifluur  en  hare 
beteekenis  in  rechte. 

De  tweede  door  Gr.  besproken  rechsthandeling,  de  haw^la, 
is  wèl  beschouwd  niet  anders  dan  schuldvernieuwing  door  middel 
van  delegatie  of  overzetting.  Zjji  heeft  plaats  als  een  schuldenaar 
(muhilj  z\jn  schuldeischer  (muhtèl)  aan  een  derde  (muht^l 
'alaihi)  verwijst  en  deze  die  aanwijzing  aanneemt.  Het  gevolg 
is,  dat  de  verbintenis  tusschen  den  schuldeischer  en  den  oor- 
spronkel\jken  schuldenaar  te  niet  gaat  (de  schuld  van  dezen  is 
gedelgd)  en  wordt  vervangen  door  eene  verbintenis  van  denzelfden 
inhoud  tusschen  den  schuldeischer  en  den  aangewezene.  Feitelijk 
gaat  dus  de  verplichting  van  den  oorspronkelqken  schuldenaar 
op  den  nieuwen  schuldenaar  over.  Ook  deze  transactie  kan  aan- 
leiding geven ,  als  de  drie  daarbij  betrokken  personen  niet  op  de- 
zelfde plaats  wonen,  tot  afgifte  van  een  schriftelijke  betalings- 
opdracht of  aanwijzing.  Dr.  Grasshof  f  is  van  meening,  dat 
daarvoor  de  suftaga  werd  gebruikt. 

«In  der  That»,  schrijft  h\j  op  bl.  63,  « — weun  wir  versuchen 
woUten ,  die  drei  Personen  der  suftaga  im  Arabischen  zu  bezeich- 
nen,   bilden   die  einzige  Möglichkeit  die  drei  Worte  muhil  (:= 
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Trassanl),  muhf^l  (.=  Remillent)  und  muhtAI  'alaihi  (=  Trassat); 
und  so  oft  ein  suftaga-Prozess  sich  vor  einem  muslimischen 
Richter  abspielte,  welche  andere  Begründung  haüe  dieser  seiner 
Ëntscheidung  geben  können  als  die,  welche  ihm  die  Grundsatze 
der  hawSila  darboten?  So  drangt  sich  uns  der  Schluss  auf :  Die 
suftaga  stelU  eine  Art  der  haw^la  dar,  ausgezeichnet  vor  allem 
durch  den  Umstand,  dass  der  niuhtèl  'alaihi  bei  dem  Vertrags- 
abschlusse  zwischen  dem  muhil  und  muhtéll  abwesend  ist^. 

Langs  dezen  weg  komt  hij  tot  de  conclusie :  <(Die  haw&la  diente 
unter  anderm  dem  Wechselgeschaft ,  welchem  sie  die  recht liche 
Form  gab,  und  zwar  hauptsachlich  in  Gestalt  der  suflaga.  Sie 
enthielt  aber  auch  den  Keim  in  sich,  ein  Wechselgeschaft,  das 
sich  in  seiner  Wirkung  auf  einen  Ort  beschrankte,  zu  schaffen  — 
kurz,  sie  könnle  zu  jeder  Art  des  gezogenen  Wechsels  führen. 
Daher  erklart  es  sich,  dass  der  AusdcuckhawSLladenfrQherüblichen 
suftaga  allmahlich  verdrangt  hat,  dass  schon  in  den  Erzahlungen 
der  1001  Nacht  waraka  haw^la  (=  das  haw&la-Papier)  als  Bezeich- 
nung  des  Wechsels  sich  findet,  und  dass  im  fernsten  islamischen 
Osten  von  den  Arabern  und  Malaien  die  haw^la  allgemein  für 
Wechsel  gebraucht  wird». 

Ons  schijnen  deze  gevolgtrekkingen  vr^'  gewaagd.  Wat  de 
Schr.  zelf  mededeelt  over  den  aard  van  de  suflaga  en  van  de 
hawèla,  en  hierboven  werd  weergegeven,  geeft  den  indruk  dat 
deze  twee  rechtshandelingen  verschillende  doeleinden  hadden  en 
in  verschillende  verkeersbehoeften  op  verschillende  wgzen  voor- 
zagen. De  aanwijzingen,  waartoe  zq  aanleiding  gaven,  kunnen 
dus  bezwaarlijk  denzelfden  inhoud  en  dezelfde  beteekenis  hebben 
gehad,  en  zeker  is  het  in  hooge  mate  onwaarschijnlqk ,  dat  de 
hawèla  schrifturen  heeft  in  het  leven  geroepen  als  de  later  in 
het  Westen  gebruikel^ke  lettere  di  pagamento  en  lettere  di  cam- 
bio,  waaraan  jn  geenen  deele  de  gedachte,  een  schuldoverdracht 
te  bewerkstelligen,  scli\jnt  ten  grondslag  gelegen  te  hebben. 

Wig  meenen  om  al  die  redenen,  dat  ten  betooge  van  den 
Arabischen  oorsprong  van  den  wissel  steviger  bewijsgronden  dienen 
te  worden  aangevoerd,  dan  de  heer  Grassho ff  in  z^n  overigens 
zeer  lezenswaardig  en  bela;igr^k  geschrift  heeft  bijeengebracht. 

M0LRN0R4AFF. 
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HENRI   ROLIN,   Pabordage.  Étude  d  histoire  du  droit  et  de 
droit  comparé.  These.  —  Bruxelles,  A.  Castaigne ,  1899. 

Gaarne  vestigen  wq  de  aandacht  op  dit  proefschrift,  waarin 
de  heer  Rol  in  de  geschiedenis  beeft  gejschreven  van  de  bepa- 
lingen betreffende  de  aanvaring  ter  zee.  Na  eene  inleiding  en, 
in  het  eerste  hoofdstuk,  een  algemeen  overzicht,  bespreekt  hq 
achtereenvolgens  het  Romeinsche  recht  (H.  t2),  het  recht  van 
de  Middeilandsche  zee  tot  en  met  de  receptie  van  het  Consulaat 
der  zee  (H.  3),  het  recht  van  de  Oceaan  (West-  en  Noord- 
Europa)  vóór  de  receptie  van  de  Róles  d*01éron  (H.  4),  het  recht 
van  de  Oceaan  tot  het  einde  der  17de  eeuw  (H.  5),  het  recht 
van  de  IWe  eeuw  (H.  6),  het  recht  van  de  19de  eeuw  (H.  7) 
en  het  tegenwoordige  streven  (H.  8).  Als  bijlagen  zijn  afgedrukt 
de  op  de  aanvaring  betrekkel^ke  artikelen  van  de  Wet  voor  de 
Venetiaansche  handelsvloot  van  1786,  van  de  Ordonnantie  van 
Bilbao,  van  de  Rotterdamsche  Ordonnantie  van  1721,  van  de 
Ordonnantie  op  het  stuk  van  verzekering  en  avarijen  van  Stok- 
holm  van  1750,  van  het  Pruisische  Zeerecht  van  1727  en  van  het 
Algemeene  Landrecht  voor  de  Pruisische  Staten. 

De  Schrqver  heeft  alle  bronnen  van  eenig  aanbelang  geraad- 
pleegd en  is  vertrouwd  met  de  literatuur.  Hij  bepaalt  zich  nif  t 
tot  het  mededeelen  en  naast  elkander  plaatsen  der  verschillende 
voorschriften  van  de  Pandecten  tot  op  heden,  maar  tracht  door- 
loopend de  ontwikkeling  van  de  bepalingen  der  rechtsbronnen 
uit  elkander  en  hunne  onderlinge  verhouding  aan  te  w\jzen  en 
vast  te  stellen. 

Het  komt  ons  voor,  dat  h\j  daarb^  met  de  noodige  voorzichtig- 
heid en  nauwkeurigheid  is  te  werk  gegaan  en  dat  ook  z\jnc 
beschouwingen  over  enkele  twijfelachtige  uitspraken  der  oude 
rechtsbronnen  de  aandacht  verdienen.  Wq  wijzen  met  name 
op  de  opmerkingen  over  artikel  15  van  de  Röles  d'Oléron  (nuar 
de  uitgave  van  Pardessus),  bl.  62  vlg. '). 

Duidelijk  tracht  Schr.  in  het  licht  te  stellen,  hoe  twee  tegen- 
strijdige rechtsbeginselen,  het  Romeinsche  beginsel  der  lex  Aqui- 
lia:  geen  aansprakelijkheid  zonder  schuld,  en  het  Germaansche 
beginsel  der  aansprakel^kheid  op  grond  der  daad  alleen,  hun 
invloed  deden  gelden   op  de  rechtsvoorschriften  betreffende  de 


')  In  anderen  zin  F.  R  e  h  m  e ,  die  geöchichlHche  Entwickeluvuf  der 
Uafiung  des  Heeders^  bl.  91  v.  Aan  Rol  in  schijnt  dit  werkje  onbe- 
kend te  ztjn  gebleven. 
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aanvariDg ,  en  hoe  de  tegenwoordig  geldende  regels  uit  de  evolutie 
en  den  str^d  dier  beginselen  z^n  geworden.  In  het  laatste  hoofd- 
stuk wordt  ten  slotte,  aan  de  hand  van  de  in  de  laatste  jaren 
gehouden  internationale  besprekingen,  nagegaan  hoe  het  recht 
der  20>to  eeuw,  uitdrukking  gevende  aan  de  zich  vormende  ge- 
meenschappelijke overtuiging  der  beschaafde  volken,  er  waar- 
schijnl^'k  zal  uitzien. 

W\j  aarzelen  niet  het  proefschrift  van  den  heer  Rol  in  eene 
gewaardeerde  en  belangrqke  bijdrage  tot  de  kennis  van  de  ge* 
schiedenis  van  het  door  hem  behandelde  onderdeel  van  het  zee- 
recht te  noemen. 


F.   C.  VAN  GEER,  Agrariselie  Wetgeving  in  Prnisen.  — 
Prft.  Leiden  1899. 

Het  goed  geschreven  proefschrift,  dat  in  het  vorig  jaar  onder 
bovenstaanden  titel  te  Leiden  verscheen,  verdient  reeds  de  aandacht 
om  de  belangrijkheid  van  het  onderwerp,  omvattende  niet  meer 
of  minder  dan  chet  geheel  van  die  maatregelen  van  Staatsw^e, 
welke  beoogen  eene  ongunstige  grondeigendomsverdeeling  te  her- 
vormen in  eene  gunstigere,  door  het  scheppen  van  nieuwe  lande- 
lijke bezitseenheden».  Én  niet  minder  verdient  het  de  aandacht , 
om  de  wijze  waarop  het  dat  onderwerp  heeft  behandeld ,  zooals 
ik  in  de  volgende  regelen  hoop  aan  te  toonen. 

Blijkens  de  Inleiding  stelt  de  Schrjjver  zich  voor,  lichtte  ver- 
spreiden over  de  nieuwere  Pruisische  agrarische  wetgeving,  die 
eene  binnenlandsche  kolonisatie  beoogt,  die  —  zooals  h^  het 
noemt  —  «landindividualisatie»  in  haar  program  voert,  ede  basis 
legt  voor  eene  nieuwe  organisatie,  nl.  voor  de sociaal-rechtelyke 
organisatie  van  den  landel^ken  eigendom,  ten  einde  den  eigenaar 
beter  dan  b\j  de  vroegere  kapitalistische  organisatie  in  staat  te 
stellen,  z^ne  sociale,  politieke  en  economische  functies  te  ver- 
vuUen».  Het  beginsel  toch  heeft  zich  baan  gebroken,  cdat  de 
eigendom  van  een  stuk  van  den  vaderlandschen  bodem  een  ander 
doel  heeft,  dan  de  eigendom  eener  roerende  zaak.  Deze  laatste 
is  bestemd  te  dienen  tot  zoo  groot  mogeli(jk  genot  van  den  tijde- 
l\jken  eigenaar;  de  landel\jke  eigendom  is  niet  alleen  een  recht, 
maar  sluit  tegel^kertijd  voor  den  eigenaar  in  zich  een  duren 
plicht;  de  landeigenaar  heeft  als  zoodanig  eene  sociale  positie, 
een  ambt,  't  geen  dan  het  best  wordt  vervuld,  veanneer  het  van 
vader  op  zoon  wordt   overgedragen.  Zoo  moet  in  het  bijzonder 
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de  boereneiv^endom  niet  alleen  het  belang  dienen  van  den  recht- 
hebbende, maar  van  de  geheele  maatschapp^». 

«cAlleen  wanneer  de  landbouwer  tevens  eifreuaar  is  van  z^n 
grond,  zal  h\j  alle  energie  aanwenden  ten  einde  zich  duurzaam 
eene  hooge  productiviteit  van  den  bodem  te  verzekeren,  zal  hq 
het  belang  van  het  heden  in  overeenstemming  doen  zijn  met  dat 
van  de  toekomstig. 

cNiet  alleen  de  wijze,  waarop  de  bezitrechten  op  landelijken 
grond  zqn  geregeld,  maar  ook  de  verdeeling  van  het  grondbezit 
heeft  een  buitengewoon  groeten  invloed  op  het  welzijn  der  ge- 
heele maatschapp^.  Betere  bebouwing  is  in  dat  land  te  verwach- 
ten, waar  vele  onderdanen  landel^ke  grondeigenaars  z\jn,  dan 
waar  slechts  weinigen  groote  uitgestrektheden  land  in  hun  bezit 
hebl)en» ....  «Behalve  de  economische  voordeelen  ontstaan  voor 
den  Staat  uit  eene  talr^'ke  klasse  welvarende,  duurzaam  op  hun 
eigendom  gevestigde  landbouwers  ook  sociale  en  politieke  voor- 
deelen ....  Zoo  vormt  de  stand  der  boereneigenaars  de  bron , 
waaraan  de  andere  standen,  wier  kracht  door  het  leven  in  de 
steden  wordt  uitgeput,  voortdurend  nieuwe  levenskracht  ontlee- 
nen;  aldus  werkt  een  krachtige,  welvarende  boerenstand  als 
regenerator  der  overige  standen.»  Het  landbouwbedrijf  brengt 
mede,  «dat  hij  de  landbouwers  de  familieband  versterkt  wordt, 
dat  zij  gehecht  z\jn  aan  den  grond ,  die  reeds  door  hunne  ouders 
werd  bewerkt  en  dat  z\j  uitmunten  door  tevredenheid  met  de 
bestaande  rechtsorde.  De  Staat  vindt  in  eene  talr^ke  klasse  wel- 
varende boereneigenaars  een  krachtigen  steun  t^en  hen ,  die  ver- 
langen de  bestaande  maatschappelijke  instellingen  te  vernietigen.» 

cHet  ligt  daarom  op  den  weg  der  Staatszorg: 

1^.  de  bestaande  bezitrechten  der  landelijjke  bevolking  ten  aan- 
zien van  den  grond,  dien  ze  bebouwt,  te  hervormen,  indien  deze 
rechten  veroorzaken  dat  de  gewichtigste  factor  der  productie,  de 
grond ,  niet  meer  voldoet  aan  de  eischen ,  gesteld  door  de  tegen- 
woordige bevolking; 

9P.  het  behoud  van  eene  talrijke  klasse  welvarende  grondeige- 
naars te  verzekeren  en  deze  klasse  grooter  te  doen  worden, 
indien  in  eene  landstreek  slechts  zóó  weinigen  tot  grondeigendom 
zqn  gerechtigd,  dat  de  handhaving  der  bestaande  grondeigen- 
domsverdeeling  niet  in  overeenstemming  is  met  het  algemeen 
belang.» 

De  Pruisische  wetgever  heefl  in  beide  richtingen  zijne  krachten 
beproefd :  door  het  aanvatten  van  pogingen  om  de  rechtsbetrek- 
king van  de  landelijke  bevolking  tot  den  grond  te  hervormen, 
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en  om  eene  gunstigere  grondeigendomsverdeeling  te  bereiken. 
£ene  zeer  duidelijjke  en  in  bijzonderheden  afdalende  uiteen- 
zetting nu  van  de  reeks  der  in  Pruisen  gegeven  wettelijke  voor- 
schriften, toegelicht  door  de  achterliggende  historie  en  gevolgd 
door  eene  beoordeeling  van  hare  strekking  en  werking,  wordt 
gegeven.  Wat  uit  de  Inleiding  door  mi^  werd  medegedeeld  zal 
reeds  den  indruk  vestigen,  dat  de  Schrijver  eene  hooge  opvatting 
heeft  gehad  van  zijne  taak  en  zich  niet  met  eenvoudige  over- 
zichten van  den  inhoud  van  wetten  en  besluiten  noch  met  opper- 
vlakkige beschouwingen  heeft  willen  tevreden  stellen.  Die  indruk 
wordt  versterkt  en  bevestigd  door  verdere  lezing  van  het  werk.  De 
bijna  300  bladzijden,  die  het  beslaat,  vergen  eene  niet  geringe 
inspanning  uit  hoofde  van  den  rijken  inhoud,  getuigende  van  de 
overvloedigheid  der  stof,  maar:  dank  z^  de  goede  zorg  ook  aan 
den  vorm  besteed,  is  de  lezing  eerder  boeiend  dan  afmattend. 

Het  spreekt  van  zelf  dat  het  behandelen  van  de  regeling  van 
het  eigendomsrecht  aan  den  bodem,  zoo  uit  economisch,  als  uit 
sociaal  en  uit  politiek  oogpunt,  een  veelom vattenden  arbeid 
eischt,  welke  eigenaardige  moeilijkheden  nriet  zich  brengt: reeds 
om  deze  reden,  dat  die  drie  verschillende  oogpunten  zich  niet 
altijd  zuiver  vaji  elkaar  laten  afzonderen,  soms  meer  in  naam 
dan  in  werkelijkheid  te  onderscheiden  zqn,  en  dat  het  meerder  of 
minder  i)elang  van  elk  der  drie  zich  veelal  niet  zonder  groote 
moeite  laat  afwegen.  Of  zou  men  de  economische  belangen  op 
den  voorgrond  mogen  zetten?  Zou  men  bij  het  beoordeelen  der 
regeling  van  het  eigendomsrecht  aan  den  bodem  en  van  de  ver- 
deeling van  het  grondbezit  zich  in  de  eerste  plaats  moeten  laten 
leiden  door  economische  beschouwingen,  uitgaande  van  de  stel- 
ling, dat  de  inrichting  die  het  best,  ook  duurzaam ,  de  wel vaarts- 
belangen  eener  maatschapp^  bevordert,  de  voorkeur  verdient, 
omdat  zij  ten  slotte  tevens  voor  hare  sociale  en  politieke  belangen 
de  heilzaamste  zal  zijn?  Mag  op  deze  vraag  bevestigend  worden 
geantwoord ,  dan  wordt  de  oplossing  der  menigvuldige  moeil^k- 
heden ,  die  zich  kunnen  voordoen ,  beter  bereikbaar ,  omdat  de 
economische  belangen  met  meer  zekerheid  ter  toetse  kunnen  ge- 
bracht worden,  het  oordeel  daarover  minder  afhankel^k  is  van 
subjectieve  appreciatién  en  van  vooropgezette  meeningen  en  in 
mindere  mate  bloot  staat  aan  het  gevaar  zich  door  het  goochelen 
met  benamingen  in  de  war  te  laten  brengen.  Het  terrein  van 
het  debat  wordt  dan  scherper  omlijnd  en  veiliger;  de  resultaten 
van   het  onderzoek  meer  betrouwbaar.  Mocht  b.  v.  zich  de  wel- 
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overwogen  overtuijnng  vestigen,  dal  voor  de  welvaart  van  een 
volk,  stel:  het  Pruisische  volk,  de  landbouw  de  meest  ruimen 
duurzaam  en  gelijkmatig  vloeiende  en  in  mildheid  gestadig  toe- 
nemende bron  is,  dan  zal  ook  uit  sociaal  oogpunt  dat  volk  b^ 
den  landbouw  het  grootste  belang  hebben.  Bleek  het  daarentegen 
met  gel^ke  opoffering  en  inspanning  veel  meer  vruchten  te 
kunnen  trekken  uit  andere  bedrijven,  b.  v.  uit  fabrieks-  of  ban- 
delsnij verheid,  dan  zou  het  zich  bij  voorkeur  daarop  gaan  toe- 
leggen, ten  einde  door  de  meest  voordeelige  aanwending  van 
werkkrachten  en  kapitalen  zijne  welvaart  veel  krachtiger  te  ver- 
meerderen. De  landbouw  zou  dan  nog  wel  door  een  deel  der 
bevolking  worden  gedreven,  vooral  door  diegenen  wie  het  niet 
zoozeer  te  doen  ware  om  de  materieele  resultaten  van  hunnen 
arbeid  als  wel  om  het  eigenaardige  genoegen  daarvan,  het  aan- 
trekkel\jke  van  het  vr\je  leven  in  de  volle  natuur,  het  verhef- 
fende gelegen  in  het  bespieden  van  de  werking  harer  krachten, 
in  het  leeren  kennen  van  hare  geheimen,  in  het  zorgvuldig  en 
stap  voor  stap  ontwikkelen  en  vermeerderen  der  productiviteit  van 
den  nooit  ondankbaren  bodem.  Dan  zou  de  landbouw  niet  door 
de  groote  meerderheid  gekozen  worden  als  middel  van  bestaan 
maar  door  eene  minderheid  als  bron  van  genot.  En  eenige 
weinigen  zouden  hem  bleven  beoefenen  uit  het  motief,  dat  daar- 
door het  algemeen  belang  door  hen  kon  worden  bevorderd ,  maar 
die  zouden  een  klein  getal  uitverkorenen  uitmaken,  waartoe  na- 
tuurlijk alleen  zij  zouden  kunnen  behooren ,  wier  middelen  hun 
veroorloofden  zich  overeenkomstig  den  edelaard ig en  drang  van 
hun  gemoed  aan  het  algemeen  belang  te  wijden.  Door  de  groote 
meerderheid ,  bepaaldel^'k  van  de  niet  of  middelmatig  gegoede 
klassen ,  welke  een  middel  van  bestaan  behoeven ,  zou  de  voorkeur 
worden  gegeven  aan  die  bedrijven  voor  wier  ruimere  opbrengst 
men  zich  uit  het  buitenland  de  benoodigde  landbouwproducten 
kon  aanschaffen,  en  deze  lieden  zouden  zich  —  met  alle  recht 
en  reden  —  verongelijkl  voelen ,  wanneer  z^'  door  den  wetgever 
werden  belemmerd  in  hun  streven  om  de  meest  voordeelige 
middelen  van  bestaan  op  te  zoeken.  Z^  zouden  zich  beklagen, 
wanneer  zij  werden  gedwongen  den  bodem  te  bearbeiden,  alleen 
omdat  de  wetgever  goed  vond  hen  te  doen  dienen  voor  de 
bron,  cwaaraan  de  andere  standen,  wier  kracht  door  het  leven 
in  de  steden  wordt  uitgeput,  voortdurend  nieuwe  levenskracht 
ontleenden]» ,  ook  zou  ede  gehechtheid  aan  den  grond»  verzwak- 
keA  en  verdwenen,  naarmate  deze  bleek  de  inspanning  en  opof- 
fering aan  hem  besteed  slechter  te  beloonen,  en  de  tevredenheid 
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van  den  noesten  landman  met  ede  bestaande  rechtsorde»  zou 
wat  vroeger  of  wat  later  plaats  maken  voor  den  tep^enoverge- 
gestelden  gemoedstoestand.  De  economische  belangen  zouden  ten 
slotte  den  doorslag  geven,  behoudens  die  uitgezonderde  getallen 
waarin  een  bepaald  aangewezen  politiek  of  sociaal  belang ,  als 
de  nationale  onafhankelijkheid  of  de  persoonlijke  vrijheid,  zucht 
om  een  tot  afval  neigend  deel  der  natie  tevreden  te  stellen,  en 
dergelijke,  alle  andere  belangen  naar  den  achtergrond  drongen. 
Trouwens  dergelijke  gevallen  laten  zich  gemakkelijk  herkennen 
en  geven  geen  aanleiding  tot  de  mogelijkheid  van  verwarring 
die  ontstaat,  wanneer  met  den  naam  sociaal  of  politiek  belang 
wordt  omkleed  H  geen  eigenlijk  een  economisch  belang  is.  En 
wanneer  de  wetgever  doorziet,  dat  bq  den  landbouw  in  de  eerste 
plaats  economische  belangen  z^n  betrokken,  zal  hij  dan  verstan- 
dig doen  door  aan  het  oordeel  der  belanghebbenden  over  te  laten, 
of  z\j  dien  al  dan  niet  als  beroep  zullen  beoefenen,  zal  h^  er 
op  mogen  rekenen ,  dat  de  belanghebbenden  met  de  omstandig- 
heden in  binnenland  en  buitenland  zullen  te  rade  gaan  en  te 
minder  gevaar  zullen  loopen  van  mis  te  tasten,  naarmate  de  voor- 
en  nadeelen  der  keuze  duidel^'ker  aan  het  licht  komen  ?  Evenzoo : 
zal  de  wetgever  onverstandig  doen,  wanneer  h|j  dwang  aanwendt 
of  gelden  uit  de  schatkist  besteedt  ten  einde  zijne  burgers  te 
bewegen  tot  het  kiezen  van  een  beroep  of  tot  het  uitoefenen 
van   het  gekozen  beroep  op  eene  door  hem  bepaalde  wijze? 

Ik  geloof  zoowel  het  ééne  als  het  andere.  Maar,  ziet  de  wetgever, 
dat  bestaande  regelingen  belemmerend  werken,  't  zij  tegen  het 
doen  van  eene  vrije  keuze  van  beroep,  't  z\j  tegen  het  productief  ma- 
ken en  houden  van  voortbrengingsmiddelen ,  o.  a.  den  bodem ,  dan 
ruime  hij  die  belemmeringen  op,  dan  verandere  hij  die  regelingen 
(o.  a.  bestaande  bezitrechten) ,  dan  opene  hij  aan  de  belangheb- 
benden de  gelegenheid  tot  het  verwerven  der  beschikkiig  over 
die  middelen  in  zoodanige  hoeveelheden  en  verhoudingen  als  zq 
noodig  bevinden ,  op  zoodanigen  voet ,  op  zoodanige  voorwaarden 
en  met  zoodanige  tijdsbepalingen  als  zij  nuttig  oordeelen.  Acht 
de  boer  het  gebruiken  van  eigen  land  voordeeliger  dan  dat  van 
gehuurd  land,  hij  zal  een  verkooper  zoeken  en  h^  worde,  na 
gekocht  te  hebben,  eigenaar;  valt  de  keuze  tot  zijn  nadeel  uit, 
hij  zal  er  op  terugkomen  en  weer  verknopen.  Schat  h\j  het  ge- 
bruiken van  gehuurd  land  voordeeliger,  h\j  zal  een  verhuurder 
zoeken  en  vinden,  en  bij  zijne  keuze  bleven  zoolang  zij  hem  zal 
voorkomen  de  juiste  te  z^'n  geweest.  Hij  zal  het  best  beoordeefbn 
hoe  en   waar  h\j  z\jne  krachten  en  de  kapitalen ,  eigene  of  ge- 
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leende,  waarover  hq  de  beschikking  heeft,  hel  best  kan  aan- 
wenden. En  wanneer  een  wetgever  b^zonder  ingenomen  was  met 
het  voorhanden  z^n  van  een  gegoeden  middenstand,  *t  z^  ten  platten 
lande,  H  z^  in  de  steden,  dan  zou  hg  toch  er  van  moeten  afzien 
dezen  een  bl^vend  bestaan  te  verzekeren,  wanneer  dit  bleek  niet 
anders  mogelgk  te  zijn  dan  op  kosten  van  de  geheele  maatschappg. 
Te  veel  zou  h\)  van  dit  groote  geheel  vergen,  wanneer  hij  dit  liet 
verarmen,  ten  einde  een  beperkt  aantal  bevoorrechten  in  eenen 
toestand  van  matige  gegoedheid  te  handhaven,  van  het  oogen- 
blik  af  dat  handhaving  door  eigen  krachten  hun  zelven  te  machtig 
werd.  Dit  bl\jft  natuurlek  waar,  onverschillig  of  het  in  stand  blij- 
ven van  die  gegoede  middenklasse  wordt  vereerd  met  den  naam 
sociaal  belang  of  niet. 

De  Pruisische  wetgever  heeft  meer  dan  eens  een  begin  gemaakt 
met  het  opruimen  van  belemmeringen,  inzonderheid  in  1807 en 
in  1850;  wel  heeft  h^  veel  te  laat  een  begin  gemaakt,  en  tot 
twee  malen  toe  zijnen  arbeid  onvoltooid  laten  liggen ,  maar  h^'  heeft 
toch  belangrijke  stappen  gedaan  in  de  richting  van  vrgheid  van 
het  grond  verkeer,  waardoor  althans  bewerkt  is,  dat  de  toestanden 
op  het  platteland  voor  een  deel  hebben  opgehouden  een  feodaal , 
een  middeneeuwsch  karakter  te  dragen.  In  de  laatste  jaren  heeft 
die  wetgever  zich  opnieuw  aan  den  arbeid  gezet,  goeddeels 
in  eene  andere  richting,  en  nu  heeft  hq  naar  m^ne  w^jze  van 
zien  te  veel  gedaan.  Ik  merk  op,  dat  ik  deze  meening  nader 
zal  hebben  toe  te  lichten,  al  was  het  alleen  omdat  Mr.  van 
Geer  haar  niet  onderschrift,  of  laat  ik  zeggen:  het  tegendeel 
verdedigt,  en  dit  doet  met  kennis  van  zaken,  vaardigheid  en 
talent.  En  hier  keer  ik  terug  tot  zijn  werk  om  er  een  kort  over- 
zicht van  te  geven. 

De  eerste  afdeeling  behandelt  in  een  viertal  hoofdstukken  de 
zoogenaamde  oudere  agrarische  wetgeving,  d.  i.  het  edict  van  9 
Octoher  1807  en  de  wetten  van  2  Maart  1850;  de  tweede  afdeeling 
in  vqf  hoofdstukken  de  nieuwere,  d.  i.  die  van  1886, 1890, 1891 
en  1896. 

De  oudere,  beroemd  geworden  onder  den  naam  van  boeren- 
bevrijdings- wetgeving,  ook  van  de  Stein-Hardenbei^sche  her- 
vorming, wilde  dat  met  de  feodale  toestanden  voor  goed  werd 
gebroken:  de  plattelandsbewoner  moest  vrij  staan  tegenover  den 
landheer;  rechten  en  c^jnsen ,  hand-  en  spandiensten,  menigvuldige 
lasten  op  den  grond  en  het  grondbezit  zouden  verdwenen,  het 
verkregen  ook  van  groote  landgoederen  zou  niet  alleen  voor  den 
adel,   maar  even  goed  voor  ieder  ander  openstaan , bevoegdheid 
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om  na  doode  de  vervreemd  baarheid  van  grondbezit  te  beletten 
moest  worden  ingekrompen  en  vr\jheid  om  het  te  splitsen,  te 
verdeelen  en  samen  te  voegen ,  te  vervreemden  en  met  hypotheek 
te  bezwaren  verzekerd.  De  hoofdgedachte  was,  dat  de  producti- 
viteit van  den  bodem  en  de  daarmede  zoo  nauw  samenhangende 
vplkswelwaart  en  volkskracht  zouden  toenemen,  naarmate  die 
bodem  allengs  in  de  meest  geschikte  handen  kwam.  Daartoe 
was  noodig  in  de  eerste  plaats,  dat  het  land  niet  uit  de  markt 
werd  gehouden,  evenmin  als  de  gadingmakende  koopers  of  pach- 
ters. In  volledige  toepassing  is  deze  hervorming  niet  gebracht, 
reeds  spoedig  werd  zij  door  den  conservatieven  adel,  gesteund 
door  reactionaire  schrijvers  teruggedrongen  en  ingekort  *).  Kor- 
ten tijd  na  de  revolutie-periode  van  1848,  n.1.  in  1850,  is  zg 
opnieuw  aangevat,  en  gedeeltelijjk ,  maar  weer  onvolledig  en  ge- 
brekkig, doorgezet. 

De  nieuwere  agrarische  wetgeving  —  ook  binnenlandsche  ko- 
lonisatie genoemd  —  dateert  van  hel  jaar  1886.  Toen  werd  door 
de  Regeering  een  ontwerp  b^'  den  Landdag  ingediend ,  strekkende 
tot  het  bekomen  van  machtiging  eene  som  van  100  miUioen 
Mark  te  besteden  tot  versterking  van  het  Duitsche  element  in 
de  provinciën  Posen  en  Westprnisen  tegenover  het  sterk  toe- 
nemende Poolsche,  door  de  vestiging  aldaar  van  Duitsche  boe- 
ren en  werklieden  te  bevorderen:  een  politiek  oogmerk  dus. 
Uitgestrekte  goederen,  aan  Polen  toebehoorende ,  zouden  zooveel 
mogelijk  opgekocht  en,  na  in  kleine  perceelen  tezign  verdeeld, 
aan  Duitschers  verkocht  worden.  Nadat  op  voorstel  van  Dr. 
Miquel  in  het  ontwerp  een  amendement  was  opgenomen,  strek- 
kende dat  de  verkoop  zou  kunnen  gedaan  worden ,  niet  juist  voor 
eene  som  in  eens,  maar  ook  voor  eene  matige jaarl^ksche  rente, 
afkoopbaar  voor  '/lo  tegen  een  dadelijk  vastgesteld  bedrag,  maar 
voor  Vio  alleen  met  goedvinden  van  beide  part\jen ,  werd  het  lot  wet 


O  Een  paar  citaten  knnnen  een  denkbeeld  geven  van  den  afkeer, 
hier  en  daar  door  de  hervormingen  gewekt.  Wy  lezen  in  eene  memorie 
▼an  grondbezitters  uit  de  Kreis  Stolpe  (in  Pomraeren)  van  2  November 
1811:  ,Unsere  Gfller  werden  für  uns  eine  Holle  werden,  wenn  unab- 
hSlngige  b^aerliche  Eigenthümer  nnsere  Nachbarn  sind".  In  een  advies 
van  afgevaardigen  van  den  adel  van  !26  Februari  1811:  ,Wenn  der 
Gutsbesitzer  nicht  mehr  das  Recht  habe,  den  Bauer  wegen  Wider- 
seizlichkeit  vom  GQte  zu  jagen,  so  gehe  die  Annehmlichkeit  des 
Aufenlhalts  anf  dem  Lande  für  den  Gutsbesitzer  verloren'*. 

Vgl.  Dr.  Richard  SchüUer,  die  WirihschaftspoHtih  der  histori- 
schen  Schule.  Berlin  1899,  bl.  122. 
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verheven.  Zonder  toestemming  van  den  Staat  zou  dus  de  rente- 
goedbezitter  de  alzoo  te  constitueeren  rente  nimmer  volledig 
kunnen  aflossen,  verder  werd  hem  de  verplichting  opgelegd  het 
goed  ongesplitst  te  houden,  geen  deel  er  van  te  verkoopen ,  zoo- 
dat z\jn  zelfstandig  bestaan  als  landgoed  zou  z^'n  verzekerd,  tot 
welk  einde  verder  werd  bepaald,  dat  het  nimmer  met  een  ander 
goed  zou  mogen  vereenigd  worden.  In  geval  van  geschil  zou 
van  wege  het  publiek  gezag  met  het  oog  op  het  algemeen  belang 
eene  beslissing  worden  gegeven  door  de  daartoe  aangewezen 
«Auseinandersetzungsbehörde». 

Zoo  werden  rentegoederen  in  het  leven  geroepen  met  afwij- 
king van  de  wet  van  2  Maart  1850,  die  alleen  aflosbare  renten 
toeliet  en  het  contra-beding  van  niet-aflosbaarheid  ten  hoogste 
voor  eenen  termen  van  dertig  jaren  toeliet  ^).  Het  goedkeuren 
van  deze  afwijking  vindt  z\jne  verklaring  in  de  omstandigheid, 
dat  naar  de  bedoeling  der  wet  de  perceelen  voor  goed  in  handen 
van  Duitschers  moesten  blijjven,  waarvoor  niet  beter  kon  gewaakt 
worden  dan  door  aan  het  Staatsgezag  een  altijddurend  recht  op 
de  rente  te  verzekeren  en  afkoopbaarheid  uit  te  sluiten. 

Aan  dit  stelsel  werd  spoedig  uitbreiding  gegeven.  De  wet  van 
27  Juni  1890  gaf  vrijheid  aan  eigenaren  van  land ,  in  welk  deel 
van  Pruisen  ook  gelegen ,  om  perceelen  tegen  onopzegbare  renten 
uit  te  doen.  Daarvan  zou  met  voordeel  gebruik  kunnen  gemaakt 
worden  b.  v.  door  hem  wiens  bezitting  in  verhouding  tot  zijn 
bedrijfskapitaal  te  groot  was,  of  die  al  te  zwaar  door  hypothe- 
kaire  of  andere  schulden  werd  gedrukt.  Door  de  renten  kon  hijj 
zqn  inkomen  versterken  of  zijne  crediteuren  bevredigen,  terwijl 
hq  althans  in  naam  eigenaar  bleef,  en  ook  tegenover  de  koopers 
der  rentegoederen  zekere  macht  kon  behouden  door  zich  het 
recht  van  voorkoop  te  bedingen,  't  welk  hem  in  staat  stelde  aan 
eiken  nieuwen  verkrijger  voorwaarden  op  te  leggen  rakende 
het  praesteeren  van  diensten  of  arbeid,  zoodat  hij  feitel^'k  in 
het  genot  kon  blijven  van  de  sinds  de  wet  van  1850  afgeschafte 
heerl^ke  rechten ,  alsof  hij  op  den  ouden  voet  eigenaar  was  ge- 
bleven. Daarbij  opende  zich  de  waarschijnl^ke  kans  dat,  wanneer 
op  dezen  voet  kleinere  hoeven  werden  uitgedaan,  zich  daarop 
lieden  zouden  vestigen  ,  die  bereid  zouden  zijn  op  het  heerengoed 


')  Mr.  van  Geer,  bl.  100,  ziet  in  de  belero  mering  der  contractueele 
vrijheid,  welke  voortvloeide  uit  het  verbod  van  \  vestigen  van  onaf- 
losbare  renten  (1850),  meer  bezwaar  dan  in  vele  andere  belemmeringen 
van  die  vrybeid,  welke  door  de  latere  wetgeving  zyn  aangebracht. 
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tegen  loon  te  arbeiden  gedurende  den  t\jd  dien  de  bewerking 
van  hun  land  overliet,  waardoor  in  de  niet  zelden  dringende 
behoefte  aan  arbeidskrachten  zou  worden  tegemoet  gekomen. 

Hoewel  deze  regeling  zeer  gunstig  scheen  voor  de  groote  grond- 
eigenaren, werd  er  aanvankel^k  door  hen  weinig  of  geen  gebruik 
van  gemaakt :  zij  hadden  niet  zoozeer  de  renten  noodig,  die  alleen 
hun  inkomen  eenigermate  zouden  vermeerderen ,  als  wel  de  kapi* 
talen,  waardoor  z^  tot  betere  exploitatie  van  hun  bezit  in  de 
gelegenheid  zouden  gesteld  worden.  Maar  spoedig  wist  de  inmid- 
dels als  Minister  van  Financiën  opgetreden  Dr.  Miquel  hun 
in  dit  opzicht  tegemoet  te  komen  door  den  wetgever  te  bewe- 
gen tot  het  verschaffen  van  hulp  door  middel  van  het  Staatscre- 
diet.  B\j  de  wet  van  7  Juli  1891  werd  bepaald ,  dat  de  Staatsrenten- 
banken,  die  de  haar  in  1850  opgelegde  taak  om  den  afkoop 
der  op  het  land  drukkende  lasten  gemakkelijk  te  maken  zoo 
goed  als  voltooid  hadden  nu  de  vr^making  van  den  grond  b\jna 
vms  afgeloopen,  hunne  tusschenkomst  zouden  kunnen  verleenen 
tot  het  vestigen  van  nieuwe  rentegoederen.  Aan  die  banken  zou  het 
recht  op  de  renten  worden  afgestaan ,  waartegen  zq  verhandelbare 
rentetitels  aan  den  verkooper  zouden  geven.  Deze  kon  z^ne  rente- 
titels ,  welke  op  grond  van  de  garantie  van  den  Staat  voor  hunne 
kapitaals  waarde  verhandelbaar  zouden  zijn,  aan  de  markt  bren- 
gen: h\i  was  dus  gered,  wanneer  h\j  z\jne  bezitting  geheel  of 
voor  een  deel  tot  geld  wenschte  te  maken.  De  gadingmakende 
koopers  werden  gebaat,  daar  z\j ,  in  plaats  van  dadelijk  de  koop- 
som te  moeten  betalen,  konden  volstaan  met  aan  den  Staat  eene 
vaste,  met  een  klein  bedrag  voor  amortisatie  verhoogde,  maar 
toch  nog  matige  rente  te  verzekeren,  berekend  op  den  grondslag 
van  drie  vierde  der  getaxeerde  waarde.  Voor  de  volle  waarde 
kon  de  Staat  bezwaarlijk  crediet  verleenen,  weshalve  de  kooper 
voor  het  overbiqvende  een  vierde  eene  regeling  moest  treffen 
met  den  verkooper,  waarvoor  deze  in  de  gelegenheid  was  zich 
eene  onaflosbare  rente  op  het  verkochte  te  bedingen  op  den  voet 
der  wetten  van  1886  en  1890.  De  kooper  had  dus  nog  maar 
alleen  zooveel  contanten  noodig  als  werden  vereischt  voor  de 
gebouwen,  voor  het  beslag  en  voor  bedrijfskapitaal. 

Eindel^k  zou  het  Staatsbelang,  en  dit  was  de  hoofdzaak, door 
de  regeling  worden  gebaat.  Z\j  zoude  eene  betere  bezitsverdee- 
liiig,  en  dientengevolge  eene  meer  voldoende  exploitatie,  van  den 
bodem  tot  stand  brengen,  door  een  welvarenden  middenstand 
op  het  platteland  in  het  leven  te  roepen  en  te  houden.  Die 
ontbrak  maar  al  te  zeer.  Aan  den  eenen  kant  groote,  in  menig 


Digitized  by  VjOOQIC 


437 

geval  wegeDs  familieregelingen  onsplitsbare,  uitgestrektheden 
grond  in  het  bezit  van  een  klein  getal  eigenaren,  meestal  niet 
voorzien  van  voldoend  kapitaal,  soms  gedrukt  door  schulden , 
aan  den  anderen  kant  perceeltjes  te  klein  van  omvang  om  den 
gebruiker  met  zijn  gezin  een  behoorlek  bestaan  te  verschaffen, 
zoodat  deze  voortdurend  moet  verarmen  en  door  het  noodlot, 
wegens  de  steeds  doorgaande  versnippering  van  den  bodem  bij 
vererving,  is  aangewezen  om  eenmaal  af  te  dalen  tot  de  klasse 
der  proletariêrs.  In  beide  opzichten  was  verandering  noodig  en 
die  kon  bereikt  worden,  wanneer  een  verstandig  gebruik  van 
het  Staatscrediet  werd  gemaakt.  Daartoe  kon  hulp  verschaft  wor- 
den door  de  reeds  bestaande  rentenbanken  en  door  administratieve 
colleges,  bekend  onder  den  naam  van  Generale  Gommissién,  en 
reeds  werkzaam  in  het  belang  der  binnenlandsche  kolonisatie.  Deze 
zouden  de  uitvoering  der  geheele  zaak  regelen.  Niet  alleen  moesten 
z^  voor  juiste  taxatie  der  betrokken  landerijen  en  voor  de  daar- 
mede samenhangende  vaststelling  der  rente  zorgen,  maar  vóór  alles 
hadden  zij  toe  te  zien  op  de  indeeling  der  gronden.  De  bedoeling 
was  natuurlijk  dat  landhoeven  van  middelmatigen  omvang  werden 
gevormd,  niet  te  groot,  want  dan  zouden  allicht  de  kapitalen 
voor  de  exploitatie  vereischt  te  kort  schieten  ,  vooral  niet  te  klein, 
want  dan  zou  de  hoeve  geen  voldoend  bestaan  opleveren  voor  een 
gezin,  en  verarming  dus  in  de  toekomst  z\jn  te  vreezen,  waardoor 
ook  de  Staat  rechtstreeks  schade  zou  l^den ,  als  h\j  eenmaal  ere- 
diet  had  verleend.  Ten  einde  nu  al  het  mogelijke  te  doen  om  een 
dergel^ken  loop  van  zaken  te  voorkomen,  moeten  de  Generale 
Gommissién  een  waakzaam  oog  houden ,  eerst  over  den  omvang, 
de  ligging,  den  staat  van  onderhoud  en  de  hoedanigheid  van  den 
uit  te  geven  grond ,  zorgen  dat  men  dezen  voorziet  van  de  noodige 
gebouwen,  tegel\jkerti(jd  wakende  tegen  te  kostbaren  en  dus 
bezwarenden  aanbouw;  nagaan  of  de  aan  den  verkooper  be- 
loofde sommen  ook  al  te  hoog  zijn ,  of  de  gadingmakenden  ge- 
schikte, kundige  en  vertrouwde  pei*sonen  z\jn,  zich  vergewissen 
of  deze  wellicht  nog  oude  schulden  hebben,  of  zi^'  het  noodige 
beslag  en  het  onmisbare  bedr^fskapitaal  bezitten  en  hare  hulp 
weigeren  wanneer  zij  vermoeden,  dat  die  zal  worden  misbruikt 
tot  speculatie-oogmerken.  Kortom  z\j  waken  er  voor,  dat  aan  de 
hoeven  die  z\j  helpen  scheppen,  duurzaam  bestaan ,  volle  levens- 
kracht worde  verzekerd.  In  den  regel  stellen  z\j  hare  diensten 
beschikbaar  voor  het  vormen  van  kleine  of  middelmatige  hoeven, 
maur  des  geraden  oordeelende,  ook  bjjj  uitzondering  voor  het 
vergrooten   van  bestaande  hoeven   door  b^jkoop  van  aanliggend 
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land.   In   dat  geval    wordt  de  geheele   hoeve  één  crentegoed». 
Als  vaste  regel  geldt,  dat  een  eenmaal  gevormd  crentegoed»  in 
wezen  moet  blijjven:  verdeeling  of  gedeeltel^ke  vervreemding  zon- 
der speciale  toestemming  van  de  regeering  is  vooraltijd  verboden. 
In    den   gedachtengang ,    dat   het   duurzaam    bestaan  van  het 
eren  tegoed]»     moet    verzekerd    worden   (wegens   het    verleende 
staatscrediet,  maar  ook  om  den  middenstand  te  bewaren),  is  de 
wetgever   nog   een   stap   verder  gegaan,  door  voor  te  schrqven 
(bq  de  wet  van  8  Juni  1896)  dat  in  het  vervolg  alle  crentegoe- 
deren»  aan  het  (tAnerbenrecht»  onderworpen  zullen  z\jn,  zoodat 
niet  alleen  onderverdeeling  en  vervreemding  van  gedeelten  ver- 
boden is,  maar  ook  vervreemding  van    het  geheele  goed  buiten 
de  familie,  fiij  de  hoeve  blijft  wat  er  toebehoort,  als  gebouwen, 
beplantingen,  vee,  werktuigen,  meubelen,  enz.,  en  b\j  versterf 
komt  dit  alles  aan  éénen  opvolger,  den  cAnerbe».,  die  bovendien 
financieel  zeer  belangrigk  wordt  bevoordeeld  boven  zjjne  medeêrf» 
genamen,  welke   met  jaarlijksche  uitkeeringen  van  zeer  gering 
bedrag  in  verhouding  tot  de  erfenis  tevreden  moeten  zijn. 

Van  vader  op  zoon  moet  het  goed  overgaan,  daardoor  wordt 
de  aanhankelijkheid  van  den  boer  aan  zign  grond  eerst  recht 
bevestigd  en  verzekert  zich  de  Staat  niet  alleen  het  opkomen 
maar  ook  het  behoud  van  eenen  welvarenden  boerenstand. 

Langzamerhand  moet  deze  regeling  meer  en  meer  algemeen 
ingevoerd  worden.  Het  stelsel  van  vollen  eigendom  en  vrqe  over- 
dracht van  den  grond,  indert^d  aangeprezen  door  de  school  der 
Manchester-economisten,  is  door  de  school  des  levens  veroor- 
deeld, daar  het  niet  heeft  kunnen  voorkomen ,  dat  het  grondbezit 
op  slechten  voet  is  verdeeld  en  dientengevolge  op  onbevredigende 
wijze  wordt  geëxploiteerd.  Het  zal  kunnen  in  stand  bleven  voor  die 
groote  bezittingen,  welke  zonder  afscheiding  van  stukken  en  zonder 
deeling  den  tand  des  tijjds  kunnen  trotseeren,  maar  voor  het 
overige  moeten  plaats  maken  voor  een  recht,  in  menig  opzicht 
gel^ kende  op  erfpacht^)  en  dat,  zooals  het  geregeld  is,  devrg- 
heid  van  den  bezitter  en  z\jne  opvolgers  in  ernstige  mate  aan 
banden  legt. 

De  groote  vraag  is  nu :  niet  of  er  aanvankel^k  van  de  gelegenheid 
om  op  den  omschreven  voet  landbezit  te  verkrijgen  ruim  gebruik  zal 
worden  gemaakt,  —  immers  dit  is  wegens  de  aangeboden  groote 
faciliteiten   van  crediet  enz.,   terwijl  de  lasten  zich  eerst  later, 

O  Op  bl.  101  teekent  Mr.  van  Geer  het  verschil  en  de  overeen- 
komst met  erfpacht,  maar  m.i.  niet  volkomen  juist. 
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al  is  het  dan  tot  in  een  verre  toekomst  doen  gevoelen ,  hoogst  waar- 
schqnl\jk  —  maar  of  het  hoofddoel:  duurzame  verbetering  derland- 
bouwtoestanden  langs  den  ingeslagen  weg  zal  bereikt  worden.  De 
t^d  om  op  grond  der  ervaring  reeds  nu  een  stellig  antwoord  op  die 
vraag  te  kunnen  geven  is  natuurl^'k  nog  op  verre  na  niet  ge- 
komen ').  B\j  de  beoordeeling  der  zaak  moet  men  zich  derhalve 
bepalen  tot  het  aanvoeren  van  argumenten,  geput  uit  de  vroeger 
zoo  in  Pruisen  als  elders  opgedane  ondervinding  en  gegrond  op  min 
of  meer  bekende  en  erkende  algemeene  waarheden  en  daarop  ge- 
bouwde redeneeringen ,  argumenten  die  uit  den  aard  der  zaak  niet 
op  ieder  een  even  sterken  indruk  maken ,  zoodat  er  vooralsnog  wel 
ruimte  zal  overblijven  voor  verschil  van  meening.  De  Schrqver  heeft 
die  argumenten  met  zorg  nagegaan ,  byeengegaard  en  gerangschikt, 
en  komt  tot  eene  slotsom  zeer  gunstig  voor  het  nieuw  opgebouwde 
stelsel,  dat  h^  zelts  aan  onzen  wetgever  ter  navolging  aanbeveelt 
(bl.  277-292). 

Die  slotsom  durf  ik  niet  te  onderschr\jven  en  ik  veroorloof  m\j 
eeuige  van  m\jne  vele  dubia  in  het  midden  te  brengen.  Over- 
bodig is  zeker  de  opmerking  dat  eene  regeling  van  het  grond- 
bezit, die  —  trouwens  met  een  politiek  doel  —  is  ontworpen 
en  geschikt  geoordeeld  voor  een  paar  zwak  bevolkte  provinciën 
in  het  noordoosten  van  Pruisen,  daarom  nog  niet  kan  worden 
aanbevolen  voor  het  veel  sterker  bevolkte  en  veel  vruchtbaar- 
der westelqk  en  zuidel^k  deel  van  dien  staat,  en  nog  minder 
voor  ons  vaderland,  waar  het  landgebruik  en  het  grondbezit,  evenals 
de  ontwikkeling  der  bevolking,  een  gansch  ander  verloop  heb- 
ben gehad.  Maar  bovendien:  het  zou  zeer  ernstig  te  betwijfelen 
z\jn,  of  onze  boeren  geneigdheid  zouden  toonen  op  den  aange- 
geven voet  landgebruikers  of  grondbezitters  te  worden  en  te 
bleven.  Hun  zal  wellicht  de  verhouding  van  onderdanigheid 
jegens  den  landheer  op  ouderwetschen  voet  weinig  toelachen  en 
het  werken  op  de  hoeve  voor  één  bevoordeeld  kind  in  plaats  van 
voor  het  geheele  gezin  weinig  aanlokkelijk  voorkomen  <). 

O  De  uitspraak  van  Mr.  v.  Geer  op  bl.  149,  dat  de  rentegoeds- 
wetten  reeds  eene  voortreffelijke  werking  hebben  gehad,  ism.i. voor- 
alsnog niet  dan  onder  ernstig  voorbehoud  te  aanvaarden. 

*)  Mr.  van  Geer  verliest  m.  i.  bg  zyne  gunstige  verwachtingen  de 
werkelgkheid  wel  eens  uit  het  oog.  Zoo  stelt  hiJ  bl.  291:  «De  tegen- 
woordige eigenaars  zullen  begrijpen,  dat  eene  verdeeling  van  hun 
eigendom  onder  hunne  erfgenamen  in  vele  gevallen  een  verlaging 
vao  den  levensstandaard  van  alle  kinderen  zal  veroorzaken,  terwgl  de 
overgang  van  het  organisch  geheel  (de  hoeve)  op  één  kind,  onder  be- 

Kecbtsgel.  Mag.  1900.  29 
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Voorstanders  der  agrarische  hervorming  —  en  mei  hen  Mr. 
van  Geer  —  beroepen  zich  op  de  ongunstige  ervaring  in 
Pruisen  opgedaan  met  het  stelsel  (z\j  noemen  dit  het  stelsel  van 
vrij  verkeer)  daar  toegepast  op  den  bodem:  de  vrqe  handel  in 
land,  zeggen  zij,  heeft  in  geenen  deele  eene  meer  gelqkmatige 
verdeeling  van  het  grondbezit  gebracht:  het  is  dus  meer  dan 
tijd  er  mede  te  breken.  Maar  —  afziende  van  verwijjzing  naar 
de  ervaring,  opgedaan  in  de  landen  waar  de  Code  civil  gold ,  als 
overbodig  —  het  antwoord  ligt  voor  de  hand :  wel  heeft  de  wet- 
gever in  1807  en  opnieuw  in  1850  dat  stelsel  gewild,  maar  hij 
heeft  zijnen  wil  niet  doorgezet,  doch  kwam  er  telkens  op  terug : 
het  stelsel  van  vrij  verkeer  is  op  het  grondbezit  in  Pruisen  nooit 
volledig  tot  z^n  recht  gekomen.  £n  het  feit,  dat  de  zoozeer  ge- 
wenschte  boerderijen  van  middelmatigen  omvang  meer  en  meer 
verdwenen  (terwijl  ér  lange  jaren  bij  ontstentenis  van  middel- 
matige vermogens  geene  nieuwe  werden  opgericht),  is  niet  te 
wijten  aan  de  vrijlating  van  het  verkeer  in  land ,  maar  aan  het 
nog  voortwerkende  tegenovergestelde  systeem.  Terwijl  de  groote 
landgoederen  ondeelbaar  waren,  konden  z\j  wel  door  big  koop  ten 
koste  van  de  middelmatige  grooter  worden,  maar  niet  kleiner. 
Ten  behoeve  van  deze  middelmatige  of  boerenlanden  kwam  steeds 
minder  land  ter  markt,  en  tegelijkertijd  kon  het  verlangen  naar 


gunstiging  van  de  overige,  schijnbaar  deze  laatste  benadeelt,  inwer- 
keiykheid  evenzeer  in  hun  voordeel  strekt,  als  in  dat  van  hem  die 
het  vaderiyk  bedrijf  voortzet."  De  benadeeling  is  zoo  ver  van  eene 
scbynbare  —  gelijk  zy  dan  ook  inderdaad  niet  onwiliekeorig ,  maar 
wel  degelijk  gewild  is,  dat  ik  zou  twijfelen  of  vele  belanghebbenden 
zelfverloochening  genoeg  zullen  bezitten  er  goedsmoeds  in  te  berns 
ten,  maar  dat  één  hunner  er  een  voordeel  in  zon  zien,  schgnt  mij 
meer  dan  twijfelachtig. 

Ëvenzoo  wordt  op  bl.  289  gesproken  van  schijnbare  beperkingen  van 
het  beschikkingsrecht.  Die  beperkingen  zijn  m.  i.  zoo  reéel  mogelijk. 
Nog  moet  ik  wijzen  op  eene  niet-aannemelijke  voorstelling,  voortko- 
mende uit  eene  min  juiste  tegenstelling.  Op  bl.  S89  maakt  Schr.  eene 
vergelijking  tusschen  pachters  en  Anerbengutsbesitzer  en  zegt:  ,ook 
het  Anerbenrecht  zal  niet  indruischen  tegen  hunne  rechtsovertuiging, 
welke  met  zich  medebracht  dat  hun  vermogen  na  hun  dood  tusschen 
de  erfgenamen  werd  verdeeld:  zoolang  zü  pachters  waren,  was  er 
voor  ben  geen  sprake  van  eenig  recht  tot  verdeeling  der  hoeve  onder 
hunne  kinderen".  Natuurlijk  niet  van  de  hoeve  —  die  aan  den  ver- 
huurder toebehoorde,  maar  wel  van  het  vermogen,  dat  de  erflater 
naliet  en  dat  voor  verdeeiing  was  bestemd. 
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grondbezit  van  een  voortdurend  in  getal  en  allengs  in  welvaart 
toenemende  bevolking  niet  anders  bevredigd  worden  dan  ten 
koste  van  boerenland,  terw\jl  de  verdeeling  bij  vererving  de 
splitsing  voortdurend  deed  doorgaan.  Dat  bet  boerenland  steeds 
scbaarscher  is  geworden,  vindt,  voorzoover  bet  niet  is  b^gekocht 
door  bet  groot  grondbezit ,  z\jne  hoofdoorzaak  in  de  ondeelbaar- 
heid van  dit  laatste,  in  overblijfselen  van  verouderde  toestanden ; 
het  feit  levert  dus  een  argument  niet  vóór,  maar  tegen  die  toe- 
standen ^y, 

Hoe  is  het  dan  te  verklaren,  zal  men  zeggen ,  dat  die  voorstanders 
zoo  talrijk  blijken  te  z^n  en  zoo  sterk,  dat  zij  zelfs  den  Pruisischen 
wetgever  hebben  bewogen  het  streven  naar  binnenlandsche 
kolonisatie  van  staatswege  op  z\jn  program  te  plaatsen  ?  M\j  komt 
het  voor,  dat  de  verklaring  ligt  in  de  theorieën,  die  b\jval  hebben 
gevonden  onder  den  invloed  der  historische  school,  welke  de 
groote  bewegende  krachten  der  maatschappij  bovenal  zocht  in  de 
handelingen  van  den  wetgever.  Onder  anderen  v^at  de  grondeigen- 
domsverdeeling  naar  de  wet  betrett :  deze  bepaalt  volgens  S  ch  mo  1- 
ler')  en  de  zijnen  de  verhouding  tusschen  de  maatschappel^ke 
klassen,  de  levensomstandigheden  en  de  zeden  der  geheele  be- 


0  Zelfs  een  schryver  als  Prof.  Sering  {Die  innere  Colonüation  in 
östlichêtn  Deutschland,  Leipzig  1893,  p.  150)  doet  door  dit  niet  te  zien 
een  onjuist  beroep  op  de  historie.  Terwyl  hg  de  mislukking  beschrijft 
der  in  1830 — 1840  op  de  kroondomeinen  in  Nieuw-VoorpommereD  be- 
proefde kolonisatie,  wijst  hy  op  het  feit  dat  sinds  dien  tgd  reeds  twee 
derden  der  nieuw  gevormde  boerderyen  zjjn  verdwenen  en  zegt  dan: 
«hieruit  biykt  dat  de  beginselen  van  den  vryen  handel,  die  men  er 
voor  wilde  doen  geiden,  voldoende  zyn  om  in  twee  geslachten  eene 
bloeiende  kolonie  te  doen  verkeeren  in  een  wildernis".  Maar  de  be- 
ginselen van  vrijen  handel  waren  in  dat  gewest  juist  niet  gevolgd,  en 
in  den  loop  der  18e  eeuw  waren  daar  de  latifundia  zoozeer  toegeno- 
men, dat  zij  80*/«  van  het  grondgebied  innamen.  De  in  1830—40  nieuw 
gestichte  boerderyen  lagen  links  en  rechts  naast  en  te  midden  van  de 
groote,  ondeelbare  landgoederen.  Bykoopen  of  hijhuren konden  de  kolo- 
nisten niet ,  geen  wonder  dat  alleen  de  sterkeren  onder  hen,  voorzoover 
zy  goed  en  gunstig  gelegen  land  hadden  gekregen ,  zich  konden  staande 
houden. 

De  opmerking  is  van  Prof.  Brentano,  Agrarian  Reform  in  Prussia^ 
zie  the  Economie  Journal  1897,  bl.  6.  Mr.  van  Geer  wyst  wel  op 
het  door  Sering  aangevoerde,  maar  maakt  geene  melding  van 
Brentano 's  opmerking  naar  aanleiding  daarvan. 

«)  SchrifUn  des  Vereins  für  Socialpolitik ,  XXXïII,  bl.  91. 
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volking.  Ik  voor  m^,  erkennende,  dat  die  verdeeling,  zooalsz\j 
door  den  v\retgever  in  hare  hoofdlqnen  is  geregeld,  van  groote 
beteekenis  kan  zijn  voor  de  levensomstandigheden  en  de  zeden 
der  bevolking  en  voor  de  verhouding  tusschen  de  maatschappe- 
Igke  klassen,  ben  toch  van  meening,  dat  zij  op  den  duur  die  niet 
beheerscht,  dat  het  integendeel  op  den  duur  de  krachten  z^n  van 
het  volk  zelf,  de  vlijt  en  volharding,  het  talent  en  de  kennis, 
de  vindingrijkheid  en  de  ondernemingsgeest,  de  spaarzaamheid 
en  de  zelfbeheersching,  bijj  het  volk  voorhanden  en  inwerking, 
welke  de  eigendomsverdeeling,  ook  van  den  grond,  bepalen. De 
wetgever  kan  de  goede  aanwending  van  die  krachten  steunen, 
h\j  kan  ze  belemmeren ,  zelfs  tijdelqk  mei  machteloosheid  slaan : 
ze  beheerschen  kan  hij  niet.  De  wetgever  kan  (v.  Geer  bl.  4) 
«nieuwe  landelqke  bezitseenheden  scheppen»,  of  boerderijen 
(bl.  253)  welke  op  zich  zelf  een  zelfstandig  bestaan  opleveren, 
welke  den  bebouwer  zulk  eene  aanhankelijkheid  aan  het  bezit 
geven,  dat  hij  een  bedr^'f  zal  voeren,  waardoor  de  rentebetaling 
aan  den  Staat  geregeld  zal  kunnen  geschieden.  H\j  kan  beletten 
dat  de  boerdergen  verdeeld  of  verkocht  worden ;  hij  kan ,  door 
het  hypothekair  crediet  uit  te  sluiten,  belemmeren  dat  de  bezit- 
ters in  schulden  geraken;  voor  zoover  het  uitwendige  van  de  zaak 
betreft,  kan  hq  de  eenmaal  door  hem  zelven  geschapen  bezits- 
eenheden langen  t\jd  in  stand  houden.  Maar  bewerken,  dat  de 
landbezitters  tot  welvaart  geraken  en  in  welvaart  blgvend  voor-, 
uitgaan,  dat  kan  hq  niet:  daartoe  zijjn  de  eigen  krachten  van 
die  landbezitters  het  boven  en  vóór  alles  noodige.  Verslappen 
deze,  dan  gaat  hun  welvaart  onverbiddelqk  achteruit,  ondanks 
verbodsbepalingen,  erfrechtsregelingen,  aanmoediging  van  Staats- 
wege, zelfs  ondanks  rechtstreeksche  ünancieele  hulp,  b.  v.  ver- 
leend in  den  vorm  van  crediet,  al  werd  daardoor  aan  een  deel 
der  bevolking  de  gelegenheid  gegeven  te  leven  op  kosten  van 
anderen,  'tzg  op  kosten  van  het  algemeen,  'tzijj  op  kosten  van 
geheel  of  gedeeltelijk  onterfde  broeders  en  zusters. 

Schmoller  en  zigne  volgelingen  voelen  voor  deze  beschou- 
wingen al  te  weinig,  zij  meenen  dat  voor  den  bloei  van  den  landbouw, 
evenals  voor  dien  van  handel  en  industrie,  alles  aankomt  op  de 
trouwe  zorgen  van  den  wetgever,  en  geven  dan  gaarne  aan  het 
werk  van  dezen  den  schoonklinkenden  naam  van  csociaal-rech- 
telijke  organisatie)»,  in  tegenstelling  van  wat  zg  noemen  akapita- 
listische  organisatie i>.  Z\j  mogen  bedenken  dat  de  wetgever,  als 
h\j  er  geld  voor  over  heeft,  eene  middelklasse  van  matig  gegoede 
kooplieden  en  industrieelen  kan  in  het  leven  roepen,  door  een 
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aaDtal  aan  zgne  ambtenaren  geschikt  voorkomende  personen  aan 
het  hoofd  en  in  het  bezit  te  zetten  van  eene  hun  winstgevend 
toeschijnende  zaak  van  matigen  omvang:  of  zijne  ambtenaren  aan 
die  zaken  of  zaakjes  levenskracht  kunnen  inblazen,  dat  is  eene 
gansch  andere  vraag,  maar  is  en  bl^ft  de  hoofdvraag.  Zoo  kan 
het  staatsgezag  ook  door  z^ne  landcomraissién  boerenhoeven  van 
middelmatigen  omvang  doen  formeeren,  daarop  met  behulp  van 
toegezegde  of  verleende  voorschotten  gegadigden  doen  zetten, 
welke  die  commissién  weten  te  overtuigen  van  hunne  geschikt- 
heid en  soliditeit,  een  en  ander  ten  einde  een  gezeten  of  wel- 
varenden boerenstand  te  «scheppen:»  —  doch  aan  die  welvaart 
duurzaamheid  en  vooruitgang  te  verzekeren  voor  de  toekomst, 
zelfs  voor  komende  geslachten,  dat  kan  het  nu  eenmaal  niet,  en 
hoe  verder  het  zich  begeeft  op  den  weg  van  dwangmaatregelen 
of  geldelijjke  ondersteuning  of  andere  palliatieven,  zooveel  te 
zekerder  en  zooveel  te  verder  zal  het  verwjjderd  raken  van  z\jn 
doel:  het  bevorderen  der  algemeene  welvaart. 

Het  uitzoeken  en  tot  elkaar  brengen  van  goede  landbouw- 
krachten  en  geschikte  landerijen  kan  schijjnen  op  zich  zelf  eene 
niet  zoo  heel  moeilijke  taak  te  zijn ,  maar  is  niet  uitvoerbaar  zonder 
beide  elementen  aan  de  markt  te  onttrekken ,  en  het  b^eenhou- 
den  der  twee  nog  minder.  Dat  bijeenhouden  trouwens  is  slechts 
mogel^k  voorzoover  het  uitwendige  betreft.  De  kunstmatig  ge- 
legde band  kan  wel  stevig  gestrikt  zijn,  kan  wel  vaster  en  vas- 
ter gesnoerd  worden,  maar  zal  ook  steeds  knellender  worden 
om  ten  laatste  te  breken.  Gaat  de  boer  financieel  achteruit ,  dan 
zal  h\j  vroeg  of  laat  van  de  hoeve  worden  losgemaakt,  schoon 
deze  tot  haar  eigen  schade  langer  onder  hem  was  gelaten ,  dan 
zonder  dien  band  het  geval  zou  zijjn  geweest.  En  zullen  niet, 
evenals  in  alle  andere  bedrijven  zoo  ook  in  het  landbouwbedr^f, 
de  werkkrachten  en  kapitalen  de  beste  wegen  zoeken,  wanneer 
zij  vrij  worden  gelaten  in  hunne  bewegingen?  Of  verbiedt  de 
omstandigheid ,  dat  op  den  eigenaar  van  den  grond  hoogere  sociale 
plichten  rusten  dan  op  den  eigenaar  van  kapitalen,  aangewend 
in  handel  of  industrie,  hem  met  dezen  over  ééne  kam  te  schereb  ? 
Ik  kan  het  niet  inzien.  Geen  mensch  mag  zich  onttrekken  aan 
de  plichten  die  het  bezit  oplegt,  onverschillig  of  h\jzgn  vermo- 
gen in  land  of  in  iets  anders  heefl  belegd ,  onverschillig  uit  welke 
bron  zgne  inkomsten  hem  toevloeien.  Zoo  goed  als  niemand  wordt 
landbouwer  uit  bereidwilligheid  om  zich  op  te  offeren  aan  het 
algemeen  belang:  wie  dat  bedrqf  —  ik  laat  nu  de  weinigen  welke 
het  voor  hun  genoegen  doen  daar  —  kiest,  kiest  het  als  middel 
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van  bestaan,  met  het  doel  dus  om  door  de  te  verwerven  vruch- 
ten zijn  inkomen  of  vermogen  te  vermeerderen.  Toch  zal  h\f , 
wanneer  h^  weet  te  slagen,  onder  welken  rechtsvorm  h\j  ook 
werke,  't  zij  onder  dien  van  eigenaar,  van  pachter  of  welken 
ook,  door  goede  exploitatie  niet  alleen  zijn  eigen  welvaart  ver- 
hoogen,  maar  tevens  het  algemeen  belang  bevorderen,  zooals 
h^  eveneens  ïou  gedaan  hebben,  bijjaldien  h^  in  een  ander  be- 
drqf  —  in  welke  rechtspositie  ook  —  andere  bronnen  van  wel- 
vaart had  ontsloten  of  verruimd. 

Voor  het  kunstmatig  aanlokken  van  werkkrachten  en  kapitalen 
naar  den  landbouw  bestaat  evenmin  reden  als  voor  het  bijeen- 
houden. En  men  kan  het  niet  doen  dan  ten  koste  van  andere 
bedrijven.  Trouwens  uit  eigen  beweging  zullen  z\j  zich  alleen 
dan  er  heen  begeven,  wanneer  zq  gerustheid  hebben  dat  zij  met 
volle  vrijheid  zich  er  wéér  uit  kunnen  terugtrekken,  zoo  spoe- 
dig en  voor  zoover  als  z^'  het  zelf  zullen  verlangen 

Al  is  dan  ook  de  nieuwe  Pruisische  agrarische  wetgeving  ten 
behoeve  van  de  binnenlandsche  kolonisatie  met  talent  en  scherp- 
zinnigheid opgebouwd  en  al  wordt  zg  met  zorgvuldigheid,  met 
kennis  van  zaken  en  met  ruimen  blik  toegepast,  't  geen  ik  niet 
wil  betwisten,  al  was  de  organisatie  van  het  daarbq  door  den 
Staat  verleende  crediet  volmaakt  —  zooals  Mr.  v.  Geer (bl.  149, 
156,  291)  zegt —  en  al  verdiende  de  regeling  van  het  daaraan  aan- 
gepaste erfrecht  gelijken  lof  van  volmaaktheid  (vlg.  bl.  288, 292), 
welk  een  en  ander  ik  stellig  in  tw\jfel  trek ,  dan  blijjf  ik  —  hetzq 
met  bescheidenheid  gezegd  —  nog  vasthouden  aan  de  meening, 
dat  zq  op  den  verkeerden  weg  is,  en  aan  het  vertrouwen,  dat 
onze  wetgever  zich  driemaal  zal  bedenken  eer  hq  haar  gaat 
navolgen. 

Het  uitvoerig  en  degelijk  proefschrift  van  Mr.  F.  C.  van  Geer, 
dat  mg  de  aanleiding  en  de  gelegenheid  schonk  eenige  dubia 
in  het  midden  te  brengen  —  ik  wil  niet  eindigen  zonder  het 
nog  eens  te  hebben  gezegd  —  munt  in  menig  opzicht  uit,  vooral 
door  de  grondige  en  duidelijke  uiteenzetting  van  hetgeen  in 
Pruisen  op  het  gebied  der  agrarische  wetgeving  is  gedaan,  en 
met  volkomen  oprechtheid  breng  ik  hem  hulde  voor  z\jn  werk , 
al  is  het  resultaat,  waartoe  hij  kwam  wat  betreft  de  wensche- 
Igkheid  van  navolging  hier  te  lande,  niet  hetzelfde  als  waartoe 
ik  zou  willen  besluiten. 

Groningen,  2  Juli  1900.  W.  A.  Rbiobr. 
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A.  C.  YREEDE,  Ziektenwetgeyin^ ,  Staatsreehtelijk  beschoowd. 

Proefschr.  Leiden,  1899. 

De  Schrijver  behandelt  eene  belangrijke  en  dankbare  stof  op 
hoogst  verdienstelijke  wijze.  De  wet  van  4  Dec.  1872,  lot  voorziening 
tegen  besmettel^ke  ziekten,  met  hare  latere  wijzigingen  vormt 
den  hoofdinhoud  zijner  beschouwingen,  doch  hq  verzuimt  niet 
de  aangewende  pogingen  tot  verbetering  te  vermelden,  vergelq- 
kingen  met  builenlandsche  wetgeving  te  maken  en  zijne  eigene 
denkbeelden  over  toekomstige  wijziging  ten  beste  te  geven.  Z^'n 
proefschrift  getuigt  van  grondige  kennis  en  helder  inzicht  in  de 
beginselen  van  ons  administratief  recht  en  is  daarenboven  de 
vrucht  van  nauwgezetten  arbeid  en  zelfstandig  nadenken.  Ik 
aai*zel  niet  het  een  belangrijke  aanwinst  te  noemen  van  onze 
Staatsrechtelijke  literatuur  en  den  toekomstigen  wetgever  niet 
minder  dan  de  met  de  uitvoering  der  bestaande  bepah'ngen  belaste 
organen  aan  te  sporen  van  den  inhoud  nauwkeurig  kennis  te 
nemen;  voorzeker  zal  geen  hunner  zich  den  daaraan  besteden  t\jd 
en  moeite  beklagen. 

In  een  korte  Inleiding  neemt  de  S.  de  veel  gesmade  wet  voor- 
loopig  in  bescherming  tegen  de  tairqke  theoretische  en  practische 
bedenkingen,  waarmede  z\j  b\j  hare  geboorte  werd  begroet. 
Tevens  wordt  Schr.'s  doel  aangewezen  en  nauwkeurig  begrensd : 
hijj  wil  den  inhoud  der  wet  aan  een  historisch-critisch  onderzoek 
onderwerpen,  doch  daarvan  uitdrukkelijk  uitzonderen  de  voor- 
schriften over  vaccine  en  de  si raf bepalingen;  evenmin  de  qua- 
rantainewet  of  de  internationale  bemoeiingen  binnen  den  kring 
van  zijn  onderzoek  trekken.  Alleen  de  wet  van  26  April  1884, 
houdende  buitengewone  maatregelen  tot  afwending  van  eenige 
besmettelijke  ziekten  enz.,  wordt  als  eene  aanvulling  der  wet  van 
1872  beschouwd  en  dus  in  beginsel  mede  opgenomen. 

De  stof  is  verdeeld  in  vier  hoofdstukken ,  waarvan  het  tweede 
onder  den  titel  «Nederland»  verreweg  het  uitvoerigst  en  tevens 
het  belangrijkst  is  en  ruim  vier  vijfden  van  het  gansche  werk 
beslaat.  Hoofdstuk  I  bevat  eenige  cAlgemeene  Opmerkingen^; 
Hoofdstuk  III  slaat  een  vluchtigen  blik  op  de  builenlandsche 
wetgeving;  Hoofdstuk  IV  eindelijk,  «Eventueele  herziening»,  trekt 
de  resultaten  van  het  onderzoek  samen  en  past  ze  in  sommige 
hoofdpunten  op  eene  mogelijke  hervorming  toe. 

In  het  beknopte  eerste  hoofdstuk  wyst  de  S.  terecht  op  onze 
onzekere  en  verwarde  terminologie  op  het  gebied  der  Staatszorg 
voor  de  volksgezondheid,  waarin  niet,  zooals  in  Duitschland  door 
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den  reuzenarbeid  van  L  von  Stein,  vastheid  en  regelmaat  is 
gebracht.  Toch  neemt  h\j  von  Stein's  indeeling  niet  over,  zelfs 
niet  waar  de  Nederlandsche  taal  daartegen  geen  onoverkomelijk 
bezwaar  oplevert.  Terw\jl  deze  het  Gesundheitawesen  als  onder- 
deel van  het  inwendig  beheer  in  drieën  verdeelt :  het  Gesundheits- 
amt,  dat  de  organisatie  behelst;  het  Medieinal-  of  Heilw&^n^ 
dat  alles  omvat  wat  de  genees-  en  heelkunst  betref!;  en  het 
SanitöUswesen ,  dat  uitsluitend  de  bescherming  en  verbetering 
der  hygiënische  toestanden  beoogt;  —  legt  S.  den  nadruk  op 
von  Stein's  opmerking,  dat  het  Gesundheitswesen  zich  over 
meerdere  takken  van  Staatszorg  uitstrekt,  en  verwjjt  hq  hem 
dientengevolge  gemis  van  een  theoretische  basis  (bl.  14).  Deze 
critiek  schijjnt  mij  ongegrond  en  oppervlakkig,  zooals  terstond 
blijkt,  wanneer  men  3  bl.  verder  Schrijvers  eigen  verdeeling 
aantreft,  welke  het  z.g.  Medieinal wesen  buiten  het  Gresundheits- 
wesen  sluit,  daarentegen  in  dit  laatste  ook  de  militaire  en  inter» 
nationale  sanitaire  zorg  opneemt,  doch  te  geljjker  t\jd  de  laatste 
van  zijne  behandeling  uitsluit  en  het  Zmrgferltjfe  nadonoai  Gesund- 
heitswesen in  tweeën  verdeelt:  inrichting  en  inhoud,  die  nauw 
en  onafscheidelijk  verbonden  zijn.  M^  dunkt,  hier  is  zeker 
woordenspel  niet  te  miskennen  en  had  von  Stein  op  meer 
eerbied  of  op  grondiger  critiek  aanspraak  gehad. 

Ook  de  begripsbepalingen  van  hygiëne  en  gezondheidsleer,  in 
verband  met  het  Sanitiltswesen  (bl.  22),  laten  aan  duidelijkheid  en 
scherpte  te  wenschen  over.  Daarentegen  vereenig  ik  mq  gaarne  met 
de  meening,  met  een  beroep  op  J  her  ing  gestaafd,  dat  de  grens 
tusschen  openbare  en  bijzondere  gezondheid  niet  absoluut  is;m. 
a.  w.  dat  eene  voor  het  Staatsgezag  volstrekt  onaantastbare  indi- 
vidueele  gezondheidssfeer  in  de  werkelijkheid  niet  bestaat 
Immers  de  overtuiging  wint  meer  en  meer  veld,  dat  in  hy- 
giënisch niet  minder  dan  in  economisch  en  moreel  opzicht  de 
individu  verantwoorde!^ k  is  jegens  de  gemeenschap  en  slechts 
in  zoover  aanspraak  heeft  op  eerbiediging  z^'ner  vrijheid,  als 
deze  met  het  algemeen  belang  in  overeenstemming  kan  worden 
gebracht  Schrijver  herinnert  op  bl.  26  te  recht,  dat  dit  denk- 
beeld de  vrucht  is  eener  eeuwenlange  ontwikkeling  —  met  eene 
verschoonbare  kniebuiging  voor  de  afgoden  dezer  eeuw  noemt 
h^'  het  liever:  gang  der  evolutie  —  en  dat  de  verschijning  der 
cholera  niet  weinig  heeft  bijgedragen  om  de  overtuiging  te  vestigen, 
dat  naast  de  gezondheids/^oZitie  ook  positieve  gezondheidszorg 
{Pflege)  vereischt  wordt.  Intusschen  heeft  de  wet  van  1872  naar 
zqne  meening  een  zuiver  preventiet  karakter.  Z^'  is  een  politie- 
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wet  (b1.29),  welke  slechts  sch^'nbaareenige  positieve  of  duurzame 
instellingen  voorschrift;  immers  de  ix*doeling  der  voorschriften 
alleen  bepaalt  hun  karakter.  Het  is  hier  de  plaats  niet  om  in  een 
nadere  ontleding  en  beoordeeling  van  deze  stellingen  te  treden.  Ver- 
gis ik  mq ,  dat  de  terminologie  nu  en  dan  vastheid  en  zuiverheid, 
de  voorstellingen  en  begripsbepalingen  hier  en  daar  klaarheid  en 
scherpte  missen?  Ook  is  het  betoog  lyet  alt^d  duideijjk,  de  stql 
geenszins  onberispelijk,  de  toon  nu  en  dan  ietwat  pretentieus. 

Deze  vlekken  verflauwen ,  waar  S.  zijn  eigenl^'k  onderwerp  ter 
hand  neemt  en  in  hoofdstuk  II  de  bestaande  wet  aan  eene  grondige 
en  nauwgezette  critiek  onderwerpt.  S.  begint  met  een  beknopt 
overzicht  der  wetgeving  op  medisch  hygiënisch  terrein  in  Nederland 
sedert  den  aanvang  der  19de  eeuw  en  staat  inzonderheid  stil  bg 
de  voorbereiding  der  geneeskundige  wetten  van  1865.  Hij  wqst 
op  den  juisten  naam  der  wet  op  het  geneeskundig  staatsfo^zic/it, 
in  plaats  van  -bestuur y  welke  terstond  doet  gevoelen,  dat  wel 
zekere  invloed  maar  geen  beslissende  macht  aan  de  geneeskundige 
ambtenaren  is  toegekend;  dat  veeleer  art.  14  dien  invloed  on- 
voldoende waarborgt  (bl.  52)  en  dat  de  werking  der  wet  van 
1865  eerst  de  behoefte  aan  dwangmaatregelen  heeft  geopenbaard, 
welke  door  de  wet  van  1872  is  vervuld  (bl.  58).  —  Deze  wet, 
eene  der  laatste  vruchten  van  Thorbecke's  wetgevenden arbeid, 
onderging  slechts  eenige  wgzigingen  van  aanbelang;  de  laatste 
verandering ,  tot  schrapping  der  mazelen  en  tot  opneming  der  pest, 
b^  de  wet  van  21  Juli  1^,  Sthl.  n*.  166,  kon  hier  nog  niet 
worden  opgenomen,  doch  is  in  eene  latere  noot  nog  even  ver- 
meld (bl.  307). 

De  critische  behandeling  der  artikelen  is  verdeeld  in  een  achttal 
paragrafen,  welke  echter  niet  in  de  inhoudsopgave  zijn  vermeld, 
hetgeen  het  naslaan  noodeloos  bemoeielijkt.  In  de  eerste  plaats 
betoogt  S.  zeer  juist,  dat  de  wet  de  autonomie  der  plaatselijke 
besturen  wel  degel\jk  beperkt;  immers  door  zelve  regelen  te 
stellen  krimpt  het  terrein  in,  waarop  tot  dusver  de  gemeente- 
wetgever kon  doen  en  laten,  wat  hem  goed  dacht.  Deze  beperking 
is  intusschen  volkomen  gerechtvaardigd  en  geenszins  te  brand- 
merken als  een  «neerhalen  van  de  vlag  der  autonomie»  (bl.  76). 
Bovendien  heft  z^  de  bevoegdheid  van  den  plaatselijken  wetgever 
volstrekt  niet  op,  zooals  art  29  wellicht  ten  overvloede  uitdruk- 
kelijk bepaalt.  Zelfs  vat  de  S.  de  aan  de  gemeente  verbleven 
wetgevende  macht  zeer  ruim  op  en  is  h\j  van  oordeel ,  dat  deze 
zich  mag  begeven  op  een  terrein,  dat  de  rijkswetgever  met  opzet 
heeft  vermeden.  Dientengevolge  acht  hg  den  plaatselgken  wet- 
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gever  zelfs  bevoegd  bij  verordening  Burg.  en  Weth.  te  machtigen, 
personen  te  verwijderen  uit  huizen,  die  een  brandpunt  van  be- 
smetting dreigen  te  worden,  ofschoon  eene  soortgelijke  bepa- 
ling wel  overwogen  doch  door  den  wetgever  niet  vastgesteld  is 
(bl.  142).  Daarentegen  oordeelt  h\j ,  dat  de  plaatselijke  wetgever 
niet  bevoegd  is  het  verbod  van  schoolbezoek  aan  bewoners  van 
besmette  huizen,  in  art.  14,  uit  te  breiden  tot  fabrieken  en  werk- 
plaatsen, nadat  deze  laatste  b\j  amendement  uit  de  wet  zijjn  ge- 
licht (bl.  187).  Of  deze  tegenstrijdige  beslissingen  voldoende  zijn 
gemotiveerd,  moet  ik  betwgfelen.  Ik  meen  veeleer  zoowel  uit  de 
letter  als  uit  de  geschiedenis  van  art.  29  te  mogen  afleiden, dat 
de  plaatselijke  wetgever  altijd  bevoegd  is,  zoolang  hij  niet  met 
de  bepalingen  —  ik  zeg  niet  met  de  onuitgesproken  bedoelingen 
der  wet  —  in  str\jd  komt. 

B^  de  bespreking  van  de  bevoegdheid  des  Konings,  b^' 
algemeenen  maatregel  van  bestuur  de  wet  van  toepassing  te 
verklaren  ook  op  niet  in  de  wet  zelve  genoemde  ziekten,  mits 
voor  niet  langer  dan  één  jaar,  maakt  S.  de  juiste  opmerking, 
dat  eene  herhaalde  toepassing  dezer  bevoegdheid,  zooals  bij  de 
pest  in  1897  en  1898  heeft  plaats  gehad,  str^dt  met  de  duide- 
lijke bedoeling  des  wetgevers  (bl.  83). 

De  bevoegdheden,  door  de  wet  aan  den  burgemeester  toegekend, 
worden  als  de  kern  der  wet  beschouwd  en  geven  aanleiding  tot 
de  uitvoerigste  beschouwingen  (bl.  84 — 179).  Vooraf  gaat  een  breed 
betoog,  dat  de  opdracht  van  de  uitvoering  der  wetsbepalingen 
aan  den  burgemeester  alléén  geene  afwijking  doch  veeleer  eene 
aanvulling  der  Gemeentewet  verdient  te  heeteu :  immers  waarom 
zou  de  wet  van  1872  niet  evengoed  art.  184  vlg.  als  art.  126  Gem.  W. 
kunnen  uitbreiden*?  De  aanvulling  van  art.  26  met  de  tweede 
alinea  in  1893,  welke  den  invloed  der  geneeskundige  ambtena- 
ren versterkt,  zonder  evenwel  de  macht  tot  beslissing  in  hunne 
handen  over  te  dragen,  wordt  uitnemend  toegelicht  en  de  ver- 
werping der  beide  amendementen,  welke  nog  een  stap  verder, 
m.  a.  w.  te  ver  wilden  gaan,  terecht  verdedigd  (bl.  99 — 115). 
Door  deze  toevoeging  is  «art.  26  onbetwistbaar  tot  een  der  merk- 
waardigste voorschriften  uit  staatsrechtelijk  oogpunt  verheveui 
(bl.  175),  en  voor  een  deel  goedgemaakt  wat  aan  de  bevredigende 
strekking  en  toepassing  van  het  eerste  lid  ontbreekt.  Eindelijk 
geeft  de  onvolledige  regeling  en  verdeeling  der  aan  de  toepassing 
der  wel  verbonden  kosten,  welke  aanvankelijk  door  Thorbeck e 
was  verzuimd  en  later  slechts  gebrekkig  aangevuld,  den  S.  aan- 
leiding tot  eene  uitvoerige  uiteenzetting  van  de  belemmeringen, 
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die  hetz^'  de  Raad,  hetzij  het  college  van  B.  en  W.  den  Bur- 
gemeester bij  de  uitvoering  in  den  weg  kunnen  leggen  (bl.  115 
vlg.)  De  hieruit  voortvloeiende  bezwaren  lost  S.  op  door  al  deze 
kosten  te  brengen  onder  art.  205Gem.W.  en  aan  Gedeputeerde 
Staten  de  bevoegdheid  toe  te  kennen ,  met  behulp  van  art.  212 
niet  slechts  een  post  daarvoor  op  de  begrooting  te  brengen,  doch 
zelfs  een  naar  hun  oordeel  te  gering  bedrag  «in  evenredigheid 
tot  het  bestemde  doel  en  de  draagkracht  der  Gemeente  te  ver- 
hoogeni>  (bl.  126).  Deze  verrassende  slotsom  schijnt  m^  onvol- 
doende gemotiveerd  en  wettigt  maar  al  te  zeer  S.'s  elders  uitge- 
sproken bezorgheid  voor  de  gemeente-financiên. 

Het  zou  m\j  te  ver  voeren,  indien  ik  hem  op  den  voet  wilde 
volgen  bjj  de  interpretatie  van  de  afzonderlijke  artikelen,  welke 
des  burgemeesters  bevoegdheid  bepalen.  Terecht  wijst  S.  op  de 
rekbaarheid  van  uitdrukkingen  als  cdes  noodig»  in  art.  2;  op  de 
onvergefelijke  leemte  omtrent  de  kosten  voortvloeiende  uit  art.  3; 
op  de  uitsluitende  bevoegdheid  van  den  burgemeester  om  te 
kiezen  tusschen  ontsmetting  en  onteigening  volgens  artt.  4  en  5 
en  op  het  verband  tusschen  beide  maatregelen  (bl.  146),  Inzon- 
derheid verheug  ik  mij  over  S.'s  besliste  uitspraak,  dat  uit  z.g. 
onrechtmatige  daden  van  ambtenaren  — ergojurispublici  —  geen 
burgerrechtelijke  aansprakelijkheid  van  den  Staat  krachtens  art 
1401  B.  W.  voortvloeit  (bl.  159)  en  dat  alleen  wettelijke  voor- 
ziening hJi  machte  is  om  den  burger  tegen  willekeurige  daden 
van  het  Staatsgezag  te  beschermen,  alsmede  om  den  tegenstand 
van  publiekrechtelijke  lichamen  tegen  de  toepassing  van  gezond- 
heidsmaatregelen te  breken  (bl.  174). 

In  een  vierde  paragraaf,  die  de  rechtstreeksche  inbreuken  op 
de  pei*90onl\jke  vrijheid  behandelt,  critiseert  S.  scherp  de  onvol- 
doende redactie  van  artt.  8  en  14,  welke  tot  vele  dubia  moet 
aanleiding  geven,  en  w\jst  hij  met  name  op  het  verschil  tusschen 
het  slot  van  art.  14,  waar  de  geneeskundige  moet  verklaren 
(idat  de  ziekte  geweken  isi»,  alvorens  de  bewoners  weder  scholen 
mogen  bezoeken,  —  en  art,  20,  waar  een  geneeskundige  ver- 
klaring wordt  gevorderd,  «dat  het  gevaar  van  besmetting  gewe- 
ken is]»,  alvorens  het  kenmerk  yan  besmettelijke  ziekte  mag 
worden  verwijderd  Welke  schakeeringen  zijn  hier  afhankelijk 
van  subjectieve  opvattingen  der  geneeskundigen?  (bl.  191,  241). 
Uit  art.  9 ,  dat  geene  verplichting  oplegt  maar  alleen  eene  bevoegd- 
heid toekent,  leidt  S.  terecht  af,  dat  hier  alleen  de  Raad  ver- 
ordeningen mag  maken,  doch  daarbij  binnen  enge  grenzen  be- 
perkt is  (bl.  205). 
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B^  de  behandeling  der  positieve  voorschriften  van  artt.  7  en 
12,  behelzende  de  verplichting  der  gemeentebesturen  tot  het 
inrichten  eener  afzonderlijke  verpleging  van  besmettelijke  zieken 
en  van  een  zoog.  ]\jkenhuis  op  elke  begraafplaats,  doet  S.  m.  i. 
vergeefsche  moeite  om  aan  te  toonen,  dat  ook  hier  de  wet  baar 
karakter  van  politiewet  niet  verloochent  en  inderdaad  slechts 
negatieve  voorschriften  geeft  (bl.  212  vlg.) 

De  verwijzing  naar  artt.  121,  122  Gem.wet  geeft  aanleiding- 
tot  de  vraag,  of  de  Raad  dan  wel  B.  en  W.  bevoegd  z^n  de 
tot  uitvoering  noodige  voorschriften  te  geven.  Logisch  komt  S. 
tot  de  slotsom,  dat  krachtens  art.  126  alleen  het  laatste  juist  is 
en  in  geval  van  nalatigheid  krachtens  art.  127  de  Commissaris 
der  Koningin  optreedt.  Dat  desniettemin  de  uitvoering  der  be- 
doelde artikelen  —  inz.  van  art.  7  —  veel  te  wenschen  overlaat 
en  de  hieraan  verbonden  kosten  eene  groote  rol  spelen,  wordt 
met  niet  onaardige  voorbeelden  uit  de  practijk  toegelicht  (bl.  221). 

De  epidemisch-verklaring  van  art.  21  door  den  inspecteur 
wordt  zeer  juist  als  eene  uitzondering  op  de  normale  bevoegd- 
heid van  het  Geneeskundig  Staatstoezicht  voorgesteld ;  eene  uit- 
zondering, minder  bedenkel^'k  om  de  weinige  daaraan  verbonden 
rechtsgevolgen,  dan  wel  om  de  openbaarheid  en  de  daaruit  voort- 
vloeiende maatschappel^'ke  nadeelen  (bl.  243  vlg.).  Ter  wille  dezer 
laatste  is  in  1893  de  tweede  alinea  van  art.  24  vervallen ,  welke 
wekelij ksche  bekendmaking  der  aan  cholera  overledenen  voor- 
schreef. Een  welgekozen  voorbeeld  toont  aan,  welk  een  ruime  blik 
hier  van  den  inspecteur  wordt  verwacht  (bl,  251) 

Ten  slotte  onderzoekt  S.  door  middel  van  hem  door  de  wil- 
willendheid  der  gemeente-secretarissen  verschafte  gegevens,  welk 
gebruik  de  gemeentebesturen  der  vijf  grootste  steden  van  hunne 
nog  ovei*gebleven  wetgevende  bevoegdheid  hebben  gemaakt,  om 
tot  de  slotsom  te  komen,  dat  de  oogst  schraal  is  en  veeleer  een 
krachtiger  optreden  van  den  rqkswetgever  schijnt  te  vorderen. 

Ten  aanzien  der  wet  van  1884  valt  alleen  op  te  merken,  dat 
het  stilzwijgen  van  het  K.  B.  van  4  Sept.  1892,  Sthl  n».  215, 
over  de  kosten  der  toepassing  een  vermakelqk  kaatsspel  tenge- 
volge had  tusschen  het  Rijk  en  de  gemeente  Utrecht  —  een  spel 
dat  wel  is  waar  in  1893  is  geëindigd  door  de  wijziging  van  ge- 
noemd besluit,  doch  dat  zich  telkens  zal  kunnen  herhalen ,  zoo- 
lang niet  de  wet  zelve  de  kosten  uitdrukkel^'k  ten  laste  der 
gemeente  heeft  gebracht  (bl.  260  vlg). 

Na  het  voorafgaande  is  het  overbodig  ook  de  verdiensten  in 
het  licht  te  stellen  van  het  overzicht  der  sanitaire  wetgeving  in 
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het  buitenland,   dat  zich  nagenoeg  geheel  tot  Engeland  bepaalt. 

Slechts  met  een  enkel  woord  vermeld  ik  nog,  dat  S.  in  het 
laatste  hoofdstuk  stilstaat  b\j  de  pogingen  van  het  Geneeskundig 
Staatstoezicht  om  aanvulling  en  verbetering  der  medisch-hygiê- 
nische  wetten  uit  te  lokken.  Met  nadruk  vestigt  hq  de  aandacht 
op  drie  hoofdpunten.  Hig  wil  vooreerst  de  bevoegdheid  tot  beslis- 
sing ook  voortaan  aan  den  burgemeester  voorbehouden ;  m.  a.  w. 
de  bestaande  decentralisatie  ook  op  dit  gebied  handhaven  en 
zelfs  nog  meer  beslist  en  onvoorwaardelijk  verzekeren;  daaren- 
tegen het  Geneeskundig  Staatstoezicht  reorganiseeren  door  nog 
meer  dan  thans  den  inspecteur  tot  de  spil  van  het  geheel  te 
maken  en  hem  eenerzijjds  ambtelijke  helpers  loe  te  voegen, 
anderzijjds  door  een  centraal  gezondheidsambt  te  versterken. 

Ten  tweede  verlangt  S.,  op  het  voetspoor  van  het  Geneeskun- 
dig Staatstoezicht  van  1894,  een  rqksontsmettingsdienst,  waar- 
tegenover de  gemeenten  kunnen  worden  belast  met  de  kosten 
der  onteigening  bq  besmetting ;  volgens  S.  is  hiertegen  juridisch 
niets,  technisch  weinig  in  te  brengen;  daarvóór  uit  financieel  en 
hygiënisch  oogpunt  zeer  veel  te  zeggen. 

Ten  derde  wil  S  de  uitvoering  van  art  12  —  d.  w.  z.  de  af- 
zonderl^ke  inrichtingen  voor  besmettelijke  ziekten  -—  onttrekken 
aan  het  oordeel  van  Gedeputeerde  Staten  en  b^'  de  wet  alge- 
meen verplichtend  stellen ,  z\j  bet  ook  met  behoud  der  bevoegd- 
heid tot  samenwerking  van  meerdere  gemeentebesturen.  Het  is 
hier  de  plaats  niet,  in  een  nadere  beoordeeling  dezer  denk- 
beelden te  treden.  Genoeg  om  aan  te  toonen,  dat  dit  geschrift 
groote  en  actueele  waarde  bezit;  inzonderheid  sedert  de  indie- 
ning van  het  wetsontwerp  tot  hervorming  van  het  Geneeskun- 
dig Staatstoezicht  in  verband  met  de  ontworpen  woningwet, 
welke  aan  S.  nog  niet  bekend  konden  zqn. 

Het  werk  moge  niet  altgd  even  boeiend  van  inhoud  noch 
onberispelijk  van  vorm  z\jn,  het  heefl  aanspraak  op  een  eere- 
plaats  onder  de  academische  proefschriften,  op  hooge  waardee- 
ring van  eiken  deskundige. 

J.  DE  Louter. 


F.  DE  VRIES,  Overheid  en  Zonda^svieriDg.   Proefschr.  Vr^e 
Universiteit  te  Amsterdam,  1899. 

Het  onderwerp  van  dit  proefschrift  vergoedt  door  belangrijk- 
heid wat  het  aan  nieuwheid  mist.  Ook  in  ons  land  trok  het 
meermalen  de  aandacht  en  leverde  het  achtereenvolgens  in  1867, 
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in  1888  en  in  1897  de  stof  voor  de  juridische  dissertatiên  van  Mrs. 
F.  W.  Smit,  F.  Fokkens  en  J.  A.  N.  Patijn.  De  een?le  be- 
handelt de  Zondagswet  van  1815;  de  tweede  den  Zondag  in  het 
Nederl.  privaatrecht;  de  derde  de  Zondagswetgeving  uit  sociaal 
oogpunt.  Broeder  heeft  onze  Schrijver  z^ne  taak  opgevat.  Ondanks 
zijjne  691  bladz.  klaagt  h\j  over  het  weinige  dat  h\j  kon  leveren 
(bL5),  doch  hij  vleit  zich  de  geschiedenis  der  Zondags  wetgeving 
althans  eene  enkele  schrede  te  hebben  vooruitgebracht  (b1.  11) 
en  acht  het  een  onwaardeerbaar  voorrecht  iets  te  mogen  bij- 
dragen tot  verheldering  van  zulk  een  probleem.  Inderdaad  schgnt 
deze  hoop  niet  ^del.  Met  noesten  vl^t  beeft  de  Schrijver  uit  sü Ie 
tijden  en  uit  alle  landen  materiaal  bgeengegaard,  dat  voor  de 
kennis  van  het  godsdienstig  en  maatschappelijk  leven  van  het 
verleden  groote  waarde  heeft. 

Over  z^ne  beginselen  laat  de  Schrijver  ons  geen  oogenblik  in 
het  duister.  De  twee  machtige  ordinantiên  Gods,  overheid  en 
Zondagsviering,  zqn  de  grondslagen  van  zqne  verhandeling.  Zij 
is  verdeeld  in  drie  hoofddoelen.  In  het  eerste  gedeelte  beschouwt 
hij  «overheid  en  Zondagsviering  in  het  algemeeni,  met  name 
het  karakter  der  overheid,  de  grenzen  harer  bevoegdheid  en 
den  aard  van  den  Zondag.  Het  tweede  gedeelte  beslaat  vier 
vijfden  van  het  geheel  en  behandelt  ede  geschiedenis  der  Zon- 
dagswetgeving». Het  derde  gedeelte  over  €de  verhouding  van 
de  overheid  tot  de  Zondagsvieringi»  beantwoordt  de  tweeledi$i^e 
vraag,  waarom  en  op  welke  wgze  overheidsbemoeiing  gerecht- 
vaardigd is,  en  behelst  derhalve  de  resultaten  van  hetgeen 
voorafgaat. 

De  grootste  waarde  moet  ongetwijfeld  worden  toegekend  aan 
het  tweede  gedeelte,  niet  wegens  den  omvang  doch  wegens  den 
inhoud.  Met  groole  nauwgezetheid  vermeldt  Schrijver  den  tekst 
der  wetten  b\j  voorkeur  in  de  oorspronkelijke  taal,  terwijl  elk 
hoofdstuk  over  een  afzonderlek  land  of  tijjdperk  handelt  en  be- 
sloten wordt  door  eene  korte  samenvatting  der  conclusién ,  welke 
in  de  voorafgaande  bladzijden  zijn  toegelicht.  De  voorstelling  is 
over  het  algemeen  onpartijdig  en  schroomt  niet  de  ware  beweeg- 
redenen en  bedoelingen  te  vermelden,  ook  waar  deze  allerminst 
door  Schrijver  worden  goedgekeurd.  Met  gestadig  toenemende 
uitvoerigheid  wordt  achtereenvolgens  aangetoond ,  dat  reeds  vóór 
den  aanvang  der  Christelijke  jaartelling  ook  buiten  Israël  Sabbats- 
wetten bestonden,  met  name  in  Babylonië(bL  113);  dat  de  eigen- 
lijke Zondagswetgeving  in  de  laatste  periode  van  het  Romeinsche 
Keizerrijk  ontstond   en    in   het  Frankische  r\jk  een  uitsluitend 
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Icerkelijk  karakter  verkreeg  (bl.  163);  dat  reeds  t^dens  de  Mid- 
deleeuwen in  Engeland  eene  strengere  opvatting  van  den  Zondag 
heerschte  dan  elders  (bl.  183);  dat  ook  na  de  Hervorming  het 
kerkelijjk  karakter  der  Zondagsviering  in  de  Roomsche  en  Lu- 
thersche  landen  —  de  Schrg ver  spreekt  van  Roomsch-Luthersche 
landen  —  in  hoofdzaak  bewaard  bleef  (bl.  216). 

Met  verklaarbare  voorliefde  staat  Schr^ver  stil  b\j  de  Republiek 
der  Vereenigde  Nederlanden,  waar  de  provinciale  en  plaatselijke 
overheden,  hoezeer  ook  besmet  met  Ftemonstrantsche dwalingen 
tegenover  de  Cialvinistische  overtuiging  des  volks,  niettemin  de 
Zondagsviering  niet  als  eene  kerkelijke  instelling  maar  als  een 
door  God  verordenden  Christenplicht  in  bescherming  namen ;  de 
medegedeelde  teksten  beslaan  hier  alleen  honderd  bladzijden. 
Nadat  op  Engeland  is  gewezen  als  het  land,  waar  de  goddelijke 
ordinantie  het  meest  is  geëerd,  inz.  sedert  Gromwell,  cdien 
Paul  Kruger  der  17d«  eeuw»  (bl.  359),  en  is  aangetoond,  dat 
in  de  Vereenigde  Staten  zoowel  de  staatsgodsdienst  als  het  staats- 
socialisme wordt  verworpen  en  de  strenge  Zondagswetgeving  alleen 
bescherming  van  den  rustdag  uit  godsdienstig  en  sociaal  oogpunt 
bedoelt,  wordt  verder  betoogd,  dat  de  Zondagswetgeving  na  de 
restauratie,  naar  Fransch  model,  schier  overal  veel  te  veel  aan 
den  goeden  wil  der  plaatselijke  besturen  overlaat;  terwijl  ten 
slotte  de  wetten  uit  het  laatste  vierendeel  der  19de  eeuw  in 
Zwitserland  (1877),  in  Duitsch land  (1891)  en  in  Oostenrijk  (1895) 
hoofdzakelijk  sociale  belangen  beoogen. 

De  vraag,  of  de  Schr\jver  zonder  schade  voor  z^'n  naam  en 
voor  zijn  werk  niet  meerdere  beknoptheid  had  kunnen  in  acht 
nemen  —  eene  vraag  die  natuurlijk  b\j  het  lezen  van  het  tweede 
deel  meermalen  oprijst  —  dringt  zich  onophoudelijk  op  bij  de 
veel  kortere  gedeelten  welke  voorafgaan  en  volgen. 

Waar  hijj  oorsprong  en  taak  der  overheid  bespreekt,  plaatst 
S.  zich  op  streng  gereformeerd  standpunt.  ti\j  vindt  zijn  bron 
in  de  teksten  van  den  Pentateuch  en  de  commentaren  van  de 
Heraut.  Op  deze  gronden  leert  hij,  dat  de  overheid  vóór  den 
zondeval  cin  den  staat  der  rechtheid  nog  niet  bestond»  (bl.15); 
vóór  den  zondvloed  wel  is  waar  in  de  patriarchen  opkomt,  doch 
wegen?  chet  ontbreken  van  de  genoegzame  genade»  (bl.  38)  slechts 
gebrekkig  optrad  (bl.  23);  daarentegen  door  talrijke  ordinantiên 
aan  Noach  uit  meerdere  goddelijke  genade  en  om  der  zonde 
wille  als  noodhulp  werd  bevestigd  (bl.  31  vlg.,  inz.  43  en  58). 
Omtrent  de  grenzen  harer  macht  leidt  Schrijver  uit  dezen  oor- 
sprong af,  dat  tegenover  het  staatsabsolutisme  der  Oudheid  het 
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Christendom»  b^'  monde  van  Augustinus  —  na  de  verbastering 
onder  de  pauselijke  hiërarchie  in  de  Middeleeuwen,  inzonderheid 
het  Calvinisme  —  het  beginsel  van  godsdienstvrijheid  heeft  ge- 
handhaafd; voorts  dat  het  beginsel  van  staatsalbemoeiing  der 
revolutie,  de  apotheose  van  den  Staat  door  het  ongeloof,  eerst 
alleen  negatief  en  derhalve  onvoldoende  door  Sta  hl,  later  po- 
sitief door  Groen  van  Prinsterer  en  de  Vr\je  Universiteit 
van  Dr.  Kuyper  is  bestreden  (bl.  57). 

Vraagt  men  nu  met  klimmende  nieuwsgierigheid,  welke  ge- 
volgen uit  deze  klinkende  phrasen  voortvloeien  en  welke  onder- 
werpen derhalve  binnen  de  grenzen  der  staatsbemoeiing  valiea, 
dan  verneemt  men  tot  zijjn  teleurstelling  niet  anders  dan:  ede 
overheid  onthoude  zich  zooveel  mogelijk  en  trede  alleen  daar 
op,  waar  de  nood  van  het  zondige  leven  dit  noodzakel^'k  maakt 
en  het  zondig  bestaan  der  menschen  er  toe  noopt,  terwijl  steeds 
de  eigen  souvereiniteit  der  verschillende  levenskringen  zoo- 
veel mogelijk  worde  geëerd  en  gehandhaafde  (bl.  62,  68).  Uit 
deze  duistere  en  rekbare  formule  vloeien  geene  andere  staats- 
plichten  voort  dan  die  der  strafrechtspleging,  waarb\j  S.  zich 
een  beslist  voorstander  der  doodstraf  verklaart  (bl.  29),  de  po- 
litie y  de  regeling  van  het  privaatrecht  en  subsidiair  de  staats- 
armenzorg. 

De  zevendaagsche  Sabbath,  eene  directe  scheppingsordinantie, 
analoog  aan  de  ordening  van  dag  en  nacht,  en  door  de  tien 
geboden  bekrachtigd,  is  geen  t^d  van  absolute  rust,  doch  van 
geheel  anders  bezigz\jn  dan  op  andere  dagen,  waarb\j  een  zon- 
derlinge verwijzing  naar  het  herkauwen  van  het  vee  tot  ophel- 
dering moet  dienen  (bl.  93).  Om  der  zonde  wille,  die  de  vrijheid 
van  den  dagelijkschen  arbeid  op  den  rustdag  niet  genoeg  ver- 
zekert noch  eerbiedigt ,  moet  ook  hier  de  sterke  arm  der  over- 
heid te  hulp  geroepen  (bl.  98).  Deze  gedachte  wordt  reeds  in 
het  eerste  deel  uitgesproken  en  in  het  derde  uitgewerkt.  De 
bemoeiing  der  overheid,  die  alt\jd  noodig  bleek  en  door  ver- 
schillende scholen  wordt  gerechtvaardigd,  wordt,  wel  is  waar 
noode,  ook  door  de  Calvinistische  leer  gevorderd.  Z^  moet  ook 
hier  «zondige  willekeur  en  zelfzucht  beteugelen,  de  vrijheid 
(scil.  der  geloovigen)  waarborgen,  de  ongebondenheid  (scil.  der 
ongeloovigen)  breidelen]»  (bl.  600).  Waarom  de  eerste  vrijheid, 
de  laatste  willekeur ,  ongebondenheid  of  losbandigheid  heet,  blijft 
aanvankelijk  duister.  Eenige  bladzijden  verder  (bl.  617)  ontmoet 
meu  echter  het  welbekende  en  zonder  schroom  voorgedragen 
betoog,  dat  vr^heid  eigenlijk   hierin   bestaat,  dat  al   bet  ge- 
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schapene  aan  zijjn  doel  kan  beantwoorden;  natuurlek  zooals  dit 
doel  door  den  Schr^ver  wordt  gesteld,  zoodat  in  casu  de  vrij- 
heid neerkomt  op  onderwerping  aan  de  Scheppingsordinantiên 
volgens  Calvinistische  interpretatie,  m.  a.  w.  op  behoorlijke  eer- 
biediging van  den  rustdag  naar  de  opvatting  van  den  Schr^ver. 
Wie  daarvan  afw^kt,  maakt  zich  schuldig  aan  zelfzucht,  wille- 
keur, losbandigheid,  e.  d.  m.  Men  denkt  hier  onwillekeurig  aan 
het  vermaarde:  «on  Ie  forcera  k  étre libre»  van  J.  J.  Rousseau, 
den  apostel  der  revolutie,  en  voegt  er  glimlachend  big :  «les  ex- 
trémes  se  touchent». 

Toch  erkent  Schrqver,  dat  niet  alle  Zondagswetten  gelijken 
inhoud  moeten  hebben,  dat  integendeel  ook  met  de  volkszeden 
moet  worden  gerekend  en  door  tusschenkomst  der  volksverte- 
genwoordiging naar  een  compromis  gestreefd  (bl.  611).  Voorwaar, 
dit  compromis  maakt  hier  een  eigenaardigen  indruk.  Eenige  be- 
zwaren tegen  wettelijke  regeling  worden  eindel^k  in  zonderlinge 
volgorde  vluchtig  weerlegd. 

Blijkbaar  hecht  Schr\jver  inzonderheid  gewicht  aan  de  ont- 
wikkeling zijner  beginselen,  die  hij  uitdrukkelijjk  den  eenig  denk- 
baren rechtsgrond  noemt  van  overheidsgezag  en  onderdanen- 
plicht  (bl.  34).  Andere  gronden  voor  Zondagswetgeving,  zooals 
moraal,  hygiëne,  economische  of  sociale  belangen,  noemt  hjj 
•onbewuste,  meer  practische  motieven,  waaraan  wel  is  waar  weten- 
schappelqke  waarde  ontbreekt  (bl.  603),  maar  welke  desniette- 
min voor  de  wetenschap  niet  zonder  belang  zijn,  omdat  z^ 
onwillekeurig  bijdragen  tot  de  kennis  der  werkelijkheid  I  In  dien 
geest  wordt  ook  geoordeeld  over  de  verdienstel^ke  dissertatie 
van  Mr.  J.  k.  N.  Patqn. 

Het  zou  onbillijk  z\jn  en  sch\jnt  m^  overbodig  toe,  de  toepas- 
sing van  Schrqvers  beginselen  op  de  praktijk  des  levens  te  be- 
oordeelen.  Voorzoover  hij  op  plaatselijke  omstandigheden  wil 
letten,  de  overheid  als  werkgeefster  laat  voorgaan,  maar  boven- 
dien het  laten  arbeiden  alsmede  het  zelf  arbeiden  in  het  openbaar 
wil  verbieden,  eindel^'k  den  Zondagsvrede  wil  handhaven,  uit- 
zonderingen beperken  en  tegen  verleiding  beschermen,  volgt 
h^*  voor  het  meerendeel  anderen,  die  de  Zondagswetgeving  uit 
sociaal  oogpunt  behandelen,  of  wel  tracht  h\j  voor  eigen  denk- 
beelden en  wenschen  een  bescheiden  plaatsje  te  veroveren  — 
bescheiden,  omdat  Schqjver  toont  niet  blind  te  z^n  voor  de  eischen 
van  den  t^d  en  niet  afkeerig  van  transactiën  op  grond  van  fei- 
telijke toestanden.  Ondanks  overdreven  uitvoerigheid  en  onop- 
houdelijke herhaling  van  geliefkoosde  leuzen  en  stellingen  is  het 
BechtBgel.  Mag.  1900.  30 
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boek  vlot  geschreven  en  voor  geestverwanten  zeker  geen  onaan- 
gename lectuur.  J.  DB  LODTBR. 


J.  HOUWINK ,  De  staatkandige  en  rechtsgesehiedenis  van 
Ameland  tot  deze  eeuw.  —  Prff.  Leiden,  1899. 

Op  het  grondgebied  der  Nederlandsche  republiek,  gelqk  zij 
tot  1796  bestond,  onderscheidt  men  gewoonlgk  de  zeven  provin- 
ciën ,  het  landschap  Drente  en  de  Generaliteitslanden.  Die  indeeling 
is  dan  ook  volkomen  juist,  maar  men  verzuimt  in  den  regeler 
bij  op  te  merken ,  dat  naast  die  verschillende  landen  zich  op  het 
grondgebied  van  den  tegen  woord igen  Nederlandschen  slaat  nog 
een  aantal  andere  souvereine  heerschappiien  bevonden ,  die  rech- 
tens geheel  onafhankelijk  waren  van  de  Bepubliek.  En  zoo  men 
daarvan  al  spreekt,  dan  beperkt  men  zich  toch  in  den  regel  tot 
die,  welke  door  het  verdrag  van  5  Januari  1800  door  Frankrijk, 
dat  ze  krachtens  recht  van  verovering  bezat  en  waaraan  ze  bij 
den  vrede  van  Luneville  formeel  werden  afgestaan ,  aan  ons  vader- 
land werden  overgedragen.  Er  zyn  er  evenwel  nog  zes  andere 
geweest,  die  reeds  vroeger,  in  1795,  door  de  Bataafsche  repu- 
bliek zonder  meer  in  bezit  waren  genomen ,  omdat  de  stadhouder 
of  de  provincie  Holland  er  de  souvereiniteit  had  uitgeoefend. 
Een  dier  zes  staatjes  was  de  Vrije  heerlijkheid  Ameland,  wier 
geschiedenis  de  heer  Hou  win  k  tot  onderwerp  z\jner  dissertatie 
gekozen  heeR. 

De  schrijver  heeft  zijn  werk  in  drie  afdeelingen  gesplitst.  In  de 
eerste  behandelt  hg  de  staatkundige  geschiedenis  van  het  eiland,  in 
de  tweede  hei  bestuur  der  heerlgkheid  en  in  de  derde  de  marken. 
Door  uitgebreide  onderzoekingen  in  het  Algemeen  rijksarchief, 
in  het  rijksarchief  in  Friesland,  in  de  bibliotheek  van  het  Friesch 
Genootschap,  en  in  het  archief  der  familie  tho^e  Schwarzen- 
berg  en  Hohelansberg  voor  zgne  taak  voorbereid,  is  de 
schrijver  er  in  geslaagd  veel  nieuws  omtrent  de  geschiedenis  en 
de  rechtsstatuten  van  dit  merkwaardige  eiland  mede  te  deelen. 
Ik  meen  hieromtrent  naar  het  werk  zelf  te  mogen  verwezen  en 
zal  dus  volstaan  met  een  paar  opmerkingen  naar  aanleiding  van 
punten ,  waarin  ik  met  den  schrijver  niet  geheel  kan  samengaan. 

De  heer  Houwink  heeft,  gel\jk  gezegd,  het  eerste  hoofdstuk 
zijner  dissertatie  gew\jd  aan  de  staatkundige  geschiedenis  van 
het  eiland  en  daarin  vele  belangrijke  bijzonderheden  medegedeeld 
omtrent  de  wijze,  waarop  Ameland,  dat  oorspronkelijk  een  deel 
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van  Friesland  en  wel  van  Oostergoo  was ;  eene  vrijje  heerlqkheid 
geworden  is.  Terecht  vindt  hq  den  grond  dier  zelfstandigheid 
in  de  gebeurtenissen,  die  een  gevolg  waren  van  de  tochten  der 
Hollandscbe  graven  naar  Friesland.  De  Amelanders  hadden  meer 
dan  de  vastelands-Friezen  van  de  scheepsmacht  der  Hollanders 
te  vreezen,  van  daar  dat  zq  zich  van  hunne  landgenooten  af- 
scheidden en  zich  op  eigene  hand  met  de  Hollandscbe  graven 
trachtten  te  verdragen.  De  graaf  sloot  n^et  hen  een  verdrag, 
waarbij  bepaald  werd,  dat  hij  met  hen  in  vrede  zou  blijven, 
mits  zq  hem,  zoo  hij  Friesland  onderwierp,  huldigen  zouden 
(1396).  Feitelijk  scheidden  zich  de  Amelauders  daardoor  van 
Friesland  af.  In  1405  werd  die  toestand  ook  door  de  vastelands- 
Friezen  erkend.  Zrj  verklaarden  toen,  «dat  die  van  Amelandt 
sullen  vry  en  quijt  en  onbelast  zijn  van  alle  rechten  en  van  alle 
lasten  in  Ferweradeel  of  in  eenige  deelen  van  onse  landen  van 
Oostergoo  en  Westergoo,  en  dat  sy  by  haar  selven  sullen  rech- 
ten en  haar  recht  bij  haar  selven  sullen  voeren,  gel^k  die  van 
der  Schelling  doen». 

De  heer  H  o  u  w  i  n  k  leest  hieruit ,  dat  de  Friezen  Ameland  toen 
voor  een  zelfstandig  Friesch  landschap ,  gelijkstaande  met  Ferwera- 
deel en  andere  grietenijen ,  erkenden ,  maar  dat  het  eiland  daarom 
niet  ophield  tot  Friesland  te  behooren,  en  hij  bestrijdt  hen,  die 
in  ditzelfde  stuk  de  erkenning  der  volstrekte  onafhankelgkheid 
van  Ameland  lezen.  Ik  kan  mij  met  dat  gevoelen  niet  vereenigen. 
De  schrijver  zelf  doet  uitkomen,  dat  Friesland  toenmaals  geen 
staatkundig  maar  alleen  een  ethnographisch  begrip  was,  dat  er 
geen  centraal  gezag  in  dat  landschap  bestond ,  dat  geene  grietenij 
gebonden  was  tot  besluiten,  waartoe  zq  niet  had  medegewerkt, 
dat  dus  eigenlijk  elke  grietenq  een  staat  op  zich  zelf  vormde. 
Daar  hq  nu  Ameland  met  eene  grietenq  gelijkstelt,  erkent  h^ 
daarmede  tevens  de  souvereiniteit  van  Ameland.  Maar  er  is  meer, 
het  principaalste  element  der  middeleen wsche  souvereiniteit  is 
het  recht:  dat  nu  wordt  geheel  aan  de  Amelanders  overgelaten , 
de  Amelanders  rechten,  d.i.  regeeren,  zich  zelf.  Zoo  is  de  toestand 
sedert  gebleven  met  eene  korte  onderbreking.  Toen  Albrecht 
van  Saksen  erf  potestaat  van  Friesland  werd  (1498),  nam  de  hertog 
ook  van  Ameland  bezit,  en  de  toenmalige  heer ,  Pieter  van  C a m- 
minga,  erkende  hem  als  erfelijk  prefect  of  potestaat  van  den 
keizer  in  Friesland,  maar  toen  in  1515  George  van  Saksen 
zijne  rechten  aan  Kar  el  V  overdroeg,  lijfde  deze  Ameland  niet 
bij  Friesland  in.  Wel  nam  h\j  natuurlijk  de  oppersouvereiniteit 
—  die  term  drukt  het  best  de  verhouding  uit  —  in  bezit,  waarop 
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hg  èn  als  rechiverkr^'gende  van  Saksische  hertogen  èn  uit  krachte 
van  het  verdrag  van  1396  aanspraak  had,  maar  Ameland  hieef 
eene  heerlijkheid  op  zich  zelve,  evenals  Kuilenburg,  Buren, 
Westerwolde  enz.,  die  ook  wel  onder  deoppersouvereiniteit  van 
den  Nederlandschen  landsheerstonden,  maar  onder  geene  enkele 
provincie  ressorteerden.  Ameland  was  dan  ook  niet  onderworpen 
aan  de  rechtspraak  van  het  Friesche  hof. 

De  opstand  tegen  Spanje  was  oorzaak,  dat  de  verhouding  zich 
weder  eenigszins  Wijzigde.  Het  gezag  van  den  landsheer  ging 
in  den  opstand  verloren  en  de  provinciale  souvereiniteit  kwam 
er  voor  in  de  plaats.  De  heer  van  Ameland,  die  rechtstreeks 
onder  den  algemeenen  landsheer  had  geressorteerd ,  werd  dus 
evenals  de  verschillende  provinciale  staten  souverein  in  z^nge* 
bied,  zonder  eenige  oppermacht  boven  zich  te  erkennen.  De  op- 
volgers van  den  landsheer,  die  hun  gezag  over  Ameland  toch 
niet  konden  handhaven,  erkenden  al  spoedig  de  souvereiniteit 
van  het  eiland,  dat  zij  sedert  als  een  neutralen  staat  behandel- 
den, en  ook  de  Staten-Generaal  maakten  geene  aanspraak  op 
eenig  rechtstreeksch  gezag  over  Ameland  en  vergenoegden  zich 
met  toe  te  zien,  dat  het  eiland  niet  onder  den  invloed  van 
vreemde  mogendheden  kwam. 

De  eigenaardige  gevolgen,  die  deze  toestand  ten  tqde  van 
de  Republiek  opleverde,  de  neutraliteit,  die  Ameland  ten  tijde 
der  zeeoorlogen  trachtte  te  handhaven,  de  aanspraken,  die  de 
Duitsche  keizer,  op  aansporen  van  Ernst  Zuhm,  op  Ameland 
als  een  r\jksleen  maakte,  aanspraken,  die  zelfs  tot  eene  gewa- 
pende expeditie  leidden,  z\jn  bekend  en  worden  door  den  Heer 
Hou  win k  ten  overvloede  in  zqn  werk  uitvoerig  medege- 
deeld. De  Fransche  revolutie,  tot  nivelleeren  geneigd,  maakte 
aan  den  zelfstandigen  toestand  van  Ameland  een  einde;  het  eiland, 
dat  sinds  1704  aan  den  Frieschen  stadhouder  toebehoorde,  werd 
evenals  alle  goederen  der  Oranjes  in  1795  door  de  nieuwe  regee- 
ring in  bezit  genomen ,  en  zoo ,  zonder  eenige  akte  van  inleving 
of  andere  formaliteit,  ongemerkt  als  het  ware,  tot  de  Ba- 
taafsche  republiek  getrokken. 

Over  de  beide  volgende  hoofdstukken  kan  ik  korter  zijn.  In 
het  tweede  behandelt  de  schr^ver  in  de  eerste  plaats  het  ontstaan 
der  heerlijkheid.  Eerst  komt  Ameland  als  een  geheel  zelf- 
standig landschap  voor,  van  den  heer  wordt  niet  gerept.  In 
1424  ongeveer  wordt  het  voor  het  eerst  vertegenwoordigd  door 
een  hoofdeling  en  sedert  ziet  men  hem  de  regeering  over 
het  eiland  uitoefenen,  er  recht  spreken  en  er  alle  daden  ver- 
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richten,  die  later  aanleiding  gaven  om  in  hem  den  «vrij-  en 
erf  heer»  te  zien.  Volkomen  juist  vermoedt  de  Schrijver,  dat 
het  beginsel  van  het  gezag  van  den  hoofdeling  gezocht  moet 
worden  in  de  rechtspraak,  maar,  me  dunkt,  daarmede  in  str^d 
is  zijne  voorstelling  (waarvoor  elk  bewijs  ontbreekt),  dat  de 
Amelandsche  dorpen  oorspronkelijk  elk  hunne  eigene  rechtspraak 
hebben  gehad.  Ware  dat  het  geval  geweest,  dan  zou  later  de 
heer  over  elk  dorp  afzonderlijk,  met  bijzitters  uit  dat  dorp  alleen, 
recht  gesproken  hebben.  Zoo  ik  den  schr\jver  wel  begrepen 
heb  —  eerlijk  gezegd,  vind  ik  zqne  uiteenzetting  van  den  re- 
geeringsvorm  in  het  tweede  hoofdstuk  niet  alt^d  even  helder  — 
was  de  feitelijke  toestand  echter  anders  en  sprak  de  heer  of 
z\jn  vertegenwoordiger  recht  met  de  zes  burgemeesters,  twee 
uit  elk  dorp,  als  bijzitters.  Die  bezitters  heeten  in  1504  «dae 
riuchteren  op  Aemland» ,  niet  rechters  van  Nes,  Ballum  oi 
Hollum.  Er  is  m.  i.  dus  geen  grond  om  eene  bijzondere  recht- 
spraak voor  elk  dorp  als  den  oorspronkelijk  en  toestand  aan  te 
nemen.  Toen,  ^^lijjk  later,  zal  de  rechtspraak  voor  het  geheele 
eiland  één  zijn  geweest.  Overigens  is  in  dit  hoofdstuk  vooral  de 
uiteenzetting  van  het  strandrecht  van  aanbelang. 

In  het  derde  hoofdstuk  behandelt  de  schrijver  de  marken. 
Het  is  hem  uit  verschillende  door  hem  geraadpleegde  archief- 
stukken gelukt  een  helder  beeld  te  ontwerpen  van  de  inrich- 
ting der  beide  marken  Ballum  en  Hollum.  Men  vergelijke  slechts 
het  weinige  wat  de  Tegenwoordige  Staat  daaromtrent  mededeelt 
met  de  zeer  uitvoerige  uiteenzetting  van  den  heer  Hou  win  k, 
die  te  meer  verdient  gelezen  te  worden ,  omdat  de  toestand , 
van  Hollum  vooral,  eene  periode  in  de  ontwikkeling  der  mar- 
ken vertegenwoordigt,  die  men  hier  te  lande  slechts  zelden 
in  zoo  vele  bijzonderheden  kan  nagaan.  Minder  uitvoerig  is  de 
schrijver  in  zijne  uiteenzetting  omtrent  de  toestanden  in  de  Nes. 
Er  zijn  daarvoor  minder  gegevens  en  de  oude  ontwikkeling  is 
hier  niet  zoo  goed  na  te  gaan,  omdat  de  grond  er  vroeger  in 
zijn  geheel  eerst  aan  het  klooster,  later  aan  den  erf  heer  heeft 
toebehoord. 

Niet  geheel  ben  ik  het  met  den  schryver  eens  omtrent  het- 
geen hij  zegt  over  de  beteekenis  van  het  woord:  «grasgenoot». 
Oppervlakkig  zou  men  zeggen:  grasgenoot  is  hij,  die  aandeel 
heeft  aan  de  gemeene  weiden.  De  schrijver  meent  echter,  dat 
grasgenoolen  de  titel  is  van  de  opzieners  der  gemeene  weiden, 
en  beroept  zich  daarvoor  op  eene  instructie  voor  de  rechters, 
d.  w.  z.  de  buurrechters  der  miede  (de  verdeelde  markegronden), 
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te  Ballum ,  waarin  staat,  dat  de  drie  rechters  cmede  grasgenoo- 
ten  zullen  zijni».  Had  grasgenoot,  zoo  redeneert  nu  de  heer 
Hou  win k,  de  eerstbedoelde ,  meest  voor  de  hand  liggende  be- 
teekenis,  dan  ware  deze  bijvoeging  geheel  overbodig ,  want  ieder 
die  aandeel  had  aan  de  miede,  had  van  rechtswege  ook  aan- 
deel aan  de  onverdeelde  mark.  Grasgenoot  zou  dus  hetzelfde 
zijn  als  markgenoot.  £n  dat  de  buurrechters  markgenooten  moes- 
ten zgn,  behoefde  niet  meer  gezegd  te  worden.  Intusschen  ver- 
geet de  schr^ver  daarb^,  dat  iedere  markgenoot  de  keuze  had 
öf  z^ne  grazingen  zelf  te  beslaan  óf  ze  door  de  markgemeente 
te  laten  verhuren,  waarvoor  dan  althans  te  Hollum  aan  den 
markgenoot  eene  zekere  uitkeering  door  de  gemeente  werd  ge- 
daan. Het  schiijnt  mq  nu  geenszins  onmogelijk,  dat  onder  gras- 
genooten  verstaan  moeten  worden  die  markgenooten ,  die  hunne 
grazingen  zelf  beslaan.  Het  kan  natuurlijjk  z^n,  dat  uit  de  stuk- 
ken de  onjuistheid  der  gissing  bl\jkt,  maar  de  schrq ver  had  zulks 
dan  moeten  aantoonen,  wilde  h\j  geloof  vinden  voor  z^ne  op- 
vatting van  het  woord  grasgenoot,  die  met  het  taaieigen  in 
strijd  is. 

Men  meene  niet ,  dat  ik  met  de  enkele  opmerkingen,  die  ik  mij 
hierboven  veroorloofd  heb,  een  minder  gunstig  oordeel  over  het 
werk  van  den  heer  Hou  win k  heb  willen  rechtvaardigen.  Inte- 
gendeel: de  dissertatie  bevat  veel  goeds  en  is  ongetwijfeld  eene 
belangrijke  bijdrage  tot  de  staats-  en  rechtsgeschiedenis  van  ons 
vaderland. 

Middelburg,  Jnni  1900.  R.  Fruin. 


L.  E.  M.^VON  FISENNE,  Opmerkingen  over  het  KoninklUk  Re- 
ferendum. —  Proefschr.  Leiden,  1899. 

Toen  een  tiental  jaren  geleden  in  Delgië  eene  grondwetsher- 
ziening aan  de  orde  was,  werd  door  de  Regeering  voorgesteld 
daarbg  ook  in  de  constitutie  op  te  nemen  het  Koninkl^k  Refe- 
rendum. Daarmede  werd  bedoeld  het  recht  des  Konings  om,  met 
medewerking  van  een  Minister,  de  meening  der  kiezers  te  vragen, 
hetzij  ter  zake  van  een  vraagstuk  dat  nog  niet  aan  de  wetgevende 
macht  was  voorgelegd,  hetz\j  ter  zake  van  een  door  de  Kamer 
aangenomen,  maar  nog  niet  bekrachtigd  wetsontwerp,  a.  h.  w. 
een  adviseerend  plebisciet  dus. 

Hel  Belgische  parlement  heeft  dit  voorstel,  hetwelk  een  geheel 
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nieuw  denkbeeld  bevatte,  met  zeer  weini(|^  sympathie  beg)*oet; 
bet  werd  daarum  door  de  Regeering  ingetrokken  en  is,  naar 
het  schijnt,  sedert  vrij  wel  in  vergetelheid  geraakt.  Aan  Mr. 
von  Fisenne  komt  ongetvsr^feld  de  eer  toe,  op  dezen  vorm 
van  referendum  weder  de  aandacht  te  hebben  gevestigd,  en  in 
een  tijd  als  den  tegenwoordigen ,  waarin  velen  hunne  ontevre- 
denheid met  de  ontwikkeling  van  den  parlementair-constitutie- 
neelen  regeeringsvorm  niet  verhelen,  is  men  hem  zeker  dank 
verschuldigd,  waar  hij  op  een  middel,  door  hetwelk  volgens 
hem  menig  gebrek  van  dien  regeeringsvorm  kan  worden  weg- 
genomen, wel  de  aandacht  heeft  willen  vestigen. 

In  het  U  hoofdstuk,  hetwelk  eenigermate  als  inleiding  dienst 
doet  en  het  weidsche  opschrift  «De  Vertegenwoordiging]»  draagt, 
zet  de  schrijver  hoofdzakelgk  uiteen,  dat  het  Nederl.  parlement  niet 
altijd  de  meening  van  het  kiezersvolk  weergeeft,  daar  zeer  vaak 
de  partggroepeering  niet  met  den  werkelijjken  stand  der  partyen 
in  den  lande,  zooals  deze  bij  de  verkiezingen  gebleken  is,  over- 
eenkomt. Dit  betreurende,  schrijft  h\j  zulks  toe  aan  de  indeeling 
van  het  land  in  kiesdistricten.  Hij  kan  echter  niet  ontkennen, 
dat  een  dergelijke  districtsindeeling  onmisbaar  is  bij  den  tegen- 
woordigen stand  van  het  vraagstuk  der  evenredige  representatie , 
en  meent  nu  het  Koninklijk  Referendum  als  een  correctief  tegen 
de  bezwaren  dier  districtsindeeling  te  mogen  aanbevelen. 

In  hoofdstuk  II  zet  schr\jver  de  lotgevallen  van  het  referendum- 
voorstel  in  het  Belgische  parlement  uiteen. 

Daar  Mr.  von  Fisenne  zich  daarb^  beperkt  tot  de  rol  van 
den  eerleken  verhaler,  zullen  wij  op  dit  gedeelte  van  z\jn  arbeid 
niet  verder  ingaan. 

Dat  schr^vers  symphathieén  aan  de  zqde  van  het  Belgische 
voorstel  staan,  blijjkt  ons  uit  het  derd«^  hoofdstuk.  Slechts  het  refe- 
rendum d'initiative,  d.  w.  z.  voor  nog  niet  ingediende  wetsont- 
werpen —  door  de  Belgische  regeering  trouwens  reeds  vóór  het 
einde  der  behaLdeling  ingetrokken  —  schijnt  geen  genade  b^ 
hem  iê  vinden,  daar  hg  —  en  volkomen  terecht  —  meent  dat 
zulks  de  handelingsvr^heid  van  het  Parlement  moraliter  zoude 
binden.  De  bezwaren,  in  België  aangevoerd  tegen  het  referendum 
over  door  de  Vertegenwoordiging  aangenomen  wetsontwerpen, 
tracht  hij  echter  te  ontzenuwen.  Waar  die  kwestie  echter  daar 
te  lande  van  alle  z^den  is  bezien,  is  het  begrijpel^k  dat  door 
schrijjver  niet  vele  nieuwe  gronden  konden  worden  aangevoerd. 

Ik  zal  niet  alle  door  den  schrijver  behandelde  punten  ter 
sprake  brengen,  doch  mij  kortheidshalve  beperken  tot  de  meest 
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principieele  \nigen,  waartoe  deze  aanicelegenheid  aanleiding  geeft. 
De  voornaamste  vraag  is  wel  deze :  Is  het  Koninkl^k  Referendum 
overeen  te  brengen  niet  den  tegenwoordigen  parlementair-con- 
stitutioneelen  regeeringsvorm  V  De  schrijver  beziet  zulks  uit 
tweeërlei  oogpunt:  nl.  wat  betreft  de  verhouding  tusschen 
kiezers  en  gekozenen,  en  wat  betreft  de  verhouding  tusschen 
Vertegenwoordiging  en  Kroon '). 

Omtrent  het  eerste  punt  meent  hij  dat,  daar  de  Vertegenwoor- 
diging in  dezelfde  grondwettige  positie  bl\jft.  als  te  voren,  aan 
haar  karakter  of  bevoegdheid  niet  wordt  getornd.  De  Kamers 
toch  blijven  haar  wetgevende  taak  in  denzelfden  omvang  uitoe- 
fenen, als  z\j  zulks  vóór  het  bestaan  van  het  referendum  deden ; 
alleen  kan  de  Koning  onderzoeken,  hoe  het  kiezerscorps  denkt, 
zonder  dat  diens  opinie  de  Kroon  bindt. 

Aldus  voorgesteld,  schijnt  de  zaak  zeer  eenvoudig,  maar  de 
schrijver  loopt  wel  eenigszins  om  de  kwestie  heen.  Hq  gaat 
immers  uit  van  de  stelling,  dat  het  Parlement  z^ne  vroegere 
grondwettige  positie  blijjft  behouden ,  maar  dit  is  bloot  een  petitio 
principii.  De  vraag  is  toch  juist,  öf  de  vroegere  positie  der  Ver- 
tegenwoordiging wel  ongerept  blqft.  En  het  antwoord  daarop  kan 
—  n'en  déplaise  Mr.  von  Fisenne  —  moeilijk  bevestigend 
luiden.  Door  het  Koninkl^k  referendum  wordt  toch  —  en  de 
schnjver  heeft  dit  feit  wel  een  weinig  voorbijgezien  —  een 
nieuwe  medespeler  op  het  tooneel  van  staat  gevoerd.  Naast  de  Ver- 
tegenwoordiging, d.  w.  z.  de  uiting  van  't  georganiseerde  kiezers- 
corps, wordt  door  genoemd  referendum  grond wettel^k  erkend 
de  ongelede  kiezersmassa.  Waar  deze  zich  in  anderen  zin  uit- 
spreekt dan  de  Vertegenwoordiging,  is  er  een  conflict  tusschen 
deze  twee,  een  conflict  hetwelk  zonder  dat  referendum  niet 
zoude  kunnen  bestaan,  en  hetwelk  des  te  bedenkelijker  is  daar 
de  Vertegenwoordiging  —  zij  het  dan  ook  krachtens  een  fictie  — 
moet  geacht  worden  de  meening  van  het  geheele  kiezerscorps 
weder  te  geven. 

Wat  zal  nu  b\j  zoo'n  conflict  van  de  grondwettige  baroegd- 
heid  van  het  Parlement  feitelijk  overblijven?  Stricto  iure  zoude 
het  Parlement  ook  na  het  referendum  bq  z^n  opinie  kunnen 
volharden  en  de  zich  op  dat  referendum  steunende  Regeering 
het  bestaan  onmogel^k  kunnen  maken.  Doch  zal  dit  feitelijk  kun- 
nen geschieden?  Een  van  beiden  moet  w\jken,  óf  het  Parlement 


^)  Schrijver  gaat  hierbij  blijkbaar  uit  van  een  regeeringsvorm  als  de 
Nederlandsche  of  Belgische. 
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öf  de  kiezersmassa.  Ceci  tuera  cela.  En  daar,  waar  üctieenrea* 
liteit  botsen,  de  eerste  lopsch  de  zwakkere  moet  zijn,  zal  voor 
het  Parlement  geen  vruchtbaar  bestaan  meer  mogeiqk  wezen.  Het 
Koninkl^k  Referendum  zal  daarom  de  beslissing  over  diep  in- 
grijpende principieele  vraagstukken  —  want  alleen  over  deze 
is  het  referendum  denkbaar  en  bedoeld  —  langzamerhand  van 
het  Parlement  overbrengen  op  het  kiezersvolk ,  en  zelf  geleidel^k 
overgaan  in  het  eigenl^ke  referendum,  de  volks  wetgeving.  Mr.  von 
Fisenne  had  eigenlijk  aan  deze  consequentie  niet  mogen  ont- 
snappen. Dit  blijkt  reeds  uit  zijn  inleiding,  waar  h\j  het  Koninklijk 
Referendum  aanprijst  als  een  correctief  tegen  het  gevaar,  dat  de 
districtsindeeling  de  meening  der  kiezers  niet  tot  haar  recht 
doet  komen.  Wil  het  genoemd  referendum  echter  werkelijk 
een  zoodanig  correctief  zijn ,  dan  zal  toch  noodig  wezen  dat  de 
meening  der  Vertegenwoordiging  voor  de  uiting  der  kiezers- 
massa wijkt I  En  nu  mag  men  wellicht  juist  om  dien  overgang 
tot  de  volkswetgeving  het  Koninklijk  Referendum  toejuichen, 
onmiskenbaar  is,  dat  gene  niet  past  in  het  parlementaire  regee- 
ringsstelsel. 

Evenmin  kunnen  m\j  sch revers  l)eschouwingen  over  de  gevolgen 
van  het  referendum  voor  de  verhouding  tusschen  Kroon  en  Ver- 
tegenwoordiging bevredigen.  Mr.  von  Fisenne  meent  dat  de 
nieuwe  instelling  's  Konings  recht  van  sanctie  zal  bevestigen. 
Zeer  juist  merkt  hij  op,  dat  in  theorie  de  Kroon  vr\j  is  een  wets- 
voorstel niet  goed  te  keuren,  doch  dat  in  de  praktijk  daarvan 
vaak  weinig  komt,  omdat  de  ministers  tegenover  het  Parle- 
ment verantwoordelijk  z|jn  voor  hunne  houding  tegenover  die 
niet-sanctioneering ,  met  al  de  gevolgen  van  dien.  Nu  is  schr^'ver 
van  oordeel,  dat  de  Koning  tegenover  het  Parlement  veel  sterker 
zal  staan,  indien  hij  z\jn  sanctie-weigering  kan  doen  steunen  op 
de  ingewonnen  meening  van  het  kiezerscorps.  Volkomen  waar, 
doch  luttel  winste  voor  hen,  die  in  versterking  van  het  Konink- 
lijk gezag  heil  zien ,  daar ,  wat  het  Parlement  verliest,  ten  goede 
komt  aan  de  kiezersmassa,  die  toch  veel  meer  uit  den  booze 
is.  Maar  bovendien ,  de  Vertegenwoordiging  heeft  nog  een  andere 
taak  dan  medewerking  aan  de  wetgeving,  en  wel  de  controle 
over  de  Regeering.  En  nu  acht  ik  het  zeer  twijfelachtig,  dat  een 
Parlement,  hetwelk  door  z\jn  basis,  het  kiezersvolk,  opeen  in- 
grijpende kwestie  is  gedesavoueerd,  nog  genoeg  moreele  kracht 
kan  ontwikkelen  om  in  moeilijke  omstandigheden  die  taak  naar 
behooren  Ie  vervullen.  De  schrijver  ontkent  wel  dat  autoriteits- 
verlies   van  het  Parlement  —  men  heeft  het  capitis  diminutio 
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genoemd  —  als  een  gevolg  van  het  Koninklijk  Referendum.  H^ 
tracht  dit  niet  onaardig  te  betoogen  door  te  vragen,  of  men  dan 
ook  spreken  moet  van  capitis  diminutio  van  den  lageren  rechter, 
wiens  vonnis  door  den  hoogeren  rechter  wordt  gewgzigd,  of 
van  den  gemeenteraad  ,  wiens  beslissing  door  een  hooger  staande 
autoriteit  wordt  vernietigd.  Men  zou  hiertegen  kunnen  aanvoeren, 
dat  die  lagere  rechter  en  die  gemeenteraad  juist  daar  zqn  om 
onder  toezicht  van  een  boven  hen  staande  macht  hun  taak  te 
vervullen,  maar  dat  het  Parlement,  zoolang  het  in  wezen  is, 
geen  hooger  gezag  duldt.  Door  het  in  het  leven  roepen  van  zoo- 
danig gezag  nu  wordt  het  Parlement  van  zqn  hooge  plaats  ge- 
trokken. 

Nauw  met  het  voorgaande  hangt  de  vraag  samen,  of  de  Koning — 
natuurlijk  niet  in  theorie,  doch  feitelijk  —  van  de  opinie  der 
kiezers  kan  afwijken.  De  schrijver  volstaat  meteen  «non liquet»; 
naar  ik  meen,  heeft  de  ondervinding  echter  geleerd  dat,  waar 
een  kracht  als  het  geheele  kiezerscorps  in  werking  is  gebracht, 
deze  op  den  duur  niet  duldt ,  dat  haar  meening  wordt  ter  zgde 
geschoven. 

Als  besluit  geeft  de  schrijver  een  aanprijzing  van  het  Konink- 
lijk Referendum  voor  ons  vaderland,  en  wel  op  drie  gronden: 
vooreerst  om  tegemoet  te  komen  aan  de  nadeelen  der  districts- 
indeeling,  voorts  wegens  de  versterking  van  het  Koninklqk 
sanctierecht,  en  ten  derde  om  te  kunnen  onderzoeken,  of  de 
wetten,  die  in  dezen  t\jd  van  partij  versnippering  vaak  slechts 
op  een  compromis  berusten,  inderdaad  de  uitdrukking  van  den 
volksgeest  z^n.  Naar  ik  meen,  is  het  bovengezegde  ook  hierop 
van  toepassing. 

Men  denke  echter  over  het  Koninkl^'k  Referendum  gelqk 
men  wil,  eene  nadere  kennismaking  is  het  zeer  zeker  waard, 
en  daarvoor  biedt  het  goedgeschreven  proefschrift  van  Mr.  von 
Fisenne  een  uitstekende  gelegenheid. 

L.  E.  VissBP.. 


De  opleiding  van  den  handwerksman.  Proefschrift  van  M.  F. 
Onnen,  verdedigd  te  Utrecht  op  27  Februari  1900. — 
Utrecht,  1900.  —  197  bl. 

Doel  van  dit  proefschrift  is,  een  overzicht  te  geven  «van  den 
stand  van  zaken  betreffende  de  opleiding  van  den  handwerksman» 
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—  dit  woord  genomen  in  den  ruimen  zin  van  allen,  cdie  zich 
met  handenarbeid  in  welken  vorm  dan  ook,  geregeld  en  als 
beroep  afgeveni»,  daaronder  dus  begrepen  fabrieksarbeiders  en 
landbouwers.  Schr.  heeft  «daarbq  meer  getracht  eene  beschou- 
wing dan  wel  een  bepaald  betoog  te  leveren». 

Ziehier  den  inhoud  van  de  vijf  hoofdstukken,  waarin  het 
proefschrift  is  verdeeld:  I.  de  opleiding  van  den  handwerksman 
in  Nederland  (algemeene  toestand,  wat  in  bqzonderheden  ter 
opleiding  gedaan  wordt,  pogingen  tot  verbetering);  II.  eenige 
geschiedkundige  mededeelingen  over  de  vakopleiding  in  vorige 
eeuwen  in  verschillende  landen,  en  vooral  ten  onzent; III. rede- 
nen, waarom  eene  betere  opleiding  van  den  handwerksman  wen- 
schelqk  is,  zoowel  ter  verhooging  van  de  productiviteit  en  de 
artistieke  waarde  van  den  arbeid,  als  in  het  belang  van  den  hand- 
werksman zelf;  IV.  de  opleiding  in  werkplaats  en  fabriek  (o.  a. 
een  beknopt  resumé  van  de  wettelijke  regeling  der  leerlingover- 
eenkomst  in  ettelijke  landen) ;  V.  het  ambachtsonderwijs,  met  name 
in  Nederland. 

Als  overzicht  van  tal  van  feiten  op  het  behandelde  gebied  zal 
het  goed  geschreven  werkje  menigeen  van  nut  kunnen  zqn. 
Zoo  valt  o.a.  te  w^'zen  op  hetgeen  (bl.  137 — 14U)  wordt  mede- 
gedeeld omtrent  de  in  Nederland  bestaande  vakliteratuur  voor 
den  handwerksman:  boeken,  tqdschriften  en  weekbladen;  als 
bibliothecaris  van  de  Openbare  Leeszaal  te  Utrecht  heeft  Schr. 
zich  blijkbaar  veel  moeite  gegeven,  deze  literatuur  zoo  volledig 
mogeligk  te  verzamelen. 

D. 


Tijdscbrift  voor  Privaatrecht,  notariaat  en  fiscaalrecht,  onder 
redactie  van  Mr.  F.  Van  der  Tuuk,  Gh*.  Miseroy 
en  Mr.  M.  L.  Van  Goudoever,  privaat-docenten  voor 
notariaat  en  fiscaalrecht  aan  de  Universiteiten  te  Gro- 
ningen, Amsterdam  en  Utrecht.  —  Eerste  jaargang, 
late  en  2de  aflevering.  —  Groningen,  J.  B.  Wolters,  1900. 

De  heerenVan  der  Tuuk,  Miseroy  enVan  Goudoever 
hebben  gemeend,  dat  er  behoefte  bestaat  aan,  althans  plaats  is 
voor  een  nieuw  tijdschrift  voor  het  privaatrecht,  het  notariaat 
en  het  fiscaalrecht.  In  het  prospectus  wqzen  zij  er  op,  dat  een 
weekblad,  zooals  het  Weekblcul  voor  Privaatrecht ^  Notarisambt 
en  Registratie  en  het  Notarieel  Weekblad^  uil  zijn  aard  min- 
der geschikt  is  voor  de  behandeling  van  onderwerpen  van  eenigs- 
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zins  grooteren  omvang,  terwijl  het  bestaande  T^dschrift  der 
Notarissen  hoofdzakelgk  aan  de  rechtspraak  is  gewijd.  Z\j  heb- 
ben goeden  moed  dat  hun  tydschrift,  door  hun  eigen  inspanning 
en  dank  z\j  den  steun  van  hen  die  vaste  medewerking  toezeg- 
den, levensvatbaarheid  zal  blijken  te  bezitten  en  werkelijk  in 
ede  bestaande  behoefte»  zal  voorzien. 

Men  zou  den  twijfel  kunnen  opperen,  of  de  redacteui*s,  en  de 
uitgever  met  hen,  het  verlangen  naar  meer  periodieke  lectuur 
op  het  gebied  van  privaatrecht ,  notariaat  en  fiscaalrecht  niet 
overschatten  en  of  z^  niet  te  veel  vertrouwen  stellen  in  de  ge- 
regelde en  voortdurende  medewerking  van  derden ;  hoe  dit  echter 
zij,  w\j  wenschen  hun  toe  dat  hunne  onderneming  moge  slagen 
en  z\j  hun  doel  mogen  bereiken. 

De  eerste  twee  afleveringen  toonen,  dat  de  redactie  hare  taak 
ernstig  opvat  en  er  naar  streeft  voor  een  belang  wekkenden  in- 
houd te  zorgen.  Nevens  een  vqftal  opstellen  van  verschillenden 
aard  (VanGoudoever,  iets  over  het  erfrecht  naar  het  Engelsche 
recht;  Miseroy,  sehuldoverneming;  N.  K.  F.  Land,  een  paar 
vragen  over  art.  892  B.  W.;  J.  G.  L.  Nolst  Trenité,  regi- 
stratierecht b\j  inbreng  van  onroerende  goederen  in  eenenaam- 
looze  vennootschap;  G.  Kirberger,  hooger  beroep  van  voogdq- 
benoemingen)  bevatten  zjj  een  uitvoerig,  analytisch  overzicht 
van  binnen-  en  buitenlandsche  tijdschriften  van  de  hand  van 
den  redacteur  Van  der  Tuuk,  benevens  eenige  boekbeschou- 
wingen.  De  kennismaking  zq  een  ieder  aanbevolen. 


Ter  aankondiging  werden  ons  toegezonden  de  drie  tot  dusver 
verschenen  afleveringen  van  de  Geschiedenis  der  wetten  en  veror- 
deningen, strekkende  tot  nitvoering,  wijziging  en  invoering  van 
het  Wetboek  van  Strafrecht.  Volledige  verzameling  van  de  Ontwer- 
pen, Gewisselde  stukken,  Gevoerde  beraadslagingen,  enz.,  bijeen- 
gebracht en  gerangschikt  door  Mr.  H.  J.  Smidt.  Tweede  druk, 
herzien  en  aangevuld  tot  op  den  dag  der  uitgaaf,  door  Mr.  E.  A. 
Smidt  (Haarlem,  H.  D.  Tjeenk  Willink  &  Zoon). 

S  m  i  d  fs  Geschiedenis  is  algemeen  zóó  gunstig  bekend ,  dat 
eene  bloote  aankondiging  voldoende,  elke  verdere  aanbeveling 
overbodig  mag  geacht  worden.  W\j  bepalen  ons  daarom  tot  enkele 
mededeelingen  omtrent  de  wgze  van  bewerking.  De  nieuwe 
uitgaaf  sluit  zich  aan  b^  den  onlangs  verschenen  tweeden  druk 
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van  de  Geschiedenis  van  het  Wetboek.  Behalve  de  geschiedenis 
der  uit-  en  invoeringswetten  zal  ze  bevatten  die  van  de  jongste 
w^zigingen  van  het  Strafwetboek  —  wetten  van  20  Januari  1896 
(Stbl.  n«.  9)  en  15  April  1896  {Stbl,  n\  70)  — ,  terw^l  de  bewerker 
zich  voorstelt  ook  de  geschiedenis  van  de  ceerlang  te  verwachten» 
Novelle  op  te  nemen.  De  gedeelten  van  de  eerste  uitgaaf,  welke 
thans  niet  langer  6f  uit  een  geschiedkundig  öf  uit  een  practisch 
oogpunt  waarde  hebben,  zullen  worden  weggelaten.  Nu  de  geheele 
inhoud  kan  worden  overzien,  zullen  de  onderwerpen  meer  stel- 
selmatig worden  gerangschikt. 

De  omvang  van  het  werk  wordt  begroot  op  t20  afleveringen 
van  4  vel  druks.  De  prijs  is  gesteld  op  65  cents  per  aflevering, 
terwijl  bezitters  van  den  eersten  druk  hun  exemplaar  tegen  vqf 
gulden  in  betaling  kunnen  doen  strekken. 
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OfMEBEINGE»  EN  MEDEDEEMNGEN 


A.  Wetgeving. 

Frankrijk.  —  Tot  uitvoering  van  de  wet  van  5  Augustus  1899 
sur  Ie  casier  judiciaire  et  sur  la  réhcUnlitation  de  drail  (zie  hier- 
boven, bl.  167)  strekt  een  algemeene  maatregel  van  bestuur, 
onder  dagteekening  van  12  December  1899  uitgevaardigd.  Men 
vindt  deze,  met  eene  uitvoerige  circulaire  van  den  Minister  van 
Justitie  aan  de  Procureurs-Generaal,  afgedrukt  bij  Dalloz,  Ree, 
pér,,  1900,  IV,  bl.  11  vig. 

Eene  wet  van  14  Februari  1900,  voortgesproten  uit  een  reeds 
in  1890  ingediend  ontwerp,  brengt  w^'ziging  in  het  eerste  lid 
van  art.  1094  Cc.  Yan  deze  alinea,  luidende: 

«L'époux  pourra,  soit  par  contrat  de  mariage,  soit  pendant  Ie 
mariage,  pour  Ie  cas  oü  il  ne  laisserait  point  d'enfants  ni  des- 
cendants,  disposer  en  faveur  de  Tautre  époux,  en  propriété,  de 
tout  ce  dont  il  pourrait  disposer  en  faveur  d'un  étranger,ef,en 
outre^  de  Vusufruit  de  la  totaliié  de  la  portian  dont  la  loi  pro- 
hxbe  la  disposition  au  préjudice  des  h/ritiersi» , 

vervallen  de  cursief  gedrukte  slotwoorden. 

De  strekking  der  wijziging  is,  den  toestand  der  ouders  en 
andere  bloedverwanten  in  de  opgaande  linie  te  verbeteren.  Een 
einde  wordt  gemaakt  aan  de  onbill^kheid,  dat  dezen ,  door  eene 
beschikking,  als  in  het  artikel  bedoeld,  worden  verstoken  van 
het  vruchtgebruik  van  het  hun  toekomend  wettelijk  erfdeel. 

Eene  overgangsbepaling  is  in  art.  2  der  wet  opgenomen. 

Eene  wet  van  12  Maart  1900  heeft  ten  doel  de  réprimer  les 
obus  commis  en  matière  de  vente  d  crédit  des  valeurs  de  bourse. 

Het  bedrijf  «van  het  verkoopen  van  beurswaarden,  vooral  van 
loten,  op  crediet  heeft  te  Parijs  een  groeten  omvang  aangenomen. 
Ernstige  misbruiken  doen  zich  daarbij  voor.  Ken  obligatie  of  lot 
wordt  aan  een  eenvoudig  boertje  of  handwerksman  verkocht 
tegen  eene  geringe  dadel\ike  betaling  met  beding  van  verdere 
afdoening   in   maandelijksche  termijnen  van  10  of  5  francs.  De 
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voorwaarden  worden  zóó  bezwarend  gesteld,  dat  de  kooper  ten 
slotte,  met  inbegrip  der  kosten,  voor  een  effect  ter  waarde  van 
100  francs  een  bedrag  van  frs.  175,  soms  zelfis  nog  meer,  betaalt. 
Het  bedrijf  vereischt  geen  kapitaal:  bet  effect  wordt  ter  Beurze 
gekocbt,  onmiddell^k  daarna  weder  verkocbt  en  voor  90°/©  der 
waarde  b\j  een  bankier  beleend.  De  toepassing  van  de  bepalingen 
der  strafwet  over  oplichting  stuiten  in  den  regel  af  op  het  ont- 
breken van  getuigen;  andere  strafbepalingen  weet  men  door  lis- 
tige clausules  te  ontgaan.  Vandaar  de  indiening,  in  1890,  van 
een  ontwerp,  dat  thans  eindelijk  tot  de  uitvaardiging  der  boven- 
genoemde wet  beeft  geleid. 

Art.  1  luidt:  Op  vordering  van  den  kooper  zal, onverminderd 
het  recht  op  schadevergoeding,  worden  nietig  verklaard  —  ook  al 
is  daaraan  een  begin  van  uitvoering  gegeven  —  elke  overdracht, 
onder  welken  vorm  ook ,  bg  onderhandsche  akte  aangegaan,  van 
ter  Beurze  genoteerde  waarden  of  gedeelten  daarvan  tegen  een 
prijs,  geheel  of  gedeeltelijk  betaalbaar  op  tijjd,  indien  deze  over- 
dracht in  strijd  is  met  eene  der  bepalingen  van  artt  2  en  3. 

Art  2  schrqft  voor,  dat  de  akte  in  dubbel  moet  worden  op- 
gemaakt en  dat  elk  van  beide  exemplaren  hiervan  melding  moet 
maken.  Elk  exemplaar  moet  duidelijk,  in  letters,  inhouden: 
1".  een  der  koersen,  op  de  Beurs  van  Parqs  genoteerd  in  de 
laatste  vier  dagen  vóór  de  overdracht,  of,  bq  gebreke  daarvan, 
den  laatst  genoteerden  koers;  2^.  het  nommer  van  elk  verkocht 
effect;  3'.  den  geheelen  verkooppr^s  van  elk  effect,  daaronder 
begrepen  de  kosten  van  zegel  en  die  van  invordering  door  de  post 
of  op  andere  wijze;  4*.  den  rentevoet,  de  termijnen  en  voor- 
waarden van  aflossing. 

De  gedeeltelgke  betalingen  mogen  niet  verdeeld  worden  over 
een  tijd  van  langer  dan  twee  jaren  (art.  3).  —  .Men  vreesde, 
dat,  indien  de  termijnen  te  lang  liepen,  de  kooper  door  de  hoog  • 
berekende  rente  (soms  12^/e)  te  zeer  zou  worden  benadeeld,  terwijl 
men  het  tevens  bedenkelijk  achtte ,  dat  de  kleine  luiden  zich  voor 
zoo  lang  vooruit  zouden  verbinden.  Voorbeelden  werden  aangehaald 
van  overeenkomsten,  voor  den  t^d  van  68  maanden  aangegaan. 

Art.  4  verplicht  den  verkooper,  het  verkochte  effect  te  bewaren. 
Hij  mag  er  zich  niet  van  ontdoen;  evenmin  mag  h\j  het  verpan- 
den. Op  verlangen  van  den  kooper  moet  h^  het  te  allen  t\jde 
vertoonen.  Elk  hiermede  strijdig  beding  is  nietig.  Evenzoo  is 
nietig  elke  bepaling,  waardoor  onmiddellijk  of  middellijk  zou 
worden  afgeweken  van  de  algemeene  regels  omtrent  de  rechter- 
ligke  bevoegdheid. 
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Volgens  art.  5  wordt  de  verkooper,  die  het  verkochte  eflect. 
ten  nadeele  van  den  kooper,  mocht  hebben  cdétourné,  dis- 
sipé  OU  mis  en  gage»,  gestraft  met  de  straffen,  in  arL406  Code 
pénal  vermeld:  dezelfde  straffen,  die  in  art.  408G.  P.  op  het  mis- 
drijf van  a6ttö  de  confiance  zijn  gesteld.  Eene  afzonderlijke  straf- 
bepaling werd  noodig  geacht,  omdat  laatstgenoemd  artikel  onder 
de  overeenkomsten ,  waarbij  abtds  de  confiance  strafbaar  is ,  het 
hier  aanwezige  geval  niet  noemt. 

In  art.  6  wordt,  op  straffe  van  boete  van  25  tot  3000  francs, 
aan  de  inrichtingen,  die  zich  bezighouden  met  den  verkoop  op  ere* 
diet  van  Beurswaarden,  verboden,  in  hun  naam  het  woord  (Spaar- 
bank»  op  te  nemen. 

Ten  einde  twqfel  uit  te  sluiten  verklaart  art.  7,  dat  de  wet 
niet  van  toepassing  is  op  de  cordres  de  Bourse». 

Eene  wet  van  30  Maart  1900  brengt  zeer  belangr^ke  wijzigingen 
in  de  wet  van  2  November  1892  sur  Ie  travail  des  enfants^  des 
filles  mineures  et  des  femmes  dans  les  étahlissements  iTidustriels 
(zie  Rechtsgel  Mag,  1893,  bl.  324  vlg.). 

Met  opheffing  der  verschillende  leeft\jdsgrenzen ,  in  het  oude 
art.  3  voorkomende,  geeft  het  nieuwe  art.  3  de  volgende  een- 
voudige voorschriften: 

€Les  jeunes  ouvriers  et  ouvrières  jusqu'Si  Vkge  de  18  ans 
et  les  femmes  ne  peuvent  être  employés  k  un  travail  effec- 
tif  de  plus  de  onze  heures  par  jour,  coupées  par  un  ou 
plusieurs  repos,  dont  la  durée  totale  ne  pourra  étre  infé- 
rieure k  une  heure  et  pendant  lesquels  Ie  travail  sera  interdit. 

a;A.u  bout  de  deux  ans,  a  partir  de  la  promulgation  de  la 
présente  loi,  la  durée  du  travail  sera  réduite  k  dix  heures 
et  demie ,  et,  au  bout  d'une  nouvelle  période  de  deux  années, 
a  dix  heures. 

cDans  chaque  établissement,  sauf  les  usines  a  feu  continu 
et  les  mines,  minières  ou  carrières,  les  repos  auront  lieu 
aux  mémes  heures  peur  toutes  les  personnes  protégées  par 
la  présente  loi.» 

Voorts  worden  aan  het  bekende  Décret-loi  van  9  September 
1848,  dat  den  12-urigen  werkdag  voorschreef,  de  volgende  be- 
palingen toegevoegd: 

aToutefois,  dans  les  établissements  énumérés  dans  Tarticle 
!«  de  la  loi  du  2  novembre  181)2  qui  emploient  dans  les 
mémes  locaux  des  hommes  adultes  et  des  personnes  visées- 
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par  ladtte  loi,  la  journée  de  ces  ouvriers  ne  pourra  excéder 
onze  heures  de  travail  effectif. 

«Dans  Ie  cas  du  paragraphe  precedent ,  au  bout  de  deux  ans 
a  partir  de  la  promulgation  de  la  présente  loi,  la  journée 
sera  réduite  a  dix  heures  et  demie  et ,  au  bout  d'une  nouvelle 
période  de  deux  ans,  k  dix  heures.» 

Volgens  dit  artikel  zal  dus,  vier  jaren  na  de  inwerkingtreding 
der  nieuwe  wet,  in  alle  inrichtingen ,  waar  beschermde  personen 
arbeiden ,  de  werktijd  ook  voor  volwassen  mannen  niet  meer  dan 
tien  uren  mogen  bedragen.  Men  berekent,  dat  deze  regel  op 
ongeveer  de  helft  der  bedrijven  en  op  ongeveer  twee  derden  vsm 
hel  gezamenlijk  aantal  arbeiders  in  de  nyverheid  van  toepassing 
zal  zijn. 

Door  wqzi^ing  van  artt.  4  en  11  der  wet  van  18%2  tracht  men 
een  einde  te  maken  aan  de  tot  dusver  vaak  voorkomende  po- 
gingen om  door  een  ingewikkeld  en  kunstig  stelsel  van  ploegen 
aan  de  werking  der  wet  te  ontkomen.  De  nieuwe  teksten  luiden : 

Art  4,  §  additionnel:  cA  Texpiration  d'un  délai  de  deux 
ans  k  partir  de  la  promulgation  de  la  présente  lor,  les  dis- 
positions  exceptionnelles  concernant  Ie  travail  de  nuit  prévues 
aux  paragraphes  2  et  5  du  présent  article  cesseront  d'étre 
en  vigueur,  sauf  pour  les  travaux  souterrains  des  mines, 
miniéres  et  carrières.» 

Art.  II,  §  3:  cDans  les  établissements  visés  par  la  présente 
loi  autres  que  les  usines  k  feu  continu  et  les  établissements 
qui  seront  déterminés  par  un  reglement  d'administration 
publique,  Torganisation  du  travail  par  relais,  sauf  ce  qui  est 
prévu  aux  paragraphes  2  et  3  de  Tarticle  4,  sera  interdit 
pour  les  personnes  protégées  par  les  articles  précédents, 
dans  un  délai  de  trois  mois  k  partir  de  la  promulgation  de 
la  présente  loi. 

«En  cas  d^organisation  du  travail  par  postes  ou  équipes 
successives,  Ie  travail  de  chaque  équipe  sera  continu,  sauf 
Tinterruption  pour  Ie  repos.» 

Onmiddell\jk  na  de  afkondiging  der  wet  heeft  de  Regeering 
maatregelen  genomen  om  de  strikte  uitvoering  te  verzekeren. 

Eene  wet  van  19  April  1900  strekt  tot  wijziging  der  artt.  423, 
424,  439  en  532  Code  d'instr.  crim.  Daardoor  wordt  eene  kleine 
vereenvoudiging  aangebracht  in  het  cassatieproces.  De  stukken 
zullen  voortaan  rechtstreeks  worden  verzonden  van  het  Openbaar 

Bechtsgel.  Mag.  1900.  31 
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Ministerie  naar  het  Hof'  van  Cassatie;  de  tusschen komst  van  hei 
Ministerie  van  Justitie,  in  de  oorspronkelijke  artt  423  en  42^4 
voorgeschreven ,  vervalt. 

België.  —  Eene  wet  van  29  December  1899  regelt  de  evenredige 
vertegenwoordiging   bij   de  verkiezingen  voor  Kamer  en  Senaat. 

Eene  wet  van  10  Februari  1900  heeft  betrekking  d  Vépai^ne 
de  la  femme  mariée  et  du  mineur.  Zq  voegt  vier  nieuwe  arti- 
kelen, artt.  236ts,  ter,  quater^  quinque,  by  de  wet  op  de 
Caisse  générale  d'épargne  et  de  retraite  van  16  Maart  1865,  ge- 
wijzigd b^  die  van  1  Juli  1869.  Over  deze  hervorming  is  jaren 
lang  gesproken;  sedert  1891  zijn  verschillende  wetsvoorstellen  in 
behandeling  geweest.  De  nieuwe  regeling  omtrent  de  spaarpen- 
ningen der  gehuwde  vrouw  beschouwde  men  als  een  noodzake- 
lijke verzachting  van  het  eenige  stelsel  van  huwelijksgoedeien- 
recht,  dat  in  de  kringen  der  arbeiders  feitelijk  voorkomt:  het 
stelsel  der  gemeenschap. 

De  voornaamste  bepalingen  der  wet  komen  op  het  volgende  neer. 

De  gehuwde  vrouw  kan  zonder  bestand  van  haren  echtgenoot 
een  spaarbankboekje  bekomen.  Zij  kan  de  bedragen ,  op  zoodanig 
boekje  ingeschreven,  tot  een  maximum  van  10^'  francs  per  maand, 
terugnemen  en  over  deze  gelden  beschikken  voor  de  behoeften 
der  huishouding,  zonder  bijstand  van  den  man ,  doch  behoudens 
zijn  verzet.  Over  dit  verzet  beslist  de  rechter.  Deze  kan  de  op- 
heffing bevelen,  indien  het  belang  hetzij  van  de  huishouding  of 
van  de  vrouw  dit  eischt.  —  Tot  een  bedrag  van  1000  francs  zgn 
de  gelden,  op  het  boekje  der  vrouw  ingeschreven,  onvatbaar  voor 
beslag  van  den  kant  der  schuldcischers  van  den  man ,  tenzij  dezen 
bewijzen,  dat  de  schulden,  waarvan  z\j  voldoening  vorderen,  zijn 
aangegaan  voor  de  behoeften  der  huishouding. 

Is  de  vrouw  onder  curateele  gesteld,  afwezig  of  verhinderd, 
zoo  kan  de  kantonrechter  den  man  machtigen ,  de  door  haar  in 
bewaring  gegeven  gelden  terug  te  nemen,  tot  een  bedrag  dat 
hij  naar  de  omstandigheden  zal  bepalen.  —  Is  de  man  onder 
curateele  gesteld,  verhinderd  (tf  afwezig,  dan  kan  de  kantonrech- 
ter de  vrouw  machtigen,  tot  een  door  hem  te  bepalen  bedrag, 
de  gelden  door  haar  man  gestort  op  te  vragen ,  of  van  de  gelden , 
op  haar  eigen  boekje  ingeschreven,  meer  dan  100  francs  per 
maand  terug  te  nemen. 

De  minderjarige  kan  zonder  medewerking  van  z\jn  wettel\jken 
vertegenwoordiger  een  spaarbankboekje  bekomen.  Behoudens  ver- 
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zet  van  den  weltelqken  vertegenwoordiger  is  de  minderjarige, 
zoo  h\j  den  leeftijd  van  16  jaren  bereikt  heeft,  bevoegd,  de  soraraen, 
die  op  zoodanig  boekje  zijn  ingeschreven ,  alleen  terug  te  nemen. 
Evenwel  mag  h\j,  zonder  toestemming  van  zijn  wettel^jken  ver- 
tegenwoordiger, in  den  loop  van  dezelfde  maand  niet  meer  terug- 
nemen dan  100  francs  of  één  tiende  deel  van  het  tegoed. 

Eene  wet  van  10  Maart  1900,  o.  a.  te  vinden  in  de  Revtiedu 
Travail  1900,  bl.  372-381,  betreft  Ie  contrat  de  travaü  (zie 
over  de  voorbereiding  dezer  wet:  Rechtsgel.  Mag.  1896, bl. 635). 
Ze  regelt,  in  artt.  1 — 28,  de  arbeidsovereenkomst,  echter  slechts 
in  zoover  deze  door  werklieden  {ouvriers^  daaronder  begrepen 
cc  les  chefs-ouvriers  et  les  con  trema!  tres»)  wordt  aangegaan.  Van 
ruimer  strekking  z^n  alleen  de  artt.  29  vig.,  welke  handelen 
over  de  bevoegdheid  van  gehuwde  vrouwen  en  minderjarigen, 
zich  tot  het  verrichten  van  arbeid  te  verbinden :  deze  bepalingen, 
die  slechts  los  met  het  overige  gedeelte  der  wet  samenhangen, 
zijn  op  het  verrichten  van  eiken  arbeid  toepasselijk. 

Eene  wet  van  10  Mei  1900  {Revue  du  Travail  1900,  bl.  638 
vlg.)  handelt  over  les  pensions  de  vieillesse.  Met  ongeévenaarden 
spoed  is  deze  regeling  tot  stand  gekomen:  nauwelijks  een  maand 
te  voren  was  het  O  ut  werp  door  de  Regeering  ingediend  I 

Niet  geneigd  het  beginsel  der  verplichte  verzekering,  dat  ook  in 
België  vele  voorstanders  telt,  te  aanvaarden ,  heeft  de  Regeering 
voortgebouwd  op  hetgeen  reeds  sedert  eenige  jaren  door  middel 
van  een  begroot ingspost  geschiedde:  toekenning  van  premiên  aan 
degenen,  die  zich  vrijwillig  voor  den  ouden  dag  verzekeren. 
Volgens  art.  1  der  wet  komen  voor  zoodanige  premie  in  aan- 
merking: 1®.  degenen  die  door  tusschenkomst  van  eene  bekende 
société  mut\mliste  tot  de  Algemeene  Pensioenkas  toetreden,  mits 
hunne  stortingen  niet  meer  dan  60  francs  per  jaar  bedragen ; 
2®.  degenen  die  zich  onmiddellijk  bij  genoemde  kas  verzekeren, 
mits  zg  in  de  directe  belastingen  ten  behoeve  van  den  Staat  niet 
meer  bijdragen  dan  50  tot  80  francs,  naar  gelang  van  de  grootte 
der  gemeente  hunner  inwoning.  —  De  rente  gaat  in  bij  het  bereiken 
van  een  leeftijd  tusschen  55  en  65  jaren ,  naar  keuze  van  den 
verzekerde  (art.  4).  —  Voor  elke  gestorte  100  centimes  past  de 
Staat  60  centimes  bij ,  echter  niet  meer  dan  9  francs  (art.  5) ; 
de  toelage  houdt  op,  wanneer  genoeg  is  gestort  om  eene  lig fren te 
van  360  francs  te  vestigen  (art.  6).  —  Bq  wijze  van  overgangs- 
bepaling wordt  1^.  voor  degenen  die  ouder  dan  40  jaren  z\jn  het 
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maximum  der  toelage  hooger  gesteld  (art.  8) ;  2^.  aan  degenen  die 
op  1  Januari  1901  den  65  jarigen  leeftijd  bereikt  hebhen,  of  dezen 
in  de  eerste  tien  jaren  zullen  bereiken,  zoo  ze  behoeftig  zyn,  eene 
uitkeering  van  65  francs  per  jaar  verleend ;  zij  die  thans  nog  geen 
55  jaar  oud  zqn,  moeten  daartoe  zelf  nog  iets  bijdragen  (art.  9). 
—  Tot  uitvoering  der  wet  wordt  een  afzonderl\jk  dotatiefunds 
ingesteld ,  tot  stijving  waarvan  jaarlijks  een  bedrag  van  12  millioen 
francs  op  de  begrooting  wordt  gebracht  (art.  11).  —  Bovendien 
wordt  nog  aan  de  Sodétés  mutiialistea  eene  aanmoedigingspremie 
verstrekt  voor  eiken  verzekerde,  dien  z\j  aanbrengen  (art.  12). 

Daitsehland.    —    Eene  wet  van  4   December  1899  betreft  die 

gemeinsamen   Rechte  der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen. 

Zij    brengt  voor  het  Duitsche  Rijk  een  vraagstuk  ter  oplossing, 

dat  in  verschillende  landen  reeds  sedert  jaren  aan  de  orde  is '). 

Het  grondartikel  der  wet  (§1)  luidt: 

«Sind  von  Jemand,  der  im  Inlande  seinen  Wohnsitzoder 
seine  gewerbliche  Niederlassung  hat,  im  Inlande  Schuldver- 
schreibungen rait  im  voraus  bestim mten  Nennwerthen  aus- 
gestellt,  die  nach  dem  Verhaltnisse  dieser  Werthe  den 
Glaubigern  gleiche  Rechte  gewahren,  und  betragen  die 
Nennwerthe  der  ausgegebenen  Schuldverschreibungen  zu- 
sammen  mindestens  dreihunderttausend  Mark  und  die  Zahl 
der  ausgegebenen  Stücke  mindestens  dreihundert,  so  haben 
die  Beschlüsse,  welche  von  einer  Versammlung  der  Glau- 
biger  aus  diesen  Schuldverschreibungen  zur  Wahrungihrer 
gemeinsamen  Interessen  gefasst  werden,  nach  Massgabe  dieses 
Gesetzes  verbindliche  Kraft  für  alle  Glauhiger  der  bezeich- 
neten  Art. 

«Die  Versammlung  kann  insbesondere  zur  Wahrnehmung 
der  Rechte  der  Glaubiger  einen  gemeinsamen  Vertreter  für 
diese  bestellen. 

«Eine  Verpflichtung  zu  Leistungen  kann  für  die  Glaubiger 
durch   Beschluss  der  Glaubigerversammluug  nicht  begrün- 
det  werden:». 
Ziehier  een  kort  overzicht  der  verdere  bepalingen. 
Eene  vergadering  wordt  bijeengeroepen  op  schriftelijk  verlan- 
gen van  schuldeischers,  wier  obligatiên  te  zamen  ten  minste  een 


')  Zie  o.a.  Rechtagel,  Mag.  1885,  bl.  407  vlg.,  de  Handelingen  der 
Ned,  Juristen-  Vereeniging  van  1885 ,  en  bet  proefschrift  van  J.  D  é  k  i  n  g 
Du  ra,  Handhaving  der  rechten  van  oldigatiehaudera ,  1886. 
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twintigste  gedeelte  van  het  geheele  in  omloop  z\jnde  bedrag  uit- 
maken, of  van  een  vertegenwoordiger,  door  de  vergaderingvan 
schuldeischers  aangesteld  (§  3). 

Voor  het  nemen  van  een  besluit  is  in  het  algemeen  noodig 
de  meerderheid  der  uitgebrachte  stemmen,  berekend  naar  het 
bedrag  der  obligatién.  Tot  stemmen  gerechtigd  z\jn  alleen  de 
schuldeischers,  die  hunne  obligatién  tijdig  hebben  ingeleverd. 
De  schuldenaar  zelf  brengt,  ter  zake  van  de  obligatién  die  h\j 
in  zijjn  bezit  heeft,  geen  stem  uit  (§  10). 

Tot  afstand  of  beperking  van  de  rechten  der  schuldeischers, 
met  name  tot  vermindering  van  den  rentevoetof  bewilliging  van 
een  uitstel ,  kan  de  vergadering  alleen  besluiten  ten  einde  staking 
van  betaling  of  faillissement  van  den  schuldenaar  te  voorkomen. 
Voor  dergelyk  besluit  is  eene  grootere  dan  de  gewone  meer- 
derheid vereischl  (§  11).  De  voorwaarden  moeten  daarbij  voor  alle 
schuldeischers  gelijk  zijn,  tenzij  de  minder  gunstig  behandelden 
uitdrukkelijk  de  ongelijke  bejegening  goedkeuren  (§  12). 

Wanneer  de  vergadering  een  vertegenwoordiger  der  schuld- 
eischers benoemt,  bepaalt  z\j  den  omvang  zijner  bevoegdheid. 
Voor  zoover  hq  wor^t  gemachtigd  de  rechten  der  schuldeischers 
uit  te  oefenen,  kan  —  met  dezelfde  meerderheid  als  in  §  11  is 
genoemd  —  de  bevoegdheid  der  enkele  schuldeischers,  zelfstan- 
dig hunne  rechten  te  doen  gelden,  worden  uitgesloten (§  14). — 
Is  de  schuldenaar  een  vennootschap  of  rechtspersoon,  wierieden 
in  vergaderingen  besluiten  nemen,  zoo  heeft  de  vertegen woor- 
ger  o. a.  het  recht,  die  vergaderingen  bjjj  te  wonen  en  aan  de 
beraadslagingen  deel  te  nemen  (§  15). 

B^zondere  bepalingen  (§(|  18,  19)  gelden  voor  het  geval,  dat 
de  schuldenaar  in  staat  van  faillissement  verkeert. 

De  bevoegdheden,  in  deze  wet  aan  de  vergadering  van  schuld- 
eischers en  aan  den  vertegenwoordiger  toegekend,  mogen  niet  wor- 
den uitgesloten  of  beperkt  door  bepalingen  in  de  obligatién  (^  20). 

De  wet  is  niet  toepasselijk  op  obligatién  van  het  Rgk,  een 
Bondsstaat  of  een  ander  publiekrechtelijk  lichaam ,  tenzig  de  lands- 
wetten  ze  daarop  toepasselijk  verklaren  (§  24).  —  De  wet  treedt 
in  werking  te  gelijk  met  het  Burgerlijk  Wetboek  en  geldt  ook 
ten  aanzien  van  vroeger  uitgegeven  obligatién  (§  26). 

De   wet   van  11  December  1899  luidt,  in  haar  eenij?  artikel: 
«Inlandische    Vereine  jeder  Art  durfen   mit  einander  in 
Verbindung  treten.  Entgegenstehende  landesgesetzliche  Be- 
stimmungen  sind  aufgehoben». 
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Door  de  totetandkomiDg  van  deze  wet  is  voldaan  aan  een  door 
den   Rijksdag,  bq   wjjze  van  motie,  herhaaldelijk  uitgesproken 
wensch.  In  verscheidene  Duitsche  Staten  was  hetaan  cpolitiekei» 
vereenigingen ,  op  straffe  van  opheffing,  verboden ,  met  elkander 
in  betrekking  te  treden.  Door  dit  verbod  werden  in  de  practrjk 
vooral  de  arbeidersvereenigingen  bedreigd;  reeds  wanneer  ze  een- 
voudig op    maatregelen  van   wetgeving  aandrongen,  liepen  zfi 
gevaar,  door  het  bevoegd  gezag  als  «politieke:»  vereenigingen  te 
worden  aangemerkt  en  dus,  bij  gemeenschappel^k  optreden,  te 
wofden  ontbonden.   In  Saksen,  Beieren  en  andere  Staten  was 
het  verbod  al  vroeger  b^*  landswet  ingetrokken.  In  Pruisen  be- 
stond het  nog.  Ook   daar  is  het  dus  thans  vervallen.  Op  den 
weg  naar  volledige  erkenning  der  vr\jheid  van  vereen iging  in  het 
Duitsche  Rijk  is  door  deze  wet  althans  eene  belangrijke  schrede 
gezet. 

Onder  dagteekening  van  18  December  1899  is  een,  uit  19 
artikelen  bestaand,  Telegraphenwege  Gesetz  uitgevaardigd.  Deze 
wet  regelt  voornamelijk  de  bevoegdheid  van  het  bestuur  der 
telegrafie,  telegraaf-  en  telefoonl^nen  te  leiden  1**.  over  iVer- 
kehrswege»,  d.i.  openbare  wegen,  pleinen,  bruggen,  openbare 
wateren  en  hunne  tot  openbaar  gebruik  dienende  oevers,  daar- 
onder begrepen  de  luchtruimte  boven  deze  perceelen  en  de  grond 
daaronder;  2°.  door  de  luchtruimte  boven  perceelen,  die  geene 
cVerkehrswege»  z\jn  in  den  zin  dezer  wet. 

Eene  wet  van  27  December  1899  strekt  tot  w\jziging  van  §316 
van  het  Strafwetboek.  De  daar  gestelde  straf  van  gevangenis  tot 
een  maximum  van  een  jaar  wordt  vervangen  door:  gevangenis- 
straf van  ten  hoogste  een  jaar  of  geldboete  van  ten  hoogste  900  Mk. 

Eene  wet  van  9  April  1900  betreft  die  Bestrafung  der  Ent- 
ziehung  elektrischer  Arbeit,  Zq  luidt  aldus: 

§  1.  cWer  einer  elektrischen  Aniage  oder  Einrichtung 
fremde  elektrische  Arbeit  mittelst  eines  Leiters  entzieht, 
der  zur  ordnungsmassigen  Entnahme  von  Arbeit  aus  der 
Aniage  oder  Einrichtung  nicht  bestimmt  ist,  wird,  wenner 
die  Handlung  in  der  Absicht  begeht,  die  elektrische  Arbeit 
sich  rechtswidrig  znzueignen,  mit  Gefangniss  undmitGeld- 
strafe  bis  zu  1500  Mark  oder  mit  einer  dieser  Straten  besti*afl. 

Neben  der  Gefangnissstrafe  kann  auf  Verlust  der  bürger- 
lichen  Ehrenrechte  erkannt  werden. 
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«Der  Versuch  ist  strafbar.i> 

§  2.  «Wird  die  im  §  1  bezeichnete  Handiung  in  der  Ab- 
sicht  begangen ,  einem  Anderen  rechtswidrig  Schaden  zuzu- 
fügen,  so  ist  auf  G'eldstrafe  bis  zu  1000  Mark  oder  auf  Ge- 
fangniss  bis  zu  2  Jahren  zu  erkennen. 
cDie  Verfolgung  trilt  nur  auf  Antrag  ein». 
Gelyk   men  ziet,  verschilt  de  wet  slechts  op  ondergeschikte 
punten  van  het  ontwerp,  dat  hierboven,  bl.  170  vlg. ,  door  ons 
werd    medegedeeld.   Eene   uitvoerige  en  belangwekkende  studie 
van  Dr.  Kohlrausch,  waarin  de  vóórgeschiedenis  der  wet  be- 
schreven en  hare  beteekenis  ontwikkeld  wordt,  vindt  men  in  Zeit- 
schHft  ƒ.  d.  ges.  Straf rechtswissenschaf i ,  dl.  20,  bl.  459—510. 

Pmisen.  —  B^  de  wet  van  23  Augustus  1899  is  opnieuw  (zie 
Rechtsgel  Mag.  1896,  bl.  176;  1898,  bl.  630)  een  bedrag  van 
5  millioen  Mark  ter  beschikking  der  Regeering  gesteld  om  daar- 
mede, op  denzelfden  voet  als  in  de  wet  13  Augustus  1895  is 
bepaald,  verbetering  tot  stand  te  brengen  in  den  woningtoestand 
van  arbeiders,  die  in  bedrijven  van  den  Slaat  werkzaam  zijn, 
en  van  Staatsambtenaren  met  geringe  bezoldiging. 

Een  wet  van  2  September  1899  bepaalt  voor  die  gedeelten  des 
lands,  waar  volgens  de  bestaande  wetten  de  Goede  Vrydag  niet 
het  karakter  heeft  van  een  algemeenen  feestdag: 

de  Goede  Vr^dag  geldt  als  burgerl^ke  algemeene  feestdag. 
Evenwel  zal  in  gemeenten  met  overwegend  katholieke  bevolking 
de  tot  dusver  gebruikelijke  «  Werktagsthatigkeit»  op  Goeden  Vrqdag 
niet  verboden  worden ,  tenzij  het  betreft  luidruchtigen  of  in  het 
openbaar  uit  te  voeren  arbeid  in  de  nab^heid  van  gebouwen,  aan 
den  godsdienst  gew^d. 

Vereenigde  Staten  van  Noord- Amerika.  —  Uniform  legislation  com- 
missions  (commissies  ter  voorbereiding  van  eenvormige  wetgeving 
in  de  verschillende  Staten),  zie  Bechtsqel  Mag,  1893,  bl  330, 
bestaan  thans  in  31  Staten  en  territoriên. 

De  door  de  algemeene  vergadering  van  de  leden  dezer  com- 
missies {state  commissioners  on  uniform  legislation)  in  1896  ter 
aanneming  door  de  Staten  aanbevolen  ontwerp-wet  op  de  han- 
delspapieren {act  relating  tonegotiable  instruments),  tab  Rechts- 
gel.  Mag.  1897,  bl.  618,  is  achtereenvolgens  tot  wet  verheven: 
in  1897  in  New- York,  Connecticut,  Floridaen  Colorado,  inl898 
in   Virginia,  Maryland  en  Massachusetls ,  en  in  1899  in  Noord- 
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Garolina ,  Noord-üakota ,  Oregon ,  Rhode  Island ,  Tenoessee,  Utah, 
Washington  en  Wisconsin,  alsmede  door  het  Congres  voor  het 
district  Columbia. 

In  hunne  algemeene  vergadering  van  4899  hielden  de  leden 
der  commissies  zich  bezig  met  de  overweging  van  ontwerpen  voor 
eenvormige  wetten  op  de  echtscheiding ,  waarvan  de  verdere  be- 
handeling tot  1900  werd  verdaagd. 


B.  DiVERSA. 

De  HOrte  Algemeene  Vergadering  der  Nederlandsche  Juristen- 
vereeniging  werd  ,  onder  voorzitterschap  van  Mr.  A  A.  de  Pi  n  t  o, 
op  29  en  30  Juni  4900,  te  Middelburg  gehouden. 

Behandeld  werden  de  volgende  onderwerpen: 

l.  Hoe  moet  geregeld  worden  de  tenuitvoerlegging  van  van- 
nissen  in  burgerlijke  zaken  y  inhoudende  eene  veroordeeling  tot 
eene  andere  praestatie  dan  die  eener  geldsom? 

Praeadviseurs:  Mrs.  W.  L.  P.  A  Molengraaff  en  Jhr.  W. 
Th.  G.  van  Doorn»). 

Gestemd  werd  over  de  navolgende  vraagpunten: 

1.  Is  het  wenschelijk  dat  de  tenuitvoerlegging  van  vonnissen 
in  burgerlijke  zaken,  inhoudende  eene  veroordeeling  tot  eene 
andere  praestatie  dan  die  eener  geldsom ,  worde  geregeld  in  den 
geest  der  desbetreffende  bepalingen  der  Duitsche  cGivilprozess- 
ordnung:»  en  der  Oostenqjksche  cExecutionsordnung:»? 

Bevestigend  beantwoord  met  53  tegen  6  stemmen. 

2.  Is  het  wenschelqk,  in  die  gevallen  waarin  rechtstreeksche 
tenuitvoerlegging  niet  mogelijk  is,  als  indirect  middel  van  dwang 
toe  te  laten: 

CU  l\jfsdwang;  — Bevestigend  beantwoord;  8  stemmen  tegen. 

b.  boete?  —  Bevestigend  beantwoord;  7  stemmen  tegen. 

IL  Moet  —  voor  tijd  van  vrede  —  eene  afzonderlijke  recht- 
spraak voor  militairen  worden  behouden;  zoo  ja  ybivnen  welke 
grenzen? 

Praeadviseurs:  de  H.H.  J.  P.  van  Rossum  enG.  J.  W. Koo- 
lemans  Beijjnen,  Mrs.  L.  M.  Rollin  Couquerque  en  P. 
VerLoren  van  Themaat. 


O  Men  zie  voorts  de  opstellen  van  Mr.  J.  D.  Veegen s  in  Themis 
1900,  n*.  3,  en  yan  Mr.  J.  6.  L.  Nolst  Trenité,  hierboven  bl. 288. 
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SteminiDg  had  plaats  over  de  volgende  vraagpunten: 

1.  Moet  er  —  voor  Iqd  van  vrede  —  voor  de  Landmachteene 
afzonderlijke  militaire  rechtspraak  z|jn,  waar  het  geldt  de  be- 
rechting van  zuiver  militaire  delikten?  —  Ontkennend  beant- 
woord met  39  tegen  20  stemmen. 

2.  Moet  er  eene  zign ,  waar  het  geldt  gemengde  militaire  deliklen 
(zoo  nauwkeurig  mogeligk  in  de  wet  omschreven)'?  —  Ontken- 
nend beantwoord;  11  stemmen  vóór. 

3.  Moet  er  eene  z\jn,  waar  het  geldt  commune  delikten?  — 
Ontkennend  beantwoord;  4  stemmen  vóór, 

4.  Moeten  dezelfde  beslissingen  (ad  lm,  2m,  Sn)  gelden  voor 
de  Zeemacht'?  —  Met  algemeene  stemmen  bevestigend  beantwoord. 

5.  Moet  er,  onafhankelijk  van  het  antwoord  op  vraag  4,  voor 
de  Zeemacht  eene  afzonderl^ke  militaire  rechtspraak  z\jn  voor 
b\j  de  wet  aangewezen  urgente  gevallen?  —  Met  algemeene  stem- 
men bevestigend  beantwoord. 

Tot  leden  van  het  bestuur  werden  gekozen,  in  plaats  van  de 
HH.  Mrs.  A.  F.  K.  Hartogh,  Jhr.  A.  F.  de  Savornin  Lob- 
man  en  Jhr.  L.  van  Meeuwen,  niet  herkiesbaar:  de  HH.  Mrs. 
S.  M.  S.  de  Ranitz,  J.  W.  Karsten  en  M.  J.  de  Witt 
Hamer. 

De  volgende  vergadering  zal  worden  gehouden  te  Dordrecht 
of  te  Leeuwarden  ter  keuze  van  het  Bestuur. 

Door  het  Bestuur  der  Vereeniging  voor  de  Staathuishoudkunde 
en  de  Statistiek  zjjn  ter  behandeling  in  de  eerstvolgende  alge- 
meene vergadering  aan  de  orde  gesteld  de  vragen: 

cis  hier  te  lande  eene  bijzondere  wettelijke  regeling  van 
het  Icvensverzekeringbedryf  (daaronder  begrepen  de  begra- 
fenisfondsen) wenschelqk'?  Zoo  ja,  van  welke  beginselen 
zoude  deze  moeten  uitgaan,  en  welke  punten  daarbg  moeten 
worden  geregeld?» 

Praeadviseurs  de  Heeren  Dr.  R.  H.  van  Dorsten  en 
Dr.  S.  R.  J.  van  Schevichaven. 

Het  officieel  verslag  van  de  vergadering  van  het  Internatio- 
nale Comité  voor  het  zeerecht,  te  Londen  in  Juli  1899  ge- 
houden, waarover  wij  in  den  vorigen  jaargang,  bl.  636,  bericht 
gaven,  is  opgenomen  in  het  Bulletin  n".  6  van  dit  Comité. 

Het  Bulletin  bevat  nevens  de  beraadslagingen  ook  de  rapporten, 
die  tot   voorbereiding  daarvan  door  de  Undel^ke  vereenigingen 
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of  comité's   over  de  aan  de  orde  gestelde  onderwerpen  werden 
uitgebracht. 

Op  initiatief  van  den  bekenden  Frankfurter  Oberbürgem eister 
Ad  ie  k  es  hebben  verscheidene  stedelijke  besturen  en  eenaantal 
rechtsgeleerden  een  verzoekschrift  gericht  tot  de  Pruisische  Re- 
geering met  betrekking  tot  de  voorbereidende  opleiding  der 
juristen.  De  adressanten  wenschen,  dat  voor  de  toelating  tot  de 
studie  in  de  rechtsgeleerde  faculteit  ook  in  aanmerking  moge 
komen  het  getuigschrift,  afgegeven  door  de  Realgymnasia,  scholen, 
waar  naast  de  mathematische  en  natuurkundige  vakken  vooral 
Latijn  en  nieuwe  talen  worden  geleerd.  Het  uitnemend  gestelde 
stuk  verdient  ook  ten  onzent  alleszins  de  aandacht. 

«Het  onderwijs  in  de  Grieksche  taal  is  voor  de  voorbereiding  der 
aanstaande  rechtsgeleerden  niet  meer  volstrekt  noodzakelijk».  Zie- 
daar de  stelling,  die  waardig  en  zaakrrjk  wordt  bepleit.  Dat  de 
bestudeering  van  het  Grieksch  uit  meer  dan  één  oogpunt  is  aan  te 
bevelen,  wordt  niet  ontkend;  doch  tevens  wordt  met  klem  van 
redenen  aangetoond,  dat  Latijn,  Fransch  en  Engelsch ,  wiskunde 
en  natuurwetenschap  den  geest  evenzeer  vermogen  te  ontwikke- 
len, geleken  graad  van  beschaving  kunnen  doen  verwerven.  De 
rechtsbeoefening  zal  er  b\j  winnen ,  indien  b^  de  opleiding  grootere 
vr^heid  wordt  toegestaan,  zoodat  ieder  die  wqze  van  voorberei- 
ding kan  kiezen,  die  het  meest  met  zijn  individueelen  aanleg 
overeenkomt. 

Het  adres  is  o.  a.  afgedrukt  in  het  Pad.  ArchiVy]^,  Ai  ^  en  door 
den  steller  toegelicht  in  een  artikel  in  de  Deutsche  Jui*isten- 
Zeitwiig  van  45  Mei  1900  (Jg.  5,  bl.  213—215).  Reeds  spoedig 
heeft  het  aanleiding  gegeven  tot  eene  levendige  gedachten  wisseling. 
Prof.  Gierke  is  in  nMl  der  Jurist en-Zeitung  mei  krdichiiegen 
de  toelating  der  Realgymnasiasten  opgekomen.  En  met  hem 
vereenigen  zich  de  meeste  der  bekende  juristen,  wier  advies 
door  de  redactie  van  het  zooeven  genoemde  T\jdschrifl  is  ge- 
vraagd. Dat  in  die  adviezen  overdrijving  niet  is  uitgebleven,  moge 
blijken  uit  dit  ééne  zinnetje:  indien  de  studie  van  het  Grieksch 
verviel,  «würde  von  einem  Forschen  im  Rechte,  von  einer 
Wissenschaft  des  Rechtes  schwerlich  mehr  die  Rede  sein  kön- 
nenu»!  Overigens  is  het  opmerkelijk,  dat  ook  onder  de  Duitsche 
bewonderaars  der  klassieke  opleiding  geklaagd  wordt  over  edie 
oftmals  in  neuerer  Zeit  sich  geltendmachende  geistlose  Methode 
des  klassischen  Unterrichts.  Anstatt  die  Lektüre  der  alten  Dich- 
ter   und  Schriftsteller  so  zu   betreiben,  dass  dem  Schuier  der 
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griechische  Geist  versf^ndlich  wird .  dass  er  ihn  mit  Begeisterung 
erfasst  und  an  ihm  sich  bildet,  bringen  maDche  Lehrer  die  Schu- 
ier zur  Verzweiflung  durch  übertriebene  Grammatikalia,  durch 
die  Konjekluren,  Lesarten  und  derartigen  Krimskrams,  der  für 
gelehrte  Philologen ,  aber  nicht  für  Schuier  passt  und  ihnen  die 
Lektüre  der  alten  Schriftsteller  verleidet». 

Wij  vestigen  de  aandacht  op  eene  beslissing  van  den  Raad 
van  vroede  mannen  te  Glermonl-Ferrand  van  22  Febr.  1900, 
opgenomen  in  de  Revue  pratiqrie  de  droit  industriel,  S»**»  jaargang 
(1900),  bl.  74,  om  de  volgende  daarin  voorkomende  overwegingen : 
cO.  dat  de  vrijheid  van  den  arbeid  in  Frankrijk  een  algemeen 
recht  is  van  openbare  orde,  waarop  de  part\ien  bijgevolg  niet 
door  hunne  b\jzondere  overeenkomsten  inbreuk  kunnen  maken; 

eO.  dat  het  beding  van  de  overeenkomst  van  huur  van  diensten, 
gesloten  tusschen  Michelin  en  Co.  en  Beaufaron  op  27  Febr.  1899, 
waarvan  Michelin  en  Co.  de  uitvoering  vorderen,  in  str^d  is 
met  dit  beginsel ,  omdat  Beaufaron  daarbij  voor  den  geheelen  om- 
vang van  het  Fransche  grondgebied  gedurende  vijfjaren  onvoor- 
waardel^k  afstand  doet  van  de  bevoegdheid  werkzaam  te  zijn  in 
de  caoutchouc-nijverheid ; 

cdat  de  goedkeuring  van  een  dergelijk  beding  de  handhaving 
zou  wezen  van  eene  verbintenis,  waardoor  beslist  inbreuk  wordt 
gemaakt  op  de  vr\jheid  van  den  arbeid,  omdat  de  werkman  of 
bediende ,  die  vertrouwd  is  met  een  bepaalde  soort  arbeid  en  zeer 
vaak  slechts  door  dezen  arbeid  in  het  onderhoud  van  zich  en 
van  de  zijnen  kan  voorzien,  rechtens  in  de  onmogelijkheid  zou 
verkeeren  in  Frankrijk  arbeid  te  verrichten,  wat  zeer  stellig 
in  strijd  is  met  de  bedoeling  van  den  wetgever; 

«O.  dat  derhalve,  omdat  verplichtin^^en  welke  in  slr\jd  zitjn 
met  de  openbare  orde  volstrekt  nietig  zijn,  de  nietigheid  van 
het  bedoelde  beding  moet  worden  uitgesproken ;  dat  mitsdien  de 
Raad  niet  behoeft  te  onderzoeken,  of,  gelet  op  de  omstandigheden 
en  op  de  ongelijkheid  welke  bestaat  tusschen  werkgever  en  werk- 
man, bedoeld  beding  niet  een  ongerechtvaardigde  bevoordeeling 
in  zich  sluit  (ne  revêt  pas  un  caractère  léonin),  welke  den 
rechter  de  bevoegdheid  geeft  daarvan  de  nietigheid  uit  te  spreken; 

cO.  enz.i> 

In  dit  vonnis  mag  een  nieuw  bew\js  worden  gezien,  dat  de 
overtuiging  zich  begint  baan  te  breken,  dat  het  «pacta  esseser- 
vanda!»  zijne  grenzen  heeft,  dat  de  rechter  geroepen  is  ook  den 
inhoud  der  overeenkomsten  te  waardeeren   en  dat  h\j  aan  de 
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onderdrukking  van  de  eene  part^  door  de  andere  door  middel 
van  de  overeenkomsl  zijne  medewerking  heeft  te  onthouden. 

Evenals  vorige  jaren  (zie  laatstelijk  Rechtsgel.  Mag.  1899,  bl. 
506) -maken  w\j  ook  thans  melding  van  de  Discours  de  rentree^ 
b\j  de  hervatting  der  rechterlgke  werkzaamheden  b\j  de  Belgi- 
sche Hoven  op  2  Ociober  1899  gehouden ,  en  onlangs  in  La  Bel- 
gique  Jvdiciaire  openbaar  gemaakt. 

De  Advocaat-Generaal  b\j  het  Hof  van  Cassatie,  de  Heer  van 
Schoor,  bleef  zich  bewegen  in  denzelfden  kring  van  gedachten, 
waarin  hq  een  jaar  te  voren ,  als  Procureur-Generaal  b\j  het  Hof 
te  Brussel ,  zijne  toehoorders  had  rondgeleid.  De  zeer  uitgebreide 
verliandeling ,  waarvan  hq  slechts  een  gedeelte  voordroeg,  heeft 
tot  titel :  La  presse  saus  Ie  Consulat  et  sous  V Empire  (La  Belg.  Jud. 
1899,  n«.  82 — 85).  De  Procureur-Generaal  bij  het  Hof  te  Brus- 
sel, de  Heer  Willemaers,  sprak  over  La  loi  sur  Ie  régime 
des  aliénés  (t.  z.  p.,  1900,  nn.  4  en  5).  Z\jn  collega  te  Luik,  de 
Heer  Faider,  gaf,  in  aansluiting  aan  zqne  vorige  rede,  eenige 
medecleelingen  ten  beste  over  Trots  serments  au  mayen  dge 
(t.  z.  p.,  1900,  nr.  15).  Het  hoofd  van  het  parket  bq  het  Hof  te 
Gent,  de  Heer  de  Gamond,  eindelqk,  behandelde:  Vécole 
d'anthropologie  criminelle  et  les  doctrines  de  Césare  Lambroso 
(t.z.p.,  1900,  nr.  18). 

Een  v\jAal  jaren  geleden  werd  de  Centrale  Bibliotheek  over 
liet  AkoholvraagUuk  opgericht  door  de  Ned..OnderwqzersPro- 
paganda-Club  (voor  drankbestrqding),  met  het  doel  de  studie 
van  het  Alcoholvraagstuk  te  bevorderen,  door  het bqeenbrengen 
en  voor  ieder  verkrggbaar  stellen  van  het  voornaamste  wal  in 
binnen-  en  buitenland  over  het  Alcoholvraagstuk  van  verschil- 
lend standpunt  is  geschreven.  De  boekerij  bevat,  dank  zg  eeu 
regeeringssubsidie  van  /"ISO, —  en  verschillende  schenkingen  in 
boeken  (o.  a.  een  kostbare  collectie  officieele  bescheiden  van 
het  Fransche  Gouvernement),  een  groot  aantal ,  ook  juridische , 
werken  over  de  verschillende  onderdeelen  van  het  vraagstuk. 
De  catalogus  vermeldt  een  tiental  rubrieken :  algemeene  werken ; 
alcohol  en  alcoholische  dranken;  alcohol  en  het  menschelqk 
lichaam;  alcohol  en  de  maatschappij;  alcohol  en  de  opvoeding; 
drankwetgeving;  andere  bestrgdingsmiddelen;  geschiedenis  en 
biografie;  vereenigingsleven  en  verslagen;  tydschriften. 

Het  gebruik  der  boeken  is  kosteloos.  De  Bibliothecaris  (Th. 
W.  V.  d.  Woud  e,  99  Houttnankade ,  Amsterdam)  verzendt  ze 
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aan  leóeVy  die  ze  aanvraaiirt,  mits  de  aanvrager  bij  hem  bekend 
is  of  geïntroduceerd  wordt  door  een  hem  bekend  persoon.  De 
gebruiker  betaalt  enkel  de  verzendkosten. 

Wie  zich  tot  een  vaste  jaarlijksche  bijdrage  verbindt,  of  een 
schenking  in  eens  doet,  ontvangt  daarvoor  in  ruil  den  catalogus 
en  alle  mededeelingen  welke  van  de  Bibliotheek  uitgaan. 
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INHOUD  VAN  BINNEN-  EN  BÜITENLANDSGHE 
RECHTSGELEERDE  TÜDSGHRIFTEN. 


Themis,  dl.  61,  n^  2.  —  Hoog,  bijdrage  lot  de  kennis  van  den 
rechtstoestand  van  en  op  de  Zuiderzee.  —  Schreuder,  iets 
over  het  Nederlanderschap.  —  Van  Manen,  bewaarkiuizen. 

—  Koenen,  de  grondslagen  van  ons  familie-,  voogdij-  en 
erfrecht. 

Tüjdsohrift  voor  Strafreoht.  —  Dl.  12,  afl.  5/6.  Van  Lams- 
weerde,  gezamenlijke  dagvaarding  èn  rechtstreeks  èn  ingevolge 
verwijzing.  —  Winkler  en  Jacobi,  een  geval  van  ontoere- 
keningsvatbaarheid bij  het  bestaan  van  hersenruggemergsziekte. 

—  Levy,  smaadschrift.  —  Petit,  strafrechtelijke  bibliogra- 
phie  (1  Oct.  1899-1  Mrt  19ÜÖ).  —  Dl  13,  afl.  1/3  Van 
D  r  o  o  g  e ,  strafbaarheid  van  abortus  pro  vocatus.  —  Polenaar, 
geoorloofde  toegang  tot  eene  begraafplaats  (art.  148  Swb.).  — 
Limburg,  de  zaak  Vemer.  —  Loosj es, crimineele statistiek 
betreffende  jeugdige  veroordeelden.  —  Simons,  twee  vragen 
naar  aanleiding  van  art.  26  lid  3  Swb.  —  Van  Wqn bergen, 
element  van  strafbaar  feit,  of  fait  d'excuse,  in  eene  verbods- 
bepaling met  (tenzij».  —  Piepers,  de  tegenwoordige  inzich- 
ten omtrent  het  strafrecht  en  het  onderwijs  daarin  aan  's  R^ks 
Hoogescholen.  -^  Van  der  Eist,  de  Egmonder  visschers  en 
het  wetsontwerp  tot  wijziging  der  bestraffing  van  jeugdige 
personen.  —  Petit,  strafrechtelijke  bibliogi*aphie  (1  Mrt — 1 
Juli  1900). 

Het  Reoht  in  Nederlandfloh-Indië.  ->  Dl.  73,  n^.  12.  Hout- 
huysen,  geen  overschrijvingsrecht  verschuldigd  van  door 
bestemming  onroerende  zaken.  —  Dl.  74,  n<M.  l/2.Sibenius 
Trip,  art.  75  al.  3  en  4  Reg.  Regl.  en  het  op  de  Ghineezen 
toepassel^ke  recht.  —  Houthuysen,  twee  middelen  van  ont- 
duiking (art  7  n*.  2a  en  b  Overschr.Ord.). —Boekhoudt, 
het  eiland  Madoera.  —  N^  3.  Gastmann,  de  burgerrechte- 
lijke aansprakelijkheid  voor  onrechtmatige  handelingen  van 
ambtenaren  volgens  de  Nederl.-Ind.  jurisprudentie.  —  N<».  4/5. 
Garpenlier  Alting,  z\jn  legitimarissen  erfgenamen?  — 
N«.  7/8.  Mulder,  artt.  54  en  78Rv.  — N».9.  Nederburgh, 
de  staat  der  vrouw  Ij\j  gemengde  huwelijken  en  de  terugwer- 
kende kracht  der  wet.  —  No».  10/11.  Gastmann,  onrecht- 
matige ambtshandelingen. 
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BeohtBkundig  Tjjdsohr.  yoor  Vlaamsoh-Belgiê.  —  Jg.  %  n».  12 . 
Halflants,  de  ontwikkeling  van  de  rechtsbevoegdheid  der 
gehuwde  vrouw.  —  Jg.  3,  n®.  1   d  e  H  o  o  n ,  het  erfpachtsrecht. 

Bevue  de  droit  international.  —  T.  31,  not.  5/6.  Nys,  Alphonse 
Rivier,  sa  vie  et  ses  oeu vres.  —  R o  1  i  n ,  Thistoire  des  régies  juri- 
diques  en  matière  d'abordage.  —  Guyot,  les  Boers  et  les 
Uitlanders.  —  de  Bar,  de  la  responsabilité  des  Etats  éiraison 
des  doramages  soufferts  par  des  étrangers  en  cas  de  troubles, 
d'émeute  ou  de  guerre  civile.  —  Gilson,  Ie  droit  sous  la 
domination  romaine.  —  Des  Marez,  la  lettre  de  foire  au 
Xllle  siècle.  —  Barclay,  inviolabilité  de  la  propriété  privée 
sur  iner.  —  Lehr,  quelques  mots  sur  les  doubles impositions 
en  droit  international.  —  T.  32,  n».  1.  Streit,  les  grandes 
puissances  dans  Ie  droit  international.  —  Olivi,  Ie  .projet 
néerlandais  de  programme  pour  la  troisième  conférence  de 
droit  international  privé,  ï.  —  Nys,  un  chapitre  de  Thistoire 
de  la  mer.  —  La  situation  politique  de  la  Finlande,  I. 

Joomal  du  droit  international  privé.  —  26e année,no8. 11/12. 
Wahl,  Ie  représentant  responsable  des  sociétés  étrangères 
vis-êi-vis  du  fisc.  —  Péritch,  de  la  nationalité  suivant  la 
législation  serbe,  I.  —  Salem,  du  droit  des  étrangers  de 
recueillir  par  succession  en  Turquie.  —  De  la  condition  legale 
des  sociétés  étrangères  en  Roumanie.  —  Bibliographie  systéma- 
tique  du  droit  international  privé,  1899.  —  27e  année ,  not.  1/2. 
de  Vareilles-Sommières,  ia  synthese  du  droit  interna- 
tional privé,  I.  —  Fromageot,  les  vivres  considérés  comme 
contrabande  de  guerre.  —  Keidel,  renseignements  pratiques 
sur  la  nationalité  allemande.  —  Wahl,  de  Fapplication  de  la 
règle  roobilia  personam  sequuntur  aux  droits  de  mutation  par 
décès  en  Angleterre.  —  Peritch,  de  la  nationalité  suivant 
la  législation  serbe  (^n).  -—  Not.  3/4.  Fér  au  d-G  ir  au  d,  cau- 
serie sur  une  question  de  neutralité. —  Verneaux,  Tunifica- 
tion  du  droit  dans  la  matière  de  la  responsabilité  des  pro- 
priétaires  de  navires.  —  de  Vareilles-Sommières,  la 
synthese  du  droit  international  privé  (suiié),  —  Pic,  de  Tin- 
troduction  l'rauduleuse,en  France,deproduits  étrangers revétus 
d'une  marque  frangaise  usurpée  ou  d'une  fausse  indication  de 
provenance.  —  Des  protégés  en  Turquie. 

ZeitBchr.  f.  internattonales  Privat-  u.  Straflrecht,  Bd.  10.  — 
H.  1.  Meyerowitz,  die  Eheschliessung  von  Auslandern  im 
Deutschen  Reiche  und  von  Deutschen  im  Auslande  nach  Gesetz- 
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gebung  und  Praxis  des  dt.  internationalen  Privatrechts.  — 
Barazetti,  der  neue  Givilprozessordnungsentwurf  für  den 
Kanton  Aargau.  —  H.  2.  Kahn,  Bedeutung  der  Rechlsver- 
gleichung  mit  Bezug  auf  das  internationale  Privatrecht  — 
Handtmann,  die  Rechtsverhillnisse  der  Auslander in Russ- 
land  von  den  altesten  Zeiten  bis  zur  G^enwart, 

BiyiBta  di  diritto  intemasioxiale, anno III.  — Fascl'2.  Moore, 
Ie  relazioni  politiche   degli  Stati-Uniti  con  1'estremo  Oriente. 

—  Pessina,  sur  Textradition  des  nationaux.  —  Kennedy,  il 
congresso  di  Buffalo.  —  Fase.  3.  C  a  s  t  o  r  i ,  Ia  procedura  d'estra- 
dizione.  —  Fase  4  Buzzati,  una  questione  intorno  alla  nazio- 
nalita delle socieléi commerciali.  —  Pennetti,  un ambasciatore 
di  Francia  a  Venezia.  —  Fase.  5.  Milone,  ie  sentenze  slra* 
niere  e  il  giudizio  di  delibazione.  —  F  e  d  o  z  z  i ,  sulla  competenza 
deir  autorité  giudiziaria  circa  Ie  convenzioni  internazionalL 

The  Law  Magazine  and  Beview.  —  N«.  315,  Febr.  1900.  Barr 
Am  es,  the  history  of  Assumpsit.  —  Walton,  notes  on  the 
early  history  of  legal  studies  in  Ënglaud.  —  Gregory,  the 
Alaskan  boundary  question. —  Griffin,  federal  constitutional 
development:  a  contrast.  —  Pain,  model  bye-laws. —  Pris- 
tram,  in  memoriam:  Baron  Penzance.  —  Gurrent  notes  oa 
international  law.  —  Baker,  notes  on  recent  cases (English). 

—  Williams,  contemporary  foreign  literature.  —  N\  316, 
May  1900.  Ë.  W.  B.,  in  memoriam:  the  Right  Hon.Lord  Justice 
Ghitty.  —  Morrison,  corporal  punishment*  —  Baker,  the 
commission  of  lieutenantcy  in  counties.  —  Barr  Ames,  the 
history  of  assumpsit.  —  P  i  t  l-L  e  w  i  s ,  obituary :  the  Right  Hou. 
Lord  Ludlow.  —  Franck,  the  limitation  of  British  shipow- 
ners"  liability .  —  Gurrent  notes  on  international  law.  —  Baker, 
notes  on  recent  cases  (English).  —  Williams,  contemporary 
foreign  literature. 

Jherings  Jahrbüoher  f.  d.  Dogmatik  des  bürgerliohen  Beohts, 
Bd.  41.  —  H.  l/U  F.  Leo n hard,  die  Wahl  bei  der  Wahl- 
schuld,  zugleich  ein  Beitrag  zur  Lehre  von  der  Wirksamkeit 
der  Rechtsgeschafte.  —  Jacobi,  Recht,  Sitte und Sittlichkeit. 
Kin  Beitzag  zur  BegriiTslehre  des  deutschen  bürgerlichen  Rechts. 

—  Lippmann,  dierechllicheStelluugdesKonkursverwalters. 

—  H.  4'5.  Regelsberger,  Ersatzpflicht  aus  Vertragen  für 
den  Schaden ,  den  durch  den  Vertragsbruch  ein  Dritter  erleidet. 

—  Schlossmann,  ein  Fall  von  latenter  Verweisung  auf  par- 
tikulares  Gewohnheitsrecht  im  B.G.B.  —  Hol  der,  das  eigen- 
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handige  Testament.  —  Regelsberger,  zur  Lehre  von  der 
Wirkung  der  Anspruchsverj&hrung.  ^-  Ehrenberg,  wich- 
tige Probleme  des  Lebensversicherungsrechts.  Insbesondere  der 
Anspruch  auf  die  Lebensversicherungssumme.  Mit  Rücksicht 
auf  das  B.G.B,  erörtert.  i^ 

Arohiv  f.  d.  oiYiliBtiflohe  Prazi8,Bdi90.  — H.1.  Wittmaack, 
das  Verhaltniss  der  besonderen  Gerichte  zu  den  ordentlichen. 

—  Krückmann,  der  Fortfall  des  Interesses  und  derUnter- 
gang  des  Schuld verhaltnisses.  —  Kohier,  Parteiwille  und 
Rechtssatz  im  Testament —  O  pet,  Beitrage  zur  Kritik  des 
Entwurfs  eines  Gesetzes  betr.  das  Urheberrecht  an  Werken 
der  Literatur  und  der  Tonkunst.  —  H.  2.  Rümeiin,  die 
Verwendung  der  Causalbegriffe  in  Straf-  und  Civilrecht.  —  H.  3. 
Knitschky,  über  die  Anfechtung  der  Ehe  bevormundeter 
Personen.  —  Helimann,  zur  Lehre  von  der  nachtraglichen 
Ungültigkeit  der  Rechtsgeschafle.  —  Schneider,  zur  Aus- 
legung  des  §  1128  im  Bürgerl. Gesetzbuche.  —  Rubensohn, 
der  gute  Glaube  des  pfandenden  Glaubigers. 

Ztt.  f.  d.  Frivat-  u.  öflbnfl.  Beoht  d.  Gtogenwart,  Bd.  27.  —  H.  2. 

Varenius,  die  schwedisch-norwegische  Union.  —  Suess, 
der  Gegenstand  des  Strafschutzes  bei  dem  Yerbrechen  der 
öffentlichen  Gewaltthatigkeit  nach  österreichischem  Rechte.  — 
H.  3/4.  Ad  Ier,  civilrechtliche  Erörterungen  zum  Patentregis- 
ter nach  dem  Gesetze   vom  11.  Jinner  1897,  R.G.Bl.  no.  30. 

—  Hartmann,  die  Einwilligung  des  Verletzten  vom  Corpus 
juris  civilis  bis  zum  Reichsstrafgesetzbuche. 

AxehiY  f.  bürgerUohes  Beoht,  Bd.  17,  H.  2.  —  Damme,  Ge- 
schichte  und  Bedeutung  des  mündlichen  Verhandelns  im  Deut- 
schen  Patentertheilungsverfahren.  —  Rathenau,  der  Ueber- 
gang  der   Kautions-(U]timat)-Hypothek   nach  B.G.B.  ^  1190. 

—  Brettner,  der  TestamentsvoHstrecker  nach  neuem  Deut- 
schen  Recht  —  O  r  1 1  o  f  f ,  Rechtsschutz  betr.  Ueberhang,  Ueber- 
fall,  Grenzbaum  im  Nachbarrech t.  —  S  t  u  r  -  S  o  m  1  o,  die  Kosten- 
erstattung  an  den  Rechtsvorganger  im  Grundstücksprozesse. 
Eine  Interpretation  zu  §  266  der  C.P.0.  —  Oertmann,civi- 
iistische  Rundschau. 

ZeitBOhrift  f.  d.  ges.  Handelareoht,  Bd.  49.  —  H.  1/2.  Veit 
Sim  on,  der  Einfluss  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  auf  das 
Aktienrecht  —  Schirrmeister,  der KaufmannsbegrifT nach 
geltendem  und  künfligem  deutschen  Handelsrecht  {Schlusé), 
Eechtsgel.  Mag.  1900.  32 
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—  O  pet,  Beitrage  zum  Firmenrecht  —  Joerges,zur  Lehre 
vom  Miteigenthum  und  der  gesammteD  Hand  nach  deutschem 
Reichsrecht.  —  H.  3/4.  von  derLeyen,  die Fortbildung^ des 
Eisenbahnfrachtrechts  seit  dem  Beroer  internationalen  Ueber- 
^inkommen  über  den  Eisenbabnfracbtverkehr. 

GtorichtBBaal,  Bd.  57,  H.  4/5.  —  Hut  her,  über  Causalziisam- 
menhang.  —  T  r  a  u  t ,  der  Verweisungsbescbluss  des  §  270  der 
Strafprocessordnung  auf  den  verscbiedenen  Processwegen.  — 
Gerland,  zur  Bekampfung  der  Spielsucht. 

ZeitBohrift  f.  d.  ges.  StrafireohtBwiBsenBohaft,  Bd.  90.  —  H.  2/3. 
V.  Liszt,  die  Aufgaben  und  die  Metbode  der  Strafrechtswis- 
wenscbaft.  —  Friedlaender,  das  Kostenfestsetzungsverfah- 
ren  in Strafsacben.  —  Büdingen,die Strafantstalten als tuber- 
kulóse  Seuchenberde.  —  Hartwig,  das  Strafgesetzbuch  der 
Republik  Gbile.  —  Horn,  der  Versucb.  —  H.  4  Stetten- 
bei mer ,  Friedrich  Nietzscbe  als  Kriminalist.  —  Mittermaier, 
A.  Fuchs :  cdie  Gefangenen-Schutztbatigkeit  und  die  Verbrechens» 
propbylaxe».  —  Nussbaum,  das Zücbtigungsrecbt der  Dienst- 
berrscbafL  —  v.  Lilientbal,  der  Zweck  als  Straf-  und 
Scbuldmoment.  —  Koblrauscb,  das  cGesetz  betreffend  dié 
Bestrafung  der  Entziebung  elektriscber  Arbeit»  und  seine  Vor- 
gescbicbte.  —  Hatzig,  der  Madcbenhandel. 

Arohiv  f.  öffenü.  Becht.  —  Bd.  14,  H.  4.  Wable,  eindeut- 
scbes  Berggesetz.  —  Frormann,  eine  Streitf rage  aus  dem  Recbte 
des  konstitutionellen  Gesetzgebungsverfabrens.  —  F  r  ie  d  1£  nd  er, 
Recbtsbülfe  in  Strafsacben  zwiscben  bürgerlichen  Gericbten 
und  den  zur  Ausübung  der  Militarstrafgericbtsbarkeit  berufe- 
nen  Stellen.  —  Scbaps,  das  Flaggenrecbt  der  Kauffabrtei- 
scbiffe nacb dem  Reicbgesetz  vom 22.  Juni 4899.  —  Sössbeim, 
die  Abmeldepflicbt  des  Arbeitgebers  auf  Grund  des  Reicbs- 
krankenversicberungsgesetzes.  —  Bd.  45,  H.  1.  Von  Bar, 
neue  Principien  und  Methoden  des  internationalen  Privatrecbts. 

—  Dam  me,  das  Geltungsgebiet  der  deutschen  Patent-  und 
sonstigen  gewerblicben  Ausscblussrecbte.  —  Von  Franken- 
berg, die  Doppelversicherung.  —  Eine  LQcke  im  preussi- 
scben  Kommunalabgabengesetz V  —  H.  2.  Von  Stengel, die 
Haager  Friedenskonferenz  und  das  Völkerrecht  —  Preuss, 
die  staatlicbe  Bestatigung  der  Mitglieder  stadtiscber  Schulde- 
putationen  nach  preuss.  Recht.  —  Frormann,  die  zur  Zeit 
suspendirten  Vorschriften  der  preuss.  Verfassungsurkunde  Yom 
31.  Jan.  1850.  —  Stoerk,  die  unbefugte  Auswandening  und 
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das  deutsche  Personenstandsrejrister.  —  H  i  I  s  e ,  Ueberschrei- 
ten  der  wec^eherrlichen  Befugnisse  bei  Einrdumung  der  Wege- 
benutzungsrechts  för  Strassenbahnbetriebe. 

Deütaohe  Jnnsten-Zeitung,  Jg.  1900.  —  N».  3.  Nieraeyjr, 
zur  Bescblagnabme  neutraler  Handelsscbiffe. —  van  Calker, 
die  Reform  der  Zwangserziebung in Preussen.  -  Seligsobn, 
zum  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Patentan walte. — 
Kade,  zur  Handhabung  der  jetzigen  Civil-Prozessordnung.  — 
N'.  4.  Planck,  die  Bedeutung  des  §  740 der  Civ.-Proz.Ord. — 
Wach,  die  bedingte  Verurteilung  vor  dem  Reichstag.  — 
T hiel  man  n,  das  Burg.  Gesetzbuch  und  die  Lotterieverbote. 

—  W,  5.  Hölder,  die  Bemessung  der  Verzugszinsen  nach  dem 
B.G.B,  oder  dem  bisherigen  Rechte.  —  Basch,  die  geplante 
Neuregelung  des  Gerichtsvollzieherwesens.  — Stenglein, Ge- 
legenheitsgesetze.  —  -j-  E.  L  Herrfurth.  —  N».  6  Meili,  ein 
Bliek  in  das  Theaterrecht.  —  Mannhardt,  die  anhangigen 
Prozesse  unter  der  neuen  Civilprozessordnung.  —  Staub, 
die  Verzugszinsen  in  der  Uebergangszeit.  —  Jellinek,  Georg 
Meyer  f.  —  N'.  7.  A  r  n  d  t ,  Reichsgewerbeordnung  und  Waren- 
haussteuer.  —  Schmidt,  der  Einfluss  des  B.G.B,  auf  das  Straf- 
recht. —  Neumann,  ein  Vierteljahr  B.G,B.  —  Schellhas, 
die  Gerichtsbibliotheken  und  das  neue  Recht.  —  N®.  8.  Leh- 
man n ,  der  Einfluss  des  B.G.B,  auf  das  Wechselrecht.  —  Dove, 
die dt.  Rechtsentwickeluug  im  19.  Jahrhundert.  —  Falkmann, 
die  Zwangsvollstreckung  in  Vermögensmassen ,  an  denen  eine 
Mehrheit  von  Personen  beteiligt  ist.  —  N'.  9.  Landsberg, 
zur  Natur  des  Civilprozesses.  —  Pappenheim,  zudenEnt- 
würfen  einer  Seemansordnun^  und  eines  Gesetzes,  betr.Aban- 
derung  seerechtlicher  Vorschriften  des  H.G.B.  —  Dove,  die 
dt.  Rechtsentwickelung  im  19.  Jahrhundert  (Schluss).  —  N'. 
10.  Adickes,  die  Zulassung  der  Realgymnasiastenzurjuristi- 
schen  Laufbahn.  —  Lenel,  die  Voraussetzungen  der  Ehe- 
scheidung  wegen  Geisteskrankheit.  —  Lab  and,  die  Reform 
des  Wahirechts  in  Belgien.  —  N^  11.  Frank, zur lexHeinze. 

—  Gierke,  soll  das  Rechtsstudium  den  Realgymnasiasten 
zuganglich  werden  V  —  T  r  i  m  b  o  r  n ,  der  Entwurf  eines  Gesetzes 
betr.  Abanderung  der  Unfall versicherungsgesetze.  —  W  a  g  n  e  r, 
zur  Belebung  des  Instituts  der  Schiedsmanner.  —  N^  12.  Soll 
das  Rechtsstudium  den  Realgymnasiasten  zug&nglich  gemacht 
werden?  Eine  Enquête.  —  Burchardt,  Streitfragen  desAr- 
beitsvertrages. —  Schellhas,  die  Buchdruckerkunst  und  das 
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Recht.  —  N^  13.  Soll  das  RechlBstudium  den  Realgymnasias- 
ieD  zug&nglich  geroacht  werden?  Eine  Enquête.  —  Lenel, 
Fragen  des  Immobiliarsachenrechts.  —  Weissler,  Carmer 
wider  Fürst.  —  N*.  14  v.  R oh  land,  das  Völkerrechtim  Bu- 
nenkriege.  —  v.  Buchka,  die  landesrechtlichen  Straf bestim- 
mungen  über  den  Kontraktbruch  und  das  Streikpostenstehen. 

—  Sa m ter,  das  Wesen  der  eintragungsfóhigen  Vereine, 

Noavelle  Bevne  historique  de  droit  firan^.  et  étr.  —  23e 
année,  n^  6.  Esmein,  trois  documents  sur  Ie  mariage  par 
vente.  —  Cuq,  sur  une  nouvelle  methode  d'interprétation 
des  documents  juridiques  k  propos  de  Tinscription  d'Henchir 
Mettich.  —  Yigié,  coutumes  inédites  de  Belvès  (Dordogne) 

—  Salmon,  deux  rédactions  abrégées  des  coutumes  de  Beau- 
vaisis  de  Phitippe  de  Beaumanoir.  —  Fournier,  la  fonda- 
tion  et  la  première  réforme  de  Tuniversité  de  Bourges  (II).  — 
24e  année,  n*.  i.  Es  mei  n,  la  coutume  primitive  dans  un 
conté  populaire.  —  Gérardin,  de  la  représentation  dans  Ie 
cmutuum».  —  M  on  nier,  études  de  droit  byzantin.  —  Mey- 
nial,  des  renonciati'ons  au  moyen-ège  et  dans  notre  ancien 
droit.  —  N'.  2.  Monnier,  études  de  droit  byzantin  (II).  — 
d*Arbois  de  Jubainville,  Ie  fundus  et  la  villa.  —  Four- 
nier, la  fondation  et  la  première  réforme  de  Tuniversilé  de 
Bourges  (III).  —  Collinet,  quelques  manuscrils  etimprimés 
rares  interessant  Thistoire  du  droit  francais.  —  N*.  3.  Mo  n  n  i  e  r , 
études  de  droit  byzantin  (III).  —  Appert,  un  code  de  la 
féodalité  japonaise  au  XlIIe  siècle.  —  Collinet,  contributions 
a  Thistoire  du  droit  romain.  —  Flach,  fundus,  villa  et 
village. 

Bevne  orit.  de  ïégislation  et  de  jnrisprud.  —  48e  année,  nee- 
8/10.  Examen  doctrinal  (Lyon-Gaen,  jurisprudence en  malière 
de  droit  maritime).  —  Duffau-Lagarrosse,  du  droit  aux 
dommages-iiitéréts  dans  Ie  louage  de  services  k  durée  inde- 
terminée,  d'après  la loi  du 27 déc.  1890. —  Delpech,  deTeffét 
des  subrogations  consenties  par  Ie  Crédit  foncier  quant  k  la 
dispense  du  renouvellement  des  inscriptions  hypothécaires. — 
N^  11.  Examen  doctrinal  (Br é mond,  jurisprudence  admini- 
strative).  —  Pascaud,  la  réforme  des  partages  et  la  liberté 
de  composition  des  lots.  —  Lépinois,  la  femme  qui  se  marie 
sous  Ie  régime  de  la  communauté,  après  avoir  vendu  desim- 
meubles  dont  Ie  prix  lui  reste  dü,  conserve-f-elle ,  comme 
bien  propre,  Taction  résolutoire  k  défaut  de  paiement  du  prix  ?  — 
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N'.  12.  Examen  doctrinal  (T  is  sier,  jurisprudence  civile).  — 
Lainé,  considéralions  sur  Ie  droit  international  privé,  è  propos 
d'un  livre  récent.  —  Pinchon,  du  droit  d'accroissementexigé 
des  congrégations  religieuses.  —  49«  année,  n'.  1.  Examen 
doctrinal  (Gharmont,  jurisprudence  civile).  — Lainé.con- 
sidérations  sur  Ie  droit  international  privé ,  k  propos  d'un  livre 
récent  (suite),  —  Henry,  k  travers  la  coutume  de  Paris  et 
les  Institutes  coutumières  de  Loisel.  —  N'.  2.  Examen  doctri- 
nal (Vigié,  jurisprudence  civile).  —  Lainé,  considérations 
^iiur  Ie  droit  international  privé,  k  propos  d*un  livre  récent 
(suite),  —  Saleilles,  Ie  droit  au  nom  individuel  dans  Ie 
Code  civil  pour  Tempire  d'AlIemagne.  —  L  é  p  i  n  o  i  s ,  questions 
soulevées  par  Tinterprétation  du  décret  du  26  pluvi6se  an  II, 
concernant  les  travaux  exécutés  pour  Ie  compte  de  la  nation.  — 
N'.  3.  Examen  doctrinal  (S  u  r  v  i  1 1  e ,  jurisprudence  en  matière 
de  droit  international).  —  Gapitant,  des  obligations  devoi- 
sinage  et  spécialement  de  Tobligation  qui  pèse  sur  Ie  proprié- 
taire  de  ne  causer  aucun  dommage  au  voisin,  étude  de  juris- 
prudence (I). 

Annales  de  droit  oommeroial.  —  13me  année,  n*.6.  Magnin, 
essai  sur  ie  nantissement  des  fonds  de  commerce  et  les  résul- 
tats  de  la  loi  du  !•'  mars  1898  (suite).  —  Ghronique  de  légis- 
lation  etc.  (P i c  et  Su m ie n,Francel 898).  —  14m« année, nM. 
Magnin,  essai  sur  Ie  nantissement  des  fonds  de  commerce 
et  les  résultats  de  la  loi  du  i^'  mars  1898  (fin),  —  Ghronique 
de  iégisiation  etc.  (Han.ssens,  Belgique  1896/99).  —  Sch  wartz, 
con version  of  shares  into  stock.  —  N'.  2.  Huard,  Tévolution 
du  droit  en  matière  de  propriété  intellectuelle.  —  Ghronique 
de  Iégisiation  etc.  (Franchi,  Italië  1897/99). 

Arohivlo  Qiuridioo,  vol.  64.  —  Fase.  1.  Rocco,  per  la  storia 
e  la  dommatica  del  reato  di  abuso  di  foglio  in  bianco,  1.  — 
Gandolfo,  la  priorit^  nei  rapporti  cronologici  tra  \eactiones 
institoria  ed  exercitoria,  —  Ferrini,  la  consunzione  proces- 
suale  deW  actio  de  peculio. —  Gattaneo,  sul  contratto  di  dis- 
tribuzione  dell'  energia  elettrica.  —  Gonigliani,  sul  conguaglio 
dei  saggi  di  profitto.  —  Zdekauer,  sulla  notitia  testium  nei 
documenti  notarili  del  medio-evo.  —  Fase.  2.  Rocco,  per  la 
storia  e  la  dommatica  del  reato  di  abuso  di  foglio  in  bianco 
(fine),  —  Zdekauer,  i  capitula  hehraeorum  di  Siena(1477 
— 1526)  con  documenti  inediti.  —  Bianchini,  ladetermina- 
zione  positiva  del  concetto  di  prescrizione,  I.  — Buonamici, 
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sulla  scelta  dei  giureconsulti  e  delle  loro  opere  fatta  dai  com- 
pilatori  delle  Pandette.  — Cantü,  diffamazione  colposa  e  risar- 
cimento  dei  danni.  —  Bernardino, a proposito  di  diffamazione 
colposa.  —  Fase.  3.  Gianturco  jun.,  contributo  alla  dottrina 
dei  reati  ministeriali.  —  Clerici,  Ie  idee  economico-sociali 
di  Fichte.  —  Ranieri,  contributo  alla  teoria  della  nuUit^  di 
atti  amministrativi. 

n  diritto  oommeroiale ,  vol.  18.  —  Fase.  1.  Rodino.  societa  e 
comunione.  —  Sraffa,  locazione  d*opera  e  mandato  commer- 
ciale.  —  Pagani,  il  creditore  originario  che  riceve  unacom- 
biale  in  bianco  puö  completarla  scrivendo  nel  titoio  il  nome 
di  un  altro  prenditore?  —  Frugoni,  retrodatazione  della 
cessazione  dei  pagamenti  nei  giudizi  di  fallimento  (art.  704  e 
706  God.  di  comm.).  —  Fase.  2.  Bruschettini,  la  clausola 
dgnoro  peso»  nel  Ie  polizze  di  carico  —  B  o  n  o  I  i  s ,  o^^serva- 
zioni  intorno  alle  assicurazioni  sulla  vita  concesse  a  garanzia 
di  un  credito.  —  Vidari,  i  marchii  di  fabbrica  ed  il  codice 
penale.  —  Fase.  3.  Rodino,  la  claUsola  di  continuazione  del 
contratto  di  societè  cogli  eredi.  —  Navarrini,  Ie  circotari 
uella  vendita  di  aziende  commerciali  e  il  pagamento  dei  de- 
biti.  —  L  e  ban  o,  sopra  una  massima  di  giurisprudenza  cam- 
biaria.  —  Fase.  4.  Errera,  la  prescrizione  nella  cambiale 
a  proposito  di  una  sentenza  della  cas^sazione  di  Firenze.  — 
Barassi,  ancora  sulla  natura  del  contratto  di  trasporto  com- 
merciale.  — Vidari,  la  pubblicazione  dei  protesti  cambiarii. 

The  New  Jersey  Law  Jonmal,  vol.  23.  —  NM.  Crothers, 
a  psychological  study  of  jurors.  —  Biddie,  unsettled  points 
in  New  Jersey  law  {concl.),  —  N*.  3.  Griggs,  in  memoriam: 
Garret  A  Hobart.  —  Weart,  the  acquisition  of  territory 
by  the  United  States.  —  N'.  5.  The  laws  of  1900.  —  H arts- 
hor  n  e,  the  boss  and  the  bench.  —  N'.  6.  Weart,  reminis- 
cences  of  some  former  noted  mombers  of  the  New  Jersey 
Bar.  Chancellor  A.  T.  McGill.  —  Hartshorne,  theproposed 
judiciary  amendments. 
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Eenige  rechtsvragen  betreffende  de  roeestbegnnstigings- 
clansnle  in  handelsverdragen  '), 


DOOR 


Mr.  L.  E.  VISSER, 

te  's  Gravenhage. 


§  4.  De  invloed  der  voorwaarde  op  de  raeest- 
begunstigings-clausule. 

De  vraag,  welke  voor  de  praktyk  het  grootste  belang 
heeft  opgeleverd  en  nog  oplevert,  is  die  betreffende  de 
werking  der  voorwaarde  ten  opzichte  der  meestbegunstigings- 
clausule.  Indien  een  staat  in  het  gebied  van  een  anderen 
eene  begunstigde  behandeling  geniet,  aan  welker  verwer- 
ving, voor  welker  toepassing  of  anderszins  het  vervuld  of 
aanwezig  zgn  van  eenigerlei  voorwaarde  verbonden  is ,  kan 
dan  een  met  de  meestbegunstigingsclausnie  gewapende  derde 
staat  zonder  meer  ook  eene  dergelijke  behandeling  vorderen, 
of  kan  van  dezen  verlangd  worden  dat  de  gestelde  voor- 
waarden ook  te  zynen  opzichte  aanwezig  of  door  hem 
vervuld  zgn? 

Schraut  en  von  Melle  behandelen  deze  vraag  in  het 
algemeen,  doch  daarbij  wordt,  naar  het  mij  wil  voor- 
komen, niet  voldoende  onderscheiden  tusschen  de  twee 
verschillende  vormen,  waaronder  in  deze  materie  de  voor- 
waarde zich  kan  vertoonen.  Het  kan  toch  vooreerst  voor- 
komen, dat  de  voorwaarde  alleen  betrekking  heeft  op  het 
begunstigde  belang  zelf  en  dus  hare  vervulling  noodig  is 
om  dat  belang  in  den  omvang  en  het  wezen,  zooals  bij 
de  overeenkomst  bedoeld  is,  te  doen  onlstaan. 

Daarentegen  is  ook  mogelgk,  dat  de  voorwaarde  met  het 


1)  Vervolg  van  bl.  341, 

BechtBgel.  Mag.  1900.  33 
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belang  zelf  als  zoodanig  niet  heeft  te  maken,  doch  slechts 
betrekking  heeft  op  het  een  of  ander,  dat  door  den  be- 
gunstigden staat  moet  worden  gedaan  of  nagelalen. 

Hier  nu  bestaat  het  belang,  hetwelk  men  by  de  over- 
eenkomst eene  begunstigde  behandeling  heeft  willen  ver- 
leenen ,  onaf hankelyk  van  de  vervulling  der  voorwaarde  , 
en  wordt  niet,  zooals  bij  de  andere  categorie,  eerst  door 
die  vervulling  in  den  door  partijen  gewilden  omvang  in  het 
leven  geroepen.  Als  voorbeeld  voor  de  eerste  soort  voor- 
waarde wgs  ik  op  het  geval,  dat  b\j  tractaat  de  invoer- 
rechten op  bepaalde  uitvoerproducten  van  den  medecon- 
tractant verlaagd  worden  onder  voorwaarde,  dat  die  goederen 
rechtstreeks  uit  het  land  van  oorsprong  worden  aangevoerd. 
Van  de  tweede  soort  zou  ik  als  voorbeeld  willen  geven, 
dat  een  staat  aan  een  anderen  by  overeenkomst  bepaalde 
concessies  heeft  gedaan  onder  de  meer  of  minder  uitdruk- 
kelijke voorwaarde,  dat  deze  ook  den  medecontractant 
zekere  voorrechten  toestaat. 

Het  object  dat  men  in  het  eerste  geval  wil  begunstigen 
bestaat  uit  de  goederen ,  die  aan  de  voorwaarde  van  recht- 
streekschen  invoer  voldoen,  zoodat  dus  eerst  door  het  ver- 
vuld zijn  dier  voorwaarde  het  object  den  contractueel  ge- 
wilden  omvang  verkrijgt.  Wil  nu  een  andere  staat  op  grond 
der  meest  begunstigingsclausule  gelyke  voorrechten  erlan- 
gen, dan  zal  h\j  die  slechts  kunnen  verwerven  voor  be- 
langen, welke  dienzelfden  omvang  hebben.  Dit  nu  zal  alleen 
het  geval  kunnen  zgn,  indien  de  belangen  eveneens  aan 
de  gestelde  voorwaarde  hebben  voldaan.  Van  achteruitzet- 
ting kan  hierbij  geen  sprake  z\jn ,  daar  toch  op  deze  wijze 
gelijke  belangen  identiek  behandeld  worden.  Zoo  zullen,  om 
b\j  het  gegeven  voorbeeld  te  blyven,  slechts  dan  de  lagere 
tarieven  op  grond  der  meestbegunstigingsclausule  kunnen 
worden  geëischt,  indien  de  goederen  evenzeer  rechtstreeks 
waren  aangevoerd. 

Eenigszins  daarmede  overeenkomende  is  het  geval ,  dat  een 
staat    aan   een  anderen  bijzondere  tarieven  toestaat,  mits 
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de  goederen  langs  een  bepaalden  weg,  b.  v.  over  zee ,  wor- 
den binnengevoerd  *).  Ook  dan  kunnen  andere  staten  die 
lagere  tarieven  slechts  vorderen  voor  het  vervoer  langs 
dienzelfden  weg. 

Een  ander  voorbeeld  geven  de  bepalingen  omtrent  het 
veredelings-  en  grensverkeer.  Onder  het  eerste  verstaat  men 
óf  den  invoer  van  goederen,  met  het  doel  om  zekere  be- 
werking te  ondergaan  en  daarna  weder  te  worden  uitge- 
voerd, óf  den  wederinvoer  in  het  land  van  oorsprong 
van  goederen ,  die  elders  eene  zekere  bearbeiding  hebben 
ondergaan.  Daarvoor  wordt  soms  vrijdom  van  invoerrecht 
toegestaan,  wat  zelfs  nu  en  dan  wederzijds  bg  tractaat  is 
vastgesteld  *). 

Indien  nu  door  den  eenen  staat  aan  den  anderen  vrijdom 
van  rechten  voor  diens  ter  veredeling  ingevoerde  goederen 
is  toegestaan,  zullen  de  waren  van  een  derden  staat,  om 
op  grond  der  meestbegunstigingsclausule  dien  vrijdom  te 
kunnen  genieten,  in  dezelfde  omstandigheden  moeten  ver- 
keeren.  Alleen  daardoor  toch  verkrggen  die  belangen  voor 
den  derden  staat  den  bij  het  tractaat  ge  wilden  omvang '). 
Van   denzelfden   aard    zijn  ook  de  bepalingen  omtrent  het 


O  Cf.  een  voorbeeld  bij  Schraut,.bl.  92. 

*)  Cf.  b.v.  art.  11  van  het  tractaat  Rumeniê-Duitschiand  van  9/21 
Oclober  189.3  (Braileanu,  bl.  7);  tractaat  Zwitserland-Oostenrijk  van 
10  Üec.  1891  (D.H.A.  1 892 , 1  bl.  220) ,  art.  4 ;  Duitscbland-Zwitserland 
van  10  December  1891  (idem,  bl.  152),  art.  6,  en  Abkom men  betreffend 
ZollverhaUnisse  und  Veredlungsverkehr;  Italië-Zwitserland  van  19  April 
J892  (ld.,  bl.  543),  art.  11;  Oostenrijk-Servië  van  9  Augustus  1892  (/>. 
H.  A.  1893,  1  bl.  344)  art.  9;  e.  a.  Zie  omtrent  bedoeld  verkeer  ook  het 
Zwitsersche  ,Hegulativ"  van  8  December  1894  (id.  1895,  I  bl.  97). 

^)  Het  is  niet  twijfelachtig,  dat,  behoudens  bepaling  van  het  tegen- 
deel bij  tractaat  (cf.  art.  4,  Oostenrijksch-Nederlandsch  verdrag  van 
24  Maart  1867;  van  Gitters,  bl.  ^74  j°.  497) ,  de  meestbegunstigings- 
clausule onder  gelijke  omstandigheden  ook  op  die  voorrechten  toepas- 
selijk is.  Aldus  von  Melle,  1.  c  ,  bl.  231,en  gedeeltelyk  ook  Schrau  t, 
bl.  89.  Het  door  den  laatste  gemaakte  voorbehoud  betreffende  den 
vrijen  terugvoer  der  veredelde  waren  en  wederkeerigheid  wordt  niet 
geadstrueerd  en  is  dan  ook  logisch  onhoudbaar. 
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marktverkeer ,  waarbij  vrge  invoer  wordt  verzekerd  voor 
waren,  die  op  jaarmarkten  enz.  ten  verkoop  worden  ge- 
bracht en  onverkocht  weer  worden  teruggevoerd  (cf.  b.  v. 
art  11  Rumeensch-Duitsch  verdrag  van  1 892  .  art.  8  Italië- 
Zwltserland  van  1892,  art.  5  Duitschland-Zwitserland  van 
10  December  1891,  enz.). 

De  bepalingen  omtrent  het  grensverkeer,  d.  w.  z.  die  ten 
doel  hebben  het  verkeer  tusschen  twee  aangrenzende  landen 
te  vergemakkelijken ,  vallen  eveneens  onder  de  werking  dier 
voorwaarde.  In  verschillende  vormen  kan  zich  dit  verkeer  voor- 
doen. De  meest  eigenaardige  vorm  is  het  zoogenaamde  kleine 
grensverkeer,  waarmede  het  verkeer  langs  korten  afstand  van 
de  grens  bedoeld  wordt ,  b.  v.  bepalingen  betreffende  het  wei- 
den van  vee  op  dicht  langs  de  grens  liggende  landerijen  en 
het  terugvoeren  daarvan ,  betreffende  door  de  grens  doorsne- 
den landhoeven,  betreffende  den  invoer  in  de  grensstreken 
van  zeer  kleine  hoeveelheden  eetwaren  of  veevoeder ,  enz.  *). 

De  daarop  betrekking  hebbende  bepalingen  zijn  gewoon- 
Igk  bij  tractaat  vastgelegd.  Indien  een  van  de  meestbegun- 
stigingsclausule  voorziene  staat  ook  daarvan  het  genot  wil 
hebben,  zal  dit  natuurlijk  alleen  onder  dezelfde  voorwaar- 
den kunnen  geschieden,  en  dus  wederom  alleen  voor  het 
grensverkeer.  Daaruit  volgt  reeds,  dat  slechts  aangrenzende 
landen  van  zoodanige  bepalingen  het  genot  kunnen  verkrijgen. 

Schraut  (bl.  91)  is  van  meening,  dat  dergelijke  bepa- 
lingen nooit  onder  de  meestbegunstigingsclausule  vallen.  Ik 
kan  echter  geen  motief  vinden ,  waarom ,  behoudens  uitdruk- 
kelijke bepaling  van  het  tegendeel  *),  de  meestbegunstigings- 


')  Uitvoerige  bepaliogen  daaromtrent  o.  a.  in  het  tractaat  Oostenrijk- 
Humeniê  van  8/21  Dec.  1893  (article  additionnei) ;  in  liet  Zusatzartikel 
van  Oostenrijk-Zv^itserland  (s.  c.) ;  in  art.  6  en  bylage  C  van  Oostenrijk- 
Duitschland  van  6  December  1891  (/).  H.  A.  1892,  I,  79);  in  artikel 
4  en  bijlage  C  van  Duitschland-Zwitserland  (s.  c);  in  het  Zusatzartikel 
van  Oostenrijk-Italië  {D.  H.  A.  1892,  I  bl.  172);  in  artikel  10  Italië- 
Zwitserland   (s.  c.)  ■  in  artikel  7  en  bijlage  C  Oostenrijk -Servië  (s.  c). 

')  Bijv.  art.  3  Oostenrijk  Rusland  van  1894  (D.H.AASU,  1,  664); 
art.  11  Duitschland-Rusland  van  1894  (id.,  bl.244);art.8Duitschland- 
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clausule  in  dit  opzicht  op  andere  wQze  zoude  werken ,  dan 
bij  de  meer  algemeene  tractaat begunstigingen  *).  Moeilijker 
wordt  de  beslissing,  indien  die  bepalingen  omtrent  het 
grensverkeer  slechts  bestemd  zijn  te  werken  op  een  bepaal- 
delijk aangewezen  gedeelte  der  grens.  Stel  b.  v.  het  geval, 
dat  Nederland  en  België  eene  dergelijke  overeenkomst  zou- 
dpn  treffen  met  het  oog  op  het  verkeer  aan  de  Zeeuwsche 
grens.  Het  zoude  dan  voor  Duitschland  moeilyk  zgn  op 
grond  eener  meestbegunstigingsclausule  op  de  aldus  gegeven 
voorrechten  aanspraak  te  maken.  Voor  zgn  geheele  grens 
zou  genoemd  land  het  zeer  zeker  niet  kunnen  vorderen, 
en  ook  de  aanwyzing  van  een  bepaald  deel  der  Belgisch- 
Duitsche  of  Nederlandsch-Duitsche  grens  zou  onmogelijk 
z\jn.  Welk  deel  zou  men  toch  daartoe  moeten  bestemmen  ? 
Duitschland  zou  in  één  woord  niet  aan  de  voorwaarde  kun- 
nen voldoen  *).  In  sommige  tractaten  heeft  men  van  dergelijk 
soort   begunstigingen    uitdrukkelijk   melding  gemaakt ,  b.  v. 


België  (s.  c.) ;  art.  1  Oostenryk-Zwitserland  (s.  c.) ;  art.  7  Oostenryk- 
Italië  (s.  c). 

O  Aldus  ook  von  Me  11  e,  bl.  236.  Het  schynt  daarom  overbodig! 
dat,  gelijk  soms  geschiedt,  niet  aan  elkander  grenzende  landen  be- 
voorrechtingen in  het  grensverkeer  van  de  roeestbegunstiglng  uitslui- 
ten, cf.  b.v.,  art.  6  Duitschland-Rumeniö;  art.  20  Belgiö-Griekenland ; 
art.  19  België  Zweden ;  art.  19  België  Noorwegen.  Vreemd  is  ook  in 
de  drie  laatste  verdragen  de  bijvoeging,  dat  die  uitsluiting  alleen  ge- 
schieden zal,  zoolang  ook  andere  niet-aangrenzende  staten  niet  tot  dat 
verkeer  worden  toegelaten.  Op  deze  wijze  zoude  men  toch  eene  van 
het  gewone  gebruik  afwekende  opvatting  van  het  grensverkeer  verkrijgen. 

')  Ik  ontveins  mij  niet,  dat  op  deze  wijze  ontduiking  der  meestbe- 
gunstigingsclausule mogelijk  is  door  niet  alleen  voor  het  grensverkeer, 
maar  ook  In  het  algemeen  voor  invoer  van  goederen  over  een  bepaalde 
grens  een  lager  tarief  vast  te  stellen.  In  dat  geval  zullen  ook  wel 
andere  staten  van  de  lagere  lechten  bij  verzending  over  die  grens 
kunnen  profiteeren,  doch  practisch  zou  dit  weinig  waarde  hebben. 
Een  voorbeeld  van  eene  dergelijke  begunstiging  is  bijlage  C  III, 
Oostenrijk-Servië  (s.  c.)  voor  het  over  de  Servische  grens  direkt  in 
Oostenrijk  aangevoerde  Servische  graan .  welke  begunstiging  in  art.  3c 
van  het  Oostenrijksch  Russisch  verdrag  uitdrukkelijk  is  verklaard  niet 
onder  de  meestbegunstigingsclausule  te  vallen. 
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in  het  boven  geciteerde  Oostenrijksch-Zwitsersch  tractaat  van 
10  December  1891,  waarin  door  art.  1  onder  meer  uitdruk- 
kelijk van  de  meestbegunstiging  uitgesloten  worden  de  voor- 
rechten, verleend  aan  voortbrengselen  van  bepaalde  grens- 
streken of  aan  bewoners  van  bepaalde  gebieden;  eveneons 
in  art.  7  van  het  Oostenrijksch-Italiaansch  verdrag. 

De  tweede  vorm  der  voorwaarde  levert  meer  contro- 
versen op  dan  de  zooeven  besprokene  en  het  is  dan  ook 
daardoor  dat  in  den  laatsten  tyd  de  meestbegunstigings- 
clausule  vooral  ter  sprake  is  gebracht. 

Ook  ten  opzichte  van  dezen  vorm  der  voorwaarde  is  wel 
beweerd,  dat  van  achterstelling  geen  sprake  kan  zijn,  indien 
voor  de  toepassing  der  meestbegunstigingsclausule  vervul- 
ling eener  dergelijke  voorwaarde  geëischt  wordt. 

Allen,  aldus  werd  geredeneerd,  staan  gelijk,  indien  zij 
gelijke  gunsten  kunnen  verwerven  door  de  vervulling  eener 
zelfde  conditie.  Eene  dergelgke  bewering  klinkt  prima  facie 
heel  aardig,  maar  bij  eene  nadere  beschouwing  is  het  niet 
moeilijk  hare  voosheid  te  ontdekken.  Z\j  kan  m.  i.  dan  ook 
slechts  worden  volgehouden  door  hen,  die  het  diepgaand 
verschil  tusschen  deze  soort  van  voorwaarden  en  de  bier- 
voren  besprokene  niet  in  het  oog  houden. 

Wat  toch  is  het  geval?  Een  staat  bedingt  by  tractaat 
door  de  meestbegunstigingsclausule  het  recht,  dat  zijne 
belangen  in  het  gebied  van  zyn  medecontractant  dezelfde 
behandeling  genieten  als  die  van  eiken  anderen  staat, 
daarby  niet  achterstaan.  In  dezen  gedachtengang  is  het  vol- 
komen juist,  dat  de  vervulling  gevorderd  wordt  van  de 
vroeger  behandelde  soort  van  voorwaarden,  die  op  het  te 
begunstigen  belang  zelf  betrekking  hebben.  Bij  de  thans 
te  behandelen  voorwaarde,  die  slechts  bestaat  uit  eene 
van  het  belang  zelf  afgescheiden  handeling  van  den  be- 
gunstigden staat,  is  de  toestand  anders.  Thans  brengt  juist 
diezelfde  opvatting  der  meestbegunstigingsclausule  mede, 
dat  de  vervulling  van  die  voorwaarde  niet  geëischt  mag 
worden.    Het  is   toch  niet   de   vraag  of  de  staat,  die  op 
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de  mecstbegunstiging  recht  heeft,  in  zgn  geheel  genomen 
even  gunstig  als  alle  andere  wordt  behandeld,  of  de  be- 
handeling van  al  zijne  belangen  te  zamen  genomen  gelyk 
is  aan  die  van  andere  staten  Niet  alleen  zou  zoo  iets 
moeilijk  te  beoordeelen  zijn ,  maar  het  doet  ter  zake  niet  af. 

De  meestbegunstigingselausule  ziet  slechts  op  bepaald 
aangewezen  belangen,  zoodat  moet  worden  nagegaan  of  het 
concrete  belang,  waarover  gehandeld  wordt,  eene  even  goede 
behandeling  erlangt  als  datzelfde  belang  van  eenigen  anderen 
staat.  En  nu  is  het  duidelijk,  dat  bg  de  beoordeeling  hiervan 
alleen  die  belangen  moeten  worden  vergeleken ,  en  niets 
anders.  Van  het  oogenblik  af  dus ,  dat  een  concreet  belang 
van  eenigen  staat  op  eene  bepaalde  wyze  behandeld  wordt, 
moet  ook  de  van  de  meestbegunstigingselausule  voorziene 
staat  eene  gelijke  behandeling  kunnen  vorderen.  Anders 
te  handelen  ware  miskenning  van  het  door  die  clausule 
verkregen  recht.  De  staat  trouwens,  die  zich  daarop  be- 
roept, heeft  niets  te  maken  met  de  voorwaarden,  welke 
zön  medecontractant  aan  dorden  heeft  opgelegd  en  die 
medecontractant  kan  zich  tegenover  hem  op  het  met  dien 
derde  overeengekomene  niet  beroepen.  Dat  laatste  tractaat 
is  ten  opzichte  van  den  eerstbedoelden  staat  een  res  inter 
alios,  waarbij  hö  geen  partij  was  en  waardoor  hem  geene 
verplichtingen  kunnen  worden  opgelegd  of  in  de  hem  toe- 
komende rechten  wyziging  kan  worden  gebracht.  Doordat 
tractaat  moet  dus  intact  gelaten  worden  zijn  recht  om  in 
het  gebied  van  den  medecontractant  die  voordeelen  te  ge- 
nieten, welke  anderen  iure  aul  facto  deelachtig  z^jn.  Zoodra 
derhalve  een  derde  staat  door  de  vervulling  van  de  opgelegde 
voorwaarde  eene  bepaalde  behandeling  vooreen  of  meer  zijner 
belangen  heeft  verworven,  valt  die  behandeling  ook  binnen 
het  gebied  der  meestbegunstigingselausule,  voorzoover  deze 
althans  op  die  belangen  betrekking  heeft. 

Ook  von  Mei  Ie')  neemt  deze  leer  aan ,  en  meent  dat  de 


»)  T.a.p.,  bl.  205.  206. 
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staat,  die  van  de  meestbegunstigingsclausule  het  genot 
heeft,  zonder  meer  in  het  bezit  moet  worden  gesteld  van 
de  voordeelen,  die  aan  anderen  worden  toegestaan,  zelfs 
dan  „wenn  die  Vortheile  dem  andern  Staate  nur  gegen 
eine  bestimmte  Gegenleistung  oder  unter  einer  bestimmten 
Voraussetzung  bewilligt  werden,  denn  eine  unbedingte 
Zusage  der  Meistbegunstigung  lasst  sich  nicht  ohne  weiteren 
Anhalt  als  '  bedingte  interpretiren".  Al  wordt  hierbfl  niet 
onderscheiden  tusschen  de  twee  verschillende  vormen  der 
voorwaarde,  waarop  boven  gewezen  werd,  zoo  blykt  toch 
uit  de  verder  door  den  schryver  gegeven  voorbeelden,  dat 
hij  alleen  het  oog  heeft  op  den  tweeden  zooeven  besproken 
vorm  der  voorwaarde. 

Von  Me  11  e  meent  echter  tegen  het  door  hem  voorge- 
stane stelsel  een  grief  te  moeten  aanvoeren ,  en  wel  deze , 
dat  een  strenge  doorvoering  daarvan  licht  tot  grove  onbil- 
lykheid  aanleiding  kan  geven.  Hij  neemt  als  voorbeeld ,  dat 
een  staat  met  een  anderen  staat  is  overeengekomen  diens 
wgnen  niet  naar  het  alkoholgehalte  te  zullen  belasten ,  zoo- 
lang die  ander  ook  de  wgnen  van  eerstbedoelden  staat 
niet  op  die  wijze  belast.  Andere  staten  echter,  die  de 
wonen  wel  naar  het  percentage  alkohol  belasten,  zouden 
dan  op  grond  van  bovengenoemde  bepaling  die  voordee- 
liger  behandeling  hunner  wijnen  toch  kunnen  vorderen. 
De  schrijver  noemt  eene  dergelgke  toepassing  hard,  al 
voegt  h\j  er  ook  terstond  aan  toe,  dat  dit  geen  reden 
mag  zyn  het  beginsel  zelf  onjuist  te  verklaren.  Hy  had 
er  echter  gerustelijk  aan  kunnen  toevoegen,  dat  omgekeerd 
het  tegenovergestelde  systeem  even  onbiilgk,  zoo  niet  on- 
billyker  zoude  kunnen  werken ,  doordat  een  staat,  die  tegen 
opofferingen  zönerzgds  het  recht  zoude  hebben  verkregen 
in  het  gebied  van  den  medecontractant  bfl  anderen  niet 
achter  te  staan ,  uit  dat  recht  a.  h.  w.  zoude  kunnen  wor- 
den ontzet,  doordat  zijn  medecontractant  aan  derden  gun- 
sten toestond  onder  voorwaarden,  die  door  dezen  licht  te 
vervullen    waren,    doch   waarvan  de  vervulling  voor  hem 
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groote  bezwaren  zoude  opleveren.  Als  voorbeeld  noem  ik 
slechts,  dat  als  voorwaarde  gesteld  werd  het  tolvrij  of  tegen 
een  zeer  laag  recht  binnenlaten  van  goederen,  die  in  het 
land  van  den  derde  niet  worden  geproduceerd,  doch  in 
het  gebied  van  den  zich  op  de  meestbegunstiging  beroe- 
penden staat  een  der  voornaamste  takken  zijner  industrie 
of  anderszins  uitmaken. 

Het  is  van  belang  thans  de  wijze  na  te  gaan,  waarop 
die  beginselen  in  de  praktijk  van  de  laatste  jaren  zgn  toe- 
gepast. In  het  bijzonder  heeft  die  vraag  zich  n.1.  in  den 
laatsten  tgd  voorgedaan  bg  twee  verschilende  gevallen  of 
groepen  van  gevallen,  nl. : 

A.  de  zoogenaamde  aequivaleerende  rechten; 

B.  de  reciprociteitsleer. 

Wy  zullen  in  de  volgende  bladzijden  deze  beide  achter- 
eenvolgens behandelen. 

A.  De  aequivaleerende  rechten.  —  Men  verstaat  daaronder 
rechten,  die  geheven  worden  by  den  invoer  van  bepaalde 
goederen  met  het  doel  om  op  te  wegen  tegen  voordeelen, 
welke  die  goederen  door  de  fiscale  wetgeving  in  het  land 
van  productie  genieten.  Uit  den  aard  der  zaak  zijn  zij  dus 
niet  toepasselijk  op  alle  waren  van  een  bepaalde  soort, 
want  dan  waren  het  gewone  invoerrechten ,  doch  alleen  op 
die,  welke  afkomstig  zijn  uit  landen,  waar  het  gewraakte 
finantieele  stelsel  bestaat. 

Op  deze  wijze  tracht  het  land  van  invoer  o.  a.  te  voor- 
komen, dat  een  vreemd  land  door  begunstiging  van  den 
uitvoer  de  bescherming,  die  eerstgenoemd  land  zijn  industrie 
of  handel  verleent,  illusoir  maakt  of  hem  eene  unfaire 
concurrentie  aandoet. 

De  vraag  is  nu,  of  de  heffing  van  deze,  economisch  dus 
zeer  goed  te  verdedigen,  rechten  al  dan  niet  bestaanbaar 
is  met  de  algemeene  meestbegunstigingsclausule. 

Die  vraag  is  van  betrekkelijk  jongen  datum  en  heeft  zich 
het  eerst,  ja  bijna  uitsluitend,  in  de  praktijk  voorgedaan 


Digitized  by  VjOOQIC 


502 

bö    den   internationalen  strijd  tegen  de  suikerpremies.  Het 
is  toch  bekend,  dat  de  meeste  Europeesche  staten  hun  beet- 
wortelsuikerindiistrie   beschermen   door  het   verleenen  van 
premién.   Die   premiën   hebben  niet  alleen  de  bescherming* 
dier  industrie  in  het  buitenland  ten  doel,  maar  haar  taak 
en  gevolg  is  in  het  algemeen  evenzeer  de  mededinging  op 
de   wereldmarkt   voor  het  nationale  product  te  vergemak- 
kelijken. De  vele  bezwaren,  welke  een  dergelijke  finantieele 
politiek  medebrengt,  worden  door  weinigen  ontkend,  doch 
het  is   voor  elk  premiegevend  land ,  op  zich  zelf  staande , 
zoo   goed    als  onmogelijk   daarin   verandering  te  brengen. 
Afschaffing  der  premiën  toch  zoude  voor  zijn  product  slui- 
ting der  wereldmarkt   en  dus  achteruitgang,  zoo  niet  on- 
dergang der  industrie  ten  gevolge  hebben,  daar  de  gepre- 
mieerde suiker  der  andere  landen  natuurlijk  een  doodende 
concurrentie  zou  aandoen.  Dit  inziende ,  hebben  de  belang- 
hebbende staten  getracht  omtrent  de  afschaffing  dier  premiën 
een  overeenkomst  te  sluiten ,  ten  einde  het  bovengenoemde 
gevaar  te  ondervangen. 

In  1863  werd  daartoe  te  Parijs  de  eerste  conferentie 
gehouden ,  welke  geleid  heeft  tot  de  conventie  van  8  Novem- 
ber 1864  {Stbl  1865,  n^  84),  welke  ook  geratificeerd  is '). 


^)  Die  conveDtie  bevatte  in  art.  19  al.  2  eene  bepaling  omtrent  de 
aequivaleerende  rechten,  aldus  luidende:  «Dans  Ie  cas  oü  des  primes 
seraient  accordées  dans  les  dits  pays  (d.  w.  z.  de  niet  contracteerende 
staten)  a  Texportation  des  sucres  raffinés,  les  Hautes  Parties  con- 
tractantes  pourront  s'entendre  sur  les  surtaxes  a  établir  k  Timporta- 
tion  des  sucres  raffinés  desdites  provenances".  In  de  protocollen  der 
conferentie  is  omtrent  de  bedoeling  dezer  bepaling  niets  te  vinden; 
geen  woord  is  tot  toelichting  gesproken,  geen  vraag  gesteld.  Bg  de 
behandeling  der  conventie  in  de  Tweede  Kamer  werd  in  het  Voorloopig 
Verslag  er  op  gewezen,  dat  toepassing  van  dit  artikel  zou  strijden 
met  andere  tractaten,  die  de  raeestbegunstigingsclausule  bevatten 
en  de  verwondering  er  over  uitgedrukt,  dat  ter  conferentie  over  die 
bepaling  gezwegen  was  (cf.  Kamerstukken,  zitting  1864/65,  n'.  83).  De 
Regeering  gaf  die  mogelijkheid  van  strijd  toe,  maar  meende  dat  arti- 
kel 19  toegepast  zoude  kunnen  worden  tegenover  staten,  waarmede 
geen    meestbegunstigingstractaat    bestond.    Zij    zoude   het   trouwens 
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Na  eenige  volgende  conferenties,  die  echter  geen  resul- 
taten hebben  opgeleverd,  kwam  in  1887  of  1888  eene 
nieuwe  samenkomst  tot  stand  van  de  afgevaardigden  der 
meeste  suikerproduceerende  landen.  Op  deze  conferentie, 
welke  te  Londen  gehouden  werd,  kwamen  do  aequiva- 
leerende  rechten  ernstig  ter  sprake.  De  afgevaardigde  van 
Spanje  opperde  nl.  het  denkbeeld,  dat  de  verdragsluitende 
staten  de  afschaffing  der  premiën  zouden  sanctioneeren  door 
den  invoer  van  suiker,  afkomstig  uit  premie- verleenende 
landen,  öf  te  verbieden  öf  te  belasten  met  een  compensee- 
rond  recht  ter  hoogte  van  de  verleende  premie.  De  Heer 
Dupuy  de  Lome  betoogde  namens  zyn  Gouvernement, 
dat  toch  de  premies  juist  inbreuk  maakten  op  het  beding 
der  meestbegunstigde  natie,  daar  suiker,  afkomstig  uit 
een  land  hetwelk  geen  premies  gaf,  achterstond  bij  ge- 
premieerde suiker.  Door  het  genieten  der  premie  heeft  de 
laatste  suiker  toch  in  concurrentie  met  de  eerste  een  voor- 
sprong, die  even  hoog  is  als  de  premie.  Werden  derhalve 
beide  suikers  tegen  gelgk  recht  toegelaten,  dan  zoude  de 
niet-gepremieerde  suiker  volgens  hem  eigenlek  met  een 
diflFerentieel  recht  ter  hoogte  dier  premie  worden  belast  *). 
Gelijk  nader  werd  verklaard,  had  het  Spaansche  voorstel 
niet  alleen  ten  doel  de  tot  de  conventie  niet  toegetreden 
staten  te  verhinderen  premiën  te  verleenen  ten  nadeele 
der  staten,  die  overeenkomstig  de  te  sluiten  conventie  de 


onnoodig  gevonden  hebben,  dat  de  conferentie  zich  met  dat  punt  na- 
der had  beziggehouden. 

Het  komt  mij  voor,  dat  de  Regeering  gelijk  beeft.  Artikel  19  al.  2 
legt  den  contracteerenden  staten  niet  de  verplichting  op  dergelijke  sur- 
taxen  te  heffen;  er  wordt  alleen  verklaard  dat  dit  geschieden  kan. 

ledere  staat  werd  dus  vrijgelaten  daartoe  al  dan  niet  over  te  gaan, 
en  natuurlijk  kon  ieder  bij  de  beslissing  daaromtrent  zich  laten  leiden 
door  de  verdragsbepalingen  met  andere  staten.  Omtrent  de  vereenig- 
haarheid  der  meestbegunstigingsclausale  met  die  aequivaleerende  rech- 
ten levert  bedoeld  artikel  dus  geen  materiaal. 

')  Cf.  Protocollen  der  Londensche  suikerconferentie  (zitting  Novem- 
ber-December  1887)  in  Blue  Book  C.  5268  van  1888,  bl.  54/55  en  58/59. 
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premiën  zouden  hebben  afgeschaft ,  niaar  ook  om  te  waken 
tegen  nlet-nakoming  der  overeenkomst  door  de  toegetreden 
staten. 

Ondertusschen  was  de  conferentie  verdaagd,  ten  einde 
den  gedelegeerden  de  gelegenheid  te  geven  de  gedane  voor- 
stellen, waaronder  ook  het  Spaansche,  aan  het  oordeel 
hunner  Regeeringen  te  onderwerpen. 

Bg  de  hernieuwde  samenkomst  in  April/Mei  1888  bleek, 
dat  de  meeste  Regeeringen  tegen  die  propositie  bezwaar 
maakten,  en  wel  juist  op  grond  der  meestbegunstigings- 
clausule.  Slechts  Duitschland,  Oostenrijk  en  Engeland  ver- 
eenigden  zich  onomwonden  met  het  Spaansche  voorstel. 
Rusland  vond  er  veel  goeds  in,  doch  wenschte  een  uitstel 
om  zyne  ,handelstractaten  daarmede  in  overeenstemming 
te  brengen".  België,  Denemarken,  Zweden,  Frankrp  en 
Nederland  achtten  het  met  de  meestbegunstigingsclausiile 
onvereenigbaar  *). 

Thans  door  Engeland  opnieuw  en  uitvoeriger  geformu- 
leerd, maakte  het  voorstel  tijdens  eene  nieuwe  verdaging 
der  conferentie  nogmaals  een  punt  van  overweging  by  de 
verschillende  Regeeringen  uit.  Toen  men  in  Augustus  1888 
weder  samenkwam,  bleek  dat  op  het  punt  der  aan  de 
meestbegunstigingsclausule  te  onlleenen  rechten  de  mee- 
ningen principieel  niet  gewijzigd  waren.  België,  Denemarken, 
Frankrijk  en  Nederland  bleven  by  hunne  beginselbezwaren 
volharden.  Toch  werd  30  Augustus  1888  door  de  ver- 
tegenwoordigers van  Nederland,  Engeland,  Duitschland, 
Oostenrijk ,  België ,  Spanje ,  Italië  en  Rusland  eene  conventie 
onderteekend ,  waarvan  de  twee  eerste  alineas  van  artikel  7 
aldus  luidden:  ,A  partir  de  la  mise  en  vigueur  de  la  pré- 
sente convention,  tout  sucre  brut,  sucre  raffiné,  melasse 
OU    glucose,    provenant  des   pays,  provinces  d'outre-mer, 


^)  Cf.  Protocollen  der  conferentie  in  Blue  Book  C.  5577  (1888),  bl. 
3—57  passim,  bl.  102  vv.,  bl.  148  vv.,  bl.  168  vv. 
")  Cf.  Blue  Book  C.  5577,  bl.  203,  204,  207-210. 


Digitized  by  VjOOQIC 


505 

colonies  ou  possessions  étrangères  qui  maintiendraient  Ie  sy- 
stème  des  primes  ouvertes  ou  déguisées  a  la  fabrication  ou 
a  l'exporlation  des  sucres,  sera  exclu  des  terriloires  des 
Hautes  Parties  Contractantes.  Toule  puissance  contractante, 
pour  exclure  de  son  territoire  les  sucres  bruts,  sucres  raf- 
6nés,  mélasses  ou  glucoses  qui  auront  profité  de  primes 
ouvertes  ou  déguisées,  sera  tenue  a  prendre  les  mesures 
nécessaires  k  celte  fin ,  soit  en  les  frappant  d'une  prohibition 
absolue ,  soit  en  les  soumettant  a  un  droit  spécial  qui  devra 
necessairement  excéder  Ie  montant  de  la  prime ,  et  qui  ne 
sera  pas  supporté  par  les  sucres  non  primes  provenantdes 
Etats  contractants"  ')• 

Mag  nu  uit  de  onderteekening  dezer  overeenkomst  wor- 
den afgeleid  dat  genoemde  staten  allen  van  oordeel  zyn,  dat 
inderdaad  de  meestbegunstigingsclausule  het  hefiFen  van 
dergelöke  rechten  toelaat?  Uit  de  aan  de  onderteekening 
voorafgegane  laatste  besprekingen  bljjkt,  dat  de  meeste  sta- 
ten de  conventie  slechts  in  werking  wenschten  te  doen  tre- 
den, indien  alle  suikerproduceerende  landen  er  hunne  adhaesie 
aan  verleenden.  In  dat  geval  zou  er  van  strijd  tusschen ' 
dat  artikel  7  en  de  meestbegunstigingsclausule  geen  sprake 
kunnen  zgn ,  daar  allen ,  die  ten  opzichte  van  het  bedoelde 
punt  by  die  clausule  belang  zouden  kunnen  hebben ,  van  te 
voren  tot  dien  maatregel  hunne  toestemming  zouden  hebben 
gegeven.  Die  toestemming  werd  bovendien  geacht  ook  te 
blijven  gelden  voor  die  staten,  welke  na  toetreding  later 
de  overeenkomst  zouden  opzeggen.  Dit  blijkt  ook  uit  de  ter 
elfder  ure  aan  artikel  Vil  toegevoegde  en  door  Frankrijk 
voorgestelde  slotalinea:  .11  est  entendu  que  Ie  benefice  de  la 
clause  du  traitement  de  la  nation  la  plus  favorisée ,  inscrite 
dans  d'autres  traites,  ne  pourrait  être  reclame  pour  se 
soustraire  aux  conséquences  de  Tapplication  du  deuxième 
alinea  du  présent  article,  mème  de  la  part  des  Etats  sig- 
nataires    qui    viendraient   k  se   retirer   de   la  convention". 


*)  Cf.  de  Conventie,  t. a.p.,  bl.  225  vv. 
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Aan  die  alinea  ging  in  de  oorspronkelgk  aangenomen  lezing 
nog  aan  de  woorden:  ,il  est  entendu"  vooraf  de  zinsnede: 
9  La  présente  convention  devant  comprendre  tous  les  Etals 
producteurs  de  sucres"  *).  Hoewel  die  zinsnede  in  de  con- 
ventie zelve  niet  voorkomt ,  laten  toch  de  slotwoorden  van 
artikel  7:  ,raême  de  la  part  des  Etats  signataires  qui  vien- 
draient  a  se  retirer  de  la  convention",  geen  tw^fel  over  dat 
het  de  bedoeling  was  de  strafbepaling  niet  toe  te  passen 
op  staten,  die  geheel  buiten  de  conventie  stonden.  Uit  de 
geheele  toevoeging  volgt  toch,  dat  de  meestbegunstigin^- 
clausule  niet  kan  worden  ingeroepen  door  de  staten,  welke 
van  de  conventie  deel  uitmaken,  en  ook  niet  door  die,  welke 
later  weder  uitgetreden  zjjn.  Andere  staten  vallen  buiten 
dat  artikel.  Wel  hadden  de  Spaansche  en  Duitsche  gede- 
legeerden nog  volgehouden ,  dat  de  meestbegunstigingsclau- 
sule  en  het  beginsel  der  aequivaleerende  rechten  naast  elkan- 
der bestaanbaar  waren,  doch  het  valt  zeer  te  betwijfelen 
of  de  andere  afgevaardigden  het  daarmede  eens  waren.  Ten 
minste  Oostenrijk  sprak  het  terstond  tegen  *).  Toen  dan  ook 
een  nader  voorstel  van  Frankrijk  om  de  conventie  niet  in 
werking  te  doen  treden  vóór  alle  suikerproduceerende  sta- 
ten waren  toegetreden ,  was  verworpen ,  weigerde  niet  alleen 
dit  land  te  teekenen ,  doch  maakte  ook  Denemarken  bezw$iar 
artikel  VII  te  accepteeren  ').  Ook  België  maakte  omtrent 
dat  artikel  een  voorbehoud,  terwijl  ten  slotte  Oostenryk- 
Hongarye  slechts  teekende  onder  de  voorwaarde,  de  conven- 
tie op  den  overeengekomen  datum  niet  in  werking  te  be- 
hoeven te  doen  treden,  indien  alsdan  niet  alle  Europeesche 
producenten  waren  toegetreden '). 

Kortom,  eene  algemeene  erkenning  van  het  beginsel 
dat  de  meestbegunstigingsclausule  het  heffen  van  «droits 
compensateurs"   toelaat,   mag  uit  het   verhandelde  op  de 


')  T.a.p.,  bl.  214. 
«)  T.a.p.,  bl.  218. 
»)  Cf.  t.a.p.,  bl.  224. 
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Londensche  suikerconferenties  niet  getrokken  worden.  Trou- 
wens  de  overeenkomst   is  nooit  geratificeerd  geworden  '). 

Geruimen  tgd  bleef  daarop  de  kwestie  van  eene  inter- 
nationale afschaffing  der  premies  rusten.  Ondertusschen 
badden  de  Vereenigde  Staten  van  Amerika  het  denkbeeld 
der  aequivaleerende  rechten  vasten  voet  gegeven  in  hun 
tariefwet  van  15  Augustus  1894,  de  zoogenaamde  Wilson 
Act.  In  artikel  182^^  dier  wet  werd  bepaald,  dat  suiker 
enz.  gimported  from  or  the  product  of  any  country  which 
at  the  time  the  same  are  exported  therefroni  pays ,  directly 
or  indirectly,  a  bounty  at  the  export  thereof,  shall  pay 
a  duty  of  one  tenth  of  one  cent  per  pound  in  addition 
to  the  foregoing  rates".  Zooals  men  ziet  is  dit  nog  geen 
zuiver  aequivaleerend  recht,  daar  alle  premiegevende  staten, 
onverschillig  de  hoogte  der  premies,  aan  eene  geljjke  extra 
heffing  onderworpen  zijn.  Verder  gaat  echter  de  Dingley 
Act  van  24  Juli  1897,  die  de  zooeven  genoemde  tariefwet 
heeft  vervangen.  Section  5  van  die  wet  bepaalt  dat,  wan- 
neer eenig  land  direct  of  indirect  aan  een  van  zyn  pro- 
ducten een  uitvoerpremie  toekent,  dat  product  bfl  invoer 
in  de  Vereenigde  Staten  behalve  met  de  gewone  rechten 
belast  zal  worden  met  ,,an  additional  duty  equal  to  the 
net  amount  of  such  bounty  etc". 

Hier  is  het  beginsel  volkomen  zuiver  uitgewerkt,  en, 
anders  dan  in  het  oorspronkelijke  wetsontwerp,  niet  meer 
alleen  op  suikerpremies ,  doch  op  alle  uitvoerpremies  van 
toepassing. 

Onnoodig  te  vermelden,  dat  de  bietsuikerproduceerende 
en  premiegevende  staten  zich  niet  klakkeloos  by  die  Ameri- 
kaansche  wetgeving  nederlegden ,  doch ,  voor  zoover  mogelQk, 
op  grond  der  meestbegunstigingsclausule  er  tegen  protes- 
teerden. Het  krachtigst  deed  dit  Duitschland ,  het  land  dat 


^)  Artikel  VII  was  ook  in  Engeland  het  struikelblok  der  conferentie , 
cf.  The  truth  about  theforeign  Sugar  Bounties,  door  Mason  M.  Bee  to n^ 
Secretaris  der  ,Anti-Bounty  League.'' 
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in  1888  juist  met  zooveel  vuur  de  toelaatbaarheid  van 
aequivaleerende  rechten  naast  de  meestbegunstigingsclausule 
had  verdedigd. 

Met  ronde  woorden  verklaarde  dat  land  thans,  dateene 
dergelijke  bepaling  ,can  not  be  reconciled  with  the  rlght 
of  the  most  favored  nation"  *).  De  hierbö  aangevoerde  argu- 
menten zullen  wij  later  behandelen. 

Eveneens  protesteerden  Oostenrijk-Hongarije  en  Dene- 
marken op  grond  der  meestbegunstigingsclausule  tegen  de 
praktijk  der  Vereenigde  Staten  *). 

Het  volgende  jaar  vond  wederom  een  suikerconferentie 
plaats.  Deze  werd  van  7  tot  25  Juni  1898  te  Brussel  ge- 
houden en  ook  daar  kwamen  de  aequivaleerende  rechten 
ter  sprake  *).  By  de  zeer  korte  bespreking  van  dit  punt  lieten 
de  Russische  en  Fransche  gedelegeerden  zich  in  ongunsligen 
zin  uit  over  de  toelaatbaarheid  van  dergelyke  rechten ,  met 
het  oog  op  de  handelstractaten ,  doch  waar  de  conferentie 
niet  tot  het  onderteekenen  eener  overeenkomst  leidde,  werd 
ook  omtrent  dit  punt  niets  beslist. 

Ten  slotte  werd  in  1899  ook  door  Brilsch-Indië  lot  het 
heffen  van  aequivaleerende  rechten  op  gepremieerde  suiker 
overgegaan.  Bevreesd  voor  benadeeling  der  inlandsche  sui- 
kerindustrie door  den  grooten  invoer  van  goedkoope  beet- 
wortelsuiker, besloot  de  Indische  Regeering  het  voorbeeld 
der  Vereenigde  Staten  van  Amerika  te  volgen,  een  voornemen, 
dat  zij  ook  op  ongeveer  gelijke  wijze  ten  uitvoer  bracht  *). 
De  Britsche  Regeering  bekrachtigde  dien  maatregel,  niet- 
tegenstaande eenig  verzet  in  den  boezem  van  hel  Engelsche 
Parlement,  en  hoewel,  ten  minste  volgens  de  dagbladen, 
door  Oostenryk-Hongarije  op  grond  der  meestbegunstigings- 
clausule werd  geprotesteerd. 

')  Gf.  Foreign   Relations   of  Ihe  United  States,  1894  bl.  234  vv.  en 
1897  bl.  175  ?v. 
*)  Foreign  Relations  1895,  bl.  6  vv.  en  206  vv. 
')  Processen- verbaal  der  Conferentie,  bl.  47 — 49. 
*)  Gf.  hieromtrent  Britsch  Parlementair  stuk  G  9287,  East-India(3ugar). 
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Indien  men  het  voorafgaande  overziet ,  dan  kan.  niet  ont- 
kend worden,  dat  in  de  laatste  jaren  de  aequivaleerende 
rechten  terrein  hebben  gewonnen.  Men  kan  niet  zeggen, 
dat  zy  algeóieen  z\jn  geaccepteerd,  doch  hunne  toepassing 
is  meer  en  meer  in  gebruik  gekomen.  Mag  daaruit  nu  wor- 
den opgemaakt ,  dat  iure  de  meestbegunstigingsclausule  moet 
geacht  worden  die  compenseerende  rechten  toe  te  laten? 
Eene  dergelijke  conclusie  zou  mij  niet  juist  voorkomen !  Al 
hebben  enkele  staten  die  aequivaleerende  rechten  ingevoerd, 
en  al  hebben  de  betrokken  staten  zich  niet  altgd  daartegen 
verzet,  zoo  geloof  ik  toch  niet  dat  de  gewoonte  daardoor 
voldoende  wordt  gevestigd.  De  verschillende  staten  zijn 
daartoe  in  hunne  handelingen  niet  standvastig  genoeg  ge- 
weest en  geven  daardoor  bl\jk,  dat  die  handelingen  niet 
zoozeer  voortkomen  uit  eene  rechtsovertuiging  dan  wel  uit 
politieke  of  economische  overwegingen.  En  dal  deze  over- 
wegingen, vooral  de  economische,  op  dit  punt  zeer  sterk 
kunnen  zijn,  volgt  reeds  uit  de  geduchte  werking  die  de 
suikerpremiën  op  de  wereldmarkt  oefenen. 

Aan  de  besluiten  der  Londener  suikerconferentie  moet 
men  ter  beoordeeling  van  deze  rechtskwestie  niet  te  veel 
hechten.  Wq  zagen  reeds  dat  de  meeste  staten  de  conventie 
beschouwden  als  bestemd  om  te  gelden  voor  alle  suiker- 
produceerende  staten,  zoodat  dus  de  door  haar  gedecre- 
teerde  aequivaleerende  rechten  eigenlek  door  de  belangheb- 
benden uitdrukkeiyk  waren  toegestaan  en  in  dien  gedach- 
tengang  dus  van  een  strgd  met  de  meestbegunstigingsclausule 
geen  sprake  kan  zgn. 

Een  der  landen  echter ,  dat  het  meest  principieel  in  deze 
partü  trok  en  openlgk  uitsprak,  dat  de  aequivaleerende  rech- 
ten buiten  bedoelde  clausule  vielen ,  was  Duitschland.  En  wat 
zien  wy  nu  gebeuren,  zoodra  in  1894  door  deWilson  Act 
die  rechten  in  de  praktijk  worden  toegepast  en  Duitschlands 
belangen  schenden  ?  Dat  dit  land  krachtig  tegen  de  surtaxe 
protesteert.  Daarna  in  1897  herhaalt  die  staat  zyn  protest 
in  nog  sterker  bewoordingen  en  zelfs  met  bedreigingen,  toen 

BechtBgeL  Mag.  1900.  34 
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de  Mac  Kinley-wet  de  aequivaleerende  rechten  scherper 
doorvoerde*  En  boe  is  nu  hiertegenover  de  houding  der 
Vereenigde  Staten  ?  Het  antwoord  op  het  protest  van  1 894 
werd  gegeven  in  de  boodschap,  door  President  G Ie  v eland 
3  December  van  datzelfde  jaar  tot  het  Congres  gericht. 

Daarin  werd  het  Duitsche  protest  vermeld  en  tevens 
aan  de  Wetgevende  Macht  verzocht  de  surtaxe  in  te  trekken. 
De  motieven  hiertoe  werden  gegeven  in  een  rapport  van 
den  Secretaris  van  Staat  aan  den  President,  waarin  grif 
erkend  en  met  argumenten  aangetoond  werd ,  dat  die  «addi- 
tional  duty"  in  strijd  was  met  de  meestbegunstigingsclau- 
suie  ').  Drie  jaren  later  zien  wg  echter,  dat  dergelijke  rechten 
nog  scherper  worden  geheven  en  ....  Duitschland's  protest 
niet  alleen  zonder  uitwerking  blyfl,  maar  getracht  wordt 
dit  met  argumenten  te  weerleggen '). 

in  1879  werd  aan  eene  Commissie  uit  het  Britsche  Lager- 
huis namens  het  ,Foreign  Office*'  verklaard ,  dat  een  ^coun- 
tervalingduty'^  in  Engeland  niet  kan  worden  ingevoerd 
zonder  de  handelstractaten  te  schenden ,  terwgl  bg  de 
Londensche  suikerconferentie  Engeland's  houding  een  gansch 
andere  was,  welke  houding  b\j  de  heffing  der  aequivalee- 
rende rechten  in  Britsch-lndië  dog  meer  is  geaccentueerd. 

Men  ziet  dat  de  praktgk  wankelend  is.  Niet  alleen  ver- 
schillen de  staten  onder  elkander  van  meening  omtrent 
de  vereenigbaarheid  van  aequivaleerende  rechten  en  meest- 
begunstigingsclausule ,  maar  de  gedragslvjn  van  meer  dan 
eenen  staat  w\jzigt  zich  binnen  kort  tydsverloop  nu  in 
dezen,  dan  in  genen  zin.  Van  eene  algemeene  erkenning 
der  toelaatbaarheid  dier  rechten  kan  dus  zeer  zeker  geen 
sprake  z|jn. 

Wjj  aarzelen  dan  ook  niet  om  volkenrechtelijk  de  onver- 
eenigbaarheid  dier  rechten  met  de  meestbegunstigingsclausule 
vol  te  houden.  Waar  die  compenseerende  rechten  toch 
duidelgk   tegen  het  karakter  der  meestbegunstiging  indrui- 

0  Foreign  Relations  1894,  bl.  236  vv. 
')  Foreign  Relations  1897,  bl.  178. 
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schen,  mag  zeer  zeker  een  uitdrukkelgke  erkenning  of 
een  duidelgk  gebleken  algemeene  praktijk  geëlscht  wor- 
den ,  alvorens  tot  de  bedoelde  vereenigbaarheid  kan  worden 
geconcludeerd.  Hoezeer  trouwens  die  rechten  met  het  be- 
grip der  meestbegunstigingsclausule  streden,  kan  het  best 
worden  beoordeeld,  indien  men  de  van  weerszijde  aange- 
voerde argumenten  vergelekt. 

De  argumenten,  die  ten  behoeve  der  vereenigbaarheid 
worden  aangevoerd,  zgn  uitermate  zwak.  Wj]  vinden  in 
dien  zin  betoogen  van  den  Heer  Shepheard  en  van  den 
overleden  professor  S  h  e  1  d  o  n-A  m  o  s  in  een  aan  den  strijd 
tegen  de  suikerpremies  gewyd  werk:  The  inUh  ahout  the 
foreign  sugar  bounties^  byeengebracht  door  den  Secretaris 
der  „Anti-Bounty  League",  Mayson  M.  Be  e  ton').  Die 
betoogen  komen  ongeveer  neer  op  de  ook  reeds  bij  de  con- 
ferentie van  1887  gehouden  redeneering,  dat  de  uitvoer- 
premies  discrimineerend  werken,  indien  de  daardoor  be- 
voordeelde goederen  tegen  dezelfde  rechten  worden  inge- 
gevoerd  als  goederen ,  die  een  dergel^ke  bescherming  missen. 
Indien  b.v.  Engeland  door  de  meestbegunstigingsclausule 
met  twee  landen  verbonden  is,  en  een  van  die  twee  lan- 
den past  het  stelsel  der  suikerpremies  toe ,  dan  is  het  andere 
land  by  invoer  zyner  producten  in  Engeland  in  ongunstiger 
conditie,  juist  alsof  z\jne  producten  door  Engeland  hooger 
werden  belast.  Het  meestbegunstigingsbeding  tusschen  dat 
land  en  Engeland  zou  dus  veel  van  z^jne  waarde  hebben 
verloren,  en  nu  acht  de  Heer  Shepheard  het  .fairly 
conclusive",  dat  Engeland  zich  op  grond  der  meestbegunsti- 
gingsclausule b\j  het  eerste  land  tegen  die  waardevermin- 
dering van  de  met  andere  landen  gesloten  tractaten  kan 
beklagen:  ,it  is  fairly  conclusive  that  the  favoured-nation- 
article  gives  either  of  two  contracting  Powers  the  right 
to  complain  of  an  export  bounty  by  the  other  contrac- 
ting Power,   on  the  grounds  that  such  form  of  protection 

')  Bi.  125  vv. 
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aflfects  the  value  of  similar  engagements  wilh  other  Powers". 

De  schrijver  zelf  schijnt  —  men  lette  op  het  fairly 
conclusive  —  niet  absoluut  overtuigd  van  het  steekhoudende 
zijner  argumentatie.  Ik  kan  mg  dan  ook  onmogelgk  voor- 
stellen, hoe  de  meestbegunstigingsclausule  tot  eendergelyk 
protest  aanleiding  kan  geven.  Op  grond  der  meestbegun- 
stigingsclausule kan  men  zich  beklagen,  indien  de  mede- 
contractant  iets  doet,  waardoor  men  in  diens  gebied  bij 
anderen  wordt  achtergesteld.  Hoe  men  zich  echter  op  die 
bepaling  kan  beroepen  op  grond ,  dat  de  wederpartij  daden 
verricht  die  geen  invloed  hebben  op  het  handelsverkeer 
tusschen  de  parijen,  doch  op  een  geheel  ander  handels- 
verkeer, is  mij  onbegrgpelqk. 

De  Heer  Shepheard  beroept  zich  ook  op  de  , Contagious 
diseases  (animals)  Act" ,  door  welke  verplichte  slachting  van 
in  Engeland  ingevoerd  vee  wordt  voorgeschreven,  met  be- 
voegdheid voor  den  Privy  Gouncil  daarop  eene  uitzondering 
te  maken  voor  die  landen,  welke  van  besmettelijke  vee- 
ziekten vrij  zgn.  ,If  disease  can  be  excluded,  why  not 
bounties",  zoo  wordt  dan  verder  gevraagd. 

Dit  dilemma  is  echter  niet  zeer  gevaarlek.  Men  houde 
hiertoe  slechts  de  vroeger  gemaakte  onderscheiding  tusschen 
de  twee  soorten  van  voorwaarden  in  het  oog.  Vrijdom  van 
ziekte  als  voorwaarde  voor  de  toelating  van  vee  mag  be- 
schouwd worden  als  eene  zoodanige  voorwaarde,  die  be- 
trekking heeft  op  het  beschermde  belang  zelf,  en  kan  dus 
met  de  meestbegunstigingsclausule  niet  in  strjjd  zijn.  Anders 
echter  staat  het  met  de  uitvoerpremiên.  Men  spreekt  wel 
van  gepremieerde  suiker ,  doch  daarbij  dient  niet  te  worden 
vergeten,  dat  dit  slechts  eene  spreekwijze  is,  die  de  zaak 
zelve  niet  dan  zeer  onjuist  weergeeft. 

Tusschen  gepremieerde  en  niet-gepremieerde  waren  be- 
staat op  zich  zelf  absoluut  geen  verschil;  de  waar  zelve 
heeft  met  dat  al  of  niet  verleenen  eener  premie  niets  uit 
te  staan.  Dat  suiker  of  eenig  ander  product  gepremieerd 
is,    wil    eenvoudig    zeggen,    dat  de   voortbrengers  uit  de 
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staatskas  eenig  voordeel  genieten ,  doch  verandert  den  aard 
van  de  waar  niet.  Stelt  men  dus  als  voorwaarde  voor  de 
toelating  van  het  artikel  onder  het  lager  invoerrecht,  dat 
dit  niet  gepremieerd  zij,  dan  is  dat  niets  anders  dan  de 
voorwaarde ,  dat  het  land  van  voortbrenging  eene  bepaalde 
finantieele  politiek  niet  toepast,  doch  heeft  zulks  met  den 
aard  der  waren  —  zelfs  in  den  ruimsten  zin  genomen  — 
niets  uitstaande.  Door  dus,  gelgk  de  Heer  Shepheard 
doet,  disease  en  bounties  nevens  elkander  te  stellen,  ver- 
gelijkt die  schryver  ongelijksoortige  grootheden. 

In  de  lijn  van  het  betoog  van  den  Heer  Shepheard 
komt  ook  het  rapport  van  het  , Select  Committee"  uit  het 
Engelsche  Huis  van  Afgevaardigden,  in  1879  benoemd 
om  de  suikerkwestie  en  de  maatregelen,  tegen  de  suiker- 
premies  te  nemen,  te  onderzoeken.  Het  comité  meent  in 
zgn  rapport  dat,  indien  in  het  algemeen  op  suiker  een 
invoerrecht  werd  gelegd,  van  hetwelk  echter  landen,  die 
geen  gepremieerde  suiker  uitvoerden,  konden  worden  vrij- 
gesteld, «similar  treatment  would  be  accorded  to  all  coun- 
tries  coming  under  similar  conditions"  *). 

Ook  dit  rapport  maakt  zich  schuldig  aan  woordenspel. 
Zeker ,  de  meestbegunstigingsclausule  eischt  niet  anders  dan 
gelflke  behandeling  onder  gelijke  voorwaarden,  maar  het 
is  juist  de  vraag  wat  te  dien  opzichte  als  voorwaarde  moet 
worden  beschouwd.  En  nu  hebben  wij  reeds  getracht  aan 
te  toonen,  dat  eene  voorwaarde,  wil  zij  in  dit  opzicht 
invloed  kunnen  oefenen,  betrekking  moet  hebben  op  het 
betrokken  belang  zelf. 

Een  scherpe  refutatie  van  die  argumenten  wordt  gevon- 
den in  de  reeds  genoemde  Duitsche-Amerikaansche  corres- 
pondentie over  de  surtaxe  van  1894.  Vooral  het  rapport 
van  den  Staatssecretaris  aan  den  President  der  Republiek 
is  uitvoerig.  Eerst  wordt  het  argument,  ontleend  aan  de 
voor  allen   geiyke  omstandigheden,  gerefuteerd.  Wat  doet 


^)  The  truth  about  the  sugar  bounties,  bl.  22  vv. 
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het  er  toe,  zegt  de  Heer  Gresham,  of  ook  nog  andere 
landen  aan  dezelfde  ongelijke  behandeling  als  Duitschland 
zyn  onderworpen;  zoodra  er  een  land  overblijft,  dat  in 
gunstiger  positie  is,  wordt  het  meestbegunstigingsbeding 
geschonden.  En  h\j  haalt  daarb\j  aan  het  geschil  met  Enge- 
land, hetwelk  voor  rijst,  van  de  westkust  van  Afrika  ver- 
voerd ,  een  lager  recht  had  voorgeschreven.  Na  een  protest 
der  Vereenigde  Staten  op  grond  der  meestbegunstigïngs- 
clausule  had  Groot-Brittannië ,  zy  bet  ook  na  eenig  tegen- 
stribbelen, het  lagere  recht  ook  tot  de  verschepingen  uit 
de  Unie  uitgebreid.  De  Wilson-Act,  aldus  constateert  het 
rapport  verder,  legt  uitdrukkelflk  een  additioneel  recht  op 
een  artikel,  omdat  het  een  product  is  van  een  land,  het- 
welk toevallig  in  een  bepaalde  categorie  valt,  en  dit  laat 
de  meestbegunstigingsclausule  niet  toe. 

Zeer  juist,  meen  ik.  Men  zoude  op  die  wgze  de  landen 
naar  gelang  hunner  wetgeving  in  bepaalde  categorieën  ver- 
deden, en  daarvan  de  hoegrootheid  van  het  te  heffen  in- 
voerrecht afhankeiyk  stellen. 

Zoo  iets  kan  men ,  gel\jk  de  Lagerhuis-commissie  deed , 
nu  wel  .similar  treatment  under  similar  conditions"  noe- 
men ,  doch  men  vergeet  daarbij  dat  de  meestbegunstigings- 
clausule juist  ten  doel  heeft  zulke  willekeurige  onderschei- 
dingen te  voorkomen.  Wat  zou  er  anders  van  die  clausule 
overblijven?  Evengoed  als  men  aequivaleerende  rechten  kan 
heffen  op  grond  dat  een  land  uitvoerpremies  geeft,  kan 
men  een  ander  criterium  aannemen  en  b.v.  tusschen  monar- 
chieën of  republieken  onderscheid  gaan  maken.  Zoodra  men 
op  grond  der  binnenlandsche  wetgeving  begint  te  discri- 
mineeren,  valt  elke  grens  weg.  Op  dat  gebied  moet  iedere 
staat  binnen  de  grenzen  van  het  tractaat  vr|}  bleven.  De 
Duitsche  Regeering  wees  ook  hierop  en  voerde  aan,  dat 
men  aldus  extra-rechten  van  een  artikel  zou  kunnen  heffen, 
op  grond  dat  de  voortbrengers  in  het  eene  land  meer  be- 
lasting betalen  dan  in  het  andere,  hetwelk  evenzeer  voor 
den    uitvoer  van  belang  kan  zgn.  Op  die  wgze  zou   de 
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rneestbegunstigin^clausule  'niets  anders  zijn  dan  een  mid- 
del tot  bevoordeeling  van  en  interventie  in  de  binnen- 
landsche  wetgeving  van  een  vreemden  staat.  ledere  voor- 
waarde ,  die  niet  het  te  beschermen  belang  zelve  raakt ,  moet 
uit  den  booze  zgn. 

Vervolgens  behandelt  de  Secretaris  van  Staat  een  argu- 
ment, hetwelk  veel  gelijkenis  vertoont  met  de  eerste  rede- 
neering van  den  Heer  S  h  e  p  h  e  a  r  d ,  nl.  of  die  uitvoerpre- 
mie  zelve  beschouwd  mag  worden  als  eene  discrimineering, 
waartegen  de  andere  staat  door  een  aequivaleerend  recht 
mag  opkomen ,  m.  a.  w.  of  die  premies  zelve  soms  eene 
schending  zgn  der  meestbegunstigingsclausule ,  die  den  ander 
het  recht  geeft  zich  daartegen  te  verdedigen.  Terecht  wordt 
opgemerkt,  dat  hiervan  geen  sprake  kan  zyn. 

De  premies  hebben,  evenals  beschermende  rechten,  ten 
doel  de  binnenlandsche  industrie  te  beschermen  en  de 
vreemde  concurrentie  tegen  te  gaan.  Beide  maatregelen  komen 
eigenlek  op  hetzelfde  neer,  al  hebben  de  premies  misschien 
ook  eene  krachtiger  werking  op  de  buitenlandsche  markt. 
Welke  van  die  twee  men  echter  wil  aanwenden,  is  een 
kwestie  van  binnenlandsche  politiek.  Zoolang  die  bescher- 
ming der  binnenlandsche  industrie  echter  tegen  alle  landen 
dezelfde  is,  heeft  men  geen  recht  daartegen  op  grond  der 
meestbegunstigingsclausule  door  aequivaleerende  rechten  op 
te  komen.  De  meestbegunstigingsclausule  toch  belemmert 
de  contracteerende  landen  niet  in  de  bescherming  hunner 
nationale  markt.  In  die  omstandigheden  z\jn  die  aequiva- 
leerende rechten  slechts  ,an  attempt  to  oflfset  a  domestic 
favor  or  encouragement  by  the  very  means  forbidden  by 
the  treaty". 

Hoeveel  zwakker  was  de  argumentatie  der  Amerikaansche 
Regeering,  toen  zg  in  1897  moest  trachten  het  tegenover- 
gestelde te  verdedigen  '). 

Behalve  eene   verwijzing  naar  de  praktijk  der  Unie  be- 


')  Foreign  Relations  1897,  bl.  178. 
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treffende  reciprociteitsverdragen ,  welke  w\j  later  zullen  be- 
handelen en  die  met  deze  kwestie  eigenlyk  weinig  uitstaande 
heeft,  werd  als  argument  slechts  aangevoerd,  dat  Duitschland 
bij  de  suikerconferentie  van  1888  zelf  ontkend  had,  dat  de 
meestbegunstigingsclausule  door  de  aequivaleerende  rechten 
werd  geschonden.  Een  dergelpe  herinnering  aan  de  con- 
sequentie der  tegenpartij  moge  handig  z\jn,  als  argument 
voor  de  rechtmatigheid  van  eigen  handeling  heeft  het  na- 
tuurliik  geen  waarde.  Ook  verkondigde  de  Amerikaansche 
Regeering  de  zonderlinge  leer,  dat  de  tariefwet,  als  later 
statuut  dan  het  tractaat ,  de  bepalingen  van  dit  laatste  kon 
wijzigen.  Al  ware  dit  uit  een  oogpunt  van  Amerikaansch 
staatsrecht  ook  juist,  volkenrechtelijk  gaat  dit  zeer  zeker 
niet  op,  daar  de  staten  juist  in  hunne  wetgeving  met  de 
gesloten  traclaten  rekening  moeten  houden. 

Waar  dus  de  voreenigbaarheid  van  aequivaleerende  rech- 
ten met  de  meestbegunstigingsclausule  niet  te  verdedigen 
is,  moot  het  inderdaad  verwondering  baren,  dat  nog  in 
zooveel  opzichten  dat  systeem  veld  wint.  De  oorzaak  daar- 
van is  bloot  een  van  economische  politiek.  Wö  hebben  er 
reeds  op  gewezen,  hoezeer  de  meeste  suikerproduceerende 
landen  verlangen  zich  van  dat  premiestelsel  te  kunnen  vrij- 
maken, doch  dat  het  gemis  van  internationale  overeen- 
stemming hiertoe  een  struikelblok  is.  Er  is  echter,  meent 
men,  een  middel  om  die  overeenstemming  te  verkrijgen, 
of  in  ieder  geval  meer  bereikbaar  te  maken.  En  dat  mid- 
del ligt  in  de  aequivaleerende  rechten.  Indien  de  grootste 
suikerconsumenten  daartoe  zouden  overgaan,  dan  zouden, 
naar  de  beste  kenners  der  suikerkwestie  meenen ,  de  tegen- 
strevende staten  hunnen  tegenstand  weldra  moeten  opge- 
ven, daar  die  premies  henzelven  niet  dan  nadeel  zouden 
bezorgen  en  haar  doel  zouden  missen. 

Het  besef  nu  van  de  groote  rol,  welke  die  aequivalee- 
rende rechten  wellicht  zullen  moeten  spelen,  en  van  de 
heilzame  uitwerking,  die  zij  kunnen  uitoefenen,  heeft  onge- 
twijfeld meer  dan  één  staat  er  toe  gebracht  hel  rechtspunt 
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niet  te  scherp  onder  de  oogen  te  zien ,  doch  zich  bQ  eene 
toepassing  neder  te  leggen. 

B.  De  Reciprociteitaleer.  —  Deze  leer  is  eigenlek  niets  dan 
eene  toepassing  van  het  ,do  ut  des".  Men  wil  dat  beginsel 
nl.  ook  op  de  meestbegunstigingsclausule  enten  door  de 
stelling,  dat  die  clausule  op  aan  derden  gegeven  begunsti- 
gingen slechts  recht  geeft  tegen  betaling  van  den  door  die 
derden  daarvoor  betaalden  prgs  '). 

Ook  hierbij  ontmoeten  wg  wederom  de  praktijk  derVer- 
eenigde  Staten  van  Amerika.  De  Unie  toch  heeft  vooral 
zoogenaamde  reciprociteitsovereenkomsten  gesloten,  waar- 
onder z\]  verstond  tractaten,  waarbg  tegen  bepaald  om- 
schreven concessies  andere  concessies  in  ruil  werden  gegeven, 
met  dien  verstande  dat  andere  staten  op  grond  der  meest- 
begunstigingsclausule op  die  concessies  niet  dan  tegen  het 
verleenen  van  gelpsoortige  concessies  aanspraak  zouden 
kunnen  rAaken.  Zooals  in  den  aanvang  van  dit  opstel  mede- 
gedeeld werd,  bevatten  vele  tractaten  op  dit  punt  voorzie- 
ningen. Zoo  wordt  nu  eens  bepaald  dat  alle  voordeelen ,  die 
aan  een  derden  staat  worden  gegeven ,  terstond  en  zonder 
tegenpraestatie  door  de  beide  contractanten  ook  tot  elkander 
zullen  worden  uitgebreid ,  dan  weer  dat  zulks  alleen  om  niet 
zal  geschieden,  indien  die  voordeelen  ook  den  derde  gratis 
waren  verleend ,  doch  slechts  tegen  contra-praestatie,  indien 
ook  de  derde  zulk  eene  heeft  gegeven. 

Wat  is  nu  aan  te  nemen ,  indien  geen  dezer  beide  bepa- 
lingen in  het  tractaat  voorkomt  ?  Kunnen  dan  op  grond  der 
meestbegunstigingsclausule  de  aan  derden  tegen  contraprae- 
statie  verleende  voorrechten  zonder  meer  gevorderd  worden, 
of  is  tot  het  verkrijgen  daarvan  toch  eene  vergoeding  ver- 
eischt?  Men  heeft  eenerzflds  tractaten,  welke  uitdrukkelijk 


')  Aldus  de  Marlens,  Traite  de  droit  international  H  bl.  322. 
Des  schrijvers  eenige  argument  is,  dat  eene  andere  Dp vatting  in  strijd 
ware  met  de  reciprociteit.  Anders  Lehr,  o.  c;  von  Mei  Ie,  bl.  205. 
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de  onvoorwaardelijke  uitbreiding  als  een  essentieel  vereischte 
der  meestbegunstigingsclausule  proclameeren ,  andererzijds 
verdragen  die  het  omgekeerde  verkondigen.  Als  voorbeeld 
van  het  laatste  noem  ik  artikel  11  van  het  traclaat  tusschen 
Nederland  en  Liberia  van  20  December  1862  {Stbl  1864 
n®.  77),  aldus  luidende: 

9  Daar  het  de  bedoeling  is  der  beide  contract eerende  par- 
tyen om  elkander  over  en  weer  de  behandeling  op  den 
voet  der  meestbegunstigde  natie  te  verzekeren ,  zoo  is  over- 
eengekomen dat  elke  gunst,  voorrecht  of  vrgdoro,  hoe  ook 
genaamd,  in  zake  van  handel  en  scheepvaart,  door  eene 
der  twee  contracteerende  partgen  aan  de  onderdanen  of 
burgers  van  eenig  vreemd  land  verleend  of  te  verleenen, 
almede  zal  worden  uitgestrekt  tot  de  onderdanen  of  burgers 
der  andere  contracteerende  partg ,  om  niet,  zoo  de  vergun- 
ning om  niet  aan  eenen  derden  staat  is  gegeven,  of  tegen 
eene  vergelding  zooveel  mogelijk  van  gelijke  waarde  en 
invloed,  indien  de  vergunning  voorwaardelijk  is  geschied"  '). 

Het  tegenovergestelde  beginsel  vindt  men  echter  o.  a.  ge- 
proclameerd in  art,  1  van  het  tractaat  tusschen  Rusland 
en  Denemarken  van  18  Februari/2  Maart  1895  ')  en  in  art.  1 
van  het  Duitsch-Zwitsersche  tractaat  van  10  December  1891. 

Terwgl  de  eerste  alinea  van  laatstgenoemd  artikel  ver- 
meldt, dat  de  beide  contracteerende  partyen  zich  verbinden 
elkander  ten  opzichte  van  in-  en  uitgaande  rechten  op  den 
voet  der  meestbegunstigde  natie  te  behandelen,  gaal  alinea 
2  aldus  voort:  ,Jeder  der  beiden  Theile  verpflichtet  sich 
demg&indss  jede  Begünstigung ,  jedes  Vorrecht  und  jede  Er- 
massigung,  welche  er  in  den  gedachten  Beziehungen  einer 
dritten  Macht  bereits  zugestanden  hat  oder  in  der  Folge 
zugestehen   möchte,   gleichmassig  auch   dem  anderen  ver- 


O  Evenzoo  art.  4  van  Nederland-Gosta-Rica  van  12  Jali  1852  [Stbl, 
1854  n^.  16)  en  art  3  van  Nederland-Dominicaansche  Repnbliek  vaii 
24  Jttli  1856  {SM.  1858  n".  12),  beide  thans  vervallen. 

*)  Handelsarehiv  1895,  hl.  475. 
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tragsschliessenden  Theile  gegenüber  ohne  irgend  welche 
Gegenleistung  in  Kraft  treten  zu  lassen"  *). 

Men  kan  uit  die  tegenstrijdige  bepalingen  zeer  weinig 
afleiden  *)  en  de  oplossing  zal  dus  buiten  de  verdragsbe- 
palingen moeten  worden  gevonden. 

Vooral  de  Vereenigde  Staten  van  Amerika  hebben  steeds 
de  leer  verdedigd,  dat  niettegenstaande  het  bestaan  eener 
meestbegunstigingsbepaling  toch  het  geven  eener  contra- 
praestatie  vereischt  was.  Men  treft  daarom  in  bijna  alle 
Amerikaansche  tractaten  eene  bepaling  aan,  welke  die 
kwestie  oplost.  Reeds  in  het  eerste  door  hen  gesloten  trac- 
taat,  nl.  dat  met  Frankryk  van  6  Februari  1778,  vindt  men 
in  art.  2  eene  bepaling  van  die  strekking '),  en  ook  in  het 
laatste  door  hen  gesloten  handelstractaat ,  met  Japan  van 
22  Juni  1894 ,  komt  in  art.  14  die  bepaling  wederom  voor  *). 
Tusschen  die  beide  vindt  men  een  breede  rfl  verdragen , 
die  meest  allen  hetzelfde  principe  huldigen  '). 


O  De  Marlens,  KR.G.  2me  série,  dl.  18,  bl.  267. 

^)  Die  tegenstrgdigheid  komt  vooral  uit  in  de  nieuwe  Japansche 
verdragen.  Hoewel  Japan  daarin  bgna  altijd  (cf.  infra)  gestipuleerd 
heeft,  dat  later  aan  derden  te  verleenen  gunsten  terstond  en  onvoor- 
waardelijk tot  de  contracteerende  partijen  moeten  worden  uitgebreid, 
heeft  het  ook  in  enkele  tractaten  de  verplichting  eener  eventueele 
contrapraestatie  opgenomen.  Achter  beide  redacties  laat  het  echter 
steeds  evenzeer  volgen:  ,it  being  their  intention  that  the  trade  and 
navigation  of  each  country  shall  be  placed  in  all  respects  by  the  other 
on  the  footing  of  the  most  favoured  nation"  (vgl.  bv.  art.  14  Belgisch 
en  Amerikaansch  tractaat). 

')  De  Martens,  Reeueü  etc.  I  bl.  685. 

*)  Deutsches  Handelsarchiv  1895,  I  bl.  455  vv. 

')  Met  uitzondering  alleen  van  het  tractaat  met  Groot-Brittannie 
(voor  het  Rijk  in  Europa)  van  3  Juli  1815  en  met  Zwitserland  van  25 
November  1850. 

Zie  .Senate,  Executive  Docnments,  2**».  session,  48**».  congress ,  vol. 
I,  part.  2",  hetwelk  eene  verzameling  is  der  door  de  Vereenigde  Staten 
gesloten  verdragen  van  Juli  1776  tot  ±  1887.  Een  overzicht  der  ver- 
schillende reciprociteits-  en  meestbegunstigingsclausules  is  te  vinden 
op  bl.  1423  vv.  van  dit  werk,  onder  het  hoofd:  ,Reciprocal commer- 
cial Agreements'*. 
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Bovendien  heeft  de  Regeering  der  unie  meerdere  malen  de 
leer  verkondigd,  dat  ook  zonder  eene  uitdrukkelijke  bepa- 
ling diezelfde  beginselen  moesten  worden  toegepast.  Het  eerst 
geschiedde  dit  ten  opzichte  van  Frankrijk  omstreeks  1817. 
Laatstgenoemd  land  had  in  1 803  aan  de  Vereenigde  Staten 
Louisiana   afgestaan   en  in  artikel  8  van  het  cessietractaat 
de  bepaling  doen  opnemen,  dat  na  twaalf  jaren  de  Fran- 
sche  schepen  in  de  havens  der  Unie  op  den  voet  der  meest- 
begunstigde  natie  zouden  worden  behandeld. 

Niettegenstaande  die  bepaling  werden  na  1815  toch  de 
Fransche  schepen  in  de  Amerikaansche  havens  aan  hoogere 
lasten  onderworpen  dan  die  van  enkele  andere  vreemde 
staten ,  welke  slechts  dezelfde  rechten  als  de  Amerikaansche 
schepen  zelf  hadden  te  voldoen. 

Natuurlflk  werd  daarover  geprotesteerd.  De  Unie  voerde 
hiertegen  aan,  dat  de  Amerikaansche  schepen  in  die  landen 
ook  op  gelflken  voet  als  de  nationale  schepen  werden  behan- 
deld, en  z\j  verdedigde  het  uit  dien  hoofde  gemaakte  ver- 
schil in  behandeling  met  de  bovengenoemde ,  den  Franschen 
toen  waarschijnlijk  nog  vrg  onbekende  leer.  Wilden  de 
Franschen  dus,  dat  hunne  schepen  op  gelgken  voet  als  de 
Amerikaansche  en  daarmede  gelijk  gestelde  schepen  toege- 
laten werden,  dan  moesten  ook  zij  op  hun  beurt  de  Ameri- 
kaansche vlag  met  de  hunne  gelijkstellen. 

President  Monroe  verkondigde  die  leer  in  1821  in  zijn 
boodschap  aan  het  Congres  en  de  Amerikaansche  Gezant 
in  Frankrijk  lichtte  dat  in  1833  by  een  schrflven  aan  het 
Fransche  Gouvernement  nog  nader  toe  ').  üitdrukkelflk 
werd  daarbg  verklaard,  dat  het  weglaten  van  eenigerlei 
beperkende  definitie  in  artikel  8  geen  bezwaar  opleverde. 
De  door  de  Amerikanen  voorgestane  opvatting  lag,  meende 
men ,  zóó  duidelyk  in  de  termen  der  meestbegunstiging  op- 

*)  W harion,  International  Law  Digest,  Il  §  134  bl.  38  en  §  1486 
bl.  143  vv.  De  Franschen  hielden  echter  vol,  totdat  in  1831  by  een 
speciaal  tractaat  dit  en  andere  wederzijdsche  geschilpunten  werden 
opgelost  en  Frankrijk  toen  van  zijne  rechten  uit  genoemd  art.  8  afzag. 
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gesloten,  dat  het  overvloedig  was  ze  op  te  nemen.  Indien 
sommige  tractaten  die  overvloedige  bepaling  mochten  be- 
vatten, was  dit  .merely  explanatory,  inserted  out  of  abun- 
dant caution''  *). 

Als  argument  werd  aangevoerd  in  de  eerste  plaats  dat, 
indien  voorrechten,  aan  andere  Staten  tegen  contrapraestatie 
verleend,  tot  Frankrgk  om  niet  werden  uitgebreid,  dit 
land  eigenlgk  nog  beter  behandeld  zoude  worden  dan  de 
meest  bevoorrechte  naties ,  daar  het  gratis  voordeelen  zoude 
krygen,  waar  anderen  hadden  moeten  betalen.  Dit  argu- 
ment gaat  m.  i.  naast  de  kwestie. 

Het  doel  der  meestbevoorrechting  is  —  wij  zagen  dit  reeds 
vroeger  —  dat  de  onderdanen ,  goederen ,  schepen  enz.  van 
den  eenen  staat  in  het  gebied  van  den  anderen  niet  achter 
staan  bg  die  van  een  derden  staat.  Men  moet  bij  de  toe- 
passing der  meestbegunstigingsclausule  dus  steeds  zich  af- 
vragen, hoe  de  belangen  van  dien  derden  staat  in  het  vreemde 
land  worden  behandeld  en  eene  gelgke  behandeling  voor 
de  eigen  identieke  belangen  vorderen.  Indien  nu  die  derde 
staat  voor  zgne  belangen  eene  bepaalde  voordeelige  behan- 
deling geniet,  is  het  anderen  onverschillig  hoe  die  staat  daar- 
toe gekomen  is,  wat  daaraan  is  vporafgegaan ,  of  welke 
tegenconcessies  daartoe  zjjn  gegeven. 

Een  tweede  argument  was,  dat  een  aan  een  anderen 
staat  tegen  contrapraestatie  gegeven  concessie  geen  ,favour" 
was,  doch  ,a  mere  act  of  reciprocity" ,  en  dus  zy,  die 
daarvan  profiteerden,  geen  „most  favoured  nations"  waren  *). 
De  geheele  clausule  zoude  reeds  daarom  in  casu  niet  van 
toepassing  kunnen  zgn. 

Het  behoeft  nauwelijks  betoog ,  dat  eene  dergelgke  rede- 
neering spelen  met  woorden  is.  Zooals  boven  reeds  gezegd 


O  Aldas  luidt  hel  in  een  schrijven  van  den  Staatssecretaris  B  a y  a  r  d 
van  17  Juli  1886:  Wharton,  II  bl.  42. 

O  Beide  argumenten  te  vinden  in  een  brief  van  den  Gezant  Gal- 
latin  van  1823:  Wharton  l.c,  bl.  144. 
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werd ,  het  eenige ,  wat  van  belang  kan  zijn ,  is  of  de  belan- 
gen van  een  derden  staat  in  een  bepaald  land  eene  betere 
behandeling  genieten  dan  die  van  anderen.  Of  men  het 
feit,  waaraan  de  derde  staat  die  betere  behandeling  te 
danken  heeft,  gunst  dan  wel  reciprocileit  gelieft  te  noemen, 
is  anderen  staten  vrgwel  onverschillig. 

Niettegenstaande  het  onvoldoende  van  die  argumenten 
en  den  tegenstand  van  Frankrijk  zgn  de  Vereenigde  Staten 
hunne  theorie  getrouw  gebleven. 

Ook  in  1832  werd  in  een  rapport  van  den  Secretaris 
van  Staat  aan  President  Jacks  on  die  leer  nog  eens  ver- 
kondigd *) ,  doch  vooral  werd  die  theorie  vooropgezet  bij 
het  bekende  reciprociteitstraclaat  met  Hawaï  van  30  Januari 
1875*),  waarbfl  beide  landen  elkander  wederzyds  vrijen 
invoer  van  eenige  goederen  toestonden.  In  artikel  4  van 
dat  verdrag  moest  Hawaï  zelfs  zich  verbinden  geen  verdra- 
gen te  sluiten,  waarbij  ook  andere  mogendheden  tot  het 
genot  der  aan  de  Unie  verleende  voorrechten  zouden  wor- 
den toegelaten. 

Dat  laatste  was  zelfs  in  stryd  met  de  eigen  theorie  der 
Amerikanen.  Deze  toch  erkende  in  ieder  geval,  ^at  de  meest- 
begunstigingsclausule  recht  gaf  de  tegen  contrapraestatie 
verleende  gunstige  behandeling  eveneens  tegen  een  gelijk- 
waardige contrapraestatie  te  verwerven.  En  enkele  landen 
hadden  met  Hawaï  inderdaad  tractaten ,  waarin  de  nieest- 
begunstiging  voorkwam,  zoo  b.v.  art.  4  van  het  verdrag 
met  Engeland  van  10  Juli  1851  (D.H.A.  1853,  I,  205), 
art.  4  van  dat  met  Zweden  dd.  1  Juli  1852  {D.  H.  A.  1857, 
II ,  394) ,  art.  2 1  van  het  tractaat  met  België  van  4  October 
1862  {D.H.A.  1864,  I,  449),  art.  3  van  het  verdrag  met 
Nederland  van   16  October  1862  (by  van  Gitters). 

Engeland  protesteerde,  doch  zonder  succes.  Trouwens 
hét  standpunt  der  Unie  tegen  mogelijke  aanspraken  uit  die 

')  Wharton,  U  bl.  39. 

s)  U.  S.  Treaties,  bl.  546  vv. 
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verdragen  is  duidelijk  en  wordt  onomwonden  uiteengezet 
in  een  door  den  Staatssecretaris  goedgekeurd  schrgven  van 
den  vertegenwoordiger  der  Unie  aan  de  Regeering  van  Hawaï 
in  het  jaar  1878.  Daarin  wordt  o.  a.  gezegd,  dat  ten  tyde 
der  onderteekening  van  de  overeenkomst  van  1875  ,no  treaty 
in  existence  (nl.  van  Hawaï) ....  secured  to  any  other 
nation  the  privileges  as  to  the  admission  of  certain  articles 
free  of  duty,  which  have  been  guaranteed  to  the  United 
States  by  this  treaty.  These  privileges  were  secured  not 
through  any  general  treaty,  rights  or  stipulations ,  but  by 
giving  certain  valuable  considerations  in  a  special  treaty 
of  reciprocal  convenants.  The  concessions  of  these  privile- 
ges to  the  United  States  cannot  therefore  form  any  just 
basis  for  a  claim  to  like  privileges  by  any  other  nation, 
under  the  parity  clause  of  the  ordinary  form  of  treaty.  The 
uttermost  that  might  be  conceded  under  such  parity  clause 
would  be  the  claim  to  purchase  the  same  immunities  through 
special  treaty  upon  like  terms  with  those  agreed  upon  be- 
tween  the  United  States  and  the  Hawaïan  Islands.  But 
this  is  in  the  nature  of  the  case  impossible".  En  die  on- 
mogelijkheid lag  hierin,  dat  anders  voor  de  Amerikanen 
het  tractaat  geen  waarde  meer  zoude  hebben  *). 

Nog  beslister  liet  het  Amerikaansche  Gouvernement  zich 
uit  in  een  brief  van  den  Secretaris  van  Staat  Blaine 
aan  den  Heer  Comby,  den  vertegenwoordiger  der  Unie 
bg  de  Regeering  der  Sandwicheilanden  van  30  Juni  1881. 
Daarin  wordt  nogmaals  gezegd,  dat  de  Vereenigde  Staten 
het  als  tractaatschennis  zouden  beschouwen,  indien  door 
Hawaï  aan  eenige  andere  mogendheid  op  grond  der  meest- 
begunstigingsclausule  gel\jke  voordeelen  als  aan  Amerika 
werden  toegestaan,  onder  bgvoeging  dat  indien  eenige 
mogendheid  op  de  Regeering  van  Hawaï  in  dit  opzicht 
pressie  zoude   uitoefenen,   ,the  Government  of  the  United 


O  Wh  ar  ton,  II  bl.  40.  In  1878  werd  door  Hawaï  art.  4  van  hét 
verdrag  met  Engeland  opgezegd  (cf.  D.H.A.  1878,  I,  191,  486). 
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States  will  not  be  unobservant  of  its  rights  and  interests, 
and  will  be  neither  unwilling  nor  unprepared  to  support 
the  Hawaian  Government  in  the  faithful  discharge  of  its 
treaty  obligations"  *). 

Het  is  begrgpelijk  dat  tegenover  dergelijke  bedreigingen 
het  beter  kon  worden  geacht  de  eischen  niet  Ie  ver  door 
te  zetten.  In  dien  brief  wordt  verder  gewezen  op  het  feit, 
dat  een  Britsch  koopman  den  weg  van  rechte  had  inge- 
slagen om  de  bedoelde  voorrechten  voor  zgne  waren  te 
verkregen,  en  wordt  niet  onduidelyk  te  verstaan  gegeven,  dat 
ook  langs  dezen  weg  de  regeering  der  Unie  de  geMjkstelling 
niet  zoude  toelaten. 

Ook  daarna  zijn  de  Amerikanen  hun  beginsel  .reciprocal 
trade''  getrouw  gebleven.  In  section  3  der  Mc  Kinley-wet 
werd  daartoe  eene  bepaling  opgenomen ,  waarby  eene  ver- 
hooging van  rechten  kon  worden  gelegd  op  enkele  bepaalde 
artikelen  van  die  landen,  die  niet,  helzy  door  concessies, 
hetzij  door  eene  billüke  wetgeving,  „reciprocal  trade"  mo- 
geiyk  maakten.  Nog  verder  werd  dit  uitgebreid  in  de  Diogley- 
Act,  waarvan  section  3  naast  eene  ongeveer  gelgke  bepa- 
ling den  President  bovendien  de  bevoegdheid  gaf,  rechten 
op  enkele  andere  artikelen  te  verlagen  voor  die  landen,  welke 
bg  overeenkomst  den  Amerikaanschen  export  gelykwaardige 
voordeden  toekenden. 

Onder  die  laatste  wetsbepaling  nu  is  i8  Mei  1898 
een  reciprociteits-tractaat  met  Frankryk  gesloten,  waarbij 
door  Amerika  aan  dat  land,  in  ruil  voor  de  toepassing  van 
zyn  minimumtarief  op  enkele  Amerikaansche  producten,  de 
in  section  3  bedoelde  verlagingen  werden  toegestaan "). 

Zwitserland,  in  welks  tractaat  met  de  Unie  van  25  Mei 
1850  de  meestbegunstigingsclausule  zonder  eenige  beper- 
king voorkwam ,  deed  op  grond  dier  bepaling  zyn  recht  op 


')  W  har  ton,   i  bl.  423  vv.  Verdere  correspondentie  omtrent  de 
Amerikaansche  leer  ook  t.  z.  p.  bl.  507  en  II  bl.  41  vy. 
')  Gf.  Deutaches  Handelsarchiv  1698,  I  bl.  665. 
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de  aan  Frankrijk  toegestane  reducties  gelden  en ... .  met 
succes.  De  Unie  verklaarde  zich  gebonden  aan  de  Zwitsersche 
eischen  te  voldoen'),  doch  zegde  tevens  de  artikelen  van 
het  tractaat,  die  de  meestbegunstigingsclausule  bevatten,  op '). 

Nog  een  ander  voorbeeld  van  Amerika's  reciprociteitsleer. 

N*.  608  van  de  Wilson-Act  stelde  zout  vr\j  van  invoer- 
recht, tenzg  geïmporteerd  uit  een  land  hetwelk  van  Ame- 
rikaansch  zout  invoerrecht  hief.  Op  dien  laatsten  grond  nu 
was  op  Duitsch  zout  een  recht  gelegd. 

Het  Eeizerrgk  protesteerde  en  achtte  dit  in  strgd  met 
het  tusschen  beide  staten  geldende  meestbegunstigingstrac- 
taat ,  hetwelk  o.  a.  inhield  dat  op  Duitsche  producten  in  de 
Vereenigde  Staten  geen  hoogere  rechten  mochten  worden 
gelegd  dan  op  de  gelijksoortige  producten  van  eenig  ander 
land.  Dit  duidelijke  voorschrift  verbood  discrimineering,  en 
het  was  daarbg  onverschillig  of  de  gelijjksoortige  Ameri- 
kaansche  producten  in  Duitschland  aan  een  invoerrecht  wa- 
ren onderworpen '). 

Het  antwoord  der  Amerikaansche  Regeering  op  dit  pro- 
test was  afwgzend,  met  een  beroep  op  de  Amerikaansche 
opvatting  en  praktijk  der  meestbegunstiging  *).  Die  vr^je 
invoer  van  Amerikaansch  zout  moest  dus  beschouwd  worden 
als  een  concessie,  door  andere  landen  verleend,  die  ook 
een  contrapraestatie  van  Duitsche  zQde  noodig  maakte. 

Wij  hebben  hier  in  het  algemeen  een  eenigszins  eigen- 
aardigen  vorm  van  voorwaarde ,  nl.  in  zooverre  dat  in  den 
regel  niet  dezelfde  contrapraestatie,  doch  slechts  eene  van 

')  Cf.  U.S.  Treasury  decisions  1898,  n^.  20386,  bl.  764. 

')  Gf.  D.H.A,  1899,  I  bL  535.  Op  23  Maart  1900  treden  die  bepa- 
lingen buiten  werking. 

')  U.  S.  Foreign  Relations  1894 ,  bl.  240. 

*)  U.  S.  Foreign  Relations  1897,  bl.  178.  Over  de  houding  van 
Duitschland  tegenover  de  Amerikaansche  opvatting  zie  men  ook  het 
debat  in  den  Rijksdag  van  11  Februari  1899  (bl.  783  vv.  van  de  han- 
delingen van  dit  lichaam  in  dat  zittingsjaar;  30e  zitting),  waaruit  blijkt 
dat  tusschen  de  Amerikaansche  en  Duitsche  Regeeringen  verschil  be- 
staat over  het  verband  tusschen  artt.  5  en  9  van  het  verdrag  van  1828. 

BechtBgel.  Mag.  1900.  35 
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gelijke  waarde  vereischt  wordt.  De  beide  staten  worden 
dus  tot  de  bedongen  gunsten  niet  onder  dezelfde  voorwaarde, 
doch  onder  een  gelijkwaardige,  toegelaten.  In  den  grond  der 
zaak  maakt  dit  natuurlyk  geen  verschil  en  alles  wat  vroeger 
in  het  algemeen  over  de  voorwaarde  gezegd  is,  kan  ook 
hier  toepassing  vinden. 

De  Vereenigde  Staten  staan  trouwens  in  de  door  hen 
verkondigde  leer  ongeveer  alleen.  Duitschland  bgv.  heefl 
Frankrijk  krachtens  artikel  11  van  het  Frankforter  vredes- 
verdrag ook  toegelaten  tot  het  genot  der  verlagingen,  welke 
het  tegen  contrapraestatie  b.v.  in  de  gedurende  de  laatste 
decade  gesloten  nieuwe  handelsverdragen  heefl  opgenomen. 
Evenmin  hebben  andere  landen  een  leer  als  de  Amerikaan- 
sche  toegepast.  Een  voorbeeld  daarvan  geeft  de  geschiedenis 
der  Canadeesche  tariefwet  van  1897.  Daarbg  toch  deed  zich 
een  rechtsvraag  voor,  die  volkomen  gelqk  is  aan  de  thans 
behandelde. 

Canada  nl.  wenschte  te  treden  in  Ghamberlain's  po- 
litiek van  nauwere  aaneensluiting,  ook  op  commercieel  gebied, 
van  Groot-Brittanniê  en  deszelfs  koloniën.  Hiertoe  wilde  het 
voor  Britsche  goederen  een  preferentieel  tarief  vaststellen, 
doch  stuitte  hierbg  op  de  handelsverdragen,  die  Engeland 
met  Duitschland  en  met  België  had  gesloten.  In  die  tractaten 
had  Engeland  dien  beiden  landen  niet  alleen  de  behandeling 
der  meestbegunstigde  natie  in  zgne  koloniën  toegestaan,  doch 
ook  gel^ke  behandeling  als  Engeland  zelf  daar  zoude  ge- 
nieten. Zoo  luidde  artikel  7  van  het  Engelsch-Duitsche 
verdrag  van  30  Mei  1865:  «The  stipulalions  of  theprece- 
ding  articles  shall  also  be  applied  to  the  colonies  and 
forcign  possessions  of  Her  Britannic  Majesty.  Inthosecolo* 
nies  and  possessions  the  produce  of  the  states  of  the  Zoll- 
verein  shall  not  be  subject  to  any  higher  or  other  import 
duties  than  the  produce  of  the  United  Eingdom  of  Oreat 
Britain  and  Ireland ,  or  of  any  other  country  of  the  like 
kind"   etc.  *)    In  gelyke  termen  als  de  behandeling  op  den 

')  De  Mariens,  N.B,  O.,  dl.  I  bl.  323. 
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voet  der  meestbegunstigde  natie  werd  dus  ook  gelgke  be- 
handeling met  het  moederland  toegestaan. 

Ongeveer  gelijkluidend  was  de  lekst  van  artikel  15  van 
het  Belgisch-Engelsch  handelsverdrag  van  22  Juli  1863  '). 

Die  beide  verdragsbepalingen,  gecombineerd  met  de  in 
handelsverdragen  met  andere  staten  voorkomende  meest- 
begunstigingsclausule ,  verhinderden  eene  rechtstreeksche  be- 
voordeeling van  den  Engelschen  invoer.  De  Regeering  van 
Canada  trachtte  daarom  een  middel  te  vinden,  waardoor 
zfl  het  moederland  de  gewenschte  diflferentieering  kon  ver- 
schaffen ,  zonder  de  tractaten  te  schenden.  Dit  middel  meende 
zij  gevonden  te  hebben  in  artikel  17  harer  tariefwet  van 
1897,  waarbö  zfl  een  zoogenaamd  ,reciprocal  tariff"  invoerde. 
Dit  artikel  luidde  aldus: 

,When  the  customs  tariff  of  any  country  admits  the 
products  of  Canada  on  terms  which ,  on  the  whole ,  are  as 
favourable  to  Canada  as  the  terms  of  the  reciprocal  tariff 
herein  referred  to  are  to  the  countries  to  which  it  may 
apply ,  articles  which  are  the  growth ,  produce  or  manufac- 
ture  of  such  country ,  when  imported  direct  therefrom  may 
then  be  entered  for  duty  or  taken  out  of  warehouse  for 
consumption  in  Canada ,  at  the  reduced  rates  of  duty  pro- 
vided  in  the  reciprocal  tariff,  set  forth  in  Schedule  D." 

Die  „Schedule  D''  nu  bepaalde,  dat  voor  die  landen,  op 
welke  artikel  1 7  toepassing  zoude  vinden ,  de  door  de  tarief- 
wet  bepaalde  rechten  slechts  het  '/g  van  die  voor  andere 
landen  zouden  bedragen,  en  na  1  Juli  1898  zelfs  slechts 
'Z^,  De  bedoeling  van  die  bepaling  is  duidelök.  Engeland 
met  zgn  vrijhandelstelsel  kan  zeer  zeker  beschouwd  worden 
de  Canadeesche  goederen  even  voordeelig  toe  te  laten,  als 
het  ,  reciprocal  tariff"  dit  de  Engelsche  goederen  deed.  Wel- 


')  Art.  15  luidt:  «Articles,  the  produce  or  manufacture  of  Belgiuuj, 
shall  not  be  subject  in  the  British  colonies  to  other  or  higber  duties 
than  tbose  which  are  or  may  be  imposed  upon  similar  objects  of 
Brilish  origin";  cf.  Archives  Diplomatiques  1863,  I,  75. 
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licht  hadden  ook  andere  staten  een  even  laag  tarief,  doch 
dit  was,  meende  de  Canadeesche  Regeering  een  zaak  om 
later  te  debatteeren  en  z\j  liet  dan  ook  reeds  voorloopig  de 
Engelsche  goederen  tegen  het  verlaagde  invoerrecht  toe. 

In  het  Canadeesche  Parlement  zelve  gingen  terstond 
stemmen  op  die  dergelgke  bepalingen  als  stri[jdig  met  de 
beide  bovengenoemde  tractaten  veroordeelden.  De  Regeering 
echter  hield  het  tegendeel  vol  en  trachtte  dit  te  betoogen 
met  de  hierboven  reeds  uiteengezette  argumenten,  dat  er 
geen  ongelgke  behandeling  plaats  vond,  waar  ook  België 
en  Duitschland  tegen  dezelfde  voorwaarde  dezelfde  behan- 
deling als  Engeland  konden  erlangen.  Van  diflferentieering 
was  geen  sprake ,  zoo  beweerde  de  woordvoerder  der  Re- 
geering ,  Minister  D  a  v  i  e  s ;  alle  landen  waren  op  denzelfden 
voet  geplaatst,  want  die  voordeelige  bepalingen  golden 
algemeen,  al  waren  zg  ook  vergezeld  van  een  op  allen 
toepasselijke  voorwaarde.  Wie  die  voorwaarde  niet  wilde 
nakomen ,  moest  dat  zelf  weten  *). 

Het  sophistische  van  eenc  dergelijke  redeneering  springt 
in  het  oog,  daar  het  toch  duidelgk  is  dat  een  staat  maar 
niet  op  eens  zijn  tarief  kan  gaan  verlagen  om  aan  die  Cana- 
deesche voorwaarde  te  voldoen. 

Het  betoog  overtuigde  dan  ook  niemand,  noch  de  be- 
trokken Stalen,  die,  vooral  Duitschland,  nadrukkelijk  pro- 
testeerden, noch  de  Britsche  Regeering,  die  als  verant- 
woordelijk voor  de  richtige  nakoming  der  door  haar  gesloten 
tractaten,  bewerkte  dat  het  «reciprocal  tariflf"  ook  aan 
Duitschland  en  België  werd  verleend,  hetwelk  van  zelve 
de  uitbreiding  tot  ook  andere  landen  medebracht. 

De  beide  bewuste  tractaten  werden  daarna  door  Enge- 
land opgezegd ')  en ,  zoodra  zg  buiten  werking  waren  ge- 


*)  Een  vrij  uitvoerig  verslag  van  het  debat  in  het  Canadeesche  Par- 
lement in  de  Times  van  27  Mei  1897. 

')  De  over  die  opzegging  gevoerde  correspondentie  is  te  vinden  in 
het  Britsche  parlementaire  stuk  C  8442  van  1897. 
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treden,  kon  Canada  z\jn  plan  van  dilSerentieering  ten 
bate  van  het  moederland  volbrengen. 

De  praktgk  der  unie  is  dus  geenszins  door  het  volkenrecht 
erkend,  integendeel!  De  ongelimiteerde meestbegunstigings- 
clausule  laat,  biykens  de  praktijk  van  bijna  de  geheele 
wereld,  het  Amerikaansche  reciprociteitsstelsel  niet  toe. 
Men  zou  veel  over  de  voor-  en  nadeelen  hiervan  kunnen 
spreken ,  doch  in  elk  geval  is  zeer  opmerkelijk,  dat  het  reci- 
prociteitsbeding  hoe  langer  hoe  zeldzamer  in  de  meestbe- 
gunstigingsclausule  wordt  opgenomen.  In  de  eerste  helft 
dezer  eeuw  b.v.  treft  men  nog  zeer  vele  tractaten  aan  die 
dat  beding  bevatten;  wij  wijzen  b.v.  op  de  Nederlandsche 
verdragen  met  Costa-Rica  van  12  Juli  1852  (art.  4),  met 
de  Dominicaansche  Republiek  van  24  Juli  1856  (art.  3), 
welke  beide  thans  vervallen  zgn,  met  Griekenland  van  10/22 
Februari  1843  (art.  10),  met  Groot-Britannië  en  Ierland 
van  27  October  1837  (art.  1),  met  Liberia  van  20  December 
1862  (art.  11),  met  het  Tolverbond  van  31  December  1851 
(art.  33)  en  met  Rusland  van  1/13  September  1846  (art.  11). 

Geheel  anders  zien  de  tractaten  van  den  nieuwsten  tijd 
er  uit,  zoo  b.^.  voor  Nederland  art.  3  van  het  tractaat 
met  den  Oranje- Vrgstaat  van  9  April  1895  (Sibl.  1897  n®. 
177),  art.  2  van  dat  met  Rumenië  dd.  15  Maart  1899, 
welke  artikelen  alle  uitdrukkelijk  bepalen,  dat  alle  aan 
derden  te  geven  gunsten  zonder  conditie  aan  den  medecon- 
tractant ten  goede  zullen  komen.  Zóó  insgelgks  de  meeste 
der   nieuwe   Duitsche   handelsverdragen ')    en   der  nieuwe 


O  Van  de  nieuwe  Duitsche  handelsverdragen  wijs  ik  op  die  met 
België  van  6  December  1891,  artt.  2  en  5  (D.  K  A.  1892,  I,  141); 
Griekenland  van  9  Juli  1884,  art.  10  fidem  1885,  I,  144);  Italië  van 
6  December  1891,  artt.  7  en  9  (id.  1892,1, 118);  Oostenrp-Hongarge 
van  6  December  1891,  arl.  2  (id.  1892,  I,  77);  Rumenië  van  21  Octo- 
ber 1893  artt.  6  en  8  (id.  1892,  1,2);  Rusland  van  10  Februari  1894 
artt.  6  en  9  (id.id.  I,  244);  Zwitserland  van  10  December  1891  art.  1 
(id.  1892,  I,  152);  Servië  van  21  Augustus  1892  art.  6  (id.  1894,  I, 
29);  Zuid-Afrikaansche  Republiek  van  22  Januari  1885  art  7  (id.  1886, 
I,  452);  Turkge  van  26  Augustus  1890  (id.  1891,  I,  683),  artt.  4  en 
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Japansche  tractalen  ').  Evenmin  komt  eenige  beperking  voor 
in  de  laatste  Belgische  handelsverdragen  *) ,  terwijl  vele  der 
in  den  laatsten  tyd  door  Bulgarije  gesloten  Iractaten  eiken 
cisch  van  contrapraestatie  uitdrukkelijk  uitsluiten '). 

In  de  Zuid-Amerikaansche  staten  vertoont  zich  echter 
nog  eenig  teeken  van  toepassing  der  Noord-Amerikaansche 
beginselen.  Aldus  b.v.  in  de  reeds  geciteerde  tractaten  van 


6;  Oranje  Vrvjstaat  van  28  April  1897,  art.  8  (id.  1898,1,  273);  Nica- 
ragua van  4  Februari  1896  (idem  1897,  I,  331).  Art.  30  vandittrac- 
taai  eiscbl  uitbreiding  tot  den  medecontractant  van  alle  aan  anderen 
gegeven  gunsten,  onder  welken  naam  of  om  welke  oorzaak  die  ook 
gegeven  mochten  zyn,  behoudens  de  uitzonderingen  voor  Gentraal- 
Amerika. 

O  Het  vereischte  van  eventueele  contrapraestatie  komt  slechts  voor 
in  de  Japansche  tractaten  met  de  Vereenigde  Staten  van  22  November 
1894  (art.  14),  Peru  van  20  Maartr  1895  (art.  14)  en  Brazilië  van  5 
November  1895  (art.  4).  Daarentegen  wordt  onmiddellijke  en  onvoor- 
waardelijke toepassing  van  aan  derden  verleende  gunsten  ten  behoeve 
van  handel,  scheepvaart,  enz.  gestipuleerd  in  de  tractaten  met  Enge- 
land van  16  Juli  1894  (art.  15),  Italië  van  1  December  1894  (art.  15), 
Rusland  van  8  Juni  1895  (art.  14),  Denemarken  van  19  October  1895 
(art.  14),  Duitschland  van  4  Mei  1896  (art.  16),  België  van  22  Juni 
1896  (art.  15),  Zweden-Noorwegen  van  5  Februari  1896  (art.  14),  Ne- 
derland van  8  September  1896  (art.  14),  Zwitserland  van  10 November 
1896  (art.  14),  Spanje  van  2  Januari  1897  (art.  14),  Portugal  van  26 
Januari  1897  (art.  14),  Frankryk  van  4  Augustus  1896  (art.  18),Siam 
van  25  Februari  1898  (art.  13)  en  Oostenryk-Hongarije  van  5  Decem- 
ber 1897  (art.   17). 

^)  Cf.  de  tractaten  met  Denemarken  van  18  Juni  1895,  artt.  12  eo 
14;  Griekenland  van  13/25  Mei  1895,  artt.  14  en  16;  Zweden  van  11 
Juni  1895,  artt.  12  en  14;  Noorwegen  van  dienzelfden  datum,  artt.  13 
en  14  {D,H.  A,  1895,  ï  hl.  675  w.) ;  Oranje-Vrijstaat  van  27  December 
1894,  art.  13  (id.  1896,  I  bl.  472). 

')  Cf.  tractaat  met  Servië  d.d.  16  Februari  1897(D.  ff.  ^.,Ibl.436), 
artt.  6  en  8;  met  Oostenrijk-Hongarge  d.d.  9/21  December  1897  (id. 
1897,  I  bl.  428),  art.  9;  met  Rusland  van  2/14  Juli  1897  (id.  1898, 
I  bl.  63),  art.  6;  met  Frankrijk  d.d.  23  Mei/4  Juni  1897  (id.  1898, 1  bl. 
139),  art.  4.  De  andere  door  Bulgarije  gesloten  tractaten  bevatten  meest 
de  meestbegunstigingsclausule  zonder  meer,  b.v.  dat  met  Engeland  d.d. 
12/24  Juli  1897  (id.  1897,  I  bl.  12),  met  Italië  van  12  Maart  1897  (id. 
1897,  I,  35). 
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Japan  met  Peru  en  Brazilië,  en  in  artikel  3  van  het  trac- 
taat  tusschen  Argentinië  en  Zweden-Noor wegen  van  12 
Juli  1885,  den  12<ien  November  1895  geratificeerd  *). 

Merkwaardig  is  hieromtrent  ook  de  Braziüaansche  bud- 
get wet  voor  1899  van  31  December  1898,  welke  de  Re- 
geering machtigt  met  andere  staten  in  onderhandeling  te 
treden  over  eene  verlaging  der  van  Braziliaansche  goederen 
geheven  rechten  en  om  de  waren  van  die  staten,  welke 
weigerachtig  zouden  zgn  daaromtrent  dergelgke  overeenkom- 
ten  te  trefifen ,  met  even  hooge  rechten  te  belasten  als  daar  te 
lande  van  Braziliaansche  goederen  geheven  worden  "). 


>)  Deutsches  Handelsarchiv  1896,  I  bl.  436. 
Ó  DêtUsehes  Handelsarchiv  1899,  bl.  335. 
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RECHTSPRAAK  OF  BESTUUR? 

DOOR 

Mp.  J.  van  GELEIN  VITRINeA, 

te  Arnhem. 


Bij  de  beschouwing  van  het  standpunt,  door  de  Regee- 
ring aangenomen  tegenover  de  Wethoudersbenoemingen, 
op  5  September  1899  door  den  Raad  der  gemeente  Utrecht 
gedaan,  is  wederom,  z\j  het  ook  min  of  meer  terloops, 
in  de  Eerste  Kamer  der  Staten-Generaal  en  in  de  aan  het 
administratief  recht  gewijde  weekbladen  de  vraag  ter  sprake 
gekomen    omtrent   den  aard   van  het  vernietigingsrecht '). 

Bq  het  zoeken  naar  een  antwoord  op  deze  door  de  on- 
derscheidene schrijvers  in  zeer  verschillenden  zin  besliste 
vraag ,  schijnt  het  eene  minder  goede  methode  te  zgn,  reeds 
terstond  het  recht  in  quaestie  zelf  aan  eene  beschouwing 
te  onderwerpen,  ten  einde  het  naar  de  verkregen  resul- 
taten in  te  deelen  bö  een  der  reeds  te  voren  als  vast- 
staande aangenomen  rubrieken  der  trias  politica. 

Veiliger  schijnt  het,  eerst  de  criteria  der  onderscheidene 
rubrieken  duidelijk  in  het  licht  te  stellen ,  zoodat  de  rubrie- 
ken onherroepelijk  vaststaan,  en  eerst  daarna  zich  af  te 
vragen,  welk  der  criteria  men  aantreft  b\j  het  te  classi- 
ficeeren  recht. 

Daar  wetgeving,  althans  waar  het  geldt  besluiten, 
die  niet  zön  van  legislatieven  aard,  buiten  beschouwing 
kan  blijven,  is  de  eerste  vraag,  die  zich  voordoet:  wat  is 
rechtspraak,  wat  is  bestuur?  en  wat  is  het  inwen- 
dige, materieele  onderscheid  tusschen  deze  beide  staats- 
functiën  ? 


*)  Weekblad   voor   de    Burgerlijke  Adminiftratie ,  n«.  2634    2652; 
GemeentesUm,  n<>*.  2526,  2527,  2534. 
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Kan  het  verschil  daarin  gelegen  z\jn,  dat  rechtspraak 
overal  daar  is,  waar  een  geschil  tusschen  partijen  te  be- 
slissen valt,  terwgl  dan  het  verwerkelgken  der  staatstaak, 
zonder  dat  zulks  het  geval  is,  bestuur  zoude  zgn? 

De  opvatting,  dat  het  beslissen  van  geschillen  de  eigen- 
lijke kern  van  rechtspreken  is,  vindt  stean  in  het  begrip 
van  het  dagelflksch  leven,  dat  zich  den  rechter  pleegt  te 
denken  als  iemand ,  tot  wian  partyen  zich  wenden  ten  einde 
beslechting  van  hun  twist  te  verkrqgen.  Z\j  vindt  boven- 
dien steun  in  de  terminologie,  die  van  oneigenlijke  recht- 
spraak pleegt  te  spreken  overal ,  waar  de  burgerlijke  rechter 
iets  anders  doet  dan  geschillen  beslechten,  aan  welke  ter- 
minologie dus  blijkbaar  het  denkbeeld  ten  grondslag  ligt, 
dat  de  eigenlijke,  essentieele  taak  des  rechters,  het  recht- 
spreken in  materieelen  zin,  is  beslissen  van  geschillen. 

Toch  kan  deze  meening  onmogelyk  juist  zjjn ,  omdat  men, 
haar  aanvaardend,  tevens  de  conclusie  zoude  moeten  aan- 
vaarden, dat  de  geheele  strafrechtspraak  op  de  keper 
beschouwd  bl\jkt  geen  rechtspraak  te  zijn. 

Immers,  tusschen  welke  partyen  spreekt  de  strafrechter 
recht?  Welk  geschil  zoude  hq  beslechten?  Soms  tusschen 
het  Openbaar  Ministerie  en  den  beklaagde?  Zeker  niet, 
want  al  spreken  beiden  elkander  in  den  regel  tegen ,  essen- 
tieel is  dit  volstrekt  niet.  Het  Openbaar  Ministerie  vordert 
slechts  uitvoering,  toepassing  der  strafwet,  zonder  dat  het 
hem  in  het  minst  aangaat,  of  de  beklaagde  zich  tegen  z\jn 
requisitoir  verzet  of  niet.  Trouwens  zoude  men  kunnen  be- 
weren ,  dat  juist  de  instelling  van  het  Openbaar  Ministerie 
de  taak  des  strafrechters  maakt  tot  rechtspreken? 

Wat  zoude  de  strafrechter  dan  doen  na  opheffing  van  dat 
instituut?  Men  kan  zich  zeer  goed  denken  eene  toepassing 
der  strafwet,  waar  de  rechter  zich  zelf  in  beweging  stelt. 
Men  denke  slechts  aan  het  beginsel  neergelegd  o.  a.  in  de 
artikelen  73  en  109  der  wet  op  de  rechterlijke  organisatie. 

Indien  dus  het  boven  behandelde  criterium,  beslissen 
van    geschillen,   blykt  niet  te   passen,  zal   men  dan  met 
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Mr.  W.  A.  G.  de  Jonge  hel  criterium  moeten  zoeken  in 
het  beginsel  van  art.  12  der  wet  houdende  alg.  bep., 
luidende:  ,geen  regter  mag  bg  wege  van  algemeene  ver- 
ordening, dispositie  of  reglement  uitspraak  doen  in  zaken, 
welke  aan  zgne  beslissing  onderworpen  zijn".  Men  vergelijke 
de  woorden  van  genoemden  schrijver  op  bl.  122  van  het 
24ste  deel  der  Bijdragen  tot  de  kennis  van  het  staats-^  pro- 
pincictal  en  gemeentebestuur:  «Een  algemeen  en  alles  beheer- 
schend  kenmerk  is  echter  aan  de  administratieve  en  aan 
de  burgerlijke  rechtspraak  gemeen  en  onderscheidt  beide  ge- 
lijkelijk van  de  administratie,  namelijk,  dat,  terwyl  de 
administratie  uit  haren  aard  beheert,  uitvoert,  beveelt, 
toezicht  uitoefent,  —  de  regter  telkens  op  één  voor  hem 
liggend  geschil  beslist,  en  wat  regtens  zijn  zal  uitspreekt, 
zonder  dat  diens  uitspraak,  hetzg  van  den  burgerleken  of 
van  den  administratieven  rechter,  immer  kunne  of  moge 
gelden  bö  wege  van  algemeene  verordering,  dispositie  of 
reglement". 

Moet  de  nadruk  hier  niet  vallen  op  het  woord  geschil , 
maar  op  het  feit,  dat  de  rechter  steeds  met  één  concreet 
geval  te  gelijk  te  doen  heeft,  dan  mag  daartegen  worden 
opgemerkt,  dat  ook  de  administratie  telkens  en  telkens  te 
doen  heeft  met  één  concreet  geval,  zoodat  dit  kenmerk 
bezwaariyk  als  essentieel  en  uitsluitend  voor  rechtspraak 
kan  gelden.  Men  zoude  eerder  meenen,  dat  de  schrijver 
gezocht  had  naar  een  materieel  onderscheid  tusschen  recht- 
spraak en  bestuur  aan  den  eenen  kant  en  wetgeving  aian 
den  anderen  kant. 

Van  veel  meer  gewicht  is  de  beschouwing  van  een  ander 
criterium,  dat,  in  allerlei  verschillende  vormen  en  bewoor- 
dingen uitgedrukt,  door  zeer  vele  schrijvers  wordt  aanvaard, 
en  veelal  zelfs  zonder  eenige  nadere  toelichting  of  bewys, 
als  van  zelf  sprekend ,  ten  grondslag  van  betoogen  wordt 
gelegd. 

De  meest  gewone  vorm  om  dit  uit  te  drukken  is:  de 
rechter  heeft  zich  slechts  af  te  vragen ,  wat  de  wet  wil , 
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en  dat  blindelings  toe  te  passen.  De  administratie  daaren- 
tegen stelt  zich  de  vraag:  wat  kan  ik  binnen  de  door  de 
wet  gestelde  grenzen  doen  om  het  algemeen  belang  te  be- 
vorderen ? 

M.  a.  w.  voor  den  rechter  is  de  wet  het  eenige  richt- 
snoer; voor  den  bestuurder  is  zij  slechts  de  grens,  binnen 
welke  hij  vr\j  werkzaam  is. 

Deze  omschrijving  van  's  rechters  taak  schgnt  geïnspireerd 
te  zijn  door  de  woorden  van  Mo n  te squieu  (Oeuvres  com- 
plètes,  Paris  1862.  Deel  I,  bl.  132):  ,Mais  si  les  tribu- 
naux  ne  doivent  pas  êlre  flxes,  les  jugemens  doivent  Têlre 
a  un  tel  point  qu'ils  ne  soient  jamais  qu'un  texte  précis  de 
la  loi"  en  verder,  op  bl.  136:  „Mais  les  juges  delanation 
ne  sont,  comme  nous  avons  dit,  que  la  bouche  qui  pro- 
nonce  les  paroles  de  la  loi,  des  êtres  inanimés,  qui  n'en 
peuvent  modérer  ni  la  force  ni  la  rigueur"  '). 

Wijders  houdt  de  voorstelling  verband  met  het  beeld  der 
blinde  Gerechtigheid ,  blind  voor  alles,  behalve  voor  de  wet. 

Dat  in  de  onderscheiding  een  kern  van  waarheid  ligt,  is 
niet  te  ontkennen,  zö  grondt  zich  inderdaad  op  iets,  wat 
de  werkelijkheid  te  zien  geeft.  We  zien  inderdaad  dat  de 
rechter  gewoonlijk  streng  is  gebonden  aan  de  wet ,  dat  hü 
niet  veel  anders  mag  doen,  dan  de  wet  bloot  toepassen 
op  de  feiten  die  zich  voordoen,  of,  om  bg  Mo ntesquieu's 
woorden  te  blyven ,  den  wetstekst  uitspreken ,  dien  de  wet- 
gever reeds  vooruit  met  het  oog  op  die  feiten  had  vastge- 
steld. Aan  de  administratie  daarentegen  zien  we  veelal  door 
de  wet  een  tameI\jkgroote  speelruimte  toegestaan,  om  daar- 
binnen vrij  naar  eigen  inzicht  op  te  treden. 

Toch  is  dit  geen  kenmerkend  onderscheid,  dat  eene  af- 


O  [ntasschen  moet  worden  opgemerkt,  dat  deze  laatst  geciteerde  pas- 
sage geenszins  dient  om  een  kenmerkend  onderscheid  te  geven  tusschen 
's  rechters  taak  en  die  der  administratie.  Montesquieu  bezigt  haar 
in  een  betoog,  dal  in  sommige  gevallen  exceptioneele  rechtsmacht 
geweuscht  is.  Trouwens  de  vraag  zoude  voor  de  hand  liggen:  kan  de 
administratie  dan  wèl  «modérer  la  rigueur  de  la  loi'*? 
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scheiding  tusschen  beider  functiên  zoude  kunnen  daarstellen. 
Die  gebondenheid  en  vrgheid  is  niets  meer  dan  een  in 
onmerkbare  nuances  ineenloopend  graadverschil ,  dat  men 
b\j  den  tegenwoordigen  rechtstoestand  der  beschaafde  natiën 
gewoonlijk  aantreft. 

Gebondenheid  aan  de  wet  maakt  bestuur  niet  tot  recht- 
spraak; eenige  speelruimte,  aan  den  rechter  geschonken, 
maakt  z|jne  verrichting  niet  tot  bestuur. 

In  principe  kan  men  èn  rechter  èn  bestuurder  even  abso- 
luut aan  de  wet  binden,  zoodat  b'Q  geen  van  beiden  voor 
eigen  oordeel  meer  plaats  is.  Zulk  eene  absolute  gebonden- 
heid der  uitvoerende  organen  aan  vooraf  opgestelde  regels 
ware  wellicht  het  ideaal  van  rechtszekerheid  en  waarborg 
tegen  willekeur,  het  was  het  ideaal  der  theoretici  uit  de 
Fransche  revolutie.  Hiermede  ware  ook  alle  verschil  in  graad 
van  gebondenheid ,  dat  men  nu  pleegt  op  te  merken  tusscben 
*s  rechters  taak  en  die  van  de  administratie,  opgeheven. 
Immers  beiden  zouden  dan  niets  doen  dan  zonder  eigen  wil 
de  wet  feitelflk  toepassen. 

Intusschen,  alle  gevallen  met  al  hunne  verschillende  omstan- 
digheden, zooals  die  zich  in  de  prakt\jk  zullen  voordoen ,  te 
voorzien  en  daarvoor  telkens  den  juist  passenden  regel  reeds 
vooraf  op  te  stellen ,  is  zelfs  voor  den  meest  in  bijzonderbeden 
afdalenden  wetgever  een  absoluut  onbereikbaar  ideaal. 

Ten  slotte  komt  steeds  het  punt,  waarop  de  wetgever 
zich  moet  vergenoegen  met  een  min  of  meer  algemeen  begrip 
te  stellen  en  de  verdere  uitwerking  over  te  laten  aan  het 
met  de  toepassing  belaste  orgaan.  Dit  overgelaten  terrein 
kan  varieeren  tusschen  zeer  ruim  en  zeer  eng. 

Nu  is  het  niet  te  loochenen,  dat  het  aan  den  rechter 
overgelaten  terrein  gewoonlijk  tamelijk  eng  is ,  dat  gewoon- 
lijk de  wet  zelf  hem  zoo  veel  mogelijk  bindt,  terw\jl  aan 
de  administratie  vaak  een  tamelijk  groote  speelruimte  is 
gelaten. 

Dat  op  dit  verschil  in  mate  van  gebondenheid  geen  af- 
3cheiding  tusschen  bestuur  en  rechtspraak  kan  worden  ge- 
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bascerd ,  springt  in  het  oog.  Maar  zelfs  dit  maatverschil  is 
volstrekt  niet  altöd  aanwezig. 

Soms  is  de  administratie  zóó  gebonden,  dat  voor  haar 
,vrö  oordeel  binnen  de  grenzen  der  wet"  al  zeer  weinig 
overblijft.  Waar  b.v.  beschikt  wordt  op  eene  pensioensaan- 
vrage  of  op  eene  aanvrage  om  rijkssubsidie  voor  eene  bij- 
zondere school ,  is  de  administratie  daar  niet  even  gebonden, 
als  men  zich  den  rechter  maar  denken  kan?  Is  daar  de 
administratie  niet  ,1a  bouche  qui  prononce  les  paroles  de 
la  loi"? 

En  aan  den  anderen  kant:  soms  ziet  men  aan  het  vrije 
oordeel  van  den  rechter  enorm  veel  overgelaten.  En  dat 
nog  wel  op  een  gebied,  waarop  men  zulks  het  allerminst 
zoude  verwachten:  big  de  toepassing  der  strafwet. 

Zoo  ergens,  dan  ware  het  hier  zaak,  te  zorgen  dat  alles 
geschiedde  naar  vooraf  vastgestelde  regels ,  die  alle  idee  van 
willekeur  en  partijdigheid  uitsluiten,  ten  einde  te  maken, 
dat  het  inderdaad  de  onpersoonlijke  wet  en  niet  de  mensch, 
de  rechter  is,  die  straft. 

En  nu  zien  we ,  dat  juist  op  dit  gebied  een  der  gewich- 
tigste momenten ,  het  vaststellen  der  strafmate ,  grootendeels 
aan  het  absoluut  vrije  oordeel  des  rechters  is  overgelaten. 

De  rechter,  die  een  schuldig  bevonden  moordenaar  kan 
straffen  met  levenslang  of  met  gevangenisstraf  van  één  dag, 
beantwoordt  die  aan  het  beeld  van  den  ambtenaar ,  wiens 
leus  is:  fiat  justitia,  zonder  dat  de  gevolgen  van  zijn  uit- 
spraak hem  in  het  minst  aangaan  ?  ^). 
.  Me  dunkt ,  dat  wellicht  nooit  eenig  bestuursorgaan  in  die 
mate  verplicht  is  de  omstandigheden  te  wikken  en  te  wegen, 
en  vooral  op  de  gevolgen  zgner  uitspraak  voor  maatschappq 
en  individu  te  letten,  als  de  strafrechter  bö  het  bepalen 
der  strafmate. 

Als  het  idee  rechtspraak  principieel  medebrengt  uitsluiting 


')  Men   vergelijke   de  woorden   van  Mr.  Arntzenius,  Bijdragen^ 
dl.  23,  bl.  293. 
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van  vrge  beweging  des  rechters,  moet  men  dan  den  naam 
rechtspraak  niet  ontzeggen  aan  onze  strafrechtspleging  ?  Of 
wil  men  dit  niet,  wat  een  doorloopende  principieele  fout 
is  dan  ons  strafwetboek.  Wat  een  achteruitgang  bij  den 
code  pénal,  die  tenminste  geen  algemeen  strafminimum 
kende,   en  dus   's  rechters  vryheid  niet  zóó  ver  uitstrekte. 

Intusschen  zij  het  mg  verre  dergelijke  verwijten  aan  onze 
strafwet  te  maken. 

In  abstracto  ware  het  uitnemend  den  strafrechter  zóó 
aan  de  wet  te  binden ,  dat  hy  niets  meer  had  te  doen,  dan 
in  ieder  geval  de  daarop  passende  «texte  précis  de  la  loi" 
uit  te  spreken.  Maar  dan  moest  ook  de  wet  volmaakt  zijn  in 
dien  zin ,  dat  elk  geval  met  al  zgne  omstandigheden,  alles, 
wat  betreft  den  persoon  des  daders,  zyn  leeftijd,  opvoe- 
ding, aanleg,  ontwikkeling  enz.  enz.  afzonderlek  daarin  was 
voorzien. 

Van  die  volmaaktheid  staat  de  strafwet  verre  af:  er  zijn 
geen  twee  gevallen,  die  onder  een  en  hetzelfde  artikel  vallen , 
denkbaar,  of  onderling  verschillen  ze  toch  hemelsbreed  in 
allerlei  omstandigheden. 

Sommige  omstandigheden ,  of  liever  groepen  van  omstan- 
digheden ,  heeft  de  wel  voorzien ,  vandaar  soms  verlichting, 
soms  verzwaring  van  het  strafmaximum.  Maar  ten  slotte 
blijkt  elke  strafbepaling  niet  één  feit  te  omvatten,  maar  een 
oneindige  reeks  feiten,  die  eenige  kenmerken  gemeen  heb- 
ben ,  maar  desniettegenstaande  overigens  van  elkander  zeer 
kunnen  verschillen.  Den  rechter  te  binden  om  zoo'n  geheele 
groep  feiten  steeds  met  één  en  dezelfde  straf  te  straffen , 
m.  a.  w.  hem  alle  vrijheid  te  ontnemen  naar  eigen  oordeel 
de  straf  toe  te  meten,  ware  hoogst  onrechtvaardig. 

Vandaar  dat  de  wet  in  het  volle  besef  van  eigen  onvol- 
maaktheid, om  zelf  alle  omstandigheden  te  waardeeren, 
aan  den  rechter,  aan  diens  vrije  oordeel,  overdraagt 
verder  in  het  concrete  geval  te  doen  wat  z\j  niet  meer 
vermocht. 

Ook  de  burgerlijke  rechter  verricht  tal  van  werkzaamhe- 
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den,  waarbij  h\j  moeil^k  zoude  uitkomen  met  het  mecha- 
nisch toepassen  van  den  wetstekst. 

Overal  y  waar  de  rechter  een  geschil  heeft  te  beslissen 
over  de  uitlegging  van  een  contract,  is  op  de  keper  be- 
schouwd de  wet  hem  toch  al  een  zeer  weinig  vast  richtsnoer. 

In  al  die  gevallen  verwyst  het  burgerlijk  wetboek  den 
rechter  naar  de  goede  trouw  en  de  billgkheid. 

Nu  zal  men  misschien  my  te  gemoet  voeren ,  dat  in  deze 
aan  het  vr^e  oordeel  des  rechters  niets  wordt  overgelaten, 
aangezien  de  wet  hem  positief  voorschrift  na  te  gaan, 
wat  in  het  concrete  geval  goede  trouw  en  billykheid  me- 
debrengen; m.  a.  w.  dat  hetgeen  die  goede  trouw  en  bil- 
lijkheid voorschrijven  in  elk  geval  als  het  ware  is  geïnse- 
reerd  in  de  wet. 

Formeel  moge  hierin  eenige  juistheid  z\jn ,  formeel  moge 
in  deze  inderdaad  aan  's  rechters  vrfl  oordeel  geen  speel- 
ruimte z|jn  gegeven,  —  de  begrippen  goede  trouw  en 
biliykheid  z\jn  zoo  bg  uitstek  vatbaar  voor  subjectieve 
inzichten,  dat  feitelijk  alles  is  overgelaten  aan  's  rechters 
ongebonden  oordeel. 

Hoe  de  rechter  zoude  kunnen  volstaan  met  den  voor  het 
concrete  geval  passenden  wetstekst  uit  te  spreken,  is  be- 
zwaarlijk in  te  zien. 

Om  een  ander  voorbeeld  te  noemen:  waar  de  rechter 
de  uitkeering  tot  levensonderhoud  moet  vaststellen,  daar 
vergenoegt  artikel  379  van  het  burgerlijk  wetboek  er  zich 
mede,  hem  eenige  aanwijzingen  b\j  de  regeling  van  het 
bedrag  voor  te  schrijven,  die  men  toch  in  gemoede  niet 
kan  beschouwen  als  een  volledig  richtsnoer,  dat  men  maar 
blindelings  heeft  te  volgen  om  van  zelf  tot  het  door  de  wet 
gewilde  resultaat  te  komen. 

Inmiddels,  de  gevallen  ontbreken  niet  waarin  zelfs  formeel 
met  zooveel  woorden  den  burgerlyken  rechter  de  bevoegd- 
heid wordt  gegeven   naar  eigen  oordeel  te  werk  te  gaan. 

Men  zie  b\jv.  artikel  280  van  het  burgerlijk  wetboek, 
dat   den  rechter  bevoegd  verklaart,  niet  verplicht,  in  be- 
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paalde  gevallen  een  der  gewezen  echtgenooten  eene  uil- 
keering  toe  te  leggen.  Of  artikel  53  van  het  wetboek  van 
burgerlijke  rechtsvordering,  dat  in  tegenstelling  met  het 
voorafgaand  artikel  in  de  genoemde  gevallen  de  bevoegdheid 
geeft  om  de  voorloopige  tenuitvoerlegging  van  een  vonnis 
te  bevelen. 

Wordt  het  voorstel  der  Commissie  voor  de  regeling  van 
de  administratieve  rechtspraak  tot  wet  verheven,  dan  zal 
men  ook  b\j  den  administratieven  rechter  kunnen  wijzen 
op  eene  dergelijke  vrge  bevoegdheid.  Immers  het  zal  hem 
vrijstaan,  zoo  hij  daartoe  termen  vindt,  tot  betering  van 
het  geleden  nadeel  een  geldsom  toe  te  wijzen  '). 

Op  grond  van  het  bovenstaande  scl)\jnt  men  wel  te  mogen 
aannemen,  dat  in  ons  tegenwoordig  recht  de  absolute  ge- 
bondenheid aan  de  wet  geen  deugdelijk  kenmerk  oplevert 
om  rechtspraak  van  andere  bestuurswerkzaamheden  te 
onderscheiden '). 

Maar  ook  uit  vroegere  rechtstoestanden  zoude  men  waar- 
schgnlgk  gemakkelijk  kunnen  aantoonen,  dat  het  essentieele 
van  's  rechters  verrichtingen  niet  te  zoeken  is  in  strenge 
gebondenheid  aan  de  wet. 

Zonder  al  te  gewaagde  hypothesen  te  stellen  mag  men 
wel  aannemen,  dat  er  recht  werd  gesproken  lang  voordat 
er  nog  wetten  waren,  zelfs  lang  voor  dat  er  een  taroelgk 
vast  gewoonterecht  bestond. 

Waarschijnlgk   dankt  de   wet  veel  eerder  haar  ontstaan 


')  De  Commissie  zelve  intusschen  is  blijkens  haar  verslag  (bl.  13) 
eenigszins  huiverig  voor  het  geven  dier  onbestemde  bevoegdheid  aan 
den  rechter. 

^)  Zeer  opmerkelijk  is,  dat  de  richting  onder  de  juristen,  die  voor 
den  rechter  een  .vrijeren  omgang  met  de  wet"  vindiceeren,  hem  de 
bevoegdheid  geven  wil  binnen  de  grenzen  der  wei  rekening  te  honden 
met  de  gewijzigde  tijdsomstandigheden  en  veranderde  behoeften  van 
het  Verkeer.  Dit  nadert  dus  tot  de  taak,  die  anders,  als  toekomende 
aan  het  bestuur,  geposeerd  wordt  als  tegenstelling  tot 's  rechters  taak. 
Men  vergelijke :  Mr.  van  R  o  s  s  u  m ,  Over  de  verhouding  van  den  reek- 
ter  tot  de  wet.  Leiden,  1896. 
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aan  den  rechter,  dan  dat  zij  de  onmisbare  basis  voor  's  rech- 
ters werkzaamheid  zoude  opleveren. 

Men  denke  slechts  aan  de  Engelsche  uitdrukking  ,judge 
made  law".  Wat  eene  contradictie  moet  daarin  liggen,  als 
zonder  de  wet  de  rechter  niets  vermag.  De  rechter  zou 
zich  dan  zgn  eigen  steunpunt  verschaffen!  Dit  herinnert 
zeer  aan  zekere  toer  van  Munnichhausen ,  die  zich  bq  z\jn 
eigen  haren  uit  een  moeras  trok. 

Men  vergeiyke  de  woorden  van  Sheldon  Amos {Science 
of  Law  1874,  bl.  54):  ,In  the  earlier  period,  indeed,  the 
judge  is  the  sole  lawmaking  authority.  In  the  latter  period 
his  lawmaking  function  is  of  very  considerable  importance , 
however  much  it  may  be  described  under  the  name  of 
mere  ^interpretation". 

Men  denke  verder  aan  M  a  i  n  e's  schildering  van  de  aller- 
oudste periode,  voorafgaande  aan  de  eerste  beginselen  van 
gewoonterecht,  waarin  de  Koning-rechter  in  elk  bgzonder 
geval  een  direct  van  hooger  hand  geïnspireerde  uitspraak 
gaf  zonder  eenig  verband  met  andere  uitspraken  *). 

Ten  slotte  mag,  als  voorbeeld  van  weinig  aan  de  wet 
gebonden  rechtspraak ,  gewezen  worden  op  's  praetors  rech- 
terlijke functiën,  die  ten  slotte  zelve  het  geheeie  bestaande 
recht  veranderden. 

Waar  we  tot  het  resultaat  gekomen  zijn,  dat  by  recht- 
spraak zich  volstrekt  niet  altgd  een  verschil  voordoet,  waar 
we  verder  gezien  hebben ,  dat  bq  rechtspraak  ook  niet  altijd 
aanwezig  is  absolute  gebondenheid  aan  de  wet,  met  dien 
verstande ,  dat  de  wet  niets  aan  den  rechter  zoude  kunnen 
overlaten,  —  daar  spreekt  het  van  zelf,  dat  we  niet  kunnen 


*)  Overigens  zal  men  het  onderscheid  lusschen  deze  Ihemisten- pe- 
riode en  de  volgende,  waarin  eenige  notie  van  gewoonterecht  is  ont- 
staan f  niet  al  te  nauw  moeten  nemen.  Tenzij  men  de  hoogere  inspiratie 
der  themislen  aanneemt,  zal  men  die  toch  ook  wel  moeten  aanzien 
als  uitvloeisels  van  een  bestaand  billgkheidsgevoel  —  dat  billijkheids- 
gevoel  zoude  men  dan  desnoods  een  soort  gewoonterecht  kunnen  noemen. 

RechtageL  Mag.  1900.  36 
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zeggen ,  dat  rechtspraak  alleen  daar  is,  waar  die  beide  cri- 
teria tegelgk  zich  voordoen ,  m.  a.  w.  dat  rechtspraak  in 
materieelen  zin  zoude  zgn  het  beslissen  van  r^^^Usgeschillen. 

Toch  mag  deze  opvatting  zich  in  niet  geringen  aanhang 
verheugen. 

Zoo  Juidt  Mr.  Eappegne  van  de  Goppello's  be- 
kende definitie :  rechtspraak  is  de  daad  van  een  onpartgdige, 
die  oordeelt  tusschen  partijen  over  eene  quaestie  van  recht 
(Tweede  Kamer,  Vergadering  van  25  Maart  1873). 

Ook  de  Commissie  voor  de  administratieve  rechtspraak 
aanvaardt  dit  standpunt,  hetgeen  duidelijk  uitkomt  in  haar 
verslag  (aanvang  §  6):  .Tegenover  de  administratie  heeft 
de  administratieve  rechter  geen  andere  taak  dan  die  van 
recht  te  spreken.  De  taak  eens  rechters  is  niet  eene  ad- 
ministratieve, maar  alleen  eene  rechterlijke  controle  uitte 
oefenen.  Rechtspraak  nu  onderstelt  het  bestaan  van  een 
rechtsgeschil,  van  beweerde  rechtskrenking,  en  waar  geen 
rechtsgeschil  is ,  komt  naar  den  aard  der  zaak  geene  recht- 
spraak te  pas"  *). 

Met  dit  .gecombineerd"  criterium  gaat  het  evenals  met 
het  vooraf  behandelde :  het  heeft  een  schyn  van  aannenie- 
Igkheid.  Het  valt  niet  te  ontkennen ,  dat  het  positieve  recht 
in  vele  gevallen  als  's  rechters  taak  aanneemt  het  beslissen 
van  rechtsgeschillen.  Waar  de  grondwet  een  terrein  vindi- 
ceert,  waarop  de  rechterlijke  macht  by  uitsluiting  de  be- 
voegde zal  z\jn ,  spreekt  zg  van  de  kennisneming  van  twist- 
gedingen, daarmede  bedoelende  rechtsgeschillen. 

Waar  het  gebied  der  toekomstige  administratieve  recht- 
spraak wordt  geteekend,  vinden  we  wederom  gesproken 
van  de  beslissing  van  twistgedingen. 

Intusschen  zoude  men  toch  zeer  in  verlegenheid  geraken 

O  Troawens  by  hare  wetsvoorstellen  kon  de  Commissie  moeilijk 
een  ander  standpunt  innemen.  Artikel  154  der  grondwet  had  in  deze 
reeds  beslist,  dat  de  taak  van  den  toekomstigen  administratie  ven  rech- 
ter zoude  zyn  het  beslissen  van  rechtsgeschillen,  die  hun  grond  vinden 
in  het  publiek  recht. 
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door  stokstgf  vast  te  houden  aan  de  bewering ,  dat  nergens 
rechtspraak  is ,  waar  geen  rechtsgeschillen  te  beslissen  zyn. 

Vooreerst  zoude,  waarop  boven  reeds  werd  gewezen, 
de  geheele  strafrechtspleging  blgken  geen  rechtspraak  te 
bevatten. 

Voorts:  ieder  zal  wel  toegeven,  dal  de  verrichting  van 
scheidslieden  rechtspreken  is.  Verandert  nu  dit  karakter 
plotseling,  wanneer  z\j  niet  meer  naar  de  regelen  des  rechts, 
maar  ,als  goede  mannen  naar  billijkheid"  oordeelen?  Hoe 
zal  men  in  dit  laatste  geval  hunne  werkzaamheid  moeten 
betitelen? 

Van  rechtspraak  van  de  Gourt  of  Chancery  had  men 
nooit  mogen  spreken.  Dit  hof  toch  was  a  Gourt  of  Equity, 
sprak  zyne  vonnissen  niet  uit  naar  het  strenge  recht '). 

De  Fransche  Staatsraad,  kennis  nemende  van  klachten 
over  détournement  de  pouvoir,  oefent  dan  eigenigk  geen 
rechtspraak  uit.  In  zulke  gevallen  toch  ligt  geen  schending 
van  een  wetstekst  voor ,  maar  het  gebruik  maken  van  eene 
toegekende  bevoegdheid  met  een  ander  doel,  dan  waar- 
mede zij  eigenlgk  is  toegekend '). 

De  rechtspraak  in  het  volkenrecht  loopt  ook  al  groot 
gevaar  haar  naam  als  zoodanig  in  te  boeten.  Immers  in 
zeer  vele  gevallen  zal  het  bestaan  van  den  vasten  rechts- 
regel tameiyk  twyfelachtig  zvjn ,  en  de  uitspraak  zich  nood- 
zakelijker w\jze  min  of  meer  op  de  billpheid  gronden,  m.  a. 
w.  aan  het  vr\je  inzicht  van  den  arbiter  zgn  overgelaten. 

Onvoldaan  over  de  tot  nog  toe  besproken  criteria  heb- 
ben anderen  het  onderscheid  tusschen  rechtspraak  en  be- 
stuur gezocht  in  het  doel^  dat  aan  beide  staatsfunctiên 
ten  grondslag  ligt. 


*)  Sir  Henry  Sumner  Maine,  Ancient  Law^  Gbapter  Hl. 

')  Voorbeeld :  slaiting  eener  lacifersfabriek ,  in  naam  nit  hoofde  van 
vrees  vuor  gevaar,  maar  inderdaad  met  Ascaie  doeleinden  nl.  om  bij 
invoering  der  regie  de  kosten  van  onteigening  dier  fabriek  te  ontgaan. 
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Het  doel  van  rechtspraak  is  dan  de  gerechtigheid  en  die 
alleen,  terwijl  het  doel  van  het  bestuur  is  het  algemeen 
belang  y  bq  de  behartiging  waarvan  het  bestuur  dan  natuur- 
lijk zich  wel  heeft  te  houden  aan  de  wet.  Anders  uitge- 
drukt: het  verschil  ligt  in  de  geestesrichting  van  réchter 
en  bestuurder  '). 

Ondanks  den  anderen  vorm  schgnt  deze  tegenstelling  van 
doel,  algemeen  belang  en  gerechtigheid  voort  te  komen 
uit  dezelfde  bron  als  die,  welke  het  onderscheid  zoekt  in 
strenge  gebondenheid  aan  de  wet  aan  den  eenen  kant  en 
vrg  handelen  binnen  de  grenzen  der  wet  aan  den  anderen 
kant. 

Het  einddoel  toch  van  alle  staatswerkzaamheden  zal  wel 
zqn  bevorderen  van  het  algemeen  belang. 

Heeft  echter  de  wet  eens  een  bindend  voorschrift  ge- 
geven, dan  is  daarmede  uitgemaakt,  dat  het  algemeen 
belang  het  aldus  vereischt.  Het  orgaan  met  de  toepassing 
belast  heeft,  voor  zoover  het  door  de  wet  is  gebonden, 
dus  niet  meer  nog  eens  voor  zich  uit  te  maken,  wat  in 
het  algemeen  belang  is  of  niet  Dat  orgaan  heeft  dan  op 
niets  anders  te  letten,  dan  op  de  vraag:  hoe  wil  de  wet? 

Met  gebruikmaking  van  een  klinkende ,  doch  in  den  grond 
minder  juiste  ')  frase  mag  men  dit  dan  desnoods  uitdrukken : 
z\jn  eenig  doel  is  de  gerechtigheid. 

Geeft  de  wet  echter  aan  het  met  de  toepassing  belaste 
orgaan  een  meerdere  of  mindere  speelruimte ,  dan  zegt  ze 
daarmede,  dat  zij,  de  wet,  die  het  concrete  geval  niet 
voor  zich  krggt,  minder  goed  in  staat  is  reeds  vooraf  vol- 
komen uit  te  maken,  wat  het  algemeen  belang  in  een 
bepaald    geval    eischt.   Daarom   laat   zij,   wat  ze  zelf  niet 


')  Men  vergelijke  byv.:  Mr.  Reaijl,  RechtBgdêêrd  Magaztjn  1895, 
bl.  n, 

*)  Men  zie:  Mr.  van  ld  sin  ga.  De  administratieve  Rechtspraak  en 
de  Constüutioneele  monarchie^  I  bl.  147  vv.,  die  zeer  terecht  opmerkt, 
dat  ook  by  den  rechter  het  doel  der  werkzaamheid  buiten  de  gerech- 
tigheid gelegen  is. 
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kan,  over  aan  het  orgaan,  dat  het  concreet  geval  wèl 
voor  zich  zal  krijgen.  Dat  orgaan  moet  dan  in  de  eerste 
plaats  zich  houden  aan  de  wet,  voor  zoover  die  bindt, 
maar  overigens,  waar  z\j  hem  vrijlaat,  het  algemeen  be- 
lang behartigen. 

In  dien  zin  kan  men  dan  wel  zeggen,  dat  het  ,vr\je'* 
orgaan  het  algemeen  belang  ten  doel  zgner  handeling  heeft, 
terwijl  het  gebonden  orgaan  niet  meer  mag  treden  in  de 
door  de  wet  reeds  uitgemaakte  vraag  omtrent  dat  algemeen 
belang. 

Dit  geldt  zoowel  voor  den  rechter  als  voor  den  bestuurder. 

Inmiddels,  zooals  we  zagen,  is  gewoonlijk  de  rechter 
meer  gebonden  dan  de  bestuurder :  vandaar  dat  men,  ook 
deze  jfraadonderscheiding,  die  in  den  grond  dezelfde  is 
als  die  boven  behandeld  werd,  ten  onrechte  aanziende 
voor  eene  principieele  afscheiding ,  het  criterium  voor  recht- 
spraak en  voor  bestuur  ging  zoeken  in  beider  doel. 

Valt  dus  alle  grond  voor  eene  onderscheiding  ontleend 
aan  het  doel  weg,  in  uitdrukkingen,  dat  de  rechter  alleen 
te  doen  heeft  met  de  gerechtigheid ,  in  de  leus :  fiat  justitia 
pereat  mundus,  en  dergelijke  is  toch  nog  een  kern  van 
juistheid  verscholen. 

Mr.  van  Idsi n ga  *)■  wijst  daarop  door  te  zeggen,  dat, 
ontdaan  van  alle  frases,  de  redeneering  eenvoudig  daarop 
neerkomt,  dat  men  van  den  rechter  meer  onpartijdigheid 
verwacht  dan  van  de  administratie,  zoodat  de  onderschei- 
ding niet  meer  ziet  op  de  taak  zeil  des  rechters,  maar 
op  de  wijze,  waarop  die  taak  wordt  volbracht. 

Dat  overigens  by  den  rechter  stipte  onpartijdigheid  nog 
veel  meer  vereischt  wordt  dan  bij  den  bestuurder,  dat  ter 
verzekering  van  die  onpartijdigheid  allerlei  waarborgen  zijn 
gegeven ,  die  by  de  gewone  administratie  ontbreken ,  is  niet 
te  loochenen  '). 


^)  Men  zie  de  zooeven  geciteerde  bladzyden.  # 

*)  Ëen  eigenaardig  voorbeeld  van  de  meening,  dat  het  verschil  tus- 
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Mr.  van  Idsinga  zoekt  het  essentieele  van  het  begrip 
rechtspraak  eveneens  in  het  doel  en  omschrgft  's  rechters 
taak  (bl.  173  van  voormeld  werk)  aldus:  ,hg  heeft  uit- 
spraak te  doen  omtrent  het  bestaan  en  den  inhoad  eener 
vermeende  concreete  rechtsverplichting ,  krachtens  welke 
de  vervulling  dier  verplichting  door  dwang  mag  worden 
verkregen". 

,Het  eigenlgke  doel  van  zgne  werkzaamheid  is  dus  te 
beslissen   omtrent   het  al  of  niet  geoorloofde  van  dwang". 

Een  materieel  kenmerk  voor  rechtspraak  doet  ook  dit 
niet  aan  de  hand.  Slechts  wordt  de  wenschelijkheid  uitge- 
sproken, dat  geen  dwang  worde  uitgeoefend  zonder  's  rech- 
ters tusschenkomst.  Aangegeven  wordt,  waar  rechtspraak 
noodig,  althans  gewenscht  is. 

De  conclusie  uit  het  voorafgaande  trekkende,  blijkt  dat 
geen  der  aangegeven  criteria  een  afdoende  oplossing  geeft 
van  de  vraag  betreffende  het  materieele  onderscheid  tus- 
schen  rechtspraak  en  bestuur. 

Intusschen  schijnt  het  zoeken  naar  het  doel  de  richting 
aan  te  geven,  waarin  eene  oplossing  te  vinden  is. 

schen  rechtspraak  en  bestuar  is  te  zoeken  in  het  feit,  dat  men  yan 
de  administratie  wel  eenig  , schipperen'*  met  het  recht  kan  verwachten, 
is  te  vinden  by  Jhr.  Mr.  J.  J.  de  la  Bassecour  C o, sm, Handleiding 
tot  de  kennis  van  het  administratief  regt  in  Nederland^  1856,  bl.  42: 
„Het  is  van  groot  gewigt  roet  juistheid  te  bepalen,  wat  door  admi- 
nistratieve regtsmagt  verstaan  wordt,  want  tusschen  de  beslissing 
eener  regterlgke  en  administratieve  magt  bestaat  groot  verschil.  De 
regterlyke  magt  kan  volgens  art.  11  dei  wet  houdende  algemeene 
bepalingen  in  geen  geval  de  inneriyke  waarde  of  billijkheid  der  wet 
beóordeelen.  Het  administratief  gezag  daarentegen ,  dat  in  zyne  beslis- 
sing ook  aan  de  wet  onderworpen  is,  mag  in  het  beóordeelen  op 
redenen  van  billijkheid  acht  geven,  zoodat  daaraan  een  meerdere 
ruimte  wordt  toegelaten ,  wanneer  de  uitdrukkelyke  bewoordingen  der 
wet  niet  (?)  met  de  bedoeling  des  wetgevers  of  het  algemeen  belang 
in  tegenspraak  zijn." 

De  toepassing  van  het  argumentum  a  contrario,  nu  art.  11  der  wet 
houdende  algemeene  bepalingen  niet  voor  de  administratie  is  geschre- 
ven, schijnt  eenigszins  stoutmoedig. 
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Wat  is  ten  slotte  hel  doel  van  rechtspraak?  Het  geven 
van  waarborgen  tegen  onrechtraatigen  dwang?  Het  schynt 
zeer  aannemelgk,  omdat  nergens  meer  behoefte  bestaat 
aan  waarborg  tegen  willekeur,  dan  waar  dwang  moet  wor- 
den uitgeoefend.  Intusschen  schgnt  het  onnoodig  a  priori 
rechtspraak  te  beperken  tot  de  gevallen,  waarin  de  Staat 
met  dwang  optreedt.  Een  ruimer  en  beter  standpunt  schijnt 
te  zgn  om  aan  te  nemen,  dat  rechtspraak  ten  doel  heeft 
de  verwerkelijking  van  de  staatstaak  op  eene  wgze  die 
den  geregeerden  de  meeste  waarborgen  geeft  tegen  wille- 
keur, zonder  te  zeggen  dat  die  staatswerkzaamheid  perse 
gepaard  moet  gaan  met  het  uitoefenen  van  dwang. 

Hoe  moet  dat  doel  worden  bereikt?  Hoe  verkrijgt  men 
die  waarborgen? 

Louter  en  alleen  door  de  vannen  ^  waarin  de  staatstaak 
wordt  verricht,  en  door  de  positie  der  ambtenaren  daar- 
mede belast. 

Hierin  ligt  de  conclusie  opgesloten ,  dat  rechtspreken  een 
zuiver  formeel  begrip  is,  en  mitsdien  een  materieel  onder- 
scheid tusschen  rechtspraak  en  bestuur  niet  bestaat. 

Rechtspraak  is  één  der  wgzen  waarop  het  staatsgezag 
zijn  taak  ^volbrengt,  zonder  dat  daarmede  in  het  minst 
is  uitgemaakt,  welke  materieele  werkzaamheid  het  daar- 
mede verricht. 

Blgft  de  vraag,  welke  de  vormen  moeten  z\jn,  waarin 
het  gezag  optreedt,  om  te  kunnen  zeggen,  dat  hetgeen 
het  aldus  verricht,  rechtspraak  is. 

Een  voor  alle  t|jden  en  omstandigheden  afdoend  antwoord 
op  die  vraag  is  niet  te  geven,  omdat  deze  quaestie  eene 
is  van  positief  recht.  In  het  algemeen  echter  kan  men  zeggen , 
dat  rechtspraak  bestaat ,  waar  de  overheid  op  die  wijze  te 
werk  gaat ,  waarop  tegenwoordig  het  burgerlijk  en  straf- 
recht pleegt  te  worden  toegepast. 

De  meest  op  den  voorgrond  tredende  elementen  zullen 
daarbfl  wel  zijn: 

dat   afdoende  waarborgen  worden  getroffen  voor  onaf- 
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hankeiykheid  en  onpart\jdigheid  van  het  met  de  uitvoering 
belaste  orgaan; 

dat  de  belanghebbende  vooraf  ruimschoots  in  de  gelegen- 
heid zij  gesteld  zgne  belangen  voor  te  dragen; 

dat  bij  de  wet  voorgeschreven  vormen  in  acht  moeten 
worden  genomen  ten  einde  te  voorkomen ,  dat  eene  beslis- 
sing anders  dan  na  rijp  beraad  genomen  worde; 

dat  niet  de  wet  zoo  maar  rauwelyks  worde  toegepast, 
maar  eerst  krachtens  de  wet  de  rechtsverhouding  onver- 
anderiyk  worde  vastgesteld,  welke  vaststelling  (vonnis  in 
het  burgeriyk  en  strafrecht)  dan  als  basis  voor  de  verdere 
handelingen  van  het  gezag  dient. 

De  consequentie  van  dit  standpunt  is^  dat  er  a  priori 
geen  enkele  staats  werkzaamheid  denkbaar  is,  of  zg  kan 
gegoten  worden  in  de  vormen  van  rechtspraak  en  daardoor 
worden  tot  rechtspraak  *). 

Bijv.  het  verleenen  van  concessies.  Het  verleenen  van 
politierechtelgke  vergunningen  krachtens  de  Hinderwet 
heeft  reeds  nu  veel  van  rechtspraak  door  alle  vormen,  die 
daarbij  zgn  voorgeschreven.  Men  denke  slechts  aan  de  open- 
bare bekendmaking,  de  gelegenheid  om  bezwaren  te  berde 
te  brengen,  het  hooger  beroep,  enz. 

Dat  overigens  krachtens  onze  tegenwoordige  wetten  de 
burgerlijke  rechter  allerlei  werkzaamheden  verricht,  die  val- 
len buiten  het  beslissen  van  twistgedingen ,  is  eene  zaak , 
waarvoor  niemand  de  oogen  kan  sluiten^). 


')  Zelfs  wetgeving  niet  uitgezonderd.  Men  zoude  trouwens  reeds  nn 
in  ons  positiere  recht  overgangstoestanden  kunnen  aanwijzen,  waar 
bet  geven  van  algemeene  regels  geschiedt  op  eene  wijze,  die  aan 
rechtspraak  doet  denken.  Men  vergelijke  de  artikelen  7  e.  v.  der  wet 
van  20  Juli  1895,  Stbl.  n*.  139,  waar  de  vormen,  in  acht  te  nemen 
by  het  vaststellen  van  waterschapsverordeningen,  veel  overeenkomst 
toonen  met  een  , proces''. 

')  Om  nu  toch  het  denkbeeld  van  materieele  rechtspraak  te  redden, 
is  men  wel  genoopt  te  beweren,  dat  al  die  verrichtingen  eigenlyk  niet 
by  den  rechter  thuis  behooren.  Van  nature  is  dat  bestuur,  maar  aan- 
gezien  het   den   rechter  is  opgedragen,  wordt   het  .formeel"  recht- 
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Kan  dus  elke  bestuurswerkzaamheid  worden  lot  recht- 
spraak, omgekeerd  kan  alles,  wat  we  nu  gewoon  zjjn 
,irechtspraak''  te  noemen,  tot  .gewoon"  bestuur  worden 
teruggebracht. 

Zoo  kan  men  zich  in  abstracto  denken,  dat  de  toepas- 
sing der  strafwet  werd  ontdaan  van  de  vormen  en  waar- 
borgen ,  die  haar  nu  omringen.  Stel ,  dat  die  toepassing  aan 
eenvoudige  politie-ambtenaren  werd  opgedragen ,  zoodat  de 
bevoegde  ambtenaar,  kennis  krijgende  dat  iemand  een  of 
ander  artikel  der  strafwet  had  overtreden,  geheel  vormloos 
dat  artikel  op  den  schuldige  toepaste  door  hem  gevangen 
te  laten  zetten. 

Zoude  men  dit  nog  rechtspraak  kunnen  noemen? 

Zeker  niet,  want  in  welk  opzicht  zoude  die  handeling 
specifiek  verschillen  van  elk  ander  optreden  der  politie  ter 
uitvoering  van  de  wet?  bqv.  van  het  uitzetten  van  een 
vreemdeling  krachtens  artikel  9  der  wet  van  13  Augustus 
1849,  Stbl  n«.  39? 

Ook  van  het  burgerlgk  recht  staat  en  valt  de  toepas- 
sing niet  met  den  rechter.  De  uitvoering  van  het  burgerlgk 
recht  kan  aan  andere  organen  dan  .rechters"  z\jn  opgedra- 
gen. Men  kan  zich  daarmede  bijv.  den  Burgemeester  belast 
denken.  Deze  ambtenaar  wordt  daarom  als  voorbeeld  aan- 
gehaald ,  omdat ,  althans  ten  plattelande ,  het  rechtsbewust- 
zgn  hem  inderdaad  met  die  attributen  pleegt  te  tooien.  De 
eerste    gang   van  hem,   die  zich  in  een  onderling  verschil 


spraak.  Van  daar  dan  de  onderscheiding  tusschen  eigenlijke  en  onei- 
genlijke rechtspraak. 

Dat  die  onderscheiding  onhoudbaar  is,  voor  wie  aanneemt,  dat  het 
geheele  begrip  rechtspraak  iets  formeels  is ,  en  men  dus  steeds  te  doen 
heeft  met  rechtspraak  in  formeelen  zin.  spreekt  van  zelf. 

Wil  men  overigens  eene  onderscheiding  behouden  om  te  zeggen,  dat 
het  niet  hetzelfde  is  een  proces  over  eigendom  te  beslissen  of  een 
voogd  te. benoemen,  dan  is  dat  natuurlijk  een  onschuldig  iets.  Maar 
men  vermijde  in  ieder  geval  de  namen  eigenlijke  en  oneigenlijke  recht- 
spraak, daar  z\j  het  dwaalbegrip  voeden,  dat  er  zoude  zijn  «roaterieele" 
rechtspraak,  bestaande  in  het  beslissen  van  twistgedingen. 
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verongelgkt  acht ,  is  gewoonlgk  naar  den  Burgemeester ,  ten- 
einde door  diens  toedoen  herstel  van  grieven  te  verkrijgen  '). 

Stel ,  dat  de  uitvoering  van  het  Burgerlgk  Wetboek  hem 
inderdaad  ware  opgedragen ,  en  dat  de  burgemeester,  nadat 
iemand  hem  aannemelgk  gemaakt  had ,  dat  een  ander  hem 
geld  schuldig  was,  geheel  vormloos  dien  ander  dwong  tot 
betaling. 

Uitvoering  van  het  burgerlijk  recht  ware  dit  zeker,  maar 
rechtspraak  niet  meer. 

Dat  het  ten  slotte  geheel  afhangt  van  de  vormen,  of  een 
ambtenaar  rechtspreekt,  dan  wel  bestuurt ,  treedt  op  eigen- 
aardige wgze  aan  het  licht  bg  de  behandeling  van  de  veel 
betwiste  vraag,  of  in  Frankrgk  de  minister  moet  gerekend 
worden  onder  hen,  die  administratieve  rechtspraak  uitoefenen. 

O.  May  er  In  zgn  werk  Theorie  des  Französischen  Ver- 
wcUtungsreckU  (Strassburg  1886)  §  21  noemt  de  leer,  dat 
de  vraag  bevestigend  moet  worden  beantwoord,  nog  de 
heerschende ,  maar  vermeldt ,  dat  onder  de  nieuwere  schrij- 
vers oppositie  komt. 

Laferrière  verwerpt  de  leer  van  den  minister-rechter 
te  eenenraale  {Traite  de  la  juridiction  administraiive  I, 
2me  édltion  1896,  livre  II,  ch.  V). 

Op  welke  gronden? 

Na  gezegd  te  hebben ,  dat  het  onmogelgk  is  te  besturen 
zonder  onophoudelijk  ook  rechtsvragen  te  beslissen,  stelt  hg 
zich  de  vraag:  „doit-on  en  conclure  que  ces  décisions sont 
des  actes  de  juridiction  semblables  k  des  jugements  ?  faut-il 
dire  que  les  ministres  sont  des  juges?" 


*)  Verwonderlijker  is,  dat  er  wei  eens  burgemeesters  gevonden  worden, 
die  deze  nieening  hunner  gemeentenaren  volkomen  schijnen  tedeeien. 
Schrijver  dezes  is  een  geval  bekend  van  een  plattelandsbargemeester, 
die  op  beklag  van  een  ingezetene  een  geschil  tusschen  hem  en  zgn 
buurman  over  de  afsluiting  hunner  erven  besliste,  welke  beslissing 
door  den  veldwachter  met  den  .sterken  arm"  ondanks  het  protest 
van  den  in  het  ongelgk  gestelde  werd  uitgevoerd,  in  casa  door  de 
bedoelde  afsluiting  in  elkander  te  trappen. 
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In  geen  enkelen  wetstekst  vindt  die  leer  steun  (voor  ons 
van  minder  belang),  maar,  zoo  vervolgt  hg,  soms  in  de 
algemeene  beginselen? 

,Tous  les  principes  au  contraire  semblent  condamner  cette 
assimilation".  Te  weten :  het  principe ,  dat  de  rechter  niet 
ambtshalve  uitspraak  doet,  terwgl  de  minister  het  geschil 
kan  provoceeren. 

Het  principe,  dat  de  rechter  geen  partij  is,  terwgl  de 
minister  als  vertegenwoordiger  van  den  staat  zulks  wèl  is. 

Het  principe,  dat  de  rechter  niet  terug  kan  komen  op 
zgnc  beslissing,  terwyl  de  minister  dat  wèl  kan. 

Waarop  komen  al  die  argumenten  ten  slotte  neer?  Min 
of  meer  op  eene  gevoelsquaestie :  het  stuit  den  schrgver 
tegen  de  borst  den  politieken  ambtenaar,  den  minister, 
als  rechter  te  erkennen.  En  waarom?  Om  geen  andere  re- 
den, dan  dat  die  ambtenaar  en  de  w\jze,  waarop  hg  zgn 
taak  uitvoert,  niet  zgn  omgeven  met  die  waarborgen  en 
vormen,  die  men  voor  een  rechter  onontbeerlgk  acht. 

Ook  hier  te  lande  zoude  men  wel  autoriteiten  kunnen 
aanwgzen,  die,  al  nemen  zij  zonder  twgfel  het  bestaan 
van  een  materieel  begrip  rechtspraak  aan ,  toch  in  den  grond 
bigk  geven  het  essentieele  te  zoeken  in  de  vormen. 

Onder  die  autoriteiten  schgntmenMr.  Kappeijne  van 
de  Coppello  te  mogen  rangschikken  en  wel  op  grond  zgner 
boven  reeds  aangehaalde  redevoering  in  de  Tweede  Kamer 
op  25  Maart  1873. 

Vooreerst  toch  mag  worden  opgemerkt,  dat  die  rede- 
voering ,  waarin  hg  zgne  bekende  definitie  van  rechtspraak 
als  de  daad  van  een  onpartgdige,  die  tusschen  partgen 
eene  kwestie  van  recht  beslist,  geeft,  aanvangt  met  iri  het 
licht  te  stellen,  dat  in  de  eerste  plaats  de  toepassing  der 
strafwet  onder  's  rechters  hoede  moet  staan ,  m.  a.  w.  dat 
rechtspraak  in  de  eerste  plaats  omvat  de  strafrechtspleging. 

Hoe  daarbij  de  even  later  gegeven  definitie  past,  is  niet 
te  verklaren,  tenzg  men  in  gemoede  vol  wil  houden,  dat 
hier  een   rechtsgeschil  bestaat  tusschen  partgen,  te  weten 
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den  beklaagde  en  het  Openbaar  Ministerie,  welk  geschil 
door  een  onpartgdige,  den  rechter,  wordt  beslist. 

Onmiddellijk  na  het  geven  zijner  definitie  laat  Mr.  Rap- 
peen e  volgen:  ^Dat  is  het  eenige  attribuut  van  den  rech- 
ter :  oordeelen  tusschen  anderen  en  wel  een  oordeel  vellen, 
waaraan  de  staat  kracht  toekent  door  rechtsdwang.  En  als 
ik  nu  zie  art.  145  staande  aan  het  hoofd  van  het  hoofdstuk 
Justitie:  er  wordt  alom  in  de  Nederlanden  recht  gesproken 
in  naam  des  Konings,  —  dan  blgkt  daaruit,  dat  men  onder 
rechtspraak  niet  heeft  begrepen  de  beslissing  van  geschillen 
van  bestuur,  maar  alleen  datgene  wat  uitloopt  op  een  von- 
nis in  naam  des  Konings  te  wgzen." 

Verrassend  is,  dat  Mr.  Kappeyne  ondanks  zijn  definitie 
het  beslissen  van  geschillen  van  bestuur,  onverschillig  of 
dit  rechtsgeschillen  zijn  of  niet,  uitsluit  van  het  begrip 
rechtspraak. 

Mg  dunkt,  by  de  woorden:  «een  oordeel  vellen,  waar- 
aan de  staat  kracht  toekent  door  rechtsdwang"  enz.,  daar 
wordt  het  denkbeeld,  dat  aan  de  definitie  ten  grondslag 
ligt ,  losgelaten  en  voortgebouwd  op  een  geheel  ander  denk- 
beeld ,  en  wel  daarop ,  dat  het  essentieele  is ,  dat  de  r  e  c  fa- 
ter  de  werkzaamheid  verricht  en  wel  in  dien  vorm,  dien 
men  van  hem  gewoon  is,  nl.  door  niet  rauwelijks  de  wet 
toe  te  passen  op  de  feiten,  maar  door  eerst  bg  .vonnis" 
de  rechtsverhouding  vast  te  stellen,  welk  vonnis  dan  de 
basis  oplevert  voor  het  verder  handelen. 

In  den  grond  schijnt  bij  Mr.  Kap p  eg  n e  het  denkbeeld 
te  hebben  gelegen:  rechtspreken  doet  alleen  en  kan  alleen 
doen  de  rechter  (dat  is  de  burgerlgke  en  strafrechter).  Dat 
daarmede  rechtspraak  tot  iets  zuiver  formeels  is  geworden, 
springt  in  het  oog. 

Dat  het  alleen  op  de  vormen  aankomt,  ligt  ook  in  het 
verdere  opgesloten:  ,Nu  erken  ik  wel,  dat  er  zgn  admi- 
nistratieve extra-ordinaire  rechters,  bijv.  de  Rekenkamer, 
die,  als  zg  goed  georganiseerd  is,  als  een  eigenigk gezegd 
rekenhof   uitspraak  doet  omtrent  quaestiên   van  publieke 
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comptabiliteit.  Maar  wat  men  bg  ons  gemeenlijk  administra- 
tieve rechtspraak  noemt,  is  niets  dan  een  daad  van  het 
administratief  gezag  en  heeft  met  een  rechterlgke  uitspraak 
niets  gemeen,  dan  in  sommige  opzichten  den  vorm". 

Dit  laatste  schgnt  volkomen  juist.  Richt  nu  echter  den 
toestand  zoo  in,  dat  dit  .sommige"  opzichten  wordt  «in 
alle  opzichten" ,  —  maak  vooral  de  positie  van  het  orgaan, 
belast  met  die  , zoogenaamde"  administratieve  rechtspraak, 
gelyk  in  onafhankelgkheid  enz.  aan  de  positie  van  den 
gewonen  rechter,  dan  zoude  waarschijnlijk,  ten  gevolge 
van  deze  geheel  formeele  veranderingen,  Mr.  Kappegne 
geen  bezwaar  meer  gehad  hebben  ook  daaraan  ten  volle 
den  naam  rechtspraak  toe  te  kennen. 

bidien  rechtspraak  niet  ziet  op  iets  inwendigs ,  materieels, 
maar  eenvoudig  op  den  vorm,  waarin  de  staat  optreedt, 
hoe  is  men  dan  gekomen  tot  het  verkeerde  denkbeeld  van 
eene  staatsfunctie  rechtspraak ,  afgescheiden  van  de  andere 
staatsfunctiên  ? 

Het  ligt  zeer  voor  de  hand  de  schuld  dezer  afscheiding 
te  schuiven  op  Montesquieu.  Toch  meen  ik  dat  men 
den  officieelen  vader  van  de  leer  der  scheiding  van  de  mach- 
ten niet  kan  verwgten  in  dezen  verkeerde  denkbeelden  te 
hebben  ontwikkeld. 

Ongetwijfeld  spreekt  Montesquieu  van  een  derde 
macht,  la  puissance  de  juger.  Maar  wat  is  daarmede  ge- 
meend ?  Iets  dergelgks  als  de  lateren  verstaan  onder  recht- 
spraak in  materieelen  zin?  Geenszins,  h(j  omschrgft  de  taak 
van  die  derde  macht  eenvoudig  als:  .punir  les  crimes  et 
juger  les  diflférends  des  particuliers". 

Dit  is  niets  anders  dan  een  deel  van  de  staatstaak ,  zq 
het  ook  een  uiterst  gewichtig  deel ,  nl.  de  toepassing  van  het 
burgerlijke  en  strafrecht,  samenvatten  en  daaraan  een  afzon- 
derleken naam  ,  puissance  de  juger"  geven.  Op  deze  wijze 
kan  men  honderd  andere  , machten"  aannemen,  bgv.  de 
macht,  waardoor  de  overheid  zorgt  voor  de  openbare  ge« 
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zondbeid ,  een  macht ,  waardoor  zy  kunsten  en  wetenschap- 
pen bevordert,  enz.  enz. 

Dit  is  eenvoudig  eene  kwestie  van  indeelen,  zonder  dat 
daarin  nog  een  verkeerd  denkbeeld  ligt  opgesloten. 

Trouwens,  dat  naar  Montesquieu's  opvatting  de  rech- 
terlyke  macht  niets  was  dan  een  onderdeel ,  een  apart  gezet 
stuk  van  de  uitvoerende  macht,  dat  blqkt  ten  duidelijkste 
uit  'sschrgvers  woorden  zelve. 

Vooreerst  de  naam:  , puissance  exécutrice  des  choses, 
qui  dépendent  du  droit  civil",  terwijl  verder  gezegd  wordt : 
.on  appellera  cette  dernière  la  puissance  de  juger,  Tautre 
simplement  la  puissance  exécutrice  de  l'Etat". 

Dat  juist  deze  beide  takken  van  bet  staatsbestuur,  de 
uitvoering  van  het  burgerlijk  en  strafrecht,  te  zamen  ge- 
nomen zyn  en  de  eer  genoten  hebben  tot  een  afzonderlgke 
.macht"  te  worden  geproclameerd,  kan  geen  verwondering 
verwekken. 

Want  het  zyn  de  alleroudste  en  allergewichtigste  staats- 
functiên. 

Een  staat,  die  het  recht  tusschen  de  individuen  onder- 
ling niet  handhaaft  en  die  den  misdadiger  niet  straft,  is 
niet  denkbaar. 

Dientengevolge  en  mede  ten  gevolge  van  het  feit,  dat 
gedurende  langen  tyd  handhaving  van  het  recht  (dat  is 
burgerlijk  en  strafrecht)  als  de  staatstaak  bg  uitsluiting  is 
aangezien,  is  men,  ook  nadat  de  staatswerkzaamheid  zich 
over  vele  andere  gebieden  had  uitgebreid ,  dat  oude  gebied 
als  iets  speciaals  blgven  beschouwen. 

Daar  komt  b\j ,  dat  ook  een  uiterlgk  zichtbare  afscheiding 
bestond,  doordien  zich  op  het  gebied  van  straf-  en  privaatrecht 
andere  en  meerdere  vormen  hebben  ontwikkeld  dan  elders. 

Dat  ontwikkelen  van  vormen  houdt  onmiddellyk  verband 
met  het  groote  belang ,  dat  op  dit  gebied  meer  dan  ergens 
elders  een  willekeurig  optreden  van  het  staatsgezag  worde 
onmogelijk  gemaakt. 

Hel  ingrijpen  der  overheid ,  als  zg  optreedt  om  te  straffen, 
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neemt  een  zóó  scherp  karakter  aan ,  dat  die  werkzaamheid 
in  de  eerste  plaats  dringend  behoefte  heeft  aan  omkleeding 
met  vormen  en  waarborgen  tegen  willekeur. 

Dat  iemand  de  macht  zoude  hebben  aan  een  ander  zon- 
der vorm  van  proces,  desnoods  zonder  hem  teverhooren, 
straf  te  doen  voltrekken ,  dunkt  ons  terecht  het  toonbeeld 
van  tyrannie. 

Maar  ook  van  het  burgerlgk  recht  is  eene  goede  toe- 
passing niet  denkbaar  zonder  uitgewerkte  processueele 
vormen. 

Immers  de  bewering  van  een  particulier,  dat  een  ander 
hem  iets  schuldig  is,  geeft  op  zich  zelf  nog  maar  zeer 
weinig  waarborg,  dat  de  eischer  inderdaad  in  zgn  recht  is. 

Alvorens  dus  de  wetsbepaling,  krachtens  welke  de  schul- 
denaar wordt  gedwongen  het  verschuldigde  te  betalen, 
uit  te  voeren ,  moet  de  overheid  alle  zekerheid  hebben  dat 
het  vorderingsrecht  inderdaad  bestaat. 

Het  voorschrijven  van  procesvormen  heeft  geen  ander 
doel  dan  verkrijging  van  die  zekerheid  *). 

Waar  echter  het  gezag  optreedt  niet  om  te  straffen  of 
om  geschillen  tusschen  de  burgers  te  beslissen,  daar  moet 
het  natuuriyk  ook  zonder  willekeur  handelen,  maar  is  het 
inachtnemen  van  al  die  processueele  vormen  niet  zóó 
noodig,  dat  zonder  deze  een  onhoudbare  toestand  ware 
geboren. 

Daarbij    kwam,    dat  de   uitbreiding   van  de  staatstaak 


O  Opmerkeiyk  is,  dat  we  ons  ook  den  burgerlijken  rechter  princi- 
pieel als  onafhankelijk  Tan  de  overige  uitvoerende  macht  denken. 

Intusschen  schijnt  voor  deze  onafhankelijkheid  geen  bijzondere  nood- 
zakelijkheid: waarom  zoude  het  staatsgezag  in  een  geschil  tusschen 
particulieren  van  partijdigheid  worden  verdacht'? 

Dat  de  regeerder,  die  tevens  strafrechter  was ,  in  de  verleiding  zoude 
komen  laatstbedoelde  macht  te  misbruiken,  is  duidelijk. 

Montesquieu,  die  veel  heeft  bijgedragen  tot  de  verbreiding  van 
bet  denkbeeld  van  een  onafhankelijke  rechterlijke  macht,  denkt  dan 
ook,  waar  hij  in  het  hoofdstuk:  ,de  la constitution d'Angleterre*' over 
de  rechterlijke  macht  spreekt,  bijna  uitsluitend  aan  den  strafrechter. 
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buiten  de  handhaving  van  het  recht  samenviel  met  de 
periode  van  den  politiestaat,  die  uitging  visin  de  leer,  dat 
de  overheid  buiten  het  gebied  van  straf-  en  privaatrecht 
bevoegd  is  alles  te  doen,  wat  zg  noodig  acht  in  het  alge- 
meen belang. 

Deze  redenen  hebben  bewerkt,  dat  men  het  deel  van 
het  staatsbestuur,  dat  bestaat  in  de  handhaving  vanstraf- 
en  burgerlijk  recht,  is  gaan  stellen  tegenover  het  overige 
deel,  waarvoor  dan  de  naam  bestuur  in  zijn  geheel  is 
gereserveerd  '). 

Dat  dit  apart  stellen  van  een  stuk  staatstaak  onder  een 
bijzonderen  naam ,  rechtspraak ,  en  opgedragen  aan  bgzon- 
dere  ambtenaren,  ten  slotte  heeft  medegewerkt  tot  ver- 
warring van  denkbeelden  is  mogelgk,  al  is  in  dat  feit  zelf 
nog  geen  verwarring  gelegen. 

De  verwarring  begint  eerst ,  als  men  ook  op  het  overige 
gebied,  dat  ik  kortheidshalve,  het  gewone  spraakgebruik 
volgende,  het  bestuur  zal  noemen,  gaat  zoeken  naar  iets, 
dat  materieel  rechtspraak  zoude  zgn. 

Dat  zoeken  vond  zijn  oorsprong  in  het  feit ,  dat  men  op 
het  gebied  der  rechtspraak  waarborgen  tegen  willekeur 
aantrof,  die  gemist  werden  op  bestuursgebied. 

Vandaar  het  streven  om  die  waarborgen  ook  op  het  ge- 
bied van  het  bestuur  over  te  planten. 

De  meest  radicale  wyze  om  hiertoe  te  geraken,  ware 
geweest  voortaan  alle  bestuur  te  doen  voeren  in  de  vor- 
men, die  bg  het  straf-  en  privaatrecht  in  gebruik  zyn,en 
door  ambtenaren  met  gelgke  positie  als  de  straf-  en  bur- 
gerlijke rechter ,  m.  a.  w,  alle  bestuur  te  maken  tot  recht- 
spraak. 

Men  kan  zich  de  verwezenlijking  van  dit  denkbeeld  voor- 
stellen door  de  z.  g.  vrgwillige  rechtspraak  uitgebreid  tot 
alle  bestuurshandelingen  te  denken. 

^)  Zoo  doende  is  het  oudste  en  belangrijkste  .bestuur*',  handhaving 
van  straf-  en  burgerlijk  reclit,  komen  te  staan  buiten  en  tegenover 
hetgeen  men  nu  bestuur  pleegt  te  noemen. 
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Een  analogon  is  voorts  te  vinden  in  de  taak,  die  de 
justice  of  the  peace  vervult ,  en  vooral  vervulde  vóór  de 
groote  hervormingen  in  het  local  govemment  uit  den  laatsten 
tijd.  De  justice  of  the  peace  spreekt  niet  alleen  recht,  om 
te  blijven  bg  de  spreekwijze  van  het  continent,  hfl  admi- 
nistreert ook ')  (bijv.  het  verleenen  van  licenses)  en  doet 
zulks  in  dezelfde  vormen,  als  waarin  hg  de  ^eigenlgke" 
rechtspraak  uitoefent '). 

Hierop  consequent  voortgaande,  zoude  men  komen  tot 
bovenbedoelden  toestand. 

Dat  die  toestand  gewenscht  zoude  zijn,  wil  ik  niet  be- 
weren, trouwens  een  zoo  totalen  ommekeer  te  brengen  in 
den  bestaanden  regeeringsvorm ,  is  waarschijnlijk  nimmer  in 
ernst  bg  iemand  opgekomen. 

Geheel  breken  met  den  bestaanden  toestand ,  daarvan  was 
geen  sprake.  Men  moest  dus  komen  tot  een  compromis: 
eene  verdeeling  van  de  macht,  die  tot  nog  toe  in  haar 
geheel  bij  de  administratie  had  berust. 

Het  resultaat  van  dat  compromis  vindt  men  dan  neer- 
gelegd in  de  regeling  der  administratieve  rechtspraak. 

Men  had  die  verdeeling  kunnen  treffen  door  zich  af  te 
vragen ,  hoeveel  hel  algemeen  belang  vordert ,  dat  aan  het 
bestuur  ontnomen  en  aan  het  nieuwe  orgaan  (den  admi- 
nistratieven rechter)  opgedragen  wordt. 

Dat  daarby  de  macht  der  regeering  wordt  besnoeid ,  is 
onloochenbaar.  Naarmate  de  verdeeling  uitvalt,  kan  die  be- 
snoeiing grooter  of  kleiner  zyn ,  maar  al  wat  men  den  rech- 
ter geeft,  of  waarin  men  hem  althans  de  eindbeslissing 
geeft,  dat  ontneemt  men  aan  de  , uitvoerende"  macht. 

')  Men  pleegt  dit  dan  ook  als  iets  zeer  ,buitenniodels"  te  ?ermelden  ^ 
met  de  opmerking,  dat  voor  zoover  in  Engeland  administratie  en  justitie 
niet  zijn  gescheiden. 

')  Ook  zonde  men  merkwaardige  aanknoopingspunten  kannen  vin- 
den in  de  middeleeuwsche  collegiale  inrichting  der  administratie.  Cf. 
Bluntschli  (Allgemeines  Staatsrecht y  II.  2de  druk,  München  1857), 
die  spreekt  van  het  .Mittelalter,  welches  die  Regierung  wie  ein  Ge- 
richt behandelte'\ 

BeohtsgeL  Mag.  1900.  37 
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Geef  tegen  alle  handelingen  der  administratie  een  beroep 
op  den  rechter,  en  het  gezag  der  administratie  is  over  de 
geheele  linie  tot  iets  secundairs  teruggedrongen. 

Geef  een  beroep  op  den  rechter,  voor  zoover  beweerd 
wordt,  dat  door  de  handeling  der  administratie  rechtskren- 
king  heeft  plaats  gehad ,  welnu  dan  biyft  haar  gezag,  voor 
zoover  zy  niet  door  wettelijk  voorschrift  gebonden  was  op 
eene  bepaalde  wijze  te  handelen,  onverlet,  maar  onder- 
gaat dat  gezag ,  zoover  het  betreft  , gebonden"  handelen  , 
eene  capitis  deminutio.  Waar  vroeger  aan  haar  het  laatste 
woord  was  om  uit  te  maken ,  wat  de  zin  is  van  het  bindend 
voorschrift,  en  of  de  feitelijke  gegevens,  door  dal  voor- 
schrift bedoeld,  al  dan  niet  aanwezig  zijn,  daar  is  aan 
de  administratie  wel  niet  de  bevoegdheid  ontnomen  ook 
harerzijds  daarover  te  beslissen ,  want  zonder  dat  te  doen 
zoude  z\j  niet  kunnen  handelen,  maar  is  hare  beslissing 
van  eindbeslissing  afgedaald  tot  beslissing  in  eersten  aanleg. 
De  eindbeslissing,  het  zwaartepunt  dus,  is  overgegaan  op 
den  rechter. 

Wellicht  heeft  dit  „mettre  la  couronne  au  greffe"  voor 
velen  iets  stuitends,  dat  men  misschien  onbewust  liever  zoude 
bedekken.  Kan  men  nu  op  het  tegenwoordig  arbeidsveld 
van  het  bestuur  iets  aanwijzen,  wat  eigenlyk  van  nature 
reeds  rechtspraak  is,  en  dus  ten  onrechte  is  opgedragen 
aan  het  bestuur ,  aangezien  het  thuis  behoort  b\j  den  rech- 
ter, dan  zijn  daarmede  alle  scrupules  op  bovenbedoeld 
punt  van  de  baan:  van  de  eigenlijke  taak  der  regeering 
wordt  dan  niets  afgenomen. 

Misschien  mag  daaraan  voor  een  deel  worden  toegeschre- 
ven dat  zoeken  naar ,  en  met  ingenomenheid  aannemen  van 
een  materieel  begrip  rechtspraak. 

Bedrieg  ik  mü  niet ,  dan  treedt  dat*  telkens  eenigszins 
aan  het  licht  bg  de  bestrijding  van  de  geopperde  beden- 
king, of  administratieve  rechtspraak  zich  wel  verdraagt  met 
zelfstandigheid  der  administratie. 

In   plaats   van  daarop  te  antwoorden,  dat  de  invoering 
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van  administratieve  rechtspraak  ongetwijfeld  een  deel  van  de 
zelfstandigheid  der  administratie  vernietigt ,  welk  deel  groo- 
ter  of  minder  groot  is ,  naarmate  de  regeling  uitvalt,  maar 
daaraan  toe  te  voegen ,  dat  in  de  tegenwerping  op  zich  zelf 
geen  kracht  schuilt,  daar  de  eenige  vraag  is:  hoe  zal  ten 
slotte  de  staatstaak  het  meest  in  overeenstemming  met  het 
algemeen  belang  worden  verwerkelijkt?  —  in  plaats  daar- 
van haast  men  zich  te  betoogen ,  dat  die  zelfstandigheid  in 
ieder  geval  ongerept  blijft. 

Onder  de  grondwet  van  1848  nam  deze  vraag  het  karak- 
ter aan  van  een  vraag  de  jure  constituto:  lakt  de  grondwet 
toe,  dat  de  regeering  worde  ondergeschikt  gemaakt  aan 
den  rechter? 

Bi]  de  behandeling  der  wet  op  de  rechterlijke  organisatie 
van  1861  beantwoordde  Mr.  Godefroi  deze  vraag  beslist 
ontkennend  '). 

Me  dunkt,  dat  er  alleszins  gewichtige  gronden  zQn  om 
den  heer  Godefroi  gelijk  te  geven.  Waar  de  grondwet 
uitgaat  van  de  opdracht  van  het  bestuur  aan  een  bepaald 
orgaan  (in  de  eerste  plaats  dus  de  Kroon),  daar  gaat  het 
niet  aan  om  „waar  de  grondwet  zelve  dit  niet  uitdrukke- 
lijk veroorlooft,  een  deel  van  dat  bestuur  weder  aan  het 
orgaan  te  ontnemen  en  het  zoodoende  gedeeltelijk  op  den 
tweeden  rang  te  dringen." 

Professor  Buys  {Bijdragen  XXV,  bl.  389  vv.)  bestrijdt 
soortgelijke  redeneeringen  aldus:  zeker,  zoo  geeft  hij  toe, 
de  zelfstandigheid  der  regeering  zoude  vernietigd  zijn,  indien 
in  alle  gevallen  tegen  hare  handelingen  beroep  was  toege- 
laten ,  dus  zoowel  in  geval  van  rechtskrenking ,  als  in  geval 
dat  beweerd  wordt ,  dat  de  administratie  zonder  de  wel  te 
schenden  een  verkeerd  gebruik  gemaakt  heeft  van  eene  haar 
toekomende  bevoegdheid. 

Beperk  echter  dat  beroep  tot  beweerde  rechtskrenking 
en  alles  is  in  orde: 


O  Men  vergelijke  ook  de  redevoeringen  van  den  heer  Godefroi  bij 
de  behandeling  van  het  ontwerp-d e  Vries.  Tweede  Kamer,  Maart  1873 . 
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,  Betreft  daarentegen  het  gerezen  geschil  een  strgd  over 
den  zin  van  het  geldende  recht  *) ,  dan  wordt  de  toestand 
geheel  anders  en  de  zelfstandige  beslissing  van  den  rechter 
dringend  noodig.  Die  rechter  is  hier  op  het  terrein,  dat 
hem  van  nature  toebehoort,  terwijl  de  regeering  haar  na- 
tuurlyk  gebied  verlaat,  zoo  dikw\jls  zg  in  dien  rechtsstrijd 
met  'beslissend  gezag  mocht  willen  optreden.  Immers  zij 
moet  enkel  vrij  zijn  binnen  de  grenzen  der  wet,  en  tot  die 
vryheid  kan  nooit  het  recht  behooren  om  den  inhoud  van 
de  wet  naar  hare  subjectieve  opvatting  te  verklaren.  De 
gebondene  door  de  wet  kan  niet,  juist  omdat  hij  de  gebon- 
dene  is,  beslissen  hoever  de  band,  die  zijne  vrijheid  be- 
perkt ,  reikt" '). 

B\j  de  jongste  grondwetsherziening  werd  bovenbedoelde 
vraag  natuurlgk  eene  de  jure  constituendo :  in  hoeverre  zal 
de  grondwet  administratieve  rechtspraak  voorschrijven , 
althans  mogelijk  maken? 

Ook  toen  werden  bedenkingen  geopperd,  ontleend  aan 
de  bedreigde  zelfstandigheid  der  regeering,  en  wel  in  de 
eerste  en  voornaamste  plaats  door  professor  Tellegen  in 
zyn  advies  aan  den  Koning  (Arntzenius,  Handelingen 
over  de  herziening  der  Grondwet ,  dl.  I,  bl.  106).  Het  z\j  mfj 
vergund  's  schrijvers  helder  en  kernachtig  betoog  in  zyn 
eigen  woorden  gedeeltelük  weer  te  geven: 


O  Zelfs  al  beperkte  men  de  taak  van  den  adminislratieveD  rechter 
tot  vragen  van  wetsuitlegging,  dus  tot  een  soort  cassatie,  waarmede 
tegenwoordig  wel  niemand,  die  administratieve  rechtspraak  voorwen- 
schelijk  houdt,  tevreden  zoude  zijn,  dan  zoude  men  toch  niet  kunnen 
loochenen ,  dat  op  dit  gebied  (nl.  van  wetsuitlegging)  de  eindbeslissing 
der  administratie  ware  ontnomen,  en  daarmede  op  dit  gebied  hare 
zelfstandigheid  zoude  vernietigd  zijn. 

^)  Maar  de  rechter  is  toch  ook  gebonden  aan  de  wet  en  zal  toch 
wel  steeds  zelf  moeten  beslissen ,  hoever  die  band  reikt.  De  zaak  is 
eenvoudig,  dat  men  meer  vertrouwen  heeft  in  den  rechter,  dat  hy 
zich  aan  de  wet  stipt  zal  houden;  dit  vertrouwen  kan  zich  op  niets 
anders  baseeren  dan  op  de  waarborgen,  die  *s  rechters  positie  en  wijze 
van  handelen  geven. 
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„Het  bestuur  heeft  tot  taak  de  wetten  en  koninkipe 
besluiten  juris  publici  toe  te  passen  en  is  dus  verplicht  ze 
te  interpreteeren.  Er  is  tot  dusver  —  eenige  onderwerpen 
uitgezonderd  —  in  ons  staatsbestuur  geen  buiten  de  uit- 
voerende macht  staand  gezag  aangewezen ,  dat  die  inter- 
pretatie kan  ongedaan  maken.  Hierin  wordt  door  de  com- 
missie eene  diep  ingrijpende  verandering  voorgesteld.  Wat 
zQ  voorstelt  komt  hierop  neder ,  dat  ook  op  het  gebied  van 
het  publiek  recht  een  van  de  uitvoerende  macht  onafhan- 
kelyk  gezag  zal  beslissen ,  of  wetten  en  koninklijke  besluiten 
in  de  bijzondere  gevallen  juist  zyn  toegepast.  Ten  opzichte 
van  alle  handelingen  van  de  uitvoerende  macht  of  van  hare 
onderdeelen  zal  men  zich  tot  dat  gezag  kunnen  wenden  ten 
einde  te  doen  uitmaken ,  of  de  wet  of  een  koninklyk  besluit 
juist  is  uitgelegd ,  en  of  eene  juiste  toepassing  op  de  feiten 
heeft  plaats  gehad''. 

Na  het  zijns  inziens  gevaarlijke  om  zulk  eene  diep  ingrij- 
pende verandering  als  algemeen  beginsel  in  de  grondwet 
te  plaatsen  in  het  licht  te  hebben  gesteld,  met  op  voorbeelden 
en  consequenties  te  wyzen ,  concludeert  de  schry  ver  aldus : 
»of  dit  alles  met  de  zelfstandigheid  der  regeering  be- 
staanbaar zoude  zön ,  schgnt  ondergeteekende  twijfelachtig." 

Mr.  Buys  heeft  blijkbaar  het  oog  op  deze  woorden  van 
Mr.  Tellegen,  waar  hij  {Bijdragen  XXVIII,  I,  bl  98  en 
99)  zegt: 

«Maar  wordt  door  die  inmenging  van  den  zelfstandigen 
rechter  dan  niet  aan  de  onontbeerlijke  vrijheid  van  de 
administratie  te  kort  gedaan?  Zeker  niet.  Immers  haar  blijft 
onverlet  om  de  wetten ,  in  het  belang  van  de  gemeenschap 
gegeven,  geheel  naar  eigen  inzicht  en  behoudens  hare  ver- 
antwoordelijkheid aan  de  Volksvertegenwoordiging ,  ten  uit- 
voer te  leggen.  Eerst  dan  wanneer  zg  handelend  optredende, 
in  aanraking  komt  met  de  rechten  van  derden,  kan,  bij 
geschil  over  den  inhoud  van  die  rechten,  de  beslissing  over 
den  inhoud  dier  rechten  aan  den  rechter  worden  opgedra- 
gen. Het  eigen  terrein  van  de  administratie  blyft  ongeschon- 
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den,  want  de  grenzen  van  dat  terrein  liggen  juist  in  die 
wetten ,  welke  de  rechter  helpt  handhaven.  De  vryheid  van 
de  uitvoerende  machl  is  de  bevoegheid  om  binnen  de  gren- 
zen door  de  wet  getrokken  het  algemeen  belang  te  behar- 
tigen en  tot  die  bevoegdheid  kan  nooit  het  recht  behooren 
om  zelfstandig  te  beslissen,  waar  de  perken  liggen  van  hare 
macht.  Door  haar  in  laatste  instantie  ook  die  beslissing 
over  te  laten  worden  deze  perken  feitelijk  opgeheven  en 
verliezen  de  wetten ,  die  ze  invoerden,  haar  reden  van  be- 
staan. De  gebondene,  die  het  verband,  hem  aangelegd, 
willekeurig  kan  opheffen ,  is  niet  gebonden"  *). 

Deze  geheele  redeneering  vindt  natuurlijk  haar  zwaarte- 
punt in  de  onderscheiding  tusschen  rechtspraak  en  bestuur. 
Ontvalt  deze  ons,  en  op  grond  van  het  bovenstaande  meen 
ik  te  mogen  aannemen,  dat  zij  zulks  inderdaad  doet,  dan 
verliest  ook  het  betoog  alle  kracht. 

Voor  hen,  die  meenen,  dat  er  geen  terrein  bestaat, dat 
van  nature  behoort  tot  's  rechters  competentie ,  blyfl  niets 
anders  over  dan  toe  te  geven,  dat  de  invoering  van  admi- 
nistratieve rechtspraak  de  zelfstandigheid  der  regeering  aan- 
tast, maar  daarbij  op  te  merken,  dat  de  zelfstandigheid 
der  regeering  niet  is  het  heilige  huisje,  waaraan  in  geen 
geval  mag  worden  geraakt. 

Die  zelfstandigheid  bestaat  niet  om  haars  zelfswille  maar 
om  wille  van  het  algemeen  belang. 

Blijkt  het,  dat  bq  de  bestaande  zelfstandigheid  der  re- 
geering de  geregeerden  niet  die  waarborgen  tegen  willekeur 
genieten ,  die  men  in  een  wèl  geordenden  staat  mag  verwach- 
ten, dan  moet  op  dien  grond,  en  op  dien  grond  alleen, 
de  zelfstandigheid  der  regeering  worden  ingekrompen,  voor 
zooveel  dat  noodig  blijkt. 

Sommige  schrijvers  rechtvaardigen  niet  alleen  het  invoe- 
ren van  administratieve  rechtspraak  met  het  bestaan  van  iets, 


')  En  de  rechter  dan,  wiens  strenge  gebondenheid  aan  de  wet  nog 
wel  als  essentieel  in  zijne  werkzaamheid  pleegt  te  worden  ?oorgesteld? 
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wat  van  nature  rechtspraak  is,  maar  vinden  in  de  tegen- 
stelling van  rechtspraak  en  bestuur  zelfs  de  eenig  denkbare 
reden  van  bestaan  voor  den  administratieven  rechter:  im- 
mers, ware  bestuur  en  rechtspraak  materieel  hetzelfde,  dan 
zouden  rechter  en  bestuurder  beiden  precies  hetzelfde 
doen,  waarom  dan  dien  totaal  overbodigen  rechter  in  het 
leven  te  roepen? 

Zoo  acht  Mr.  Arntzenius  (jByrfra^m  1880)  daarom  den 
rechter  van  zelf  uitgesloten  van  de  beoordeeling  van  vra- 
gen over  niet  door  de  wet  gewaarborgde  belangen,  omdat 
de  rechter,  ook  daarover  oordeelend,  juist  hetzelfde  zoude 
doen,  wat  de  administratie  reeds  gedaan  had ,  en  dusdoende 
eene  Doppelverwaltung  zoude  tot  stand  komen. 

Voor  een  oogenblik  aangenomen,  dat  in  zoo*n  Doppel- 
verwaltung iets  verkeerds  is  gelegen,  hoe  zal  men  het  tot 
stand  komen  daarvan  keeren  en  toch  administratieve  recht- 
spraak invoeren? 

Beperkt  men  de  taak  van  den  rechter  tot  eene  rechts- 
controle, d.  w.  z.  tot  nagaan ,  of  de  administratie  de  rechts- 
vragen, die  zich  op  haar  weg  voordeden,  wel  goed  heeft 
beslist,  dan  doet  de  rechter  toch  ook ,  wat  de  administratie 
reeds  gedaan  heeft ;  een  gedeeltelijke  Doppelverwaltung  heeft 
men  dan  toch. 

Soortgelijke  redeneering  als  van  Mr.  Arntzenius  wordt 
gevoerd  door  Mr.  Reuijl  {Rechtsgeleerd  Magazijn  1895, 
bK  78):  „Mag  zijn  onderzoek  (nl.  dat  van  den  administralieven 
rechter)  zich  uitstrekken  over  alle  punten ,  dan  doet  de  rech- 
ter nogmaals  precies  hetzelfde,  wat  de  administratie  reeds 
gedaan  heeft.  Tusschen  zijne  handeling  en  die  der  admi- 
nistratie bestaat  dan  in  het  wezen  der  zaak  geen  verschil". 

Dit  laatste  is  volkomen  waar,  doch  aan  het  door  Mr. 
Reuijl  gesignaleerde,  m.  i.  geheel  denkbeeldige  kwaad ,  dat 
de  rechter  hetzelfde  doet  als  de  administratie,  daaraan 
ontkomt  men  niet  door  's  rechters  taak  te  beperken  tot 
een  gedeeltelijk  overdoen  van  hetgeen  de  administratie 
reeds  deed. 
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Kracht  ligt  alleen  in  de  redeneering,  als  er  een  myste- 
rieus iets  bestaat,  dat  de  administratie  nog  niet  had  ge- 
daan, maar  de  rechter  nu  voor  het  eerst  doet. 

Dat  mysterieuse  zoude  dan  z\jn  rechtspraak  in  materiee- 
len  zin. 

Ook  andere  pogingen  om  per  se  de  zelfstandigheid  der 
regeering  te  willen  redden ,  schijnen  my  toe  mislukt  te  zu'n. 

Zoo  het  betoog  van  Mr.  Kan  {Rechtsgeleerd  Magazijn 
1897,  bl.  355),  die  na  zeer  terecht  te  zijn  opgekomen  voor 
de  meest  ruime  bevoegdheid  des  rechters  om  feitelijke  vragen 
te  beoordeelen ,  het  noodig  oordeelt  daaraan  toe  te  voegen : 
j,Dat  het  schrikbeeld  der  Franschen:  het  mettre  la  cou- 
ronne  au  greflfe ,  daardoor  verwezenlükt  zou  worden ,  schgnt 
weinig  meer  dan  belacheljjk. 

„'s  Rechters  bevoegdheid  toch  is  eene  louter  negatieve. 
Zeker  mag  h\j  b\jv.  uitmaken ,  of  een  gebouw ,  welks  afbraak 
op  grond  van  bouwvalligheid  gelast  is,  al  dan  niet  bouw- 
vallig mag  heeten ,  maar  daarmede  tooit  hij  zich  allerminst 
met  de  attributen  der  administratie.  Deze  laatste  beoordeelt 
geheel  vr\jel\jk ,  of  zg  den  last  tot  afbreken  in  elk  concreet 
geval  zal  verstrekken ;  geen  rechter  kan  haar  daartoe  nopen, 
maar,  wanneer  zij  de  afbraak  beveelt,  dan  is  zeer  stellig 
de  rechter  bevoegd  te  beoordeelen ,  of  zg  daartoe  volgens 
de  bestaande  wettelijke  bepalingen  mocht  overgaan.  De 
rechterlgke  tusschenkomst  werkt  derhalve  uitsluitend  afwe- 
rend en  dient  slechts  als  een  remschoen  tot  keering  of  op- 
heffing van  onwettige  administratieve  handelingen". 

Gesteld  al,  dat  de  zelfstandigheid  der  administratie  daar- 
mede gered  was,  dan  schijnt  mij  de  bewering  zelve,  dat 
's  rechters  taak  altjjd  louter  negatief  zoude  zyn ,  niet  vol  te 
houden.  Zeker  is  z\j  dat  in  het  door  den  schrijver  gestelde 
voorbeeld^  omdat  daar  het  bestuur,  indien  zekere  omstan- 
digheden zich  voordoen,  bevoegd,  niet  verplicht,  is  tot  eene 
bepaalde  handeling.  De  gebondenheid  der  administratie  is 
in  dit  geval  negatief  nl.  niet  te  handelen  tenzg  de  omstan- 
digheden  zich  voordoen.  Vandaar  dat  de  controle,  of  de 
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administratie  zich  in  dezen  wel  aan  den  band  heeft  gehou- 
den, alleen  negatief  kan  zyn.  Bindt  echter  de  wet  den  be- 
stuurder in  zekere  omstandigheden  tol  positief  handelen , 
dan  wordt  daardoor  's  rechters  controle  tevens  positief. 
Mr.  Kan  zelf  trouwens  wil,  blijkens  zijne  omschrüving  der 
competentie  van  den  administratieven  rechter  {RechtsgeL 
Mag.  1895,  bl.  153),  toch  ook  in  geval  van  met  de  wet 
strydig  verzuim  der  administratie  den  weg  tot  den  rechter 
openstellen. 

Bg  de  regeling  der  administratieve  rechtspraak  dus  blykt 
het  begrip  rechtspraak  in  materieelen  zin  dienst  te  moeten 
bewyzen. 

Die  dienst  schijnt  principieel  afkeurenswaardig. 

Op  zich  zelf  zoude  het  tamelyk  onschuldig  zyn  een  groep 
bepaalde  werkzaamheden,  bijv.  het  beslissen  van  geschillen,  of 
alleen  van  rechtsgeschillen,  den  naam  rechtspraak  te  geven.  Dit 
ware  een  zaak  van  zuivere  terminologie  en  ieder  is  natuur- 
lijk vr\j  die  terminologie  aan  te  nemen,  die  hem  aanstaat. 

Maar  dit  onschuldig  karakter  verdwijnt  te  eenenmale, 
zoodra  men  op  grond  dier  terminologie  gaat  zeggen,  dat 
's  rechters  taak  moet  samenvallen  met  den  inhoud  van  het 
willekeurig  aangenomen  begrip. 

Bepaalt  men  aldus  a  priori  's  rechters  taak,  dan  stelt 
men  een  geheel  kunstmatig  in  het  leven  geroepen  begrip 
in  de  plaats  van  het  logisch  beginsel ,  dat  de  bemoeiing  van 
den  administratieven  rechter  zich  zóóver  moet  uitstrekken , 
als  noodig  is  om  den  geregeerden  de  vereischte  waarborgen 
te  geven  en  tevens  bestaanbaar  is  met  een  geregelden 
gang  van  zaken. 

's  Rechters  competentie  zal  ten  slotte  zgn  een  soort 
compromis  tusschen  beide  genoemde,  in  zekeren  zin  tegen 
elkaar  inwerkende  factoren. 

Aan  den  eenen  kant  staat  het  onmiddellijk  belang  van 
den  betroflfene  om  zooveel  mogelQk  waarborgen  te  hebben, 
dat  het  staatsgezag  niet  willekeurig  tegenover  hem  optreedt, 
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Werkte  deze  factor  alleen,  dan  moest  alles,  wat  de 
staat  doet ,  geschieden  in  de  vormen  van  rechtspraak,  niets 
uitgezonderd,  maar  dan  ware  er  tevens  geen  reden  om 
niet  telkens  boven  de  reeds  bestaande  nog  weer  verdere 
instanties  te  geven. 

Daartegenover  staat,  dat  ten  slotte  alles  zoude  dood- 
loopen  in  de  vele  vormen ,  dat  een  geregelde  afdoening  der 
zaken  niet  meer  mogelijk  zoude  zijn,  dat  het  staatsgezag 
feitelijk  verlamd  ware. 

Men  moet  dus  waarborgen  geven,  waar  deze  ongetwyfeld 
noodig  zyn ,  en  ze  niet  opdringen ,  waar  het  nut  op  zijn 
minst  twijfelachtig  zoude  moeten  heeten. 

Daarom  is  het  zeker  wenschelijk,  niet  het  staatsgezag 
reeds  terstond  door  middel  van  den  rechter  te  doen  op- 
treden ,  maar  de  waarborgen,  die  de  rechter  geeft,  te  reser- 
veeren voor  het  geval,  dat  de  belanghebl>ende  zich  ver- 
ongelukt acht.  Is  de  belanghebbende  zelf  tevreden  met  de 
handelwijze  van  het  gezag,  dan  ware  bet  nadeel,  voort- 
spruitende uit  omslachtigheid  en  vertraging  door  het  gezag 
hier  te  doen  optreden  in  de  vormen  van  rechtspraak ,  van 
meer  gewicht  dan  het  voordeel,  dat  mogelijke  willekeur, 
den  belanghebbenden  zelf  nu  ontgaan,  wellicht  zoude  zijn 
voorkomen. 

De  bestaande  administratie  behoeft  men  dus  in  geen  ge- 
val op  te  heflfen  om  daarvoor  terstond  rechters  in  de  plaats 
te  stellen.  Men  kan  volstaan  met  een  beroep  open  te  laten 
op  den  rechter  voor  hen,  die  zich  door  de  administratie 
verongelijkt  achten. 

Kan  dus  zeker  's  rechters  optreden  worden  uitgesteld , 
totdat  door  den  belanghebbende  een  geschil  wordt  opge- 
worpen ,  dan  blyft  de  vraag :  moet  's  rechters  competentie 
zich  uitstrekken  over  alle  geschillen,  dan  wel  slechts  over 
die,  waarin  de  belanghebbende  beweert,  dat  door  de  ad- 
ministratie het  recht  is  gekrenkt? 

Het  zoude  zeer  gemakkelijk  zijn,  indien  men  zich  van  de 
beantwoording  dezer  vraag  kon  afmaken ,  doordat  van  nature 
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of  uit  den  aard  der  zaak  's  rechters  competentie  beperkt  is 
tot  het  beslissen  van  rechtsgeschillen. 

Zeer  opmerkelijk  is  intusschen,  dat  ook  zij,  die  aanne- 
men, dat  er  iets  bestaat,  wat  ,van  nature"  rechtspraak 
is,  gevoelen  hiermede  toch  nog  niet  te  kunnen  volstaan, 
om  in  werkelijkheid  's  rechters  competentie  dan  ook  te 
bepalen  tot  dat  begrip  materieele  rechtspraak. 

Veelal  stellen  zg  toch  de  vraag,  of  het  niet  wenscheiyk 
zoude  zijn  den  rechter  ook  over  bloote  belangengeschillen 
te  laten  oordeelen. 

Me  dunkt,  dat  die  vraag  zelve  ten  duidelökste  aantoont, 
dat  ook  practisch  het  aannemen  van  een  begrip  materieele 
rechtspraak  op  niets  neerkomt. 

Eerst  roept  men  het  op,  ten  einde  's  rechters  taak  te 
bepalen,  en  ten  slotte  vindt  men  dit  zelf  toch  te  weinig 
afdoende,  en  gaat  men  de  uitsluiting  van  's  rechters  oor- 
deel over  zuivere  belangen-vragen  op  geheel  andere,  nl. 
utiliteitsgronden  baseeren. 

Dat  ook  deze  gronden,  waarop  men  eens  voor  al  den 
rechter  wil  verbannen  van  bedoeld  terrein ,  niet  altyd  vol- 
komen overtuigend  zyn,  mag  veilig  beweerd  worden. 

Tot  staving  verwys  ik  naar  het  betoog  van  Mr.  Reu  ijl 
(Rechtsgeleerd  Magazijn  J895,  bl.  72). 

Na  vooropgesteld  te  hebben,  dat  de  administratie,  wier 
taak  het  is  te  zorgen  voor  het  algemeen  belang,  steeds 
geneigd  zal  z^n  meer  te  letten  op  dat  algemeen  belang, 
dan  op  het  recht  van  het  individu,  en  dat  daarom  eene 
controle  staande  buiten  de  administratie  noodig  is ,  gaat 
de  schrijver  aldus  voort: 

,üit  het  bovenstaande  volgt  echter  terstond,  dat  deze 
controle  alleen  dan  aan  haar  doel  kan  beantwoorden,  als 
zij  beperkt  blijft  tot  de  rechtmatigheid  der  bestuurshande- 
lingen. Immers  als  de  rechter  ook  een  oordeel  moest  uit- 
spreken over  de  vraag,  of  die  handelingen  werkelgk  door 
het  algemeen  belang  waren  geboden ,  dan  zou  z\jn  oordeel , 
wat    aangaat    de   handhaving   van   rechten  van  bijzondere 
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personen ,  evenmin  onbepaald  vertrouwen  verdienen,  als  dat 
der  administratie  zelve.  Als  ook  de  rechter  steeds  voor  de 
vraag  werd  geplaatst ,  welke  maatregelen  door  bet  algemeen 
belang  worden  geëischt,  dan  zou  hy  ongetwijfeld  de  zaken 
uit  hetzelfde  oogpunt  gaan  bezien  als  de  administratie. 
Terwjjl  de  administratie  uit  den  aard  harer  roeping  weinig 
geschikt  is  om  rechtsgeschillen  zuiver  op  te  lossen,  zal  het 
den  rechter  daarentegen  om  niets  anders  mogen  te  doen 
zijn,  dan  om  het  recht  te  handhaven,  welke  daarvan  ook 
de  gevolgen  zgn.  Welnu,  door  hem  niet  alleen  de  vraag 
voor  te  leggen,  of  door  de  eene  of  andere  beschikking 
de  rechten  van  byzondere  personen  worden  gekrenkt,  maar 
hem  ook  te  laten  onderzoeken,  of  die  beschikking  al  dan 
niet  in  het  algemeen  belang  wenschelyk  is,  loopt  men  het 
gevaar,  dat  ook  de  rechter,  evenzeer  als  de  administratie 
zelve ,  te  veel  zal  gaan  letten  op  de  rechtstreeksche  belan- 
gen der  gemeenschap." 

Deze  redeneering  schijnt  toch  wel  eenigszins  heroïek :  de 
administratie  let  te  veel  op  het  algemeen  belang,  en  is 
daarom  geneigd  het  recht,  maar  toch  zeker  ook  het  niet 
door  de  wet  gewaarborgde  belang  van  den  particulier 
s.  V.  V.  te  versukkelen. 

Als  dam  nu  tegen  die  mogelyke  willekeur  geeft  men  het 
individu  een  beroep  op  een  ander  orgaan ,  dat  meer  waar- 
borgen tegen  willekeur  biedt ,  nl.  den  rechter.  Dat  orgaan 
nu  zal  moeten  beperkt  worden  tot  controleeren ,  of  soms 
het  recht  is  geschonden;  liet  men  hem  ook  oordeelen,  of 
soms  het  bloot  belang  van  den  particulier ,  meer  dan  noodig, 
is  geschonden ,  dan  zoude  hy  by  dat  wikken  en  wegen  van 
algemeen  belang  tegen  privaat  belang  met  dezelfde  kwaal 
als  de  administratie  worden  besmet. 

Die  zorg  voor  's  rechters  onpartijdigheid  komt  echter 
wellicht  te  duur  te  staan.  Om  op  rechtsgebied  den  waarborg 
van  onpartydigheid  in  alle  zuiverheid  te  bewaren,  ontzegt 
men  eens  voor  al  de  waarborgen ,  die  de  rechter  geeft ,  voor 
bet  Gunstgebiet,  geeft  men  dit  laatste  geheel  prys. 
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Naar  mijne  rneening  is  de  vraag,  of  de  administratieve 
rechter  al  dan  niet  zal  mogen  oordeelen  in  bloote  belangen- 
geschillen,  niet    voor   ééne  principieele  afdoening  vatbaar. 

Men  zal  zich  ook  hier  voornamelijk  door  beide  boven- 
vermelde principes  moeten  laten  leiden,  en  zoodoende  nu 
eens  den  weg  tot  den  rechter  openstellen ,  waar  het  belang 
der  zaak  zulks  rechtvaardigt,  en  dan  weer,  in  minder  be- 
langrüke  aangelegenheden,  alles  aan  de  gewone  admini- 
stratie overlaten. 

Waar  intusschen  de  grondwet  de  taak  van  den  admi- 
nislratieven  rechter  heeft  geteekend  als  het  beslissen  van 
rechtsgeschillen,  daar  zal  een  ruimere  competentie,  gesteld 
dat  zij  wenschelijk  is ,  vooreerst  wel  tot  de  onvervulde  wen- 
schen  blijven  behooren. 

Al  moge  men  nu  de  juistheid  betwijfelen  van  het  beginsel, 
dat  den  grondwetgever  leidde  bij  het  innemen  van  dit  stand- 
punt ,  toch  moet  erkend  worden ,  dat  een  toestand ,  waarbij 
men  den  rechter  kan  adieeren ,  indien  men  meent  door  de 
administratie  in  zijn  recht  te  zijn  gekrenkt,-  een  enormen 
ommekeer  ten  goede  in  hetgeen  nu  bestaat  zoude  brengen. 

De  vraag,  of  de  weg  tot  den  rechter  openstaat  of  niet , 
zoude  dan  in  elk  speciaal  geval  geheel  beantwoord  moeten 
worden  uit  de  bewoordingen  van  het  wettelijk  voorschrift, 
ter   uitvoering   waarvan   de  administratie  was  opgetreden. 

De  vraag  is  dan,  legden  die  woorden  der  administratie 
een  band  aan  om  op  bepaalde  wflze  te  handelen  (respect, 
niet  te  handelen)?  Zoo  neen,  dan  is  's  rechters  tusschen- 
komst  uitgesloten.  Is  zulks  echter  wèl  het  geval,  dan  zal 
de  rechter  moeten  nagaan,  of  de  administratie  zich  in  alle 
opzichten  aan  dien  band  heeft  gehouden. 

Zeer  zeker  kan  men  tegen  deze  regeling  der  competentie 
het  bezwaar  aanvoeren,  dat  de  bestaande  wetten  niet 
met  het  oog  daarop  z\jn  geredigeerd ,  zoodat  men  wel  eens 
tot  eenigszins  onverwachte  consequenties  zoude  kunnen  ge- 
raken, —  dat  echter  niet  in  elk  geval  met  zekerheid 
zoude  z|jn  uit  te  maken ,  of  het  wettelijk  voorschrift  al  dan 
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niet  een  band  aanlegt,  schgnt  niet  behoeven  te  worden 
toegegeven. 

Door  de  Commissie  voor  de  administratieve  rechtspraak 
wordt  de  moeilijkheid  om  zulks  steeds  in  ieder  geval  uit  te 
maken  breed  uitgemeten  ').  Intusschen  schijnt  het  door  haar 
aangehaalde  voorbeeld,  ontleend  aan  artikel  11  der  Hinder- 
wet, het  bestaan  der  moeilijkheid  niet  te  staven.  De  wet  zegt , 
dat  weigering  der  vergunning  alleen  mag  gegrond  zyn  op 
vrees  voor  gevaar,  schade  of  hinder.  Indien  nu  iemand 
zich  beklaagt,  dat  die  weigering  is  geschied  om  andere 
redenen,  klaagt  hij  dan  niet  ongetvvyfeld  over  schending 
van  genoemd  artikel,  dus  over  rechtskrenking? 

Om  een  ander  voorbeeld  te  noemen :  alinea  3  van  artikel 
2  der  Drankwet  luidt:  „Vergunningen  boven  het  vastgestel- 
de maximum  kunnen  in  byzondere  gevallen  door  burge- 
meester en  wethouders  eener  gemeente,  na  machtiging  van 
Gedeputeerde  Staten,  worden  verleend",  enz. 

Ran  nu  de  al  of  niet  aanwezigheid  van  een  byzonder 
geval  aanleiding  geven  tot  een  rechtsgeschil? 

Men  zal  der  Commissie  voor  de  administratieve  recht- 
spraak moeten  toegeven,  dat  hij,  wien  eene  vergunning 
boven  het  maximum  is  geweigerd,  zich  niet  over  rechts- 
krenking kan  beklagen ,  en  dus  geen  beroep  op  den  rechter 
openstaat.  Maar  zulks  geenszins,  omdat  uitteraard  de  ad- 
ministratie alleen  kan  oordeelen  over  het  al  dan  niet  zich 
voordoen  van  bijzondere  gevallen,  maar  alleen  omdat  de 
administratie  niet  gebonden  is  de  vergunning  te  verleenen , 
zoodra  zich  een  byzonder  geval  voordoet. 

Anders  wordt  het  geval,  als  een  derde  (herbergier  of 
drankbestrQder  bijv.)  *)  klaagt  over  het  verleenen  eener 
vergunning  boven  het  maximum,  zonder  dat  zich  een  bijzon- 
der geval  voordeed.  Alleen  in  laatstbedoeld  geval  mocht  de 


»)  Verslag,  bl.  10. 

*)  Wien   de  actie  competeert,  hangt  nataurlijk  geheel  van  de  posi- 
tieve regeling  af. 
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administratie  de,  vergunning  verleenen,  doet  zich  geen  bij- 
zonder geval  voor,  dan  is  zij  gebonden  die  te  weigeren. 
Ergo,  de  klacht  betreft  schending  der  wet  en  de  rechter 
is  bevoegd  er  over  te  oordeelen. 

Zoo  is  ook  over  het  gebruik,  dat  de  regeering  maakt  van 
haar  bevoegdheid  om  de  besluiten  van  lagere  autoriteiten 
te  vernietigen  wegens  strijd  met  het  algemeen  belang,  eene 
rechtscontrole  niet  ondenkbaar.  Stel  het  betrokken  bestuur 
beweert:  „m^jn  besluit  was  niet  in  strgd  met  het  algemeen 
belang,  het  geval ,  waarin  gy  het  recht  tot  vernietigen  hebt, 
deed  zich  derhalve  niet  voor".  Zonder  twflfel  bestaat  dan  tus- 
schen  de  regeering  en  het  bel  rokken  bestuur  een  rechtsgeschil. 

Wil  men  elk  rechtsgeschil  over  het  al  dan  niet  in  stryd 
zgn  met  het  algemeen  belang  vermijden ,  dan  moet  uitdruk- 
kelijk bepaald  worden,  dat  zulks  slaat  ter  beoordeeling  der 
regeering  alleen. 

Ten  einde  te  voorkomen,  dat  de  rechter  zich  een  oordeel 
zoude  gaan  aanmatigen  over  hetgeen  uitsluitend  staat  ter 
beoordeeling  der  administratie ,  heeft  de  Commissie  de  vol- 
gende bepaling  voorgesteld: 

,De  administratieve  rechter  treedt  niet  in  beoordeeling 
van  aangelegenheden  en  vragen,  welke  het  administratief 
gezag  bevoegd  is  naar  goedvinden  te  beslissen"  (art.  14, 
lid  2,  van  het  ontwerp  ter  uitvoering  van  artikel  154  der 
grondwet). 

Ware  's  rechters  competentie  in  ééne  formule  bepaald  tot 
klachten  over  rechtskrenking ,  dan  zoude  genoemd  artikel 
zeker  overbodig  zyn.  Immers,  is  de  administratie  bevoegd 
geheel  naar  goedvinden  te  beslissen ,  dan  kan  zij  dusdoende 
het  recht  niet  krenken. 

Inmiddels  schflnt  ook  bij  de  door  de  Commissie  gevolgde 
enumeralie-methode ,  die  niet  overal  spreekt  van  het  beslissen 
van  twistgedingen ,  de  bepaling  toch  te  kunnen  worden  ge- 
mist, en  wel  met  het  oog  op  het  eerste  lid  van  datzelfde 
artikel ,  waarin  duidelijk  ligt  opgesloten ,  dat  de  grond  voor 
de  klacht  steeds  moet  zijn  schending  van  een  recht  of  het 
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in   strijd    met  het   recht   onthouden  eener  bevoegdheid  of 
opleggen  eener  verplichting. 

De  leden  der  Staatscommissie  Mrs.  Roell  en  Oppen- 
helm  handhaven  in  hunne  nabetrachting  op  het  werk  der 
commissie  *)  de  bepaling  in  kwestie,  terwgl  zö  voorstellen 
de  redactie  eenigszins  anders  te  doen  luiden:  .onvermin- 
derd zijne  bevoegdheid  tot  het  beoordeelen ,  tenzü  wet  of 
algemeene  maatregel  van  bestuur  anders  heeft  bepaald, 
van  het  aanwezig  zyn  van  de  feitelijke  omstandigheden,  waar- 
onder wet  of  verordening  eene  handeling  of  beschikking 
hebben  voorgeschreven,  toegelaten  of  uitgesloten,  treedt 
het  administratief  hoog-gerechtshof  niet  in  de  beoordeeling 
van  aangelegenheden  en  vragen ,  die  het  administratief  gezag 
bevoegd  is  naar  goedvinden  te  beslissen". 

Reden  dezer  wijziging  is  het  alleszins  nuttig  doel  om  de 
verkeerde  meening,  als  zoude  de  rechter  niet  mogen  oor- 
deelen  over  feitelyke  vragen ,  indien  die  nog  bQ  sommigen 
mocht  hebben  post  gevat,  met  wortel  en  al  uit  te  roeien. 

Intusschen  schijnt  het  voorbeeld,  dat  genoemde  schrgvers 
aanhalen  om  de  reden  van  bestaan  der  bepaling  zelve  te  ver- 
duidelijken, haar  nut  niet  boven  allen  twjjfel  te  stellen. 

Het  geval  wordt  gesteld,  dat  Gedeputeerde  Staten  een 
post  voor  straatverlichting  brengen  op  een  gemeentebegroo- 
ting.  De  Raad  verzet  zich  daartegen  op  twee  middelen, 
vooreerst ,  dat  uitgaven  voor  straatverlichting  niet  behooren 
tot  de  door  de  wet  opgelegde,  en  subsidiair,  dat  straat- 
verlichting in  casu  niet  noodig  is.  ,  Welnu:  dan  zal  de  on- 
bestemde omschrijving  door  de  competentie-wet  van  dit  ver- 
zet, het  feit  dat  het  alleen  is  toegekend  ter  zake  van  «het 
op  de  begrooting  ontbreken  van  door  de  wet  opgelegde  uit- 
gaven", teweeg  brengen,  dat  de  rechter ,  lettende  op  hel  2e 
lid  van  art.  14  der  ontwerp- wet  ter  uitvoering  van  arlikel  154 
der  grondwet,  uitsluitend  over  de  verplichting  beslist  en 
niet  treedt  in  de  beoordeeling  van  de  noodzakelgkheid,  over 

*)  Bijdrage  tot  regeling  der  administratieve  rechtspraak,  Haarlem,  1899, 
en  in  RechtsgeUerd  Magazijn  1899,  bl.  139  vv.,  255. 
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welke  laatste  nu,  dank  zg  de  wQze  van  omschrijving  van 
het  twistgeding,  het  oordeel  uitsluitend  toekomt  aan  het 
administratief  gezag". 

Al  bestond  alleen  de  eerste  alinea  van  art.  14  dan  zoude 
men  toch  tot  geen  ander  resultaat  kunnen  komen. 

Immers  de  klager  (in  casu  de  Raad)  beweert  bij  het  sub- 
sidiaire middel  niet,  dat  hem  in  strijd  met  de  wet  eene 
verplichting  is  opgelegd,  hq  beweert  dan  alleen  nog  maar 
de  onnoodigheid  der  verplichting,  de  rechtskwestie  toch  is 
alleen  by  het  hoofdmiddel  in  het  spel. 

Behalve  tenietdoening  van  het  misverstand,  dat  de  rech- 
ter alleen  zoude  mogen  oordeelen,  waar  een  geschil  is  over 
wetsuitlegging,  verwachten  genoemde  schryvers  van  de  door 
hen  voorgestelde  redactie  nog  een  ander  voordeel: 

,En  tevens  staat  dan  vast ,  wat  ook  in  de  onbestemde 
redactie  der  staatscommissie  aan  twgfel  onderhevig  blgfl, 
dat  de  rechter  alléén  over  de  aanwezigheid  der  feitelijke 
omstandigheden  oordeelt  en  niet  zich  mengt  in  de  appre- 
ciatie van  de  mate  waarin  zQ  voorhanden  zyn  in  het  con- 
creet geval  aan  zyne  kennisneming  onderworpen.  Dat  dit  laat- 
ste wederom  behoort  tot  hetgeen  valt  onder  het  bereik  van 
hel  goedvinden  der  administratie,  dunkt  den  ondergeteeken- 
den  zeker.  Heeft  de  wet  den  rechter  te  beslissen  opgedragen , 
of  eene  weigering  van  eene  vergunning,  door  de  Hinderwet 
geëischt,  krachtens  artikel  11  dier  wet- terecht  is  gedaan, 
dan  zal  hg,  geroepen  uitspraak  te  doen  over  eene  wei- 
gering ontleend  aan  vrees  voor  «hinder  van  ernstigen 
aard",  moeten  nagaan  of  hinder  ,van  ernstigen  aard"  uit 
het  verleenen  der  vergunning  te  vreezen  valt ,  maar  niet  of 
deze  zóó  ernstig  is,  dat  het  gemeentebestuur  niet  inschik- 
kelijker had  kunnen  zijn". 

Men  kan  medegaan  met  de  conclusie ,  zonder  de  rede- 
neering in  haar  geheel  te  aanvaarden. 

In  het  gestelde  geval  is  de  administratie  eerst  bevoegd  te 
weigeren,  indien  hinder  van  ernstigen  aard  te  vreezen  is. 
Maakt  zy  gebruik  van  deze  bevoegdheid,  dan  kan  de  aan- 

RechtBgel.  Mag.  1900.  38 
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vrager  zich  niet  over  rechtskrenking  beklagen,  mits  maar 
vaststaat,  dat  genoemde  hinder  te  vreezen  is. 

Maar  deze  uitsluiting  van  den  rechter  is  niet  daarop  ge- 
grond, dat  hij  „van  nature"  niet  de  mate,  waarin  feite- 
lijke omstandigheden  zich  voordoen,  zoude  mogen  beoor- 
deelen  ,  maar  eenvoudig  omdat ,  zooals  de  wettelyke  bepaling 
in  kwestie  luidt,  de  administratie  vrij  is  te  weigeren  of  niet, 
indien  eenmaal  vaststaat,  dat  hinder  van  ernstigen  aard 
te  vreezen  is 

Om  duidelijk  in  het  licht  te  doen  treden ,  dat  's  rechters 
incompetentie  niet  samenhangt  met  eene  principieele  onder- 
scheiding tusschen  het  aanwezig  zijn  der  feitelijke  omstan- 
digheden, waarover  hQ  wel  mag  oordeelen,  en  de  mate^ 
waarin  die  omstandigheden  zich  voordoen,  waarover  hij 
niet  mag  oordeelen ,  maar  eenvoudig  een  gevolg  zijn  van  de 
redactie  van  artikel  1 1  Hinderwet ,  stelle  men ,  dat  die  re- 
dactie aldus  luidde: 

„De  vergunning  wordt  geweigerd,  indien  hinder  van 
ernstigen  aard  te  vreezen  is." 

Nu  is  de  uitsluitende  bevoegdheid  der  administratie  om 
de  mate  van  ernstigen  hinder  te  beoordeelen,  verdwenen, 
omdat  zij  voortaan  geheel  gebonden  is. 

Weigert  zij,  dan  kan  als  bij  de  vorige  redactie  de  aan- 
vrager tot  den  rechter  gaan  met  de  bewering,  dat  geen 
hinder  van  ernstigen  aard  was  te  vreezen.  Is  de  vergunning 
evenwel  verleend ,  dan  beweert  een  derde  belanghebbende  *), 
die  daartegen  opkomt  op  grond  dat  wel  hinder  van  ern- 
stigen aard  te  vreezen  is,  eveneens  rechtskrenking. 

De  speelruimte  voor  de  administratie,  waar  de  rechter 
haar  nu  niet  zoude  kunnen  volgen,  ware  met  deze  redactie- 
wijziging  opgeheven  *). 


O  Of  die  derde  oDtvankelijk  is    liangt  af  van  het  positieve  recht- 
^)  Soortgelijke  redeneering  als  bij  genoemde  schrijvers  treft  men  aan 

bij  Mr.  Reu  ijl,  Rechtsgeleerd  Magazijn  1895,  bl.  83. 

Me   dunkt,    dat  ook   tegen  hetgeen  deze  schrijver  zegt  omtrent  de 

grens  van  's  rechters  bevoegdheid  om  te  oordeelen  over  hel  bestaan  en 
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Hoever  's  rechters  competentie  strekt ,  hangt  geheel  af  van 
de  redactie  van  het  wettelp  voorschrift,  over  welks  toe- 
passing de  kwestie  ryst. 

Moet  men  nu  al  toegeven,  dat  men  dientengevolge  bQ 
de  bestaande  wetten  wel  eens  tot  min  wenschelijke  resul- 
taten zoude  komen,  met  name  in  gevallen,  waar  de  wet 
in  den  vorm  eene  bevoegdheid  geeft  aan  de  administratie, 
welke  bevoegdheid  in  den  grond  tevens  als  verplichting  is 
bedoeld ,  over  het  algemeen  zal  den  rechter  een  ruim  arbeids- 
veld openstaan. 

Een  zeer  bedenkelyk  feit  evenwel  is,  dat  juist  op  een 
gebied,  waar  de  waarborg  van  rechtspraak  waarschijnlijk 
meer  dan  ergens  elders  noodig  is  ,  het  veelal  zal  voorkomen, 
dat  *s  rechters  tusschenkomst  stelselmatig  zooveel  mogelijk 
wordt  uitgesloten,  nl.  by  de  toepassing  der  voorschriften 
afkomstig  van  de  lagere  wetgevers. 

Bü  het  redigeeren  van  gemeentelijke  verordeningen  *)  be- 
staat eene  onmiskenbare  neiging,  om  daar,  waar  eenig 
rechtsgevolg  wordt  verbonden  aan  feitelyke  omstandigheden, 
als  den  toestand  van  bouwmaterialen,  van  eetwaren,  het 
al  dan  niet  voldoende  zijn  van  voorzorgsmaatregelen  tegen 
brandgevaar  enz.,  steeds  in  te  voegen  de  woorden  ,naar 
het  oordeel  van  Burgemeester  en  Wethouders"  of  „ten  ge- 
noegen van  Burgemeester  en  Wethouders". 

Ook  waar  geen  administratieve  rechtspraak  bestaat,  zijn 
dergelijke  bepalingen  in  hooge  mate  afkeurenswaardig. 
Immers  by  elke  strafvervolging  wordt  op  die  wijze  's  rech- 
ters oordeel   uitgesloten   over  de  eigenlyke  kern  der  zaak. 


de  mate  van  de  feitelijke  omstandigheden,  het  bezwaar  geldt,  dat  te 
veel  als  principieele  regel  wordt  voorgesteld ,  hetgeen  zich  in  de  door 
den  schrijver  gestelde  speciale  casuspositie  toevallig  voordoet. 

De  eenige  vraag  is,  was  de  administratie  door  het  wettelijk  voor- 
schrift gebonden?  Zoover  de  band  blijkt  te  gaan,  zoover  gaat  ook 
's  rechters  bemoeiing. 

')  Deze   species  heeft  als  de  meest  uitgebreide  het  meeste  belang. 
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Deze  tocli  wordt  geheel  overgelaten  aan  het  met  de  uit- 
voering belaste  orgaan.  Of  bijv.  de  beklaagde  vleesch  ver- 
kocht heeft,  dat  inderdaad  schadelijk  is  voor  de  gezond- 
heid ,  daarnaar  zal  de  rechter  niet  meer  mogen  vragen ,  hy 
zal  feitelgk  zgn  gedwongen  te  veroordeelen ,  als  Burge- 
meester en  Wethouders  gelieven  te  zeggen ,  dat  het  vleesch 
schadelijk  was. 

Waar  het  niet  geldt  strafbepalingen,  is  de  kwestie  voor 
hei  oogenhlik  van  geen  practisch  belang.  Of  eene  bepaling 
luidt:  vleesch,  dat  voor  de  gezondheid  schadeiyk  is,  wordt 
vernietigd,  dan  wel:  vleesch,  dat  naar  het  oordeel  van 
Burgemeester  en  Wethouders  schadelijk  is,  wordt  vernietigd, 
komt  feitelijk  op  hetzelfde  neer.  Immers  in  beide  gevallen 
zijn  het  Burgemeester  en  Wethouders,  die  de  eindbeslis- 
sing hebben,  of  het  vleesch  al  dan  niet  schadel\jk  is. 

Juridisch  echter  is  er  een  hemelsbreed  onderscheid;  in 
het  eerste  geval  wordt  de  vernietiging  vastgeknoopt  aan  het 
objectieve  feit  van  schadelijk  zijn,  in  het  tweede  geval 
aan  de  subjectieve  meening  van  Burgemeester  en  Wet- 
houders, dat  het  vleesch  schadelyk  is. 

Wordt  eens  administratieve  rechtspraak  ingevoerd,  dan 
zal  dit  kwaad  nog  duidelu'ker  aan  het  licht  treden  dan 
thans,  en  wellicht  blijken  moeilp  te  keeren  te  zijn. 

Mr.  Kan  {Rechtsgeleerd  Magazijn  1897,  bl.  360)  ver- 
wacht in  dezen  hulp  van  hooger  hand.  «Tegen  de  pogingen 
van  lagere  besturen  om  de  redactie  hunner  verordeningen 
zoo  te  kiezen,  dat  geschillen  over  de  toepassing  niet  door 
den  rechter  worden  beslecht,  heeft  het  hooger  bestuurde 
macht  te  waken". 

Intusschen  zal  men  Mrs.  Röell  en  Oppenheim  (bl. 
43  hunner  Bijdrage)  moeten  toegeven,  dat  die  hulp  wel 
eens  zoude  kunnen  blpen  te  falen.  . 

Vernietiging  wegens  strijd  met  de  wet  is  niet  mogeiyk, 
omdat  daarvoor  de  grond  ontbreekt,  en  wat  betreft  ver- 
nietiging wegens  strijd  met  het  algemeen  belang,  ondenk- 
baar  is  die  wel  niet ,  maar  toch  is  het  zeer  onaannemelQk , 
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dat  de  regeering  bereid  zoude  worden  gevonden  steeds, 
waar  het  kwaad  zich  vertoonde,  van  dit  ultimum  reme- 
dium gebruik  te  maken. 

Evengenoemde  schrgvers  doen  een  ander  middel  aan 
de  hand  om  tot  opheffing  der  moeilijkheid  te  geraken. 

Dit  middel  is  gelegen  in  hunne  reeds  meer  gemelde  redactie 
van  artikel  14,  lid  2,  der  wet  tot  uitvoering  van  artikel 
154  der  grondwet,  welke  bepaling  den  rechter  de  be- 
voegdheid geeft  tot  het  beoordeelen  der  feitelgke  omstan- 
digheden, tenzg  wet  of  algemeene  maatregel  van  bestuur 
anders  heeft  bepaald.  Daaruit  volgt  a  contrario :  de  verorde- 
ning is  niet  bg  machte  dat  oordeel  aan  den  rechter  te  ont- 
trekken. 

Is  daarmede  bedoeld ,  dat  verordeningen ,  die  door  hunne 
redactie  toch  den  rechter  uitsluiten  van  het  oordeel  over 
de  feitelijke  omstandigheden,  zullen  zijn  in  str^d  met  de 
wet  (nl.  artikel  14,  lid  2,  van  bedoelde  wet)  en  als  zoo- 
danig zullen  moeten  worden  vernietigd? 

Met  dit  denkbeeld  zoude  men  vrede  kunnen  hebben, 
mits  die  bedoeling  meer  onomwonden  werd  uitgedrukt. 

Intusschen  krijgt  men  den  indruk ,  dat  de  bedoeling  eene 
geheel  andere  is,  en  wel  deze,  dat  de  rechter,  wanneer 
de  uitvoering  van  zulk  eene  verordening  aan  zijn  oordeel 
onderworpen  wordt,  niettegenstaande  de  woorden  der 
verordening,  die  het  oordeel  over  de  feitelijke  omstandig- 
heden voor  de  administratie  alleen  reserveeren,  toch  in 
een   zelfstandig  oordeel  over  die  feiten  zal  moeten  treden. 

Tegen  zulk  een  oplossing  der  moeilijkheid  bestaat  wellicht 
eenige  bedenking. 

Stellen  we  weder,  dat  de  verordening  in  kwestie  luidt: 
vleesch,  dat  naar  het  oordeel  van  Burgemeester  en  Wet- 
houders schadeiyk  is  voor  de  gezondheid ,  wordt  vernietigd. 

Aan  welk  feit  knoopt  de  verordening,  zooals  ze  daar 
ligt,  de  vernietiging  vast?  Niet  aan  het  schadelijk  zijn, 
maar  aan  het  beslaan  van  het  oordeel  omtrent  die  schade- 
lijkheid  bij   Burgemeester  en  Wethouders.  De  rechter,  die 
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niets  anders  mag  doen,  dan  nagaan  of  in  het  concreet  ge- 
val vleesch  al  dan  niet  in  strijd  met  de  verordening  is 
vernietigd ,  heeft  geen  andere  feitelyke  vraag  te  beantwoor- 
den dan  deze:  bestond  hg  Burgemeester  en  Wethouders 
het  oordeel,  dat  het  vernietigde  vleesch  schadelijk  was? 
Dat  dat  oordeel  inderdaad  bestond,  zal,  waar  de  vernieti- 
ging heeft  plaats  gehad ,  de  rechter  wel  moeten  aannemen, 
tenzy  in  het  zeer  onwaarschijnlijke  geval  dat  hem  mocht 
gebleken  zijn,  dat  Burgemeester  en  Wethouders  te  kwader 
trouw  goed  vleesch  hadden  doen  vernietigen. 

Moet  nu  de  rechter  toch  oordeelen  over  de  al  of  niet  schade- 
lykheid,  welnu,  dan  beantwoordt  hjj  niet  meer  aan  het 
begrip  eener  zuivere  rechtsconiröle  —  dan  is  hfl  niet  meer 
gebonden  aan  den  voor  hem  liggenden  tekst ,  waarvan  de  toe- 
passing het  geschil  uitmaakt ,  —  dan  wordt  hem  opgedragen 
het  wettelijk  voorschrift,  over  het  al  of  niet  geschonden 
zijn  waarvan  h\j  zoude  moeten  oordeelen,  zelf  te  wijzigen 
en  die  gewyzigde  verordening  aan  zgn  uitspraak  ten  grond- 
slag te  leggen. 

Het  standpunt,  dat  het  ten  slotte  eene  kwestie  van  op- 
portuniteit is,  hoever  de  positieve  wetgeving  de  compe- 
tentie des  administratieven  rechters  zal  uitbreiden,  geeft 
tevens  den  sleutel  aan  ter  beantwoording  van  de  vraag ,  of 
de  administratie  de  macht  moet  hebben  haar  wil  ondanks 
verzet  van  den  betroflfene  bfl  voorbaat  feitelijk  door  te 
drijven,  dan  wel  of  zü  verplicht  is,  alvorens  tot  dwang 
over  te  gaan,  den  rechter  daartoe  machtiging  te  vragen. 

Terwijl  vrijwel  de  communis  opinio  is,  dat  de  overheid, 
overal  waar  zij  als  zoodanig  optreedt,  van  nature  gewapend 
is  met  executorialen  titel,  treffen  we  vooral  in  de  oudere 
jurisprudentie  wel  voorbeelden  aan  van  besturen ,  die,  alvo- 
rens over  te  gaan  tot  het  feitelijk  doen  uitvoeren  van  hun 
publiekrechtelijke  taak,  van  den  burgerlijken  rechter  vonnis 
kwamen  vragen. 

Bovendien    kan   men   wyzen  op  het  standpunt  van  Mr. 
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van  Idsinga^),  dal  principieel  overal,  waar  dwang  moet 
worden  uitgeoefend ,  vooraf  de  rechter  daaraan  z\jne  sanctie 
moet  hebben  gehecht  door  de  verklaring,  dat  de  dwang 
rechtmatig  is. 

Beide  stelsels,  zoowel  dat  de  administratie  „van  nature" 
is  voorzien  van  executorialen  titel ,  als  het  andere ,  dat  nooit 
mag  gedwongen  worden  zonder  's  rechters  tusschenkomst , 
schijnen  eenigszins  aprioristisch. 

Ten  einde  tot  eene  bevredigende  oplossing  te  komen,  is 
het  wellicht  wenschelijk  vooraf  na  te  gaan,  welke  begin- 
selen te  dezen  op  het  gebied  van  het  privaatrecht  gelden. 

Beweert  de  eene  burger,  dat  de  andere  hem  wat  schul- 
dig is,  dan  is  er  voor  het  staatsgezag  geen  enkele  reden 
aanwezig  om  de  verhouding  zóó  te  regelen ,  dat  de  eischer 
in  staat  wordt  gesteld  de  tegenpartij  tot  betaling  te  dwin- 
gen, terwijl  die  tegenpartij  slechts  de  bevoegdheid  zoude 
hebben  daartegen  naderhand  bij  den  rechter  op  te  komen. 
En  wel  omdat  er  geen  enkele  reden  is  om  a  priori  aan  te 
nemen ,  dat  de  eischer  gelijk ,  en  de  gedaagde  ongelyk  heeft. 

In  dit  geval  is  er  geen  reden  om  a  priori  den  bestaanden 
toestand  op  te  heffen. 

Het  nadeel,  dat  de  gedaagde  mogel^k  onrechtmatig 
zoude  blijken  gedwongen  te  zijn  tot  betaling,  is  grooter 
dan  het  nadeel,  dat  voortvloeit  uit  het  feit,  dat,  blijkt  de 
eischer  gelijk  te  hebben,  de  voldoening  der  werkelyk  be- 
staande verplichting  is  vertraagd. 

•  Zóó  streng  wordt  dit  beginsel  doorgevoerd,  dat  zelfs 
hg,  die  een  vonnis  in  zyn  voordeel  heeft,  in  den  regel  niet 
tot  feitelijke  executie  mag  overgaan,  zoolang  de  kans  be- 
staat, dat  dit  vonnis  door  den  hoogeren  rechter  wordt  te 
niet  gedaan. 

Evenwel  bestaan  hierop  uitzonderingen.  Zoo  bevat  artikel 
52  van  het  wetboek  van  burgerlijke  rechtsvordering  de 
bepaling,    dat   o. a.    wanneer   de   uitspraak  berust  op  een 


O  De  Administratieve  Reehtapraak,  Hoofdstuk  lY. 
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authentieker!   titel    de    voorloopige   tenuitvoerlegging  niet- 
tegenstaande hooger  beroep  of  verzet  zal  bevolen  worden. 

De  grond  van  den  regel  .provision  est  due  au  titre" 
ligt  voor  de  hand.  Bestaat  zulk  een  titel  en  heeft  eene 
partfl  daarop  vonnis  verkregen',  dan  is  de  waarschijnlgkhoid, 
dat  die  partij  inderdaad  het  recht  aan  hare  zijde  heeft, 
zóó  groot,  dat  de  wetgever  over  de  bedenking ,  dat  de  kans 
nog  bestaat,  dat  de  hoogere  rechter  het  vonnis  teniet  doet, 
is  heen  gestapt.  M.  a.  w.  het  nadeel,  dat  hij,  die  naar 
alle  waarschijnlijkheid  het  recht  aan  zijn  kant  heeft,  langer 
zoude  moeten  wachten  met  zijn  recht  geldend  te  maken, 
is  zwaarder  gaan  wegen,  dan  het  zeer  onwaarschijnlyke 
geval  dat  ten  slotte  toch  blijkt,  dat  het  recht  was  aan  de 
zijde  der  tegenpartij  en  de  dwang  derhalve  toch  onrecht- 
matig is  geweest. 

Dit  zelfde  beginsel  schijnt  ons  te  mogen  leiden  b\j  de  be- 
antwoording der  vraag,  in  hoeverre  men  der  administratie 
kan  toekennen  een  recht  van  parate  executie,  —  in  hoe- 
verre de  belangen  der  onderdanen  genoegzaam  zijn  gewaar- 
borgd, indien  zy  achteraf  tegen  de  handelingen  der  admi- 
nistratie bij  den  rechter  kunnen  opkomen. 

Bestaat  er  nu  a  priori  waarschijnlijkheid ,  dat ,  by  geschil 
tusschen  administratie  en  particulier ,  het  recht  aan  de  zijde 
der  administratie  is?  Me  dunkt,  dit  is  niet  te  ontkennen. 
Niet  alleen,  dat  de  administratie  door  haar  inrichting, 
toezicht  van  de  hoogere  autoriteiten  op  de  lagere,  enz.  inder- 
daad reeds  zeer  veel  waarborgen  geeft,  maar,  wat  waar- 
schijnlijk het  zwaarste  weegt,  de  bestuurder  behartigt  de 
zaken  van  den  staat  —  voor  eigen  belangen ,  als  de  particu- 
lier ,  heeft  hg  niet  op  te  komen ,  —  in  normale  omstandighe- 
den althans,  beziet  de  bestuurder  de  zaken,  die  hij  te  be- 
handelen heeft,  niet  met  een  oog  beneveld  door  motieven 
ontleend  aan  het  streven  naar  eigen  baat. 

Neemt  men  hierbij  '"  aanmerking  het  nadeel  aan  den 
geregelden  gang  van  zaken  toegebracht ,  als  de  administratie 
terstond    by   elk   verzet,   hoe   weinig  gegrond  dit  ook  ten 
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slotte  moge  blgken,  haar  werk  zoude  moeten  opschorten, 
totdat  de  rechter  heeft  besh'st ,  dan  schijnen  de  rechten  der 
geregeerden  nog  alleszins  voldoende  gewaarborgd,  indien 
men  hun  de  verplichting  oplegt  te  beginnen  met  aan  den 
wil  der  administratie  zich  te  onderwerpen  en  hun  de  be- 
voegdheid geeft  om  naderhand  bij  den  rechter  herstel  van 
grieven  te  vragen  '). 

Me  dunkt,  dat  men  het  beste  doét  dezen  , voorsprong" 
der  administratie  eenvoudig  met  bovengenoemde  utiliteits- 
gronden  te  rechtvaardigen ,  en  zich  vooral  te  wachten  zulks 
voor  te  stellen  als  eene  consequentie,  voortvloeiende  uit  het 
verschil  tusschen  privaat  en  publiek  recht  —  als  eene  con- 
sequentie van  het  feit,  dat  „het  recht  der  administratie 
van  hooger  wgding  is  dan  dat  van  het  individu" '). 

Is  het  recht  van  iemand ,  die  een  vonnis  verkregen  heeft 
steunende  op  authentieken  titel  dan  ook  van  „hooger  wQ- 
ding"  dan  dat  van  hem ,  wiens  vonnis  steunt  op  getuigen- 
bewijs  ? 

Het  is  eenvoudig  waarwhijnlijker  ^  dat  de  administratie 
het  recht  aan  haar  kant  heeft,  dan  dat  de  particulier  in 
het  gelijk  is;  maar  daarom  te  spreken  van  een  recht  van 
hooger  wyding,  dat  aan  het  bestuur  toekomt,  is  spelen 
met  woorden  en  kan  aanleiding  geven  tot  wantrouwen  in 
het  geheele  instituut  der  administratieve  rechtspraak,  (Men 
vergelyke  de  woorden  van  Mr.  v.  I  ds  in  ga.  De  Adminp- 
stratieve    Rechtspraak^  bl.   105  vv.) 

Gekomen  aan  het  einde  dezer  beschouwingen ,  die  voer- 
den tot  het  resultaat,  dat  tusschen  rechtspraak  en  bestuur 
geen  enkel  materieel  onderscheid  bestaat ,  dat  dit  onderscheid 
zuiver  formeel  is,  kan  ik,  terugziende  op  de  vraag  die  tot 


')  Uitzonderingen  zijn  natuurlijk  niet  uitgesloten ,  waar  het  bjizonder 
gewicht  van  het  ingrepen  de  tusschenkomst  des  rechters  per  se  ver- 
eischt.    Men  denke  ook  aan  de  toepassing  van  het  strafrecht. 

')  Mr.  Kan,  Rechtsgeleerd  Magazijn  1898,  bl.  369. 
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punl  van  uitgang  diende,  naar  den  aard  van  het  vernieti- 
gingsrecht, bezwaarlijk  tot  een  andere  conclusie  komen, 
dan  dat  daarover  te  strijden  een  nutteloos  werk  is. 

Zoolang  de  toepassing  van  het  vernietigingsrecht  is  opge- 
dragen aan  de  administratie,  is  het  bestuur;  draag  het  op 
aan  den  rechter  en  het  wordt  rechtspraak. 
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BOEKBESCHOÜWINGEN. 


De  Nederlandsehe  Rekeiiiii/i;-Coarant,  door  Mr.  O.  Wt  te  waal  1, 
Lid  van  het  Gerechtshof  te  Arnhem.  —  's  Gravenhage , 
Gebr.  Belinfante,  1900.  —  92  bl. 

Toen  G.  G.  Woldrinj^h  verklaarde,  wettig  en  deugdelijk 
schuldig  te  zijn  aan  zijne  geachte  huishoudster  een  som  van 
f  lOCO. — ,  en  deze  verklaring  plechtig  onderteekende ,  heeft  hy 
zeker  niet  vermoed,  dat  die  onschuldige  bezigheid  aan  ons  hoog- 
ste rechtscollege  een  uitspraak  ontlokken  zou  ^) ,  op  haar  beurt 
wederom ,  —  behalve  van  menige  andere  interessante  pennevrucht, 
—  mede  de  oorzaak  van  het  belangrijjke  geschrift,  aan  welks 
bespreking  deze  bladzijden  zijn  gewijd.  Een  zeker  gevoel  van 
dankbaarheid  bij  ons  rechtsgeleerd  publiek  jegens  den  maker 
van  dien  juridischen  puzzle  vergoede  dan  ook  wat  wellicht  bij 
de  erfgenamen  zal  ontbroken  hebben  aan  erkentel\jkheid  voor 
die  onverwachte  schulderkenning,  ook  al  mocht  het  hun  eindelijk 
gelukken  aan  haar  greep  zich  te  ontworstelen  I 

Want,  inderdaad,  het  thans  ingestelde  onderzoek  naar  het 
wezen  der  Rekening  courant  —  zoo  eng  verbonden  met  de  ab- 
stracte schulderkentenis  —  mag  bogen  èn  op  actualiteit  èn  op 
oorspronkelijkheid.  Het  eerste  behoeft  geen  betoog  voor  wie  let 
op  het  aantal  gevallen ,  waarin  de  rechter  over  de  gevolgen  der 
R,-C.- verhouding  moest  uitspraak  doen,  en  op  de  literatuur,  die, 
met  de  Nederlandsehe  wet  voor  oogen,  zich  met  het  vraagstuk 
heeft  beziggehouden.  Het  tweede  bl\jkt  uit  de  wijze  waarop  de 
te  onderzoeken  stof  verzameld  is:  eerst  worden  ons  de  feiten 
voorgesteld,  zooals  die  door  een  achttal  deskundigen  uit  verschil- 
lende handelskringen,  niet  voor  een  vooropgezet  probandumbq- 
'eengezocht,  worden  verschaft,  en  daaruit  spoort  de  jurist  dan  de 
rechtsverhouding  op:  een  wqze  van  arbeiden,  die  op  zich  zelf 
reeds  waarborg  biedt  voor  de  juistheid  der  resultaten. 

Men  vindt  deze  resultaten  natuurlijk  door  het  geheele  geschrift 


*)  Arrest  van  3  Febr.  1899,  W.  7239. 
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verspreid ;  ze  kunnen  samenprevat  worHen  in  Schr.'s  1aai<^te  woorden, 
de  definitie  van  het  contract :  «eene  verhouding,  ontstaande  uit  een 
overeenkomst,  waarby  partgen  zich  verbinden  hare  wederzydsche 
gel(]schu1den  te  verrekenen  en  slechts  het  saldo  te  vorderen]». 
Alleen  zoude  ik,  mij  baseerend  op  den  inhoud  van  het  boek  zelf, 
deze  bedenking  er  tegen  hebben,  dat  in  plaats  van  c hare  weder- 
zijdsche  geldschulden»  beter  zou  gelezen  worden  «wederz\jdsche 
geldschulden^!),  omdat  het  eerste  zou  doen  onderstellen,  dat  alle 
geldschulden  verrekend  worden,  terwijl  uit  §§  6,  7  en 34 blijkt, 
dat  dit  niet  in  de  bedoeling  van  partijen  ligt 

De  praktijk  brengt  den  Schrqver  tot  de  conclusie,  dat  het  con- 
tract ruimer  moet  worden  opgevat  dan  gewoonlijk  geschiedt,  maar 
tevens  ook  minder  economische  en  juridische  «gevolgen  heeft  dan 
men  vaak  er  aan  wil  toekennen.  Gold  ten  onzent  een  wetsvoor- 
schrift als  §  355  van  het  nieuwe  Duitsche  Handelswetboek,  v^arbij 
slechts  dan  het  bestaan  der  R.-C.-verhouding  wordt  aangeno- 
men ,  wanneer  aan  beide  z^den  zoodanige  praestaties  plaats  heb- 
ben, die  op  zich  zelf  in  staat  zijn  tot  het  verschaffen  van  een  vor- 
deringsrecht,  dan  zou  builen  de  R.G.-verhouding  vallen,  wal 
men  wel  noemt  de  «eenvoudigeD  R.C  ,  b.v.  van  een  commission- 
nair  die  voor  zijn  committent  koopt  en  verkoopt  om  het  saldo 
der  verschillende  transacties  met  dezen  te  verrekenen.  Mr.  Wt  te- 
waal  1  toont  aan,  hoe  de  handel  niet  onderscheidt,  om  dan  als 
jurist  voor  den  koopman  te  buigen. 

De  hoofdtrekken  van  de  overeenkomst,  zooals  Mr.  W.  haar 
beschrijft,  zal  ik  trachten  zoo  beknopt  mogelijk  weer  te  geven, 
door  achtereenvolgens  te  bespreken: 

1».  de  totstandkoming  der  overeenkomst; 

2°.  de  posten  der  rekening-courant; 

3<^.  de  saldoerkenning. 

Ook  al  releveer  ik  daarbg  niet  opzettelijk  alle  punten  van  ver- 
schil tusschen  hem  en  degenen  die  vóór  hem  dit  onderwerp 
behandelden,  met  name  Mr.  Levy,  zoo  zal  het  niet  moeilijk 
vallen  die  te  ontdekken. 

!•.  De  totstandkoming  der  overeenkomst. 

Een  uitdrukkel\jke  afspraak  is  niet  noodig,  en  blijft  in  de  praktijk 
ook  veelal  achterwege.  Uit  de  overigens  tusschen  partijen  bestaande 
verhouding  en  uit  door  haar  gepleegde  handelingen  zal  het  be- 
staan der  overeenkomst  vaak  moeten  worden  afgeleid.  Natuurlijk 
zal  de  gewoonte  hierb\j ,  alsook  bij  den  omvang  van  het  contract 
en  zijn  opzegging,  een  i)elangrijke  rol  spelen ,  en  de  verwondering 
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van  Mr.  W.  schijnt  niet  ongeg^roncl ,  dat  de  rechterlyke  macht 
het  bij  de  beoordeeling  van  dergelijke  punten  meent  zonder  des- 
kundigen te  kunnen  stellen. 

2".  De  posten  der  rekening-courant. 

Op  de  R.C.  verschijnen  slechts  geldsommen,  en  wel  de  zoo- 
danige die  spoedig  opeischbaar  zijn :  de  R.G.  is  een  voortdurende 
liquidatie.  Gelden  die  men  als  gemachtigde,  voogd,  enz.  onder 
zich  heeft,  behooren  er  niet  op.  Of  het  brengen  van  een  post 
op  de  R.C.  een  afzonderlijke  overeenkomst  behoeft,  is  éénpunt 
van  verschil  Insschen  Fransche  en  Duitsche  schrijvers;  de  han- 
delsopvatting schijnt  te  zijn  dat,  wanneer  een  vordering  valt 
binnen  den  kring  der  transactién  waarover  de  R.C.  loopt,  zq  daarin 
wordt  opgenomen,  tenzij  een  der  partyen  verklaart  dit  niei  te  willen. 

Een  m.  i.  zeer  lastig  punt  is  de  vraag,  wat  jjeschieden  moet, 
wanneer  aan  den  correspondent  toegezonden  wissels,  waarvoor 
deze  den  afzender  heeft  gecrediteerd ,  bij  den  correspondent 
onbetaald  terugkomen.  Mr.  W.  brengt  die  quaestie  onder  het 
gezichtspunt  van  «herstel  van  onjuistheden»  (§8),  en  trekt  dan 
de  conclusie,  dat  in  geval  van  faillissement  van  den  afzender  de 
correspondent,  die  na  de  faillietverklaring  den  wissel  zietterug- 
keeren,  toch  de  waarde  van  dien  wissel  in  het  debet  van  den 
gefailleerde  mag  brengen  en  alzoo  den  wissel  uit  de  rekening- 
courant lichten,  hetgeen  door  Fransche  vonnissen  geweigerd  wordt 
op  jjrond  dat  faillissement  de  R.C.-verhouding  doet  ophouden. 

eZoodra  het  partijen  bekend  is:»,  zegt  h\j  op  bl.  22,  «dat  het 
«papier  onbetaald  bleef,  viel  de  creditpost  uit  de  geestelijke  ^) 
«rekening-courant- verhouding  weg». 

Het  wil  mij  voorkomen,  dat  Mr.  W.  zoodoende  het  begrip 
«orijuislheidï  uitbreidt  buiten  zijne  natuurlijke  grenzen.  Ik  geef 
gaarne  toe,  dat  wanneer  partijen  bepaald  geweten  hadden,  dat 
de  wissel  niet  betaald  zou  worden,  zij  hem  buiten  de  R.C.  zouden 
gelalen  hebben,  zij  zouden  zelfs  den  wissel  niet  onder  hare  trans- 
actién hebben  opgenomen;  doch  de  al  of  niet  betaling  van  den 
wis.«ol  is  een  toekomstige  onzekere  gebeurtenis,  waarvan  beide 
partijen  zich  tijdens  het  opnemen  in  de  R.C.  behoorlijk  hebben 
rekenschap  gegeven  —  althans  gecenseerd  worden  dit  gedaan  te 
hebben;  wordt  nu  de  wissel  inderdaad  niet  betaald,  dan  wordt 
een  feit  datgene  wat  zij  zich  te  voren  als  mogelijk  hadden  voor- 

0  Ëen  .  verhouding"  is  allijd  , geestelijk''.  Mr.  W.  gebruikt  deze  uit- 
drukking echter  in  tegenstelling  met  den  malerieelen  staat,  dien  men 
ook  rekening-courant  pleegt  te  noemen  (§  !)• 
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gesteld,  doch  zij  kunnen  niet  verklaren  dat  zeker  feit,  dat  zij 
zich  als  juist  hadden  voorf^esteld ,  onjuist  is  gebleken. 

Bij  de  toezending  van  order-  of  toonderpapier  kunnen  partijen 
tweeërlei  beoogen:  !•.  Of  wel  zq  bedoelen  daarmede,  eene  tus- 
schen  haar  bestaande  schuld  onvoorvvaardel^k  te  delgen,  welk 
ook  verder  het  lot  van  dat  papier  moge  zijn:  denk  aan  de  be- 
taling met  bankbiljetten;  2°.  Of  wel  zij  beoogen  den  ondergang 
dier  schuld  niet  dan  in  verband  met  de  betaling  van  het  papier 
zelf.  Bij  dit  laatste  kan  men  weer  een  onderscheiding  maken : 
a.  partijen  laten  de  schuld  voortbestaan  totdat  de  wissel  betaald 
wordt,  in  welk  geval  m.  i.  de  wissel  niet  op  de  R.C.  geplaatst 
behoort  te  worden;  6.  partijen  laten  de  vóór  de  wisselzending 
reeds  bestaande  schuld  compeuseeren  met  het  bedrag  van  den 
wissel ,  doch  onder  de  ontbindende  voorwaarde  dat  de  wissel  niet 
betaald  wordt. 

Daar  men  wel  niet  dan  op  zeer  overtuigende  gronden  schuld- 
delging  zal  aannemen  enkel  op  grond  van  de  overmaking  van 
het  papier  (geval  sub  1),  zal  men  b\j  het  aantreffen  van  een 
wissel  in  de  R.C.  wel  moeten  besluiten  tot  compensatie  onder 
ontbindende  voorwaarde.  Juridisch  acht  ik  dit  ook  zuiverder  dan 
te  spreken  van  herstel  van  een  onjuistheid ,  omdat  men  bij  deze 
laatste  allicht  zou  denken  dat  er  slechts  in  schqn  iets,  doch  in 
werkelqkheid  niets  tus.schen  partyen  zou  zijn  voorgevallen,  waarbij 
men  dan  zoude  vergeten,  dat  die  wissel  wel  degelijk  zijn  invloed 
op  der  partijen  verhouding  doet  gevoelen:  immers  ontleent  de 
correspondent  daaraan  tegen  den  zender  de  regresactie '). 

Wel    is  waar  zal,  vrees  ik,  Mr.  Levy')  m\jne  beschouwing 


*)  Voorzoover  deze  strekt  tot  vergoeding  van  de  hoofdsom  van  den 
wissel,  is  hel  de  vraag,  of  niet  de  lusschen  partijen  bestaande  relatie 
die  vordering  in  den  weg  staat.  In  ieder  geval  loopt  zg  met  de  vordering^ 
die  de  ontvanger  tegen  den  afzender  uit  anderen  hoofde  bad ,  samen, 
en  kan  gene  van  deze  niet  vorderen  èn  de  hoofdsom  van  den  wissel 
èn  het  volle  bedrag  van  zijn  oudere  inschuld.  —  Failleerde  de  afzen- 
der, en  heeft  de  correspondent  regres  niet  enkel  tegen  hem  doch  ook 
tegen  anderen,  dan  zal  hem  in  vele  gevallen  zijn  vorderingsrecht  uit 
de  oudere  schuld  jegens  den  failliet  onverschillig  zijn, daarbij  feitelijk 
door  middel  van  z\jn  aanspraak  tegenover  de  andere  wisseldebiteuren 
zich  ten  volle  schadeloos  kan  stellen.  Vooral  de,  overigens  m.i.  niet 
billijke,  bepaling  van  art.  136  der  Faillissementswet  zal  hem  zijne 
positie  zeer  vergemakkelijken. 

^)  Zie  zijn  Bekening- Courant ,  bl.  282  noot,  alwaar  hij  den  staf  breekt 
over  een  Fransch  vonnis  in  gelijken  geest. 
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brenj^en  tot  «de  zonderlinge  nitstapjes  op  het  terrein  der  voor- 
waarden en  hare  indeel  ing  (aan  de  kwestie  zoo  onschuldig  als 
een  zuigeling)»,  doch  het  is  my  niet  gelukt  rnij  van  die  onschuld 
te  overtuigen.  Praciisch  loopi  n  evenwel  onze  resultaten  voor  het 
geval,  dat  de  afzender  failleerde,  niet  uiteen. 

Mocht  men  mij  met  een  beroep  op  Mr.  W.  (bl.  18)  tegemoet 
voeren,  dat  voorwaardelijke  vorderingen  buiten  R.G.  worden 
gehouden,  zoo  zoude  dit  argument  moeten  zwichten  voor  de  fei- 
ten^ daar  de  onderhavige  vorderingen  nie<  buiten  de  RC.  blijven. 
Buitendien ,  wanneer  —  en  terecht  —  dergelijke  vorderingen  in 
het  algemeen  buiten  R.G.  bleven,  zoo  geschiedt  dit,  omdat  de 
R.G.-verhouding  bedoelt  te  omvatten  spoedig  opeischbare  vorde- 
ringen, omtrent  welker  liquidatie  geene,  in  ieder  geval  geene 
langdurige  onzekerheid  bestaat:  gold  nu  deze  regel  ie^en  mijne 
opvatting,  zoo  zoude  nooit  een  wissel  in  R.G.  mogen  worden 
gebracht,  daar,  welk  karakter  de  tegenboeking  ook  moge  dra- 
gen, zij  in  ieder  geval  toont,  dat  tijdens  het  brengen  van  den 
later  niet  betaald  wordenden  wissel  op  de  R.G.  de  betaling  onze- 
ker was.  — 

Intusschen  wat  hiervan  zij,  steeds  zal  de  onbetaald  blijvende 
wissel  door  een  tegenpost  uit  de  R.G.  verdwijnen,  en  zal  het 
faillissement  van  den  zender  hieraan  niet  in  den  weg  staan,  ook 
al  doet  dat  faillissement  de  R.G.  eindigen. 

In  aansluiting  met  dit  geval  behandelt  Schr.  in  §9  eenander, 
waarin  de  wet  zelve  wel  niet  uitdrukkelijk  bepaalt  dat  het  bedrag, 
waarvoor  de  afzender  van  den  wissel  werd  gecrediteerd ,  uit  de 
R.G.  zal  worden  afgevoerd ,  maar  dit  toch  uit  de  regeling  onmid- 
dellijk volgt;  dit  betreft  n.1.  wissels,  enz.  die  gereclameerd  wor- 
den uit  den  boedel  van  den  gefailleerden  correspondent:  art.  243 
W.  V.  K.;  de  reclame  zal  natuurlek  tot  gevolg  hebben,  dat  de 
creditpost  verdwynt.  Van  practisch  gewicht  zal  m.  i.  deze  bepa- 
ling  evenwel  slechts  zelden  zijn ,  vooral  indien  de  opvatting  van 
Mr.  W.  c.s.  juist  is,  dat  de  reclame  reeds  door  één  debetpost 
wordt  uitgesloten').  En  wat  die  opvatting  betreft,  zoo  schaar  ik 
m\j  gaarne  aan  zijne  zijde.  Ik  geloof  dat  men  als  het  standpunt 
ook  van  onze  wet')  mag  aannemen,  dat  de  eigendom  en  mitsdien 
ook  het  reclamerecht  behouden  blijft  voor  den  zender,  die  met 
den  toegezonden  wissel  misschien  wel  bedoelde  eventueele  debet- 

0  En  dus  niet  eerst  wanneer  het  debet  het  credit  overtreft. 
')  In  dezen  consequenter  dan  de  Fransche  door  de  bijgevoegde  woor- 
den ,of  daarna". 
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posten  af  te  doen ,  doch  voor  wien  het  tot  op  de  uitoefening  der 
reclame  nooit  zoover  is  gekomen,  terwijl  de  eigendom  en  z\jn 
uitvloeisel  verloren  gaaty  zoodra  het  toegezonden  papier  inderdaad 
aan  de  er  aan  toegekende  bestemming  voldeed.  — 

Welken  invloed  heeft  het  opnemen  der  geldschuld  in  de  R.C. 
op  haar  bestaan?  Tegenover  hen  die  in  die  daad  óf  wel  eene 
novatie  zien  óf  er  het  karakter  aan  toekennen,  dat  de  geldschuld 
hare  individualiteit  verliest,  en  welke  daad  «das  mit  der  Novation 
gemein  hat  dass  sie  wie  diese  auf  die  alte  Forderung  liberato- 
risch  wirkt»,  betoogt  Mr.  W.  met  een  beroep  op  de  praktijjk, 
dal  die  opneming  op  zich  zelve  de  vordering  onaangetast  laat, 
zoodat  —  ook  waar  de  R-C-verhouding  maakt  dat  die  vordering 
niet  afzonderlijk  maar  dat  alleen  het  creditsaldo  kan  worden 
opgevorderd  —  de  crediteur  kan  gebruik  maken  van  de  aan  die 
vordering  mogelijkerwys  klevende  waarborgende  rechten.  Altyd. 
mits  ze  niet  door  compensatie  te  niet  ging  *). 

Immers  deze  compensatie  is  het,  die  de  vordering  aantast. 
Zeer  belangr\jk  zijn  hieromtrent  de  beschouwingen  van  den 
Schrijver,  die  door  eenvoudigheid  en  klaarheid  uitmunten  en 
die  dit  leerstuk  van  het  gekunstelde  ontdoen,  dat  hetm.i.  bezat 
in  de  constructies  der  door  hem  bestreden  auteurs.  Komt  inde 
R.G.  de  eene  vordering  tegenover  de  andere  te  staan,  dan  ver- 
nietigen z\j  elkander  over  en  weer  op  datzelfde  oogenblik  en  tot 
de  hoogte  die  aan  beide  gemeen  is.  Hiermede  vervalt  Mr.  Levy's 
astalen  regeb:  «geen  compensatie  noch  imputatie  zoolang  de 
rekening  loopt,  omdat  eerst  de  gansche  reeks  ontvangsten  tot  af- 
doening of  mindering  van  de  gansche  reeks  uitgaven  moet  dienen». 
De  juistheid  van  Mr.  W.'s  opvatting  bl\jkt  o.  m.  uit  de  handels- 
gewoonte, die  onmiddellijk  in  de  renteberekening  w^ziging  brengt, 
zoodra  een  tegen  vordering  in  de  R.C.  wordt  opgenomen,  en  niet 
rekent  rente  van  de  credit  z\jde  in  haar  geheel  en  rente  van  de 
debetzijde  in  haar  geheel  (zie  bl.  ^  vlg.). 

In  verband  met  dit  leerstuk  behandelt  Schr.  in  §§  '22  en  23 
het  beslag  door  derden  op  —  en  de  cessie  van  —  het  nog  niet 
vorderbare  R.C-saldo  om  te  betoogen,  dat  deze  beide  compeu- 
satie  verhinderen  met  later  ontstane  tegen  vorderingen.  Ook  hier 


O  Moet  men  onder  vigueur  van  het  nieuwe  Duitsche  U.G.B,  blijven 
aannemen  het  door  het  Keichsgericht  in  de  hierboven  geciteerde  woor- 
den aangenomea  systeem,  dan  maakt  §  356,  dat  den  crediteur  de 
accessoria  eveneens  doet  behouden,  daarop  eene  m.  i.  minder  logische 
uilzondering. 
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komt  het  verschil  in  uitgaDgspunt  uit  tusschen  hem  en  anderen, 
die  meenen  dat  eerst  b\j  het  opmaken  der  balans  van  een  vor- 
dering sprake  kan  zqn  *)   — 

Na  in  §  14  aangetoond  te  hebben,  wat  de  koopman  onder  «ver- 
leend crediel)>  verslaat,  n.l.  z^n  credit  na  aftrek  van  zijn  debet, 
trekt  Mr.  W.  te  velde  tegen  de  leer  die  in  de  R.C.  een  verplich- 
ting tot  wederkeerige  credietverleening  ziet;  en,  inderdaad,  be- 
stond die  verplichting  werkelijk  en  van  weerszijden ,  zoo  zoude 
de  eene  de  andere  opheffen,  gelijk  wanneer  twee  partijen  zich 
over  en  weer  verbinden  elkander  f  1000  te  leenen.  Mocht  al 
misschien  het  oude  Duitsche  Handelswelboek  voet  hebben  ge- 
geven aan  die  leer,  doordat  het  saldo  tusschentigds  niet  opvor- 
derbaar  was,  zelfs  die  grond  ontzinkt  haar  ten  onzent,  waar  de 
overeenkomst  —  wettelijk  ongeregeld  —  in  de  praktijk  in  dien 
geest  wordt  opgevat,  dat  aan  de  R.G.- verhouding  ieder  oogenblik 
een  eind  kan  worden  gemaakt  en  alsdan  het  saldo  kan  worden 
opgevorderd. 

3".  De  saldo-erkenning. 

De  belangrijkste  moeilykheden  die  zich  hierbij  voordoen  zqn : 

a.  de  al  of  niet  splitsbaarheid  van  het  toegezonden  afschrift,  en 

b,  het  karakter  der  saldo-erkenning. 

a.  Ten  aanzien  van  het  eerste  punt  is  Schr.  van  oordeel  (§§  24  vlg.), 
dat  de  ontvanger  van  het  afschrift  niet  bevoegd  is,  het  credit  aan 
te  nemen  en  hel  debet  te  verwerpen.  Intusschen  meent  hij ,  dat 
het  pleit  voor  die  stelling  nog  niet  gewonnen  is  met  een  beroep 
op  de  onsplitsbaarheid  der  bekentenis,  waarvan  hij,  ook  jure 
constituendo,  zich  een  voorstander  verklaart'). 

Vooreerst  acht  hij  de  opmerking  juist,  dat  het  af schnft  bevat 
schriftelijk  bewijs  ^  en  daarvoor  zou  de  bepaling  omtrent  beken- 
tenis  niet  gelden.  Ten  andere  zou  de  onsplitsbaarheid  kunnen 
bestreden  worden  op  grond,  dat  het  adjectum  is  een  beroep  op 
compensatie. 

Het  eerste  bezwaar  bestrijdt  Mr.  W.  met  een  beroep  op  's  rech- 


^)  Zyn  de  slotwoorden  van  §  23  niet  verdwaald  uit  de  daaraan 
voorafgaande  paragraaf? 

')  Hij  wijst  op  het  genoegelijke  van  des  eischers  positie  in  het  tegen- 
overgestelde systeem,  die  —  in  zijn  dagvaarding  de  creditposten  der 
tegenpartij  ten  deele  negeerend  —  den  gedaagde  zijn  debelposten  hoort 
erkennen  met  de  bijvoeging,  dat  zijn  credit  door  den  eischer  te  laag 
is  genomen. 

BechtsgeL  Mag.  1900.  39 
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ter**  geweten  en  stelt  dan  als  voorbeeld  eene  door  B.  j?etee kende 
schuldbekentenis,  waarin  deze  verklaart /"SOO  schuldig  te  zijn  aan 
A.  als  restant  eener  geldleeninj?  groot  ƒ  1000.— .  Niet  licht,  zoo 
ze^l  hij,  zal  de  rechter  B.  op  dit  stuk  veroordeelen  tot  betaling 
van   /lOOO,   al  staat  art.  19(51  B.  W.  daaraan  niet  in  den  weg. 

Met  alle  bescheidenheid  meen  ik  te  mogen  betwijfelen,  of  het 
gekozen  voorbeeld  wel  juist  is;  ook  of  Mr.  W,  niet  te  veel  toe- 
geeft door  art.  1961  op  het  toegezonden  afschrift  niet  toepasselijk 
te  achten  op  den  aange voerden  grond. 

Immers  staan  we  met  zijn  voorbeeld  niet  op  het  terrein  der 
onsplitsbare  bekentenis.  Gewrongen  schijnt  het  m\j,  de  verklaring 
van  B.  aldus  te  lezen,  dat  hij  erkent  schuldig  te  zijn  ƒ  1000, 
maar  zich  daartegenover  beroept  op  de  bevrydende  omstandig- 
heid van  gedeeltelijke  betaling:  want  feitelqk  erkent  hij  zoo  iets 
niet,  en  ik  zou  gelooven  dat  men  in  het  stuk  niet  anders  kan 
lezen  dan  een  schuld  verbintenis  tot  een  bedrag  van  fbOO,  met 
vermelding  van  de  oorzaak  en  tevens  inhoudende  de  enuntlatie 
omtrent  de  herkomst  van  het  bedrag. 

Daarentegen,  al  moge  het  waar  zijn,  dat  het  afschrift  der  B.G. 
schriftelyk  bewqs  t>evat,  dan  zou  dit  m.i.  nog  geenszins  verhin- 
deren de  toepasselijkheid  der  bepaling  van  art.  1961.  Immers 
waarvan  zou  dat  afschrift  het  (schriftelijk)  bewys  bevatten*? 
Toch  wel  ook  van  de  erkentenis,  dat  ten  laste  van  hem  die  het 
afschrift  zond  zijn  correspondent  zekere  tegen  vorderingen  heeft. 

Waar  nu  blijkens  de  geschiedenis  van  ons  B.  W.  deregelder 
Ohsplitsbaarheid  niet  enkel  geldt  voor  de  gerechtelijke  bekentenis, 
doch  ook  voor  de  buitengerechtelijke,  alzoo  voor  de  zoodanige, 
van  wier  bestaan  den  rechter  door  een  of  ander  J>e wijsmiddel 
de  overtuiging  moet  geschonken  worden,  daar  is  het  my  niet 
duidelijk,  waarom  art.  1961  hier  niet  rechtstreeks  toepasselijk 
zou  zijn,  en  waarom  enkel  het  eenigszins  eigenaardig  beroep  op 
's  rechters  geweten  zou  overblijven. 

Het  zooeven  genoemde  tweede  bezwaar,  n.1.  dat  de  onspiits- 
baarheid  niet  kan  worden  ingeroepen  by  een  beroep  op  com- 
pensjjtie,  zou  Mr.  W,  toegeven  indien  het  gold  de  wettelijke  com- 
pensatie —  eene  leer  die  niet  de  mijne  zou  zijn,  doch  welk 
strijdpunt  ik  meen  in  dit  verband  te  mogen  laten  rusten.  Immers 
verwerpt  hij  die  leer  met  betrekking  tot  de  R.C.- verhouding, 
omdat  het  hier  geldt  compen.*5atie  krachtens  overeenkomst;  «uit 
de  verplichting  om  te  com penseeren  vloeit  het  recht  voort  om 
zich  op  compensatie  te  beroepen,  ook  al  moge  de  tegen  vordering 
niet  dadelijk  bewysbaar  zijn»  (bl.  57). 
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b.  Welk  karakter  draagt  de  saldo-erkenning? 

Naar  Mr.  W.  —  en  gaarne  sluit  ik  my  hierbq  aan,  —  is  zg 
eene  overeenkomst.  Deze  komt  tot  stancf  door  de  wederz^jdsche 
verklaring  van  partijen,  gemeenlijk  in  schrift  vervat.  Dit  schrift 
is  dan  het  waarneembare  teeken  dier  wilsovereenstemming  en 
wordt,  voor  den  rechter  gebracht ^  gebruikt  als  bewijs  der  over- 
eenkomst (§  26). 

Z\j  werkt  niet  noveerend  en  laat  dus  intact  de  vorderingen 
zooals  ze,  na  op  de  B.C.  te  zijn  gebracht,  zijn  blijven  bestaan: 
z\j  is  eene  overeenkomst  waarbij  het  bedrag  eener  bestaande 
schuld  wordt  vastgesteld  (§27). 

Zij  is  verder  eene  overeenkomst,  waarin  eene  oorzaak  staat 
uitgedrukt;  de  verklaringen:  «ik  ben  U  schuldig  wegens  geleend 
geld»  en  «Uw  R.C  sluitende  met  een  saldo  te  mijnen  laste  is 
door  mij  akkoord  bevonden»,  staan  ten  opzichte  van  de  vermelding 
der  causa  geheel  met  elkaar  geliik,  terwijl  zij  hierin  verschillen, 
dat  voor  de  eerste,  als eenz^dige  schuldbekentenis,  de  vereischten 
van  art.  1915  B.  W.  gelden,  voor  de  tweede  niet  (§ 29).  M.  i.  kan 
men  den  verschillenden  aard  der  beide  verklaringen  het  beste 
onderkennen,  wanneer  men  zich  het  geval  denkt,  dat  de  B.C. 
sluit  zonder  dat  er  een  saldo  bestaat  ten  laste  van  den  een  of 
van  den  ander.  Over  dit  resultaat  der  R.C.-verhouding  kan  men 
contracteeren;  wie  daarentegen  zal  een  schuldbekentenis  afgeven, 
waarbij  hij  zich  uit  hoofde  van  geldleening  verbindt  tot  betaling 
van niets'? 

De  saldo-erkenning  is  alzoo  eene  overeenkomst  omtrent  het 
bedrag  eener  bestaande  schuld.  Maar  die  schuld  bestond  immers 
reeds  vóór  haar!  Waartoe  dan  hare  aanwezigheid? 

Het  komt  rog  niet  moeilgk  voor,  haar  raison  d'êlre  te  ont- 
dekken, en  ook  Mr.  W.  laat  niet  na  daarop  te  wijzen  (§32)  Zij 
snijdt  af,  dat  later  over  berekende  renle  of  over  het  brengen  van 
zekere  posten  op  de  R.C.  bezwaren  worden  geopperd,  of  dat  zelfshet 
bestaan  der  R.C.-verhouding  in  haar  geheel  mocht  worden  ontkend. 

Maar  welke  is  haar  invloed  op  posten,  uit  spel  of  weddenschap 
ontstaan?*).  Twee  dingen  zijn  mogelgk:  1'.  deze  posten  blijven 
als  debetposten  over  en  vinden  dus  in  het  saldo  haar  verzamel- 
cgfer,    of  2°.   de  correspondent  maakte  van  die  posten  gebruik 

*)  Mr.  W.  rekent  spel  «onder  de  ontelbare  ongeoorloofde  oorzaken'', 
bl.  77.  Terecht?  Gold  het  hier  een  ongeoorloofde  oorzaak,  zoo  ware 
er  in  het  geheel  geen  contract,  terwyl  toch  de  wet  het  contract  wel 
degelijk  erkent,  doch  er  enkel  de  actie  aan  ontneemt. 
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om   daarmede  zijn  debet  uit  anderen  hoofde  af  te  rekenen  rnel 
den  onfortuinlij  ken  speler. 

Juist  schijnt  mij  het 'betoog  van  Mr.  W.  (hl.  78),  dat  in  het 
tweede  geval  de  speler  geen  bezwaar  kan  maken  tegen  die  ver- 
rekening. De  schuld  bestond  en  de  uitzonderingsbepaling  van 
art.  18^  j^  art.  1827  raakt  alleen  de  actie  uit  spel  ofuit  de  door 
schuldvernieuwing  daarvoor  in  de  plaats  getreden  verbintenis; 
wat  vermag  hy  in  te  brengen  tegen  de  compensatie,  die  hier 
niet  zooals  de  wettelijke  tegen  zijn  wil  kan  worden  ingeroepen, 
doch  juist  op  onderling  goedvinden  berust,  alzoo  veeleer  het  ka- 
rakter van  vrijwillige  betaling  draagt  V 

Daarentegen  schijnt  naar  mijn  bescheiden  oordeel  tegen  zijn 
redeneering  omtrent  het  eerste  punt  eenige  bedenking  te  rijzen. 

«Het  debetsaldo  kan  geheel  of  gedeeltelqk  uit  posten  voort- 
vloeien, die  aan  een  ongeoorloofde  oorzaak  lijden.  De  erken- 
ning heeft  niet  dientengevolge  een  ongeoorloofde  oorzaak ,  maar 
de  oorzaak  ontbreekt  geheel  of  gedeeltelijk».  [Is  niet  «ongeoor- 
loofde oorzaak»  =  ageen  oorzaak»?  En  houdt  men  dit  in  het 
oog ,  wat  is  dan  de  beteekenis  van  den  geciteerden  volzin  7 1  «De 
erkenning»,  aldus  vervolgt  de  Schr.,  «is  gegrond  op  een  geoor- 
loofde oorzaak,  n.1.  op  de  R.G.-overeenkomst.  Staat  er  nu  op  de 
rekening  een  post,  b.v.  ter  zake  van  weddingschap,  dan  zegge 
men  niet,  dat  de  in  de  erkenning  vermelde  oorzaak  valsch  is, 
doch  wel  dat  geene  schuld  tot  het  vermelde  bedrag  bestaat.  De 
erkenning  is  zonder  oorzaak,  omdat  een  post  der  rekening  een 
ongeoorloofde  oorzaak  had»  [lees:  zonder  oorzaak  was].  «Men 
wachte  zich  de  oorzaak  van  een  post  aan  te  zien  voor  die  van 
het  saldo»  (bl.  77), 

Ik  heb  my  afgevraagd,  of  dit  alles,  voor  zoover  m\j  de  rede- 
neering althans  duidelijk  is,  geheel  juist  is  en  hoe  men  eigen- 
lijk de  saldo-erkenning  heeft  op  te  vatten.  Ik  meende  daarbij, 
geheel  in  het  stelsel  van  den  geleerden  Schryver,  tot  de  vol- 
gende conclusie  te  moeten  komen.  De  saldo-erkenning  heefteen 
tweeledig  karakter,  evenals  dit  met  meerdere  overeenkomsten 
het  geval  is.  Zij  is  eene  zelfstandige  overeenkomst  met  de  hier- 
boven omschreven  gevolgen ,  doch  tevens  eene  die  niet  is  af  te 
scheiden  van  hare  voorgeschiedenis.  In  haar  bestaan  de  oude 
overeenkomsten  voort:  tegen  haar  gelden  dus  de  excepties,  die 
tegen  de  oude  konden  worden  aangevoerd,  tenzij  zij  zelve  de 
strekking  had  die  excepties  op  te  heffer).  Alzoo  zal  niet  meer 
een  beroep  b.v.  op  minderjarigheid  kunnen  gedaan  worden,  wan- 
neer de  saldoerkenning  tijdens  de  meerderjarigheid  is  gegeven, 
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zie  art.  1492  B.  W.  Daarentegen  zal  het  beroep  op  art.  1825 
blijven  bestaan,  want  de  speelscliuld  verandert  door  de  saldo- 
erkenning niet  van  aard. 

Een  verder  gevolg  der  erkenning  is  het  vermoeden  van  ver- 
rekening van  alle  daarvoor  vatbare  schulden.  De  Franschen  nemen 
dit  niet  aan,  daar  zij  voor  het  opnemen  in  de  R.C-verhouding 
vorderen  de  wilsovereenstemming  van  partijen.  De  Duitschers 
daarentegen  gaan  volgens  Schr.  verder,  omdat  zij  uit  de  R.G.- 
overeenkomst  afleiden  de  verplichting,  de  daarvoor  geschikte  pos- 
ten in  de  rekening  op  te  nemen  (§  34).  Of  nu  evenwel  tusschen  de 
laatsten  en  Mr.  W.  een  belangrijk  verschil  bestaat,  waag  ik  te 
betwijfelen. 

Eindelijk  geeft  de  zekerheid,  die  de  een  ontvangt  voor  de 
betaling  van  het  debetsaldo  door  de  wederparty ,  Mr.  W.  aan- 
leiding tot  zeer  lezenswaardige  opmerkingen  over  de  crediet- 
hypolheek  en  de  wijze  waarop  de  credietzekerheid  is  geregeld 
in  het  Ontwerp  van  de  Staatscommissie  van  het  2e  Boek  B.  W. 
(§§  30  vlg.). 

Aanlokkelijk  zoude  het  zyn ,  ook  deze  punten  nader  te  be- 
schouwen, en  tevens  de  zaakryke  beschouwingen  na  te  gaan, 
die  Schr.  geeft  over  het  einde  der  R.C-verhouding.  Ik  zoude 
evenwel  vreezen  te  veel  van  de  aandacht  van  den  lezer  te  vergen. 

W.  H.  DE  Savornin  Lohman. 


(iiesellscliaft  and  Einzelwesen.  Eine  methodologische  Studie 
von  Dr.  Th.  Kistiakowski.  —  Berlin  1899.  Verlag 
von  Otto  Liebmann,  8".  pp.  205. 

Das  Grenzgebiet  von  Socialphilosophie  und  Jurisprudenz  ist 
durch  die  Forschungen  von  Philosophen  und  Juristen  zum  guten 
Teile  durchgeackert.  Es  haben  auf  Seite  der  Philosophen  na- 
mentlich  Windelband  und  Sim  mei,  auf  Seile  der  Juristen 
besonders  Jellinek  den  Gesichtspunkt,  dass  das  Recht  nur  eine 
sociale  Function,  eine  Function  der  Gesellschaft  sei,  in  Schule 
und  Richt ung  gebender  Weise  vertieft.  Vorliegende  Arbeit  ver- 
sucht  nun  gewissermassen  die  Schnittflache  der  Gedankenkreise 
jener  Manner  darzustellen,  muss  daher  —  wie  auf  der  Hand 
liegt  —  methodologisch  sein;  sie  muss  eine  Auseinanderset- 
zung  zwischen   der  Socialphilosophie  und  der  Jurisprudenz  vor- 
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nehmen,  Antwort  geben  auf  die  Fragen,  was  ist  Staal?  was  ist 
Gesel Ischaft'?  Ist  die  Gesellschaft  eine  Roalitat,  können  auf  die 
Gesellschaft  die  logischen  Kategorien  (ier  Realitat  angewendet 
werden?  Das  Einzelwesen  ist  Realitat,  ist  es  die  Gesellschafl  in 
demselben  Sinne?  Daher  der  bezeichnende  Titel  des  Buches. 

Um  diese  Fragen  zu  beantworten ,  muss  der  Verfasser  natürlich 
auf  jene  Richtung  der  Sociologie  zurückgreifen ,  welche  als  «or- 
ganische» sich  gerne  bezeichnet.  Diese  Richtung  erklart  unter  Be- 
rufung  auf  altere  Schriftsteller,  insbesondcre  Plat  o  und  Flobbes, 
die  sie  angeblich  verbessert,  die  Gesellschaft  einfach  als  Orga- 
nismus  nach  Analogie  des  menschlichen  Orgai^ismus  und  schreibt 
ihr  ehendeshalb  Realitat  zu.  Der  Verfasser  wiederlegt  nnn  in 
treffïicher  Weise  jene  «Organiker»  (Gap.  I.  aSiaat  undMensch»; 
Cap.  IL  «Gesellschaft  und  Organismus») ,  indem  *^r  zeigt,  wie 
unberechtigt  die  Berufung  der  «OrganikerD  auf  Plat  o  und 
Hobbes  sei,  die  den  Staat  mit  dem  Menschen  geradezu  iden/i- 
ficirterij  nicht  aber  verglichen^  um  wissenschaftliche  Resultate 
aus  dieser  Analogie  abzuleiten.  Wie  diese  wissenschafllichen  Re- 
sultate der  «Organiker»  aussehen  müssten,  erlautert  der  Verfass«*r 
an  3  Postulaten  die  erfuUt  werden  mussen,  um  die  Realitat  der 
Gesellschaft  zu  erweisen.  Diese  3  Postulate  sind  die  Beantwor- 
tung  der  Fragen:  was  ist  die  Substanzder  Gesellschaft,  was  sind 
ihre  Gesetze,  was  macht  das  Leben  der  Gesellschaft  aus?  Aber 
diese  Fragen  werden  von  den  «Organikern»  kaum  principiell 
gestellt  und,  wenn  aufgestellt,  in  einer  Weise  beantworlet, 
dass  man  dem  Verfasser  beipflichten  kann,  wenn  er  behauptet, 
dass  «diese  Sociologen  und  manche  Rechtsgelehrte»  —  gemeinl  sind 
offenbar  die  Vertreter  der  organischen  Staatslehre  —  «die  scharfere 
Abgrenzung  des  Begriffs  «Organismus»  auf  dem  Gebiete  der 
Naturtvissenschaften  geradezu  erschwert  haben^). 

Verfasser  unternimnit  nun  in  den  folgenden  Kapitein  Antwort 
auf  jene  3  Fragen  zu  geben,  die  er  selb?t  den  «Organikern» als 
Kriterium  ihrer  Leislungsfahigkeit  vorgehalten.  Vor  allem  die 
Frage  nach  der  Substanz  der  Gesellschaft  (III.  Capitel.  «Staat  und 
Gesellschaft));  IV.  Capitel.  «Anwendung  der  Kategorien  desRau- 
mes,  der  Zeit  und  der  Zahl  auf  die  KoUectiveinheiten»). 

Gegenüber  den  Versuchen  das  Substrat  der  Gesellschaft  da- 
durch  zu  gewinnen,  dass  man  gewissermassen  vom  BegrifTeder 
staatlichen  Gesellschaft  den  StaatsbegrifF  snbtrahierte,  urn  den 
«Rest»  der  Gesellschafl  znzuweisen.  weist  der  Verfasser  mit  Recht 
darauf  hin,  dass  Staat  und  Gesellschaft  (im  engern  Sinne)  nur 
2  verschiedene  Seiten  eines  uud  desselben  anschaulich  gegebenen 
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Dinges,  der  slaallichen  Gesellschaft  als  Koliek liveinheit^seien.  Auch 
den  entgejjengesefzten  Versuch,  den  die  organische  Staatslehre  vor- 
nimmt,  das  Wesen  des  Staats  mit  der  Substanz  der  Gesellschaft 
zu  idenlificieren ,  erweist  derVerfasser  als  methodologisch  falsch. 
Gerade  so  wie  es  unrichtig  sei,  die  Stadt  zu  definiëren  als  eine 
ftSumme  von  Gesellschaften,  welche  Republiken  gleichkommen, 
ihre  eigenen  Gesetze,  Gewohnheiten,  Spracheigentümlichkeiten, 
u.  s.  w.  haben»  (La  Bruyère,  Les  Caractères,  ch.  VU, <iide\n\\\\ey>\ 
weil  man  sich  auch  einen  solchen  Begriffeigentlich  ga r  nicht  vor- 
stellen kann ,  ein  Merkmal  desselben  geradezu  das  andre  in  unserm 
Vorstel lungs vermogen  verscheucht;  ebenso  unrichtig  und  irrefüh- 
rend  ist  jene  Identificierung  von  BegrilTen,  welche  den  verschie- 
densten  Krkenntniszwecken  dienen.  Wir  können  an  einer  Stadt  die 
juristische  Seite  in's  Auge  fassen;  dann  abs*rahieren  wir  von  den 
darin  befindlichen  Menschen,  wir  denken  nur  an  deren  recht li- 
chen  Relationen  untereinander.  Oder  wir  können  die  ökonomische 
Seite  der  Stadt  in's  Auge  fassen,  dann  abstrahieren  wir  von  den 
juristischen  Beziehungen  der  Stad  the wohner,  und  denken  nur 
an  ihre  wirtschaftlichen  Relationen.  Schliesslich  können  wir  die 
Stadt  vom  socialpolitischen  Gesichtspunkte  betrachten;  dann  kön- 
nen wir  von  den  Menschen  nicht  mehr  abstrahieren,  sondern 
mussen  sie  in  ihrer  socialpsychischen  Wechselwirkung  betrach- 
ten. Ganz  dasselbe  gilt  von  dem  Staate  und  der  Gesellschaft  im 
Staate.  Ent  weder  wir  betrachten  den  Staat  vom  rechtlichen  Stand - 
punkte  aus,  dann  abstrahieren  wir  und  mussen  wir  von  den  im 
Staate  befindlichen  Menschen ,  als  Teile  der  Gesellschaft  ge- 
nommen ,  abstrahieren.  Oder  wir  denken  den  Staat  als  staat- 
liche  Gesellschaft,  dann  mussen  wir  die  Menschen  in  ihrer  social- 
psychischen Wechselwirkung  innerhalb  der  Gesellschaft  in*s  Auge 
fassen.  Daher  ist  eine  Verquickung  dieser  Gesichtspunkte  wie  sie  die 
organische  Staatslehre  in  ihren  Definitionen  des  Rechts  und  in  ihrer 
Aulfassung  des  Staats  vornimmt,  methodologisch  unrichtig.  «Denn 
die  Gesellschaft  ist,  als  solche  betrachtet,  eine  Gesammtheit  der 
Menschen  ohne  Rücksicht  au  f  Regeln  und  Normen,  die  jedoch 
durch  einen  social-psychischen  Prozess  zu  einer  Einheit  verbun- 
den  sind.x»  Das  ist  die  Gesellschaft  als  Kollektiveinheit. 

Auf  diesen  BegrifT  der  Kollektiveinheit  versucht  nun  derVer- 
fasser mit  Erfolg  die  Kategorien  des  Raumes,  der  Zeit  und  der 
Zahl  anzuwenden,  tmd  zeigt  wie  nur  die  beiden  ersten,  nicht 
die  letztere,  anwendbar  seien  eben  wegen  jener  socialpsychischen 
Wechselwirkung  der  Individuen  in  der  Gesellschaft.  Dieser  so- 
cial psychische  Pj'ozess  der  Wechs^wirkung,  das  Leben  der  Ge- 
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sellschaft,  wird  nun  in  den  nachsten  Kapitein  (Gap.  V.  aKollektiv- 
begriffu.  Kollektivwesen:»;Cap.VI.  «Der  allgemeine  und  individuelle 
Geist.}))  cingehend  untersucht.  Die  Gesellschafl  ist  ein  KoUekliv- 
wesen  und  daher  etwas  anderes  als  ein  statistischer  Koliek tivbegriffy 
der  eine  Summe  von  Individuen  nach  bestimmten  Merk  malen  her- 
aushebt.  Dieser  KollektivbegrifT  ist  eine  künstliche  Einheit,  die 
Gesellschaft  eine  natürliche.  Die  Statistiker  sind  auf  dem  Irr- 
wege ,  mit  dem  künstlichen  Kollekiivbegrifife  das  reale  Leben  der 
Gesellschafl  erfassen  zu  wollen,  denn  diese  istmehr  als  einKollecliv- 
begrilT,  sie  ist  ein  Kollektivwesen,  mit  einem  eigenen  Leben,  jener 
socialpsychischen  Wechselwirkung  der  Individuen  untereinander. 
Was  für  eine  Verbindung  besteht  aber  zwischen  den  mannlichen 
Verbrechern,  den  unehelichen  Müttern  im  Staate? —  Blos  diejenige 
die  der  Statistiker  durch  die  Tinte  und  das  Blatt  Papier  herstellt. 

Das  Leben  der  Gesellschafl,  das  der  Verfasser  als  «allgemeinen 
Geist»  derselben  'bezeichnet,  ist  ent  weder  Gesellschaftsgeiühl 
(«universeller»)  oder  normenbildender  Geist  («genereller  Geist»). 

Bleibt  der  Geist  der  Gesellschafl  im  Stadium  des  Gefuhls,  dann 
ist  das  Gesammtgefühl  der  Gesel Ischaflsgl ieder  verschieden  voui 
dem  Individualgefühl  und  bedeutet  letzterem  gegenübereineStei- 
gerung.  Man  denke  an  das  Begehren  einer  Volksinenge  nach  Ra- 
che  u.  s.  w.  Dieses  Gesammtgefühl  kann  aber  an  einem  Punkte 
seiner  genelischen  Entwicklung  in  ein  Gebot  u.a.  z.b. ,  dass  die 
Blutrache  gerecht  sei,  umschlagen.  Dann  verhalt  sich  das  Ge- 
samnitbewustsein  der  Gesellschaft  zum  Individualbewusslsein  nicht 
mehr  wie  das  Ganze  zum  Teile.  Zwischen  beiden  gibt  es  keine 
Verschieden  heit  mehr,  sondern  sie  werden  wieder  identisch.  Das 
isteben  das  Gharacteristische  des  normenbildenden  («generellen») 
Geists  der  Gesellschafl. 

Die  Frage  nach  den  Geselzen  der  Gesellschafl  beantworlel  der 
Verfasser  positiv  und  entscheidet  sich  im  Gegensatze  zu  seinem 
Lehrer  Si  mm  el  für  die  Möglichkeit  derselben.  Diese steht  und 
fallt  aber  —  wie  der  Verfasser  selbst  zugibt  (S.  46)  — '  mit  der 
Möglichkeit  sociale  und  historische  Erscheinung  von  einander  zu 
trennen.  Der  Verfasser  vermeint  dies  durchführen  zu  können. 
Wir  können  jedoch  dies  ihm  nicht  glauben.  Lost  man  von  der 
socialen  Erscheinung  das  historische  Material  ab,  was  bleibt  dann 
noch  übrig'?  Wir  vermeinen,  trotzdem  der  Verfasser  es  besl rei- 
let,  dass  zwar  nicht  die  socialen  Prozesse,  wohl  aber  die  in  ihnen 
wirkenden  hislorischen  Ursachen  so  complicirt  sind,  dass  wir  nie 
die  regel massige  Wiederkehr  in  den  socialen  Erscheinungen  in 
Form  eines  synthelischen  Satzes  zu  erharten  vermogen. 
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Wenn  wir  nun  nach  der  BedeutuQg  dieser  methodischen  Er- 
gebnisse  für  die  Jurisprudenz  fragen,  so  mussen  wir  3  Punkte 
als  besonders  bemerkenswert  hervorheben.  Vor  allem  ist  es  — 
wie  ich  glaube  —  dem  Verfasser  wirklich  gelungen,  die  organische 
Staatslehre  zu  wiederlegen  und  zu  zeigen,  dass  sie  methodisch 
falsch  ist.  Entweder  wir  Ireiben  Jurisprudenz  oder  wir  treiben 
Gesellscbaftswissenschaft,  aber  wir  können  nicht  beides  in  einem 
Athem  thun. 

Sodann  gewahrt  uns  der  Verfasser  namenllich  durch  dieCon- 
trastierung  des  «universelleni^  und  «generellen»  Geists  der  Gesell- 
schafl (besser  Gesel Ischaflsgefühls  und  normenbildenden  Geists  der 
Gesellschaft)  einen  wirksamen  Einblick  in  die  Werkstatte  des 
Rechts.  Bisher  wusste  man  mil  dem  rechterzeugenden  «Volks- 
geiste»  der  historischen  Schule  wenig  anzufangen,  und  zwar 
deshalb,  wei!  —  wie  der  Verfasser  richtig  bemerkt  —  unter  diesem 
Volksgeiste  ein  ganzes  Sttick  Gultur  gemeint  war,  das  man  zuerst 
mehr  oder  minder  sorgfaltig  aus  den  Tatsachen  abstrahierle,  um 
es  in  die  zu  beweisenden  Tatsachen  wieder  hineinzutragen.  Um 
dem  zu  enigehen,  sah  man  sich  dann  in  der  allgemeinen  Staats- 
lehre mitunter  genötigt  als  Recht  alles  das  zu*  erklaren  und  nur 
das  zu  erklaren,  <£was  der  Slaat  will».  Die  Vertreter  dieser  An- 
sicht werden  sich  nun  mit  Kistiakowski's  Erklarung,  wie 
Recht  entstehe,  abfinden  mussen,  um  bei  ihrer  These  vom  social- 
philosophischen  Standpunkte  verbleiben  zu  dürfen.  Sie  werden 
gegen  Kistiakowski  den  Gegenbeweis  antreten  mussen ,  dass 
dieseSteigerung  desGesellschaftsgefuhIs  (des  «uni  versellen»  Geists) 
zum  normenbildenden  («generellen»)  Geisle  der  Gesellschaft  so- 
cialwissenschaftlich  genommen  unrichtig  sei.  Der  Staat  hateben 
kein  Monopol  der  Rechtsbildung.  Es  gibt  trotz  allem  Disputieren 
ein  Naturrecht,  das  jener  normenbildende,  allgemeine  Geistder 
Gesellschaft  erzeugt. 

Den  meisten  Nutzen  können  wir  jedoch  ausKistiakowski's 
methodologischem  Versuche  für  die  Geschichte  der  Staatslehre 
ziehen.  Wir  mogen  nunmehr  bei  Beurteilungvergangener  Denker 
vorsichtiger  zu  Werke  gehen  und  nicht,  weil  u>ir  eben  juristisch 
geschult  sind,  schon  gleich  hinter  jedem  juristisch  klihgenden  Aus- 
drucke  eines  altern  Staatsphilosophen  einen  Rechtsbegriff  oder 
gar  einen  Rechtssatz  vermuten.  «Was  den  Denkern  der  frühern 
Epoche  meistenteils  fehlte»  —  sagt  der  Verfasser  —  «ist  die  DifFe- 
renzierung  zwischen  den  Begriffen.»  Mit  vielGlück  und  Verstandnis 
wendet  nun  Kistiakowski  diesen  Grundsatz  bei  Beurteilung 
von   Plato,  Montesquieu  und  Rousseau  an  vielen  Stellen 
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an.  Bei  Hobhes  ^eht  er  fehl.  Er  $rlaubt  namlich  dass  Hobhes 
wirklich,  wenn  er  vom  Slaate  als  persona  civitatis  spricht,  die 
jurislische  Persönlichkeit  des  Staats  zum  Ausdruck  bringen  will. 
Dies  ist  aber,  wie  gleicb  erwiesen  werden  soll,  eine  unricblige 
Ansicht  des  Verfassers.  Wir  pehen  von  jener  rich tijden  Voraus- 
setzung  des  Verfassers  aus,  dass  man  die  mangelnde  Differen- 
zierung  der  Begriffe  bei  Beurteilung  alterer  Staatsphilosophen 
in  Becbnung  ziehen  müsse,  und  finden  dass  dieserSatzin  seiner 
Bedeulung  auf  die  englischen  Staatsphilosophen  von  Hobhes  bis 
in's  1 8.  Jahrhundert  angewendet,  das  Besultat  ergibt, dass  H  o  b b e  s 
und  die  ihm  folgen  (S  p  in  o  za  mit  eingeschlossen)  Sociologie,  nicht 
Natun^echi  inn  Sinne  der  spatern  deutschen  Naturrechtsschule 
und  Bousseau's,  treiben.  Bei  Ho b bes  ist  das  Naturrecht  ein 
Conriplex  social-elhischer  *)  und  social-psychologischer  S^tze,  der 
nur  vom  Natnrrechte  das  Gewand,  ich  meine  die  Terminologie 
leiht,  weil  dieses  Naturrecht  damals  schon  eine  ausgebild  et  e  Termi- 
nologie batte.  Der  o^Naturzustand»  bei  Hobbes  ist  nur  der  erste 
gründliche  Versuch  den  Begriff  der  Gesellschafi  vom  Begriffder 
st.'iatlichen  Gesellschaft  loszulösen,  ganz  so  wie  K  istiakowsk  i 
uns  die  beiden  Seiten  der  realen  Gesellschaft ^SïAöii  und  Gesellschaft 
in  engerm  Sinne,  vorführl.  Der  cNaturzustand»  bei  Hobbes  hat 
keine  juristische  Bedeutung;  er  ist  das  Denkmittel  der  Isolierung 
angewendet  auf  die  staatliche  Gesellschaft,  urn  den  Gesell.«chafls- 
begrilT  im  engern  Sinne  zu  dernonstrieren.  Ebenso  ist  der  Staats - 
gründungsvertrag  (cort»/?an^ -),  bei  Flobbes  nur  dasjenige,  was 
Kistiakowski  den  «allgemeinen  Geist»  oder  das  Leben  der 
Gesellschaft  ncnnt.  H  o  bbes  konnte  diese  social-psychische  Wech- 


*)  S.  Leviathan  c.  XV,  p.  120  ed.  Molesworth:  „Atqnae  hae  na- 
turae  legea  sint  quae  conducunt  ad  muUitudinem  hominnm  in  pace 
conservandam.  Aliae  aut/crn  sunt  res,  quae  ad  singulorum  destnictio- 
nem  iendunt,  ui  omne  genus  inieraperantiae.  Sed  quia  naturam  in- 
dividuam  speciant,  nee  ad  institutam  doclrinain  pertinent,  omt/iawfur". 
Diese  leges  nalurae  gelten  nach  Hobbes  aucb  im  Staate;  sie  laufen 
neben  dera  positiven  Hechte  her,  sind  aber  mchi  üherstaatliches  Recht 
wie  das  spatere  deuische  Naturrecht,  sondern  sociale  Gesetze. 

")  Insbes.  geht  aus  folgender  Stelle  in  Leviathan  (e.  1,  p.  3ied.  Mo- 
Ie  s  w  o  r  t  h)  hervor,  wie  wenig  Hobbes  den  covenant  juristisch  gefasst 
wissen  wollle:  Er  vergleicht  an  dieser  Stelle  Mathematik  und  die  Politik, 
die  Malheinatiker  mit  den  Politikern  und  sagt:  ,Etiam  scr'iplores  politici 
addunt  simul  plura  ;oar7«  ad  inveniendum  hominis  officium  ;  eijuriscon- 
Rulti  addunt  simul  leges  et  facta  ad  inveniendum,  quid  sit  in  actio- 
nlbus  hominum  privatorum  jus  et  injuria". 


Digitized  by  VjOOQIC 


599 

selwirkunj^  der  Indiviriiien  in  der  Gesellschaft  eben  nur  mit  der 
Terminologie  des  Naturrechts  zum  Ausdrucke  brinken.  Das  isl  die 
schöpferische  Tat  des  Hobbes,  wahrend  Altbusius  den  Ge- 
sellschaftsvertrag  {contractus  socialis)  weidlich  für  juristische 
Zwecke  ausnutzl  und  nacb  den  Regeln  des  Civilrechts  construiert. 
Bei  Hobbes  und  Altbusius  ist  der  Gesellscbaftsvertrag ratio- 
nalistisch und  nicht  historisch  zu  fassen.  Aber  bei  Altbusius 
ist  er  eben  rationalistisch,  weil  er  juristisch  constructiv  gedacht 
ist,  wahrend  er  bei  Hobbes  jene  sociologische  Bedeutung  bat. 

Schliesslich  will  Hobbes  mit  dem  Ausdruck  persona  civitatis 
(body  }wlitic)  durchaus  nur  den  Begriffdersocial-politischen  Ein- 
heit  des  Stfiats,  nicht  aber  den  Staat  als  juristische  Persönlichkeit 
fassen  i).  Denn  so  fassen  nicht  einmal  die  Englander  derGegen- 
wart  den  Staat  auf.  Dies  hiesse  Hobbes  eine  unenglische  Auf- 
fassung  imputieren;  und  warum  batte  hier  Hobbes  juristisch 
construieren  sollen,  wahrend  er  es  doch  bei  allen  anderen  Begriffen 
wie  wir  eben  horten,  nicht  tat*?  ^odt/ poWHc  ist  hier  bei  Hobbes 
die  politisch-sociale  Einheit,  Kistiakowski's  Collectiveinheit 
und  Gollectivwesen.  Und  wie  hier  bei  Hobbes  so  mussen  wir 
überall ,  vorsichtiger  als  bisber,  die  juristische  Ausdruckweise  der 
alten  Staatsphilosophen  beurteilen  und  den  Gedanken  endlich  auf- 
geben,  als  ob  es  diesen  Denkern  darumzutun  war,  Rechtsdog- 
nnatik  für  ihre  Epigonen  zu  treiben. 

Das  sind  die  Nulzan wendungen  aus  K  i s  t  i  a  k  o  w  k  i*s  Buch,  einer 

Arbeit,  die  zwar  das  gewöhnliche  Schicksal  methodologischer  Arbei- 

ten  teilt,  nicht  originell  zu  sein,  trotzdem  aber  von  ungewöhnlicher 

Bedeutung  ist. 

r     j        •      /^  .  u      <«/A/x  Prlvatdocent  Dr.  Jüliüs  Hatschek. 

JLondon,  im  Oclober  1900.  (Heidelberg.) 

*)  Ich  vervveise  nur  auf  die  ausfütirliche,  bisher  nicht  beachtete 
Stelle  The  Eltments  of  Law  natural  and  politic,  ed.  v.  Toen  nies, 
1889  (8  u.  9):  ^This  union  so  made  is  that  which  men  call  now-a- 
days  a  body  politic  or  civil  society;  and  the  Greeks  call  it  ttóA*?,  that 
is  to  say,  a  city.  .  .  .  And  as  this  union  into  a  city  or  body  politic 
is  in?tituted  with  common  power  over  all  the  particular  persons,  or 
members  thereof.  .  .  so  also  may  there  beamongsta  multitudeof  those 
members  inslituted  a  subordinate  union  of  certain  men,  for  certain 
common  actions  ...  as  for  subordinate  government,  for  counsel,  for 
trade ,  and  the  like.  And  these  subordinate  bodies  politic  are  usually 
called  cofporations'\  Man  entnimmt  aus  dieser  Stelle,  dass  body  politic 
und  Corporation  bei  H  o  b  b  e  s  in  bewusst  verschiedener  Weise  vervvendet 
werden ,  also  nicht  promiscue  gebraucht  werden ,  und  sodann,  dass  nur 
die  untergeordneten  vom  Staateeingeschlossenen  Verbande,  nicht  aber 
der  Staat  als  corporation  aufgefasst  wird  («uèually  called"')- 
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Dr.  W.  IMMËRWABR,  das  Recht  der  Handlnngsa^enten.  - 

Breslau,  M.  &  H.  Marcus,  1900.  —  208  bl. 

In  het  Duitsche  Haodelswetboek  van  1897  zijn  in  den  7^*" 
lifel  van  het  eerste  boek  bepalingen  opgenomen  over  «agenten» 
{Uandlungsagenien)  ^  §§  84—92.  —  Hel  Wetboek  verstaat  onder 
agenten  hen  die,  niet  behoorendc  tot  de  handeisbedienden  {Hand- 
lungsgehülfe),  door  een  koopman  zijn  aangesteld  om  zaken 
voor  hem  voor  te  bereiden  of  in  zijn  naam  af  te  sluiten.  De 
rechtsvragen,  waartoe  de  aanstelh* ng  en  de  werkzaamheid  van 
deze  tussch  en  personen  aanleiding  kunnen  geven,  worden  door 
Dr.  Immerwahr  met  groote  nauwkeurigheid  en  volledigheid 
behandeld  in  de  belangrijke  monografie,  waarvan  de  titel  hier- 
boven is  aangegeven.  Na  in  een  eerste  hoofdstuk  begrip  en  wezen 
van  de  betrekking  van  agent  {des  Agenturverirages)  ontvouwd 
te  hebben,  bespreekt  de  Schr.  in  het  tweede  hoofdstuk  de  plaats 
van  den  agent  in  het  handels-  en  in  het  bedrijfsrecht  (G^u^erfee- 
recht),  waarby  hij  onder  meer  het  onderscheid  uiteenzet  lus- 
schen  handelsbedienden  en  agenten  eenerzijds,  tusschen  dezen  en 
andere  zelfstandige  tussch  en  personen  als  makelaars  en  commis- 
sionnairs  anderzijds. 

Het  derde  hoofdstuk  handelt,  onder  den  titel  «de  rechtspositie 
van  den  agent  als  tusschen  persoon  tusschen  dengene  die  hem  he^ft 
aangestehl  en  de  derden  met  wie  hij  handelt»,  over  de  bevoegd- 
heid van  den  agent  tot  vertegenwoordiging  van  zijn  principaal, 
m.  a.  w.  over  den  omvang  van  zijne  volmacht,  welke  aan  een 
grondig  onderzoek  wordt  onderworpen.  De  plichten  en  rechten 
van  den  agent  tegenover  den  principaal  zgn  in  hoofdstuk  IV, 
zgne  verhouding  tot  de  met  hem  handelende  derden  is  in  hoofd- 
stuk V  aan  de  orde.  In  hoofdstuk  VI  wordt  onderzocht,  welken 
invloed  de  tusschenkomst  van  den  agent  heeft  op  de  rechtsver- 
houding van  den  principaal  tot  derden,  terwijl  ten  slotte  de  wijzen, 
waarop  de  betrekking  van  agent  eindigt,  het  onderwerp  van  het 
VH^®  hoofdstuk  uitmaken. 

Het  internationale  karakter  van  de  vertegenwoordiging  door 
agenten  verleent  aan  het  gewoonterecht  en  de  rechtspraak  ten 
aanzien  van  dit  onderwerp  eene  internationale  beteekenis,  waar- 
door een  werk  als  dat  van  Immerwahr  ook  voor  buiten  landsche 
lezers  van  groote  waarde  is.  Wel  zyn  in  de  eerste  plaats  de  be- 
palingen van  het  Duitsche  Handelswetboek  richtsnoer  voor  Schr  's 
be^^chouwingen ,  maar  dit  Wetboek  geeft  slechts  de  hoofdlijnen 
eener  regeling,   waarnaast  aan  het  gewoonterecht  en  de  recht- 
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spraak  nog  een  ruim  gebied  is  overgfelaten.  Bovendien  wordt  de 
Engelsch-Amerikaansche  en  de  Fransche  rechtspraak  door  den 
Schr.  doorloopend  ter  vergelijking  aangehaald.  Ook  door  onze 
rechtsgeleerden  zal  dus  Immerwahr's  degelijke  arbeid  met 
vrucTit  kunnen  worden  geraadpleegd.  j^ 


Verpliehte  openbaarmaking  van  Balans  en  Winst-  en  Verlies- 
rekening der  Naamlooze  Vennootschappen.  —  Acad.  Prfl. 
van  Mr  G.  van  Slooten.  —  den  Haag,  J.  Hoekstra 
en  Co.  1900.  —  312  bl.  en  X  bgl. 

Mr.  van  Slooten  behandelt  in  zijn  proefschrift  een  onderwerp 
tegelijk  van  juridieken  en  van  administratieven  aard  (het  woord 
administratief  hier  op  te  vatten  in  den  zin  van  commercieel - 
administratief),  dat  door  zgne  dubbele  strekking  stellig  niet 
gemakkelijk  te  bewerken  was.  Het  lijvige  boekdeel  (zonder  bij- 
lagen 312  bladzijden  druks)  getuigt  van  eene  zeer  ernstige  voor- 
bereiding, waarvan  ook  de  groote  hoeveelheid  aangehaalde  lite- 
ratuur, vooral  op  het  gebied  van  boekhouden  en  comptabiliteit, 
blijken  geeft. 

Ik  stel  mij  voor,  hier  het  werk  alleen  van  de  juridieke  zijde 
te  bezien,  daar  eene  bespreking  van  het  administratieve  gedeelte 
buiten  de  grenzen  van  dit  tijdschrift  valt. 

In  vier  hoofdstukken  behandelt  de Schryver  achtereenvolgens: 
Het  beginsel  der  openbaarheid;  Waarheid  van  balans  en  winst- 
en verliesrekening;  Duidelijkheid  van  l>alans  en  winst-  en  ver- 
liesrekening en  Openbaarheid  van  winst-  en  verliesrekening. 

In  het  eeisle  hoofdstuk  zet  de  Heer  v.  Slooten  uiteen,  welke 
categorieën  van  personen  belang  erbij  hebben  of  in  de  toekomst 
erbij  kunnen  hebben,  den  juisten  vermogenstoestand  der  Naam- 
looze Vennootschappen  te  kennen,  om  b\j  de  keuze  tusschen 
staatstoezicht  op  het  beheer  of  vrij  beheer  met  publiciteit,  als 
de  eenige  middelen  om  voldoende  waarborgen  voor  de  zooeven 
opgesomde  groepen  van  belanghebbenden  te  erlangen,  zich  te 
verklaren  vóór  vrij  beheer  met  publiciteit  van  balans  en  winst- 
en verliesrekening. 

Doch  wat  gepubliceerd  wordt  moet  in  de  eerste  plaats  ver- 
trouwbaar  zyn,  en  zoo  zet  de  Schryver  in  het  tweede  hoofdstuk 
van  zijn  v^erk  uiteen,  aan  welke  vereischten  de  heide  bronnen 
van  de  balans,  boekhouding  en  inventaris,  moeten  voldoen. 
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Opdat  de  boekhouding  betrouwbaar  zq,  wil  de  Scbr^' ver  naast 
de  commissarissen  den  accountant  als  administratief  expert  im- 
peratief met  het  onderzoek  der  boeken  zien  beiast. 

Ik  kan  mij  volkomen  vereenigen  met  de  zienswijze,  dat  de 
accountant  niet  de  commissarissen  moet  vervangen,  doch 'een 
specialen  werkkring  moet  hebben,  benoemd  en  ontslagen  behoort 
te  worden  door  de  Algemeene  Vergadering  van  aandeelhouders 
en  finantieel  verantwoordelijk  is  voor  verzuimen ,  bij  zijn  toezicht 
begaan.  Minder  gelukkig  geslaagd  acht  ik  dat  gedeelte  van  hef 
tweede  hoofdstuk,  waarin  de  Schrijver  den  inventaris  bespreekt 
en  zich  wellicht  door  z\jne  grondige  voorbereidende  studie  heeft 
laten  verleiden  tot  eene  al  te  uitvoerige  behaiideling  van  dit  on- 
derdeel der  balans,  welke  beier  op  hare  plaats  ware  in  een  leer- 
boek van  het  boekhouden  dan  in  dit  proefschrift. 

Tenzij  Mr.  van  Slooten  waardeering  van  den  inventaris  ook 
een  punt  van  onderzoek  van  den  accountant  wil  doen  uitmaken 
(en  dit  kan  ik  in  z\jn  proefschrift  niet  lezen)  ontsnapt  de  juist- 
heid van  de  waardeering  aan  alle  controle.  Dit  is  echter  een  van 
de  moeilijkste  punten  van  het  geheele  onderwerp,  want  terwijl 
de  accountants  ook  niet  voor  alle  waardeeringen  de  aansprake- 
lijkheid willen  en  kunnen  aanvaarden,  zal  de  onvastheid  van 
den  inventaris  het  geheele  instituut  der  openbaarheid  van  Ijalau- 
sen  tot  een  wassen  neus  verlagen. 

En  de  openhaai'heid  wordt  dit  te  eerder  in  het  systeem  van 
Mr.  van  Slooten,  die,  in  het  derde  hoofdstuk  de  duidel^kheid 
van  balans  en  winst- en  verliesrekening  besprekend ,  geene  detail- 
leering van  de  balans  noodig  acht,  doch  vermeent  dat  volstaan 
kan  worden  met  hel  volgen  van  een  uniform  formulier,  waai'van 
hij  de  inrichting  behandelt  en  aangeeft. 

Op  dit  punt  kan  ik  de  opvatting  van  den  Schrijver  geenszins 
deelen  en  wel  in  verband  met  mijne  zooeven  gemaakte  opmer- 
king omtrent  de  juistheid  van  de  waardeering  van  den  inventaris. 
Wat  blijft  er  van  het  nut  der  openbaarheid  over,  indien  de 
juistheid  der  waardeering  van  den  inventaris  niet  gewaarborgd 
wordt  en  wegens  gemis  aan  delailleering  alle  navraag  bij  zaak- 
kundigen  onmogelijk  wordt V 

De  Heer  v.  Slooten  voert  twee  argumenten  tegen  detaillee- 
ring in  de  balansen  aan.  Vooreerst  acht  hij  de  kans  groot,  dat 
door  detailleering  de  Naamlooze  Vennootschappen  benadeeld 
kunnen  worden. 

Ten  aanzien  van  de  winst-  en  verliesrekening  heeft  dit  argu- 
ment voor   m\j  ook  wel  eeiiige  waarde  en  ik  acht  van  dit  «tuk 
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delailleering  ook  niet  vereischl.  Doch  voor  de  balans  zinken  de 
nadeelen  van  de  delailleerin{?  bij^mij  in  het  niet  tegenover  de 
voordeelen ,  ja  ik  durf  zelfs  zoover  gaan,  dat  voor  mij  de  open- 
baarheid van  de  balans  alle  beteekenis  verliest ,  indien  z\j  slechts 
groepeerinj^en  van  cyfers  geeft.  Men  versta  mij  echter  wel,  dat 
ik  met  detailleering  weer  niet  zóóver  zou  willen  gaan,  dat  het 
noemen  der  namen  van  debiteuren  en  crediteuren  verplicht  zou 
moeten  zijn;  doch  wel  zou  ik  verlangen  de  vermelding  van  de 
effecten  als  bijlage  tot  de  effectenrekening,  der  huizen  met  hunne 
ligging  bij  de  rekening  «onroerende  jroederen». 

Als  tweede  argument  tegen  detiilleering  wordt  aangevoerd, 
dat  de  duidelijkheid  er  door  geschaad  zou  worden;  indien  men 
toelichtende  staten  als  bijlagen  van  de  balans  geeft  en  bijzon- 
derheden niet  in  de  balans  zelve  opneemt,  is  het  doel  volledig 
bereikt  en  wordt  aan  het  muntslaan  uit  «halve  waarheden)»  de 
kop  ingedrukt. 

De  wijze  eindelijk,  waarop  de  Schrijver  de  openbaarmaking 
wenscht  te  doen  geschieden  en  te  handhaven,  wordt  kort  en 
zakelyk  uiteengezet  in  het  vierde  en  laatste  hoofdstuk. 

Ook  al  kan  ik  mij  niet  in  alle  deelen  vereenigen  met  de  be- 
schouwingen en  conclusiên  van  den  Schrgver,  zyn  werk  is  in 
elk  geval  zeer  belangryk,  en  het  getuigt  vooral  van  eene  zich 
in  den  laatsten  tijd  meer  en  meer  openbarende  en  niet  weinig 
toe  te  juichen  richting  bij  de  studie  in  de  rechtswetenschap,  om 
ook  van  het  boekhouden  en  de  comptabiliteit ,  zij  't  ook  niet  zoo 
grondige  studie  als  Mr.  van  Slooten,  dan  toch  eenige  studie 
te  maken. 

Laat  mij  ten  slotte  wenschen,  dat  de  Schryver  de  door  hem 
zoo  uitnemend  uiteengezette  denkbeelden  verwezenlijkt  mag  zien, 
dit  in  strijd  met  zijne  —  helaas  door  het  langzame  tempo  onzer 
wetgeving  maar  al  te  gemotiveerde  —  verwachtingen. 

Amsterdam,  September  1900.  E.  J.  Korthals  Altes. 


H.  A.  VAN  KARNEBËEK,  De  «Costa-Riea-Paeket^'-Arbitra^e. 

Acad    Proefschr.  —  Utrecht,  1900. 

De  heer  van  Karnebeek  zou  in  de  keuze  der  Costa-Rica- 
Packet-zaak,  als  onderwerp  van  zijne  dissertatie,  gelukkig  zijn 
geweest,  indien  hij  vóór  drie,  vier  jaren  den  meestergraad  had 
kunnen  veroveren;  immers  vóórdat  de  Russische  scheidsrechter 
zijne  beslissing  had  kenbaar  gemaakt,  was  deze  zaak  eene  niet 
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onaardige  volkenrechtelijke  quaesiie,  de  behandeling  overwaard, 
vooral  voor  iemand  die  «par  droit  de  conquête»  of  -par  droit 
de  naissance]»  toegang  schijnt  te  hebben  tot  de  archieven  van 
ons  Departement  van  Buitenlandsche  Zaken.  Maar  nu  de  beslis- 
sing reeds  zoo  lang  geleden  gevallen,  en  tegengevallen,  is,  heeft 
alles  wat  naar  Gosta-Rica-Packet  zweemt,  een  onaangenamen 
smaak  in  den  mond  van  hen  die,  geheel  afgescheiden  nog  van  de 
materieele  zijde  der  zaak,  zoo  gaarne  hadden  gezien  dal  een  juist 
gemotiveerd,  logisch  vonnis  had  bijgedragen  tot  de  ontwikkeling 
van  het  op  dit  punt  nog  niet  zeer  stellige  volkenrecht. 

Ook  waren  er  na  de  zeer  uitgebreide  literatuur,  welke  in  ons 
land  over  de  zaak  was  ontstaan,  weinig  nieuwe  gezichtspunten, 
waarop  de  aandacht  kon  worden  gevestigd ,  zoodat  de  Schr.  wijs 
heeft  gehandeld  door  aan  de  eigenlijke  behandeling  der  quaestie 
een  tweetal  hoofdstukken  toe  te  voegen  omtrent  hetgeen  de 
Vredesconferentie  ons  heeft  gebracht  aangaande  het  motiveeren 
van  arbitrale  vonnissen  en  de  revisie  dezer  uitspraken. 

Wat  dit  boek  veel  waarde  geeft,  is  de  bespreking  der  memo- 
ries, van  Nederlandsche  en  Britsche  zijde  den  scheidsrechter 
voorgelegd,  en  de  critiek,  waaraan  de  geachte  Schr.  de  Engel- 
sche  sustenu*s  onderwerpt.  Aan  de  hand  van  het  officieele  Neder- 
landsche verweerschrift  wordl  de  onhoudbaarheid,  het  on  logische 
der  Britsche  stelling  aangetoond. 

Waar  de  Britsche  argumentatie  reeds  zóó  uitstekend  ontze- 
nuwd was,  moet  de  uitspraak  van  den  Heer  de  Martens  dubbel 
verwondering  wekken.  Het  klinkt  zoo  eenvoudig:  de  rechter 
heeft  zelf  geconstateerd,  dat  hij  niet  competent  was;  was  zyn 
optreden  tegen  den  vreemdeling  dan  niet  een  onrechtmatige 
daad,  voor  welke  schadevergoeding  verschuldigd  is 7  Maar  van 
een  erkende  sommiteit  in  het  volkenrecht  als  de  heer  de  Mar- 
tens had  men  mogen  verwachten,  dat  hij  dieper  zou  z\jn door- 
gedrongen in  het  wezen  der  zaak,  dat  hij  zou  hebben  aangeno- 
men dat  het  hier  niet  gold  de  vraag,  wat  feitelijk  was,  maar  wat 
de  rechter  te  goeder  trouw  meende.  W^aut  als  dit  niet  gold,  wat 
zou  dan  de  positie  zijn  van  den  Staat,  wiens  rechter  een  vreem- 
deling na  eenige  preventieve  hechtenis  vrijspreekt?  In  zaken 
asch  gehuld  zou  hij  «peccavi,  peccavi»  moeten  roepen,  en 
boete  doen. 

Hier  gold  het  eene  quaestie  van  territoriale  competentie,  maar 
de  Staat,  die  den  vreemdeling,  wien  hij  bescherming  schuldig 
is,  in  hechtenis  neemt  en  later,  zooals  zijn  orgaan,  de  rechter, 
zelf  getuigt ,  bij  gebrek  aan  bewijs  vrijspreekt ,  is  dan  toch  niet 
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minder  schuldig  aan  volkenrechtsschennis.  Neen ,  alleen  de  sub*- 
jectieve  leer  leidt  tot  een  logisch  resultaat.  «Unless  it  can 
be  shown  that  a  state  is  not  reasonably  well  ordered,  it  is 
not  bound  to  do  more  for  foreigners  than  for  its  own  sub- 
jects»  (Hall,  International  Lato,  §  t)5) ,  is  het  alpha  en  omega 
van  het  volkenrecht  op  dit  punt,  en  waar  Engeland  even- 
min als  Nederland  schadevergoeding  toekent  voer  ongegrond 
gebleken  voorloopige  hechtenis,  daar  bestond  geen  grond,  aan 
het  volkenrecht  ontleend,  om  op  Ëngeland's  eisch  in  te  gaan. 
Trouwens,  uit  hetgeen  de  Heer  van  Karnebeek  omtrent  de 
onderhandelingen  mededeelt,  zou  men  geneigd  z^n  te  denken, 
dat  de  vordering  tegen  Nederland  niet  met  zooveel  kracht  zou 
zijn  doorgezet,  indien  de  beleedigde  party  een  gewone  Engelsch- 
raan  en  niet  een  ingezetene  van  eene  der  geliefde  en  ietwat 
vertroetelde  Australische  koloniën  ware  geweest.  In  elk  geval 
staat  de  Costa-Rica-Packet-zaak  met  de  politiek  in  nauw  verband 
en  is  de  kennis  van  de  verhouding  tusschen  Engeland  en  zijne 
koloniën  voor  hel  juist  begrip  van  de  Britsche  houding  in  deze 
onmisbaar.  Het  mag  daarom  bevreemding  wekken,  dat  de  Schr., 
na  in  zeven  hoofdstukken  het  geheele  onderwerp  ongeveer  te 
hebben  afgehandeld ,  vanaf  €De  feiten  en  de  diplomatieke  corres- 
pondentie» (hoofdstuk  I)  tot  en  met  «De  arbitrale  sententie» 
(hoofdstuk  VII),  eerst  daarna  in  een  achtste  hoofdstuk:  «De 
agitatie  in  Australië  ten  behoeve  van  Garpenter  c.  s.»  bespreekt. 
M\j  dunkt,  al  het  wetenswaardige,  dat  hier  wordt  medegedeeld, 
had  om  verscheidene  redenen  een  betere  plaats  gevonden  in  het 
eerste  hoofdstuk. 

In  de  laatste  twee  hoofdstukken,  handelende  over  het  moti- 
veeren  van  arbitrale  uitspraken  en  de  revisie  daarvan,  wordt 
breedvoerig  medegedeeld,  wat  ter  gelegenheid  van  de  Vredes- 
conferentie  over  deze  onderwerpen  is  gesproken  en  gedaan. 

A.  E.  Bles. 


De  verzameling  van  «de  Nederlandsehe  Wetboeken  benevens  de 
Grondwet  en  eenige  andere  Wetten,  Besluiten  en  Reglementen, 
uitgegeven  onder  toezicht  van  Mr.  A.  Oud  e  man,  Vgfde  her- 
ziene en  vermeerderde  druk,  aangevuld,  voor  zoover  nog  toe- 
passelijk, met  de  inleidingen  vroeger  opgenomen  in  de  uitgave 
van  de  Wetboeken  van  Mr.  S.  P.  Lipman,  opnieuw  bewerkt 
door  Mr.  P.  Baud u in»,  is  onlangs  voltooid  door  de  verschoning 
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van  het  vijfde  deel,  hevMende  (uhet  Wetboek  van  Straf  vordering  y 
de  Wet  op  de  Rechterlijke  Organisatie,  benevens  de  wetten  op 
het  Notarisambt  en  het  Recht  van  Zegel,  zooals  die Ihans inge- 
volge de  verschillende  wijzigingswetten  luiden,  en  eenige andere 
daarmede  in  verband  staande  Wetten  en  Besluiten».  Bij  het 
Wetboek  van  Strafvordering  zijn  gevoegd  het  Tarief  van  gerechts- 
kosten in  strafzaken  met  het  daarbij  behoorende  K.  B.  van  18  Dec. 
1874  {Stbl.  n«.  212)  en  de  wet  van  15  April  1896  (Sthl  n\  70), 
houdende  regeling  betrekkelijk  de  gerechtskosten  in  strafzaken; 
bij  de  Wet  op  de  rechterlijke  organisatie  alle  daarmede  in  ver- 
band staande  Wetten  en  Besluiten,  waaronder  de  Reglementen 
n«"  I — IV;  bij  de  Wet  op  het  recht  van  zegel  onder  meer  de 
wetten  van  11  Juli  1882  {Stbl.  n'.  93)  tot  w\jziging  dier  wet  en 
van  24  Mei  1897  {StbL  n®.  155)  tot  nadere  regeling  van  het 
zegelrecht  van  effecten.  Bovendien  vinden  w\j  in  dit.  deeltje  de 
Wetten  en  Besluiten  betrekkelijk  de  invoering  der  wetgeving 
van  1838,  alsmede  de  wet  van  31  Dec.  1897  {Stbl  n».  275),  tot  goed- 
keuring van  het  Haagsche  verdrag  van  1896  over  sommige  on- 
derwerpen van  internationaal  privaatrecht,  op  de  burgerlyke 
rechtsvordering  betrekking  hebbende,  met  het  daarb\j  behoo- 
rende K.  B.  van  9  Mei  1899  {Stbl.  n«.  115). 

Evenals  bij  het  vorige  deeltje  wordt  van  de  inleidingen  van 
Lipman  alleen  de  vermelding  gevonden  op  het  titelblad,  terwijl 
de  literatuuropgaven  op  de  gewone  wyze  aan  het  hoofd  der  titels 
voorkomen  De  bewerker  had  ditmaal  te  doen  met  wetten  waar- 
van de  tekst  herhaaldelijk  gewqzigd  is ;  daarmede  is  met  de  ver- 
eischte  nauwkeurigheid  rekening  gehouden,  zoodat  de  afgedrukte 
tekst  alleszins  betrouwbaar  mag  heeteq. 

In  hun  nieuw  door  den  uitgever  keurig  verzorgd  gewaad  zul- 
len de  Nederlandsche  Wetboeken  van  Oudeman-Lipman 
ongetwijfeld  hun  weg  vinden;  aan  de  bewerking  is  een  moeite- 
volle  en  moeilijke  arbeid  besteed ,  dien  wij  geenszins  onderschatten, 
door  nogmaals  den  wensch  uit  te  spreken,  dat  de  heer  Baud  u in 
vóór  een  eventueelen  zesden  druk  de  literatuur-opgaven  nog  eens 
critisch  onder  handen  neme. 


De  uitgave  der  Nederlandsche  Staatswetten  van  wijlen  Mr.  J.  C. 
Meqer  is  blijkbaar  zeer  gezocht.  Verscheen  ouder  medewerking 
van  Dr.  H.  J.  Romeijn  in  Sept.  1897  de  achtste  druk,  thans 
(Sept.  1900)  ligt  reeds  de  9**®  vernieuwde  druk  voor  ons,  onder 
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den  titel  <KMe\jer,  Nederlandsche  Staatswetten^  eerste  bundel, 
met  verwijzing  naar  overeenkomstige  en  toepasselijke  bepalingen 
uitgegeven  onder  toezicht  van  Mr.  H.  J.  Bome\jn^.  De  inhoud 
is  niet  geheel  gelgk  aan  den  vroegeren  (eersten)  bundel.  Zjj  is 
verrijkt,  —  behalve  met  verschillende  sedert  den  vorigen  druk 
tot  stand  gekomen  wetten,  zooals  de  wetten  op  den  staat  van 
oorlog  en  den  staat  van  beleg ,  tot  opheffing  van  belemmeringen 
bij  de  uitvoering  van  werken  enz. ,  en  tot  regeling  van  den  leer- 
plicht, —  met  de  reglementen  van  orde  voor  den  Raad  der  Minis- 
ters, voor  de  Eerste  en  voor  de  Tweede  Kamer  der  Staten- 
Generaal  en  voor  de  Vereenigde  Vergadering  der  beide  Kamers, 
met  de  Instructie  voor  den  Commissaris  des  Konings  en  met  de 
wet  tot  verzekering  van  de  toepassing  van  bij  de  wet  bevolen  of 
toegelaten  vr^heidsbeneming. 

Uit  den  vervolgbundel  z\jn  overgenomen  de  besluiten  betref- 
fende het  Staatsblad,  de  Staats- Courant  en  de  afkondiging  van 
wetten  en  besluiten ,  benevens  de  wetten  houdende  algemeene 
bepalingen,  tot  regeling  der  afkondiging  van  algemeene  maat- 
regelen van  bestuur  en  regelende  de  benoembaarheid  van  vreem- 
delingen tot  landsbedieningen.  Daarentegen  zijn  de  wetten  tot 
regeling  der  voorwaarden  tot  verkrijging  der  bevoegdheid  van 
arts  enz.  en  tot  regeling  der  jacht  en  visscherij  weggelaten. 

Door  een  en  ander  is  een  beter  geheel  verkregen.  Verder  iets  te 
zeggen  tot  aanbeveling  van  dezen  bundel  ware  geheel  overbodig. 

In  aansluiting  aan  de  nieuwe  uitgave  van  den  eersten  bundel 
is  de  vervolgbundel,  nu  onder  den  titel  van  Tweeden  bundel, 
bijgewerkt  tot  1  October  1900,  zoodat  de  geheele  Verzameling 
weer  up  to  date  is  gebracht. 
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OPMERKINGEN^  EN  MEDEDEELINÖEN 


A.  Wetgeving. 

Frankrijk.  —  Eene  wet  van  7  April  1900  handelt  overletaiuc 
de  Vintérét  légal  de  Vargent. 

Het  eerste  artikel  bepaalt,  dat  de  wettelijke  rentevoet  in  bur- 
gerlijke zaken  zal  zyn  vier  ten  honderd,  in  handelszaken  vijf 
ten  honderd:  één  percent  minder  dan  de  tot  dusver  geldende 
wet  van  3  September  1807  voorschreef.  Over  de  wenschelijkheid 
van  deze  wijziging,  reeds  sedert  jaren  in  verscheidene  ontwerpen 
belichaamd ,  heerschte  in  de  wetgevende  vergaderingen  eenstem- 
migheid. Verschil  van  gevoelen  bleek  daarentegen  te  bestaan  ten 
aanzien  van  de  regeling  der  bij  overeenkomst  bedongen  interes- 
ten ,  zoodat  besloten  werd ,  deze  quaestie  voorloopig  ter  zqde  te 
laten.  Daaromtrent  bl^'ft  dus  de  bestaande  wetgeving  van  kracht: 
vrijheid  van  het  bedrag  der  interesten  in  handelszaken,  maxi- 
mum van  vijf  percent  in  burgerlijke  zaken  (wetten  van  3  Sept. 
1807  en  12  Jan.  1886,  zie  RechlsgeL  Mag,  1886,  bl.  406,  592). 

Art.  2  brengt  wijziging  in  de  artikelen  1153  en  1904  vanden 
Code  ei  vil.  Het  nieuwe  art.  1153  luidt  aldus: 

ccDans  les  obligations  qui  se  bornent  au  paiement  d'une  eer- 
taiue  somme,  les  dommages  et  interets  résultant  du  retard  dans 
Texécution  ne  consistent  jamais  que  dans  la  condamnation  aux 
interets  fixés  par  la  loi ,  sauf  les  régies  particuliéres  au  commerce 
et  au  cautionnement. 

aCes  dommages  et  interets  sont  dus  sans  que  Ie  créancier  soit 
tenu  de  justifier  d'aucune  perle. 

«lis  ne  sont  dus  que  du  jour  de  la  sommation  d  payer,  ex- 
cepté  dans  les  cas  oü  la  loi  les  fait  courir  de  plein  droit. 

(üLe  créancier  auquel  son  debiteur  en  retard  a  causé,  par  sa 
mauvaise  foi,  un  préjudice  indépendant  de  ce  retard,  peutobte- 
nir  des  dommages  et  interets  distincts  des  interets  moratoires  de 
la  créance.i> 

In  tweeërlei  opzicht  wijkt  het  af  van  het  oorspronkelijke  arti- 
kel. Vooreerst  treden  in  het  derde  lid  de  cursief  gedrukte  woorden 
in   de  plaats   van  de  vroegere  redactie:  «jour  de  la  demandei». 
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Eene  vordering  «in  regten»  is  dus  niet.  nieer  vereischt  om  den 
loop  (Ier  wettelijke  interesten  te  doen  aanvangen.  Verder  is  ge- 
heel nieuw  het  vierde  lid ;  deze  bepaling  sluit  zich  in  zoover  aan 
bij  de  rechtspraak ,  als  ook  deze  meermalen ,  naast  de  wettelijke 
interesten,  eene  som  wegens  «dommages-intérêtscompensatoires» 
toekende  (zie  o.  a.  arresten  van  het  Hof  van  Cassatie  van  29  Juni 
1896  en  3  Mei  1897,  bij  Dalloz,  Ree.  pér.  1897,  I,  bl.  123  en 
319).  Behoudens  deze  ééne  uitzondering  heeft  de  Fransche  wet- 
gever .vastgehouden  aan  de  bepaling,  in  het  eerste  lid  van  art. 
1153  C.  c.  neergelegd;  anders  o.  a.  §288  Duitpch  B.  W.:  «die 
Geltendmachung  eines  weiteren  Schadensist  nicht ausgeschlossenD. 

In  overeenstemming  hiermede  wordt  art.l904C.  c,  met  inlas- 
sching  der  cursief  gedrukte  woorden ,  aldus  gelezen : 

«Si  Temprunteur  ne  rend  pas  les  choses  prêtées  ou  leur  valeur 
au  terme  convenu,  il  en  doit  Tintérêt  du  jour  de  la  sommation 
OU  de  la  demande  en  justice.» 

Eene  wet  van  11  Mei  1900  strekt  tot  wijziging  van  art.  ()9 
(>ode  de  proc.  civ.  Zij  heeft  ten  doel,  vereenvoudiging  te  brengen 
in  de  beteekening  van  dagvaardingen  en  andere  stukken  aan 
personen,  in  de  Fransche  koloniën  woonachtig  In  plaats  van 
het  geldende  n^  9  treedt  daartoe  de  volgende  tekst: 

,9^  Ceux  qui  habitenl  Ie  territoire  francais,  hors  de  TEurope 
et  de  TAlgérie,  et  ceux  qui  sent  établis  dans  les  pays  places  sous 
Ie  proteclorat  de  la  France,  aatres  que  la  Tunisie,  au  parquet 
du  procureur  de  la  République  prés  Ie  tribunal  oü  la  demande 
est  portee,  lequel  visera  Toriginal  et  enverra  direclement la copie 
au  chef  du  service  judiciaire  dans  la  colonie  ou  Ie  pays  de  proteclorat ; 

„10°.  Ceux  qui  habitent  a  Télranger,  au  même  parquet  qui, 
dans  les  mêmes  conditions,  enverra  la  copie  au  ministre  des  af- 
faires élrangères  ou  k  toute  autre  autorité  déterminée  par  les 
conventions  diploroatiques/* 

Eene  wet  van  17  Mei  1900,  complétant  les  disposilions  de  la 
loi  du  8  juin  1893  relatives  d  certains  actes  de  Vétai  civil  et 
au  testaments  faits  aux  armées^  beoogt  eenige  leemten  te  doen 
verdwijnen,  welke  de  ervaring  in  de  wet  van  8  Juni  1893  (Rechfsgel, 
Mag,  1894,  bl.  133)  heeft  aangetoond.  De  artikelen  981  en  982 
C.  c.  worden  door  nieuwe  bepalingen  vervangen,  artt.  93,  353 
en  354  met  nieuwe  alinea's  aangevuld. 

Een  decreet  van  17  September  1900 ,  gecontrasigneerd  door  den 
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Minister  van  Handel,  Nijverheid  enz.  Mille  rand,  strekt  tot 
création  et  organisation  des  Conseils  du  travail,  instellingen 
overeenkomende  met  de  Belgische  Conseils  de  Vindustrie  et  du 
travailj  en  met  onze  Kamers  van  Arbeid. 

Bij  Ministerieel  Besluit  zullen  Arbeidsraden  worden  opgericht 
in  iedere  industrieele  streek,  waar  de  behoefte  daaraan  is  gebleken. 
De  Raad  is  gesplitst  in  afdeelingen  voor  de  verschillende  vakken 
of  groepen  van  vakken.  Elke  afdeeling  bestaat  uit  6  tot  12  leden, 
voor  de  eene  helft  werkgevers,  voor  de  wederhelft  arbeiders  of 
beambten.  Vrouwen  zijn  verkiesbaar.  Zoowel  bij  de  werkgevers 
als  bij  de  arbeiders  geschiedt  de  keuze  niet  door  de  individueele 
personen,  maar  door  de  wettig  samengestelde  vakvereenigingen 
{syndicats  professionnels) ,  mits  deze ,  wat  het  aantal  leden  betreft, 
aan  zekere  lichte  eischen  voldoen;  de  vereenigingen  brengen 
door  een  gemachtigde  hunne  stem  uit.  Voorts  nemen  ook  afge- 
vaardigden der  Ck)nseil8  de  prud' hommes  zitting  in  de^  afdeelin- 
gen van  den  Raad,  volgens  regels,  in  het  besluit  van  oprichting 
te  stellen.  De  afdeelingen  vergaderen  ten  minste  eens  per  kwar- 
taal, de  geheele  Raad  ten  jninste  eens  per  jaar. 

De  taak  der  Arbeidsraden  wordt  in  art  2  aldus  omschreven: 

1°.  op  verzoek  van  de  belanghebbenden  of  van  de  Regeering 
advies  uit  te  brengen  over  alle  vragen,  den  arbeid  rakende; 

2».  mede  te  werken  tot  deonderzoekingen,door  den  Oppersten 
Raad  van  Arbeid  verlangd  en  door  den  Minister  van  Handelen 
Nijverheid  bevolen; 

3".  voor  de  in  den  Raad  vertegenwoordigde  bedrijven  als  norm 
geldende  bepalingen  vast  te  stellen  omtrent  loon  en  arbeidsduur, 
zooveel  mogelijk  na  overeenstemming  te  hebben  tot  stand  gebracht 
tusschen  de  werkgevers-  en  de  arbeid ersvereenigingen; 

4**.  middelen  te  beramen  ten  einde  werkloosheid  te  keeren  en 
deze  aan  de  overheid  aan  te  wijzen; 

5<>.  aan  het  bevoegd  gezag  voorstellen  te  doen  over  de  verdee- 
ling en  het  gebruik  der  subsidiên,  aan  instellingen  van  patroons 
en  werklieden  toegestaan; 

6^  jaarlijks  aan  den  Minister  verslag  uit  te  brengen  omtrent 
de  uitvoering  der  wetten  en  verordeningen  op  den  arbeid  en 
omtrent  wenschelijke  verbeteringen. 

België.  —  De  wet  van  4  April  1900  strekt  tot  wjjziging  der  Jacht- 
wet  van  28  Februari  1882.  Het  nieuwe  art  66is  verklaart,  dat 
het  everzwijn  als  «béte  fauve»  wordt  beschouwd;  de  gebruikers 
van    den   grond   en   hunne  gemachtigden  alsmede  de  beêedigde 
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jachtopzichters  mogen  het  te  allen  tijde  verdelgen  met  vuurwa- 
penen ,  zelfs  zonder  voorzien  te  zijn  van  een  verlof  tot  het  dragen 
van  jachtgeweer.  De  nieuwe  artikelen  7,  Ibis  en  7<er,  welke  het 
vroegere  art.  7  vervangen ,  hebben  ten  doel ,  den  landbouw  krach- 
tiger te  beschermen  tegen  de  schade,  door  wilde  konijnen  aan- 
gericht, eene  bescherming,  die,  althans  voor  sommige  streken 
des  lands,  dringend  noodzakelijk  werd  geacht. 

De  wet  van  4  Mei  1900  beoogt  la  répression  des  fraudes  com- 
mises  au  moyen  de  la  margarine,  Zg  treedt  in  de  plaats  van 
het  Koninklijk  Besluit  van  11  Maart  1895,  op  grond  der  wet 
van  4  Aug.  1890  op  de  vervalsching  van  levensmiddelen  (^Rechts- 
gel.  Mag,  1891,  bl.  306)  uitgevaardigd.  De  bepalingen,  die  de 
wet  bevat  ter  voorkoming  van  bedrog  in  den  boterhandel,  zqn 
in  verscheidene  opzichten  strenger  dan  die  van  onze  jongste  Boter- 
wet  (wet  van  9  Juli  1900,  StbL  n".  112).  Zoo  zijn  verboden  «les 
mélanges  de  margarine  et  de  beurre  faits  en  vue  du  commerce» 
(art.  3).  Zoo  moet  de  margarine  worden  vermengd  met  <tdes 
substances  de  ^nature  a  faciliter  sa  distinction  du  beurre ,  tout  en 
étant  inoffensives  et  incapables  d'altérer  ses  caractères  organo- 
leptiquesD  (art.  4).  Zoo  is  het,  volgens  art.  6,  verboden  «de 
vendre  ou  d'exposer  en  vente  de  la  margarine  et  du  beurre 
dans  Ie  méme  local  (magasin,  boutique,  échoppe),  ou  dans  des 
locaux  cómmuniquantentre  eux  autrement que  paria  voiepublique». 

Internationale  wetgeving.  — Tusschen  Frankrijk  en  België  is  op  8 
Juli  1899  eene  overeenkomst  gesloten  sur  la  compétence  judi- 
daire,  sur  V autorité  et  Vexècution  des  décisions  judiciaireSydes 
sentences  arbitrales  et  des  actcs  authentiqv^s.  Bij  de  wet  van 
8  Juli  1900  is  in  Frankrgk  dit  tractaat  goedgekeurd.  Overeen- 
komsten, waarbij'  buitenlandsche  vonnissen  in  Frankrijk  uitvoer- 
baar worden  verklaard,  gelden  sedert  jaren  met  Italië,  Baden  en 
Zwitserland  alsmede  ten  aanzien  van  Elzas- Lotharingen.  De  wen- 
schelijkheid ,  ook  met  België  een  dergelijk  verdrag  aan  te  gaan, 
werd  reeds  lang  gevoeld  wegens  de  veelvuldige  betrekkingen, 
die  tusschen  beide  landen  bestaan  :  in  België  zijn  vele  Franschen, 
in  Frankrijk  zyn  nog  meer  Belgen  gevestigd.  De  nauwe  verwant- 
schap tusschen  de  beide  wetgevingen  en  de  gelijkheid  van  taal 
moesten  het  gemakkelijk  maken,  tot  overeenstemming  te  komen. 
De  Fransche  Regeering  nam  het  initiatief  en  vond  bij  de  Bel- 
gische een  gunstig  onthaal.  Het  bleek  al  spoedig ,  dat  tot  behoor- 
Igke  regeling  van  de  wederzgdsche  uitvoerbaarheid  der  vonnissen 
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bepalingen  omtrent  de  rechterlijke  bevoegdheid  onmisbaar  waren. 
Zoo  kwam  eene  tweeledige  overeenkomst  tot  stand ,  handelende 
l'^.  de  la  compétence,  en  2°.  de  V autorité  et  de  Vexècution  des 
d/dsions  judiciaires  etc. 

De  tekst  van  het  tractaat  is  met  de  Memorie  van  Toelichting, 
gesteld  door  Prof.  L.  Renault,  een  der  Fransche  gedelegeerden, 
opgenomen  bq  Dalloz,  Ree.  pér,  1900,  IV  bl.  50  vlg. 


B.  DiVERSA. 

In  den  jaargang  1894  van  het  Bechtsgeleerd  Magazijn,  bl.  608  vlg., 
gaven  wq  een  overzicht  van  de  handelingen  van  de  Tweede 
internationale  conferentie  voor  het  internationaal 
privaatrecht,  in  1894  in  den  Haag  gehouden,  en  deelden  wij 
het  Slotprotocol  dier  conferentie  mede.  Van  de  verschillende 
voorstellen,  in  dit  protocol  vervat,  leidde  dat  betrefFende de  bur- 
gerlijke rechtsvordering  tot  het  internationale  verdrag  van  den 
Haag  van  den  14^en  November  1896,  tusschen  alle  ter  tweede 
conferentie  vertegenwoordigde  staten,  aangevuld  door  een  addi- 
tioneel protocol  dd.  22  Mei  1897.  Dit  verdrag,  ten  onzent  goed- 
gekeurd bij  de  wet  van  31  Dec.  1897,  Sthl.  n".  275,  trad  den 
25«^™  Mei  1899  in  werking'). 

Ter  nadere  behandeling  en  definitieve  vaststelling  van  de  in 
het  Slotprotocol  van  1897  opgenomen  voorstellen  betreffende  het 
huwelijk,  de  voogdij  en  de  nalatenschappen,  testamenten  en 
schenkingen  ter  zake  des  doods  (n^  1,  II  en  V  van  het  slotpro- 
tocol) stelde  de  Nederlandsche  regeering  in  December  1897  de  bij- 
eenkomst voor  van  een  derde  conferentie.  Tevens  vulde  zij  die 
voorstellen  aan  met  een  door  de  Nederlandsche  Staatscommissie 
voor  het  internationaal  privaatrecht  samengesteld  voor- ontwerp 
houdende  bepalingen  betreffende  de  gevolgen  van  het  huwelqk 
ten  aanzien  van  de  goederen  der  echtgenooten ,  alsmede  met  een 
artikel  over  de  gevolgen  van  de  echtscheiding  en  de  scheiding 
van  tafel  en  bed  ten  aanzien  van  de  personen  en  de  goederen 
der  echtgenooten  en  der  uit  het  huwelijk  geboren  kinderen. 

Ter  voorbereiding  van  den  arbeid  der  conferentie  werden  de 
verschillende  regeeringen  uitgenoodigd ,  hare  opmerkingen  over 
de   bedoelde   voorstellen    en   de  door  haar  wenschelijk  geachte 

O  Zie  RechtsgeU  Mag,  1899,  bl.  498,  en  Molengraaff,  de  dage- 
raad van  h$i  irereldrecht  ^  'm  de  Gids  1899,  dl.  3,  bl.  89  v. 
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wijzi(i^ingen  aan  de  Nederlandsche  regeering  mede  te  deelen. 
Deze  kwam  dientengevolge  in  het  bezit  van  een  tiental  stukken, 
nota's  van  de  Duitsche  regeering,  het  Hongaarsche  Ministerie 
van  Justitie,  de  Belgische  Staatscommissie  voor  het  internationaal 
privaatrecht,  de  Deensche  regeering,  een  rapport  van  den  heer 
Oliver  y  Esteller  aan  den  Spaanschen  Minister  van  Justitie, 
een  nota  van  de  Fransche  Staatscommissie  voor  het  internatio- 
naal privaatrecht,  een  schrijven  van  den  Italiaanschen  Minister 
van  Buitenlandsche  Zaken,  een  advies  van  den  heer  P.  Th.  Mis- 
sir  aan  den  Rumeenschen  Minister  van  Justitie,  een  schrijven 
van  den  Russischen  Minister  van  Buitenlandsche  Zaken ,  en  eene 
nota  van  het  Noorweegsche  Ministerie  van  Justitie.  AI  dezesluk- 
ken,—  vermeerderd  met  een  door  de  Nederlandsche  Staatscom- 
missie samengestelde  synoptische  tabel,  waarin  de  inhoud  dier 
stukken  en  de  opmerkingen  der  Commissie  naar  aanleiding  daar- 
van op  de  artikelen  der  voorstellen  zijn  gebracht,  alsmede  met 
een  nota  van  den  heer  Asser  over  het  stelsel  der  verwijzing— , 
vormen  een  onlangs  ter  Landsdrukkerij  verschenen  boekdeel 
onder  den  titel :  Documents  relatifs  a  la  troisième  conference 
de  la  Haye  poiir  Ie  droit  international  privé. 

Die  derde  conferentie  voor  het  internationaal  pri- 
vaatrecht is  van  29  Mei -18  Juni  1900  in  den  Haag  gehou- 
den. Aan  de  eveneens  ter  Landsdrukkerij  verschenen  Act  es  de 
la  troii^ième  conférence  de  la  Jlaye  pour  Ie  droit  international 
privé  ontleenen  wij  de  volgende  gegevens  In  de  openingszitting 
ontvingen  de  afgevaardigden  een  overzicht  van  de  wettelijke  be- 
palingen, in  de  verschillende  vertegenwoordigde  landen  van 
kracht,  houdende  verbod  van  het  aangaan  van  een  huwelijk, 
voorts  gewijzigde  voorstellen  van  de  Duitsche  regeering  omtrent 
de  door  de  conferentie  te  behandelen  onderwerpen,  eene  me- 
morie van  het  Oostenrijksche  Departement  van  Justitie,  eene  van 
den  Zweedschen  afgevaardigde,  opmerkingen  van  de  Zwitsersche 
afgevaardigden  over  de  regels  betreftende  de  nalatenschappen, 
alsmede  een  drietal  voor-ontwerpen  van  verdragen  houdende 
regels  omtrent  de  afgifte  van  verklaringen  over  de  in  een  staat 
geldende  wetgeving  (van  den  heer  Schumacher,  den  Oosten- 
rijkschen  afgevaardigde),  omtrent  de  verbintenissen  en  omtrent 
de  zakelijke  rechten  (beide  van  den  heer  R o gu in, afgevaardigde 
van  Zwitserland).  Alle  deze  stukken  zyn  in  de  Actes  der  confe- 
rentie opgenomen. 

Het  onderzoek  der  op  het  programma  der  conferentie  geplaatste 
voorstellen   werd  opgedragen  aan  een  viertal  commissies,  resp. 


Digitized  by  VjOOQIC 


614 

voor  het  huwelijk,  de  nalatenschappen,  de  voogdq  en  hei  fail- 
lissement, terwijl  laatstgenoemde  commissie  tevens  werd  belast 
met  de  taak  de  onderwerpen  uit  te  kiezen ,  welke  nader  in  studie 
zouden  kunnen  worden  genomen  en  daaromtrent  voor-ontwerpen 
samen  te  stellen. 

In  acht  zittingen  (met  de  openings-  en  sluitingszitting  werden 
tien  zittingen  onder  voorzitterschap  van  Mr.  T.  M.  C.  Asser 
gehouden)  behandelde  de  conferentiede  voorstellen  van  regeling, 
welke  haar  in  de  rapporten  der  commissies  werden  gedaan. 
Definitief  werden  vastgesteld  de  regels  betreffende  de  huwelijks- 
voltrekking; de  echtscheiding  en  de  scheiding  van  tafel  en  bed  ; 
de  voogdij  over  minderjarigen;  de  nalatenschappen,  testamenten 
en  schenkingen  ter  zake  des  doods.  De  ontwerpen  betreffende 
de  gevolgen  van  het  huwelijk  ten  aanzien  van  den  staat  der 
vrouw  en  der  kinderen  (n®.  Ib  van  het  slotprotocol  der  conferentie 
van  1897),  en  ten  aanzien  van  de  goederen  der  echtgenooten , 
betreffende  de  gevolgen  der  echtscheiding  en  der  scheiding  van 
tafel  en  bed ,  de  curateele  (voogdij  over  meerderjarigen),  het  fail- 
lissement en  de  afgifte  van  verklaringen  omtrent  geldende  wet- 
ten werden  nog  niet  ryp  voor  beslissing  geacht.  Trouwens  het 
gewichtige  onderwerp  van  het  faillissement  was  door  onze  regee- 
ring niet  op  het  programma  der  conferentie  geplaatst  en  had 
dientengevolge  ook  geen  punt  van  onderzoek  b\j  de  verschillende 
regeeringen  uitgemaakt.  De  conferentie  meende  zich  daarom  van 
een  eigenlijke  bespreking  te  moeten  onthouden.  De  wensch  werd 
echter  uitgesproken ,  dat  ter  behandeling  van  de  bedoelde  onder- 
werpen later  een  vierde  conferentie  zou  worden  bijeengeroepen. 

De  daarvoor  aangewezen  vierde  commissie  onthield  zich  van 
de  aanwijzing  en  voorloopige  behandeling  van  nieuwe  onderwerpen. 

Het  door  de  afgevaardigden  van  alle  vertegenwoordigde  staten, 
hoewel  door  sommigen  niet  zonder  enkele  r«  serves,  ondertee- 
kende  slotprotocol  der  conferentie  luidt  als  volgt: 

PROTOCOLE    FINAL. 

Les  soussignés,  Délégués  des  Gouvernements  d'ALLEiCAGNE, 
d'AüTBiCHE ,  de  HoNGBiE,  de  Belgiqite  ,  de  Danemabe,  d'EsPAQKB, 
de  Fbanob,  d'lTALiB,  de  Luxemboubg,  des  Pats-Bas,  de  Pob- 
TUOAL,  de  Roümanie,  de  Rtjssib,  de  Stjède,  de  Nobvège  et  de 
Suisse,  se  sont  réunis  a  la  Hate,  le29Maii900, sur  Tinvitalion 
du  Gouvernement  des  Pats-Bas,  dans  Ie  but  d'arriver  a  une 
entente  sur  divers  points  de  droit  international  privé. 


Digitized  by  VjOOQIC 


613 

A.  la  Siiite  Hes  délibérations  consignées  dans  les  procès-verbaux 
des  séances  et  ?ous  les  réserves  qui  y  sont  exprimées,  ils  sont 
coQvenus  de  soumettre  a  Tappréciation  de  leurs  Gouvernements 
les  projets  de  Conventions  suivants: 

1. 
Projet  d'une  Convention  peur  regier 

LSS  GOITPLITS  DE  LOIS  EN   MATIÈBB  DE  MABIAGE. 

Désirant  établir  des  dispositions  communes  pour  regier  les 
conflits  de  lois  concernant  les  conditions  pour  la  validité  du 
mariage , 

Ont  résolu  de  conclure  une  Gonvention  k  eet  effet  et  ont  en 
conséquence  nommé  pour  leurs  plénipolentiaires ,  savoir: 

lesquels,  après  s'étre  communiqué  leurs  pleins  pouvoirs,  trou- 
vés  en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  dispositions  sui- 
vantes : 

Abt.  4.  Le  droit  de  contracter  mariage  est  réglé  par  la  loi 
nationale  de  chacun  des  futurs  époux,  k  moins  qu'une  disposi- 
tion  de  cette  loi  ne  se  réfère  expressément  a  une  autre  loi. 

Abt.  2.  La  loi  du  lieu  de  la  célébration  peut  interdire  le 
mariage  des  étrangers  qui  serait  contraire  k  ses  dispositions 
concernant : 

1*.  les  degrés  de  parenté  ou  d'alliance  pour  lesquels  il  y  a 
une  probibition  absolue; 

2o.  la  probibition  absolue  de  se  marier,  édictée  contrelescou- 
pables  de  Fadultère  a  raison  duquel  le  mariage  de  Tun  d'eux  a 
été  dissous; 

3o.  la  probibition  absolue  de  se  marier,  édictée  contre  des 
personnes  condamnées  pour  avoir  de  concert  attente  a  la  vie  du 
conjoint  de  Tune  d'elles. 

Le  mariage  célébré  contrairemenl  k  une  des  probibitions  men- 
tionnées  ci-dessus  ne  sera  pas  frappe  de  nullité,  pourvu  qu*il 
soit  valable  d'après  la  loi  indiquée  par  Tarticle  ier. 

Sous  la  réserve  de  Tapplication  du  premier  alinea  de  Tar- 
ticle  6  de  la  présente  Convention,  aucun  Etat  contractant  ne 
s'oblige  a  faire  célébrer  un  mariage  qui ,  a  raison  d'un  mariage 
antérieur  ou  d'un  obstacle  d'ordre  religieux,  serait  contraire  a 
ses  lois.  La  violation  d'un  empécbement  de  cette  nature  ne 
pourrait  pas  entrainer  la  nullité  du  mariage  dans  les  pays  a utres 
que  celui  oü  le  mariage  a  été  célébré. 
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Abt.  3.  La  loi  du  lien  de  la  célébralion  peul  permettre  Ie 
mariage  des  étrangers  nonobstant  les  prohibitions  de  la  loi  in- 
diquée  par  Tarticle  Ier,  lorsque  ces  prohibitions  sont  exclusive- 
ment  fondées  sur  des  motifs  d'ordre  religieus. 

Les  autres  Etats  ont  Ie  droil  de  ne  pas  reconnaitre  comme 
valable  Ie  mariage  célébré  dans  ces  circonstances. 

Abt.  4.  Les  étrangers  doivenl,  pour  se  maner,  établir  qu'ils 
remplissent  les  conditions  nécessaires  d'après  la  loi  indiquée  par 
Tarlicle  Ier. 

Celle  justification  se  fera,  soit  par  un  certificat  desagentsdi- 
plomaliques  ou  consulaires  du  pays  des  contractants,  soil  par 
toul  autre  mode  de  preuve,  pourvu  que  les  conventions  inter- 
nationales  ou  les  autorités  du  pays  de  la  célébration  reconnais- 
sent  la  justification  comme  sufïisanfe. 

Abt.  5.  Sera  reconnu  partout  comme  valable,  quant  a  la 
.forme,  Ie  mariage  célébré  suivant  la  loi  du  pays  oü  ilaeulieu. 

Il  est  toutefois  entendu  que  les  pays  dont  la  législation  exige 
une  célébration  religieuse,  pourront  ne  pas  reconnaitre  comme 
valables  les  mariages  contractés  \ïrv  leurs  nationaux  a  Tétranger 
sans  que  cette  prescription  ait  été  observée. 

Les  dispositions  de  la  loi  nationale,  en  matière  de  publica- 
tions,  devronl  étre  respectées;  mais  Ie  défaut  de  ces  publications 
ne  pourra  pas  entrainer  la  nullité  du  mariage  dans  les  pays 
autres  que  celui  dont  la  loi  aurait  été  violée. 

Une  copie  authentique  de  l'acte  de  mariage  sera  transmise 
aux  autorités  du  pays  de  chacun  des  époux. 

Abt.  6.  Sera  reconnu  parlout  comme  valable,  quant  a  la  forme, 
Ie  mariage  célébré  devant  un  agent  diplomatique  ou  consulaire , 
conformément  k  sa  législation,  si  aucune  des  parties  contrac- 
tractantes  n'est  ressortissante  de  TEtat  oü  Ie  mariage  a  été  célébré 
et  si  eet  Etat  ne  s*y  oppose  pas.  II  ne  peut  pas  s'y  opposer 
quand  il  s'agit  d'un  mariage  qui,  a  raison  d'un  manage  ante- 
rieur  ou  d'un  obstacle  d'ordre  religie ux ,  serait  contraire  k 
ses  lois. 

La  réserve  du  second  alinea  de  Tarticle  5  est  applicable  aux 
mariages  diplomatiques  et  consulaires. 

Abt.  7.  Le  mariage,  nul  quant  a  la  forme  dans  Ie  pays  oü  il 
a  été  célébré,  pourra  néanmoins  étre  reconnu  comme  valable 
dans  les  autres  pays,  si  la  forme  prescrite  par  la  loi  nationale 
de  chacuae  des  parties  a  été  observée. 

Abt.  8.  La  présente  Convention  ne  s'applique  qu'aux  maria- 
ges célébrés  sur  le  territoire  des  Etats  contractants  entre  per- 
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sonnes  dont  une  au  moins  est  ressortissante  d'un  de  ces  £tats. 

Aucun  Etat  ne  s'oblige,  par  la  présente  Convention,  a  appli- 
quer  une  loi  qui  ne  serait  pas  celle  d'un  Etat  contractant. 

Abt.  9.  La  présente  Convention ,  qui  ne  s'applique  qu'aux 
territoires  européens  des  Etats  contractants,  sera  ratifiée  et  les 
ratifications  en  seront  déposées  a  La  Haye  dès  que  la  majorité 
des  Hautes  Parties  contractantes  sera  en  mesure  de  Ie  faire. 

Il  sera  dressé  de  ce  dépót  un  proces- verbal ,  dont  une  copie, 
certifiée  conforme,  sera  remise  par  la  voie  diplomatique  k  tous 
les  Etats  contractants. 

Abt.  10.  Les  Etats  non  signataires  qui  ont  été  représentés  k 
la  troisième  Conférence  de  Droit  International  Privé  sont  admis 
a  adhérer  pureraent  et  simplement  k  la  présente  Convention. 

L'Etat  qui  désire  adhérer  notifiera,  au  plus  tard  Ie...,  son 
intention  par  un  acte  qui  sera  déposé  dans  les  archives  du  Gou- 
vernement des  Pays-Bas.  Celui-ci  en  enverradescopies,certiGées 
conformes,  par  la  voie  diplomatique  k  chacun  des  Etats  contractants. 

Abt.  41.  La  présente  Convention  entrera  en  vigueur  leGOième 
jour  k  partir  du  dépöt  des  ratifications  ou  de  la  date  de  la  noti- 
fication  des  adhésions. 

Abt.  lii.  La  présente  Convention  aura  une  durée  de  cinqans 
k  partir  de  la  date  du  dépöt  des  ratifications. 

Ce  terme  commencera  a  courir  de  cette  date,  méme  pourles 
Etats  qui  auront  fait  ie  dépót  après  cette  date  ou  qui  auraient 
adbéré  plus  tard. 

La  Convention  sera  renouvelée  tacitement  de  cinq  ans  en  cinq 
ans,  sauf  dénonciation. 

La  dénonciation  devra  étre  notifiée,  au  moins  six  mois  avant 
Texpiration  du  terme  visé  aux  alinéas  précédents,  au  Gouver- 
nement des  Pays-Bas,  qui  en  donnera  connaissance  k  tous  les 
autres  Etats  contractants. 

La  dénonciation  ne  produira  son  effet  qu'éi  Tégard  de  TEtat 
qui  Taura  notifiée.  La  Convention  restera  exécutoire  pour  les 
autres  Etats. 

n 

Projet  d'une  Convention  pour  regier 

LES   CONFLITS  de  LOIS  ET  DE  JTJBIDICTIONS   EN  MATIÈBB  DE 
DIVOBCB   ET  DB    SÉPABATION  DB  C0BP8. 

Désirmt  établir  des  dispositions  communes  pour  réglor  les 
conflits  de  lois  et  de  juridictions  eii  matière  de  divorce  et  de 
séparation  de  corps. 
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Ont  résolu  de  conclure  une  Convention  a  eet  effet  et  ont  en 
conséquence  nommé  pour  Leurs  plénipotentiaires,  savoir: 

lesquels,  après  s'être  communiqué  leurs  pleins  pouvoirs,  trou- 
vés  en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  (Jispositions 
suivantes: 

Abt.  4.  Les  époux  ne  peuvent  former  une  demandc  en  divorce 
que  si  leur  loi  nationale  et  la  loi  du  lieu  oü  Ia  demande  est 
formée  admettent  Ie  divorce  Tune  et  Tautre. 

Il  en  est  de  méme  de  la  séparation  de  corps. 

Abt.  2.  Le  divorce  ne  peut  étre  demandé  que  si ,  dans  Ie  cas 
dont  il  s'agit,  le  divorce  est  admis  a  la  fois  par  la  loi  nationale 
des  époux  et  par  la  loi  du  lieu  oü  la  demande  est  formée. 

Il  en  est  de  méme  de  la  séparation  de  corps. 

Abt.  3.  Nonobstant  les  dispositions  des  articles  Ier  et  %  la  loi 
nationale  sera  seule  observée  si  la  loi  du  lieu  oü  la  demande 
est  formée  le  prescrit  ou  le  permet. 

Abt.  4.  La  loi  nationale  indiquée  par  les  articles  précédents 
ne  peut  étre  invoquée  pour  donner  k  un  fait  qui  s'est  passé  alors 
que  les  époux  ou  l'un  d'eux  étaient  d'une  autre  nationalité,  le 
caractère  d'une  cause  de  divorce  ou  de  séparation  de  corps. 

Art.  5.  La  demande  en  divorce  ou  en  séparation  de  corps  peut 
étre  formée: 

1*^  devant  la  juridiction  competente  d'après  la  loi  nationale 
des  époux; 

^2®.  devant  la  juridiction  competente  du  lieu  oü  les  époux  sont 
domicilies.  Si,  d'après  leur  legislation  nationale,  les  époux  n*ont 
pas  le  méme  domicile,  la  juritiiction  competente  est  celle  du 
domicile  du  défendeur.  Dans  le  cas  d'abandon  et  dans  le  cas  d'un 
changement  de  domicile  opéré  après  que  la  cause  de  divorce  ou 
de  séparation  est  intervenue,  la  demande  peut  aussi  étre  iormée 
devant  la  juridiction  competente  du  dernier  domicile  commun. 
—  Toutefois,  la  juridiction  nationale  est  réservée  dans  Ia  mesure 
oü  cette  juridiction  est  seule  competente  pour  la  demande  en 
divorce  ou  en  séparation  de  corps.  La  juridiction  étrangère  reste 
competente  pour  un  mariage  qui  ne  peut  donner  lieu  êi  une 
demande  en  divorce  ou  en  séparation  de  corps  devant  la  juri- 
diction nationale  competente. 

Abt.  6.  Dans  ie  cas  oü  des  époux  ne  sont  pas  autorisés  k  for- 
mer une  demande  en  divorce  ou  en  séparation  de  corps  dans 
le    pays   oü   ils  sont  domicilies,   ils  peuvent  néanmoins  Tun  et 
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Tautre  s'adresser  a  la  juriHiction  competente  de  ce  pays  pour 
solliciler  le<«  mesures  provisoires  que  prévoit  sa  Ié«isIation  en 
vue  de  la  cessation  de  la  vie  en  commun.  Ces  mesures  seront 
maintenues  si,  dans  Ie  délai  d*un  an,  elles  sont  confirmées  par 
la  juridiction  nationale;  elles  ne  dureront  pas  plus  longtemps 
que  ne  Ie  permet  la  loi  du  domicile. 

Abt.  7.  Le  divorce  et  la  séparation  de  corps,  prononcés  par 
un  tribunal  competent  aux  termes  de  Partiele  5,  seront  recon- 
nus  partout,  sous  la  condition  que  les  clauses  de  la  présente 
Gonvention  aient  eté  observées  el  que,  dans  le  cas  oü  la  déci- 
sion  aurait  été  rendue  par  défaut,  le  défendeur  ait  été  citécon- 
formément  aux  dispositions  spéciales  exigées  par  sa  loi  nationale 
pour  reconnaitre  les  jugements  étrangers. 

Seront  reconnus  égalemenl  partout  le  divorce  et  la  séparation 
de  corps  prononcés  par  ure  juridiction  administrative,  si  la  loi 
de  chacun  des  époux  reconnait  ce  divorce  et  celte  séparation. 

Abt.  8.  Si  les  époux  n'ont  pas  la  même  nationalité,  leurder- 
nière  législation  commune  devra,  pour  Tapplication  des  articles 
précédents,  étre  considérée  comme  leur  loi  nationale. 

Abt.  9.  La  présente  Ck)nvention  ne  s*applique  qu'aux  deman- 
des  en  divorce  ou  en  séparation  de  corps  formées  dans  Tun  des 
Etals  contractants,  si  Tun  des  plaideurs  au  moins  est  le  ressor- 
tissant  d'un  de  ces  Etals. 

Aucun  Etat  ne  s'oblige,  par  la  présente  Convention,  k  appli- 
quer  une  loi  qui  ne  serail  pas  celle  d'un  Etat  contractant. 

Abt.  10.  La  présente  Convenlion,  qui  ne  s'applique  qu'aux 
territoires  européens  des  Etats  contractants,  sera  ratifiée  et  les 
ratifications  en  seronl  déposées  a  La  ïlaye  dès  que  la  majorité  des 
Hautes  Parties  contractantes  sera  en  mesure  de  le  faire. 

II  sera  dressé  de  ce  dépól  un  proces-verbal,  donl  une  copie, 
certifiée  conforme;  sera  remise  par  la  voie  diplomatique  k  tous 
les  Etats  contractants. 

Abt.  11.  Les  Etats  non  signataires  qui  ont  été  représentés  a 
la  Iroisième  Conférence  de  Droit  International  Privé  sont  admis 
a  adhérer  purement  el  simplement  k  la  présente  Convention. 

L'Elat  qui  désire  adhérer  notifiera,  au  plus  tard  le...,  son 
intention  par  un  acte  qui  sera  déposé  dans  les  archives  du  Gou- 
vernement des  Pays-Bas.  Geïui-ci  en  enverra  des  copies,  certifiées 
conformes,  par  la  voie  diplomatique  a  chacun  des  Etats  contractants. 

Abt.  12.  La  présente  Convention  entrera  en  vigueur  le  öOième 
jour  a  partir  du  dépót  des  ratifications  ou  de  la  date  de  la  noti- 
fication  des  adhésions. 
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Abt.  13.  La  présente  Conventiou  aura  une  durée  de  cinq  ans 
a  partir  de  la  date  du  dépöt  des  ratifications. 

Ge  terrae  commencera  k  courir  de  cette  date,  méme  pourles 
Ëtats  qui  auront  fait  Ie  dépót  après  cette  date  ou  qui  auraient  adhéré 
plus  tard. 

La  Conventiou  sera  renouvelée  tacitement  de  cinq  ans  en 
cinq  ans,  sauf  dénonciation. 

La  dénonciation  devra  être  notifiée,  au  moins  six  raois  avant 
l'expiration  du  terme  visé  aux  alinéas  précédcnts,  au  Gouver- 
nement des  Pays-Bas,  qui  en  donnera  connaissance  a  tous  les 
autres  Ëtats  contractants. 

La  dénonciation  ne  produira  son  effet  qu'a  Tégard  de  TEtat 
qui  Taura  notifiée.  La  Gonvention  restera  exécutoire  pour  les 
autres  Etats. 

IIL 
Projet  d*une  Gonvention  pour  regier 

LES  CX)NniITS   DE   LOIS  BT  DE  JTJBIDICTIONS  BELATIVBMENT 
A  LA  TUTBLLE  DES   MmEÜBS. 

Désirant  établir  des  dispositions  communes  pour  regier  la 
tutelle  des  mineurs, 

Ont  résolu  de  conclure  une  Gonvention  k  eet  effet  et  ont  en 
conséquence  nommé  pour  Leurs  plénipotentiaires ,  savoir: 

lesquels,  après  s'élre  communiqué  leurs  pleins  pouvoirs,  trou- 
vés  en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  dispositions  sui- 
vantes : 

Abt.  1.  La  tutelle  d'un  mineur  est  réglée  par  sa  loi  nationale. 

Abt.  2.  Si  la  loi  nationale  n'organise  pas  la  tutelle  dans  Ie 
pays  du  mineur  en  vue  du  cas  oü  celui-ci  auruit  sa  résidence 
habituelle  a  Tétranger,  Tagent  diplomatique  ou  consulaire  auto-* 
risé  par  la  loi  de  TEtat  auquel  Ie  mineur  ressortit  pourra  y 
pourvoir,  conformément  k  cette  loi,  si  l'Etat  de  la  résidence 
habituelle  du  mineur  ne  s'y  oppose  pas. 

Abt.  3.  Toutefois,  la  tutelle  du  mineur  ayant  sa  résidence 
habituelle  k  Tétranger.s'établit  et  s'exerce  conformément  è  la  loi 
du  lieu,  si  elle  n'est  pas  ou  si  elle  ne  peul  pas  être  constituée 
conformément  aux  dispositions  de  Tarticle  Ier  ou  de  Tarticle  2. 

Abt.  4.  L'existence  de  la  tutelle  établie  conformément  k  la 
disposition  de  Partiele  3  n'empéche  pas  de  constituer  une  nou- 
velle tutelle  par  application  de  Tarticle  Ier  ou  de  Farticle  2. 
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[1  sera,  Ie  plus  tót  possible,  donné  information  de  ce  fait  au 
Gouvernement  de  l'Etat  oü  la  tutelle  a  d'abord  été  organisée. 
Ce  Gouvernement  en  informera,  soit  Tautorité  qui  aurait  in- 
stitué  la  tutelle,  soit,  si  une  telle  autorité  n*existe  pas, letuteur 
iui-méme. 

La  légisiation  de  TEtat  oü  l'ancienne  tutelle  était  organisée 
décide  k  quel  moment  cette  tutelle  cesse  dans  Ie  cas  prévu  par 
Ie  présent  article. 

Abt.  5.  Dans  tous  les  cas ,  Ia  tutelle  s'ouvre  et  prend  fin  aux 
époques  et  pour  les  causes  déterminées  par  la  loi  nationale  du 
mineur. 

Abt.  6.  L'administration  tutélaire  s'étend  a  la  personne  et  k 
Tensemble  des  biens  du  mineur,  quel  que  soit  Ie  lieu  de  leur 
situation. 

Cette  régie  peut  recevoir  exception  quanf  aux  immeubles  places 
par  la  loi  de  leur  situation  sous  un  régime  foncier  spécial. 

Abt.  7.  En  attendant  Torganisation  de  la  tutelle,  ainsi  que 
dans  tous  les  cas  d'urgence,  les  mesures  nécessaires  pour  la 
protection  de  la  personne  et  des  interets  d'un  mineur  étranger 
seront  prises  par  les  autorités  locales. 

Abt.  8.  Les  autorités  d'un  Etat  sur  Ie  territoire  duquel  se 
trouvera  un  mineur  étranger  dont  il  importera  d'établir  la  tu- 
telle, informeront  de  cette  situation,  dés  qu'elle  leur  sera  connue,  les 
autorités  de  TEtat  auquel  Ie  mineur  ressortit. 

Les  autorités  ainsi  informées  feront  conuaitre  Ie  plus  töt  pos- 
sible  aux  autorités  qui  auront  donné  Tavis  si  la  tutelle  a  été  ou 
sera  établie. 

Abt.  9.  La  présente  Convention  ne  s'applique  qu'a  la  tutelle 
des  mineurs  ressortissants  d'un  des  Etats  contractants,  qui  ont 
leur  résidence  habituellc  sur  Ie  territoire  d*un  de  ces  Etats. 

Toutefois,  les  articles  7  et  8  de  la  présente- Conventioo  s'ap- 
pliquent  a  tous  les  mineurs  ressortissants  des  Etats  contractants. 

Abt.  10.  La  présente  Convention,  qui  ne  s'applique  qu'aux 
territoires  européens  des  Etats  contractants,  sera  ratifiée  et  les 
ratifications  en  seront  déposées  k  La  Haye  dés  quo  ia  majorité 
des  Hautes  Parties  contractantes  sera  en  mesure  de  Ie  faire. 

11  sera  dressé  de  ce  dópót  un  proces-verbal,  dont  une  copie, 
certiflée  conforme,  sera  remise  par  la  voie  diplomatique  a  tous 
les  Etats  contractants. 

Abt.  11.  Les  Etats  non  signataires  qui  ont  été  représentés  k 
Ia  troisième  Conférence  de  Droit  International  Privé  sont  ad  mis 
a  adhérer  purement  et  simplement  k  la  présente  Convention. 

RechtBgel.  Mag.  1900.  41 
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L*Etat  qui  désire  adhérer  notifiera,  au  plus  tard  Ie....,  son 
intention  par  un  acte  qui  sera  déposé  dans  les  archives  du  Gou- 
vernement des  Pays-Bas.  Gelui-ci  en  enverra  des  copies,  certi- 
fiées  conformes,  par  la  voie  diplomatique  a  chacun  des  Etafs 
contractants. 

Aet.  42.  La  présente  Convention  entrera  en  vigueur  leGOième 
jour  a  partir  du  dépót  des  ratifications  ou  de  la  date  de  la  noti- 
fication  des  adhésioos. 

Abt.  13,  La  présente  Convention  aura  une  durée  de  cinqans 
k  partir  de  la  date  du  dépót  des  ratiGcations. 

Ce  terme  commencera  a  courir  de  cette  date,  mémepourles 
Etats  qui  auront  fait  Ie  dépót  après  cette  date'ou  qui  auraient 
adhéré  plus  tard. 

La  Convention  sera  renouvelée  tacitement  de  cinq  ans  en 
cinq  ans,  sauf  déuonciation. 

La  dénonciation  devra  étre  notifiée,  au  moins  six  mois  avant 
Texpiration  du  terme  visé  aux  alinéas  précédents,  au  Gouver- 
nement des  Pays-Bas,  qui  en  donnera  connaissance  a  tous  les 
autres  Etats  contractants. 

La  dénonciation  ne  produira  son  effet  qu'k  Tégard  de  TEXat 
qui  Taura  notifiée.  La  Convention  restera  exécutoire  pour  les 
autres  Etats. 

IV. 
Projet  d'une  Convention  pour  regier 

LX8  GONFLITS  DB  LOI8  BELATITEMENT   ATJX   BUOCSSSIOirS ,  ATJX 
TESTAMENTS  BT   ATJX  BONATIOKS  A  GAU8B  DB   MOBT. 

Désirant  établir  des  dispositions  communes  concernant  les 
successions,  les  tesfaments  et  les  donations  a  cause  de  mort, 

Ont  résolu  de  conclure  une  Convention  k  eet  efifet  et  ont  en 
conséquence  nommé  pour  Leurs  plénipotentiaires ,  savoir: 

lesquels,  après  s'étre  communiqué  leurs  pleins  pouvoirs, 
trouvés  en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  dispositions 
suivantes : 

Abt.  1.  Les  successions  sont  soumises  è  la  loi  nationale  du 
défunt,  quels  que  soient  la  nature  des  biens  et  Ie  lieu  ou  ils  se 
trouvent. 

La  validité  intrinsèque  et  les  effets  des  dispositions  testamen- 
taires  ou  des  donations  k  cause  de  mort  sont  regis  par  la  loi 
nationale  du  disposant. 
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Abt.  2.  Les  testameDis  ei  les  donations  k  cause  de  mort  sont 
valables,  en  ce  qui  concerne  la  forme,  s'ils  saiisfont  aux  pres- 
criptions,  soit  de  la  loi  du  lieu  oü  ils  sont  faits,  soit  de  ia  loi 
du  pays  auquel  appartenait  Ie  disposant  au  moment  oü  il  disposait. 

Néanmoins,  lorsque,  pour  les  donations  ou  pour  les  testamenls 
faits  par  une  personne  hors  de  son  pays,  la  loi  nationale  de 
cette  personne  exige,  comme  condition  substantielle ,  que  Tacte 
ait  une  forme  déterminée  par  cette  loi  nationale,  Ie  testament 
OU  la  donation  ne  peut  étre  fait  dans  une  autre  forme. 

Sont  valables  en  la  forme  les  testaments  des  étrangers,  s'ils 
ont  été  regus,  conformément  k  leur  loi  nationale,  par  lesagents 
diplomatiques  ou  consulaires  de  leur  nation.  La  méme  règle 
s'applique  aux  donations  k  cause  de  mort. 

Abt.  3.  La  capacité  de  disposer  par  testament  ou  par  donation 
k  cause  de  mort  est  régie  par  la  loi  nationale  du  disposant 

Abt.  4  La  loi  nationale  du  défunt  ou  du  disposant  est  celle 
du  pays  auquel  il  appartenait  au  moment  de  son  décès. 

Néanmoins,  la  capacité  du  disposant  est  soumise  aussi  kla  loi 
du  pays  auquel  il  appartient  au  moment  oü  il  dispose. 

Toutefois,  si  Ie  disposant  avait  dépassé  TAge  de  la  capacité 
fixé  par  la  loi  du  pays  auquel  il  appartenait  au  moment  de  la 
disposition,  Ie  changement  de  nationalité  ne  lui  fait  pas  perdre 
cette  capacité  k  raison  de  Tège. 

Abt.  5.  La  capacité  des  successibles ,  des  légataires  et  des 
donataires  est  régie  par  leur  loi  nationale. 

Abt.  6.  Les  immeubles  héréditaires  et  ceux  légués  ou  donnés 
sont  soumis  k  la  loi  du  pays  de  leur  situation,  en  ce  qui  con- 
cerne les  formalités  et  les  conditions  de  publicité  que  cette  loi 
exige  pour  la  constitution ,  la  consolidation ,  Ie  transfert  et  Tex- 
tinction  des  droits  réels,  ainsi  que  pour  la  possession  vis-a-vis 
des  tiers. 

Abt.  7.  Nonobstant  les  articles  qui  precedent ,  la  loi  nationale 
du  défunt  ne  sera  pas  appliquée  lorsqu'elle  serait  de  nature  a 
porter  atteinte,  dans  Ie  pays  oü  Tapplication  devrait  en  avoir 
lieu,  soit  aux  lois  impératives  soit  aux  lois  prohibitives  consa- 
crant  ou  garantissant  un  droit  ou  un  intérét  social ,  déclarées 
par  une  disposition  expresse  applicables  aux  successions,  aux 
donations  k  cause  de  mort  et  aux  testaments  des  étrangers. 

Est  également  réservée  Tapplication  des  lois  territoriales  qui 
ont  pour  but  d'empécher  la  division  des  propriétés  rurales. 

Les  Etats  contractants  s*engagent  a  se  communiquer  les  lois 
prohibitives   ou  impératives  au  sujet  desquelles  ils  auraient  fait 
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usage  de  la  faculté  réservée  par  Talinéa  1,  ainsi  que  les  lois  ter- 
ritoriales doDt  il  s'agit  dans  1  alinea  2. 

Abt.  8.  Sans  préjudice  des  dispositions  faites  dans  les  limites 
fixées  par  la  loi  nationale  du  dofunt,  il  ne  sera  admis  aucun 
prélèvement  ni  aucune  inégalité  au  profit  des  nafionaux  des  Etats 
contractants  a  raison  de  la  nationalité  des  successibles,  des  léga- 
taires  ou  des  donataires  appartenant  k  ces  Etats. 

Abt.  9  Les  autorités  de  l'Etat  sur  Ie  territoire  duquel  la  suc- 
cession s'est  OU  verte  prendront  les  mesures  nécessaires  pour  assu- 
rer  la  conservation  des  biens  héréditaires ,  k  moins  qu'il  n'y  soit 
pourvu,  en  vertu  de  convenlions  spéciales,  par  les  agents  diplo- 
matiques  ou  consulaires  de  la  nation  k  laquelle  Ie  défunt  appailenait. 

Abt.  10.  Les  Etats  contractants  conservent  leur  liberté  de 
regier  ce  qui  concerne  la  séparation  des  patrimoines,  Taccepta- 
tion  sous  benefice  d'inventaire,  la  renonciation  et  la  responsa- 
bilité  des  héritiers  vis-éi-vis  des  tiers. 

Abt.  11.  La  présente  Convention  ne  s'applique  que  dans  Ie 
cas  oü  Ie  défunt,  au  moment  de  son  décès,  appartenait  k  un 
des  Etats  contractants. 

Chaque  Etat  contractant  a  la  faculté  d'exclure  Tapplication  de 
la  présente  Convention  en  ce  qui  concerne  les  successions  de  ses 
nationaux  qui,  lors  de  leur  décès,  auraient  leur  domicile  dans 
un  Etat  non  contractant. 

Abt.  12.  La  présente  Convention,  qui  ne  s'applique  qu'aux 
territoires  européens .  des  Etats  contractants,  sera  ratifiée  et  les 
ratifications  en  seront  déposées  k  La  Haye  dés  que  la  majorité 
des  Hautes  Parties  contractantes  sera  en  mesure  de  Ie  faire. 

Il  sera  dressé  de  ce  dépót  un  proces- verbal,  dont  une  copie, 
certifiée  conforme,  sera  remise  par  la  voie  diplomatique  k  tous 
les  Etats  contractants. 

Abt.  1I].  Les  Etats  non  signataires  qui  ont  été  représentés  è  la 
troisième  Conférence  de  Droit  International  Privé  sont  admis  a 
adbérer  purement  et  simplement  k  la  présente  Convention. 

L'Etat  qui  désire  adhérer  notifiera ,  au  plus  tard  Ie ,  son 

intention  par  un  acte  qui  sera  déposé  dans  les  archive?  du  Gou- 
vernement des  Pays-Bas.  Celui-ci  en  enverra  des  copies,  certifiées 
conformes,  par  la  voie  diplomatique  ècbacun  des  Etats  contractants. 

Abt.  14.  La  présente  Convention  entrera  en  vigueur  leöOième 
jour  k  partir  du  dépöt  des  ratifications  ou  de  la  date  de  la  noti- 
fication  des  adhésions. 

Abt.  15.  La  présente  Convention  aura  une  durée  de  cinq  ans 
a  partir  de  la  date  du  dépöt  des  ratifications. 
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Ce  lerme  commencera  k  courir  de  celte  date,  méme  pourles 
Ëiats  qui  auront  fait  Ie  dépót  après  cette  date  ou  qui  auraient 
adhéré  plus  tard. 

La  Convention  sera  renouvelée  tacitement  de  cinq  ans  en  cinq 
ans,  sauf  dénonciation. 

La  dénonciation  devra  ètre  notifiée,  au  moins  six  mois  avant 
Texpiration  du  terme  visé  aux  alinéas  précédents,  au  Gouver- 
nen^ent  des  Pays-Bas,  qui  en  donnera  connaissance  k  tous  les 
autres  Etats  contractants. 

La  dénonciation  ne  produira  son  effet  qu'k  1'égard  de  TEtat 
qui  Taura  notifiée.  La  Convention  restera  exécutoire  pour  les 
autres  Etats. 

La  Conférence,  en  outre,  a  émis  Ie  voeu: 

1°.  Que  Ie  Gouvernement  des  Pays-Bas  transmette,  quand  il  Ie 
jugera  opportun ,  les  rapports  et  les  avant-projets  concernant  les 
Effets  du  mariage  sur  Vétat  de  la  femme  et  des  enfants,  les 
E  ff  ets  du  mariage  sur  les  bicns  den  époux^  les  Effets  du  di- 
vorce  et  de  la  séparation  de  corps,  la  Tutelle  des  majeurs,  la 
Faillite  et  la  Délitn'ance  de  certificats  de  lois  (certificats  de 
coutumes),  aux  Etats  représentés  k  la  troisième  Conférence  de 
Droit  International  Privé,  en  y  ajoutant un projet de programrae 
et  en  invitant  lesdits  Etats  k  communiquer  leurs  observations 
sur  ce  projet,  suivant  Ie  procédé  qui  a  été  heureusement  suivi 
pour  la  préparation  de  la  Conférence  actuelie,  afin  que  ce  projet 
de  programme  puisse  faire  Tobjet  des  délibérations  d'une  qua- 
trième  Gonféience  de  Droit  International  Privé; 

2°.  Que  la  compétence  des  tribunaux  en  matière  de  succes- 
sions,  de  testaments  et  de  donations  êt  cause  de  mort  fasse  Tobjet 
d'une  entente  ultérieure. 

Fait  k  La  Haye,  Ie  dix  buit  juin  Mil  Neuf  Cent  eh  un  seul 
exemplaire  qui  restera  déposé  dans  les  Archives  du  Gouverne- 
ment des  Pays-Bas,  et  dont  une  copie . légalisée  sera  remise  par 
la   voie  diplomatique  a  chaque  Gouvernement  représenté  k  la 

Conférence. 

(Suivent  les  signaturesj 

De  258te  vergadering  van  de  Duitsche  Juristen- Vereeniging  werd 
van  11  13  September  1900  te  Bamberg  gehouden  onder  leiding 
van  Dr.  von  Stoesser,  «SenatsprasidentD  te  Karlsruhe.  191 
leden  woonden  de  vergadering  bq,  volgens  Dr.  Stenglein  inde 
Dt,  Juristenzeitung  van  1  October  eene  «schwacheBeteiligung». 
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Negen  onderwerpen  waren  door  het  Bestuur  aan  de  orde  ge- 
steld. De  eerste  afdeeling  behandelde  de  volgende  vragen : 
L  Welke  plaats  moet  in  het  te  verwachten  wetsontwerp  omtrent 
de  verzekering  aan  de  onderlinge  verzekeringmaatschappijen 
worden  toegekend?  Met  het  inmiddels  verschenen  wetsontwerp 
werd  instemming  betuigd.  II.  Z^n  door  het  Burgerlijk  Wetboek 
de  voorschriften  omtrent  den  overgang  en  hel  dragen  van  adell^ke 
namen  gewijzigd*?  een  onderwerp  voor  onze  lezers  zonder  be- 
lang. III.  Is  het  gewenscht,  de  universitaire  opleiding  en  den 
voorbereidingsdienst  der  rechtsgeleerden  voor  het  geheele  Duitsche 
Rqk  eenvormig  te  regelen?  Dit  onderwerp  trok  verreweg  de 
meeste  belangstelling  en  was  het  eenige,  dat  ook  in  de  algemeene 
vergadering  werd  besproken.  De  Vereeniging  verklaarde  zich 
voor  eene  gelijkvormige  regeling  langs  den  weg  «freier  Verein- 
barung»  tusschen  de  regeeringen  der  bondsstaten;  regeling  bij 
een  r^kswet  achtte  zij  niet  wenschelijk. 

De  drie  onderwerpen  voor  de  tweede  afdeeling  luidden :  L  In 
hoeverre  moeten  aan  de  openbaarmaking  van  brieven  zonder 
toestemming  van  den  schrijver  of  diens  erfgenamen  nadeel ige 
gevolgen  worden  verbonden?  De  vraag  werd  toestemmend  be- 
antwoord in  dien  zin,  dat  strafbepalingen  wenschelijk  werden 
geacht  II.  Moet  de  uitgever  bevoegd  zijn ,  het  recht  tot  uitgave 
zonder  toestemming  van  den  auteur  over  te  dragen?  Besloten 
werd  dat  de  auteur  z\jne  toestemming  moet  geven,  tenzij  hij 
een  tegenstrijdig  belang  heeft.  III.  Is  het  wenschelijk  de  straf- 
rechtelijke vervolging  van  inbreuken  op  het  auteursrecht  in 
navolging  van  de  Oosten qjksche  wet  van  26  Dec.  1895,  art  51, 
te  beperken  tot  opzettelijke  inbreuken?  Deze  vraag  werd  ont- 
kennend beantwoord. 

In  de  derde  afdeeling  kwamen  de  volgende  vragen  aan  de 
orde:  I.  Bestaat  er  behoefte  aan  wettelijke  voorschriften  omtrent 
de  voorwaarden,  waaronder  krankzinnigen  vóór  de  onder-curateele- 
stelling  in  een  gesticht  geplaatst  en  onder  curateele  gestelde 
krankzinnigen  aldaar  tegen  hun  wil  vastgehouden  kunnen  wor- 
den? Men  was  van  oordeel,  dat  tusschen  onder-curateele-stelling 
en  plaatsing  in  een  gesticht  onderscheiden  moet  worden;  voor 
het  eerste  verlangde  men  tusschenkomst  des  rechters  en  regeling 
b\j  rijkswet,  voor  het  tweede  tusschenkomst  van  den  genees- 
kundigen dienst  en  regeling  bij  landswet,  maar  in  eik  geval 
voldoende  rechtsbescherming.  II.  Hoe  kunnen  de  nadeelen 
worden  ondervangen,  welke  voor  de  rechtshandhaving  voort- 
vloeien uit  de  in  den  laatslen  tijd  gebleken  meeningsverschillen 
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lusschen  het  Rijksgerecht  en  de  Pruisische  gerechtshoven  over 
vragen  van  bevoegdheid?  Men  verlangde,  dat  de  meening  van 
het  Rijksgerecht  beslissend  zou  zijn.  III.  Hoe  moet  de  bevoegd- 
heid in  strafzaken  van  den  rechter  van  de  plaats,  waar  het 
misdrijf  is  gepleegd,  met  betrekking  tot  dr ukpersmisdrq ven  wor- 
den geregeld?  In  beginsel  werd  de  uitsluitende  bevoegdheid  van 
den  rechter,  binnen  wiens  gebied  het  gedrukte  stuk  is  versche- 
nen, aangenomen. 

Eene  opmerkelqke  uitspraak  werd  onlangs  door  den  Franschen 
rechter  gegeven  ter  zake  van  het  zoogenaamde  Sneeuwbal- 
contract (Boule  de  neigé)^  dat  helaas  ook  in  Nederland  niet 
onbekend  is.  De  eigenaardige  inrichting  van  deze  overeenkomst 
blijkt  uit  het  vonnis.  Zekere  Dutiron  biedt  aan  het  publiek  het 
middel  aan,  «zich  een  pak  kleederen  te  verschaffen  ter  waarde 
van  100  francs  tegen  betaling  van  slechts  4  francs».  Aan  den 
kooper  wordt  namel^'k  een  titre  de  coopération  uitgereikt,  onge- 
veer van  den  volgenden  inhoud :  «De  Heer  X.  heeft  tégen  overne- 
ming van  dit  stuk  fr.  20  gestort.  De  houder  moet  de  hieraan- 
gehechte  coupons  tegen  4  francs  per  stuk  verkoopen;  wanneer 
de  vijf  koopers  dezer  coupons  ieder  fr.  20  hebben  gestort  ter 
verkrijging  van  een  stuk  gelijk  aan  dit,  zal  de  houder  van  dit 
stuk  een  pak  kleederen  ter  waarde  van  fr.  100  bekomen.  ledere 
kooper  van  een  coupon  moet  fr.  20  storten  om  een  stuk  gelijk 
aan  het  tegenwoordige  te  verkrijgen,  welke  som  hij  terugontvangt 
door  op  zqne  beurt  de  vijf  bijgevoegde  coupons  tegen  fr.  4  per 
stuk  te  verkoopen.  Indien  een  van  de  koopers  der  coupons  de 
storting  van  fr.  20  niet  verricht,  moet  de  houder  van  den  titel 
het  ontbrekende  aanvullen  ten  einde  het  pak  te  erlangen ,  maar 
hij  verkrijgt  voor  iedere  gestorte  20  francs  een  titel,  waarmede 
hij  zich  door  verkoop  der  coupons  het  bedrag  weder  kan  ver- 
schaffen. De  houder  van  den  titre  de  coopération  wordt  verwit- 
tigd, zoodra  de  vijf  coupons  zijn  volgestort.  Hij  kan  dan  bij  m\j 
de  stof  uitzoeken  en  de  maat  doen  nemen  . . .  ]» 

De  Heer  Paternelle  kocht  voor  4  francs  zulk  een  coupon 
en  ruilde  die  bij  Dutiron,  tegen  belaliiig  van  fr.  20,  tegen 
een  nieuwen  titel,  gelijk  aan  den  zooeven  beschrevene;  de  nieuwe 
titel  was  listiglijk  genummerd  1019:  men  was  met  n".  1001  be- 
gonnen. P.  slaagde  er  niet  in,  een  der  vijf  coupons  te  verkoopen 
en  vroeg  nu  van  Dutiron  de  gestorte  20  francs  terug.  Hij  grondde 
zich  daarbij  op  de  nietigheid  der  overeenkomst  èn  wegens  gemis 
aan  oorzaak  èn  wegens  strqd  met  de  goede  zeden.  Bij  vonnis  van 
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het  vredegerecht  te  Lille  van  3  November  1899  werd  de  vorde- 
ring toegewezen;  de  rechtbank  te  Lille  bevestigde  deze  uitspraak 
op  15  Januari  1900.  Beide  beslissingen  zijn  te  vinden  big  D  a  11  o  z. 
Ree.  pér,  1900,  II  bl.  239,  en  in  Pand.  frariQ.  1900,  II  bl.  197. 

De  Rechtbank  nam  vooreerst  aan,  dat  hier  een  voldoende  oor- 
zaak ontbrak,  overwegende  o.  a.  ocque  Dutiron,  en  recevant 
cette  somme  de  20  francs,  a  couru  la  chance  de  conserver  la 
valeur  des  coupons  inutilisés,  mais  ne  s'est  exposé  a  aucun  ris- 
que  de  perte;  qu'il  n'a  donc  pas  fourni  a  son  co-contractant, 
sous  forme  d'aléa  ou  de  prestation,  Téquivalent  de ce qu'il a re^u 
de  lui ;  que  Ie  contrat  est  donc  nul  pour  défaut  de  causei».  Weer- 
legd wordt  dan  verder  de  bewering  van  Dutiron,  «que  Pa- 
ternelle  a  verse  20  francs  en  Tacquit  de  son  vendeur,  et  en 
exécution  d'une  obligation  prise  envers  ce  dernier». 

Ten  aanzien  van  de  «moralité  du  contrat»  bevat  het  vonnis  de 
volgende  beschouwingen : 

«que  la  convention  passée  entre  P.  et  D.  se  rattache  intime- 
ment  k  celles  qui  Tont  précédée,  ou  auraient  pu  la  suivre,  que 
les  unes  ont  ou  auraient  été  la  cause  déterminante  des  autres, 
et  qu*elles  ferment  un  ensemble  indivisible;  que  c'est  donc  eet 
ensemble  qu'il  convient  d'examineV  pour  apprécier  la  moralité  du 
contrat;  que  les  opérations  offertes  par  D.  doi vent  nécessairement 
demeurer  Ie  plus  souvent  sans  résultat,  par  suite  du  grand  nom- 
bre  de  coupons  offerts  en  vente  etdeTimpossibilitédelesplacer; 
que,  par  suite,  D.  réalise,  sans  risque  de  perte,  des  gains  con- 
tinus et  progressifs  k  Taide  des  versements  faits  entre  ses  mains; 
que  de  tels  avantages  sont  contraires  a  la  moralité  des  opérations 
commerciales  et  de  nature  k  nuire  aux  négociants  honnétes,  qui 
se  contentent  de  prélever  un  benefice  légitime  sur  lesmarchan- 
dises  vendues;  que,  d'autre  part,  les  opérations,  fallacieusement 
présentées  par  D.  sous  la  forme  de  titre  de  coopération,  et  en 
commengant  au  numero  1001 ,  constituent  un  danger  pour  l'épar- 
gne  populaire;  qu'elles  invitent,  en  effet,  des  personnes  n'ayant 
que  de  modiques  ressources,  trompées  par  Tappèt  du  gain,  a 
engager  pour  Ie  perdre  dans  des  opérations  Ie  plus  souvent  irró- 
alisables,  Ie  produit  de  leur  travail;  que  Ie  contrat  doit  donc 
étre  déclaré  nul ,  comme  contraire  k  la  morale  et  k  l'ordre  public". 
Het  vonnis  bevat  een  merkwaardig  bewijs,  dat  de  jurispru- 
dentie in  staat  is,  ook  zonder  speciale  wetsbepalingen,  met  de 
middelen  van  het  bestaande  recht,  dergelijke  woekercontracten 
tegen  te  gaan. 
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De  opvattingen  van  hetgeen  den  leden  der  balie  al  dan  niet 
bel.aamt  zijn  in  Frankrijk  en  in  België  in  vele  opzichten  anders 
dan  hier  te  lande.  Eene  bedrage  tot  de  kennis  van  de  Belgische 
opvattingen  levert  het  vonnis  van  de  rechtbank  te  Brussel  van 
43  Juni  1900,  dat  wq  aantroffen  in  de  Revue  pratique  des 
sociétés,  jg.  1900,  bl.  184. 

Een  advocaat  had  tegen  een  confrère  eene  vordering  ingesteld 
tot  betaling  van  30.000  frs.,  als  het  hem  alsnog  verschuldigde 
aandeel  in  honoraria,  op  grond  van  door  hem  gedurende  ver- 
scheidene jaren  verleende  medewerking  in  de  uitoefening  van 
gedaagdes  praktik. 

In  het  vonnis,  waarb^  de  vordering^  werd  ontzegd,  komende 
volgende  overwegingen  voor: 

«Dat  de  E.  zich  beroept  op  een  door  hem  beweerd  vaststaand 
gebruik  bij  de  balie;  dat  men  echter,  aangenomen  dat  er  een 
vaste  regel  bestaat  ten  aanzien  van  de  verdeeling  der  honoraria 
als  twee  advocaten  gezamenlijk  eene  enkele  zaak  behandelen, 
de  gebruiken  van  de  balie  niet  kan  inroepen  met  betrekking  tot 
eene  voortdurende  samenwerking,  volgens  eene  vooraf  gemaakte 
overeenkomst  sui  generis^  welke  stellig  weinig  in  overeenstem- 
ming zou  zijn  met  die  gebruiken; 

O.  immers,  dat  de  wet  aan  den  advocaat  heeft  toevertrouwd 
de  hooge  en  gewichtige  taak,  de  rechtzoekenden  voor  te 
lichten  en  te  leiden;  dat  het  belang  der  partijen,  evenals  dat 
der  justitie  zelve  en  ook  dat  van  de  advocaten,  die  de  meest 
gewichtige  hulp  verleen  en  bij  de  rechtsbedeeling,  zich  verzetten 
tegen  een  in  gemeenschap  brengen  van  hun  clientèle  en  van  de 
honoraria  die  zij  beiden  zouden  verdienen ,  evenals  tegen  elke 
afspraak  die  zou  leiden  tot  een  handel  of  speculatie  over  de 
verdediging  van  zaken  in  rechte; 

O.  dat  eene  duurzame  associatie  tusschen  advocaten,  zelfs 
tegen  den  zin  van  de  rechtzoekenden,  wier  belangen  daarby  op 
het  spel  staan,  volstrekt  indruischt  tegen  de  gebruiken  der  regels 
van  den  advocatenstandi). 

De  redactie  van  de  Revue  pratique  (de  advocaten  A.  Nyssens, 
oud-minister  en  hoogleera«r  te  Leuven,  en  J.  Corbiau,  even- 
eens hoogleeraar  te  Leuven)  stelt  naar  aanleiding  van  dit  vonnis 
nog  de  vraag:  Mag  de  maatschap,  aangegaan  tusschen  twee  ad- 
vocaten, waarb\j  z\j  hunne  clientèle  en  hunnen  arbeid  in  ge- 
meenschap brengen ,  ten  einde  ze  gemeenschappelijk  aan  te  wen- 
den en  de  voordeelen  door  hun  gemeenschappel^k  bedr\jf  afge- 
worpen te  deelen ,  geacht  worden  een  geoorloofd  doel  te  hebben '? 
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«Men  is  het  er  algemeen  over  eens»,  vervolgt  de  redactie,  cdal 
de  maatschap  gesloten  tusschen  een  geneesheer  en  een  apotheker, 
de  gemeenschappelijke  uitoefening  van  het  beroep  van  den  een 
en  van  het  bedrijf  van  den  ander  ten  doel  hebbende,  evenals  de 
vennootschap  tusschen  een  gediplomeerden  apotheker  en  een 
kapitalist,  een  ongeoorloofd  doel  heeft,  daar  het  algemeen  belang 
vordert  dat  de  beroepen  van  geneesheer  en  apotheker  worden 
uitgeoefend  onder  omstandigheden  die,  vóór  alles  de  openbare 
gezondheid  waarborgende,  hunne  beoefenaars  niet  al  te  zeer 
dreigen  te  plaatsen  tusschen  de  vervulling  van  hun  plicht  en  de 
zelfzuchtige  behartiging  van  geldelijke  belangen.  Vorderen  niet 
algemeene  belangen  van  anderen ,  maar  even  dringenden  aard , 
dat  het  gilde  der  advocaten,  dat  door  de rechtzoekenden  en  door 
de  openbare  machten  zelve  wordt  beschouwd  als  de  onkreukbare 
en  verlichte  raadgever  van  de  partijen  en  als  de  dienaar  der 
justitie,  streng  worde  gehouden  buiten  het  bereik  van  de  ver- 
leidingen, welke  onafscheidel^k  z\jn  van  het  winstbejag,  en  van 
de  zwakheden  welke  daarvan  maar  al  te  licht  de  gevolgen  zqn7> 

«De  vennootschap,  waarvan  sprake  is,  is  dus  niet  alleen,  zoo- 
als  de  rechtbank  beslist,  een  inbreuk  op  de  gebruiken  en  de 
regels  van  de  balie;  zij  is  in  stryd  met  de  openbare  orde  en 
moet  als  zoodanig  geacht  worden  zulk  een  ongeoorloofd  doel  te 
hebben,  als  waardoor  een  vennootschap  volstrekt  nietig  wordt 
gemaakt.i> 

Hoe  geheel  anders  worden  dergelijke  vennootschappen  beoor- 
deeld door  de  rechtzoekenden,  de  balie  en  de  «openbare  machteni» 
ten  onzent,  waar  zij  reeds  lang  burgerrecht  hebben  verkregen! 

De  jongste  bundel  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Ci- 
vilsachen  bevat  een  belangrijk  arrest  in  zake  de  burgerrechtelijke 
aansprakelijkheid  van  den  Slaat.  Voor  de  vaart  door  het  Kaiser- 
Wilhelï» -kanaal  stelt  het  Ryks-Kanaalbestuur,  tegen  vergoeding, 
sleepbooten  beschikbaar.  Het  schip  Anna,  door  zoodanige  boot 
gesleept,  zonk  in  het  kanaal ,  en  wel,  volgens  de  bewering  van  den 
eigenaar  der  lading,  door  de  schuld  van  den  schipper  der  sleep- 
boot. Deze  eigenaar  vroeg  nu  aan  het  Rijk  vergoeding  der  door 
hem  geleden  schade.  De  Rechtbank  te  Kiel  wees  de  vordering 
toe,  doch  in  hooger  beroep  werd  ze  ontzegd.  Het  Reichsgericbt 
(arrest  van  2  December  1899,  Entscheidungen,  dl.  45  n^  41, 
hl.  162  vlg.),  in  beginsel  de  aansprakelijkheid  van  het  Rijk  erken- 
nende, wees  de  zaak  naar  den  rechter  in  appèl  terug  tot  nader 
onderzoek  van  de  feitelijke  vragen. 
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Volpens  het  Reichsgericht  is  het  niet  twijfelachtig,  dat  het  Rijk 
in  het  algemeen  verantwoordelijk  is  te  achten  voor  de  schade, 
die  een  lid  van  de  bemanning  der  sleepbooten  aan  een  derde 
toebrengt  door  schuld  in  de  uitoefening  z^ner  dienstverrichtin- 
gen. Daargelaten  kan  worden ,  of  het  verkeer  op  het  kanaal  als 
zee-  of  als  binnenvaart  is  te  beschouwen,  en  of  dus  artt..451en 
452  H.G.B,  (oud)  of  §§  3  en  4»  der  wel  op  de  binnenscheepvaart 
van  15  Juni  1895  toepassel^k  z\jn:  beide  bepalingen  leiden  hier 
tot  hetzelfde  resultaat.  Door  het  R^k  was  aangevoerd,  dat  de 
verantwoordelijkheid  werd  uitgesloten  door  het  voorschrift  van  §  1 

van  het  Reglement  voor  het  kanaal,  luidende : «Das  Deutsche 

Reich  übernimmt  keinerlei  Verpflichtung  zur  Ersatzleistung  für 
Schaden,  welche  die  SchifFe  im  Kanal  erleiden,  selbst  wenn  ein 
Verschulden  der  Kanallotsen  oderanderer  Angestellterder  Kanal- 
verwaltung  dabei  in  Frage  kommt.»  Het  Oberlandesgericht  te 
Kiel  had  deze  verwering  gegrond  verklaard.  Door  het  Reichsge- 
richt wordt  ze  beslist  verworpen.  Uitvoerig  en  grondig  wordt 
door  het  Hooggerechtshof  beredeneerd,  dat  de  algemeene  wet- 
telijke regels  der  aansprakelijkheid  door  dergelijke  eenzijdige 
wilsverklaring  niet  kunnen  worden  ter  zijde  gesteld,  en  dat  het 
ook  niet  aangaat,  met  het  oog  op  dit  artikel  de  uitsluiting  der 
verantwoordelijkheid  als  stilzwijgend  overeengekomen  te  con- 
strueeren. 

Het  verdient  opmerking,  dat  over  de  «publiekrechtelijke  be- 
schouwing», die  ten  onzent  in  dergelijke  zaken  een  rol  pleegt  te 
spelen,  in  het  arrest  geen  woord  is  te  vinden. 

Omtrent  de  vraag,  of  de  gebruiker  van  een  automobiel  ver- 
plicht is  tot  schadevergoeding,  als  een  paard  door  dit  voertuig 
aan  het  schrikken  wordt  gebracht,  vonden  wij  in  de  The  New 
Jersey  Law  Journal  1900,  n*'.  10,  een  tweetal  uitspraken,  die 
interessant  z\jn  om  de  uiteenloopende  beschouwingen  van  de 
rechters,  door  wie  ze  werden  gedaan. 

De  eerste  uitspraak  is  van  rechter  Sunderland  teRochester 
in  den  staat  New -York.  Hij  overweegt,  «indien  iemand  het 
goed  zou  vinden  terug  te  keeren  tot  eene  primitieve  manier 
van  doen  en  door  een  stadsstraat  te  gaan  met  een  span  van  vier 
ossen  en  een  prai r ie- wagen ,  dan  zou  dat  misschien  aan  dit  ge- 
zicht niet  gewende  paarden  onrustig  maken.  Toch  zou  er  m.i. 
geen  grond  zqn  voor  eene  vordering,  indien  een  paard  daardoor 
op  hol  ging,  mits^behoorl^ke  zorg  werd  gedragen  om  niet  on- 
noodig    in    het   gebruik    van   den    openbaren   weg   stoornis   te 
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brengen.  Paarden  kunnen  schrikken  zoowel  van  vervoermid- 
delen die  verouderd  zijn  geworden  als  van  nieuwe,  maar  dit  is 
een  der  gevaren  verbonden  aan  hel  rijden  met  paarden,  en  dit 
feit  mug  niet  worden  gebruikt  om  teruggang  of  vooruitgang  in 
de  wijze  van  vervoer  tegen  te  houden.  Rijwielen  plachten  paar- 
den te  verschrikken,  maar  een  vorderingsrecht  werd  niet  ver- 
kregen. Electrische  tramwagens  hebben  vaak  het  op  hol  gaan 
van  paarden  veroorzaakt.  Automobielen,  werkende  zonder  stoom 
met  accumulatoren  of  met  gasoline  en  rijdende  met  een  matigen 
gang,  kunnen  paarden  daaraan  niel  gewend  doen  schrikken; 
toch  moot  het  paard  daaraan  wennen  of  anders  de  gebruiker 
het  risico  dragen.  Indien  het  paard  met  den  vooruitgang  zal 
meegaan ,  moet  het  wennen  aan  de  automobiel  en  niet  schrikken 
als  deze  op  den  openbaren  weg  verschijnt.» 

Eenigszins  anders  redeneerde  rechter  Dixon  te  Bergen  in 
New-Jersey.  Een  zekere  Guyre  vorderde  van  dokter  Vroom 
schadevergoeding  wegens  den  dood  van  zijne  vrouw.  Mevr.  Guyre 
was  in  het  Midland  park  van  haar  sjees  geworpen  en  stierf  aan 
de  bekomen  verwondingen.  Getuigen  verklaarden  dat  Dr.  Vroom's 
automobiel,  die  deze  niet  in  zijn  macht  had,  het  paard  dat 
Mevr.  Guyre  mende  bijna  aanreed ,  waardoor  dit  op  hol  ging  en 
zy  uit  de  sjees  werd  geworpen.  Dr.  Vroom  daarentegen  ver- 
klaarde, dat  het  paard  was  geschrokken  toen  het  275  voet  van 
de  automobiel  verwijderd  was,  en  dat  h\j  deze  had  doen  stilstaan 
toen  hij  zag  dat  het  dier  bang  was.  Hij  beweerde  dat  hij  de 
machine  geheel  in  zijn  macht  had  en  gaf  vóór  het  gerechtsge- 
bouw eene  vertooning  om  den  rechter  en  de  jury  zijne  bekwaam- 
heid in  het  besturen  daarvan  te  doen  zien.  Rechter  Dixon 
onderrichtte  de  jury  als  volgt:  «De  eerste  vraag,  welke  gij  hebt 
te  beantwoorden  ten  einde  te  beslissen  over  de  aansprakelijkheid 
van  den  gedaagde,  is  deze,  of  deze  machine  een  hinder  (nuisancc) 
is.  Gij  hebt  gezien  hoe  zy  wordt  gebruikt.  Gij  hebt  den  getuige 
de  wijze  van  behandeling  hooren  beschrijven  en  de  vraag  is 
overgelaten  aan  uw  gezond  verstand ,  of  het  waarschijnlijk  is 
dat  de  machine,  rijdende  op  een  landweg  zonder  een  paard 
daarvoor  gespannen  en  stoom  van  achteren  uitlatende ,  een  paard 
op  den  weg  zal  verschrikken  en  den  weg  gevaarlijk  zalmaken, 
zoodal  de  machine  een  hinder  uitmaakt.  Het  slaat  vast,  dat  de 
automobiel  een  verbeterd  middel  van  vervoer  is,  maar  daaruit 
volgt  niet  dat  zij  geduld  moet  worden.  Het  recht  met  parden 
op  den  openbaren  weg  te  rijden  is  een  gevestigd  recht,  een 
algemeen    (comrnon)  recht,  en  wanneer  een  nieuw  middel  van 
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vervoer  van  zoodanigen  aard  wordt  gebruikt,  dat  het  in  den 
regel  ongemak  en  gevaar  medebrengt  voor  hen  die  het  gemeene 
recht,  het  gevestigde  recht  van  gaan  op  den  openbaren  weg 
uitoefenen,  dan  is  het  een  hinder  en  kan  het  niet  geduld  wor- 
den. Indien  het  slechts  nu  en  dan  of  bij  uitzondering  paarden 
verschrikt,  dan  zou  het  niet  een  hinder  zgn.  Zal  het  een  hinder 
wezen,  dan  moet  het  ook  in  gewone  omstandigheden  bepaalden 
overlast  veroorzaken  aan  diegenen,  die  met  paarden  op  den  open- 
baren weg  r^'den^.  De  jury  was  van  oordeel  dat  een  automobiel 
geen  hinder  is ,  maar  kon  het  overigens  na  een  nacht  beraadslagens 
niet  eens  worden,  zoodat  de  zaak  niet  kon  worden  beslist. 

Eene  hoogst  opmerkel^'ke  uitspraak,  onlangs,  op  18  October 
1900,  gewezen  door  den  voorzitter  der  rechtbank  te  Ghiteau- 
Thierry,  recht  doende  in  kort  geding,  vinden  vfi^  in  La Belgique 
judiciaire  1900,  kol.  1245. 

Ten  gevolge  van  een  ongeval  bij  den  arbeid  was  een  werkman 
overleden.  Op  grond  ran  de  wet  van  9  April  1898  wendden  de 
nagelaten  betrekkingen  zich  tot  den  rechter,  opdat  deze  het  be- 
drag der  schadeloosstelling  zou  bepalen.  Volgens  het  eerste  lid 
van  art.  16  der  genoemde  wet  werden  partijen  voor  den  voor- 
zitter der  rechtbank  geroepen  om  zoo  mogel^k  tot  overeenstem- 
ming te  geraken.  Bij  de  behandeling  bleek  tusschen  den  patroon 
en  de  weduwe  des  arbeiders  verschil  van  meening  te  bestaan 
over  het  bedrag  van  het  loon  des  overledenen ,  dat  tot  grondslag 
der  schadeloosstelling  moest  strekken.  Ten  einde  de  daaromtrent 
voorhanden ,  vooralsnog  onvoldoende,  gegevens  aan  te  vullen  werd 
de  poging  tot  verzoening  acht  dagen  uitgesteld.  «D  e  weduwe»  — 
zoo  lezen  wij  letterlijk  in  het  vonnis  —  «die  zich  met  de 
grootste  moeite  het  noodige  geld  had  verschaft  om 
uit  hare  woonplaats  Parijs  naar  Gh&teau-Thierry  te 
reizen,  heeft  toen,  door  armoede  gedrongen  en  ten 
einde  een  nieuw  uitstel  te  vermijden,  verklaarde 
dat  zij  niet  langer  volhardde  bij  hare  aanspraken 
en  zonder  verdere  discussie  alle  voorwaarden  van 
den  patroon  aanvaardde  om  onmiddellijk  een  be- 
drag, welk  dan  ook,  te  kunnen  ontvangen,  dat  hare 
ellende  zou  verzachte ni>.  De  Voorzitter  meende  dergel\j- 
ken,  onder  den  drang  der  noodzakel\jkheid  gedanen,  afstand 
van  rechten  niet  te  mogen  goedkeuren.  Hij  bezorgde  aan  de 
weduwe  een  rechtsgeleerden  raadsman.  Deze  verzocht  nu  den 
Voorzitter,  in  kort  geding  te  bevelen,  dat,  zonder  uitstel  enter 


Digitized  by  VjOOQIC 


634 

tegemoetkoming  in  de  dringende  behoefte,  de  patroon  eene 
kleine  som  zou  betalen  op  rekening  van  het  reeds  verschul- 
digde bedrag.  De  Voorzitter  overwoog: 

ccdat  de  rechten  der  ongelukkigen  door  den  rechter  misschien 
met  nog  meer  zorg  moeten  worden  beschermd  dan  die  der  meer 
bevoorrechten  en  dat  iedere  maatregel,  welke  strekt  om  huii 
een  vrij  debat  over  hunne  rechten  mogelijk  te  maken,  dringend 
noodzakel^k  is  te  achten ; 

«dat  er  geen  meer  spoedeischende  maatregel  bestaat,  vooral  in 
zake  ongevallen  b\j  den  arbeid,  dan  de  toekenning  van  eene 
voorloopige  uitkeering  tot  levensonderhoud  op  rekening  van  het 
onbetwistbare  gedeelte  der  schadeloosstelling,  in  afwachting  van 
de  oplossing  der  moeilijkheden ,  ten  aanzien  van  het  bedrag  der 
verschuldigde  vergoeding  gerezen; 

€dat  wel  is  waar  art.  16  der  wet  van  9  April  1898  bepaalt, 
dat  de  rechtbank,  zoo  daartoe  termen  z\jn,  eene  voorloopige 
uitkeering  kan  toestaan,  maar  dat  deze  rechtsgang,  die  ook  nog 
tamelijk  lang  duurt,  alleen  toepasselijk  kan  z\jn  op  die  voor- 
loopige regeling,  welke  bestemd  is  om  aan  de  belanghebbenden 
te  veroorloven  gedurende  het  proces  hunne  gewone  levensw^ze 
te  volgen; 

«dat  daarentegen  de  snelste  weg,  die  van  het  kort  geding, 
moet  gevolgd  worden  voor  de  toekenning  van  die  voorloopige 
uitkeering ,  welke  inderdaad  tot  het  eerste  levensonderhoud  moet 
strekken,  d.  w.  z.  de  zoodanige  die  ten  doel  heeft,  op  den  dag 
zelf,  het  brood  en  de  voor  het  bestaan  volstrekt  noodzakelijke 
voorwerpen  te  verzekeren,  eene  uitkeering,  waarvan  de  bepaling 
als  het  ware  op  het  oogenblik  zelf  dringt;  .... 

«dat  de  letter  der  wet  van  deze  procedure  geen  melding 
maakt,  maar  dat  zij  onbetwistbaar  uit  den  geest  der  wet  voort- 
vloeit en  dat  het  tot  de  roeping  des  rechters  behoort,  de  ge- 
dachte des  wetgevers  ontwikkelend,  de  blikbare  leemten  van 
zijn  werk  aan  te  vullen». 

Beslist  werd  «vu  Textréme  urgence»,  dat  de  patroon,  binnen 
de  grenzen  van  het  onbetwiste  gedeelte  der  schadevergoeding, 
onmiddellijk  een  bedrag  zou  hebben  te  betalen,  vereischt  om 
aan  de  nagelaten  betrekkingen  het  onmiddellijk  noodzakelijke 
levensonderhoud  te  verzekeren. 

Deze  uitspraak  mag  merkwaardig  genoemd  worden  als  een 
bewgs,  welk  eene  mate  van  vrijheid  de  Fransche  rechter  zich 
b\j  de  vervulling  zijner  taak  toekent.  Doch  tevens  vordert  zg  de 
aandacht,   omdat   de    hier   medegedeelde  feiten  een  schel  licht 
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werpen  op  de  gevaren ,  die  aan  eene  ^pnvaatrechtelijke:!^  rege- 
ling van  de  vergoeding  wegens  arbeidsongevallen  zijn  verbonden. 

De  Algemeene  Vergadering  der  Nederlandsche  J-u  riste  n- 
vereeniging  zal  in  19Q1  gehouden  worden  te  Leeuwarden. 
Aan  de  orde  zullen  worden  gesteld: 

Onderwerp  I.  Hoe  moeten  voor  het  geval. van  geschil  over 
de  levering  van  roerende  goederen ,  de  rechten  en  verplichtingen 
van  kooper  en  verkooper  geregeld  worden?  —  Praeadviseurs : 
Mrs.  J.   Rombach  en  J.  Limburg. 

Onderwerp  IL  Zijn  wijzigingen  in  de  regeling  van  gevange- 
nisstraf en  hechtenis  gewenscht,  hetzij  met  behoud,  hetzij  met 
opoffering  van  het  bestaande  stelsel ;  zoo  ja ,  welke  *?  —  Praead- 
viseurs: Mrs.  W.  J.  van  Weideren  Baron  Rengers  en  Jhr. 
D.  O.  Engelen. 
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ThemiB,  dl.  61,  n°.3.  —  Bake,  kerkbouw.  —  Segers,  bevoor- 
deeling b\j  tweede  of  verder  huwelijk.  —  Hartzfeld,  over 
vertegenwoordiging  en  haar  rechtsgevolgen,  naar  privaat-  en 
publiekrecht.  —  Veegens,  reêele  executie.  —  Caroli,  con- 
tempt  of  court. 

Tjjdsohrift  voor  Strafrecht,  dl.  13.  —  Afl.  4.  Visser,  eenige 
opmerkingen  naar  aanleiding  ouzer  recidivistenstatistiek.  — 
de  Ridder,  opmerkingen  over  bew\js  en  bewijsleer  in  straf- 
zaken. —  Slingenberg,  Wang  teboesan. —  de  Savornin 
Lohman,  militaire  rechtspraak.  —  v a n  der  Eist,  een  leer- 
zaam geval  van  krankzinnigheid.  —  Petit,  strafrechtelijke 
bibliographie  (1  Juli— 31  Aug.  1900). 

Het  Beoht  in  NederlandBoh-Indië.  —  Dl.  74,  no.  12.  Van 
den  Bergh,  iets  over  de  landraden.  —  Dl.  75,  n®.  3/4.  van 
Gennep,  tegenbewijs  in  civilibus. 

Bechtskundig  Tjjdsohr.  voor  Vlaamsoh-Belgiê ,  jg.  3.  —  Afl.  2. 
Vlaamsch  rechtskundig  Congres  te  Antwerpen,  24  Juni  1900. 
—  Begerem,  de  Gelykheidswet  en  hare  toepassing.  — Coo- 
reman,  de  arbeidsovereenkomst.  —  Afl.  3.  Cooreman,  de 
arbeidsovereenkomst  (slot).  —  de  Hoon,  schuld  bij  overtre- 
dingen. —  Des  warte,  over  de  studie  der  Nederlandsche  rechts- 
taal.  —  Beuckers,  iets  over  de  grondbeginselen  der  bevoegd- 
heid in  burgerlijke  zaken.  —  Afl.  4.  Van  der  Linden, over 
het  pachtersrecht.  —  Joly,  begrippen  en  meeningen  over  de 
bevoegdheid.  —  S.  e.  N.  De  wet  tot  wijziging  van  de  regeling 
der  erfopvolging  bij  kleine  nalatenschappen  in  België  en  het 
Anerbenrecht,  I. 

Bevue  de  droit  Intemational,  t.  32.  —  N^  2.  Descamps, 
conférence  internationale  de  la  paix.  Rapport  sur  Ie  reglement 
pacifique  des  conflits  internationaux.  —  Olivi,  Ie  projet  néer- 
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landais  de  progi*amme  pour  la  troisième  conférence  de  droit 
international  privé,  II.  —  Harburger,  du  manque de parole 
des  prisonniers  de  guerre.  —  La  situation  politique  de  la  Fin- 
lande,  II.  —  Péritch,  un  cas  de  naturalisation  collectiveen 
dehors  de  toute  cession  de  territoire.  —  N'.  3.  Pierantoni, 
de  Texécution  des  sentences  arbitrales  étrangères  en  France.  — 
Bajer,  navires  de  guerre  et  ports  neutres.  —  Stocquart, 
la  nouvelle  loi  federale  des  Etats-Unis  sur  la  faillite.  —  Lis- 
boa, du  service  consulaire.  —  Descamps,  conférence  inter- 
nationale de  la  paix.  Rapport  sur  Ie  reglement  pacifique  des 
conflits  internationaux ,  II.  —  Effendi  V  a  z  z  i  d  i ,  la  propriété 
imraobilière  en  Turquie  et  Tart.  1737  du  Medjellé.  —  N».  4. 
Kovalevsky,  la  constitution  vénitienne  jugée  par  Jespubli- 
cistes  des  XVI»,  XVIIe  et  XVIile  siècles.  —  Descamps, 
conférence  internationale  de  la  paix.  Rapport  sur  Ie  reglement 
pacifique  des  conflits  internationaux,  III.  —  de  Paepe,dela 
loi  applicable  h  Tétat,  a  la  capacilé  et  aux  meu bles  des  étran- 
gers.  —  de  Bar,  observations  sur  les  principes  du  droit 
international  concernant  les  impöts,  notamment  les  doubles 
impositions. 

Journal  du  droit  international  privé,  27e  année.  —  Nos.  5/6. 
Fiore,  de  la  loi  qui,  d*après  les  principes  du  droit  interna- 
tional, doit  régir  les  engagements  qui  se  ferment  sans  conven- 
tion, I.  —  Dauge,  de  la  condition  juridique  des  étrangers 
et  de  l'organisation  judiciaire  au  Siam,  I.  —  Maeterlinck, 
des  institutions  juridiques  du  Maroc.  —  Hubert,  du  jus 
soli  relativement  k  l'application  de  Tart.  10  du  Code  civil.  — 
Busdugan,  du  mariage  des  Roumains  k  Tétranger  et  des 
étrangers  en  Roumanie  {suite).  —  Kei  del,  renseigneraenls 
pratiques  sur  la  nationalité  allemande  (suite),  —  No».  7/10. 
Aubry,  de  la  nolion  de  territorifilité,  en  droit  international 
privé,  L  —  Dauge,  de  la  condition  juridique  des  étrangers 
et  de  Torganisation  judiciaire  au  Siam  (fin).  —  Fiore,  de  la 
loi  qui,  d'après  les  principes  du  droit  international,  doit  régir 
les  engagements  qui  se  ferment  sans  convention  (fin).  — 
Stocquart,  de  la  capacité  testamentaire  de  la  femme mariée 
en  Angleterre,  au  regard  du  droit  international  privé.  — Pé- 
ritch, de  la  juridiction  competente  en  Serbie  pour  connaitre 
des  actions  en  divorce  ou  en  nullité  du  mariage  formées  par 
des  époux  étrangers.  —  Busdugan,du  mariage  des  Rou- 
mains a  Tétranger  et  des  étrangers  en  Roumanie  {fin). 
BechtBgel.  Mag.  1900.  42 
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ZeitBohr.  f.  isternationalefl  Frivat-  u.  Strafireoht,  Bd.  10.   — 

H.  3.  Seyferth,  inwiefern  sind  die  Strafgesetze  eines  deut- 
schen  Einzelstaates  ausserhalb  desselben  anwendbar?  —  PI  o  t  k  e, 
die  Rechlsfahigkeit  auslandischer  juristischer  Personen  nach 
dem  bürgerl.  Gesetzh.  und  einzelnen  Ausführungsgesetzen  zum 
B.G.B.  —  H.  4.  Marcusen,  innerstaalliches  und  überstaal- 
liches  internationales  Privatrecht.  —  Plotke,  die  Rechlsfa- 
higkeit auslandischer  Personen  nach  dem  B.G.B,  und  einzelnen 
Ausführungsgesetzen  zum  B.G.B.  (Schluss). 

Riyiflta  di  diritto  intemaBionale ,  anno  III.  —  Fase.  6/7.  Gli  av- 
venimenti  cinesi.  Bovio,  FEuropa  in  Cina;  Wu-Ting-Fang, 
Ie  relazioni  della  Cina  con  TEst;  Pennetti,  ció  che  vuolela 
Cina.  —  Corsi,  a  proposito  del  progetto  di  legge  suir  emi- 
grazione.  —  Nys,  un  chapitre  de  Thistoire  de  la  mer.  — 
Fase.  8.  Ascoli,  Assistance  et  sauvetage.  Relazione  allapros- 
sima conferenza marittima di Parigi.  —  Fase. 9.  de  R o s s i, assis- 
tance et  sauvetage.  Relazione  etc. —  Mirelli,  la  compétence 
en  matière  d'abordage.  Relazione  etc.  —  Lanza,  responsabi- 
lité  des  propiétaires  de  navires.  Relazione  etc. 

The  Law  Magazine  and  Review.  N^  317,  Aug.  1900.  ~  H  a  s  f  i  e, 
solicitors  and  reform.  —  Walton,  notes  on  the  earlyhistory 
of  legal  studies  in  England.  —  Gleave,  privileged Communi- 
cations: husband  and  wife.  —  Stubbs,  suzerainty :  mediaeval 
and  modern.  —  Criminal  statistics,  1898.  —  Warren,  the 
(dimited  liability»  of  landlords.  —  Keogh,  Reginav. Gray  — 
Barr  Ames,  assumpsit  for  use  and  occupation.  —  Current 
notes  on  international  law.  —  Baker,  notes  on  recent  cases 
(English).  —  Williams,  contemporary  foreign  literature. 

Jherings  Jahrbüoher  f.  d.  Dogmatik   des  bürgerL  Beohts, 

Bd.  -41,  H.  6.  —  Muller,  die  Hinterlegung  zur  Schuldbe- 
freiung  nach  dem  B.G.B. 

Arohiv  f.  d.  oivilistiflohe  Praxis,  Bd.  91,  H.  1.  —  Th  iel  e, 
Studiën  zum  ehelichen  Güterrecht  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs.  Die  Surrogation  nach  §  1381,  1382.  —  Biermann, 
zur  Lehre  von  der  IJ nmöglichkeit  der  Leistungim  bürgerlichen 
Recht.  —  Fohr,  das  Leibzuchtsrecht  des  überlebenden  Ehe- 
gatten.  —  Schirmer,  Arbitrium  merum  und  arbitrium  boni 
viri.  —  S  c  h  e  f  o  1  d,  das  selbstandige-Erwerbsgeschaft  der  Ehefrau. 

Zft.  f.  d  Ppivat-  u.  öflfentl.  Beoht  d.  Gegenwart,  Bd.  28,  H.  1.— 
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Piek,  die  Lohnbeschlagnahme  nach  öslerreich.  u. deutschem 
Rechte,  zugleich  em  Beitrag  zur  Kritik  juristischer  Begriffs- 
bildung.  —  Landauer,  erbloser  Nachlass  und  Grenzen  des 
Verwandie  nerbrechts.  —  Niilsen,  die  Convention  zu  Moss. 

ArohiT  f.  bürgepliohos  Beoht,  Bd.  48,  H.  i.  —  Kohier,  Zwölf 
Studiën    zum  Bürgerl.  Gesetzb    IV.  Vertrag  und  Uebergabe. 

—  Eister,  die  Lehre  von  der  Auslobung  nach  Gem.  Recht 
und  B.G.B.  —  Maas,  Bibliographie  des  bürgerl.  Rechts,  4899. 

GerichtBsaal.  —  Bd.  57,  H.  6.  Clausius,zurStrafzumessung. 

—  Z  immer  Ie,  der  Begriff  des  groben  Unfugs  nach  seiner  ge- 
schichtlichen  Entwicklung.  —  Bd.  58,  H.  4/2.  Weber,  Dar- 
stellung  der  Defraude  nach  Reichsrecht,insbesondereinihrem 
Verhaltniss  zum  Betruge  (I).  —  Rotering,  Sonn- und  Fest- 
tagsruhe.  —  Stenglein,  der  Begriff  des  groben  Unfugs.  — 
Gruber,  soll  die  bedingte  Verurtheilung  auch  bei  den  Dis- 
ciplinarstrafen  der  in  den  Besserungsanstalten  untergebrachten 
jugendlichen  Rechtsbrecher  angewendet  werden?  —  H.  3. 
Weber,  Darstellung  der  Defraude  nach  Reichsrecht,  ins- 
besondere  in  ihrem  Verhaltniss  zum  Betruge  (II).  —  Hom, 
Zurechnungsfahigkeit  und  bürgerliche  Freiheit. 

Zeitsohrift  f.  d.  ges.  Strafreohtswissensohaft.  —  Bd.  20,  H.  5. 
May  er,  Bemerkungen  zu  Liepmanns  Erörterungen  über  die 
Kausalitat  im  Strafrecht  —  Heinsheimer,  inwiefern  wird 
die  Einheitlichkeit  eines  KoUektiv-Delikts  durch  zwischenlie- 
gende  Strafentscheidungen  unterbrochen ?  —  Bartolomaus, 
zur  Reform  der  Strafrechtspflege.  —  Die  kroatisch-slavonische 
Landes-Strafanstalt  in  Mitrovica.  —  Har  burger,  zwei  Grund- 
fragen  des  sogenannten  internat.  Strafrechts.  —  H.  6.  Rosen- 
berg,  über  die  Straf barkeit  des  untauglichen  Versuchs.  — 
Kerckhoff,  ein  Giftmordprozess.  —  Bd.  24,  H.  4.  Bon- 
hoe f  f  er,  ein  Beitrag  zur  Kenntnis  des  grossstadtischen  Bet- 
tel-  und  Vagabondentums.  —  Bartolomaus,  über  Hexen- 
prozesse.  —  Sc  hl  echt,  die  Stellung  des  «Unlauteren  Wett- 
bewerbes»  im  System  des  Strafrechts.  —  L  e  v  i  s ,  strafrechtliche 
Behandlung  jugendlicher  Personen.  —  von  Liszt,  das  ge- 
werbsmassige  Verbrechen.  —  Hilse,  ünfallfürsorge  für 
Gefangene.  —  Freudenthal,  Professor  Dr.  Bennecke. 

Arohiv  f.  öflfentl.  Hecht,  Bd.  45,  H.  3.  —  Apt,  die  Rechtsnatur 
der  in   Arbeitsordnungen   vorgesehenen  Strafen.   —  Arndt, 
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über  deulsches  und  preuss.  Verordnungsrecht.  —  Nol  dek  e, 
die  Berathung  und  Verkündung  der  Entscheiduugen  im  Civil- 
prozess.  —  v.  Bar,  das  Rechl  der  unlerseeischen  Kabel  im 
Kriegsfalle.  —  Scbellhas,  die  Terminologie  des  Rechts.  — 
Die  finnische  Frage  (ein  Gutachten). 

Zeitsobr.  f.  vergl.  Beohtswissensohaft,  Bd.  14,  H.  1/2.  — 
Rapaport,  der  Talmud  und  sein  Recht.  —  Darinsky, die 
Familie  bei  den  kaukasischen  Völkern.  —  Rundstein,  die 
Blutrache  und  das  System  der  Gompositionen  in  zwei  Urkunden 
polni?chen  Rechtes  des  13.  Jahrh.  -  Wladjimjirski- 
Budanoff,  Geschichte  des  russischen  Rechts.  — -  Kohier, 
Rechte  der  dt.  Schutzgebiete. 

Deütsohe  Juristen-Zeitnng,  Jg.  1900.  —  N°.  15.  Leonhard, 
Erfahrungen  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Studienplanes.  — 
Z  i  t  e  I  m  a  n  n ,  Aufgaben  und  Bedeutung der  Rechtsvergleichung. 

—  La  band,  die  neue  Litteralur  des  deutschen  Handeïsrechts. 

—  N°.  16.  V.  Tuhr,  die  neue  Litteratur  zum  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuch.  — A  r  n  d  t,  allgemein  Wichliges  aus  dem  preuss.  Korop- 
labilitatsgesetze.  —  Meisel,  das  Abkommen  zur  Regelung  von 
Fragen  des  internationalen  Privatrechts.  —  No«  17/18.  H  a m  m, 
gemeinsame  Ausbildung  der  Justiz-  und  Verwaltungsbeamten. 

—  V.  Ma  SS  OW,  Anarchismus  und  Strafrecht.  —  v.  Bülow, 
adlige  Familiennamen.  —  v.  Staudinger,  zur  Rechtsnatur 
der  nichtrechtsfahigen  Vereine  im  B.G.B.  —  Krückmann, 
zur  Frage  der  reichsrechllichen  Regelung  des  Rechtsunterrichls. 

—  y.  Tuhr,  die  neue  Litteratur  zum  Bürgerlichen  Geselz- 
buch  (Schluss),  —  Schuster,  die  Einschrankung  der  straf- 
rechtlichen  Verfolgung  auf  wissenlliche  Urheberrechtsverlet- 
zungen.  —  N°.  19.  Je  Ui  nek,  China  und  das  Völkerrecht. — 
W  a  c  h ,  die  neue  Litteratur  zum  Givilprozessrecht.  —  D  a  m  m  e, 
das  Reichsgesetz  betr.  die  Palentan walte  v.  21.  Mai  1900.  — 
Fiellmann,  J.  J.  W.  von  Planck-}-.  —  N'.  20.  Dove,  die 
Vorschlage  zur  Revision  des  Börsengesetzes.  — Adickes,  soll 
die  Erganzungsprufung  im  Griechischen  fur  Juristen  aufrecht 
er  halten  werden  ?  --  Spahn,die  neue  Litteratur  zur  Konkurs- 
ordnung.  —  N'.  21.  Jebens,  das  Preuss.  Oberverwaltungs- 
gericht.  —  Frommhold,  Juristische  Kliniken.  —  v.  Schwarze, 
die  neue  Litteratur  zum  Reichsgesetz  uber  die  Zwangsverstei- 
gerung  und  die  Zwangsverwaltung.  —  Siméon,  die  neue 
Gerichtsvollzieherordnung  und  die  Geschaftsanweif^ung  für  die 
Gerichtsvollzieher.  —  N^  22.  Rehm,  Finnland  und  Russland. 
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—  Birkmeyer,  gegen  die  Straf barkcil  von  fahrlassigen  Urhe- 
berrechtsverletzungen.  —  José  f,  die  üeberweisung  der  Erb- 
auseinandersetzung  an  einen  preussischen  Notar  und  die  Unab- 
hangigkeit  des  Anwaltsstandes.  —  Gerhard,  Dr.  Achilles  •}-. 

Noavelle  Revue  historiqne  de  droit  frang.  etétr.,  24eannée, 
n^  4.  —  Dareste,  rapport  sur  Ie  concours  pour  Ie  prix 
Odilon-Barrot  a  décerner  ea  1900.  —  Delachenal,  journal 
des  états  généraux  réunis  k  Paris  au  mois  d'octobre  1356. 

Annales  de  droit  oommeroial,  14me  annèe.  —  N^  3.  Huard, 
de  Tévolution  du  droit  en  matière  de  propriété  industrielle 
{fin).  —  Chronique  de  jurisprudence  (Bachmann,  Alle- 
magne  4897/98).  —  N'.  4.  Amiot,  de  la  responsabilité  k 
raison  du  passif  social  déjè  formé  du  nou  vel  associé  qui  entre 
dans  une  société  en  cours  d'entreprise. 

Arohivio  Giuridioo,  vol.  65.  —  Fase.  1.  Onoranze  a  Pietro 
Ellero.  —  Pozzolini,  contributo  alla  teorica  della  truffa.  — 
Bolaffio,  riforma  delle  disposizioni  concernenti  Ie  impugna- 
tive  degli  atti  pregiudicevoH  la  massa  dei  creditori  (art.  707 
a  711  cod.  comm.).  —  Giccaglione,  Ie  Pandette  di  Buscemi. 

—  Bianchini,  la  determinazione  positiva  del  concetto  di 
prescrizione.  —  Buonamici,  recitatie  solemnis  ad  legem 
Si  filius,  19,  Dig.  de  interrogationibus  etc.  (11,1)-  —  Pre- 
sutti,   polizia   di  pubblica  sicurezza  e  polizia  amministrativa. 

—  Solazzi,  del  iusiurandum  in  litem.  —  Palmieri,  una 
osservazione  sulla  deünizione  del  documento  diplomatico.  — 
Fase.  2.  Selelti,  i  due  sistemi  della  politica  commerciale. — 
Presutti,  polizia  di  pubblica  sicurezza  e  polizia  amministra- 
tiva (fine).  —  Galante,  i  mezzi  corauni  d'impugnativa  avverso 
Ie  sentenze  degli  arbitri  (cont)  — Arnó,comentoad  Godicem, 
de  periculo  et  commode  rei  venditae  (4,48),  c.  1. 

Il  diritto  oommeroiale ,  vol.  18,  fase.  5.  —  Am  ar,  Ie  conven- 
zioni  di  Berna  et  di  Parigi  ed  il  diritto  transit orio  in  Italia 
per  Ie  traduzioni.  —  Sraffa,  lo  «star  del  credere»  del  com- 
missionario.  —  Navarrini,  alcune  questioui  in  materia  di 
apertura  di  credito. 

The  New  Jersey  Law  Journal,  vol.  23.  —  N«.  8.  Weart, 
reminiscences  of  some  fermer  noted  members  of  the  N.  J.  Bar. 
Ghancellor  O.  S  Halsled.  —  N°.  9.  Parker,  street  railroads 
in  the  public  streets.  —  Tenuant,  some  observations  on  the 
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meaning  of  the  term  <robstinate:D  as  applied  to  desertion  in 
divorce  cases.  —  N'.  10.  Wearl,  reininiscencesof  sorae  former 
noted  merabers  of  the  N.  J.  Bar.  Chancellor  Th.  Runyon.  — 
Nelson,  an  old  story  retold.  —  N'.  il.  Weart, reminiscen- 
ces  of  some  former  noted  members  of  Ihe  N.  J.  Bar.  Governer 
J.  Parker.  -—  Rosé,  uniformity  or  diversity? 
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